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Vorwort

Der vorliegende Verwaltungsbericht der Stadt Wien enthält die Beiträge der städtischen Dienststellen und
Unternehmungen über ihre Tätigkeit im Jahre 1981. Die Berichte reichen von den großen Projekten gesamt¬
städtischer Bedeutung bis zu einer Vielzahl eher bezirksbezogener Arbeiten, die letztlich aber alle der Verbesse¬
rung der Lebensqualität der Wiener Bevölkerung dienen.

Im besonderen sei noch auf den Bericht über die Durchführung der Volkszählung vom 12. Mai 1981 hinge¬
wiesen, deren Ergebnis für das finanzielle Leistungsvermögen Wiens von großer Bedeutung ist. Ein gerechter
Finanzausgleich bietet zusammen mit der Erhaltung der Vollbeschäftigung und einem qualitativen Wirtschafts¬
wachstum die Gewähr dafür, auch in künftigen Jahren die Ziele der Stadtverwaltung, sanfte Stadtemeuerungbei
Erhaltung und Schaffung einer gesunden Umwelt, erreichen zu können.

Wien, im September 1982
Magistrat der Stadt Wien

Magistratsabteilung 66 — Statistisches Amt





Verfassung und Verwaltungsorganisation
Veränderungen in den Vertretungskörpern

Der Amtsführende Stadtrat für Straße, Verkehr und Energie, Heinz Nittel (SPÖ ^wurde am 1. Mai das Opfer
eines Mordanschlages. Zu seinem Nachfolger wurde am 14. Mai Gemeinderat a. D. Ing. Fritz Hofmann (SPÖ)
gewählt.

Ihre Mandate als Mitglieder des Gemeinderateslegten zurück:
Leopold Schwarz(SPÖ ) mit 20.Jänner, Albert Schultz(SPÖ ) mit Rücksicht auf seine Wahl zum Bezirksvor¬

steher mit 2.April, Walter Lehner(ÖVP) mit 30.April, Dr. Kurt Zeman(SPÖ ) mit 1. Mai, Ing. Fritz Hofmann
(SPÖ) im Hinblick auf seine Nominierung als Mitglied des Stadtsenates mit 13. Mai, Ingrid Smejkal( SPÖ) mit
Rücksicht auf ihre Angelobung als Abgeordnete zum Nationalrat mit 5. Oktober.

Folgende Ersatzmännerwurden in den Gemeinderat berufen und angelobt:
Franz Haas (SPÖ)  am 30.Jänner, Kurt Eder(SPÖ), Karl Kremnitzer(SPÖ), Karl Lacina(SPÖ ) und Peter Neu¬

mann (ÖVP ) am 14. Mai, Gertraud Marchfeld(SPÖ ) am 30. Oktober.
Am 14. Mai wurde an die 2. Stelle der Vorsitzenden des Gemeinderates Dkfm. Dr. Erich Ebert (ÖVP ) an

Stelle von Walter Lehner(ÖVP ) gereiht; auf die dadurch freigewordene5. Stelle wurde Gertrude Härtel (ÖVP)
berufen.

In den Gemeinderatsausschüssenergaben sich folgende Änderungen:
Es wurden gewählt in den

— Gemeinderatsausschußfür Personal- und Rechtsangelegenheiten
die Gemeinderäte Eder(SPÖ)  und Dr. Glatzl (ÖVP ) an Stelle der GemeinderäteDkfm. Dr. Sigrun Schlick(ÖVP)
und Ing. Svoboda(SPÖ ) am 14. Mai;
— Gemeinderatsausschußfür Finanzen und Wirtschaftspolitik
Gemeinderat Kneidinger(SPÖ ) an Stelle des Gemeinderates Schultz(SPÖ ) am 14. Mai;
— Gemeinderatsausschußfür Kultur und Bürgerdienst
Gemeinderat Gertraud Marchfeld(SPÖ ) an Stelle Gemeinderat Ingrid Smejkal(SPÖ ) am 30. Oktober;
— Gemeinderatsausschußfür Gesundheit und Soziales
die Gemeinderäte Dr. Marilies Flemming(ÖVP ) und Lacina (SPÖ ) an Stelle der Gemeinderäte Lehner(ÖVP)
und Dr. Zeman(SPÖ ) am 14. Mai;
— Gemeinderatsausschußfür Umwelt und Freizeit
Gemeinderat Haas (SPÖ ) an Stelle Gemeinderat Schwarz(SPÖ ) am 30.Jänner; die Gemeinderäte Freinberger
(SPÖ), Leopoldine Pfauser(SPÖ)  und Neumann(ÖVP)  an Stelle der Gemeinderäte Edlinger(SPÖ), Haas (SPÖ)
und Dr. Glatzl (ÖVP ) am 14. Mai;
— Gemeinderatsausschußfür Vermögensverwaltung, städtische Dienstleistungen, Konsumentenschutz
die Gemeinderäte Haberl (SPÖ ), Lacina (SPÖ ) und Ing. Svoboda(SPÖ ) an Stelle der Gemeinderäte Freinberger
(SPÖ), Kneidinger(SPÖ ) und Outolny(SPÖ)  am 14. Mai; Gemeinderat Eder(  SPÖ) an Stelle Gemeinderat Ingrid
Smejkal(SPÖ ) am 30. Oktober;
— Gemeinderatsausschußfür Straße, Verkehr und Energie
die Gemeinderäte Haas (SPÖ ) und Kremnitzer(SPÖ ) an Stelle der Gemeinderäte Haberl (SPÖ ) und Schultz
(SPÖ) am 14. Mai;
— Kontrollausschuß
Gemeinderat Outolny(SPÖ ) an Stelle Gemeinderat Dr. Zeman(SPÖ ) am 14. Mai;

In die Gemeinderätliche Personalkommissionwurden am 14. Mai die Gemeinderäte Eder (SPÖ ) und
Dr. Glatzl (ÖVP) an Stelle der GemeinderäteIng. Svoboda(SPÖ)  und Dkfm. Dr. Sigrun Schlick(ÖVP )gewählt.

In den Sparkassenrat der Zentralsparkasse und Kommerzialbank, Wien, wurde am 21. September Prokurist
Dr. Kurt Mazanek (ÖVP ) an Stelle Dkfm. Dr. ClausJ. Raidl (ÖVP ) gewählt.

Der Gemeinderat trat zu 12 öffentlichen und 10 nichtöffentlichen Sitzungen, der Landtag zu 7 Sitzungen
zusammen. Der Stadtsenat hielt 35, die Landesregierung 34, der Stadtsenat gemeinsam mit dem Finanzaus¬
schuß 4 Sitzungen, das Immunitätskollegiumund der Unvereinbarkeitsausschußhielten je 1 Sitzung ab. Der
Gemeinderat behandelte in seinen Sitzungen 928, der Landtag 13, der Stadtsenat 2.696, die Landesregierung
714, der Stadtsenat gemeinsam mit dem Finanzausschuß5, der Unvereinbarkeitsausschuß3 Geschäftsstücke
und das Immunitätskollegium1 Geschäftsstück.

Unter den Sitzungen des Gemeinderatesund Landtages sind besonders hervorzuheben
die Trauersitzung des Gemeinderates am 8. Mai aus Anlaß der Ermordung des Amtsführenden Stadtrates Heinz
Nittel,  an der nebst den Angehörigen des Verschiedenen der Herr Bundespräsident, Herr Kardinal DDr. König,
der Herr Bundeskanzler, die Herrn Präsidenten des Nationalrates, der Herr Vizekanzler, einige Bundesminister
und der 1. Vorsitzende-Stellvertreter des Bundesrates Teilnahmen;
die Festsitzung des Wiener Landtages am 16. Dezember aus Anlaß des 60.Jahrestages der Begründung Wiens
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als selbständiges Bundesland. An dieser Festsitzung nahmen der Herr Bundeskanzler, der Präsident und der 3.
Präsident des Nationalrates, einige Bundesminister, die Landeshauptleutevon Niederösterreichund Kärnten,
die Vorsitzenden-Stellvertreter des Bundesrates sowie die Präsidenten des niederösterreichischenLandtages teil.

Magistratsdirektion
Die Magistratsdirektion bestand im Jahre 1981 aus den Referaten Präsidialbüro, Büro des Magistratsdirektors,

Ehrenzeichenkanzlei, Koordinationsbüro, Verwaltungsakademie, Verwaltungsrevision, Verwaltungsorganisation,
Automatische Datenverarbeitung, Rechtsmittelbüro, Verwaltungstechnik, Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten
und Stadtbaudirektion.

Im Jahre 1981 hatte das Präsidialbüro weit über 6.000 Einlaufstücke zu bearbeiten.
Das Repräsentationsreferat hatte 450 gesellschaftliche Veranstaltungen, 44 Eröffnungsfeierlichkeiten, Grund¬

steinlegungenund Spatenstichfeiernsowie 21 sonstige VeranstaltungenverschiedenerArt vorzubereiten und
durchzuführen. Die 450 gesellschaftlichen Veranstaltungen wurden von insgesamt 59.081 Gästen besucht, von
denen 21.533 aus dem Ausland kamen. Im Hinblick auf ihre Besucherzahl sind der Empfang anläßlich der
Angelobung von 2.300 Jungmännem, der Jungbürgerballmit 2.560 Besuchern sowie der Empfang anläßlich des
InternationalenKongresses für Pharmazeutische Wissenschaft mit 1.950 Teilnehmern besonders zu nennen.

Die Vorbereitung der In- und Auslandsreisendes Herrn Bürgermeisters und offizieller Delegationen der
Stadt Wien sowie des Besuches ausländischer Delegationen in Wien und deren Betreuung während des Aufent¬
haltes war wieder ein weiterer Schwerpunkt in der Tätigkeit des Repräsentationsreferates.

Im Jahre 1981 besuchten folgende Persönlichkeitendas Wiener Rathaus und trugen sich in das Goldene
Buch der Stadt Wien ein: Am 12. Februar S. E. der Ministerpräsidentdes Großherzogtums Luxemburg Dr.
Pierre Werner,  am 2.April S. E. der Vorsitzende des Bundesexekutivrates der Sozialistischen Föderativen Repu¬
blik Jugoslawien Veselin Djuranovic,  am 8.April S. E. der Vorsitzende des Ministerrates der Union der Soziali¬
stischen SowjetrepublikenA. Nikolaj Tichonow,  am 10. April Kantonsratspräsident von Zürich Emst Spillmann,
am 11. Mai Bürgermeister von Kopenhagen Bent Nebelong,  am 27. Mai Präsident des Regierungsrates des Kan¬
tons Bern Henri-Louis Favre,  am 29. Mai Präsident des Grand Conseil Genf Pierre Schmid,  am 14. September
Präsident des Landtages der autonomen Provinz Trient Riccardo Ricci,  am 15.Oktober Seine Heiligkeit der
Patriarch von Äthiopien Tekle Haimanot II.  und am 3. Dezember Generalsekretär des Europarates Dr. Franz
Karasek.

In der Volkshalle des Wiener Rathauses wurden folgende Ausstellungen gezeigt: Vom 12. bis 24.Jänner
„Künstler malen und zeichnen in den Betrieben“ (1.573 Besucher), vom 29. April bis 2. August „Tagebuch der
Straße“ (97.222 Besucher), vom 5. bis 18. Oktober „Moskau — Hauptstadt der UdSSR“ (10.798 Besucher) und
vom 25. November 1981 bis 17.Jänner 1982 „Picasso in Wien“ (80.000 Besucher).

Folgende Eröffnungen,  Grundsteinlegungen, Benennungen und Inbetriebnahmen wurden vorberei¬
tet und durchgeführt:

Am 28. Februar wurde die U 1 im StreckenabschnittNestroyplatz—Praterstem in Betrieb genommen und
die U-Bahn-Station Praterstem eröffnet. Eröffnet wurden am 12. März die Kindertagesheimeder Stadt Wien in
12, Am Schöpfwerk 29, Stiege 10 und Stiege 12, und am 18. März die Ausstellung„Kennenlemen — Verste-
henlemen“. Am 21. März wurde die Benennung der städtischen Wohnhausanlage in 18, Gersthofer Straße
125—129, mit „Pablo-Neruda-Hof“ feierlich begangen. Am 9. April wurde das Kindertagesheimder Stadt Wien
in 21, Schwanngasse 11, eröffnet, am 29. April das 125jährige Bestehen der Wiener Stadtbibliothek mit der
Eröffnung der Ausstellung„Tagebuch der Straße —Wiener Plakate“gefeiert. Die Eröffnung des XV. Internatio¬
nalen Wiener Festwochen-Bowling-Tumiers fand am 1. Mai, die des Anna-Freud-Kindertagesheimesder Stadt
Wien in 18, Gersthofer Straße 125—129 am 4. Mai statt, ebenso wie die Gmndsteinlegung für das Bezirkshal¬
lenbad Kagran in 22, Portnergasse—Lenkgasse. Am 16. Mai konnten der neugestaltete Hamerlingpark sowie die
Wiener Festwochen, am 30. Mai die Donauinsel, Abschnitt Nord, und die neuerrichtete Straßenbahnhaltestelle
auf der Floridsdorfer Brücke, Station Donauinsel, eröffnet werden. Die Eröffnung und Benennung des Pensioni¬
stenheimes „Aiszeile“ fand am l .Juni, die des 3. Zentralberufsschulgebäudesam 12.Juni statt, ebenso wie die
des in den letzten sechs Jahren gestalteten Stadtwäldchens in 21, Großfeldsiedlung. Am 27.Juni wurde die städ¬
tische Wohnhausanlage in 17, Neuwaldegger Straße 50—54, der „Karl-Panek-Hof“, am 29.Juni der Naturlehr¬
pfad in 11, Kaiserebersdorfer Straße 126, am 30.Juni der neue große Spielplatz in 12, Am Schöpfwerk, ihrer
Bestimmung übergeben. Die Besichtigung der neuen Aufforstung im 10. Bezirk am Laaer Berg fand am 4.Juli,
die Eröffnung und Benennung des Pensionistenheimes„An der Türkenschanze“ am 11. September, die Eröff¬
nung der Ausstellung„Wien 2000“ am 17. September statt. Am 19. September wurde die städtische Wohnhaus¬
anlage in 15, Schwendergasse 41, „Karl-Holoubek-Hof“ benannt, am 20. September die Seniorenwoche 1981
eröffnet, am 23. September eine städtische Wohnhausanlage Johann -Holzer-Hof“, am 26. September jene in 2,
Wehlistraße 131—143, „Hubert-Hladej-Hof“ benannt. Die feierliche Übergabe der 200.000sten Gemeindewoh¬
nung fand am 2. Oktober statt ebenso wie die Eröffnung der städtischen Wohnhausanlagein 16, Ameisbach-
10



zeile 119—123. Am 5. Oktober wurde die Ausstellung „Moskau — Hauptstadt der UdSSR“ eröffnet, am
7. Oktober die Benennung des Wiener Weststadions in 14, Keisslergasse6, mit „Gerhard-Hanappi-Stadion vor¬
genommen. Die Eröffnung der Volksschule der Stadt Wien in 23, Akaziengasse 52—54, fand am 22.Oktober
statt. Am 24. Oktober wurde die Gedenkstätte für die Opfer des Faschismus enthüllt. Die Benennung der Sport¬
anlage der Stadt Wien in 10, Heuberggstättenstraße(Laxenburger Straße) mit „Franz-Hölbl-Sportaplage“ wurde
am 24. Oktober feierlich begangen, die Eröffnung des Kindertagesheimesder Stadt Wien in 16, Ottakringer
Straße 202, am 29. Oktober, die Eröffnung der A 22-Donauuferautobahnund die feierliche Enthüllung des neu-
aufgestellten Lessing-Denkmals in 1, Judenplatz, am 31. Oktober. Am 9. November erfolgte die Grundsteinle¬
gung für das Berufsrehabilitationszentrumfür psychisch Kranke in 21, Autokaderstraße(Spundagasse), am
25. November die Eröffnung der Ausstellung„Picasso in Wien“, am 28. November die Übergabe der restaurier¬
ten Dreifaltigkeitssäule(Pestsäule). Die Spatenstichfeier anläßlich des Baubeginnes der 145.000sten städtischen
Wohnung, die nach 1945 errichtet wurde, in 3, Lechnerstraße2—4, fand am 3. Dezember, die Grundsteinle¬
gung für ein Wiener Pensionistenheimin 14, Felbigergasse 79, am 12. Dezember, eine weitere für ein Pensioni¬
stenheim in 4, Phorusplatz, am 19. Dezember und die Inbetriebnahmedes U-Bahn-Teilstückes Hietzing—Hüt-
teldorf am 20. Dezember statt.

An 1.121 Neunzigjährige, 192 Fünfundneunzigjährigeund an 45 Hundert- und Mehrjährige, somit an 1.358
Wiener Geburtstagsjubilare, wurden im Rahmen von Ehrungen die Anerkennungsgabender Stadtverwaltung
überreicht. Weiters wurden 3 Gnaden-, 2 Steinerne, 11 Eiserne, 258 Diamantene und 1.360 Goldene, insgesamt
1.634 Hochzeitsjubelpaare, ins Wiener Rathaus zu Feiern eingeladen, wobei ihnen die Erinnerungsdiplome
überreicht wurden.

Das Stenographenbüro  erstellte die StenographischenProtokolle bei 7 Landtags- und 12 Gemein¬
deratssitzungen im Umfang von zusammen 1.219 Druckseiten sowie bei 35 Sitzungen der Landesregierung und
des Stadtsenates die Protokolle mit insgesamt 1.115 Maschinschreibseiten.

Der Dolmetsch - und Ubersetzungsdienst  sorgte für insgesamt 1.289 Übersetzungen aus
24 Sprachgebieten und war außerdem bei einer großen Zahl von Veranstaltungen und Besprechungen mit Dol¬
metscherdienstenbetraut.

Einer der Schwerpunkte in der Tätigkeit des Büros des Magistratsdirektors lag auch im Jahre 1981 wieder
auf dem Gebiet des Verfassungsdienstes. Die Wiener Stadtverfassungskommission(WStV-K), die im Büro des
Magistratsdirektors eingesetzt wurde, um eine umfassende Überarbeitungder Wiener Stadtverfassung— vor
allem hinsichtlich der Gesetzessprache, Systematik und Übersichtlichkeit—vorzunehmen, hielt im Jahre 1981
16 Sitzungen ab.

Im Rahmen des Legistischen Dienstes waren 137 Gesetz- und Verordnungsentwürfedes Bundes zu begut¬
achten. Außerdem wurden die Vorlagen von 16 Landesgesetzen, 13 Verordnungender Landesregierung, 6 Ver¬
ordnungen des Landeshauptmannes und 3 Kundmachungen des Magistrates einer Prüfung unterzogen. Wegen
seines umfangreichen Regelungsinhaltesist in diesem Zusammenhang das Bundesgesetz vom 12. fum 1981
über die Presse und andere publizistischeMedien (Mediengesetz), BGBl. Nr. 314/1981, zu erwähnen. Im Hin¬
blick auf die gesetzestechnischenAnforderungen erweisen sich insbesondere die verschiedenen Novellen zu
den Sozialversicherungsgesetzen(ASVG usw.) von besonderer Bedeutung. Von den Landesgesetzen, die im
Jahre 1981 vom Landtag beschlossen wurden, sind die Vergnügungssteuergesetznovelle1981, LGB1. für Wien
Nr. 16/1981, sowie das Gesetz vom 27. März 1981, mit dem das Veranstaltungsgesetz geändert wird, LGB1. für
Wien Nr. 17/1981, hervorzuheben.

Das Land Wien ist im Jahre .1981 nach eingehenden und umfangreichen Vorarbeiten der Vereinbarung
gemäß Art. 15 B-VG, betreffend den Landesgrenzen überschreitenden Berufsschulbesuch, beigetreten.

Im Rahmen des Verfassungsdienstes und des Legistischen Dienstes wurden wie in den Vorjahren auch 1981
zahlreiche Anfragen beantwortet. Einen breiten Raum nehmen stets auch die vom Büro des Magis.tratsdirektors
auszuarbeitendenRechtsgutachten ein, die immer wieder vor allem von politischen Funktionärenangesprochen
werden. Zur Regelung rechtlicher und organisatorischerFragen wurden 89 Erlässe herausgegeben. So wurde
zum Beispiel mit Erlaß vom 23.Juli 1981, MD — 1240 — 5/80, die Abwicklung städtischer Grundtransaktio¬
nen neu geregelt. Die Herausgabe dieser Dienstvorschrift, die den Erlaß vom 5. März 1975, MD —842 — 1/75,
ersetzt, erwies sich im Hinblick auf mehrfach festgestellte Koordinationsmängelals erforderlich und wurde
nach umfangreichenUntersuchungenüber die optimale Ablauforganisation bei Durchführung von städtischen
Grundtransaktionen vorgenommen. In Fortsetzung der Bemühungen, generelle Weisungen zu aktualisieren,
erfolgte mit Erlaß vom 12.August 1981, MD — 1379 — 1/81, eine umfassende Zusammenstellungder Stem¬
pelgebühren, Verwaltungsabgaben, Kommissions- und Überwachungsgebühren. Diese Zusammenstellung
ersetzt mehrere Erlässe der Magistratsdirektion, die teilweise bis in das Jahr 1968 zurückreichtenund die durch
die seither mehrfach eingetretenenÄnderungen der Abgabentatbeständeund Tarife überholt waren. Zu erwäh¬
nen ist im Hinblick auf die besondere Bedeutung in organisatorischer Hinsicht auch die Allgemeine Dienstvor¬
schrift für die magistratischenBezirksämter(Organisationshandbuch), die mit Erlaß vom 9-Dezember 1981,
MD —803 —4/79, herausgegeben wurde. Mit Erlaß vom 2.Juli 1981, MD — 1275 — 2/81, betreffend organi-
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satorische und personelle Änderungen der MD -Stadtbaudirektion , erfolgte zur Optimierung der Leistungen im
technischen Bereich eine Neustrukturierung der MD-Stadtbaudirektion , bei der fünf Gruppen und fünf Dezer¬
nate geschaffen wurden . Die Errichtung von neuen Außenstellen des Bürgerdienstes wurde mit Erlaß vom
10. März 1981, MD — 1931 — 4/80 , verfügt . Dadurch hat die Stadtverwaltung ihr Angebot an Serviceleistun¬
gen erweitert.

2.982 Geschäftsfälle wurden von der Verbindungsstelle an den Herrn Landesamtsdirektor bzw. an das Amt
der Wiener Landesregierung herangetragen und vom Büro des Magistratsdirektors — in den meisten Fällen
nach Einholung von Stellungnahmen der betroffenen Fachdienststellen — erledigt.

Die Kanzlei des Büros des Magistratsdirektors hatte insgesamt 8.792 Geschäftsstücke zu protokollieren . Der
Rückgang gegenüber den Vorjahren ist auf der. Umstand zurückzuführen , daß die MD-Präsidialbüro nunmehr
über ein eigenes Protokoll verfügt.

Das Büro des Magistratsdirektors bereitete zwei Landeshauptmännerkonferenzen , zwei Landtagspräsidenten¬
konferenzen , drei Landesamtsdirektorenkonferenzen (zwei ordentliche und eine außerordentliche ) sowie eine
Magistratsdirektorenkonferenz vor.

Einen weiteren wesentlichen Aufgabenbereich des Büros des Magistratsdirektors stellte die Dienstaufsicht
über die Leiter von Magistratsabteilungen und magistratischen Bezirksämtern , über Bedienstete mit Sonderauf¬
gaben , Bedienstete der Magistratsdirektion , soweit sie dem höheren Dienst angehören oder als Sondervertrags¬
bedienstete im höheren Dienst tätig sind , sowie über alle sonstigen rechtskundigen Bediensteten und die
Redakteure der Stadt Wien dar . Mit Stichtag 31. Dezember 1981 waren dies 321 Bedienstete , wovon 199 dem
rechtskundigen Dienst angehörten . Im Jahre 1981 erfolgten im Dienstaufsichtsbereich 13 Aufnahmen in den
städtischen Dienst , 11 Übernahmen von Bediensteten aus anderen Dienstaufsichtsbereichen und 24 Versetzun¬
gen . Ausgeschieden sind 19 Bedienstete.

Hinsichtlich der Bestellung von Bediensteten mit Sonderaufgaben gemäß § 11 a der Geschäftsordnung für
den Magistrat waren die Vorarbeiten für sechs Neubestellungen (Stadtbaudirektor und fünf Gruppenleiter ) zu
leisten.

Das Büro des Magistratsdirektors hatte ferner die Ausschreibungen für die Besetzung von acht Posten von
Dienststellenleitem durchzuführen . Im Zusammenhang mit den Postenausschreibungen waren auch die Sitzun¬
gen der Begutachtungskommission vorzubereiten und deren Ergebnisse zu verarbeiten.

Die Prüfung für den rechtskundigen Dienst haben acht Bedienstete mit Erfolg abgelegt.
Der Disziplinarkommission lagen 33 Fälle, der Disziplinarprüfungskommission 2 Fälle zur Erledigung vor.
Im Rahmen der Bürogeschäfte des Landessanitätsrates hatte das Büro des Magistratsdirektors drei Sitzungen

des Landessanitätsrates vorzubereiten und einzuberufen . Für zehn leitende ärztliche Stellen in städtischen Kran¬
kenanstalten mußten die Bewerber begutachtet werden . Dem Herrn Landeshauptmann war in der Folge jeweils
ein Gutachten über diese Bewerber zu erstatten.

An das Referat für Auszeichnungen und Remunerationen  wurden 1.129 Anträge
auf Förderungen und 8.493 Anträge auf Gewährung von Remunerationen gestellt.

Wie bereits in den vergangenen Jahren hatte das Büro des Magistratsdirektors auch im Jahre 1981 zwei
Bezirksamtsleiterbesprechungen vorzubereiten und durchzuführen.

Im Rahmen der Fachaufsicht über die Schlichtungsstellen wurden drei Besprechungen für Schlichtungsrefe¬
renten abgehalten.

Im Rahmen des Betrieblichen Vorschlagswesens (BVW ), dessen Bürogeschäfte das Büro
des Magistratsdirektors führt , sind 226 Anregungen zur Verbesserung der Verwaltung der Stadt Wien einge¬
langt . Die Gesamtzahl der seit der Institutionalisierung des Vorschlagswesens im Jahre 1970 eingereichten Ver¬
besserungsvorschläge hat sich damit auf 1.928 erhöht . Dem Rückgang der Zahl der eingelangten Vorschläge im
Vergleich zum Vorjahr steht ein gleichbleibend hoher Anteil an positiv bewerteten Anregungen gegenüber.
Von den 212 in den vier Sitzungen des Ausschusses für das-Betriebliche Vorschlagswesen im Jahre 1981 beurteil¬
ten Vorschlägen konnten 53 für eine Realisierung geeignet befunden und mit Prämien bedacht werden . Die
Summe der zuerkannten Prämien betrug 148.900 S, die beiden höchsten Einzelprämien je 30 .000 S. Das sind
die höchsten Einzelprämien seit Bestehen des Betrieblichen Vorschlagswesens.

Die Beratende EDV -Kommission hat die Aufgabe , sich mit allen Fragen der automatischen Datenverarbei¬
tung im Bereich des Magistrates zu befassen und hiebei insbesondere die Zweckmäßigkeit , Wirtschaftlichkeit
und Dringlichkeit von EDV -Vorhaben zu prüfen , Prioritäten und zeitliche Abläufe festzulegen und die Durch¬
führung der genehmigten Projekte zu verfolgen . Ziel ihrer Tätigkeit ist es, dem Magistratsdirektor Grundlagen
für Entscheidungen auf diesem Gebiet an die Hand zu geben . Die Kommission hat im Jahre 1981 elfmal getagt.
In den beiden letzten Sitzungen wurde auch über die Fortschreibung des 1979 entwickelten mittelfristigen
EDV -Konzeptes um ein weiteres Jahr beraten.

Die Magistratsdirektion -Ehrenzeichenkanzlei hatte im Bereich der Stadt - und Landesauszeichnungen
437, in dem der Bundesauszeichnungen 327 Akten zu bearbeiten . Gegenüber dem Jahre 1979 hat sich somit
eine Zunahme um 58 Prozent ergeben . Im Jahre 1980 wurde durch die Ehrung von Bezirksräten , Gemeinderä-
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ten und anderen Mandataren ein weit über dem üblichen Durchschnitt hinausreichenderAktenstand erreicht.
Bei den Bundesauszeichnungenblieb der Aktenstand etwa gleich.

Überreicht wurde das große Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien Sektionschef Dr.Wil¬
helm Grimburg.

16 Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien wurden überreicht, darunter dem Dermatologen
Univ.-Prof. Dr.Josef Tappeiner,  dem Direktor der Ärztekammer Wien Hofrat Dr. Walter Urbarz,  dem Schrift¬
steller Prof. Karl Bruckner  und dem Gemeinderat und StadtphysikusMed.-Rat Dr. Kurt Zeman.

13 Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien wurden vergeben, darunter an den Musikschrift¬
steller Hofrat Prof. Dr. Hans Jancik,  den Generalinspektorder Zollwache Min.-Rat Dr. Otto Gratschmayer  und
an das Architektenehepaar Eva und Karl Mang.

93 Goldene Verdienstzeichendes Landes Wien wurden überreicht, darunter dem Präsidenten der Österrei¬
chisch-Polnischen Gesellschaft Dr.Theodor Kanitzer,  dem Maler Karl Bednarik,  dem Restaurateur Ing. Hugo
Reinprecht,  dem Konzertmeisterdes ORF-Symphonieorchesters Prof. Dr.Viktor Redtenbacher,  dem Kapellmei¬
ster Adolphe Sibert  und Louise Gerstner  sowie einer Reihe von Bezirksräten.

96 Silberne Verdienstzeichendes Landes Wien wurden vergeben, unter anderem an die Webern-Forscherin
Rosaleen Moldenbauer,  den Präsidenten des Verbandes Österreichischer LandsmannschaftenIng. Peter Jegel
und an zahlreiche Bezirksräte.

Eine Rettungsmedailledes Landes Wien wurde überreicht. 356 Einsatzmedaillen des Landes Wien erhielten
Angehörige des Roten Kreuzes, des Rettungsdienstesund des Arbeiter-Samariter-Bundes in Würdigung ihrer
großen Leistungen anläßlich des Zugsunglücks im Wiener Südbahnhof sowie Angehörige verschiedener freiwil¬
liger Feuerwehren in Würdigung ihrer besonderen Einsatzbereitschaft anläßlich von Sturmschäden in Wien.

Vier Insignien der Ehrung„Ehrenbürger der Stadt Wien“ erhielten Vizekanzlera. D. DDr. Bruno Pittermann,
Präsident des Nationalratesa. D. Prof. Dr. Alfred Maleta,  Komponist Ernst Krenek  und die Abgeordnete zum
Nationalrata. D. Rosa Jochmann.

Vier Ehrenringe der Stadt Wien wurden den KammerschauspielernProf. Hans und Hofrat Hermann Thimig,
Direktor Hofrat Prof. Dr. Emst H. Haeusserman  und Prof. Hans Jaray  überreicht.

Zehn Ehrenmedaillen der BundeshauptstadtWien in Gold bekamen unter anderem Regisseur ao Hoch-
schul-Prof. Otto Schenk,  Direktor der Österreichischen Galerie Hofrat Dr. Hans Aurenhammer,  Prof. Heinz Con¬
rads  und der Neurologe Univ.-Prof. Dr. Walther Birkmayer.

Fünf Ehrenmedaillen der BundeshauptstadtWien in Silber wurden an den Musikschriftsteller Prof. Rudolf
Klein,  den BühnenbildnerProf. Dipl.-Ing. Dr. Gottfried Neumann-Spallart,  den Komponisten Prof. Hans Staeps
und den Drehbuchautor Kurt Nachmann  sowie an die Schriftstellerin Doris A. Mühringer  vergeben.

Eine Otto-Glöckel-Medaille der Stadt Wien wurde HauptschuldirektorWalter Hofmann  überreicht.
Eine Verdienstplaketteder Stadt Wien für Leistungen im Siedlungs- und Kleingartenwesen wurde vergeben.
Weiters wurden die Insignien zur Hausgehilfenehrungund eine Reihe von Bundesauszeichnungenüber¬

reicht, die entweder von der MD-Ehrenzeichenkanzleibeantragt oder von Bundesdienststellenzur Durchfüh¬
rung des Prüfungsverfahrens übermittelt worden waren.

Für die grundsätzlicheinheiüiche Regelung der Ehrungen wurden weitere Vorschläge, zum Beispiel Richtli¬
nien für Bedienstete der Bundespolizeidirektion Wien und des Österreichischen Bundesheeres, ausgearbeitet,
um neben dem bereits vereinheitlichten Prüfungsverfahren auch die sinngemäße Anwendung der Richtlinien
des Bundes bei der Graduierung der Auszeichnungengewährleisten zu können. Des weiteren ist es gelungen,
durch die Vergabe von Aufträgen für die Herstellung der verwendeten Orden und Ehrenzeichenan eine andere
Firma die diesbezüglichen Kosten bei gleicher, zum Teil auch besserer Qualität und Ausführung um nahezu die
Hälfte zu senken. Durch ein effizienteres Prüfungsverfahren und die Heranziehung weiterer Dienststellen und
Körperschaften sowie verschiedener Institutionen konnten die Vollständigkeit, Genauigkeit und Objektivität
des Ehrungsverfahrens noch weiter verbessert werden.

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Magistratsdirektion -Koordinationsbüro lag im Jahre 1981 in der Bewälti¬
gung vielfältiger grundlegender Koordinierungsaufgaben.

Mit 1.Jänner 1981 wurde der Magistratsdirektion-Koordinationsbürodurch eine Änderung der Geschäftsein¬
teilung für den Magistrat der Stadt Wien zusätzlich die Aufgabe der Evidenthaltungvon mit Bundesdienststel¬
len in Verhandlung stehenden grundsätzlichenAngelegenheitenübertragen.

Der vom Koordinationsbürogeleitete „ArbeitsausschußStadtentwicklungsplan“ setzte seine Arbeit mit der
Fertigstellung eines längerfristigen Leitbildes für die räumliche Entwicklung Wiens fort. Dem Arbeitsausschuß
oblag es, vor allem die Arbeitsergebnisse der Fachbereiche kritisch zu überprüfen und die notwendige Koordi¬
nierung durchzuführen.

Vom Koordinationsbüro wurde im Jahre 1981 ein umfassender Bericht über die Stadtemeuerung erstellt.
Aufbauend auf Meldungen der mit Fragen der Stadtemeuerungbefaßten Dienststellen wurden vom Koordina¬
tionsbüro in diesem Bericht alle für die Stadtemeuerung relevanten Daten aufgenommen und eine Übersicht
über die Leistungen der Stadt Wien in diesem Bereich sowie über die bisher getätigten Ausgaben erstellt.Jähr-
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lieh werden von der Stadtverwaltung für Stadtemeuerungsmaßnahmeninsgesamt rund 11 Milliarden Schilling
aufgewendet.

Einen weiteren Schwerpunkt im Aufgabenspektrumdes Koordinationsbürosbildeten jene Angelegenheiten,
bei denen eine Abstimmung von Interessen der Stadt Wien mit solchen des Bundes erforderlich war.

Im Sinne der dem Koordinationsbüroneu übertragenenAufgabe, die mit Bundesdienststellenin Verhand¬
lung stehenden grundsätzlichen Angelegenheiten in Evidenz zu halten, wurde eine aktuelle Zusammenstellung
von den zwischen Stadt Wien und Bund offenen Fragen vorgenommenund in wichtigen Sachbereichen Koor¬
dinierungsschritteeingeleitet.

Vom Koordinationsbürowurden weiters die Grundlagen für ein Forderungsprogrammder Stadt Wien betref¬
fend Bundeshochbauten erarbeitet. Diese Forderungen bezogen sich auf Maßnahmen im Bereich der Erhaltung
und Verbesserung von Bundesobjekten, der Verbesserung der Versorgung mit Bundeseinrichtungensowie auf
Planungs- und Liegenschaftsangelegenheiten.

Wegen der Bedeutung der Volkszählung1981 für die Zuteilung von Mitteln aus dem Finanzausgleich und
die Verteilung der Nationalratsmandatehat sich das Koordinationsbüroin die Vorbereitung und Abwicklung
der Großzählung eingeschaltet und insbesondere darauf hingewirkt, daß die Wiener Bevölkerung bei der Volks¬
zählung lückenlos erfaßt wird. In einer Informations- und Aufklärungskampagne hat man die Bevölkerung über
die Wichtigkeit dieser Zählung informiert. Mit Hilfe von Kontrollisten wurde die Vollständigkeit der Zählung
überprüft. Um der ungerechtfertigten Abwerbung von Wienern, die in anderen Gemeinden einen weiteren
Wohnsitz haben, entgegentreten zu können, wurden in einer umfassenden Aktion Fakten gesammelt, die in
dem im Volkszählungsgesetz vorgesehenen Anhörungsverfahren bei allen jenen Personen geltend gemacht wur¬
den, die in Wien einen Wohnsitz bekanntgaben, sich jedoch in einer anderen Gemeinde zählen ließen. Insge¬
samt wurden im Anhörungsverfahrenüber 30.000 Wiener für Wien reklamiert.

Weiters wurden vom Koordinationsbüro gemeinsame Anliegen der Bundesländer Wien und Niederöster¬
reich an den Bund erfaßt, um die Interessen der Ostregion gegenüber Bundesdienststellen entsprechend vertre¬
ten zu können. Bei den Anliegen handelt es sich um Investitionsvorhaben, die insbesondereder Verbesserung
der Verkehrsinfrastrukturdienen, sowie um erwünschte Maßnahmen des Bundes zur Verbesserung der Wirt¬
schafts- und Arbeitsmarktlage der Ostregion.

Vertreter der Magistratsdirektion-Koordinationsbüronahmen auch an den regelmäßig zwischen Stadt Wien
und den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) stattfindenden Koordinierungsgesprächenteil. Im Rahmen
dieser Gespräche wurden neben Einzelkoordinierungsfragen auch grundsätzliche Überlegungenüber Varianten
des langfristigen Schnellbahnausbaues in Wien angestellt sowie kurzfristig realisierbare Investitionen im
Schnellbahnbereich aufgezeigt. Im Rahmen der Gespräche Stadt Wien — ÖBB wurden auch die Vorstellungen
der Stadt Wien zum Frachtenbahnhofskonzeptder ÖBB, insbesondere im Zusammenhang mit dem geplanten
weiteren Ausbau bestehender Frachtenbahnhöfe, diskutiert.

Bei der Koordinierung von Anliegen der InternationalenOrganisationen stand im Jahre 1981 neben diversen
Einzelproblemen insbesondere die Frage der Errichtung einer InternationalenSchule mit Standort in 22, Pran-
daugasse—Siebeckstraße im Vordergrund. Vom Kocfrdinationsbüro wurden in diesem Tätigkeitsfeld auch die
Interessen der Stadt Wien bei Verhandlungen im Zusammenhang mit Problemen der IIASA in Laxenburg, der
beabsichtigten Gründung des Internationalen Institutes für Rohstofforschung, der IAEO-Laboratorienin Sei¬
bersdorf sowie der Vorbereitung der UN-Weltraumkonferenz, die im August 1982 in der Wiener Hofburg statt¬
finden soll, wahrgenommen. Uber Anregung des Koordinationsbüroswurde auch eine Studie über die Bedeu¬
tung der InternationalenOrganisationen in Wien durchgeführt. Derzeit sind rund 4.000 Beschäftigte bei Inter¬
nationalen Organisationentätig. Der Wirtschaft fließen aus der Anwesenheit der Internationalen Organisatio¬
nen jährlich rund 1,6 Milliarden Schilling zu.

Das Koordinationsbüro beteiligte sich im Rahmen der Organisation für wirtschaftlicheEntwicklung und
Zusammenarbeit(OECD) an einer Studie, die einen internationalen Vergleich der Struktur, Probleme und Ent¬
wicklungstendenzen von Großstädten in westlichen Industriestaaten zum Gegenstand hatte. Die Ergebnisse die¬
ser Studie zeigten, daß die Bevölkerungsabnahme in Großstädten ein internationalerTrend in den entwickelten
Industrieländern ist. Auf Grund der Ergebnisse wird nunmehr geprüft, durch welche Impulse eine gegenläufige
Entwicklung eingeleitet werden kann und die negativen Auswirkungendes Bevölkerungsrückganges und des
Zurückbleibensder Wirtschaftskraft gemildert werden können.

Im Koordinationsbürowurde unter anderem auch geprüft, welche Auswirkungensich durch den geplanten
weiteren Ausbau der Donaukraftwerke für Wien, insbesondere durch veränderte Staulagen bzw. Fließgeschwin¬
digkeiten der Donau auf die Abwasserbeseitigung, den Hafenbetriebund die Grundwasserwerke, ergeben.

Vom Koordinationsbürowurden die Bemühungen fortgesetzt, allgemeines Grundlagenmaterialauszuwerten
und dieses allen interessierten Dienststellen zur Verfügung zu stellen. Eine wichtige Aufgabe stellte auch die
Beobachtung der Wirtschaftsentwicklung, insbesondereder Arbeitsmarktlage, dar. Das Koordinationsbüro hat
mehrfach darauf hingewiesen, daß sich im industriellen und baugewerblichen Bereich die Arbeitsmarktsituation
verschlechtert, was einerseits auf die ungünstige Produktionsentwicklung, aber auch auf das offensichtliche
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Abwandem von Arbeitskräften aus benachbarten Bundesländern auf den Wiener Arbeitsmarktzurückzuführen
ist.

Um sicherzustellen, daß im Bereich des Magistrates eine auf die Erfordernisse abgestimmteForschungstätig¬
keit durchgeführt wird, hat das Koordinationsbürowie bereits in den vergangenen Jahren Koordinierungsbe¬
sprechungen mit den forschenden Fachdienststellengeführt und für das Jahr 1982 ein abgestimmtes For¬
schungsprogramm erstellt. In Anbetracht der angespanntenBudgetsituation der Stadt Wien wurde darauf geach¬
tet, nur dringend notwendige Arbeiten vorzusehen.

Die vom Koordinationsbüroaufgebaute Auftragsevidenz über die Forschungsarbeitender Stadt Wien wurde
1981 fortgeführt. Wichtige Forschungsergebnisse wurden allen daran interessierten Fachdienststellenzugäng¬
lich gemacht. Die seit I960 geführte Zusammenstellungder Forschungsarbeiten der Stadt Wien wurde um jene
Arbeiten ergänzt, die 1979 und 1980 abgeschlossen wurden. Diese Zusammenstellung ist nach Sachgebieten
und Fachdienststellen gegliedert.

Das Koordinationsbürofungiert auch als Geschäftsstelle des im Jahre 1978 gegründeten Koordinationskomi¬
tees Bund—Land Wien für Rohstofforschung, Rohstoffversorgungssicherung und Energieforschung. 1981 wur¬
den zwei Sitzungen abgehalten, in denen vier gemeinsam finanzierte Projekte behandelt wurden.

Wie in den vergangenen Jahren wurden vom Koordinationsbürowieder Berichte über die Dienstreise syste¬
matisch erfaßt und auf neu gewonnene Erkenntnisse hin durchgearbeitet. 1981 sind 258 Dienstreiseberichte
zugegangen, von den 185 an andere Dienststellen zur Information weitergeleitet wurden.

Um die Auswirkungen der zukünftigen Wohnbautätigkeit auf soziale und technische Einrichtungen der
Infrastruktur besser beurteilen zu können sowie um festzustellen, ob die Bauträger über ausreichende Flächen¬
reserven verfügen, führt das Koordinationsbüroin Intervallen von zwei Jahren bei den wichtigsten Wohnbauträ¬
gem Erhebungen über Wohnbauflächenreservendurch. Die Ergebnisse der Erhebung des Jahres 1981 zeigen,
daß, wie in den letzten Jahren, Wohnbauflächenreservenfür einen Zeitraum von rund 4 bis 5Jahren vorrätig
sind. Rund 50 Prozent der Flächen befinden sich im dichtbebauten Gebiet und sind daher der Stadtemeuerung
zuzurechnen.

Gemeinsam mit den zuständigen Fachdienststellen hat das Koordinationsbüroerstmals auch die Subjektför¬
derung im Rahmen der Wohnbauförderung 1968 analysiert und dabei festgestellt, daß die Gesamtausgaben für
Wohnbeihilfen in den letzten Jahren wesentlich gestiegen sind. In einzelnen Wohnhausanlagen erreicht der
Anteil der Subjekthilfebezieher bereits 70 Prozent.

In den der Magistratsdirektion-Koordinationsbüro im Jahre 1979 angegliedertenzwei neuen Aufgabenberei¬
chen, dem »Arbeitskreis Energie“ und der »KoordinationsstelleDonaubereichWien“, wurden die begonnenen
Arbeiten intensiv fortgesetzt.

Der Arbeitskreis Energie hat 1981 sechs Ausschüsse betreut, die insgesamt 14 Sitzungen abgehalten haben.
Der Arbeitsausschuß 1 befaßte sich mit dem Femwärmeanschlußvon Wohnhausanlagen der Gemeinde

Wien. Im Rahmen eines Ende 1980 ausgearbeiteten Zweijahresplanes wurde 1981 der Anschluß von 500 Woh¬
nungen an die Fernwärme vorbereitet. Für 1982 ist der Anschluß von weiteren 1.000 Wohnungen vorgesehen.
Ende 1981 wurde ein Dreijahresplan für die Jahre 1983 bis 1985 in Angriff genommen. Über die an die Fern¬
wärme anzuschließendenGebiete konnte bereits ein grundsätzlicherKonsens erzielt werden.

Der Arbeitsausschuß2 befaßte sich mit Fragen des Einsatzes der Sonnenenergie in Bädern sowie Energiefluß¬
messungen in Hallenbädern. Da die 1980 durchgeführten Meßreihen ergeben haben, daß beim Ablesen der
Meßinstrumente durch das Bedienungspersonal der Bäder keine genügend genauen Meßergebnisse erreicht wer¬
den können, hat der Arbeitskreis Energie eine zentrale Registriereinheitentwickelt, die es ermöglicht, die
Meßergebnisse von 32 Meßeinheitenzu erfassen und nach einem Zeitprogramm auf Band zu speichern. Auf
diesem Band können im Wochenbetrieb bis zu 64.000 Meßergebnisse gespeichert und sodann in einer vom
Arbeitskreis Energie angeschafften Rechenanlage abgelesen, ausgedruckt und rechnerisch ausgewertet werden.
1981 wurden diese vollautomatischen Meßgeräte im Theresienbad eingebaut. Für 1982 ist der Einbau von Meß¬
geräten im Hietzinger Bad vorgesehen. Vom Arbeitskreis Energie angeschaffte Strommeßgerätemit Impulsge¬
ber sollen in Zukunft für Energieflußmessungen bei Wärmepumpeneinheiteneingesetzt werden. Der erste Ein¬
satz dieser Geräte ist in den Kinderfreibädem Hugo-Wolf-Park und Rodaun vorgesehen.

Der Arbeitsausschuß3 bereitete Kontrollmessungenan Heiz- und Kombithermen in der neu errichteten und
teilweise mit Solarheizungenausgestatteten Wohnhausanlage Johann-Gottek-Gasse im 23. Bezirk vor. Diese
Wohnhausanlage wird im März 1982 der Wohnhausverwaltung übergeben werden. Der Ausschuß 3 hat auch in
Zusammenarbeitmit den Wiener Gaswerken in sechs mit Gasthermen beheizten Objekten Meßeinheitenein¬
gebaut, um Vergleichsmessungen durchführen zu können.

Der Arbeitsausschuß4 befaßte sich mit der Entwicklung eines Sonnenenergieturmes, der in der Wohnhaus¬
anlage in 23, Johann-Gottek-Gasse zur Aufstellung gelangt. Der Sonnenenergieturm wird Heizwärme und
Warmwasser für vier Wohnobjekte liefern.

Der Arbeitsausschuß5 hat sich im Jahre 1981 mit einem Gas-Wärmepumpen-Projekt zur besseren Auswer¬
tung der Wärme der Heilquelle Oberlid befaßt.
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Ende 1981 wurde ein sechster Arbeitsausschuß gegründet, der sich mit Wärmepreisvergleichen sowie mit der
Vorbereitungvon entsprechendem Informationsmaterial, mit dem für den Anschluß von Wohnungen an die
Fernwärme geworben werden soll, befaßt.

Über Auftrag des Arbeitskreises Energie wurde in der Heizwerkstätte der MA 32 eine dritte Kollektorgenera¬
tion entwickelt, an der Messungen des thermodynamischen Wirkungsgradessowie Materialuntersuchungen
durchgeführtwerden.

Die KoordinationsstelleDonaubereich Wien hat im Jahre 1981 Verhandlungen mit dem Bund über eine Klä¬
rung der künftigen Grundbesitzverhältnisseim Donaubereich fortgeführt, ln Verhandlungen konnte erreicht
werden, daß Niederösterreich seine rechtlichen Bestimmungen jenen Regelungen anpaßt, die für den Donaube¬
reich auf Wiener Stadtgebiet bereits Anwendung finden.

Um im Katastrophenfallkurzfristig gezielte Maßnahmen treffen zu können, wurde mit den verschiedenen
Fachdienststellendes Magistrates bzw. Organisationen, die außerhalb des Magistrates stehen, ein Alarm- und
Einsatzplan ausgearbeitet. Eine im Sommer 1981 abgehaltene größere Einsatzübung zeigte als Ergebnis, daß
sich die getroffenen Maßnahmen(Meldestellen für Unfälle, Kooperation der Rettungsmannschafteninnerhalb
und außerhalb des Magistrates) bereits gut bewähren.

1981 konnten weitere fertiggestellte Abschnitte der Donauinsel und der Neuen Donau, vor allem der Bereich
Langenzersdorf bis zur Floridsdorfer Brücke, der Bevölkerung zur Benutzung übergeben werden. Durch die Fer¬
tigstellung der Fußgeher- und Grünbrücken im Zuge der Uberfuhrstraßebzw. der Teslagasse über die A 22
konnte die Erreichbarkeit des linken Ufers der Neuen Donau und der Donauinsel für Floridsdorfer Bürger
wesentlich verbessert werden. Besonders stark frequentiert wurde der Südteil der Neuen Donau, in dem bereits
insgesamt 6.000 Stellplätze für Kraftfahrzeugezur Verfügung stehen. Das Parkplatzangebotwird durch das
Rückversetzen der Leitschienen entlang der Raffineriestraße weiter ausgebaut. Die große Beliebtheit der Neuen
Donau und Donauinsel bei der Wiener Bevölkerung und die damit verbundene starke Frequenz — bis zu
200.000 Besucher an Wochenenden —haben es erforderlich gemacht, auch entsprechende Folgeeinrichtungen,
wie z. B. gastronomische Betriebe, Sanitäranlagen, weiter auszubauen. Auf der Neuen Donau und Donauinsel
wurde im Jahre 1981 auch eine Reihe Veranstaltungen, die teilweise von Dienststellen des Magistrates, teilweise
von privaten Interessentengruppen organisiert und durchgeführt wurden, abgehalten. In diesem Zusammen¬
hang muß insbesondere das Eröffnungsfest im Nordteil der Donau, bei dem etwa 200.000 Gäste erschienen
waren, sowie ein vier Tage dauerndes Folkfestival im Südteil der Donau mit etwa 25.000 Besuchern erwähnt
werden. Darüber hinaus wurden 1981 Sportveranstaltungenim Rudern, Windsurfen, Segeln und Wettfischen
veranstaltet. Auch das nun schon traditionelle Zeltlager der Stadt Wien sowie eine Reihe von Veranstaltungen
im Rahmen der Familiensonntage, bei denen z. B. auch Erste-Hilfe-Kurse durchgeführt wurden, fanden auf der
Donauinsel statt.

Einen wichtigen Schwerpunkt in der Tätigkeit der KoordinationsstelleDonaubereichWien bildete die Vor¬
bereitung größerer Bauvorhaben. So war es 1981 möglich, die auf die öffentliche Hand entfallenden Kosten für
die Errichtung des Segelhafens im Nordabschnitt der Neuen Donau durch eine Abänderung des Projektes
wesentlich zu senken. Weiters ist es gelungen, für den Segelhafen, der im Endausbau neben den erforderlichen
gastronomischen Einrichtungen und technischen Anlagen Platz für 300 Boote an Schwimmstegenund ein
Bootshaus für 500 Boote aufweisen wird, eine Gesellschaft auf privatwirtschaftlicher Basis zu gründen. Ähnliche
Überlegungen werden für die Errichtung und den Betrieb des im Auslaufbereich flußabwärts des Wehres 2 der
Neuen Donau geplanten Motorboothafens angestellt.

Für den ehemaligen als Getreidespeicher verwendeten Stahlbetonskelettbauam rechten Ufer der Donau, der
ursprünglich hätte abgerissen werden sollen, konnten Interessentengefunden werden, die die baukünstlerisch
interessante Bausubstanz zu revitalisieren beabsichtigen.

Die Tätigkeit im öffentlichen Dienst erfordert nicht nur eine schulische Vorbildung oder berufliche Fachaus¬
bildung, sondern zudem auch eine den besonderen Aufgaben der Verwaltung gerecht werdende berufsspezifi¬
sche Ausbildung. Daraus erklärt sich auch der Umstand, daß die erfolgreiche Ablegung einer besonderen
Dienstprüfungnoch immer die Voraussetzung für die Übernahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
bildet. In Österreich lag die Beamtenausbildung anders als in vielen europäischen Staaten seit jeher in der Hand
des jeweiligen Verwaltungsträgers. Diese intern durchgeführteAusbildung war für eine Reihe von Gebietskör¬
perschaften der Ansatzpunkt, eigene Verwaltungsakademien einzurichten und diesen die Aus- und Weiterbil¬
dung der Bedienstetenzu übertragen. Die Verwaltungsakademie der Stadt Wien wurde bereits im Jahre 1929
gegründet und wird seit dem Jahre 1977 als selbständige Dienststelle im Rahmen der Magistratsdirektion
geführt. Diese neue Organisationsform ermöglichte es der Magistratsdirektion -Verwaltungsakaden e, ihre
Stellung als zentrale Bildungseinrichtung des Wiener Magistrates immer weiter auszubauen und die Aus- und
Fortbildung der städtischen Bediensteten in qualitativer und quantitativer Hinsicht zu steigern.

Erstmals wurde im Jahre 1981 damit begonnen, neu aufgenommeneBedienstete sofort in das Aus- und Fort¬
bildungswesen einzubinden. Noch vor ihrer Zuteilung zur ersten Dienststelle wird den Berufsanfängem die
Möglichkeit geboten, in einwöchigenEinführungsseminarendie Grundzüge der Organisation und Aufgaben
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Der Vorsitzende des Ministerrates der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken , A. Nikolaj Tichonow , wird bei sei¬
nem Besuch im Rathaus von Bürgermeister Leopold Gratz empfangen

Magistratsdirektion

Vorsitzender des Bundesexekutivrates der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien , Veselin Djuranovic , trägt
sich in das Goldene Buch der Stadt Wien ein . Bürgermeister Leopold Gratz begrüßte den Gast



Anläßlich seines offiziellen Besuches im Rathaus wird der Generalsekretär des Europarates , Dr . Franz Karasek , von Bür¬
germeister Leopold Gratz begrüßt

Magistratsdirektion

Der Ministerpräsident des Großherzogtums Luxemburg , Dr . Pierre Werner , trägt sich in das Goldene Buch der Stadt
Wien ein . Frau Vizebürgermeister Gertrude Fröhlich -Sandner empfing den Gast



der Stadtverwaltungkennenzulernen sowie Informationen über die Arbeitsabläufc und die dienstrechtlichen
Vorschriften zu erhalten. Überdies wird in diesen Seminaren auch die Einstellung zur Verwaltungstätigkeit als
Dienst am Bürger durch einen psychologisch aufgebauten Seminarblock vermittelt. Durch diese Seminare ist es
gelungen, einen Brückenschlag zwischen den oft sehr unklaren eigenen Vorstellungen über die Tätigkeit in der
Verwaltung und den tatsächlichen Anforderungen im Berufsleben herbeizuführen. Weiters ist die Verwaltungs¬
akademie dazu übergegangen, die neuen Mitarbeiter vor Beginn ihrer Ausbildung in den Dienstprüfungskursen
in Einführungsveranstaltungenüber die Organisationund Ziele der Ausbildung zu unterrichten.

Für die Aus- und Fortbildungsveranstaltungenstehen der Verwaltungsakademie in Wien insgesamt 18 mit
modernen audiovisuellen Geräten ausgestattete Kurs- und Seminarräume zur Verfügung. Zwei Räume sind als
Phonotytielehrsäleeingerichtet, von denen ein Raum eine Zusatzeinrichtungzur Verwendung als Sprachlabor
aufweist. Überdies werden auch laufend Konferenzräumeanderer Dienststellen für Schulungszwecke herange¬
zogen. Für Seminare, die wegen des Erfordernisses einer ungestörten Arbeitsatmosphäreaußerhalb von Wien
durchgeführt werden müssen, hat die Verwaltungsakademie mit einer Reihe von Hotels kostengünstige Verein¬
barungen abgeschlossen. Um den Hin- und Rücktransport der Seminarteilnehmerzu gewährleisten, wurde im
Jahre 1981 aus Mitteln der Verwaltungsakademie zusätzlich ein Kleinbus angekauft. Infolge der Ausweitung der
Seminartätigkeit wurde auch eine transportable Farb-Videoanlage neu angeschafft, so daß der Verwaltungsaka¬
demie insgesamt4 Videoanlagen zur Verfügung stehen.

Im Rahmen des Ausbildungs - und Prüfungswesens  wurden bis Juni 1981 zwanzig Vorbe¬
reitungskurse für die Dienstprüfungenabgeschlossen. Das sind um zwei Kurse mehr als im vergangenen Jahr.
Zu den Dienstprüfungentraten 145 Fachbeamte des Verwaltungsdienstes und 239 Kanzleibedienstetean. Ab
September 1981 wurden 22 Kurse geführt, zu denen 12 rechtskundigeBedienstete, 187 Fachbeamte des Ver¬
waltungsdienstes und 295 Kanzleibediensteteeingeteilt wurden. Außerdem fanden 8 Ausbildungslehrgängein
Maschinschreibenfür neu aufgenommeneVerwaltungsbeamte statt, wobei insgesamt 168 Verwaltungsbeamte
das Kursziel erreicht haben. Für die Lehrlinge bei der Stadt Wien wurden ein Kurs in Stenographie und
Maschinschreiben und zwei Kurse über „Richtiges Rechtschreiben“ durchgeführt.

Aus dem Skriptenstand  der Verwaltungsakademie wurden den städtischen Bediensteten8.364 Skrip¬
ten, die als Lernbehelf für die Aus- und Fortbildungsveranstaltungenund gleichzeitig als Arbeitsbehelf für
dienstliche Zwecke dienen, kostenlos zur Verfügung gestellt. Zusätzlich wurden 15.524 Skripten für den
Dienstgebrauch ausgegeben, wobei den Dienststellen 109 verschiedene, auf den neuesten Stand gebrachte
Skripten angeboten wurden.

Der fortlaufenden Schulung der Vortragenden in den Dienstprüfungskursen wurde wieder besonderes
Augenmerk zugewandt. Für die an der Verwaltungsakademie tätigen Referenten wurden allein im Jahre 1981
sieben Seminare veranstaltet, welche Didaktik, Medienkunde, Lernpsychologie und richtiges Prüfen zum Inhalt
hatten.

Den Bürokaufmannslehrlingen  leistet die Verwaltungsakademiedurch Refreshcr-Seminare
Hilfestellung für eine erfolgreiche Ablegung der Lehrabschlußprüfung. Überdies hat die Verwaltungsakademie
den Bürokaufmannslehrlingendurch die Ausgabe von Bildungsschecks den kostenlosen Besuch von Veranstal¬
tungen der Wiener Volkshochschulenund des Österreichischen Stenographenverbandesim Gegenwert von
25.000 S ermöglicht. Die für die Betreuung der Lehrlinge vorgesehenen Lehrlingsausbilderwurden auf ihre
Tätigkeit in eigenen Seminaren vorbereitet.

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Verwaltungsakademie lag, wie bereits in den vergangenen Jahren, auf dem
Gebiet der berufsbegleitenden Fortbildung.  An insgesamt 360 Veranstaltungen — in dieser
Zahl sind die zahlreichen Kurse und Seminarreihen nur als Einzelveranstaltungengerechnet — haben etwa
7.300 Bedienstete teilgenommen. Die Palette des Bildungsangebotesder Verwaltungsakademiereicht von
berufsorientiertenallgemeinen Veranstaltungenbis zu berufs- und fachspezifischen Kursen sowie Seminaren
über Verhaltenstrainingund Führungskräfteschulung.

Die von der Verwaltungsakademie durchgeführten berufsorientierten allgemeinen Ver¬
anstaltungen  sind allen Bediensteten ohne Unterschied auf ihre berufliche Stellung frei zugänglich. Im
Rahmen dieses allgemeinen Veranstaltungsprogrammswerden Veranstaltungen angeboten, die der Hebung des
Wissensstandes dienen und die Mitarbeiter in die Lage versetzen sollen, im dienstlichen Bereich gesellschaftli¬
che, rechtliche und wirtschaftliche Zusammenhänge besser zu erkennen. Darunter fallen etwa Veranstaltungen,
die einen Einblick in die Tätigkeiten und Leistungen der Stadtverwaltung bieten, Schwerpunkte des Verwal¬
tungshandelns aufzeigen oder Probleme, mit denen die Verwaltung in den einzelnen Verwaltungssparten kon¬
frontiert wird, darlegen. Andere Veranstaltungenhaben den Zweck, die Vollziehung neuer Rechtsvorschriften
zu erläutern oder die Mitarbeiter mit ihren dienstlichen Rechten und Pflichten näher vertraut zu machen. Aber
auch die von der Verwaltungsakademie im Jahre 1981 geführten 15 Englisch- und Französisch-Sprachkurse, die
außerhalb der Dienstzeit besucht werden können, werden im allgemeinen Veranstaltungsprogrammangeboten.
Dazu kommen noch Kurse über die elektronische Datenverarbeitung, über Erste Hilfe, über Maschinschreiben
und Stenographie sowie Exkursionen zu städtischen Einrichtungen. Um die Publizität dieses Veranstaltungs-
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Programms zu erhöhen, wird die periodische Bekanntgabe der Veranstaltungenim Erlaßweg zusätzlich durch
Plakate, die den Dienststellen zur Anbringung in den Amtsgebäuden übergeben werden, erhöht. Außerdem
wird das Veranstaltungsprogrammwöchentlich in der Mitarbeiterzeitschrift„Wien aktuell“ veröffentlicht. Der
Verwaltungsakademie ist es durch diese Öffentlichkeitsarbeitgelungen, die Bediensteten direkter und rascher
über das allgemeine Bildungsangebot zu informieren. Ein Erfolg dieser Breitenwirkung hat sich in den ständig
steigenden Besucherzahlen bereits niedergeschlagen.

In den berufs - und fachspezifischen Fortbildungsveranstaltungen werden
den Bediensteten fortlaufend Kenntnisse für ihren jeweiligen beruflichen Aufgabenbereich vermittelt. Wesentli¬
che Bedeutung kommt hiebei der Schulung der Sachbearbeiter zu. Das Programm dieser Kurse wird von der
Verwaltungsakademie im engen Einvernehmenmit den Fachdienststellen festgelegt. Im Jahre 1981 wurden der¬
artige Fortbildungskurse unter anderem für Mitarbeiter der MV-ADV sowie der MA4, 6, 11, 12, 17, 36, 46 und
70 durchgeführt. Aber auch Schulungsveranstaltungenfür bestimmte Aufgabengebiete(z. B. Vergabe von Lei¬
stungen, Erstellung von Drucksorten, Mietrechtsangelegenheiten) oder Zielgruppen (z. B. Rundfahrtenführer,
Spitalsverwalter, leitende Krankenpflegepersonen, Kanzleileiter, Mitarbeiter in der Ehe- und Familienberatung)
bieten Ansatzpunkte für eine planmäßig betriebene Bildungsarbeit.

Für den Bereich der technischen Bediensteten hat die Verwaltungsakademieim Einvernehmen mit der
MD-Stadtbaudirektioneinen Zyklus von fachspezifischen Veranstaltungen begonnen. Die Durchführung unter
der Leitung von fachkundigen Bediensteten des Magistrates in Seminarräumen der Verwaltungsakademiein
Wien ermöglicht eine optimale Schulung der Bediensteten, die Vermittlung der letzten wissenschaftlichen
Erkenntnisse und eine ungestörte Diskussion der einzelnen Problemkreise bei verhältnismäßiggeringem
Kostenaufwand. Die Schulungs- und Nachschlagunterlagen, die von den Vortragenden aus diesen Anlässen aus¬
gearbeitet wurden, stehen mittlerweile in Form von Skripten allen städtischen Bediensteten zur Verfügung, wer¬
den auch im Rahmen von Dienstprüfungskursenausgegeben und häufig als Handbehelf für den Dienstbetrieb
angefordert. Der Zyklus wurde mit einer von der MA 39 —Versuchs- und Forschungsanstalt der Stadt Wien vor¬
bereiteten Seminarreihe über „Wärmeschutz“ eröffnet. Gerade in einer Zeit des übermäßigen Ansteigens der
Energiekostenerwies sich eine theoretische Einführung in diesen Themenbereich, die Behandlung von Bau¬
stoffverhalten und die Erstellung von Berechnungs- und Konstruktions-Beispielen für bauplanende und bauaus¬
führende Dienststellen als überaus wertvoll. Insgesamt nahmen 375 Bedienstete an diesem Seminar teil.

Im Dienste des Umweltschutzes stand der nächste Seminarzyklus, der dem „Lärm- und Schallschutz“gewid¬
met war. Insgesamt wurden im Rahmen dieser Veranstaltung400 Bedienstete mit den physikalischen Grund¬
lagen, bauakustischen Anforderungen und Meßmethoden sowie mit den erforderlichen Abhilfemaßnahmenin
Emissionsfällen vertraut gemacht. Eine eigene Seminargruppebefaßte sich mit den Lärmschutzmaßnahmenim
Straßenbau. Auch für diese Seminare wurden Fachleute der Versuchs- und Forschungsanstalt der Stadt Wien
eingesetzt, die an Hand eigens dafür erarbeiteter Unterlagen und unter gleichzeitiger Demonstrationverschiede¬
ner Versuchsmodelle sowie Meßgeräte den Seminarstoff an Ort und Stelle mit praktischen Beispielen veran¬
schaulichen konnten.

Der Zyklus „Vorbeugender und baulicher Brandschutz“ wurde von der Verwaltungsakademie im Einverneh-
menmitFachleutenderMA35 —Allgemeine baubehordhche Angelegenheiten undderMA68 —Feuerwehrund
Katastrophenschutz vorbereitet. Gerade die zahlreichen größeren Brandvorkommnisse in der jüngeren Vergan¬
genheit und auch die Neuorganisation der bau- und gewerbepolizeilichen Agenden ließen die Behandlung die¬
ses Themenkreises besonders vordringlich erscheinen. Das bisher von 160 Bediensteten besuchte Brandschutz¬
seminar vermittelte den einschlägig tätigen Amtssachverständigeneinen Wissensausgleich mit den besonderen
Kenntnissen und Erfahrungen der Sachverständigen der MA 35 und der MA 68. Eine Zusammenstellungder
rechtlichen Grundlagen und einschlägigen Önormen, das Aufzeigen der Möglichkeiten und Grenzen bau- und
gewerbebehördlicher Vorschreibungenund eine Darstellung der Erfordernisse des vorbeugendenbetrieblichen
Brandschutzes aus der Sicht der Feuerwehr bildeten den Kern der dabei vermittelten Information.

An Hand der von den Teilnehmernanonym abgegebenenSeminarbeurteilungenkonnte man erkennen, daß
die Aufarbeitung derartiger Fachthemen in Seminarform bei den Bediensteten großen Anklang gefunden hatte.
In den Beurteilungen wurde auch vielfach auf die Notwendigkeiteiner weiteren Fortbildung in Detailgebieten
hingewiesen. Der damit eingeleitete regelmäßige Erfahrungsaustausch läßt eine wesentliche Voraussetzung zur
Verbesserung der Serviceleistungen der Wiener Stadtverwaltung erwarten.

Den von der Verwaltungsakademieveranstalteten Schulungen auf verhaltensmäßigem
Gebiet  liegen die Ergebnisse und Methoden der praktischen Psychologie zugrunde. Diese hat überall dort,
wo sie über die reine Diagnose hinausgeht und die Veränderung des Menschen anstrebt, das Anliegen, die Mög¬
lichkeiten des Menschen zu erweitern und den Grad seiner Selbststeuerungzu erhöhen. Nach dem heutigen
Wissen verfügt der Mensch über mehr Fähigkeiten und Erlebnismöglichkeitenals er zu nutzen versteht. Die
Nutzbarmachungdieser Reserve ist ein Ziel. Das andere ist, daß der Mensch lernen muß, sein Verhalten und
sein Leben selbst zu steuern und nicht nur auf seine Bedürfnisse und auf Einwirkungen von außen zu reagieren.
Die Programme für die verschiedensten Arten des Verhaltenstrainingswurden in Zusammenarbeit mit Hoch-
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Schullehrern und Hochschulinstituten erstellt. Ein besonderes Trainingsprogrammwurde für leitende Beamte
entwickelt, das sich mit Fragen der Selbststeuerung, der Motivation und der Führung von Mitarbeitern beschäf¬
tigt. Bei diesen Führungskräftenwird besonderer Wert auf folgende Bildungsziele gelegt: die Fähigkeit zu logi¬
schem, analytischem, kritischem und strukturierendem Denken, die Fähigkeit zu dispositivem Denken, die
Fähigkeit, sich Ziele zu setzen und zu entscheiden, die Fähigkeit zur Zusammenarbeit und die Fähigkeit zur
Ausdauer und Leistungsfreude aus dem Bewußtsein, Aufgaben lösen zu können. Für Dienststellenleiterund
deren Stellvertreter hat die Verwaltungsakademieeine aus drei Seminarblöcken bestehende Seminarreihe
„Psychologisches Führungskräftetraining“ entwickelt, die im Jahre 1981 von etwa 100 Führungskräftenbesucht
wurde. Im Herbst 1981 hat die Verwaltungsakademie einen Seminarzyklus über das „Führen von Mitarbeitern“
begonnen, an dem bereits 40 Zwischenvorgesetzte teilgenommen haben. Andere Zielgruppen des Verhaltens¬
trainings sind Bedienstete, die starken Parteienverkehroder sonst intensive dienstliche Kontakte mit Bürgern
haben. Da das Ansehen, das eine Verwaltung bei der Bevölkerung genießt, nicht zum geringen Teil davon
abhängig ist, in welcher Weise die Vertreter der Verwaltung ihr gegenüberstehen, ist eine Schulung der Bedien¬
steten auf diesem Gebiet besonders wichtig. Sinn und Ziel des Verhaltenstrainingsbestehen aber nicht darin,
Techniken zu lernen, sondern die Einstellung und das Verhalten gegenüber dem anderen, dem Bürger, dem
Mitarbeiter oder dem Vorgesetzten zu verbessern. Zu diesen Seminaren zählen Schulungen für den Parteienver¬
kehr, Kommunikationstraining für Bürgerversammlungen, Verhaltenstrainingsseminarefür besondere Beam¬
tengruppen (z. B. Hausinspektoren, Angehörige des Bürgerdienstes und der MD-ADV) und Seminare über den
Umgang mit Wohnungswerbern.

Für Bedienstete, die Verhandlungen zu führen haben oder laufend an Verhandlungen teilnehmen, werden
spezielle Seminare über „Rede- und Verhandlungstraining“ durchgeführt.

Zunehmende Bedeutung erlangen die Kurse, in denen mit Hilfe von ModeratorenGrundlagen und Voraus¬
setzungen für Organisationsentwicklungen erarbeitet, neue Modelle für die Zusammenarbeitzwischen Stadtver¬
waltung und Bevölkerung entworfen und Aufgabenkataloge mit Prioritätsvorschlägen erstellt werden. Die Grup¬
pendynamik findet hiebei ein Anwendungsfeld.

In methodischer Hinsicht wird je nach Bildungsaufgabe und Zielgruppe ein variationsfähiges Instrumenta¬
rium von Lehrformen eingesetzt. Dieses reicht vom Frontalvortrag bis zu mitarbeitsintensivenLehr- und Lern¬
methoden, wie Gruppenarbeit, Projekt- und Fallstudien. Die audiovisuellen Hilfsmittel unterstützen die Arbeit.
Zur Erleichterung des Lernens und zum ergänzenden Selbststudium stellt die Verwaltungsakademie den städti¬
schen Bediensteten Skripten zur Verfügung. Diese Skripten dienen auch als wertvoller Behelf für deren dienst¬
liche Tätigkeit.

Da die Verwaltungsakademie einen großen Überblick über die Veranstaltungsprogrammeanderer Bildungs¬
einrichtungen besitzt, kann sie den Bedienstetendurch Gewährung von Kostenbeiträgenermöglichen, ausge¬
wählte Veranstaltungen anderer Institutionen zu besuchen. Dieser Weg wird dann beschritten, wenn die Abhal¬
tung eigener Veranstaltungen wegen der geringen Zahl der dafür in Frage kommenden Bediensteten nicht
zweckmäßig oder wirtschaftlich ist. Im Jahre 1981 betrug die Höhe der Zuschüsse, die 233 Bediensteten für den
Besuch von Veranstaltungen anderer Bildungseinrichtungen gewährt wurden, rund 460.000 S.

Die im Jahre 1981 von der Verwaltungsakademie durchgeführten Vorarbeiten zur Bereinigung der
Wiener Rechtsvorschriften  haben ergeben, daß in Wien derzeit mehr als 900 Rechtsvorschriften
aus dem Bereich der Landes- und Gemeindeverwaltungsowie der mittelbaren Bundesverwaltung in Geltung
stehen. Auf Grund der Meldungen der Fachdienststellen stehen der MD-Verwaltungsakademie nunmehr chro¬
nologisch und systematisch geordnete Aufzeichnungen über diesen Bestand in Karteiform zur Verfügung.
Diese Kartei ermöglichte es auch, eine Übersicht zu erstellen, welche der geltenden Vorschriften infolge ihrer
Nichtanwendbarkeit, ihrer geringen Bedeutung für die Praxis oder aus sonstigen Gründen aufgehoben oder
abgeändert werden sollen sowie welche Vorschriften einer zusammenfassenden Publikation bedürfen. Als
Nebeneffekt gibt die Karteiorganisation einen Überblick über die legistischen Aktivitäten in Wien während ein¬
zelner Zeitabstände. Der hohe Prozentsatz an Regelungen, den selbst die zuständigen Fachdienststellenals
überarbeitungsbedürftig(11%), wiederverlautbarungsbedürftig(6%) oder entbehrlich bezeichneten, bestätigt
erneut die Notwendigkeit der Durchführung einer Rechtsbereinigung. Auf Grund eines Berichtes über die
Schlußfolgerungen, die sich aus dieser Bestandsübersicht ergaben, erhielt die Verwaltungsakademie den Auftrag,
unter Mitarbeit der Fachdienststelleneine nach Fachgebieten geordnete Sammlung der geltenden Texte aller
Wiener Rechtsvorschriften, und zwar in Form einer Loseblattausgabe vorzubereiten, die ständig auf dem letzten
Stand gehalten werden soll. Bestehende Publikationseinrichtungen(Landesgesetzblatt, Amtsblatt der Stadt
Wien) sollen durch die Loseblattausgabe der Wiener Rechtsvorschriften nicht berührt werden. Gleichzeitig mit
dem Aufbau der erwähnten Sammlung werden —entsprechend dem eigentlichen Ziel einer Rechtsbereinigung
— die notwendigen organisatorischenMaßnahmenvorbereitet, um unter Mitarbeit der Fachdienststellenfor¬
mell zwar noch in Kraft stehendes, inhaltlich jedoch überholtes Rechtsgut auszuscheidenund durch legistische
Maßnahmen weitgehend Klarheit über den geltenden Rechtsbestand zu schaffen. Ein zu diesem Zweck im
Jahre 1981 ausgearbeiteter Diskussionsentwurf eines Wiener Rechtsbereinigungsgesetzes bedient sich dazu der
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Technik der „negativen Ausschlußwirkung“. Die mit einem solchen Gesetz verbundene Absicht besteht darin,
alle landesrechtlichen Vorschriften aufzuheben, die vor einem bestimmten Stichtag in Kraft getreten sind. Von
dieser generellen Aufhebung sollen allerdings solche Rechtsvorschriften ausgenommen bleiben, die weiterhin
benötigt und in einer dem Gesetz angeschlossenenPositivliste ausdrücklich aufrechterhaltenwerden. Die Ein¬
bringung eines derartigen Gesetzesentwurfes ist selbstverständlich jedoch erst dann sinnvoll, wenn die Zahl der
vor dem Stichtag gelegenen und noch aufrechtzuerhaltendenRechtsvorschriften wesentlich reduziert wird. Eine
Zusammenstellungder für eine Aufhebung oder Wiederverlautbarungin Betracht kommenden Vorschriften
wird bereits an Hand des Karteiapparates vorbereitet. Mit einer solchen Bereinigung des Wiener Rechtsbestan¬
des in Verbindung mit der Herausgabe einer vom Magistrat redigierten Loseblattausgabe des Wiener Rechtes
wäre nicht nur ein wesentlicher Beitrag zur Rechtssicherheitund Rechtsklarheitgeleistet, sondern auch den
Bürgern und den Organen der Vollziehung der Zugang zum Recht wesentlich erleichtert.

Die Magistratsdirektion -Verwaltungsrevision (MD-VR) hatte am 31. Dezember 1981 die Dienstaufsicht
über 92 Beamte des höheren Verwaltungsdienstes, 9 Beamte des höheren Archivdienstes, 14 Beamte des höhe¬
ren Bibliotheksdienstes, 14 Beamte des höheren Dienstes in den Museen, weiters über 2.113 Fachbeamte des
Verwaltungsdienstes, 471 Fachbeamte des Erziehungsdienstesund Erzieher, 30 Erziehungsberater, 478 Fach¬
beamte des Fürsorgedienstes und Fürsorger, 184 Fachbeamte des Büchereidienstesund Büchereibedienstete,
105 Bedienstete der Automatischen Datenverarbeitung, ferner über 1 Arzt, 2 Tierärzte, 15 Bedienstete
der Stadtbaudirektion, 3.495 Kanzleibeamte, 512 Amtsgehilfen, 71 Teilzeitbeschäftigte, schließlich über
369 Sondervertragsbedienstete, Heimaufseher, Kraftwagenlenker, Facharbeiter, Hilfskräfte usw., 690 Bürokauf¬
mannslehrlingeund 30 bautechnischeZeichnerlehrlinge.

Von den insgesamt8.695 der Dienstaufsicht unterstellten Bediensteten befanden sich am 31. Dezember 1981
139 im Karenzurlaub aus Anlaß der Mutterschaft, 33 leisteten zu diesem Zeitpunkt den ordentlichen Präsenz¬
dienst bzw. Zivildienst ab und 164 wurde ein Urlaub ohne Bezüge gewährt, in der Mehrzahl der Fälle als Fort¬
setzung des Karenzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft. In Ausübung der Dienstaufsicht wurden 2.008 Bedien¬
stete innerhalb der städtischen Dienststellen versetzt. Durch Pensionierung, Dienstesentsagung, Kündigung
oder Tod schieden 603 Bedienstete aus. Im Jahre 1981 bewarben sich mit 475 Maturanten weit mehr als in den
vergangenen Jahren um die Aufnahme als Fachbeamte des Verwaltungsdienstes. Unter Bedachtnahmeauf das
Anforderungsprofil mußten daher zusätzliche Auswahlkriterien in Form psychologischer Tests eingeführt wer¬
den, um in Anbetracht der notwendigenPersonaleinsparungen schließlich die 110 am besten geeigneten Bewer¬
ber aufzunehmen. Der Bedarf an Kanzleibeamtenwurde vorwiegend aus den Reihen der ausgelernten Büro¬
kaufmannslehrlinge, zum Teil aber auch durch 144 Neuaufnahmengedeckt.

Von den 606 Jugendlichen, die nach ihrer Bewerbung zum Aufnahmetestfür Bürokaufmannslehr¬
linge  beim Magistrat der Stadt Wien eingeladen wurden, sind 521 zur Prüfung angetreten. 250 haben den
Test bestanden und wurden zur Aufnahme vorgeschlagen. 223, davon 180 Mädchen und 43 Burschen, haben
ihre Ausbildung im August und September begonnen. Von den 40 zum Aufnahmetest geladenen Bewerbern
um eine Anstellung als bautechnischeZeichnerlehrlingesind 34 zur Prüfung angetreten. 16 haben diese bestan¬
den. 14, davon 2 Mädchen und 12 Burschen, wurden im September aufgenommen. Insgesamt standen am
31. Dezember 1981 690 Jugendliche, die vom Lehrlingsreferat betreut wurden, in einem Lehrverhältniszur
Stadt Wien, und zwar 660 Bürokaufmannslehrlinge(220 im ersten, 214 im zweiten und 226 im dritten Lehrjahr)
und 30 bautechnische Zeichnerlehrlinge(14 im ersten, 9 im zweiten und 7 im dritten Lehrjahr). 218 Bürokauf¬
mannslehrlinge und 9 bautechnische Zeichnerlehrlinge beendeten ihre Ausbildung. 41 Bürokaufmannslehr¬
linge haben ihre Lehrzeit mit „ausgezeichnetem Erfolg“ abgeschlossen, 68 Bürokaufmanns- und 3 bautechni¬
sche Zeichnerlehrlingebeendeten ihre Lehrzeit mit „sehr gutem Erfolg“. Zur Lehrabschlußprüfungvor einer
Prüfungskommission der Wiener Handelskammerhaben sich 214 Bürokaufmanns- und 9 bautechnische Zeich¬
nerlehrlinge angemeldet, davon sind 204 zur Prüfung angetreten. 197 bestanden die Prüfung, 33 davon mit
„ausgezeichnetem Erfolg“. 7 treten zu einem späteren Termin an. Von den 9 bautechnischen Zeichnerlehrlin¬
gen bestanden 8 die Prüfung.

In der Zentralen Ausbildungsstelle für Lehrlinge wurden 242 Bürokaufmannslehrlinge in 14tägigen Turnus¬
sen unterwiesen. Die Lehrlinge wurden mit dem Aufbau des Magistrates vertraut gemacht, hörten Vorträge ent¬
sprechend den Ausbildungsrichtlinien, nahmen an Exkursionen teil und wurden zu einschlägigen Übungen und
Arbeiten herangezogen.

Lehrlinge, die auf Grund ihrer schulischen Erfolge und arbeitsmäßigen Leistungen in den Vordergrund tra¬
ten, sind besonders ausgezeichnetworden. So wurden 107 Vorzugsschüler(103 Bürokaufmannslehrlingeund
4 bautechnischeZeichnerlehrlinge) vom amtsführenden Stadtrat für Personal- und Rechtsangelegenheitenzu
einer Stadtrundfahrtund einer Jause sowie 41 ausgelernte, junge Kanzleibedienstetezu einem Mittagessen in
den Rathauskeller eingeladen. 139 Lehrlinge im dritten Lehrjahr(134 Bürokaufmannslehrlinge und 5 bautech¬
nische Zeichnerlehrlinge) erhielten Remunerationen im Wert von je 1.100 S.

Die bewährte Aktion „Bildungsscheck“ wurde gemeinsam mit der MD-Verwaltungsakademie weitergeführt.
Alle im Jahre 1981 aufgenommenen Bürokaufmannslehrlinge und bautechnische Zeichnerlehrlinge erhielten
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diese Gutscheine im Wert von je 500 S, mit denen während der gesamten Lehrzeit Kurse an Wiener Volks¬
hochschulen oder beim ÖsterreichischenStenographenverbandbelegt werden können.

Gemeinsam mit der MD-Verwaltungsakademiewurden 10 Vorbereitungsseminarefür die Ablegung der
Lehrabschlußprüfung abgehalten, an denen alle Bürokaufmannslehrlinge des dritten Lehrjahres teilnahmen. Ais
Vortragende konnten wieder Vertreter der Kammer der gewerblichen Wirtschaft und des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes gewonnen werden.

Weiters wurden fünf zweitägige Seminare für Ausbilder durchgeführt. In Zusammenarbeit zwischen Berufs¬
schule, Bildungsreferat der Gewerkschaft, MD-Verwaltungsakademie und dem Lehrlingsreferat wurden wieder
mehrere Nachhilfekurse in Rechtschreiben, Kurzschrift und Maschinschreiben abgehalten.

Die Bediensteten des Lehrlingsreferates der MD-Verwaltungsrevision haben auch 1981 wieder zahlreiche
Kontaktgesprächemit Lehrlingen, deren Eltern und den Ausbildern geführt, vor allem anläßlich der Aufnah¬
men und der halbjährlichen Zuteilungsänderungen, um ein allen Teilen gerecht werdendes Ausbildungsniveau
und somit das Ausbildungsziel zu erreichen. Zur Förderung der Berufsausbildung wurde so wie alle Jahre ein
Wettbewerb in Stenographie und Maschinschreiben für städtische Bedienstete veranstaltet. Von den 1.842 abge¬
gebenen Arbeiten wurden 1.056 mit Diplomen bedacht, außerdem 146 Preise verliehen.

Auch im Jahre 1981 nahmen Bedienstete der MD-Verwaltungsrevision an einer großen Anzahl von Bespre¬
chungen und Revisionen teil oder führten diese selbständig durch, wozu insgesamt 905 Einzeleinsätze erforder¬
lich waren. Auf Grund der Überprüfungsergebnisse konnte wieder eine größere Anzahl von Dienstposteneinge¬
spart werden.

Zu Jahresbeginn war jede der rund 350 Kassen des Magistrates auf Grund des Vorjahresumsatzes einer von
acht Gefahrenklassen zuzuordnen, um damit die Höhe der Kassierzulagen für jene Bediensteten festzusetzen,
die im Parteienverkehrständig mit der Annahme und Leistung von Barzahlungen betraut sind. Weiters war
über Anträge auf Zuerkennung von Nebengebühren, wie Personal-, Bau-, Sonder- und Außendienstzulagen
sowie Mehrdienstleistungsvergütungen, zu entscheiden. So mußten im Jahre 1981 rund 2.500 derartige Anträge,
um rund 400 mehr als im Vorjahr, auf ihre Berechtigung geprüft werden.

Für die Durchführung der Großzählung 1981 wurden sämtliche Zähler aus dem eigenen Personalstand
bestellt und den magistratischen Bezirksämtern zur Verfügung gestellt. Für die Volksbefragungen vom 15. bis
zum 17. November und vom 9. bis zum 11. Dezember wurde das für die Annahmestellenerforderliche städti¬
sche Personal zugeteilt. Für die AgrarstatistischenErhebungen durch die magistratischenBezirksämter sowie
für die Ausstellung neuer Sozialpässe durch die MA 12 wurde das notwendige Personal gleichfalls beigestellt.
Sämtliche Aktionen konnten zum größten Teil mit städtischen Bediensteten durchgeführtwerden, der restliche
Personalbedarf wurde durch Aufnahme von Aushilfsbedienstetenfür Büroarbeiten abgedeckt. Um die klaglose
Abwicklung aller dieser Aktionen zu gewährleisten, war die Teilnahme an zahlreichen Besprechungen in der
MD-Verwaltungsorganisation, im MD-Koordinationsbürosowie in den MA 1, 62 und 66 notwendig.

Im Jahre 1981 wurden rund 600 Anträge betreffend Kilometergeldangelegenheitenbehandelt. Trotz Erhö¬
hung des Kilometergeldsatzes von 3,00 auf 3,20S mit 1. September 1981 wurden die budgetierten Mittel nicht
aufgebraucht. Bei vielen Abteilungen konnte trotz ständiger Erweiterung des Aufgabengebietes eine Reduktion
der Kilometeranzahl erreicht werden, da vor allem in den Innenbezirken die Benützung öffentlicher Verkehrs¬
mittel zweckmäßiger erscheint.

Durch die seit Jahren praktizierte Anlegung strenger Maßstäbe bei der Genehmigung von Dienstreisen
konnte gegenüber dem Vorjahr neuerlich eine Reduktion der Gesamtzahl der Dienstreisen um rund 8 Prozent
erreicht werden. Eine Einsparung von Budgetmitteln war jedoch nicht möglich, da zwar die Anzahl der Inlands¬
dienstreisen, die größtenteils für die Betreuung von Baustellen außerhalb von Wien notwendig sind, rückläufig
ist, jedoch im Jahre 1981 vermehrt Auslandsdienstreisenwegen Teilnahme an Kongressen oder Studienreisen
von Delegationender Stadt Wien durchgeführt werden mußten. Es zeigt sich, daß der Kontakt zwischen den
Stadtverwaltungen vieler Großstädte immer enger wird, da diese vermehrt vor Probleme gestellt werden, deren
Lösung durch einen Erfahrungsaustausch zwischen den Gebietskörperschaftenleichter gestaltet werden kann.

Die Volksanwaltschaft, die mit Landesverfassungsgesetz vom 17. März 1978, Landesgesetzblattfür Wien
Nr. 14/1978, auch für den Bereich der Verwaltung des Landes Wien für zuständig erklärt wurde, hat 150
Beschwerden dem Landeshauptmannfür Wien zur Kenntnis gebracht. Die MD-Verwaltungsrevision hat diese
Beschwerden überprüft, bearbeitet und der Volksanwaltschaft Mitteilung erstattet. Die Beschwerden konnten
zumeist mit einer Aufklärung über die Sach- und Rechtslage erledigt werden. In den Fällen, in denen die
Beschwerdenals berechtigt befunden worden sind, wurde der Beschwerdegrunddurch Weisungen an die
Dienststellen abgestellt.

Weiters waren 132 Dienstaufsichtsbeschwerdenzu behandeln. In der Mehrzahl der Fälle wurde hiebei von
der Bevölkerung ein unsachliches, schwerfälliges Vorgehen einzelner Bediensteter bzw. einer Dienststelle kriti¬
siert. Durch umgehende Erhebungen — meist in Form von Überprüfungenan Ort und Stelle — konnte der
Sachverhalt jeweils rasch festgestellt werden. In einigen Fällen handelte es sich lediglich darum, kleine Unzu¬
kömmlichkeitenabzustellen oder Mißverständnisse seitens des Beschwerdeführers aufzuklären. In vielen Fällen
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war es jedoch erforderlich , durch koordinierende Maßnahmen zwischen mehreren beteiligten städtischen
Dienststellen dem Beschwerdeführer schnell und möglichst unbürokratisch zu seinem Recht zu verhelfen.

Insgesamt 34 Kontrollamtsberichte wurden bearbeitet , wobei besonders problematische Fälle auf dem Gebiet
der Gebarungsvorschriften sowie der Sicherheitskontrolle behandelt worden sind.

Die Tätigkeit des Referates für Sofortmaßnahmen innerhalb der MD-Verwaltungsrevision teilt sich aus
arbeitstechnischer Sicht in die Bereiche „Sofortmaßnahmen “ und „Mobiler Bürgerdienst “. Dem Referat für
Sofortmaßnahmen obliegt es, den Wünschen , Anliegen und Beschwerden der Bevölkerung , die an die Wiener
Stadtverwaltung herangetragen werden , nachzugehen , diese zu überprüfen und möglichst einer positiven Erledi¬
gung zuzuführen . Dabei stand , soweit durch Zeitungsmeldungen oder andere Massenmedien Unzukömmlich¬
keiten aufgezeigt wurden , eine schnelle und unbürokratische Erledigung im Vordergrund . Insgesamt
777 Geschäftsstücke fielen im Bereich der Sofortmaßnahmen an, wobei die Zahl der eingegangenen Fälle
gegenüber dem Vorjahr leicht gestiegen ist. Der größte Teil der Beschwerden bzw. Anregungen wurde dem
Referat im Wege von an den Bürgermeister , an diverse Ombudsmann -Redaktionen oder an Bezirksvorsteher
gerichteten Schreiben zur Kenntnis gebracht . In vielen Fällen gaben auch eigene Wahrnehmungen oder Zei¬
tungsartikel Anlaß zum Einschreiten . 630 Geschäftsfälle konnten erledigt werden , davon 539 (94%) positiv . Die
Beschwerdeführer bzw. Betroffenen wurden meist durch ein persönliches Gespräch von der Erledigung benach¬
richtigt . Wegen ihrer Breitenwirkung und des Arbeitsaufwandes sind besonders hervorzuheben die Koordina¬
tion von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Öffnung der Steinhofgründe im 14. Bezirk, die Instandset¬
zung der Mauer des Israelitischen Friedhofes im 18. Bezirk sowie die Maßnahmen , betreffend die widmungsge¬
mäße Verwendung der Erdbebenhilfe der Stadt Wien für Süditalien ; weiters die Einrichtung einer Langlaufloipe
auf der Donauinsel , die Sicherungsmaßnahmen an Baustellen im 1. Bezirk anläßlich bevorstehender Demonstra¬
tionen , die Schließung von Brunnenschächten im 21. Bezirk ; ferner die notstandspolizeilichen Maßnahmen
nach einem durch starken Wind hervorgerufenen Hauseinsturz im 12. Bezirk, die Kontrolle eines Gastarbeiter¬
quartiers im 2. Bezirk gemeinsam mit der Fremdenpolizei sowie die Schaffung von provisorischen Unterkünf¬
ten und die weitere Hilfestellung für die zu Schaden gekommenen Mieter bei Wohnungsbränden.

Die Koordination zwischen den einzelnen Magistratsabteilungen bei Sofortmaßnahmen und die Zusammen¬
arbeit mit den diversen Ombudsmann -Redaktionen der Tageszeitungen werden auch 1982 zentrale Arbeitsbe¬
reiche des Referates für Sofortmaßnahmen sein. Gleichzeitig werden auch Untersuchungen über geeignete
Modelle angestellt werden , die die Koordination von allen mit Beschwerden und Anregungen befaßten Dienst¬
stellen des Magistrates ermöglichen sollen . Die Bediensteten des Referates für Sofortmaßnahmen sind auf
Grund ihrer Ausbildung und Ausstattung in der Lage, auch auf Grund eigener Wahrnehmungen Sofortmaßnah¬
men zu treffen , wodurch verschiedene Beschwerden im vorhinein vermieden werden können.

Die 9.049 Wahrnehmungen (Meldungen ) und 9.173 Erledigungen des „Mobilen Bürgerdienstes “ betreffen in
erster Linie kennzeichenlose Autos , die auf öffentlichem Gut in den Straßen Wiens abgestellt waren . Der
Abtransport wurde in allen Fällen veranlaßt , in 345 Fällen mußten Strafverfahren eingeleitet werden . Zur Siche¬
rung von Baustellen hatte der „Mobile Bürgerdienst “ mit insgesamt 103 Ersatzvornahmen und in 579 Fällen mit
Strafanzeige vorzugehen . 1.425 Wahrnehmungen oder Meldungen kamen aus der Bevölkerung , davon ein
Großteil über die Stadtinformation . Eine große Zahl von Maßnahmen , wie zum Beispiel die Beseitigung eines
sanitären Übelstandes in einer Wohnung und die Unterbringung der Mieter in einem Altersheim im 19. Bezirk,
die Beseitigung eines für spielende Kinder gefährlichen riesigen Wasserreservoirs im 22. Bezirk gemeinsam mit
der Bundesgebäudeverwaltung , die Sanierung von Fußwegen im 14. und 19- Bezirk, die Sicherung und Reini¬
gung des Geländes der ehemaligen Wienerberger Ziegelei im 10. Bezirk, die Ausstattung eines Polizeiwachzim¬
mers mit lärmhemmendem Mobilar zum Schutze der benachbarten Wohnungsmieter sowie der Abbruch von
einsturzgefährdeten Gebäuden im 21. und 22. Bezirk, mußte veranlaßt bzw. durchgeführt werden.

Die Aktionen des „Mobilen Bürgerdienstes “, die auch der jeweiligen Jahreszeit entsprechend präventiv und
schwerpunktmäßig angesetzt werden , sind von einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit begleitet.

So soll einerseits durch Information Verständnis in der Bevölkerung hervorgerufen und durch deren Mit¬
arbeit andererseits eine weitere Aktivierung der zuständigen Fachdienststellen erwirkt werden .Typische Fälle wer¬
den mit dem Ziel analysiert , daraus Maßnahmen abzuleiten , die künftig zu einer Verringerung ähnlicher Mängel
beitragen . Für 1982 ist eine Fortsetzung der Bezirksschwerpunktprogramme , aber auch der Ausbau möglicher
Maßnahmen vorgesehen , um rasch und unbürokratisch auf einlangende Bürgerwünsche reagieren zu können.
Die Zusammenarbeit mit dem Referat Bürgerdienst innerhalb der Geschäftsgruppe „Kultur und Bürgerdienst“
soll im Jahre 1982 weiter intensiviert werden.

Im Jahre 1981 reduzierte sich der Personalstand der Magistratsdirektion -Verwaltungsorganisation
(MD -VO ) von 32 auf 31 Bedienstete . Von diesen 31 Bediensteten waren 15 in der zentralen Postverteilstelle
des Magistrates (Zentralexpedit ) eingesetzt , während für die eigentlichen Organisationstätigkeiten 16 Bedien¬
stete , davon 5 Mitarbeiter im Kanzleibereich , Verwendung fanden . Ein Fachbeamter des Verwaltungsdienstes
war größtenteils mit Arbeiten befaßt , die im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Bereichsleiters für den Pra¬
xisversuch einer weitergehenden Dezentralisierung der Verwaltung der Stadt Wien im 21. und 22. Bezirk im
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Rahmen der Magistratsdirektion standen. Wie in den vergangenen Jahren konnten trotz des für eine Organisa¬
tionsabteilunggeringen Personalstandes die umfassendenAufgaben der Dienststelle im wesentlichen erfüllt
werden.

An größeren Organisationsuntersuchungen  wurden im Jahre 1981 folgende Vorhaben in
Angriff genommen bzw. abgeschlossen:

Die Neuorganisationder MA 36 und 37 wurde im Jänner 1981 grundsätzlich abgeschlossen. In diesem
Zusammenhang erging am 14. Jänner 1981 ein Erlaß der Magistratsdirektion, MD — 334 — 22/79, der die
Aufgaben der mit gewerbe-, feuer- und baupolizeilichen Agenden befaßten Dienststellen festlegte. Besonderes
Gewicht wurde auf die Durchführungvon schwerpunktmäßigenRevisionen bzw. Überprüfungen gelegt. In die¬
sem Zusammenhang wurde mit Erlaß der Magistratsdirektion vom 15.Jänner 1981, MD — 334 — 24/79, eine
Kommission zur Überprüfungvon Beherbergungsstätten, die „Hotelkommission“, eingerichtet. Aufgabe dieser
Kommission ist es, alle Beherbergungsbetriebe mit mehr als 30 Gästebetten unter Bedachtnahme auf die Richt¬
linien für die Beurteilung des Sicherheitsstandards von Beherbergungsstätten ehestmöglichzu überprüfen und
den für die Veranlassung behördlicher Verfügungen zuständigen Dienststellen über das Ergebnis der Überprü¬
fung zu berichten.

ln der MA 21 wurde mit einer Organisationsuntersuchungbegonnen, die Aufnahme des Ist-Zustandes
bereits teilweise durchgeführt. Im Bereich der MA 19 wurde gleichfalls eine Organisationsprüfungin Angriff
genommen.

Die Vorarbeiten für eine Organisationsuntersuchungin der MA 69, die im Jahre 1982 stattfinden soll, wur¬
den im Einvernehmen mit der MD-Verwaltungsrevision und der MD-Verwaltungstechnik durchgeführt.

Das Organisationsvorhaben„Magistratische Bezirksämter“ wurde abgeschlossen. Mit Erlaß der Magistrats¬
direktion vom 9. Dezember 1981, MD —803 —4/79, wurde die Allgemeine Dienstvorschrift für die magistra¬
tischen Bezirksämter, die als Organisationshandbuchin Lose-Blatt-Ausgabe gestaltet ist, mit Wirkung vom
1.Jänner 1982 in Kraft gesetzt. Diese Vorschrift beinhaltet Stellenbeschreibungen, ein Delegationsmodell,
Richtlinien für die Protokollierung von Geschäftsfällen, für die Führung von Arbeitsstatistiken sowie Aus-, Fort-
bildungs- und Einschulungsrichtlinien.

Die Arbeiten an einer Verbesserungdes Rechnungslaufes wurden fortgesetzt. In diesem Zusammenhang
wurde eine Beschleunigung bei der Übersendungder Rechnungen zwischen den Dienststellen durch das Zen¬
tralexpedit veranlaßt, wurden die Rechnungsformulare abgeändert und in Zusammenarbeitmit der MD-Stadt-
baudirektion und der MA6 eine (sechsstellige) Auftragskennzahleingeführt, die eine möglichst problemlose
Zuordnung von Rechnungen zu Aufträgen gewährleistensoll. Als Folge der notwendigen Änderungen auf
Grund der Voranschlags- und Rechnungsabschlußverordnung(VRV) waren Verzögerungenbeim Rechnungs¬
ablauf zwischen der MA 17 und der MA6 — BuchhaltungXIV aufgetreten. Den Spitalsverwaltern standen
überdies keine aktuellen Informationen über die schwebende und effektive Belastung sowie über den jeweiligen
Kreditrest zur Verfügung. Im Einvernehmenmit den zuständigen Dienststellen wurde veranlaßt, daß die Erfas¬
sung von Budgetansätzen, Rechnungen und Bestellungen(schwebende Belastung) sowie die Darstellung eines
Kreditrestes auf den DEC-Minicomputeranlagenin den Spitälern, im Psychiatrischen Krankenhaus Baumgart¬
ner Höhe und im Pflegeheim Lainz erfolgt. Damit stehen den Verwaltern dieselben Informationen zur Verfü¬
gung, die sie bei Verwendungder Buchungsmaschinenvor Einführung der VRV hatten. Bei Einsatz von her¬
kömmlichen Buchungsmaschinen wäre aber eine Integrierbarkeit in die VRV und die Kostenstellenrechnungin
späterer Folge nicht möglich gewesen. Das Programm„Kreditevidenz“ kann auch als notwendiger erster Schritt
zu dem Projekt„Nebengebarungenim Rahmen der Umstellung der Haushaltsverrechnung auf EDV“ betrachtet
werden.

Die Dienstvorschriftbetreffend Maßnahmenvor, während und nach einem Donau-Hochwasser wurde von
der MD-VO zusammen mit den hiefür zuständigen Dienststellen erarbeitet und mit Erlaß der Magistratsdirek¬
tion vom 12. November 1981, MD — 1071 — 1/81, in Kraft gesetzt. In dieser Vorschrift werden die regelmäßi¬
gen Vorsorgen und Überprüfungen, die Vorkehrungenbei einer herannahenden Überschwemmungsgefahr, die
Maßnahmen während und nach der Überschwemmunggeregelt. Weiters werden die Grenzen der zehn Über¬
schwemmungsbezirkeund Alarmstufen festgesetzt sowie die Verpflichtung, ein Hochwasserinventar anzulegen.

Den mit dem Lenken von Kraftfahrzeugen befaßten Bediensteten bzw. denjenigen Dienststellen, die Kraft¬
fahrzeuge betreiben, sollen die einschlägigen Vorschriften und Informationen in übersichtlich zusammengefaß¬
ter Form zugänglich gemacht werden. Es wurde daher im Jahre 1981 mit der Ausarbeitung eines „Handbuches
Dienstkraftfahrzeuge“ begonnen, das eine umfassende Darstellung aller diesen Bereichen betreffenden Vor¬
schriften, Regelungen und Anordnungen enthalten soll. Die bestehenden Vorschriften werden überarbeitet
bzw. neu gefaßt. Das Handbuch wird als Ringbuch, das die Einlage neuer Blätter oder den Austausch überholten
Materials erlaubt, herausgegeben werden, so daß den befaßten Bediensteten bzw. Dienststellendie jeweils auf
dem letzten Stand befindlichen Vorschriftenund Informationen zur Verfügung gestellt werden können.

Die Arbeiten zur effizienteren Gestaltung des Arbeitsablaufes in der zentralen Gebührenstelleder MA 17 —
diese Arbeiten wurden bereits 1980 begonnen — wurden fortgesetzt.
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Im Jahre 1981 wurde cm Auftrag betreffend die Wirtschaftlichkeitsprufungeines Erweiterungsbauesder
Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien vergeben und betreut. Die Vergabe des Untersuchungsauftra¬
ges erfolgte nach einer „beschränkten Ausschreibung“. Das Gutachten wurde fristgerecht erstellt, die daraus sich
ergebenden Schlußfolgerungen werden derzeit geprüft.

Im Jänner 1981 hat die MD-Verwaltungsorganisation die Einsatzkoordinationanläßlich der Sturmkatastro¬
phe in Zusammenarbeit mit der Feuerwehr der Stadt Wien übernommen. Die in diesem Zusammenhang
gewonnenen Erfahrungen werden in den KatastropheneinsatzplänenEingang finden.

Im Jahre 1981 wurde mit der Ausarbeitung des Katastropheneinsatzplanesfür Obdachlose begonnen; die
Arbeiten stehen vor dem Abschluß. Zwei weitere Katastropheneinsatzpläne, und zwar der Schadstoffeinsatzplan
und jener für Erdbeben, wurden in Angriff genommen.

Das Organisationsprojekt„Koordination der Maßnahmen im Straßenbereich“, insbesondere hinsichtlich der
Verbesserung der Vorgangsweise bei Arbeiten auf und neben der Straße, wurde fortgeführt.

Mit den Vorarbeiten zur Erstellung eines Aktenskartierungsplanesfür den Magistrat der Stadt Wien wurde
begonnen. Mit diesem Plan soll erreicht werden, daß Akten nicht länger als unbedingt notwendig aufbewahrt
werden, um eine möglichst optimale Nutzung der vorhandenen Ablagemöglichkeiten zu gewährleisten. Gleich¬
zeitig sollen die Möglichkeiten des verstärkten Einsatzes der Mikroverfilmungfür abzulegende Akten im
Bereich der Stadt Wien geprüft werden.

Eine Organisationsuntersuchungim Bereich der MA 64 wurde vergeben und betreut. Schwerpunkt dieses
Auftrages waren die betriebspsychologischeBeratung und die Prüfung der Möglichkeit der Einleitung einer
Organisationsentwicklung.

Für die mit der Prüfung von Brücken beschäftigtenBediensteten wurden Richtlinien für die Einhaltung der
Sicherheitsvorschriften, insbesondere für die Aufstellung von Straßenverkehrszeichenfür den nachfolgenden
Verkehr, herausgegeben.

Für den Vollzug des Bundesgesetzesüber die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße wurde ein
Ablaufplan, der die Zuständigkeitdes Landeshauptmannesund der Polizei präzisiert, entwickelt. Dieser Ablauf¬
plan wurde auch der BundespolizeidirektionWien zur Verfügung gestellt.

Die von einem Auftragnehmer durchgeführte betriebswirtschaftlicheUntersuchung der städtischen Fried¬
hofsgärtnereien und des städtischen Steinmetzbetriebeswurde abgeschlossen. Die im Schlußgutachten enthalte¬
nen Empfehlungenwurden von der MD-Verwaltungsorganisation gemeinsam mit der zuständigen Magistrats¬
abteilung und den Vertretern des Beratungsunternehmensdiskutiert sowie Möglichkeiten der Realisierungerarbeitet.

Bezüglich der Neuorganisation der Zuständigkeiten für die Erhaltung und den Betrieb der Verkehrsbauwerke
im Wiener Stadtgebiet, einschließlich der U-Bahn-Tunnel und der U-Bahn-Hochtrassen, wurde die Aufnahme
des Ist-Zustandes abgeschlossen. Die diesbezüglichenArbeiten werden nunmehr von der MD-Stadtbaudirek-
tion fortgeführt.

Neben diesen als Großprojektezu bezeichnendenVorhaben wurden noch zahlreiche kleinere Organisations¬
untersuchungen durchgeführt bzw. begonnen und wie in den vergangenenJahren ablauforganisatorische
Anordnungen getroffen. Von diesen Tätigkeiten seien beispielsweise folgende genannt:

Im Bereich der Feuerwehr wurden organisatorische Maßnahmen, das heißt Probleme des Dienstpostenplanes,
gesetzt.

Der organisatorischeAblauf bei den im Zusammenhang mit Todesfällen notwendigen Behördenwegenwurde verbessert.
Organisatorische Probleme im Zusammenhang mit der Ausgestaltung der Feuerwehrpläne wurdenbearbeitet.
Mit dem Bundesministeriumfür Inneres wurde für die Organisation der Einrichtung eines Flüchtlingslagers

in einer städtischen Anstalt zusammengearbeitet.
Organisationsprobleme im Zusammenhang mit Badeteichen in Wien wurden geprüft und Lösungsvorschlägeerarbeitet.
Uber Initiative der MD-Verwaltungsorganisation wurde ein Fachausschuß für Organisationsfragenim Rah¬

men des österreichischenStädtebundes gegründet. Bei der konstituierenden Sitzung hielten Bedienstete der
MD-Verwaltungsorganisation die Grundsatzreferate.

Die geschäftseinteilungsgemäße Überprüfung der von der Heizbetriebe Wien Ges. mbH im Zusammenhang
mit Serviceleistungen in städtischen Wohnhausanlagengelegten Rechnungen wurde veranlaßt.

Der Zustand der Wanderwege im 19. Bezirk wurde über Wunsch des Herrn Bezirksvorstehers überprüft,
Vorschläge zur Verbesserung der Situation wurden ausgearbeitet.

An der Regelung des Vollzuges des Baulärmgesetzes wurde mitgewirkt, an den Maßnahmen im Zusammen¬
hang mit der Durchführung der Volkszählunghatte die Abteilung Anteil.

Die Optimierung des Verfahrens bei Geldüberweisungen(Entschädigungen für durch den Mieter durch¬
geführte Instandsetzungen) der MA 52 an Mieter wurde veranlaßt.
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Die Zweckmäßigkeit der Mikroverfilmung des Archivs der MD-Verwaltungsorganisation wurde geprüft.
Die Vollziehung des am 1 Jänner 1982 in Kraft tretenden Mietrechtsgesetzes wurde vorbereitet. In diesem

Zusammenhang wurde der Erlaß der Magistratsdirektion vom 23. Dezember 1981, MD — 2091 — 6/81, über
die Aufteilung der diesbezüglichen Kompetenzen innerhalb des Magistrates der Stadt Wien ausgearbeitet.

Am 5. Juni 1981 erließ der Bürgermeister der BundeshauptstadtWien eine Änderung der Geschäftseintei¬
lung für den Magistrat der Stadt Wien. Die hiezu notwendigen Vorarbeiten wurden von der MD-Verwaltungs¬
organisation geleistet.

Ein Merkblatt mit Verhaltensmaßnahmenfür den Fall eines Brandes in städtischen Wohnhochhäusern wurde
ausgearbeitet, in entsprechender Stückzahl aufgelegt und die Anbringung der Merkblätter an gut sichtbarer
Stelle durch die MA 52 veranlaßt.

Die Grundlagen für die Aktivierung des wasserwirtschaftlichen Planungsorganes in Wien wurden mit der
zuständigen Fachabteilung erstellt. Ein Ordnungs- und Aufsichtsdienst im Bereich des AKH-Neubaues wurde
organisiert.

Organisatorische Maßnahmen zu einer Verbesserung der Vorgangsweise bei der Platzvergabe am Flohmarkt
wurden ciügelcitct.

Die Arbeit an der Reorganisation der Kanzlei der MA 18 wurde fortgeführt und zu einem Abschluß gebracht.
Das Protokoll wird ab dem Jahre 1982 wesentlich vereinfacht und überdies statt in Buchform in Karteiform
geführt werden.

Aus betriebswirtschaftlichen Überlegungen wurden Maßnahmen zur Übertragung der Reinigung von Dienst¬
wäsche, ausgenommender der MA 17, von der Zentralwäscherei an private Unternehmungen gesetzt.

Organisatorische Veränderungenergaben sich auch im Zusammenhang mit Dienst- und Organisationsvor¬
schriften für verschiedene Verwaltungsbereiche, die von der MD-Verwaltungsorganisation entweder vorbereitet
oder genehmigt wurden. Beispielsweise werden angeführt:

Eine Dienstvorschrift für Hallenwarte der MA 51 wurde im Einvernehmenmit der MD-Verwaltungsrevision
und der MA 1 überarbeitet und anschließend genehmigt.

Gemeinsam mit dem Kontrollamt wurden von den Dienststellen vorgelegte Sondervorschriften für die Aus¬
scheidung von Gebrauchsgütern geprüft. Für den Bereich der MA9, 49 und 68 wurden solche Sondervorschrif¬
ten genehmigt. Weitere derartige Ausnahmeregelungenstehen noch in Prüfung. Im Zusammenhang mit der
Vollziehung der Allgemeinen Vorschrift über die Ausscheidung von Gebrauchsgüternwurden Schulungsmaß¬
nahmen vorbereitet.

Ein Erlaß, der die Einhebung und Verrechnung von Stempelgebühren, Verwaltungsabgaben, Kommissions¬
und Überwachungsgebührenneu regelt, wurde ausgearbeitet. Dieser Erlaß wurde notwendig, da durch die
Umstellung der MA6 — Abgabenhauptverrechnungauf automatische Datenverarbeitungdie bisherigen Rege¬
lungen nicht mehr anwendbar sind.

Mit der Ausarbeitungeines zusammenfassendenErlasses über die Videndenwege wurde begonnen.
Der Erlaß über die Zentrale Liegenschaftsevidenz wurde überarbeitet, und zwar soll die sogenannte Ämter¬

verständigung neu geregelt werden.
Ein Erlaß über die Vernichtung von EDV-Ausdrucken mit personenbezogenen Daten, bei welchem die

Bestimmungendes Datenschutzgesetzesberücksichtigtwurden, konnte im Entwurf fertiggestellt werden.
Ein Erlaß über die Meldung der Einberufung städtischer Bediensteter zum Präsenzdienst(Zivildienst) an die

MA 2 wurde ausgearbeitet.
Im Zusammenhang mit der Novellierung des Postgesetzes wurde ein Erlaß entworfen, der die wesentlichen

Bestimmungen enthält, die für den inner- und außerbetrieblichen Postverkehr der städtischen Dienststellen von
Bedeutung sind.

Ein Erlaß über die im Zusammenhang mit dem Grundbuchsumstellungsgesetzvon den städtischen Dienst¬
stellen zu leistenden Arbeiten wurde vorbereitet.

Die MD-Verwaltungsorganisation war auch an der Vorbereitung der Neuorganisation der MD-Stadtbaudirek-
tion und an der Ausarbeitung des diesbezüglichenErlasses beteiligt.

Die Dienstvorschrift für die städtischen Grundtransaktionen, die eine umfassende Neuregelung dieser über¬
aus komplexen Materie enthält, wurde ausgearbeitet.

Der Erlaß über die Stundung und Entrichtung von Postgebühren der Behörden und Ämter ab 1.Jänner 1982
wurde vorbereitet.

Der gemäß§ 3 Katastrophenhilfegesetz zu erstellende Katastrophenschutzplanfür die Stadt Wien wurde fer¬
tiggestellt.

Für den Krisenstab der Stadt Wien für Katastrophenfälle wurde eine Geschäftsordnungausgearbeitet.
Die Kommunikationseinrichtungender Katastrophenleitzentralewurden fertiggestellt und die Alarmord¬

nung ausgearbeitet.
Die MD-Verwaltungsorganisation war darüber hinaus auch mit der Bearbeitung von Kontrollamtsberichten

befaßt, die ebenfalls Ansatzpunkte für die Durchführung von organisatorischen Veränderungen bildeten. Als
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Themen dieser Berichte seien beispielsweise angeführt: Probleme bei der Wiederherstellungvon Grünanlagen
nach dem Bau von Tiefgaragen, die Prüfung der Wirtschaftlichkeitbei der teilweisen Vergebung der Reparatur
von Wasserzählern, die Organisation der Rechengutabfuhrvon der Hauptkläranlage der MA 30, die Organisa¬
tion der Abschleppungvon Kraftfahrzeugen von öffentlichen Verkehrsflächen sowie die Prüfung der Gebarung
von Impfgeldern und Impfstoffen in den Bezirksgesundheitsämtern.

Die Zuweisung  geeigneter Amtsräume  bildete wieder einen wichtigen Tätigkeitsbereichder
MD-Verwaltungsorganisation. Im Zuge der Wahrnehmung dieser Agende wurden folgende größere Projekte
bearbeitet:

Das für den Amtshausbereich des gesamten Stadtgebietes erstellte„Amtsraumkonzept“ mußte auf Grund ver¬
schiedener Entwicklungen neu überarbeitet werden. Das Ziel dieser Neufassung war es, die Dienststellen so
günstig unterzubringen, daß für die Bürger ein leichterer Zugang zu den Dienststellengegeben ist und daß
durch räumliche Zusammenführungvon Dienststellen Verbesserungen des organisatorischen Ablaufes erreicht
werden. Um im Zusammenhang mit bei einzelnen Dienststellen bestehenden Raumproblemen Abhilfe zu
schaffen bzw. um notwendige bauliche Verbesserungenherbeizuführen, mußten in mehreren Amtsgebäuden
verschiedene Instandsetzungs- und Adaptierungsarbeitendurchgeführt werden. Dies betrifft insbesonderedie
Amtshäuser in 1, Rathausstraße4 (Erweiterung des Wohnungsberatungszentrums), in 1, Rathausstraße8, in 12,
Hufelandgasse2, in 15, Gasgasse8—10, in 20, Dresdner Straße 75, in 21, Am Spitz 1, und in 22, Schrödingcr-
platz 1.

In zahlreichen Amtshäusern wurden Maßnahmen zur behindertengerechten Ausgestaltung getroffen. Es
handelt sich dabei um behindertengerechteAufzüge, die Schaffung von geeigneten Zugängen und den Einbau
von Behinderten-WC-Anlagen.

Weiters wurden für eine Reihe von Dienststellenund Einrichtungen der Stadt Wien entsprechende Raum¬
zuweisungen vorgenommen und die erforderlichenÜbersiedlungenin die Wege geleitet (z B. Zahnambulato¬
rium der Krankenfürsorgeanstaltin Floridsdorf, Stadtschulrat —XIV. Inspektionsbezirk, MA 17 —Gebühren¬
stelle, MA 15 — Psychohygiene und andere).

Ferner wurden Maßnahmen hinsichtlich der Raumverteilung der durch Übersiedlung der MA4 und 5 in das
Felderhaus im 2. Stock des Rathauses freiwerdendenRäumlichkeiten getroffen.

Um das abbruchreifeDepot in 23, Brunner Straße, auflassen zu können, wurden Lagerflächen im Freuden-
auer Hafen gemietet.

Für die künftige Besiedlung der erworbenen Objekte in 1, Freyung3 (Palais Harrach), und in 8, Lerchenfelder
Straße 4, wurden Besiedlungsvorschläge bzw. Maßnahmen bezüglich der Raumaufteilung getroffen.

Hinsichtlich der für den AmtshausbereichvorgesehenenBudgetmittelhat die MD-Verwaltungsorganisation
bei der Erstellung des Voranschlages für das Jahr 1982 wesentlich mitgewirkt.

Die Dienstvorschrift für die Beheizung und Lüftung von städtischen Schulen wurde überarbeitet.
Die in der Magistratsdirektion-Verwaltungsorganisation eingerichtete Drucksortenkommission,

die alle generellen und individuellen Angelegenheitender Drucksortengestaltungzu bearbeiten hat, hat die im
Jahre 1981 gewonnenen Erfahrungen mit den provisorischen Richtlinien für die Gestaltung von Drucksorten in
diese eingearbeitet und die Entwürfe eines zusammenfassenden Drucksortenerlasses und der endgültigen Richt¬
linien fertiggestellt. Die Genehmigung durch den Herrn Magistratsdirektor steht noch aus. In diesem Zusam¬
menhang wurden auch drei ganztägige Schulungen der Drucksortenreferentender Dienststellen durchgeführt,
die neben der Präsentation des Drucksortenentwurfblattes, moderner Drucksortentechnikenund der Druckerei
der Stadt Wien vor allem den Zweck verfolgten, die Erfahrungen der Dienststellen mit der Anwendung der pro¬
visorischen Drucksortenrichtlinienbei deren endgültiger Gestaltung berücksichtigenzu können. Darüber hin¬
aus überprüfte die MD-Verwaltungsorganisation sämtliche neuaufgelegten oder nachbestellten Drucksorten auf
ihre Zweckmäßigkeit. Im Jahre 1981 wurden rund 4.000 solcher Überprüfungendurchgeführt. Auf Grund der
großen Anzahl von Drucksorten, die beim Magistrat in Verwendung stehen, scheint es unentbehrlich, den
Dienststellen Hilfsmittel für die zweckmäßige Gestaltung ihrer Vordrucke zur Verfügung zu stellen. Diese Auf¬
gabe möchte die Drucksortenkommissiondurch die von ihr initiierten Maßnahmen erreichen. Ein von der
Drucksortenkommission gebildeter Ausschuß prüfte darüber hinaus Drucksorten der Klassifikation„All¬
gemeine Drucksorten“ anläßlich ihrer Neuauflage oder ihrer Nachbestellungeingehend unter Bedachtnahme
auf die bereits erwähnten Richtlinien für die Gestaltung von Drucksorten. Dieser Ausschuß behandelte rund
250 verschiedene Allgemeine Drucksorten und veranlaßte die erforderlichenAbänderungenoder Anpassungen
an organisatorische Neuerungen.

Dem Betrieblichen Vorschlagswesen,  das als wichtiges Instrument zur Sichtbarmachung
von Organisationsmängelnanzusehen ist, wurde wieder große Aufmerksamkeit zugewendet. Im Jahre 1981
wurden 226 Vorschläge neu eingebracht. Der MD-Verwaltungsorganisationist es in diesem Zeitraum auch
gelungen, den größten Teil der aus früheren Jahren stammenden Verbesserungsvorschläge vorzubeurteilenund
dem Ausschuß für das Betriebliche Vorschlagswesen zuzuleiten. Wichtige, von der MD-Verwaltungsorganisa¬
tion bearbeitete und vorbeurteilte Verbesserungsvorschläge, die prämiert wurden, waren unter anderem:
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Reorganisation der Meldung und Behebung von Störungen wärme-, kälte- und lüftungstechnischerAnlagen
sowie der Wartung dieser Anlagen;

Maßnahmen zur Heizkosteneinsparungin städtischen Amtsgebäuden;
Gestaltung einer Drucksorte der städtischen Wohnhäuserverwaltung; Änderung eines Vordrucks der Buch¬

haltungsabteilungen; Ergänzung einer bei Schlichtungsverhandlungenverwendeten Drucksorte; Änderung
eines Vordrucks der Baupolizei; Änderung eines Vordrucks des Sozialamtes;

Pauschalierung der Kosten von Untersuchungen der Trinkwasserqualität;
Verkürzung des internen Postlaufes;
einheitliche Handhabung einer Bestimmung der Bauordnung für Wien;
Anregungen für die Nutzung der automatischenTextverarbeitung durch die magistratischen Bezirksämter;
Verbesserung der Maschinenausstattung der Dreherei der MA 48, wodurch die Eigenanfertigung von Ersatz¬

teilen für technisches Gerät der Straßenreinigung und Müllabfuhr möglich ist;
Konstruktion eines Gerätes für die gärtnerische Betreuung (Düngen, Gießen, Schädlingsbekämpfung) von

Zierpflanzen;
Beschleunigung des Verfahrens zur Schaffung von Bauplätzen auf gemeindeeigenenLiegenschaften;
Einengung des Kreises der von der NeueintragungprotokollierterFirmen in das Handelsregister zu benach¬

richtigenden Dienststellen;
vereinfachte Auslieferung des Streuguts für die Gehsteige städtischer Wohnhausanlagen;
Vormerkung des Bezuges des Säuglingswäschepaketsim Mutter-Kind-Paß, wodurch eine Evidenz des

Jugendamtes entfällt.
Der MD-Verwaltungsorganisation obliegt auch die Genehmigung für die Anschaffung von Kraftfahrzeugen.

Überdies wurde die Festsetzung des Systemisierungsplanes der Kraftfahrzeuge für das Jahr 1982 vorgenommen,
wobei es auf Grund der strengen Prüfungsmaßstäbeund begleitenden Rationalisierungsmaßnahmenzu einer
Reduzierung des Fahrzeugstandes gekommen ist.

Im Rahmen der MD-Verwaltungsorganisation wird auch das Zentralexpedit  als zentrale Postvertcil-
stelle des Magistrates geführt. In dieser Dienststelle wurden im Jahre 1981 rund 3,9 Millionen interne Postsen¬
dungen bearbeitet. Der gesamte Postein- und -ausgang betrug 11,5 Millionen Poststücke.

Die MD-Verwaltungsorganisation hat auch an der Aufgabe, die Verwaltung der Stadt Wien, so weit es mög¬
lich ist, zu dezentralisieren, mitgewirkt. Als wichtige Arbeiten können hier erwähnt werden:

Der im Jahre 1980 versuchsweise im 21. und 22. Bezirk eingeführte Parteienverkehr in den Nachmittagsstun¬
den hat im Jahre 1981 seine Bewährungsprobe bestanden. Auf Grund der in den beiden Versuchsbezirken
gesammelten Erfahrungen konnte gegen Ende des Jahres 1981 mit den Vorbereitungenzur Einführung des
Parteienverkehrs in den Nachmittagsstundenin allen Wiener magistratischen Bezirksämtern, einschließlich der
Außenstellen zentraler Dienststellen, sowie in verschiedenen zentral geführten Magistratsabteilungen begonnen
werden.

Bereits gegen Ende 1980 wurde in den beiden Versuchsbezirkenein neues Steuerungs- und Informations¬
instrument eingeführt, und zwar die sogenannten Koordinationsgespräche. Diese Maßnahme hat sich so gut
bewährt, daß im Jahre 1981 insgesamt vier Gruppen von Koordinationsgesprächeneinmal monatlich durchge¬
führt werden. Es sind dies die Gruppen Jugend und Soziales, Hochbauangelegenheiten, Spielplätze und Grün¬
raum, Tiefbauangelegenheiten und Verkehrsfragen sowie Probleme der Grundverwaltungund der Flächenwid¬
mung. Diese Koordinationsgesprächesind auch für den Bereich der Budgetmitwirkung sehr wertvoll.

In den beiden Versuchsbezirkenwurde das Modell der Mitwirkung der Bezirke bei der Erstellung und der
Vollziehung des Voranschlages im Jahre 1981 ausgeweitet. Durch einen Erlaß des Bürgermeisters ist es den
Bezirken nunmehr möglich, Vorschläge für die Übertragung von Kreditmitteln zu erstatten. Im Jahre 1981
wurde diese Vorgangsweise erprobt und ihre grundsätzliche Eignung für den Verwaltungsbereichfestgestellt.
Allerdings scheint es noch erforderlich, eine Reihe ergänzender Maßnahmen festzulegen. Dies soll im Jahre 1982
erfolgen. Im Jahre 1981 wurde auch für das Jahr 1982 ein umfangreichesBezirksbudget mit den entsprechen¬
den Erläuterungenerstellt und den beiden Versuchsbezirkenzur Verwendung angeboten. Mit dem „Bezirks¬
budget 1982“ steht den Bezirken eine relativ weitgehende Information über jene Maßnahmen, die im Bezirk
realisiert werden sollen, zur Verfügung.

In allen übrigen Bezirken wurde, unter Bedachtnahmeauf die Ergebnisse des Dezentralisierungsversuches,
die Vorgangsweise bei der Budgetmitwirkung verbessert. Nun erfolgen insgesamt drei Phasen, und zwar werden
im März jeden Jahres Vorgespräche durch die Vertreter der zuständigen Fachabteilungen mit den Bezirksvorste¬
hern geführt, um einerseits die Wünsche der Bezirksvertretungen zu erörtern und andererseits auch die Vorstel¬
lungen der Fachabteilungen zu präsentieren. Nach diesen ersten Gesprächen wird in der 2. Phase der von der
Dienststelle zu erstellende „Teilvoranschlagsentwurf“ den Bezirken zur Beschlußfassung vorgelegt. In einer 3.
Phase, die nach der Beschlußfassung durch die zuständigen Organe der Stadt meist Mitte November des laufen¬
den Jahres erfolgte, erhalten die Bezirke dann die „Projektlisten“, aus denen sie erkennen können, welche Arbei¬
ten im Bezirk durchgeführtwerden. Die Praxis hat nun gezeigt, daß in einzelnen Teilbereichen die Vorlage von
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Projcktlistcn nicht oder nicht im gewünschten Umfang erforderlich ist; dies gilt insbesondere für jene Fälle, in
denen die Arbeiten erst im Laufe des Budgetjahres konkret genannt werden können.

Die Einführung von einheitlichen Leistungsberichtenim Rahmen des Dezentralisierungsversuches hat sich
grundsätzlich bewährt, weil damit den Bezirken ein Informationsinstrumentüber die von den Dienststellen im
abgelaufenen Jahr erbrachten Leistungen zur Verfügung gestellt wird.

Im Jahre 1981 wurde ebenfalls mit einer Überprüfung der Verkehrseinrichtungenin den beiden Versuchs¬
bezirken begonnen, wobei diese Tätigkeit von den Mitgliedern der Bezirksvertretung besorgt werden soll. Mit
diesem Projekt soll einerseits eine Entlastung der Verwaltung erreicht werden, andererseits sollen jene Bezirks¬
mandatare, die die konkrete Situation im Bezirk besonders gut kennen, in die Lage versetzt werden, auf die Ent¬
scheidungen der Verwaltung in dieser die Bevölkerung durchaus berührenden Frage Einfluß zu nehmen.

Daneben wurde ein Reihe von kleineren organisatorischenMaßnahmenrealisiert, die alle einer verstärkten
Information und damit auch der Stärkung des Mitwirkungsrechtes der Bezirke dienen sollen.

Die Hauptaufgaben der Magistratsdirektion -Automatische Datenverarbeitung (MD-ADV) lagen —
wie auch bisher — in der Entwicklung, Konsolidierung, Durchführung und dem Ausbau der der Dienststelle
übertragenen Projekte, in der Beschaffung, Installation und Betreuung der zur Durchführung erforderlichen
Hardwareeinrichtungenund in der Weiterentwicklungund Verbesserungvon in der MD-ADV eingesetzten
softwaretechnischen und organisatorischen Werkzeugen.

Die Leistungen, die von besonderer Bedeutung sind, werden im folgenden kurz dargestellt:
Entwicklung und Durchführung von EDV - Projekten:  In den Wiener Standesäm¬

tern wurde planmäßig mit Beginn des Jahres 1981 die neue Organisation eingeführt, die seit diesem Zeitpunkt
problemlos funktioniert. Weitere Schwerpunkte bildeten die EDV-mäßige Unterstützung von Volksbefra¬
gungen und die zunehmende Nutzung der Bevölkerungsevidenzdaten für von verschiedenenMagistratsdienst¬
stellen geforderte Auswertungenund Statistiken.

In der Bezugsverrechnung konnte der sehr hohe laufende Änderungsaufwandtermingerecht bewältigt wer¬
den. Binnen kurzer Zeit mußte die 1. Etappe der Besoldungsreform in das Verrechnungssystem integriert wer¬
den. Die Arbeiten an den Online-Applikationen im Personalwesen wurden planmäßig fortgesetzt.

In der Abgabenverrechnungwaren Programmänderungen für Gebührenerhöhungen bei Müll, Wasser und
Abwasser erforderlich. Für die Verrechnung der Gebrauchsabgabe wurde erstmals ein Subsystem eingesetzt. Die
Online-Verrechnung der Mündelgelder konnte im Bezirksjugendamt10 im Probebetrieb aufgenommen wer¬
den.

Der Rechnungsabschluß1980 wurde erstmals mit Hilfe der neuen dezentralen Philips-Subsysteme durchge¬
führt. Weiters wurde die Abgabenhauptverrechnungauf ein Philips-System übernommen.

Ein auch für andere Bundesländer nutzbares Programmsystem konnte mit dem erfolgreichen Abschluß des
Pilotprojektes für die MA 46 — Kraftfahrzeugprüfstelle erstellt werden.

Die Volkszählung 1981 wurde in enger Zusammenarbeitmit dem ÖsterreichischenStatistischen Zentralamt
und den zuständigen Dienststellendurch die EDV erheblich unterstützt.

Das Bauabrechnungssystem gemäß ÖREB wurde weiterentwickeit, so daß es in Form eines Online-Systems
ab 1982 dezentral in der MD-Stadtbaudirektiondurchgeführtwerden kann. Testweise werden aus Gründen der
Rationalisierungauf einzelnen Baustellen zur Datenerfassung moderne Microcomputer eingesetzt, ebenso
wurde an Stelle des in der MA 41 veralteten Nixdorf-Terminal-Systems für WIDIKOS (Wiener dialogfähiges
Koordinaten-Verwaltungs- und Berechnungssystem) ein MicrocomputerPhilips P 2000 eingesetzt.

Das bestehende Mietenverrechnungssystemerforderte aufwendige Wartungsarbeiten. Im Herbst wurde mit
den Vorarbeiten auf Grund des neuen Mietengesetzes begonnen. Mit der Eröffnung von drei neuen Bezirksau¬
ßenstellen für die Bearbeitung der Anträge auf Gewährung von Wohnbeihilfenkonnte durch Dezentralisierung
mittels der Datenverarbeitung ein verbessertes Bürgerservice erzielt werden.

Mit Hilfe der graphischen Datenverarbeitungkonnte der erste Computer-Bezirksplan für den 20. Bezirk fer¬
tiggestellt werden.Außerdem kann nunmehr neben der Stadtkarte 1 : 2.000 auch das Kartenwerk 1 : 1.000 auto¬
matisch gezeichnet werden.

Die Neuorganisation der Wiener Städtischen Büchereien wurde in bezug auf die Titelaufnahmeabgeschlos¬
sen. Für den Entlehnverkehrwurde Ende des Jahres in der Hauptbüchereiein Subsystem der Firma Honeywell-
Bull installiert, im Jänner 1982 wird mit dem Produktionsbetriebbegonnen werden.

Im Zuge der Neuinstallation der Einsatzleitzentraleder Wiener Rettung wurde ein System implementiert,
mit dem die Annahme und Weitergabe der Einsätze über Bildschirme abgewickelt sowie der Fahrzeugstatus
und die offenen Einsätze über Farbmonitore angezeigt werden. Dieses System stellt eine optimale Ergänzung zu
dem in den Wiener Krankenanstalteneingesetzten Bettenbelegungs- und -reservierungssystem dar.

Ein Schwerpunkt neben dem planmäßigen Ausbau der verschiedenen EDV-Systeme in der patienten- und
betriebsbezogenen Spitalsverwaltungbildeten die Aktivitäten im Zusammenhang mit der Errichtung des
neuen Allgemeinen Krankenhauses(AKH). Zu diesem Zweck wurde in der MD-ADV ein neues Referat einge¬
richtet, das für Applikationen, wie folgt, die Arbeit aufnahm: für die Automation des Ambulanzbetriebes; den
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Einsatz der Daten- wie auch der Textverarbeitung für die Erstellung und Verwaltung der Befunde; den
Anschluß diverser Laborautomaten an das vorgenannte Befundungssystem; die Überleitung der Daten aus der
rechnergesteuerten Telephonanlage des AKH in das Patientenabrechnungssystem der MD-ADV und für die Ent¬
wicklung eines übergeordneten, aber einheitlichen EDV-Trägersystems für die vorgenannten Einzelsysteme.

Hard - /Software - Entwicklung:  Entsprechend dem Aufgabenzuwachs bei den einzelnen
EDV-Projckten mußte auch der Maschinenpark der MD-ADV sowohl zentral wie auch dezentral erweitert und
modernisiert werden. So wurden im Rechenzentrum der MD-ADV Installationendurchgeführt, wie eine wei¬
tere Großrechenanlage der Type IBM 4341 für den Programmentwicklungsbetriebmit zusätzlichen Magnetplat-
tenlaufwcrkcn, die die Direktspeicherkapazitätannähernd verdoppelt haben. Dadurch konnte die Anzahl der
Magnetbandstationen von 21 auf 15 reduziert werden; eine COM-Anlage der Type Agfa 2300 für einen langfri¬
stigen Testbetrieb, ein Belegleser Typ Feiler 2002 und ein Miniplotter Görz 281 mit wahlweisem Anschluß an
die Großrechenanlage oder an ein Subsystem; weitere Subsysteme insbesondere in den Spitälern, in der Haupt¬
bücherei und in der MD-ADV zentral, wodurch sich die Gesamtzahl der leistungsfähigen Kleinrechnervon 37
auf 49 Anlagen erhöhte. Die Anzahl der sowohl an die Großanlagen wie auch an die Subsysteme angeschlosse¬
nen Terminals betrug Ende des Jahres 780 Geräte. Insgesamt umfaßt der Maschinenparkder MD-ADV ein¬
schließlich der nachrichtentechnischenEinrichtungen und der Mikrofilmgeräte derzeit über 1.600 Geräte.

Im Softwarebereich waren Schwerpunkte gegeben, wie die Installation des Betriebssystems MVS/SP1 für die
IBM-Anlagen, welches nach anfänglichen Schwierigkeiten nunmehr mit hoher Zuverlässigkeit funktioniert; der
Einsatz diverser Programmprodukte(wie CICS, PCF, TPM usw.) zur Unterstützung und Verbesserung des Pro¬
grammtest- und -entwicklungsbetriebes; die Umstellung auf eine neue Version des Datenbanksystems ADABAS
mit verbesserten Möglichkeiten für den Anwender und mit geringerem Ressourcenbedarf(Beschleunigung); die
laufende Betreuung aller Standard- und Betriebs-Software-Produkte und die diesbezügliche Unterstützung und
Schulung der Benutzer, insbesondere im Zusammenhang mit APT (ADV-Projektunterstützungs-Tools). Der
starke Zuwachs der Subsysteme erforderte den Ausbau der Systembetreuungs- und -Unterstützungsaktivitäten.
Durch die Eingliederung des ReferatesT — Systembetreuung dezentrale Anlage in die Softwaregruppe, verbun¬
den mit einer entsprechenden personellen Aufstockung, werden nunmehr alle Softwarebelange unter einer ein¬
heitlichen Leitung und Führung behandelt.

Interne Organisation:  Bedingt durch den Aufgaben- und Personalzuwachsin der MD-ADV
mußten zusätzliche Büroräume im Amtshaus in 1, Rathausstraße1, für die Belange der Dienststelle adaptiert
und eingerichtet werden. Infolge einer wirtschaftlichen wirksamen Änderung des Wartungskonzeptesfür einen
Teil der EDV-Geräte wurde der Lagerbereich für Ersatzgeräte entsprechend vergrößert sowie ein eigener Werk¬
stättenbereich eingerichtet.

Zur Erhöhung der Sicherheit des EDV-Betriebes wurde ein dezentrales Datenträgerarchiv errichtet und dar¬
über hinaus eine spezielle Datenträgerversicherungals Ergänzung zur bestehenden Sachschadenversicherung
abgeschlossen.

Das starke Anwachsen des Geräteparks der MD-ADV sowie die immer komplexeren Einsatz-, Wartungs¬
und Vertragsbedingungenveranlaßten die Dienststellenleitung, die Entwicklung eines automationsunterstütz¬
ten Hardwareverwaltungs- und dokumentationssystemsin Auftrag zu geben. Dieses System ist zu einem hohen
Prozentsatz fertiggestellt und wird ab Beginn des Jahres 1982 den Betrieb, die Verwaltung, die Verrechnung und
die Dokumentation der gesamten Hardwarebestände unterstützen. Eine spätere Einbeziehungder Softwarepro¬
dukte und sonstiger Materialien in dieses System ist vorgesehen.

Die Aufgabenschwerpunkteder Internen Revision lagen einerseits in punktuellen Kontroll- und Revisions¬
aufgaben, andererseits in der Erarbeitung entsprechender Führungs- und Kontrolldaten aus der ADV-internen
Kostenrechnung. Weiters wurden einige Kostenrechnungsprogrammeoptimiert und wurde ein Konzept zur
Kalkulation von Preisen für die Weiterverrechnungvon Hardwareeinrichtungenrealisiert. Die Bearbeitung von
Sonderaufgaben durch die Interne Revision brachte nicht nur für die Dienststellenleitungwertvolle Erkennt¬
nisse über Schwachstellen im Geschehen der EDV sowie über Ansätze zu deren Beseitigung, sondern stellte
darüber hinaus einen wesentlichenFaktor in bezug auf die Ordnungsmäßigkeitund Qualität der von der MD-
ADV erbrachten Leistungen dar.

Wie im Vorjahr wurde die interne Ausbildung der Mitarbeiter den steigenden Anforderungen in der EDV
angepaßt. So wurden — zum Teil in Zusammenarbeit mit der MD-Verwaltungsakademie— 59 ADV-interne
Kurse abgehaiten, was einer Steigerung von annähernd 75 Prozent gegenüber dem Vorjahr gleichkommt.

Der Mitarbeiterstand der MD-ADV erhöhte sich von 283 Bediensteten zu Beginn des Jahres 1981 auf 309
zum Jahresende. Der Dienstpostenplan für 1982 weist 315 Posten auf, von denen 51 bei anderen Magistratsab¬
teilungen geführt werden. Im Jahre 1981 wurden mit 210 Bewerbern Aufnahmegesprächeund Eignungstests
durchgeführt, elf Personalabgängen standen 45 Neuaufnahmengegenüber.

Abschließenddarf noch auf die Aktivitäten der MD-ADV im Zusammenhang mit dem Datenschutzgesetz
sowie auf ein im Herbst 1981 begonnenes Dienststellen-Audit hingewiesen werden. Diese durch ein externes
Beratungsunternehmendurchgeführte Prüfung der Leistungsfähigkeit, Ordnungsmäßigkeitund Wirtschaftlich-
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keit brachte für die Bereiche Rechenzentrum und Projektororganisation ein in vielen Punkten positives Ergeb¬
nis.

Im Rechtsmittelbüro fielen im Jahre 1981 an: in Bauangelegenheiten 539 Berufungen, 22 Devolutionsan¬
träge, 30 Verwaltungsgerichtshof- und 4 Verfassungsgerichtshofbeschwerdensowie 17 Stellungnahmen; in
Strafsachen 521 Berufungen, 15 Verwaltungsgerichtshofbeschwerdenund 4 Stellungnahmen. In sonstigen
Rechtsmittelsachen(Abgaben, Administrativangelegenheiten) waren es 301 Berufungen, 15 Devolutionsanträge,
23 Verwaltungsgerichtshof- und 3 Verfassungsgerichtshofbeschwerden sowie 50 Stellungnahmen. Die Abgabe
von Äußerungen, Berichterstattungenund die Teilnahme an Amtsbesprechungen betrafen 386 Rechtssachen;
17.079 Rechtsmittelentscheidungenund -akten anderer Dienststellen und deren Schriftsätze an die Gerichts¬
höfe des öffentlichen Rechtes sowie sonstige Überprüfungen, darunter auch Akten für den Berufungssenat,
waren zu überprüfen.

Bei den zu überprüfenden Rechtsmittelakten und erstinstanzlichenErledigungenwar gegenüber 1980 eine
Abnahme um 270 Akten oder 12,5 Prozent zu verzeichnen, bei der Überprüfung von Rechtsmittelentscheidun¬
gen hingegen ein Mehranfall von 2.639 Akten oder ein Plus von 18,2 Prozent. In diesem Bereich war gegenüber
dem Durchschnitt der letzten fünf Jahre sogar ein Mehranfall von 40 Prozent festzustellen. Auffallend ist dabei
die Zunahme von Rechtsmittelakten, die sich gegen Strafbescheide der BundespolizeidirektionWien richten.

Die Vermittlung moderner Arbeits- und Managementmethodensetzt im Bereich der Verwaltung ebenso wie
im privatwirtschaftlichen Bereich die aktive Mitarbeit der Betroffenen sowohl bei der Offenlegung der Probleme
als auch der Eingrenzung der Problemfeldervoraus und erfordert zunehmend die Annahme der gemeinsam
erarbeiteten und für notwendig erachteten Maßnahmenseitens der Mitarbeiter. Beide Voraussetzungen sind
wechselseitig voneinander abhängig und nur in einem Klima des Vertrauens zu erreichen. Erst die optimale
Verbindung des problembezogenen praxisnahen Fachwissens der Mitarbeiter mit der von der Führungslehre
angebotenen Methodik schafft eine tragfähige Basis für führungstechnische Innovationen. Zweifellos wird
durch eine partnerschaftlicheVorgangsweise die Akzeptanz der von Mitarbeitern und Führungskräftender
Dienststelle gemeinsam erarbeiteten und selbst durchgeführten Maßnahmen erheblich gefördert.

In Wahrnehmung ihrer Aufgabe der Vermittlung moderner Arbeits- und Führungsmethoden untersucht die
Magistratsdirektion -Verwaltungstechnik (MD-VT) zunächst die Voraussetzungen, denen die innovative
Führungskraft in der öffentlichen Verwaltung gegenübersteht, und welche ITindemisse sich auf Grund dieser
Voraussetzungen der Anwendung effektiverer Führungsmethoden entgegenstellen. Die dabei entdeckten
Schwachstellen konzentrierten sich augenfällig um den Fragenkomplex des strategisch richtigen Ansatzes sowie
um jenen der Akzeptanz seitens der Mitarbeiter der Dienststellen gegenüber notwendigen Maßnahmen.

Private Beratungsunternehmenlegen einschlägigen Gutachten in aller Regel umfangreicheUntersuchungen
zugrunde, in deren Rahmen sie mittels Interviews oder Fragebogen jenes Fachwissen und jene Information über
das organisatorische Umfeld zu erwerben trachten, welche die befragten Mitarbeiter der untersuchten Dienst¬
stelle besitzen. Das gelingt aus naheliegendenGründen nur teilweise, da sowohl die Mitteilungsbereitschaft der
Befragten gegenüber Außenstehenden als auch die Aufnahmefähigkeit der Untersuchenden begrenzt sind. Um
nun die mit dem Umweg der Erhebung verbundenen hohen Informationsverlustezu vermeiden, suchte die
MD-Verwaltungstechniknach einer Arbeitsmethode, die es erlaubt, das Fachwissen der Befragten unmittelbar
zu nutzen.

Die Steuerung und nötigenfalls die Veränderung der Arbeitsorganisation sind primär Aufgabe des Leiters der
betreffenden Organisationseinheit. Bei entsprechender Beratung und Unterstützung des Leiters sowie ausrei¬
chender Motivation der Mitarbeiter können Maßnahmen zur Verbesserungder Führungsmethodik oder zur
Einführung arbeitstechnischer Hilfsmittel von der betreffenden Organisationseinheitunmittelbar und daher
effektiver wahrgenommenwerden, als dies durch Eingriffe von außen erreichbar ist. Hier setzt das Angebot der
MD-Verwaltungstechnikein.

Um das Leistungsspektrumder MD-Verwaltungstechnikauf dem Gebiet moderner Managementstrategie
optimal dem Bedarf anzupassen, wurde im Zusammenhang mit aktuellen Anlässen, wie der Meinungsumfrage
in den magistratischenBezirksämternoder der Einführung der automatischen Textverarbeitung in einzelnen
Dienststellen, der Kontakt mit besonders engagierten Führungskräften hergestellt. Nach Abschluß der Projekte
wurde dieser Kontakt in kollegial organisierten Arbeitsteams weitergeführt, deren Aufgabe seither die Formulie¬
rung jener Probleme ist, die nach Meinung der Teilnehmer eine Änderung der Führungsmethodik, einzelner
Elemente des Führungsverhaltens, der Arbeitsmethodenusw. verlangen. Im Rahmen dieser sich am unmittelba¬
ren Bedarf orientierenden Zusammenarbeit sieht sich die MD-VT in der Rolle des internen Beraters, der form¬
los, unbürokratisch und diskret als Gesprächspartner zur Verfügung steht. Die sonst mit dem Einsatz einer
Stabsstelle oder eines externen Beraters verbundene Befangenheit kann auf diese Weise weitgehend vermieden
werden. Die Beratungsgespräche werden streng vertraulich und daher mit großer Offenheit geführt. Ergebnis
sind ausschließlich Denkanstöße für die das Gespräch suchende Führungskraft. Dienstliche Aufträge werden
seitens der MD-VT in diesem Zusammenhang nicht erteilend die Verfügungsmacht des Leiters der betreffen¬
den Dienststelle bleibt unbeeinträchtigt.
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Mit der dargesteiltenVorgangsweise wurde seitens der MD-VT als Katalysator im Einvernehmen mit den
Beteiligten und auf freiwilliger Basis eine Entwicklung in Gang gesetzt, die vor allem die informelle Manage¬
mentstruktur der Dienststellen von der Einstellung und vom Verhalten der Leiter und Mitarbeiter her zu beein¬
flussen sucht. Die begünstigte Freisetzung vorhandenen Kreativpotentialsund dessen gelenkte Nutzung zur
Verbesserung der Effektivität der Dienststellen unter gleichzeitiger Hebung der Arbeitszufriedenheitbringt
Zielsetzungenmiteinander in Einklang, die bisher als unvereinbar galten. Die bei den Einsätzen des Konzeptes
erzielten Erfolge, die ermutigenden Reaktionen der Zielgruppe und die wachsende Nachfrage nach den Dienst¬
leistungen der MD-VT bestätigen die Richtigkeit des eingeschlagenen Kurses.

Bekanntlich sind interne Meinungsumfragenein wertvolles Hilfsmittel zur Analyse von innerbetrieblichen
Vorgängen. Auch die in den magistratischen Bezirksämtern durchgeführte Meinungsumfrage ergab interesante
Rückschlüsse über die Arbeitszufriedenheitin diesen Dienststellen. Es konnte unter anderem festgestellt wer¬
den, daß die bisweilen zu beobachtendeUnzufriedenheit der Mitarbeiter einzelner Dienststellen nicht in unmit¬
telbarem Zusammenhang mit einer zu hohen Arbeitsbelastung steht. Tatsächlich zeigte sich in Kontrollgesprä-
chen, daß das Arbeitsklima von den Mitarbeitern ein und derselben Dienststelle nach einem Leiterwechsel als
wesentlich besser empfunden wurde, obwohl die Arbeitsbelastung unverändert blieb.

Im wesentlichen konnte die Erfahrung gemacht werden, daß die Mehrzahl der Leiter die aus den Ergebnissen
der Meinungsumfrage gewonnenen Einsichten mit ihren Mitarbeitern in partizipativer Weise verarbeitet hat.
Eine Kontrollumfrage im Folgejahr ist vorgesehen, doch zeigten bereits durchgeführtestichprobenweise Umfra¬
gen, daß die Meinungsumfrage als Instrument zur Verbesserungder Zusammenarbeit zwischen Leitern und
Mitarbeitern voll angenommen wird.

Die im Vorjahr begonnene Einführung der Textverarbeitungin den magistratischenBezirksämtern wurde
mit der Installation von Textsystemen in den Bezirksämtern für die Bezirke2, 20, 21 und 22 fortgesetzt. Die im
Magistratischen Bezirksamt 12 gewonnenen Erfahrungen konnten verwertet und die dort entwickelten Applika¬
tionen nach entsprechender Anpassung übernommen werden, wodurch die Umstellung wesentlich erleichtert
wurde. Darüber hinaus konnten durch qualitativ höherwertige Nutzung der technischen Möglichkeitenspe¬
zielle Anforderungenbewältigt werden, wie etwa die automatischeErstellung des Index der Bezirksamtsleiterbe¬
sprechungsprotokolle.

Im Dienstpostenplan  ergaben sich infolge der mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1981 eingetretenen
Änderung der Anlage 1 zur Besoldungsordnung rund 20.000 Änderungen in der Bezeichnung der Dienstposten
sowie in der Einstufung der Bediensteten. Mehr als 1.000 Änderungen im Dienstpostenplan waren durch
Postenvermehrungenund Postenstreichungen, Änderungen der Postenbewertungund Postenumwandlungen
notwendig geworden.

Neuaufnahmen, Versetzungen, Abgänge, Namensänderungen und Änderungen der dienstrechtlichen Stel¬
lung einzelner Bediensteter erforderten mehr als 52.000 Eintragungenund Vormerkungen.

Das Verzeichnis über den Dienstpostenplan 1982 wurde auf Grund der Personalperlustrierung verfaßt und in
Druck gelegt.

Im Rahmen der Mitwirkung bei der Inspizierung des Dienstbetriebesder städtischen Ämter und Anstalten
überprüfte die MD-Verwaltungstechnik schwerpunktmäßig die Möglichkeiten des Einsatzes moderner Arbeits¬
techniken sowie bürotechnischer Hilfsmittel.

Im Bereich der Genehmigung der Anschaffung von Amtsliteraturgelang es, auf Grund der zum Beginn des
Jahres 1981 abgeschlossenen Erfassung des Standes an Zeitschriftenabonnementsden Aufwand zu stabilisieren.
Zahlreiche Dienststellen haben die Auflistung der von ihnen bezogenen periodischen Druckschriften zum
Anlaß der Abbestellungnicht mehr benötigter Zeitschriften genommen.

Im Sommer 1981 wurde eine umfassende Erhebung bezüglich der rund 110 beim Magistrat aufgestellten
Normalpapierkopiergerätedurchgeführt. Insbesondere wurden Informationen über Auslastung, Reparaturen
und Ausfallszeiten gesammelt, Auskünfte über die Eignung der einzelnen Geräte für die speziellen Anforderun¬
gen an den jeweiligen Standort eingeholt und die Wünsche und Anregungen der Benützer erfaßt. Die so gewon¬
nenen Daten und Erfahrungen wurden in die im Herbst des Jahres erfolgte Neuausschreibung der Normalpa¬
pierkopiergeräteeingearbeitet.

Auf dem Gebiete der Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten wurden, wie schon in den Vorjahren, zu
mehreren Gesetzesentwürfen Stellungnahmen abgegeben. Es waren unter anderem die Entwürfe zu einem Bun¬
desgesetz über die Strafbestimmungenzur Bekämpfung der Untreue und der Bestechlichkeit(zweites Antikor¬
ruptionsgesetz), zivilrechtliche Bestimmungen auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt, die gemeinwirtschaftlichen
Aktiengesellschaften, die Rechtsfürsorgefür psychisch Kranke in Krankenanstalten sowie der Entwurf zu
einem Vergabegesetz, Mediengesetz und Startwohnungsgesetz zu begutachten.

Auf Ersuchen städtischer Dienststellen wurden ferner zu einer Reihe konkreter Sachverhalte schriftliche
Rechtsgutachten  erstattet . Anlaß für derartige Ersuchen waren sämtliche Aufgabenbereiche der Privat¬
wirtschaftsverwaltung, vor allem aber Ansprüche im Zusammenhang mit Schadenersätzen und Bereicherungen,
Untallstursorgeregressen, mit der Verwaltung von Stiftungen, des öffentlichen Gutes und des übrigen städti-

31



sehen Liegenschaftseigentums sowie Fragen des Exekutionsrechts. Der Schwerpunktdieser Arbeiten lag neben
Ansprüchen aus Verkehrsunfällen und nach dem Amtshaftungsgesetz vor allem bei der Mitwirkung am
Abschluß und der Realisierung von Bestand- und Bauleistungsverträgen. Bei strafrechtlichrelevanten Sachver¬
halten standen vor allem Fragen im Zusammenhang mit Ehrenbeleidigungenzur Diskussion. Insgesamt sind
im Jahre 1981 293 schriftliche Rechtsgutachtenangefallen.

Einen erheblichen Arbeitsaufwand erforderte die Beratung der städtischen Dienststellen in zivil- und straf¬
rechtlichen Belangen. Diese Beratung erfolgte häufig telephonisch oder bei persönlichen Vorsprachen städtischer
Bediensteterund umfaßte auch die zivilrechtlicheBetreuung der Bauabteilungen. Allein im Zusammenhang
mit dem U-Bahn-Bau sind 51 neue Geschäftsstücke(unter anderem Beurkundungenvon Rechtsgeschäften für
die Sicherung künftiger Bauführungen, vor allem im Zusammenhang mit der Verlängerung der U 1 nach
Kagran, Geschäftslokalvergaben) angefallen. Darüber hinaus wurden zu zahlreichen Verhandlungen, die von
anderen Behörden und Ämtern geführt wurden, überwiegend rechtskundige Beamte in beratender Funktion
entsendet.

Auf dem Gebiet der streitigen , außerstreitigen und vergleichbaren Zivil¬
rechtsansprüche (Prozesse , vergleichbare Zivilrechtsansprüche) sowie der Strafsachen  sind 330
Rechtsvorgänge neu angefallen. Diese Ansprüche umfaßten vor allem die Einbringung von Geldforderungen
der Stadt Wien, Kündigungen und Räumungen, meist zur Ermöglichungstädtischer Bauvorhaben, Besitzstö¬
rungen, Rechtskonflikte aus Bestandverträgen und Werkverträgen, Klagen auf Feststellung strittiger Rechtsver¬
hältnisse und alle Arten von Schadenersatzprozessen. In diesem Zusammenhang und bei aus früheren Jahren
noch anhängigen Rechtsstreitigkeiten wurden im Jahre 1981 auch zahlreiche Tagsatzungen bei Gericht verrich¬
tet. Neben 50 Besitzstörungs- und 694 Mahnklagen wegen Geldforderungen, bei denen, von ganz wenigen Aus¬
nahmen abgesehen, die Bestätigung des Anspruches der Stadt Wien durch außergerichtlichesAnerkenntnis
oder durch die Erwirkung eines gerichtlichen Exekutionstitels erreicht werden konnte, ist es wieder gelungen,
in einer Reihe sonstiger Fälle gerechtfertigte Zivilrechtsansprücheder Stadt Wien gerichtlich durchzusetzen
oder ungerechtfertigteAnsprüche gerichtlich zur Abweisung zu bringen bzw. bei unklaren Rechtslagen durch
angemessene Vergleiche zu bereinigen.

Im jahre 1981 sind 135 Exekutionen und Kuratelen  sowie 9 Verlassenschaftsver¬
fahren  angefallen. In 301 Insolvenzverfahren (Konkursen und Ausgleichen) wurde interveniert.

Die zufriedenstellendeErfüllung der oben beschriebenen Aufgaben erforderte ein ständiges Studium und
eine laufende Evidenthaltung der auf dem Zivil- und Strafrechtssektor publizierten, für die Privatwirtschaftsver¬
waltung relevanten, umfangreicheninländischen, im gewissen Umfang aber auch ausländischenLiteratur und
Judikatur.

In Vertragsangelegenheiten  der Stadt Wien fielen 282 Akten an. Darunter waren vor allem
Kauf-, Verkaufs- und Tauschverträge, Dienstbarkeitsbestellungs- sowie Baurechtsverträge zu beurkunden. In
allen Vertragssachen werden die Vertragsurkundenerrichtet, wird deren Unterfertigungveranlaßt und in einer
erheblichen Anzahl der Fälle aber auch die grundbücherliche Durchführung und die faktische Abwicklung
(Besitzübergabe) vorgenommen, wobei gelegentlich auftretende Schwierigkeiten und Unklarheiten in mündli¬
chen Verhandlungenbereinigt werden konnten.

Auf dem umfangreichen Sektor der Verfassung von Grundbuchsgesuchen und
grundbuchsfähigen Urkunden  betrafen neben der grundbücherlichen Durchführung der
erwähnten Vertragsurkunden261 Akten Grundabteilungenund sonstige Eingaben zur Herstellung der Grund¬
buchsordnung und 2.449 die Ausfertigung von Schuldscheinen, Löschungs-, Freilassungs-, Vorrangseinräu-
mungs- und sonstigen Zustimmungserklärungen. Um die Rechte der Stadt Wien zu wahren und eine mögliche
Schädigung dritter Personen zu verhindern, wurde bei 528 von der Baubehörde erteilten Aufträgen die Ersicht-
lichmachung im Grundbuch veranlaßt.

In 582 Fällen waren städtische Bedienstete von ihrer Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheitzu entbinden,
um ihre zeugenschaftlichen Einvernahmenbei Gericht zu ermöglichen. Schließlich waren 284 sonstige Verwal¬
tungsvorgänge, wie z. B. die Ausstellung von Vollmachtenund Überprüfungen von Akten anderer Dienststel¬
len, zu besorgen.

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der Magistratsdirektion -Stadtbaudirektion (MD-BD), die im Jahre 1981
neu organisiert wurde, umfaßte die Koordination der umfangreichen Aufgabenstellungen im technischen
Bereich sowie die bei Bauvorbereitung und Baudurchführung. Koordinierende Besprechungen, Dienstanwei¬
sungen sowie einschlägige Erlässe haben dazu beigetragen, ein möglichst reibungsloses Zusammenwirken der
technischen Dienststellen zu erzielen. Anstehende Probleme genereller Art wurden durch die MD-BD bzw.
deren Referate, spezielle Gruppenprobleme durch die Gruppenleiter, die gemäß § 11a der Geschäftsordnung
für den Magistrat der Stadt Wien als Bedienstete mit Sonderaufgaben bestellt sind, behandelt.

Die Vorbereitung bzw. Durchführung von Raumprogramm-, Wirtschaftlichkeits- und Projektsbesprechungen
diverser Bauvorhaben oblag der MD-BD. Dabei wurde besonders darauf Bedacht genommen, daß die Baupro¬
jekte dem letzten Stand der technischen Wissenschaften entsprachen, funktionelle und wirtschaftliche Aspekte
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optimiert und insbesondere auf deren spätere Erhaltung und Betrieb hin in zweckmäßiger Weise geplant wur¬
den. Dem Energiespargedankenwurde bei allen Bauvorhaben des Hochbaues der ihm zukommende Stellen¬
wert beigemessen, wobei immer wieder versucht wurde, in diesem Sinne neue Impulse zu geben.

Der erfolgte Baubeginn für zwei Bezirkshallenbäder erforderte eine umfangreichekoordinierende Tätigkeit
durch einen Projektkoordinatorder MD-BD. Für eine einheitliche Vorgangsweise der technischen Dienststellen
bei ihrer baubeaufsichtigenden Tätigkeit war es notwendig, für die Einhaltung der ergangenen Richtlinien und
Weisungen Sorge zu tragen. Dem Bereichsleiter hinsichtlich des Behindertenwesenswurde für die Durchfüh¬
rung seiner Aufgaben im Hinblick auf die Magistratsabteilungen 19, 23, 24 und 26 die erforderliche Unterstüt¬
zung gegeben, bei der Beurteilung der Bauvorhaben in bezug auf eine behindertengerechte Planung insbeson¬
dere im Jahr der Behinderten“ wesentliches Augenmerk geschenkt. Die Verfolgung dieser Zielsetzungenwurde
auch durch die Teilnahme an der Planungskommission für Krankenanstaltenund Pflegeheime der Stadt Wien
wahrgenommen. Im Zusammenhang mit der Durchführung von Baustelleninspektionen wurden die erforderli¬
chen Vorschläge und Hinweise über die dabei getroffenen Feststellungen ausgearbeitet. Die Wirtschaftlichkeits¬
überprüfung der Materialbeistellung durch Auftraggeber oder Auftragnehmer sowie eine Verbesserung in der
Organisationsformdes Zentralen Fachreferateswurden weiterverfolgt, außerdem zu zahlreichen den techni¬
schen Bereich betreffenden KontrollamtsberichtenStellungnahmen verfaßt bzw. die erforderlichenVeranlas¬
sungen getroffen. Bei der Koordinierung von Maßnahmen im Straßenbereich wurde mitgewirkt, hiebei konnten
grundsätzliche Überlegungenüber die Schaffung eines Leitungskatasters angestellt werden. Über Auftrag von
amtsführenden Stadträten wurden Einzelproblemebehandelt, zu durchlaufenden Akten Stellungnahmen ver¬
faßt und Entscheidungsgrundlagen geliefert. Außerdem wurde an der Ausarbeitung von Erlässen des Magistrats¬
direktors mitgewirkt. Bestehende Erlässe des eigenen Bereiches wurden auf ihre Gültigkeit überprüft bzw. über¬
arbeitet und neue Erlässe ausgearbeitet.

Die MD-BD vertritt die Stadt Wien in der Fachgruppe Bauingenieurwesen und in der Fachgruppe Datenver¬
arbeitung im Ingenieurwesen des ÖsterreichischenIngenieur- und Architektenvereines, im Bundesministerium
für Bauten und Technik, in der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, in der Verbindungsstelle der Bun¬
desländer und im Österreichischen Normungsinstitut mit dem Ziel, bundeseinheitliche standardisierte Lei¬
stungsbeschreibungenfür verschiedene Fachgebiete und EDV-Programme für den gesamten Ausschreibungs-
Vergabe-Abrechnungsbereichzu erstellen. Das bei der Stadt Wien seit Jahren mit großem Erfolg eingesetzte
Programmpaket WIBUS (Wiener integriertes Bauverwaltungs- und Überwachungssystem) wurde vom Bund
übernommen und wird bundesweit im Zusammenhang mit der neu erarbeiteten bundeseinheitlichenstandardi¬
sierten Leistungsbeschreibungfür den Hochbau eingesetzt werden. Bei der zuletzt genannten Leistungsbe¬
schreibung wurde die Systematik der unter Federführung der MD-BD entwickelten und mit gutem Erfolg ein¬
gesetzten standardisiertenLeistungsbeschreibung für Hochbauten übernommen. Auch textlich bildete die stan¬
dardisierte Leistungsbeschreibungfür Hochbauten die Grundlage für die genannte bundeseinheitliche Lei¬
stungsbeschreibung. Die Organisation und Verteilung der für die standardisierte Leistungsbeschreibungfür
Hochbauten notwendigen Unterlagen für sämtliche Dienststellen der Stadt Wien, die Hochbauten ausschrei¬
ben, wurden durchgeführt.

Sämtliche EDV-Aktivitäten der Dienststellen des technischen Bereiches werden mit der MD-Automatische
Datenverarbeitungkoordiniert.

Die sechs Dampfkesselprüfungskommissäre des Landes Wien haben die in der Dampfkesselverordnung vor¬
geschriebenen Untersuchungen und Prüfungen, die einen wesentlichen Beitrag zur Sicherheit dieser Anlagen
darstellen, vorgenommen. Im Rahmen dieser Tätigkeit wurden 2.755 äußere Untersuchungen, 1.291 innere
Untersuchungen, 742 Feuerzuguntersuchungenund 679 Wasserdruckprobendurchgeführt. Außerdem wurden
insgesamt 245 Bescheinigungen ausgestellt und 66 Betriebswärterprüfungen abgenommen, davon waren 41 für
Dampfkesselwärter, 21 für Motorenwärter und 4 für Turbinenwärter.

An den Grundlagen für eine praxisgerechteund sinnvolle Vollziehung des Dampfkesselemissionsgesctzes
einerseits für die Dienststellen der Stadt Wien, andererseits für die Dampfkesselprüfungskommissäre als Sach¬
verständige nach dem Dampfkesselemissionsgesetz wurde mitgearbeitet, die Entwürfe der Durchführungsver¬
ordnung zum Dampfkesselemissionsgesetzwurden zusammen mit den zuständigen Magistratsabteilungen
begutachtet und Stellungnahmenabgegeben.

Weiters wird eine zentrale Kartei zur Erfassung sämtlicher Bediensteter, die in Normenausschüssendes
Österreichischen Normungsinstitutesals Mitglieder fungieren, geführt und die Mitgliedschaft von technischen
Dienststellen in Vereinen und vereinsähnlichenEinrichtungen evident gehalten.

Im Zusammenhang mit der Realisierung des Schienenverbundprojekteshatte die MD-BD die bei der Pla¬
nung und Bearbeitung offengebliebenenProbleme einer Klärung zuzuführen bzw. grundsätzliche politische
Entscheidungen vorzubereiten. Die Kontakte und die Zusammenarbeit mit den ÖsterreichischenBundesbah¬
nen konnten bei den Besprechungen, die in periodischen Abständen stattgefunden haben, weiter vertieft und
für beide Teile in fruchtbringenderWeise gestaltet werden.

Die Durchführung von Aufschließungsarbeitenfür Betriebsbaugebietewurde koordiniert, für zukünftige
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Industrieansiedlungenin Aussicht genommene Flächen wurden aus technischer Sicht geprüft sowie mit den in
Frage kommenden Dienststellen beraten.

Für die Handhabung der Bauordnung für Wien sowie ihrer Nebengesetze war es notwendig, entsprechende
Dienstanweisungenherauszugebenund dafür vorzusorgen, daß alle Vorgangsweisen dem jeweiligen Stand der
technischen Wissenschaften entsprachen, aber auch mit den geltenden baurechtlichenund sonstigen einschlägi¬
gen Rechtsvorschriften in Einklang standen.

In allen Angelegenheitender Stadtplanung und Stadtgestaltung wurden die notwendigen Koordinierungen
und Abstimmungen durchgeführt. ln jenen Angelegenheiten, die die Nutzung und Verwendungstädtischer
Grundstücke sowie deren Freimachungbetreffen, hat die MD-BD eine koordinierendeAufgabe innerhalb des
Magistrates zu erfüllen. Unter diesen Auspizien wurden mit den Dienststellen intensive Kontakte aufgenom¬
men, Besprechungen abgeführt und die Abstimmung der von diesen zu erfüllenden Aufgaben vorgenommen.

Die Großbauprojekte der Stadt Wien wurden netzplantechnisch  betreut . Die regelmäßige Aktuali¬
sierung der Daten ermöglicht es, Schwierigkeiten rechtzeitig zu erkennen und die für die zu treffenden Ent¬
scheidungen notwendigen Informationen rechtzeitig bereitzustellen. Insbesondere für den Bau der U-Bahn-
Linie U 1, den Umbau der Wientallinieder Stadtbahn in die U-Bahn-Linie U 4 und hinsichtlich der Planung
der U-Bahn-Strecken U 3 und U 6 sowie bei der Planung der Autobahnen A 22 und A 4 war die netzplantech¬
nische Terminüberwachungvon großem Wert. Im Bereich des Hochbaues wurden bei der netzplantechnischen
Bearbeitung für die Planung der ersten Ausbaustufe des Krankenhauses SozialmedizinischesZentrum Ost
detaillierte Terminpläne erstellt. Neu aufgenommen wurde auch die Bearbeitung des administrativen Ablaufes
für die beabsichtigteInstandsetzung zahlreicher städtischer Wohnhäuser.

Weiters erfolgt die Abstimmung der Grundlagen für die Erstellung des Voranschlages für die MD-BD und
die Dienststellen des technischen Bereiches. Dazu gehören alle Vorarbeiten von der Perlustrierung bis zur end¬
gültigen Festsetzung des Voranschlages.

Mittels EDV wird seit Jahren eine Bauinvestitionsvorschau  für jeweils fünf Jahre geführt und
evident gehalten. Im Herbst erfolgte diese Arbeit für die Jahre 1982 bis 1986. Diese Zusammenfassung wird lau¬
fend auf den letzten Stand gebracht, wobei alle Veränderungen, die durch Sachkredit- oder Bauratenerhöhung,
Virements oder Widmungsänderungen erfolgen, unmittelbar verarbeitet werden. Die entsprechenden Abtei¬
lungsanträge werden auf Kompetenzmäßigkeitund ordnungsgemäße Antragsformulierungüberprüft und nöti¬
genfalls korrigiert oder ergänzt

Anläßlich der Budgetdebatte wurde dem Gemeinderatmit dem Voranschlag für 1982 ein fünfjähriger Finanz¬
plan mit dem Basisjahr 1982 vorgelegt. Dieser Plan enthält für die Jahre 1982 bis 1986 die geschätzten voraus¬
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben. Einen wesentlichen Bestandteil dieses Finanzplanesbildet die Zusam¬
menstellung über die „Baulichen Investitionen“ für diesen Zeitraum. Die Vorschau enthält alle Bauvorhaben,
die bis 1981 begonnen wurden,und alle jene, die im Budgetjahr 1982 in Angriff genommen werden sollen. Sie
enthält Angaben über Gesamtkosten, Ausgaben bis 1980, die genehmigten Bauraten für die Jahre 1981 und
1982 sowie alle noch notwendigen Bauraten bis einschließlich 1986. Diese Vorschau wird für einen fünfjährigen
Zeitraum fortgeschrieben und alljährlich als Bestandteil des Finanzplanes dem Gemeinderat zur Kenntnis¬
nahme vorgelegt. Die Vorschau enthält außerdem die Darstellung aller notwendigen Budgetmittel für jene
Großprojekte, die im Voranschlag und Finanzplan als „Projektsausweise“ enthalten sind. Es handelt sich dabei
um die Hochbauvorhaben„Am Schöpfwerk“, „Mitterhofergasse“, „Aderklaaer Straße“, „östlich Neilreichgasse“
und „Sozialmedizinisches Zentrum Ost“ sowie um die Tiefbauprojekte„U-Bahn“ und „Philadelphiabrücke“

Für die Erfüllung des Straßenbauprogramms(Gemeinde- und Bundesstraßen) wurden auch für das Jahr 1982
Gesamtkostenermittlungen durchgeführt. In diesen sind alle für die Einbautendienststellen (einschließlich
Stadtwerke) anfallenden Kosten zusammengefaßt. Durch die genaue Erfassung dieser Kosten wurde eine bud¬
getmäßige Sicherung bei den Einbautendienststellengewährleistet. Alle erarbeiteten Unterlagen und Zusam¬
menstellungen wurden der Finanzverwaltung zur Verfügung gestellt.

Ferner wird in der MD-BD ein Auftragnehmerkataster  geführt . In diesem sind jene Firmen
erfaßt, denen Aufträge durch die technischen Abteilungen des Magistrates übertragen werden. Die Zentrale
Erfassung bietet jederzeit einen Überblick über die Auftragslage der einzelnen Firmen hinsichtlich der für die
Stadt Wien durchzuführendenArbeiten. Dieser Einrichtung bedienen sich nicht nur die technischen Abteilun¬
gen, sondern auch die Wiener Stadtwerke. Ein EDV-Programm zur Erhöhung der Effizienz bei der Handha¬
bung des Auftragnehmerkatasterswurde untersucht. Monatlich werden die Arbeitskräfte auf den Bau- und
Arbeitsstellen der technischen Abteilungen der Hoheitsverwaltungstatistisch erfaßt. In den Wintermonaten
werden 14tägige Zählungen der Arbeitskräfte durchgeführt. Dadurch ist es möglich, besonders große Schwan¬
kungen in der Zahl der Beschäftigten rechtzeitig zu erkennen und eventuell notwendige Maßnahmen einzulei¬
ten. Letztlich hat die Stadt Wien einen großen Anteil an der guten Beschäftigungslage des Bauhaupt- und Bau¬
nebengewerbes während der Wintermonate.

Ein weiteres Aufgabengebietder MD-BD ist die Bearbeitung aller Vergebungsakte  des
technischen Bereiches, die in die Kompetenz eines Stadtrates oder Ausschusses fallen. Die laufende Befassung
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und Erfahrung ermöglichen es der MD-BD, etwa vorhandene Mängel im Vergabeakt festzustellen und im Ein¬
vernehmen mit der antragstellendenAbteilung zu beseitigen. Im Jahre 1981 wurden 1.562 protokollierteAkte
bearbeitet und dabei ein Gesamtersparnis von nahezu 63 Millionen Schilling erzielt. Hievon entfielen rund 49,5
Millionen Schilling auf die Reduktion von Ziviltechnikerangeboten, von denen allein 44 Millionen Schilling
die Planung des KrankenhausesSozialmedizinisches Zentrum Ost betreffen. Des weiteren gehören freihändige
Vergebungen schwierigster Art, die Prüfung der Honorarangeboteder Ziviltechniker mit Ausnahme der Archi¬
tekten und Vermessungstechniker, Verhandlungenals zweite Instanz, Beurteilungen von Bauzeitverlängerungen
und Pönale, diverse Umrechnungen, Lohnerhöhungen, Indexberechnungen, Vertragsauslegungen usw. zu den
Agenden der MD-BD. In diesen Fällen konnten im Interesse der Stadt Wien gleichfalls Kosten eingespart wer¬
den.

Im Jahre 1981 wurden im Wege dreier „Verständigungen“, die einen Umfang von insgesamt 218 Seiten hat¬
ten, Weisungen in Baupreisangelegenheiten  an sämtliche Bauabteilungen erteilt. Diese„Verstän¬
digungen“ bezogen auch eine große Anzahl von amtlichen und halbamtlichen Stellen außerhalb des Magistrates
der Stadt Wien. Im Kreise der öffentlichen Auftraggeber im Bundesministeriumfür Finanzen zur Durchfüh¬
rung von Preisberichtigungenvertritt die MD-BD die Stadt Wien. Es konnten dadurch bei allen Beratungen
und Abschlüssen für die Stadt Wien beste Ergebnisse erzielt werden. Preisveränderungen aller Art am Baustoff¬
sektor wurden nach Rücksprachemit der Paritätischen Kommission festgelegt. Außerdem ist die MD-BD in
fast allen Fachnormenausschüssensowie in der AGÖST (ArbeitsgemeinschaftÖsterreichisches Standardlei¬
stungsbuch) vertreten.

Einen weiteren Schwerpunktder Tätigkeit der MD-BD bildet auch die Vorbereitung von städtischen Hoch¬
bauvorhaben und die Koordinierungaller in diesem Zusammenhang stehenden baulichen Maßnahmen. Trotz
der im Jahre 1981 in verstärktem Maße aufgetretenen Schwierigkeiten ist es gelungen, den Neubau von 1.993
Wohnungen im Rahmen des kommunalen Wohnbauprogramms  der Stadt Wien in Angriff
zu nehmen. Ein beträchtlicherTeil dieser Wohnbauvorhabenwird im Zuge der Stadterneuerungdurchgeführt.
Aus der Sicht der Bauvorbereitungkann somit das Wohnbauprogramm als erfüllt angesehen werden. Die
gewünschte Schwerpunktverlagerung der Wohnbautätigkeitauf innerstädtischeBereiche bringt eine Fülle von
Problemen und Schwierigkeiten bei der Baureifgestaltung von Liegenschaften mit sich, da sie in den meisten
Fällen die Absiedlung des Althausbestandes erforderlich macht, aber auch häufig der städtische Grundbesitz aus
wirtschaftlichen und städtebaulichenGründen in teilweise langwierigen Verhandlungenzu arrondieren ist. Der
aus den genannten Gründen bedingte längere Vorbereitungszeitraumhat es erforderlich gemacht, den Schwer¬
punkt der Tätigkeit im besonderen Maße auf diesen Problemkreis auszurichten.

Hinsichtlich des städtischen Althausbestandes mit rund 600 Objekten wurden die Untersuchungenweiterge¬
führt und deren weitere Verwendung fixiert. Zum Teil konnten Liegenschaften mit abbruchwürdigen Objekten
bereits in das kommunale Wohnbauprogramm der nächsten Jahre aufgenommen werden.

Die Hochbauvorhabenin 10, östliche Neilreichgasse, in 12, Am Schöpfwerk, in 21, südlich Mitterhofergasse
und in 22, südlich Aderklaaer Straße, die im Voranschlag und Finanzplan als „Projektsausweise“ enthalten sind,
wurden zeit- und kostenmäßig weiterverfolgt. Neben dem Wohnbauprogramm wurde auch die Vorbereitung
des Siedlungsprogramms der Stadt Wien durch die MD-BD weiter betrieben.

Die MD-BD nahm 416 Befähigungsprüfungen  ab ; 342 Kandidaten konnten approbiert werden.
Bei Baumeisterprüfungen erhielten von 31 Kandidaten 21 das Befähigungszeugnis, zehn mußten zurückgestellt
werden. Auch bei der Befähigungsprüfung für das Elektrikergewerbe bestanden von 23 Kandidaten nur 15, bei
den Gas- und Wasserinstallateuren17 von 22 Geprüften. Bei Ziviltechnikerprüfungenbestanden 85 von 113
Geprüften. Die Dienstprüfung für die VerwendungsgruppeB haben alle 51 Kandidaten, für die Verwendungs¬
gruppe C und D von 101 Kandidaten 99 erfolgreich bestanden. Die Abschlußprüfungfür bautechnische Zei¬
chenlehrlinge wurde von allen 9 Kandidaten erfolgreich abgelegt. Außerdem wurde die Ausbildung von 29
bautechnischenZeichenlehrlingenüberwacht, die Einschulung bzw. Weiterbildung von 92 Bediensteten, die zu
den „Rundfahrten Modernes Wien“ eingeteilt sind, vorgenommen sowie die Zusammenstellung der Routen
durchgeführt.

Am 31. Dezember 1981 unterstanden der Dienstaufsicht  der MD-BD insgesamt9.261 Bedienstete,
und zwar technisches Personal, Arbeiter und Saisonarbeiter.

Da die fortschreitende technische Entwicklung, so wie sie beispielsweise auch im Bereich des Bauwesens
stattfindet, eine laufende Schulung der Mitarbeiter erfordert, wurden auch 1981 einschlägige Veranstaltungen
über Anregung der MD-BD — jeweils einvernehmlich mit den zuständigen Dienststellen des technischen
Bereiches — im Rahmen der MD-Verwaltungsakademiedurchgeführt. Hiezu zählen die Seminarreihen, die
über den Wärme-, Schall- und Brandschutz für die Mitarbeiter bauausführenderund baubehördlicher Dienst¬
stellen durchgeführtwurden und jene, mit denen eine Schulung aller jener Mitarbeiter auf gewerberechtlichem
und gewerbetechnischemGebiet erfolgte, die der neuen MA 36 zugeteilt worden waren.

Für Bedienstete der technischen Abteilungen wurden 276 Anträge für Dienstreisen im Inland und 123 für
Dienstreisen in das Ausland gestellt und bearbeitet. Die diesbezüglichen Reisekostenrechnungensowie die der
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2.551 genehmigten Inlandsdienstreisenwurden nach Überprüfung der formalen Erfordernisse der MA 3 zur
Anweisung zugeleitet.

Während der Sommermonate 1981 waren 44 inländische Ferialpraktikantenin diversen technischen Dienst¬
stellen beschäftigt.

Schließlich wurden 3.547 Theater-, Reserve- und Permanenzdienstevorgeschriebenund 2.580 verrechnet.
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Personal - und Rechtsangelegenheiten
Allgemeine Personalangelegenheiten

Als wesentliche Änderung im Bereich des Besoldungsrechtes der Bediensteten der Gemeinde Wien muß die
Verwirklichung des ersten Schrittes der Besoldungsreform angesehen werden. Bereits im Zusammenhang mit
dem Gehaltsabkommen für das Jahr 1981 wurde zwischen den Vertretern der Gebietskörperschaftenund den
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes vereinbart, daß unter besonderer Berücksichtigung der Bezieher klei¬
ner Einkommen an Stelle eines Sockelbetrages oder einer ähnlichen Maßnahme der erste Schritt einer Besol¬
dungsreform in drei Jahresetappen, beginnend mit 1.Juli 1981, verwirklicht werden soll. Mit Rücksicht auf die
bestehenden finanziellen Möglichkeiten sollten bei der ersten Etappe die von der Besoldungsreform erfaßten
Bediensteten grundsätzlich nur einen Gewinn von höchstens 300 Schilling monatlich erzielen. Die Besoldungs¬
reform fand schließlich im Bereich des Bundes ihren Niederschlag in einer 37. Novelle zum Gehaltsgesetz 1956.
Bereits während der beim Bund geführten Besprechungen hat die Gewerkschaft der Gemeindebedienstetenge¬
genüber der Verwaltung der Gemeinde Wien die Forderung erhoben, die Grundsätze der Besoldungsreform
auch auf das Besoldungsrecht der Beamten der Gemeinde Wien zu übertragen. Nach zahlreichen Verhandlun¬
gen wurde schließlich Einigung über einen ersten Schritt der Besoldungsreform auch für den Bereich der Be¬
diensteten der Gemeinde Wien erzielt, die durch eine 20. Novelle zur Besoldungsordnung1967, LGB1. für
Wien Nr. 29/1981, und durch eine 3. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1979, LGB1. für Wien
Nr. 28/1981, realisiert wurde. Schwerpunktedieses ersten Schrittes der Besoldungsreform waren dabei die Zu¬
sammenlegung der bisherigen DienstklassenI bis III zu einer neuen Dienstklasse III, wobei für die Festsetzung
der Gehaltsstufen der einzelnen Verwendungsgruppenin der neuen Dienstklasse III die bisherigen Beförde¬
rungsrichtlinien Berücksichtigung fanden, sowie die Auflösung der Anfangsbezüge.

Weiters wurden die Laufbahnen und Bezugsschemata der Bediensteten der VerwendungsgruppenE, D und
C sowie der Bediensteten des SchemasI neu gestaltet und die Regelung der Dienstalterszulage in den angeführ¬
ten Bedienstetengruppenvereinheitlicht. Das neue Besoldungssystem trat in den vom ersten Reformschritter¬
faßten Bereichen mit 1.Juli 1981 an die Stelle des alten Systems. Die in diesen Bereichen eingestuften Bedien¬
steten wurden besoldungsrechtlich in das neue System übergeleitet. Gleichzeitig wurde vorgesehen, daß in allen,
also auch in den vom ersten Reformschritt nicht erfaßten Bereichen, die in den ersten drei Gehaltsstufen gleich
hohen Gehaltsansätze aufgelöst werden und dadurch das System der Biennalvorrückung auch faktisch wieder
auf die ersten sechs Laufbahnjahre ausgedehnt wird. Für die weiteren Etappen der Besoldungsreform waren die
Termine 1.Juli 1982 und 1.Juli 1983 vorgesehen. Im Zusammenhang mit der im Rahmen des ersten Schrittes
der Besoldungsreform durchgeführten Auflösung der Verwendungsgruppen3 F und 5 des Schemas I wurden
für einige Bedienstetengruppendieses Schemas auch Aufstiegsregelungen in höhere Verwendungsgruppenvor¬
gesehen.

Vom ersten Schritt der Besoldungsreform waren vorerst nur jene Beamten des Ruhestandes betroffen, die
nach dem 30.Juni 1981 in den Ruhestand versetzt wurden. Die Überleitung in das neue Besoldungssystem für
jene Beamten, die vor dem 1.Juli 1981 in den Ruhestand versetzt wurden, bzw. für Hinterbliebene nach sol¬
chen Beamten war einer eigenen gesetzlichen Regelung Vorbehalten worden. Die 20. Novelle zur Besoldungs¬
ordnung 1967 enthält schließlich neben der ersten Etappe der Besoldungsreform auch den Einbau der restli¬
chen noch in Geltung stehenden Vorschrift des Wiener Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes in die Besoldungsord¬
nung 1967 sowie die Befreiung des Mutterschaftskarenzurlaubes von der bisher bestehenden Pensionsbeitrags¬
pflicht.

Durch die Besoldungsreform und die damit verbundene Zusammenlegungder ersten drei Dienstklassen des
Schemas II zu einer neuen Dienstklasse III war auch die Änderung der bestehenden Amtstitelregelungerfor¬
derlich geworden. Es wurde daher mit Beschluß des Stadtsenatesvom 10. November 1981, Pr.Z. 2825, eine
neue Amtstitelverordnungerlassen. Diese ist im wesentlichen durch die teilweise Neugestaltung einiger Amtsti¬
tel (so wurde z. B. der Amtstitel „Fürsorgerinnen“ in den zeitgemäßen und dem Tätigkeitsbild der betroffenen
Bediensteten entsprechenden Amtstitel „Sozialarbeiter“ umgewandelt) sowie durch den Wegfall einiger Amtsti¬
tel (z. B. Stadtgartenoberoffizial, technischer Oberoffizial, Verwaltungsoberoffizial, Büchereiverwaltungsoberoffi¬
zial, Kanzleioberoffizial usw.) gekennzeichnet. Bezüglich der zuletzt genannten Amtstitel sieht eine Übergangs¬
bestimmung vor, daß jene Beamten, die am 30.Juni 1981 Anspruch auf diesen Amtstitel hatten, diesen auf die
Dauer ihrer Einreihung in die Dienstklasse III weiterführen können.

Die Besoldungsverhandlungenfür das Jahr 1982 konnten am 30. Oktober 1981 mit dem Ergebnis abge¬
schlossen werden, daß die Bezüge der Beamten und Vertragsbedienstetenmit Ausnahme der Haushaltszulage
ab 1.Jänner 1982 bei einer Laufzeit bis 31.Jänner 1983 um sechs Prozent erhöht werden. Gleichzeitig wurde
vereinbart, die dritte Etappe des ersten Schrittes der Besoldungsreform auf den 1.Juli 1982 vorzuverlegen und
damit den ersten Schritt dieser Reform mit diesem Zeitpunkt abzuschließen.

Die Verwirklichungder genannten Regelungen für die Beamten der Gemeinde Wien erfolgte durch eine
21. Novelle zur Besoldungsordnung 1967, die vom Wiener Landtag am 15. Dezember 1981 beschlossen wurde,
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LGB1. für Wien Nr. 7/1982. Dieses Gesetz enthält auch die Überleitung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der
Beamten und ihrer Hinterbliebenen, deren Pensionen von den Bezugsansätzen des bis zum 30.Juni 1981 gel¬
tenden Besoldungssystems abgeleitet wurden. Der erwähnte Abschluß des ersten Schrittes der Besoldungsre¬
form wirkt sich dabei in einer besoldungsrechtlichenÜberleitung der in den Dienstklassen III oder IV einge¬
reihten Beamten des Dienststandesder VerwendungsgruppeA sowie der in der Dienstklasse IV eingereihten
Beamten des Dienststandesder VerwendungsgruppeC aus. Das Gesetz sieht vor, daß die Überleitung grund¬
sätzlich nach der für die Vorrückung wirksamen Dienstzeit unter Berücksichtigung zuerkannter außerordentli¬
cher Stufen erfolgt. Die Überleitung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Beamten, die vor dem 1.Juli 1981
in den Ruhestand versetzt worden sind, lehnt sich eng an die im Entwurf einer 38. Gehaltsgesetz-Novelle des
Bundes vorgesehene Regelung an und erfolgte im Interesse einer möglichst einfachen und mit relativ geringem
Verwaltungsaufwand verbundenen Durchführung unter Verwendung einer Überleitungstabelle, die in die 21.
Novelle zur Besoldungsordnung 1967 aufgenommenwurde. Für die Vertragsbediensteten der Gemeinde Wien
wurde der Abschluß des ersten Schrittes der Besoldungsreform mit Wirksamkeit vom 1.Juli 1982 sowie die Er¬
höhung der Gehaltsansätze ab 1.Jänner 1982 durch eine 4. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung1979, die
am 15. Dezember 1981 vom Wiener Landtag beschlossen wurde (LGB1. für Wien Nr.8/1982), verwirklicht.

Die Bezugserhöhung im öffentlichen Dienst, die mit 1.Jänner 1982 erfolgte, fand ihren Niederschlag auch
auf dem Sektor der Nebengebühren. Bei einem Teil der Mehrdienstleistungsvergütungenergab sich die Erhö¬
hung der Nebengebührenaus den geänderten Gehaltsansätzen. Daneben bestehen jedoch zahlreiche Nebenge¬
bühren, deren Höhe betragsmäßig fixiert ist. Diese Nebengebühren wurden mit 1.Jänner 1982 um sechs Pro¬
zent erhöht. Abgesehen von dieser generellen Erhöhung wurden im Jahr 1981 durch Beschlüsse des Stadtsena¬
tes Neuregelungen bzw. Änderungen auf dem Sektor der Nebengebührenvorgenommen. So wurden unter an¬
derem im Jahre 1981 bei den Ärzten der städtischen Pflegeheime eine Neuregelung, betreffend die Abgeltung
für geleistete Nachtdienste, und bei den Bediensteten der Feuerwehr, den Bediensteten des Rettungs- und
Krankenbeförderungsdienstesund anderen Bedienstetengruppeneine Änderung in bezug auf die Höhe der
Wechseldienstentschädigunggetroffen. In diesem Zusammenhang ist auch erwähnenswert, daß aus Anlaß der
Volksbefragungen vom 15. bis 17. November und vom 9- bis 11. Dezember 1981 für die Dienstleistungenstäd¬
tischer Bediensteter und anderer Personen Entschädigungen festgesetzt wurden.

Gemäß § 48 der Dienstordnung 1966 können Bediensteten der Stadt Wien Dienstkleider zuerkannt werden,
wenn sie zur Kennzeichnung der dienstlichen Funktion oder zum Schutz gegen Witterungseinflüssewährend
des Dienstes notwendig sind oder wenn die Kleidung bei Ausübung des Dienstes einer besonderen Beanspru¬
chung oder Verschmutzung ausgesetzt ist. In Ausführung dieser Bestimmung hat der Stadtsenat bereits im Jahre
1975 die Dienstbekleidungsordnung1975 (DBO 1975) erlassen. Da der Aufgabenbereich und die Tätigkeiten
der Bediensteten einer Stadtverwaltung in der Größenordnung Wiens einer ständigen Wandlung unterliegen,
war es auch im Jahre 1981 nötig, diese Dienstbekleidungsordnungauf Grund von Anregungen verschiedener
Dienststellendurch entsprechende Beschlüsse des Stadtsenates abzuändern oder zu ergänzen.

Im Jahre 1981 machte der Mangel an qualifiziertemKrankenpflegepersonal(diplomierten Krankenschwe¬
stern) wieder die Anstellung von voll ausgebildeten ausländischenKrankenschwesternerforderlich. So wurden
auf Grund eines zwischen dem Arbeitsministeriumder Republik der Philippinen und dem Magistrat der Stadt
Wien abgeschlossenen Übereinkommens60 ausgebildete philippinische Krankenschwesternin den Dienst der
Gemeinde Wien aufgenommen.

Im Zusammenhang mit der Besoldungsreform war auch eine entsprechende Adaption der Dienstvorschrift
für Aushilfs- und Saisonbediensteteerforderlich. Hiebei ergab sich mit Beschluß des Gemeinderates vom
21. September 1981, Pr.Z. 2089, für die Aushilfs- und Saisonbediensteten in fast allen Verwendungeneine dem
geänderten Besoldungssystem angepaßte Erhöhung des Monatsbezuges.

In der Vertragsbedienstetenordnung1979 ist vorgesehen, daß in den Dienstverträgen in AusnahmefällenRe¬
gelungen getroffen werden können, die von den Bestimmungendieses Gesetzes abweichen. Solche Dienstver¬
träge sind als Sonderverträge zu bezeichnen und bedürfen der Genehmigung der gemeinderätlichen Personal¬
kommissionund des für Personalangelegenheitenzuständigen Gemeinderatsausschusses. Neben Einzelsonder¬
verträgen bestehen für bestimmte Gruppen von SondervertragsbedienstetenSonderverträge, die eine Gleichar¬
tigkeit der Vertragsinhalte aufweisen. Bereits im Jahre 1979 wurden daher die abweichenden Sondervertragsnor¬
men zusammengefaßtund eine gemeinsame Genehmigung für verschiedene Bedienstetengruppeneingeholt.
Diese Gruppensondervertragsnormenwurden in der Folge wiederholt abgeändert bzw. ergänzt. Im Zusammen¬
hang mit der mit 1.Juli 1981 wirksam gewordenen Besoldungsreformwar eine neuerliche Abänderung der
Gruppensondervertragsnormenhinsichtlich der Zeremonienleiter bei den Wiener Stadtwerken — Städtische
Bestattung erforderlich, für welche sich als Auswirkung dieser Reform eine Anhebung des Gehaltes um 225
Schilling monatlich ergab. Aus diesem Anlaß wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit, mit Beschlüssen des
Gemeinderatsausschusses für Personal- und Rechtsangelegenheitenvom 27.August 1981, AZ 120, und der ge¬
meinderätlichen Personalkommissionvom 27. August 1981, PK 853, eine Neufassung der Gruppensonderver¬
tragsnormen für alle durch Gruppensonderverträge erfaßten Bedienstentgruppen vorgenommen, in der mit
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Ausnahme dieser vorgesehenen Gehaltsanhebung alle anderen Regelungen materiell unverändert zusammenge¬
faßt als „Gruppensondervertragsnormen1981“ aufgenommenwurden und die BedienstetengruppenHaus- und
Siedlungsinspektoren, Sport- und Spielplatzaufseher, teilbeschäftigteÄrzte und Fachärzte, Fürsorgerinnen in
den Mütterberatungsstellen, mobile Krankenschwestern, Zeremonienleiter bei den Wiener Stadtwerken —
Städtische Bestattung und Praktikanten betreffen.

Die Dienstvorschrift für teilbeschäftigte Aufseher in den Museen sieht vor, daß städtische Beamte des Ruhe¬
standes als teilbeschäftigteAufseher halbtags oder stundenweise verwendet werden können. Hiedurch kann
trotz eines verhältnismäßig geringen Standes an Stammpersonaleine Aufsicht während der unterschiedlichen
Öffnungszeiten der der Öffentlichkeit zugänglichen Museen und Schausammlungen, insbesondere an Sonn-
und Feiertagen, durch im Hinblick auf die frühere langjährige Bewährung als Beamte der Stadt Wien ver¬
trauenswürdige Kräfte gesichert werden. Die Dauer des Einsatzes dieser Ruhestandsbeamtenals teilbeschäftigte
Museumsaufseherfindet ihre natürliche Begrenzung in der altersmäßig bedingten Leistungsfähigkeit, so daß
sich dadurch eine gewisse Fluktuation in der Besetzung der Dienstposten ergibt. Da der laufende Bedarf durch
städtische Ruhestandsbeamte, die sich um eine derartige Anstellung bewerben, allein nicht zur Gänze gedeckt
werden kann, wurde mit Beschluß des Gemeinderatesvom 21. September 1981, Pr.Z. 2180, durch eine Ände¬
rung der „Dienstvorschrift für teilbeschäftigte Aufseher in den Museen“ vorgesehen, daß ab 1. September 1981
auch Ruhestandsbeamteanderer inländischer Gebietskörperschaftensowie ehemalige Vertragsbedienstete der
Gemeinde Wien, die bereits eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung beziehen und deren frühe¬
res Dienstverhältniszur Gemeinde Wien mindestens zehn Jahre gedauert hat, als Aufseher aufgenommen wer¬
den können, da auch diesen Personen das erforderliche Maß an Verläßlichkeit zugesprochenwerden kann.

Hinsichtlich jener städtischen Arbeitnehmer, deren Dienstverhältnissekollektivvertraglich geregelt sind, er¬
gaben sich folgende Änderungen: Abgesehen von der mit 1.Jänner 1981 auf Grund der Koppelung an die Be¬
zugserhöhungder Gemeindebedienstetenwirksam gewordenen Anhebung der Bezüge um 6,2 Prozent wurden
mit Beschluß des Gemeinderatesvom 30.Jänner 1981, Pr.Z. 95, die Gehaltsansätze für die Lehrkräfte am Kon¬
servatorium in der Gehaltsgruppe I ab der Gehaltsstufe 13 und für die Lehrkräfte an den Musikschulen und
Kindersingschulenin der GehaltsgruppeI ab der Gehaltsstufe7 erhöht und auch die Leiterzulage für die Leiter
der Musikschulen angehoben. Mit 1. März 1981 erfolgte mit Beschluß des Gemeinderatesvom 27. März 1981,
Pr.Z. 669, eine Änderung des Kollektivvertrages für die ständigen Arbeitskräftedes Landwirtschaftsbetriebes,
die für diesen Personenkreis vor allem eine Erhöhung der Löhne und der meisten Zulagen um 7 Prozent
brachte und die die bereits bisher gegebenen Einschränkungen der Kündigungsmöglichkeitbei einer Dauer des
Dienstverhältnissesvon 15 Jahren bereits bei einer Dauer des Dienstverhältnissesvon zehn Jahren eintreten
läßt. Außerdem wurde der Kündigungsschutzfür ältere Dienstnehmer, der bisher für männliche Dienstnehmer
nach dem 50. Lebensjahr, für weibliche Dienstnehmer nach dem 45. Lebensjahr galt, einheitlich für Dienstneh¬
mer ab der Vollendung des 40. Lebensjahres festgesetzt. Der ab 1. März 1981 für landwirtschaftliche Saisonar¬
beiter des Landwirtschaftsbetriebes geltende Kollektivvertrag enthält gegenüber dem für die Saison 1980 gelten¬
den die Änderung, daß das Verpflegsgeld, die einzelnen Entlohnungssätzeund die Pauschalabgeltung für Orts¬
saisonarbeiterum durchschnittlich 7 Prozent erhöht und einzelne Prämien betragsmäßig angehoben wurden.
Die Änderung des Kollektivvertrages erfolgte mit Beschluß des Gemeinderatesvom 14. Mai 1981, Pr.Z. 1018.
Mit 1. April 1981 wurde mit Beschluß des Gemeinderates vom 5.Juni 1981, Pr.Z. 1354, der Kollektivvertrag für
Forstarbeiterdahingehend abgeändert, daß die in der Lohntafel angeführten Zeitlöhne und Akkordrichtsätze
um 8,025 Prozent erhöht und einzelne Zulagen betragsmäßig neu festgesetzt wurden. Für Forstarbeiter, die
mindestens 15 Jahre im Betrieb tätig waren und das 55. Lebensjahr erreicht haben, wurde eine Anhebung des
Zuschlages auf den Zeitlohn von bisher 5 auf 12,5 Prozent vorgesehen, wenn sie nicht mehr im Akkord be¬
schäftigt werden. Die im Lohnanhang zum Kollektivvertrag für Bäckereiarbeiter vorgesehenen Löhne wurden
ab 17.August 1981 entsprechend der Koppelung an die Löhne der Brotindustrie um 7 Prozent angehoben. Mit
Wirksamkeit vom 1.Juli 1981 erfolgte mit Beschluß des Gemeinderatesvom 21. September 1981, Pr.Z. 2181,
für Angestellte des Landwirtschaftsbetriebes eine Erhöhung der Bezüge und Zulagen um 6,9 Prozent. Durch
die mit 1.Juli 1981 durchgeführte Neugestaltung der Bezugsschematader Bediensteten in den bisherigen
Dienstklassen I bis III war es erforderlich, die Zuordnung dieser durch die Besoldungsreform betroffenen Be¬
diensteten zu den einzelnen Gebührenstufen der Reisegebührenvorschrift der Stadt Wien neu zu regeln. Diese
Neuregelung erfolgt mit Beschluß des Stadtsenates vom 15. September 1981, Pr.Z. 2459. Außerdem wurde mit
Beschluß des Stadtsenates vom 10. November 1981, PR.Z. 2827, das Kilometergeld auf Grund einer vom Öster¬
reichischen Statistischen Zentralamt ermittelten Steigerung des Subindex „privater Kraftfahrzeugverkehr“ von
8,1 Prozent ab 1. September 1981 um diesen Hundertsatz erhöht. Ferner wurden Bestimmungen über die Ent¬
schädigungen für städtische Bedienstete, die an Wandertagen, Schullandwochen, Erholungsaufenthalten, Schi¬
kursen und dergleichen teilnehmen, mit Wirksamkeitvom 1. November 1981 in die Reisegebührenvorschrift
eingebunden, da auch diese Dienstverrichtungeninhaltlich Dienstreisen oder Dienstverrichtungenim Dienstort
im Sinne der Reisegebührenvorschriftdarstellen und sich die nach der Art der Veranstaltungdifferenzierten
Entschädigungssätze aus einer in der Reisegebührenvorschrift festgesetzten Tagesgebühr ableiten.
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Im Jahre 1981 wurde die Regelung der gleitenden Arbeitszeit in zwei weiteren Dienststellen eingeführt. Hie¬
durch erhöhte sich die Anzahl der Dienststellen bzw. Dienststellenteile mit gleitender Arbeitszeit von 64
auf 66.

Durch die 19. Novelle zur Besoldungsordnung1967, Gesetz vom 9. Dezember 1980, LGB1. für Wien Nr.
7/1981, der 2. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung1979, Gesetz vom 12. Dezember 1980, LGB1. für Wien
Nr. 8/1981, der 36. Gehaltsgesetz-Novelle, Gesetz vom 15. Dezember 1980, BGBl. Nr. 591/1980, und der 29.
Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, Gesetz vom 15. Dezember 1980, BGBl. Nr. 592/1980, wurden die Bezüge
der Beamten und Vertragsbediensteten einschließlich der Wiener Landeslehrer, ausgenommendie Haushaltszu¬
lage, ab 1. Jänner 1981 um 6,2 Prozent erhöht. Mit Beschluß des Stadtsenates vom 2. Dezember 1980, Pr.Z.
3571, wurden analog zu den Bezügen auch die Nebengebühren für die Bediensteten der Stadt Wien neu festge¬
setzt. Diese Bezugs- und Nebengebührenänderung machte eine Neuberechnung der Bruttobezügeder vom
Besoldungsamt  verrechneten rund 80.000 Bediensteten und Pensionsparteiennotwendig.

Durch die 20. Novelle zur Besoldungsordnung1967, Gesetz vom 21. September 1981, LGBI. für Wien Nr.
29/1981, und die 3. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung1979, Gesetz vom 21. September 1981, LGBI. für
Wien Nr. 28/1981, wurde die erste Etappe der Besoldungsreform per 1.Juli 1981 legistisch geregelt. Die sich
daraus ergebende Überleitung einzelner Verwendungsgruppenwurde mit Unterstützung der Magistratsdirek¬
tion-Automatische Datenverarbeitung(MD-ADV) mit der Auszahlung der Septemberbezügerealisiert, wobei
gleichzeitig für die Magistratsabteilung2 rund 23.500 Erledigungenerstellt wurden bzw. vom Besoldungsamt
ebensoviele Einreihungsschlüssel abzuändem waren. Darüber hinaus wurden durch diese erste Etappe bei rund
12.000 Bediensteten die Gehaltsansätzerückwirkend ab 1.Juli 1981 erhöht.

Für die Beamten des Ruhestandes und deren Hinterbliebene wird die Besoldungsreform(Pensionsüberlei¬
tung) durch die 21. Novelle zur Besoldungsordnung1967 rückwirkend per 1.Juli 1981 legistisch wirksam wer¬
den. Das Besoldungsamt hatte aber auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Magistrat der Stadt Wien und
der Gewerkschaft der Gemeindebedienstetenunter Zugrundelegungeines Vorschußbeschlusses des Gemeinde¬
rates für die besoldungsmäßige Berücksichtigung der Pensionsüberleitungbereits für die Auszahlung Ende De¬
zember 1981 zu sorgen. Diese Pensionsüberleitungbetraf rund 9.000 Ruhe- und Versorgungsgenüsseund
konnte infolge der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit zwischen Auftrag und Auszahlung nur mit Hilfe der
MD-ADV rechtzeitig bewältigt werden.

Eine weitere Erschwernis stellt der für die Zeit vom 1.Juli 1981 bis 30.Juni 1982 bestehende Zustand dar,
daß für die Beamten des Ruhestandes und ihre Hinterbliebenenandere Gehaltsansätze gelten als für die Beam¬
ten des Dienststandes.

Von den Österreichischen Bundesbahnen wurde mit 1.Jänner 1981, von den Autobusunternehmungen
(Bahn, Post und private Unternehmungen) mit 2. Februar 1981 eine Tarifregulierungdurchgeführt. Dadurch
mußten die Fahrtkostenzuschüssezweimal neu berechnet werden. Die Zahl der Fahrtkostenzuschüsseist um
449 auf nunmehr 2.001 gegenüber dem Vorjahr gesunken.

Die Abteilung hat im Jahre 1981 19 387 Inlandsdienstreisenmit einem Betrag von 4,629.639,90 Schilling
und 505 Auslandsdienstreisenmit einem Betrag von 2,949.405 Schilling einer Überprüfung und Abrechnung
zugeführt. Gegenüber 1980 ist die Zahl der abgerechneten Inlandsdienstreisenum 5.384 und die Zahl der Aus¬
landsdienstreisen um 115 gestiegen.

Mit Stichtag 31. Dezember 1981 wurden die Bezüge für 18.717 Magistratspensionisten und 4.004 Landesleh¬
rerpensionisten, das sind insgesamt 22.721 Pensionsempfänger, abgerechnet. Gegenüber dem Vergleichsmonat
des Vorjahres hat sich die Zahl der Pensionsempfängerum 71 verringert. 222 (1980: 230) Pensionsempfänger
des Magistrates erhalten eine Ergänzungszulage gemäß § 26 Pensionsordnung 1966 angewiesen, welche der
Ausgleichszulage nach dem ASVG entspricht. Im Dezember wurden zu den Pensionsbezügen 11.936 Ruhe-
und Versorgungsgenußzulagen flüssiggemacht, das sind um 461 mehr als im Vorjahr. Somit läßt sich ein ständi¬
ges leichtes Absinken der Zahl der Ergänzungszulagenbezieher und ein starkes Ansteigen der Zahl der Bezieher
einer Ruhe- oder Versorgungsgenußzulage feststellen.

Die durchschnittliche Höhe der Ruhe- und Versorgungsgenußzulage betrug im Dezember 1981 für den Ei¬
genpensionisten 1.000 Schilling, bei Witwen 500 Schilling und bei Waisen 160 Schilling monatlich.

Bis 31. Dezember 1981 wurden 240 Anträge von Ruhe- und Versorgungsgenußempfängernauf eine einma¬
lige Aushilfe positiv erledigt. Dafür wurde ein Betrag von 603.709 Schilling aufgewendet.

Per 31. Dezember 1981 wurden 2.278 Ruhe- und Versorgungsgenußempfängerndes Magistrates und 421
LandeslehrerpensionsparteienHilflosenzulagen angewiesen. Davon entfallen auf die Stufe 1 1.154, auf Stufe II
1.133 und auf Stufe III 412 Zulagen. Das sind im Verhältnis zu allen Pensionisten 11,88 Prozent. Die Zahl der
Bezieher von Hilflosenzulagen hat sich somit gegenüber dem Vorjahr um 23 erhöht. Das Besoldungsamt hat
1981 154 Hilflosenzulagen zuerkannt.

Für die Gewährung von Bezugsvorschüssen an die städtischen Bediensteten und Wiener Landeslehrer wurde
ein Betrag von 42 Millionen Schilling aufgewendet. Die im Budget vorgesehene Summe wurde daher zur Gänze
ausgeschöpft.
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In der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember 1981 sind 4.787 Arbeiter (davon 2.596 Saisonarbeiter ), 3.162 An¬
gestellte und 751 Beamte (Neuaufnahmen in ein öffentlich -rechtliches Dienstverhältnis ), insgesamt 8.700 Perso¬
nen , in den Dienst der Stadt Wien getreten . Im gleichen Zeitraum sind 4.300 Arbeiter (davon 2.493 Saisonar¬
beiter ), 2.618 Angestellte und 649 Beamte , insgesamt 7.567 Personen , durch Kündigung , freiwillige Austritte,
Dienstesentsagung oder Ableben aus dem Dienstverhältnis zur Stadt Wien ausgeschieden . Von den bereits im
Dienst der Stadt Wien stehenden Bediensteten wurden bis 31. Dezember 1981 276 Arbeiter und 574 Ange¬
stellte , insgesamt 850 Bedienstete , in ein öffentlich -rechtliches Dienstverhältnis übernommen . Im gleichen
Zeitraum wurden 752 Beamte in den dauernden Ruhestand versetzt.

Am 31. Dezember 1981 wurden im Stand des Besoldungsamtes (in Klammer davon Frauen ) 964 (166) Funk¬
tionäre , 24.069 (11.964) Beamte , 11.044 (8.110) Angestellte , 12.309 (7.073) Arbeiter , 9.232 (7.049) Lehrer , 18.717
(12.286) Magistratspensionisten und 4.004 (3.181) Lehrerpensionisten geführt.

Durch die Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 30. Dezember 1980, BGBl. Nr.
26/1981 , über die Feststellung des Ausmaßes der veränderlichen Werte und einiger fester Beträge aus dem All¬
gemeinen Sozialversicherungsgesetz , BGBl. Nr . 189/1955 , dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz , BGBl.
Nr . 560/1978 , dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz , BGBl. Nr . 559/1978 , und dem Beamten -Kranken - und
Unfallversicherungsgesetz , BGBl. Nr . 200/1967 , wurde für das Kalenderjahr 1981 die Höchstbeitragsgrundlage
in der Unfall- und Pensionsversicherung von 19.500 auf 20.400 Schilling monatlich und in der Kranken - und
Arbeitslosenversicherung von 14.400 auf 15.300 monatlich erhöht.

Mit der Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 27. November 1980, BGBl. Nr.
525/1980 , wurde der Beitrag in der Arbeitslosenversicherung für den Dienstnehmer und den Dienstgeber von
je 1,05 auf je 1,30 Prozent erhöht . Schließlich wurde mit der 35. Novelle zum ASVG , Gesetz vom 15. Dezem¬
ber 1980, BGBl Nr . 585/1980 , der Zusatzbeitrag des Dienstgebers zur Pensionsversicherung von 10,75 Prozent
um 0,6 auf 11,35 Prozent angehoben.

Im Rahmen der Nebengebührenerfassung durch maschinelle Beleglesung wurden weitere 35 Dienstposten
einbezogen . Durch die maschinelle Beleglesung wird die Datenerfassung der MD -ADV monatlich um 15.500
Datensätze entlastet.

Im Jahre 1981 wurde der Terminaleinsatz im Besoldungsamt weiter intensiviert , indem in den Verrechnungs¬
gruppen Angestellte , Arbeiter und Beamte je ein Terminal aufgestellt wurde . Zur Zeit werden die Terminals
vorwiegend zur internen Revision verwendet . Das System wurde aber auch bei der Bewältigung der Besoldungs¬
reform eingesetzt , um einzelne Bedienstetengruppen erfolgreich zu erfassen.

In Zusammenarbeit mit der MD -ADV wurde für jene Dienststellen , die über eine direkte Eingabemöglich¬
keit in das EDV-System verfügen , ein System zur Nebengebührenerfassung mittels Terminal entwickelt . Ziel-
gruppc für diese Art der Nebengebührenerfassung ist primär die Magistratsabteilung 17.

Trotz des ständig steigenden Arbeitsanfalles konnte der Personalstand des Besoldungsamtes durch strenge
Rationalisierungsmaßnahmen von 141 auf 138 Dienstposten verringert werden.

Rechtliche Angelegenheiten der Landeskultur und des Wasser-
und Schiffahrtswesens

Die bei der Abteilung eingerichtete Land - und Forstwirtschaftsinspektion  hat 460 Be¬
triebskontrollen in 353 land- und forstwirtschaftlichen Betrieben durchgeführt . 257 betrafen Gartenbaubetriebe,
112 Weinbaubetriebe , 66 bäuerliche Betriebe und 25 sonstige landwirtschaftliche Betriebe . Bei der Kontrolltä-
tigkeit wurden insgesamt 317 Beanstandungen vorgenommen . Zur Abstellung der festgestellten Mängel sowie
zur Sicherung von Gefahrenstellen wurden 112 Aufträge an die Betriebsinhaber erteilt . Um die Belange des
Dienstnehmerschutzes wahrzunehmen , haben die Organe der Land- und Forstwirtschaftsinspektion an 76 bau¬
behördlichen Genehmigungsverfahren teilgenommen . In 8 Fällen wurden zu einschlägigen Gesetzes - und Ver¬
ordnungsentwürfen bzw. zu internationalen Übereinkommen gutachtliche Stellungnahmen abgegeben.

Im Jahre 1981 ereigneten sich in der Fortwirtschaft bei Schlägerungsarbeiten zwei tödliche Arbeitsunfälle.
Sofort nach den Unfallereignissen wurde die Land - und Forstwirtschaftsinspektion von den Sicherheitsbehör¬
den zur Feststellung der Unfallsursache beigezogen . In beiden Fällen mußte ein fachwidriges Verhalten der ver¬
unglückten Dienstnehmer festgestellt werden.

An der alljährlich stattfindenden Experten - und Schulungskonferenz der österreichischen Land- und Forst¬
wirtschaftinspektion und an einer Tagung des Arbeitskreises Sicherheitstechnik haben Vertreter teilgenommen.

Auf Grund der Landarbeitsgesetz -Novelle 1981, BGBl. Nr . 355, die eine Änderung der Grundsätze im Be¬
reich der Abfertigung land- und forstwirtschaftlicher Arbeiter zum Inhalt hatte , war ein entsprechendes Landes¬
ausführungsgesetz zu erlassen . Der Wiener Landtag hat daher am 15. Dezember 1981 die Wiener Landarbeits¬
ordnungsnovelle 1981, die eine Neuregelung dieser Ansprüche enthält , beschlossen . Die Kundmachung dieses
Gesetzes , das am 1.Jänner 1982 in Kraft getreten ist, erfolgte im LGB1. für Wien Nr . 4/1982 . Darüber hinaus
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befanden sich eine weitere Novelle der Landarbeitsordnung, die eine Neuregelungdes Dienstnehmerschutzes
enthält, sowie eine Neufassung der Wiener land- und forstwirtschaftlichen Betriebsrats- und Wahlordnung und
der land- und forstwirtschaftlichenBetriebsrats-Geschäftsordnungim Begutachtungsverfahren. Entsprechend
der Geschäftsordnungder Gleichbehandlungskommissionnach dem Wiener land- und forstwirtschaftlichen
Gleichbehandlungsgesetzhat am 24. April 1981 die erste Sitzung dieser Kommission stattgefunden.

Auf dem Gebiet der Land - und Forstwirtschaft  wurden im Rahmen der landwirtschaftlichen
Fachbegutachtung162 gutachtliche Stellungnahmenabgegeben. Diese bezogen sich in 45 Fällen auf die Zuläs¬
sigkeit von Bauführungen im Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel bzw. Grünland-Ländliches Gebiet. Hin¬
sichtlich der Genehmigung bzw. Versagung von beantragten Grundabteilungen in solchen Gebieten wurden 37
Gutachten erstellt. 26 Stellungnahmen bezogen sich auf Gesetzes- und Verordnuiigseutwüife, die Angelegen¬
heiten der Agrarstruktur, Agrarstatistik sowie internationale Übereinkommen betrafen. Weiters wurden anläß¬
lich der Festsetzung, Aufhebung und Änderung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen9 Stellungnah¬
men abgegeben.

Auf Ersuchen der Magistratsabteilung 69 wurden überdies aus Anlaß von Neuverpachtungenbzw. Umschrei¬
bungen von Pachtrechten an landwirtschaftlich genutzten städtischen Liegenschaften nach den in jedem Einzel¬
fall gepflogenen Ermittlungen 45 Stellungnahmenüber die Höhe des angemessenen Pachtzinses abgegeben.

Bei der in der Abteilung eingerichteten Agrarbehörde I. Instanz waren 64 Anträge auf Anerkennung von
Grunderwerbsvorgängenals landwirtschaftliche Siedlungsmaßnahmennach dem Wiener landwirtschaftlichen
Siedlungsgesetz anhängig. Im Zuge dieser Verfahren hat das agrartechnischeReferat nach Durchführung von
115 Erhebungen 59 gutachtliche Stellungnahmenabgegeben.

In Vollziehung des Wiener Landwirtschaftskammergesetzeswurden die Agenden der Aufsichtsbehörde
wahrgenommenund Vertreter zu den Sitzungen von Organen der Wiener Landwirtschaftskammer entsendet.

Im Veterinärwesen  wurden wie alljährlich in Vollziehung des Tierseuchengesetzes die monatlichen
Werttarife für Schlachtschweine, die vierteljährlichen für Nutzschweine und die halbjährlichen für Geflügel aus¬
gearbeitet. Weiters waren verschiedene Tarifregulierungenim Bereich des Veterinärwesens sowie des Markt-
und Schlachtbetriebes St. Marx vorzubereiten, die in der Verordnung des Landeshauptmannesvom 16. Novem¬
ber 1981 über tierärztliche Untersuchungsgebühren, LGB1. für Wien Nr. 30/1981, im Entgeltetarif für die Be¬
nützung der städtischen Viehmarkt- und Schlachthofeinrichtungen, beschlossen vom Gemeinderat der Stadt
Wien am 17. Dezember 1981, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 3/1982, und in der Kundmachung des Magistrates
der Stadt Wien vom 12. Dezember 1981 über die Entgelte für die Dienstleistungendes städtischen Markthelfer¬
personales auf dem Zentralviehmarkt in St. Marx und dem Wiener Kontumazmarkt, Amtsblatt der Stadt Wien
Nr. 50/1981, ihren Niederschlag gefunden haben.

Ferner hat die Abteilung, ausgehend von einigen Mißständen im Bereich der Hundehaltung, an der Formulie¬
rung des entsprechenden Abschnittes eines Wiener Landespolizeigesetzes mitgewirkt.

Hinsichtlich Baumschutz  kam es im Rahmen der Vollziehung des Wiener Baumschutzgesetzes, LGB1.
für Wien Nr. 27/1974, zur Erledigung allgemeiner und grundsätzlicherAngelegenheitensowie zur Bearbeitung
von Berufungen und zur Vorlage von Erledigungsentwürfen an den Berufungssenat.

In Wien bestehen derzeit 37 Eigenjagd- und Gemeindejagdgebietemit einer Gesamtfläche von 19-946 ha.
Die Jagd ruht auf einer Fläche von 2.839 ha (Friedhöfe, öffentliche Parkanlagen). Wie geplant, wurde der Ent¬
wurf einer Novelle zum Wiener Jagdgesetz zur Begutachtung ausgesendet. Die Arbeiten zur Endredaktiondes
Entwurfes konnten nahezu abgeschlossen werden, so daß eine Beschlußfassung durch die zuständigen Gremien
im Jahre 1982 erwartet werden kann.

In Wien bestehen 34 Fischereireviere mit einer Gesamtfläche von 2.141,6 ha.
Die 1980 begonnenen Arbeiten an einer Novelle zum Kanalräumungs- und Kanalgebührengesetz 1978,

LGB1. für Wien Nr. 2/1978, wurden fortgesetzt.
In Wasserrechtsangelegenheiten  waren 1.455 Geschäftsstückezu behandeln. Davon betra¬

fen 44 Geschäftsstücke Einleitungen in obertätige Gewässer, 174 Versickerungen und 231 Grundwasserentnah¬
men, 97 Ansuchen Anlagen im Hochwasserabflußbereich bzw. Brücken, weitere 191 Geschäftsstücke bezogen
sich auf Beanstandungen, StellungnahmengrundsätzlicherArt, Ölunfälle und dergleichen.

Im Wasserbuch wurden 84 Neueintragungen und 18 Löschungen vorgenommen. 3 Wasserbuchänderungsbe¬
scheide wurden erlassen und 88 Wasserbuchbescheidentwürfe(vorläufige Eintragungen) ausgearbeitet. Am 31.
Dezember 1981 betrug der Stand an aufrechten Wasserbucheintragungen2.006, an Lagerbucheintragungen
L132.

Im Verzeichnis der Anlagen zur Lagerung oder Leitung wassergefährdender Stoffe bzw. zur Gewinnung von
Sand und Kies wurden gemäß § 31 a Wasserrechtsgesetz 1959 525 Bewilligungen eingetragen; der Stand dieses
Verzeichnisses betrug am 31. Dezember 1981 insgesamt 14.060 aufrechte Bewilligungen.

Im Bereich des Schiffahrtswesens  wurden 2.479 Geschäftsstücke behandelt. Davon bezogen sich
unter anderem 108 auf Ansuchen für Schiffahrtsanlagen und Wassersportveranstaltungen, 631 auf die Ausstel-
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lung oder Änderung von Schiffspatenten , 80 auf die Ausstellung oder Verlängerung von Fahrtüchtigkeitszeug¬
nissen und 1.325 auf die Zuweisung oder Zurücklegung von Kennzeichen . 335 Geschäftsstücke betrafen
Schiffsführerprüfungen sowie die Ausstellung bzw. Änderung von Schiffsführerpatenten . Zur Schiffsführerprü¬
fung wurden 223 Bewerber zugelassen , wovon 26 eine Erweiterung ihrer Berechtigung anstrebten . Bei 9 abge¬
haltenen Prüfungen wurden 202 Kandidaten geprüft , wovon 185 die Prüfung bestanden . Mit Ende 1981 hatten
8.596 Motorboote ihren Standort in Wien ; davon waren 152 Boote im öffentlichen Dienst eingesetzt . Außer¬
dem wurde der Überprüfung der Verkehrssicherheit vor allem älterer Boote ein verstärktes Augenmerk gewid¬
met.

In wasser- und schiffahrtsrechtlichen Angelegenheiten mußten insgesamt 304 mündliche Verhandlungen
und Amtsbesprechungen abgehalten werden.

Zum Schutze des Quellvorkommens der Thermalschwefelquelle Oberlaa wurde mit Verordnung des Landes¬
hauptmannes von Wien vom 15. September 1981, LGB1. für Wien Nr . 27/1981 , ein Schongebiet im Sinne des
§ 34 Abs . 2 Wasserrechtsgesetz 1959 bestimmt . Innerhalb dieses Schongebietes sind bestimmte Maßnahmen,
wie Tiefbohrungen usw., nur nach Maßgabe einer wasserrechtlichen Bewilligung zulässig . Da sich der Einzugs¬
bereich der Quelle auch auf niederösterreichisches Gebiet erstreckt , war es notwendig , für diesen Bereich eine
gleichlautende Verordnung durch den Landeshauptmann von Niederösterreich zu initiieren , die sich derzeit in
einem abschließenden Begutachtungsverfahren befindet . Ferner wurde die Gewässerbeschau des Petersbaches,
durch die ein Überblick über den Zustand des Gewässers und die vorhandenen Schutz - und Regulierungsbau¬
ten sowie Wasseranlagen gewonnen werden konnten , abgeschlossen und die Beschau des Liesingbaches fortge¬
setzt.

Die Abteilung hat weiters in einer Reihe von Fällen die Stadt Wien in Wasserrechtsangelegenheiten vor an¬
deren Behörden und den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechtes vertreten sowie die Magistratsabteilungen 29,
31 und 45 beraten . Die wichtigsten waren die Hochquellenleitungen und Quellschutzgebiete , die III . Wiener
Wasserleitung und der „Verbesserte Donauhochwasserschutz für Wien “. Die bereits in den Vorjahren erwähn¬
ten Aktionen zur Überprüfung von Abwasserbeseitigungsanlagen und der Wasserqualität von Trinkwasserbrun¬
nen wurden weitergeführt.

Im Jahre 1981 fielen insgesamt 5.293 Geschäftsstücke an. Davon betrafen 5.086 allgemeine Verwaltungsange¬
legenheiten , 64 Agenden der Agrarbehörde und 12 Berufungen in Baumschutzangelegenheiten ; 101 waren Be¬
rufungen in Verwaltungsstrafsachen , 30 betrafen Unfallmeldungen.

Staatsbürgerschafts - und Personenstandsangelegenheiten
Die Magistratsabteilung 61 umfaßt zentrale Dienststellen , wie z. B. die Staatsbürgerschaftsevidenzstelle , und

die neun Wiener Standesämter ; sie vollzieht in unmittelbarer Landesverwaltung bzw. in mittelbarer Bundesver¬
waltung bundesgesetzliche Bestimmungen über die Staatsbürgerschaft , über das Eherecht , das Namensrecht
und die Personenstandsverzeichnung.

Durch die am 1. Jänner 1981 in Kraft getretene Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der
Stadt Wien — Entschließung des Bürgermeisters vom 15. Dezember 1980 auf Grund der Genehmigung des
Gemeinderates vom 12. Dezember 1980, Pr.Z . 3745 — wurde der Abteilung folgende , bisher zu den Geschäf¬
ten des Magistratsdirektors gehörende Angelegenheit zur Vollziehung übertragen : „Beglaubigung der Unter¬
schrift des Standesbeamten und des beigefügten Amtssiegels auf Personenstandsurkunden , auf Abschriften aus
den Personenstandsbüchern und auf Ehefähigkeitszeugnissen , ausgenommen Personenstandsurkunden aus
konfessionellen Altmatriken .“ Durch diese Vereinigung sachlich zugehöriger Agenden in einer einzigen Dienst¬
stelle wurde eine Verwaltungsvereinfachung erzielt , die den wegen Urkundenlegalisierung vorsprechenden Par¬
teien die Behördenwege erheblich erleichtert.

In der folgenden Darstellung der Tätigkeit der Abteilung werden zum Vergleich die prozentuellen Verände¬
rungen gegenüber dem Jahr 1980 in Klammern wiedergegeben

In der Staatsbürgerschaftsevidenzstelle  sprachen 46.161 Personen vor (—12,8 Prozent ),
für die 34 .180 Staatsbürgerschaftsnachweise (—16,6), 95 Auszüge aus der Heimatrolle (—43,8) und 2.772 Staats¬
bürgerschaftsbescheinigungen zum Amtsgebrauch für verschiedene Behörden ( + 11,5) ausgefertigt wurden . Fer¬
ner war an 999 ausländische Ehefrauen von österreichischen Staatsbürgern nach Abgabe der Erklärung , der Re¬
publik Österreich als getreue Staatsbürgerin angehören zu wollen , Bescheinigungen über den Erwerb der öster¬
reichischen Staatsbürgerschaft durch Erklärung ( + 23,5) auszufolgen . Diese relativ starke Zunahme gegenüber
1980 ist vor allem auf die ständig wachsende Mobilität des betroffenen Personenkreises sowie auf die leicht zu
erfüllenden Bedingungen für diese Art des Staatsbürgerschaftserwerbes (§ 9 des Staatsbürgerschaftsgesetzes
1965) zurückzuführen.

An die auswärtigen Staatsbürgerschaftsevidenzstellen wurden 5.246 Mitteilungen über ausgefertigte Staats¬
bürgerschaftsnachweise versendet (—11,3), während 78.827 eingelangte Mitteilungen von Staatsbürgerschafts¬
evidenzstellen in ganz Österreich , von Standesämtern , österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland und
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von anderen Behörden(—8,8) ebenso wie 3.711 sonstige, nicht gesondert protokollierte Aktenvorgänge(—22,7)
in die Kartei eingearbeitet wurden. Diese Kartei, die Staatsbürgerschaftsevidenz, bestand zu Ende des Jahres
1981 aus rund 2,251.000 Karteiblättern, wovon allein 1981 rund 125.000 Karteiblätter neu angelegt wurden.
Der Parteienverkehr in der Staatsbürgerschaftsevidenzstelle kann somit rasch und problemlos abgewickelt wer¬
den, da die Kartei stets den schnellen Zugriff zu den wesentlichenStaatsbürgerschaftsdaten der Wiener Bevöl¬
kerung gewährleistet, zumal sie ja den jeweils aktuellen Datenbestand wiedergibt und auch durch die fortge¬
setzte systematische Übertragung von Daten aus der alten Wiener Heimatrolle wesentlich bereichert wird. Hie-
für wurden 54.172 Katasterblätter der Heimatrolle ausgewertet. Selbstverständlich werden bei der Handhabung
der Staatsbürgerschaftsevidenz die Bestimmungen des Datenschutzgesetzesstreng beachtet, so daß insbeson¬
dere eine Weitergabe von personenbezogenenDaten an Unbefugte ausgeschlossen ist. Außeidem waieu in dci
Staatsbürgerschaftsevidenzstelle9.125 protokollierte Geschäftsstücke(—3,0) zu bearbeiten.

3.601 Geschäftsstücke(—1,4), die hauptsächlichGesuche um die Verleihung der österreichi¬
schen Staatsbürgerschaft  betrafen , langten in der Abteilung ein. Damit ist wie in den Vorjahren
die große Anzahl an Gesuchen in Wien ansässiger, zur Integration bereiter Ausländer wieder erreicht worden.

Auf Grund von Ansuchen, der Abgabe von Erklärungen oder Anzeigen erwarben3.699 Personen (—4,7) die
österreichische Staatsbürgerschaft. 1.675 Ausländern(—14,5) wurde auf Antrag und nach Durchführung des ge¬
setzlich vorgeschriebenenErmittlungsverfahrendie Staatsbürgerschaft verliehen, indem ihnen im Anschluß an
die Ablegung der Gelöbnisse die Verleihungsbescheide ausgehändigt wurden. Darunter befanden sich 35 Perso¬
nen (—10,2), denen die Bundesregierung bestätigt hatte, daß die Einbürgerung wegen erbrachter außerordentli¬
cher Leistungen, insbesondere auf wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, künstlerischenoder sportlichen Gebie¬
ten, im Interesse der Republik Österreich gelegen war. Die Staatsbürgerschaftsverleihungen wurden antragsge¬
mäß auf 290 Ehefrauen(—14,4) und 700 minderjährigeKinder (—7,0) erstreckt. Somit erwarben durch Verlei¬
hung und Erstreckung der Verleihung2.665 fremde Staatsangehörige(—12,6) die österreichischeStaatsbürger¬
schaft. Dieser leichte Rückgang zeigt, daß jene Einbürgerungsgesuche, die sich nach den Bestimmungen des
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1965 nicht für eine positive Erledigung geeignet hatten, zugenommen haben.

12 minderjährige Kinder von Hochschulprofessoren, die ihrerseits die Staatsbürgerschaft durch Dienstantritt
an einer österreichischen Hochschule erworben hatten, erwarben durch Erklärung der Eltern die österreichische
Staatsbürgerschaft.

23 frühere österreichische Staatsbürger, die Österreich in den Jahren 1938 bis 1945 aus rassischen oder politi¬
schen Gründen verlassen mußten und während ihres Aufenthaltes im Ausland eine fremde Staatsangehörigkeit
erworben hatten (—8,0), erhielten die österreichische Staatsbürgerschaft wieder durch Abgabe einer Anzeige
über die Begründung des Inlandwohnsitzes.

12 Österreichern, die im Ausland lebten und den Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeitanstrebten
(—40,0), wurde die Beibehaltung der österreichischenStaatsbürgerschaft für den Fall des Erwerbes einer frem¬
den Staatsangehörigkeit bescheidmäßigbewilligt, da diese Beibehaltung den jeweiligen Ermittlungsverfahren
zufolge im Interesse der Republik Österreich gelegen war.

Für 14 im Ausland lebende Österreicher, die überdies eine fremde Staatsangehörigkeit besaßen und schrift¬
lich auf die österreichischeStaatsbürgerschaft verzichteten, wurde der Verlust der Staatsbürgerschaft mit Be¬
scheid festgestellt(—6,6).

369 Geschäftsstücke(+ 4,5) betrafen ungeklärte und schwierige Staatsbürgerschaftsverhältnisse, die meist
umfangreiche Ermittlungen im In- und Ausland verursachten und vielfach mit der Erlassung von rechtskräfti¬
gen Feststellungsbescheiden abgeschlossen wurden.

Die Angaben über die von den Standesämtern  abgehaltenen Trauungen sowie über die beurkunde¬
ten Personenstandsfälle spiegeln die schon aus den Massenmedien bekannt gewordene erfreuliche Tendenz der
demographischen Entwicklung der Wiener Bevölkerung. „Die Rathauskorrespondenz“ bezeichnete das Jahr
1981 wohl zu Recht als ein Jahr des Storches“. 9.704 Eheschließungen(+ 4,7) und 17.714 Geburten (+ 5,1)
konnten von den Standesämtern beurkundet werden. Die 25.258 beurkundeten Sterbefälle(—2,1) verursachten
aber immer noch eine negative Geburtenbilanz, die nicht ganz durch Zuwanderung ausgeglichen werden
konnte.

Durch 13.973 Randvermerke(—4,9) und 45.828 Hinweismitteilungen(+ 10,7) wurden die Eintragungen in
den Personenstandsbüchernder Standesämter auf dem laufenden gehalten, außerdem waren 1.419 förmliche
Berichtigungen bereits abgeschlossener Eintragungen(+ 4,4) vorzunehmen.

196 Anträge auf Änderung des Familiennamens(+ 3,2) wurden im Hinblick auf das im Ermittlungsverfahren
jeweils festgestellte Vorliegen eines wichtigen Grundes bescheidmäßig bewilligt.

Für 1.134 Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft, die im Ausland eine Ehe eingehen wollten
(+ 1,5), wurden die hiefür erforderlichen Ehefähigkeitszeugnisse ausgestellt.

Ab 1.Juli 1981 wurde die Verständigungdes Zentralmeldungsamtesder BundespolizeidirektionWien und
der Ergänzungsabteilung des Militärkommandos Wien über die erfolgten Einbürgerungenzentral über die Ma¬
gistratsdirektion-Automatische Datenverarbeitung durchgeführt, desgleichen die Verständigung des Zentral-
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meldungsamtesund des Büros für Erkennungsdienst, Kriminaltechnikund Fahndung der Bundespolizeidirek¬
tion Wien über die in Wien beurkundeten Sterbefälle.

Seit Oktober 1981 ist auch die Zentrale der Abteilung — wie schon bisher die neun Standesämter — durch
einen Terminal unmittelbar mit der Datenbank der Magistratsdirektion-Automatische Datenverarbeitungver¬
bunden, so daß die Daten aus den Personenstandsbüchernwesentlich rascher abgefragt werden können. Zu¬
nächst wurden nur die Daten bis zum Jahre 1972 zurück erfaßt, doch wird nach der Klärung der Probleme be¬
treffend die Speicherkapazitätdurch die Magistratsdirektion-Automatische Datenverarbeitungdie Datenerfas¬
sung weiter ausgebaut werden.

Besondere Bedeutung für die Arbeit mit den personenbezogenenDaten kommt der am 21.Juli 1981 in Kraft
getretenen Verordnung der Wiener Landesregierung vom 22. Dezember 1980, LGB1. für Wien Nr. 4/1981, zur
Durchführung des Datenschutzgesetzes(Wiener Datenschutzverordnung) zu, da sie insbesondere die näheren
Bestimmungen über das Datengeheimnisund die Datensicherheit, die Verschwiegenheitspflicht der Bedienste¬
ten und die Verfügung über Daten enthält.

Wahlen und verschiedene Rechtsangelegenheiten
Im Jahre 1981 wurde auf Grund von zahlreichen Anregungen und Abänderungsvorschlägen zu dem im Ok¬

tober 1980 ausgesendeten Entwurf eines Wiener Landes-Polizei-Gesetzes eine Überarbeitungvorgenommen,
wobei in Besprechungen mit Vertretern der Bundespolizeidirektion Wien nach einer optimalen Lösung insbe¬
sondere für die mit der Tierhaltung und der Wohnungsprostitutionzusammenhängenden Detailprobleme ge¬
sucht wurde. Weiters wurden die beiden Reinhalteverordnungenaus dem Jahre 1975 zum Entwurf einer einzi¬
gen umfassenden Reinhalteverordnungzusammengefaßt, wobei im Interesse des Umweltschutzesund des ge¬
deihlichen Zusammenlebensvon Hausparteien strengere und in wirksamer Weise vollziehbare Bestimmungen
geschaffen wurden. Hinsichtlich sonstiger legistischer Arbeiten hatte die Abteilung wieder zu einer Reihe von
Gesetzes- und VerordnungsentwürfenStellung zu nehmen. Im Bereiche des Datenschutzgesetzeskonzipierte
die Abteilung den Entwurf einer Personendatenbank-Verordnung im Einvernehmen mit der MD-ADV und
war mit der Schaffung einer Ausnahmeverordnung, das heißt mit der Herausnahme bestimmter Einrichtungen
und Tätigkeiten der Stadt Wien aus dem öffentlichen Bereich mit der Wirkung, daß darauf die für den privaten
Bereich geltenden Bestimmungen des DSG Anwendung zu finden haben, beschäftigt. Diese Verordnung ist am
20.Jänner 1982 im Wiener Landesgesetzblatt erschienen. Als ein weiterer Beitrag zur Förderung der öffentli¬
chen Einsichts- und Informationsmöglichkeitenauf dem Gebiete des nach wie vor sehr umstrittenen Daten¬
schutzrechtesdarf die Veröffentlichung gemäß § 11 der Wiener Datenschutzverordnung, LGBI. für Wien Nr. 4/
1981, bezeichnet werden, mit der die vom Magistrat der Stadt Wien dem Datenverarbeitungsregister gemelde¬
ten Verarbeitungen aufgezählt werden. Die zahlreichen Verarbeitungengeben schon von ihren Benennungen
her interessante Einblicke in den Umfang und in die Bedeutung der im Rahmen der Gemeinde Wien täglich
geübten Praxis mit automationsunterstützterDatenverarbeitung. Unter den Begutachtungstätigkeiten sind auch
die zu 57 Vereinsbildungenunter dem Zeitdruck der Untersagungsfrist abgegebenenStellungnahmenzu nen¬
nen.

ln den Monaten September bis Dezember 1981 war die Abteilung mit der Durchführung der Volksbefragun¬
gen vom 15. bis 17. November und vom 9. bis 11. Dezember beschäftigt. Für die erstgenannteVolksbefragung
begannen die Vorbereitungenbereits am 1. September mit dem Eingang des Antrages und mit der Prüfung von
rund 86.000 Unterschriften. In der mit Kundmachung des Bürgermeisters vom 18. September 1981 ausge¬
schriebenen Volksbefragung konnten die stimmberechtigten Gemeindemitglieder in insgesamt 140 ortsfesten
Annahmestellen an drei Tagen ihre Entscheidung zu den beiden Fragen deponieren. Die Vorbereitung von
rund 1,6 Milliarden Stimmkarten, der Versand, die Ausstellung von Tausenden Duplikatstimmkarten bestim¬
men schließlich den Kreis der Stimmberechtigten, von denen insgesamt rund 186.000 tatsächlich abstimmten.

Schon vor der Abwicklung dieser Volksbefragung wurden die gesetzlich vorgesehenen Schritte zur Durch¬
führung von weiteren Volksbefragungen gesetzt, welche dann vom 9. bis 11. Dezember stattfanden. Die neuerli¬
che Sicherstellung der benötigten Lokale, diesmal 185 ortsfeste, und alle sonstigen Maßnahmen zur ordnungs¬
gemäßen Abwicklung standen daher unter besonderem Zeitdruck. Bei diesen zweiten Volksbefragungen stimm¬
ten rund 267.000 Teilnahmeberechtigteab. Der Schluß der Annahmezeit am letzten Tag und die Vielfalt der
Fragestellung verschoben die Bekanntgabe des vorläufigen Resultates auf den Vormittag des nächstfolgenden
Tages, dem 12. Dezember. Die angeführten Volksbefragungen brachten folgende Ergebnisse:

I. Volksbefragung vom 15. bis 17. November 1981:
Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß die Arbeitsplätze durch Vorrang für die Stadterneuerunggesichert werden (zum Beispiel

Wohnungsverbesserungstatt weiterer Stadtrandsiedlungen, Nahversorgung statt neuer Supermärkte außerhalb
Wiens, mehr Grün statt mehr Beton)?
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Zahl der insgesamt ungültige
abgegebenen Stimmen Stimmen

186.594 3.005

Die Frage gilt als bejaht.

gültige Stimmen

183.589

JA-
Stimmen
169.666

NEIN-
Stimmen

13.923

Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß sich die Stadt Wien am Milliardenprojekteines neuen Konferenzzentrums bei der Li

City endgültig nicht beteiligt und statt dessen die Hofburg als Konferenzzentrum ausgebaut wird?

Zahl der insgesamt ungültige ... . . . JA - NEIN-
abgegebenen Stimmen Stimmen gU tlge tirnmen  Stimmen Stimmen

186.594 3.895 182.699 164.190 18.509

Die Frage gilt als bejaht.

II. Volksbefragungen vom 9. bis 11. Dezember 1981:
Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß der Wohnbau ohne Gewinnstreben (sozialer Wohnbau) durch die Gemeinde und G<

senschaften mit seinen vielfältigen Wohnformen (mehrgeschossige Wohnhäuser in Baulücken im dichtve
ten Gebiet, Wohnungen in sanierten Altbauten, neue Wohnsiedlungen , Reihenhäuser) eine vorrangige Au!
der Wiener Kommunalpolitik bleibt?

Zahl der insgesamt ungültige JA- NEIN-
abgegebenen Stimmen Stimmen gU  ‘ g£ lmmen  Stimmen Stimmen

267 .948 20.938 247.010 206 .044 40.966

Die Frage gilt als bejaht.

Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß die Modernisierung und Wiederbelebung erhaltungswürdiger Wiener Altbauten (d

soziale Wohnbauträger, durch Hauseigentümer und Mieter oder auch durch Gruppen junger Menschen, d
Häuser zur Sanierung übergeben werden) verstärkt wird, wobei die Erträgnisse einer Abgabe für unvermi
Wohnungen (die von den Hauseigentümern zu leisten ist) ausschließlich der Althaussanierung zugute kom
sollen?

Zahl der insgesamt ungültige ... . „ . JA- NEIN-
abgegebenen Stimmen Stimmen gU tlgC timmen  Stimmen Stimmen

267.948 18.364 249584 209 .078 40.506

Die Frage gilt als bejaht.

Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß die Altstadtsanierung verstärkt mit öffentlichen Mitteln gefördert wird mit dem Haup

das charakteristischeWiener Stadtbild in den älteren Vierteln zu erhalten und dort zugleich modernen W
raum zu schaffen?

Zahl der insgesamt ungültige ... . _ . JA- NEIN-
abgegebenen Stimmen Stimmen gU tlge tlmrnen  Stimmen Stimmen

267.948 17.989 249959 224 .455 25.504

Die Frage gilt als bejaht.

Zur Frage:
Sind Sie für die Errichtung von 885 modernen und erschwinglichen Wohnungen in Wien-Penzing (Steir

Gründe), wobei gleichzeitig mehr als 200.000 m2 Grünfläche, die den Wienerinnen und Wienern bisher i
zugänglich waren, öffentlicher Grünraum werden sollen?

Zahl der insgesamt ungültige ... . <, JA - NEIN-
abgegebenen Stimmen Stimmen gU tlge tlmmen  Stimmen Stimmen

267.948 6.786 261.162 128.755 132.407

Die Frage gilt als nicht bejaht.
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Zur Frage:
Sind Sie dafür, daß zur Erhaltung der Vollbeschäftigung in Wien zusätzlich zum Wohnungsbau finanzielle

Mittel verstärkt eingesetzt werden, um Groß- und Kleinbetriebezu sichern beziehungsweise anzusiedeln?
Zahl der insgesamt ungültige

abgegebenen Stimmen Stimmen
267.948 20.753

Die Frage gilt als bejaht.

Zur Frage:
Sollen die Steinhofgründeverbaut werden?

gültige Stimmen

247.195

Zahl der insgesamt ungültige
abgegebenen Stimmen Stimmen

267.948 5.345

gültige Stimmen
262.603

JA-
Stimmen
212.742

JA-
Stimmen
122.209

NEIN-
Stimmen

34.453

NEIN-
Stimmen
140.394

Die Frage gilt als nicht bejaht.

In der Wählerevidenz waren 1981 insgesamt 199-215 Transaktionendurchzuführen, davon waren mit Aus¬
schluß abteilungsexterner Eingaben 10.931 Zuzüge aus den Bundesländern, 879 Zuzüge aus dem Ausland,
57.374 Übersiedlungen innerhalb Wiens, 1.204 Abwanderungenin das Ausland, 15.139 Wegzüge von Wien in
die Bundesländer, 5.855 Wegzüge nach unbekannt;weiters3.388 Eintritte in ein Altersheim, 2.556 Erwerbe der
österreichischenStaatsbürgerschaft, 44 Verluste der österreichischenStaatsbürgerschaft, 632 Wahlausschlüsse
mit bzw. 1.207 Wahlausschlüsse ohne Verständigung; ferner 22.731 Neuzugänge, 26.060 Sterbefälle, 3.228 Ster¬
befälle in Altersheimen, 28.017 allgemeine Personendatenänderungen, schließlich1.840 Löschungen von Perso¬
nen, 110 allgemeine Änderungen, 16.709 Protokollierungen(EvidentmachungADV-unwirksamer Belege) und
1.421 sonstige Eintragungen. Außerdem erhöhten 408.737 erhärtende und ergänzende Dateneingabenaus an¬
deren Eingabestellen des Gesamtnetzes die Zahl der Eingaben auf insgesamt 608.062 Vorgänge. Alle Zahlen
sind nur unter den besonderen, an dieser Stelle nicht ausführlich darzustellendenRegeln und Bedingungen der
Transaktionscodes zu verstehen, weshalb keine allgemeineren und lediglich aus der wörtlichen Bedeutung der
Bezeichnung möglichen Schlüsse zu ziehen sind. 102.212 erforderliche Überprüfungen von Belegen über Ter¬
minals führten zu keinen Veränderungen in der Personendatenbankder Wählerevidenz.

Zur Vollziehung des Zivildienstgesetzes wird bemerkt, daß im Jahre 1981 im Wiener Bereich rund 90 Ein¬
richtungen als Träger des Zivildienstes anerkannt waren. Die noch immer steigende Anzahl an Einrichtungen
sowie die Ansuchen einiger bereits genehmigter Einrichtungen um eine Erhöhung der Anzahl von Zivildienst¬
pflichtigen, die die Einrichtung beschäftigen darf, beweisen das große Interesse an der Anstellung von Zivil¬
dienstpflichtigen. Die wie jedes Jahr relativ hohe Anzahl von Versetzungen zeigt, daß das Bundesministerium
für Inneres alljährlich große Anstrengungen unternimmt, um einerseits den Zivildienstleistendenin der Frage
des geeigneten Arbeitsplatzes entgegenzukommen, um andererseits aber auch die Bedürfnisse der Rechtsträger
zu berücksichtigen. Zahlreiche Unterbrechungendes Zivildienstes, die nur zum geringen Teil auf Krankheit zu¬
rückzuführen sind, zeigen aber auch, daß es nicht in allen Fällen gelingt, Zivildienstleistende in die Organisation
ihres Arbeitsplatzeszu integrieren. Schließlich mußten 826 Anfragen über Zivildienstwillige nach Einholung
von Äußerungen dreier Dienststellen beantwortet werden, was einen beträchtlichen Zeitaufwand mit sich
brachte.

Insgesamt 55 Berufungsverfahren nach dem Heeresgebührengesetzbzw. Zivildienstgesetz, nämlich Beru¬
fungsanträge auf Zuerkennung von Familienunterhaltund Wohnkostenbeihilfe, wurden im Interesse der Wehr¬
und Zivildienstpflichtigen, soweit es die Beweislage gestattete, umgehend erledigt. Es bleibt abzuwarten, welche
Änderungen die geplante umfassende Novelle zum Heeresgebührengesetzin der Verwaltungspraxis bringen
wird.

Nach den Bestimmungendes Wiener Sammlungsgesetzes wurden im Jahre 1981 zehn Sammlungen bewil¬
ligt, wobei es sich bei den meisten um jährlich wiederkehrende Sammlungen, wie zum Beispiel für das Rote
Kreuz, Schwarze Kreuz, die Domkirche St. Stefan, handelt.

Von den im Jahre 1981 anhängig gewordenen 758 Berufungen in Verwaltungsstrafsachen(das bedeutet einen
nur mit erheblichen Verzögerungenzu bewältigendenZuwachs von über 50 Prozent!) entfielen 464 Fälle auf
Anstandsverletzungenund Lärmerregung(Art. VIII EGVG 1950), 37 auf Übertretungen des Ausländerbeschäf¬
tigungsgesetzes, 54 auf „Schwarzfahren“ im Sinne des Art. IX EGVG 1950 und immerhin 17 Fälle auf Übertre¬
tung des Schulpflichtgesetzes.

In 362 Fällen wurden Anträge nach dem Ausländergrunderwerbsgesetz gestellt. Die Anzahl der genehmigten
Ausspielungen(Glückshäfen und Juxausspielungen) ist gegenüber 1980 um sieben gestiegen. Das Gesamtspiel¬
kapital ist von 6,yU8.500 auf / ,220.150 Schilling gestiegen.
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Im Bereich des Stiftungs- und Fondswesens war gleichfalls ein verstärkter Arbeitsanfall zu verzeichnen, da
auch im Jahre 1981 neue Fonds und Stiftungen, wie zum Beispiel die „Ludwig-Stiftung“, für die im Jahre 1981
zusätzlich noch zwei Satzungsänderungenzu genehmigen waren, gegründet wurden und vom Bundesministe¬
rium für Inneres im Zusammenhang mit der Erstellung einer Dokumentation über die in Österreich bestehen¬
den Stiftungen und Fonds zahlreiche Anfragen gestellt wurden.

Rechtliche Bau - , Energie - , Eisenbahn - und Luftfahrtangelegenheiten
Im Jahre 1981 wurden im Rahmen der legistischen Tätigkeit  die Beratungen für eine Reihe von

Gesetzesentwürfen fortgeführt bzw. die verfassungsmäßigen Gesetzgebungsverfahren abgeschlossen: Auf Grund
der am 15. August 1980 in Kraft getretenen Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Einsparung von
Energie wurden die Beratungen über die Novellierung der Bauordnung für Wien zur Erstellung eines Entwurfes
abgeschlossen und dieser dem externen Begutachtungsverfahren zugeführt.

Nach Durchführung des verfassungsgemäßen Gesetzgebungsverfahrens wurde die Novelle zum Gesetz zum
Schutz gegen Baulärm am 17. September 1981 im Landesgesetzblatt für Wien Nr. 25 kundgemacht. Mit dieser
Novelle wurde gesetzlich ein nächtliches Bauverbot festgelegt.

Im Landesgesetzblatt vom 17. März 1981, LGB1. für Wien Nr. 14/1981, wurde die neue Gehsteigverordnung
kundgemacht. Sie enthält neben Bestimmungenüber die Ausführungsartender Gehsteige die Vorschrift, daß
der Gehsteig im Kreuzungsbereichbzw. bei Schutzwegen behindertengerechtauszuführen ist.

Der Entwurf einer Novelle zum Wiener Feuerpolizeigesetz wurde im Zusammenhang mit einem Initiativan¬
trag der ÖVP zur Erlassung eines Luftreinhaltegesetzes im Auftrag des Unterausschusses umfangreich überar¬
beitet und neuerlich einem externen Begutachtungsverfahren unterzogen. Nach Einlangen der Stellungnahmen
wurde der Entwurf dem verfassungsgemäßen Gesetzgebungsverfahren unterzogen.

Der Entwurf einer Verordnung gemäß § 64 Abs. 4 der Bauordnung für Wien über den Maßstab, die Ausferti¬
gung und die Beschaffenheit der Baupläne (Pläneverordnung) wurde ausgearbeitet und nach Durchführung
einer magistratsinternenBegutachtungdem externen Begutachtungsverfahren unterzogen.

Die zahlreichen Unfälle mit gasbetriebenenKleinwasserheizgeräten machten eine Novellierung der Verord¬
nung der Landesregierung notwendig, mit der die ÖVGW-TR-Gas 1975 anerkannt wurde. Die Kundmachung
über die teilweise Zurücknahme dieser Anerkennung erfolgte im Landesgesetzblatt für Wien Nr. 21/1981 vom
1.Juli 1981.

Hinsichtlich Bauvorhaben des Bundes  konnte die Baubewilligung für die Änderung und Adap¬
tierung des ehemaligen Finanzamtsgebäudes in 8, Florianigasse8, für Zwecke des Landesgerichtes für Strafsa¬
chen Wien erteilt werden, ebenso die Baubewilligung für die Errichtung eines Häftlingstraktes im Landesgericht
für Strafsachen Wien. Weiters wurden die Baubewilligungen für den Ausbau des Mitteltraktes der Stiftskaserne
im 7. Bezirk, für die Errichtung eines Zubaues zum Gerichtsgebäudein 21, Hermann-Bahr-Straße 1—3, den
Neubau eines Postzentrums in 3, Erdberger Lände, sowie für den Planwechsel über das Rechenzentrum der
Post in 17, Antonigasse, ausgefertigt. Für dieses Zentrum wurde auch die Bewilligung zur Errichtung einer Lüf¬
tungsanlage erteilt.

Die Benützungsbewilligungen wurden für mehrere Bundesbauten, und zwar für das Bundesblindeninstitutin
2, Wittelsbachstraße, für das Bundestaubstummeninstitut in 13, Maygasse, für das Beschußamt Wien in 22,
Süßenbrunn, für das Büro- und Wohngebäude und den Parkplatz für die Post in 17, Roggendorfgasse, erteilt.
Weiters wurden die Verhandlungen für die Bewilligung des Neubaues einer Turnhalle für das Bundesgymna¬
sium und Bundesrealgymnasium für Mädchen in 10, Feuchtersiebengasse 80, für den Ausbau des Kongreßzen¬
trums in der Hofburg, für den Planwechsel im Zuge des Neubaues der juridischen Fakultät der Universität
Wien in 1, Helferstorferstraße, für die Zentrale der Österreichischen Flugsicherung in 3, Schnirchgasse, sowie
für die Bewilligung des Planwechselsfür die Errichtung eines Neubaues des Postamtes 1190 Wien in 19,
Würthgasse9, durchgeführt.

Mehrere Ansuchen um maschinen - und bautechnische Betriebsbewilligungen
nach dem Eisenbahngesetz waren zu behandeln. Sie betrafen die TeilstreckenMeidling—Hietzing bzw. Hiet¬
zing—Hütteldorf der U 4. Die Baugenehmigungfür die Teilausbautender Teilstrecke Mexikoplatz—Kagran
der U 1 (Stationsausbauten, Rolltreppeneinbautenusw.) wurden ebenfalls erteilt.

Weiters waren die Verfahren zur Erteilung der Baugenehmigungenfür diverse Brückenerneuerungenim
Zuge des Ausbaues der Vorortelinie durchzuführen. Für die Errichtung des Zentralstellwerkes Liesing1 nt hei-
zungs- und lüftungstechnischerAnlagen wurde die Baubewilligung erteilt sowie die Genehmigung für die Ver¬
längerungen der Linien 25 und 26 zum Zentrum Kagran (U-Bahn-Station) ausgefertigt.

Mehrere Enteignungsverfahren  konnten zum Abschluß gebracht werden, und zwar betreffend
die E.Z. 1574 der Kat.Gem. Atzgersdorf für den Straßenausbau in 23, Gerbergasse, die E.Z. 30 der Kat.Gem.
Kagran für den Schulbau in 22, Markomannenstraße, die E.Z. 2751 der Kat.Gem. Simmering für den straßen-
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Amtsführender Stadtrat Franz Nekula (Personal - und Rechtsangelegenheiten ) lud 740 junge Gemeindebedienstete zur
traditionellen Schiffahrt in die Wachau ein . Nach einer Quizveranstaltung an Bord der „Stadt Wien “ nimmt er die Preis¬
verteilung vor

Personalangelcgenheiten

Feierliche Verabschiedung von 1.600 in den Ruhestand getretenen Bediensteten der Hoheitsverwaltung und der Wie¬
ner Stadtwerke im Festsaal des Rathauses



Botschafter Yoshino , Bonn , und Amtsfüh¬
render Stadtrat Hans Mayr (Finanzen und
Wirtschaftspolitik ) bei der Stadl Wicu -Tiä-
sentation in Düsseldorf vor japanischen
Großunternehmern

Finanzen und Wirtschaftspolitik

Auf den ehemaligen Draschegründen im Betriebsbaugebiet Inzersdorf entsteht das neue Druck - und Verlagsgebäude
des „Kurier“



mäßigen Ausbau in 11, Am Kanal, die E.Z. 4026 der Kat.Gem. Landstraße für den Bau der A 4 Ostautobahn,
die E.Z. 721 der Kat.Gem. Kaiserebersdorf ebenfalls für den Bau der A 4 Ostautobahn und die E.Z. 905 der
Kat.Gem. Simmering für den Ausbau der B 225 Wienerbergstraße. In mehreren Verfahren wurden außerdem
gemäß § 42 der Bauordnung für Wien zur Einbeziehung von Ergänzungsflächen in Bauplätze die Enteignungs¬
verhandlungendurchgeführt.

Verfahren zur Feststellung des öffentlichen Interesses am Abbruch gemäß § 19 Abs. 2 Ziffer 4a des Mietenge¬
setzes wurden durchgeführt für 7, Lerchenfelder Straße 39, 10, Götzgasse5, 7, Schottenfeldgasse 86, 14, Hüttel-
dorfer Straße 144, und 21, Floridusgasse— Mühlschüttelgasse. Weitere Verfahren hatten nach § 9 Abs. 2 des
Stadterneuerungsgesetzes1974 die Genehmigung von Rechtsgeschäften über in Assanierungsgebietensituier¬
ten Liegenschaften zum Inhalt.

Bei insgesamt 355 Bauansuchen, wofür nach § 69 der Bauordnung die Zustimmung der Bezirksvertretungen
zu Ausnahmen von den Bestimmungender Bauordnung bzw. des Bebauungsplanes erforderlich war, oblag der
Abteilung die rechtliche Begutachtung.

Bei der Abteilung wurden insgesamt 408 Berufungsfälle anhängig gemacht, wovon 244 Verwaltungsstrafver¬
fahren waren. Das bedeutet gegenüber dem Jahre 1980 wiederum eine Zunahme um rund 10 Prozent.

Schließlich haben Vertreter der Abteilung an 331 von Magistrats- oder Bundesdienststellendurchgeführten
Besprechungen teilgenommen.

Rechtliche Verkehrsangelegenheiten
Der Schwerpunkt der Tätigkeit der MA 70 lag wieder bei der Erledigung von Berufungsentscheidungen: Im

wesentlichen war über Berufungen in Verkehrsstrafsachen, Führerscheinentziehungen und Vorschreibungen
von Abschleppkosten zu entscheiden. In dieser Funktion als Berufungsbehörde  hatte die Abteilung
auch den größten Arbeitsaufwand mit 11.233 Berufungsfällen zu bewältigen, wobei 252 Gegenschriften an den
Verfassungsgerichtshof bzw. Verwaltungsgerichtshof zu erstatten waren. Von der Bundespolizeidirektion Wien
wurden ferner wegen Übertretungen von Straßenverkehrsvorschriften131 Millionen Schilling an Strafgeldern
eingehoben und an das Land Wien für Zwecke der Straßenerhaltung abgeführt.

Die überproportionaleund kontinuierliche Zunahme der Zahl von Berufungsakten, und zwar von rund 6.300
Berufungen im Jahre 1976 auf fast 11.300 im Jahre 1981, führte zu einer Neuorganisationder Abteilung. Es
wurden nunmehr Leistungsgruppen geschaffen, die es den neu zugeteilten Fachbedienstetender Verwendungs¬
gruppe „B“ ermöglichen, sowohl einfachste Akten zu erledigen, was im wesentlichen formularmäßig erfolgt, als
auch Erledigungsentwürfezu diffizilen Berufungsfällen zu konzipieren. Da ein systematischer Aufbau sowie
eine ständige fachliche Einschulung dieser neu zugeteilten Bedienstetennotwendig sind, müssen die Juristen
der Abteilung viel Zeit aufwenden, um dieser Aufgabe gerecht zu werden.

Die bestehende automatische Textverarbeitungwurde weiter ausgebaut. Derzeit gibt es nicht nur Textpro¬
gramme für die Erledigung von Einsprüchen gegen die Strafhöhe, für gewisse Angelegenheitenvon Fahrschu¬
len sowie für Verfahrenseinstellungen in Verwaltungsstrafsachen, sondern es werden nunmehr auch Berufungen
betreffend die Entziehung der Lenkerberechtigung, die nur gegen die Dauer der Entziehungsfrist erhoben wer¬
den, mit einem eigenen dafür entwickelten Textprogramm erledigt.

In Führerscheinangelegenheiten  ist durch die 4. Kraftfahrzeuggesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 615/1977, mit 21. Dezember 1977 eine Änderung des Instanzenzuges dahin gehend eingetreten, daß
eine Berufung an das Bundesministeriumfür Verkehr nur mehr dann zulässig ist, wenn die Lenkerberechtigung
länger als auf 5Jahre entzogen wird. Bei allen anderen Entziehungs- und Abweisungsfällen endet der Instanzen¬
zug beim Landeshauptmann. Da gerade bei Führerscheinangelegenheiteneine rasche Erledigung im Interesse
der Betroffenen sowie aus verkehrserzieherischen Gründen vordringlich ist, hat der Gesetzgeber im
§ 75 Abs. 5 KFG 1967 sogar die Verpflichtung statuiert, daß über Berufungen innerhalb von drei Monaten zu
entscheiden ist. Diesem gesetzlichen Auftrag kann nach der erfolgten Neuorganisationentsprochen werden.
Aber auch in Verwaltungsstrafsachen ist es auf Grund der Umstrukturierung möglich geworden, im Interesse
der Hebung der Verkehrsdisziplinrascher über eine Berufung zu entscheiden. Wichtig ist dies ferner auch des¬
halb, weil eine Strafe nur dann eine entsprechende Wirkung hat, wenn sie den Betroffenen einigermaßen rasch
trifft. Schließlich ist zur Vermeidung von Säumnisbeschwerden, die auch in Verwaltungsstrafsachen beim Ver¬
waltungsgerichtshof zulässig sind, eine umgehende Erledigung von Berufungen vorzunehmen, soweit nicht er¬
gänzende Ermittlungen und Beweisaufnahmen notwendig sind.

Im Interesse der Bevölkerung wurden im Kraftfahrlinienverkehr  mehrere Linienführungen ver¬
bessert, aber auch neue Autobuslinienerrichtet, wodurch eine Vielzahl an Kommissionierungenvon Haltestel¬
len erforderlich war. Diese betrafen unter anderem die Errichtung einer Autobuslinie der Wiener Messe AG
vom AutobahnparkplatzAuhof zum Messegelände im Prater sowie einer Autobuslinie vom Bahnhof Hütteldorf
nach Grinzing. Verändert wurde die Fahrtstrecke der Autobuslinien60 A und 61 A, erweitert die der Autobus-
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linie der Firma Dr. Richard im Bereich der Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost und der Autobuslinie 16A im Ab¬
schnitt Am Schöpfwerk—Inzersdorf. Neu zu errichten war die städtische Autobuslinie 7 A, verlängert wurde
die Fahrtstrecke der Autobuslinie 15 A nach Schönbrunn. Schließlich mußten auf Grund der neuen Einbahn¬
führungen in der City die Fahrtstreckender innerstädtischenAutobuslinien 1 S, 2 S, 3 S geändert werden.

Auf legistischem  Gebiet waren zur Vorbereitung einer großen StVO-Novelle Wünsche und Anregun¬
gen straßenpolizeilicher Art zu sammeln und an das Bundesministeriumfür Verkehr heranzutragen. Zu dem
vom Bundesministeriumfür Verkehr ausgesandten Entwurf einer 9-StVO-Novelle wurde unter Zuziehung von
neun Dienststellen eine umfangreiche Stellungnahme ausgearbeitet. Mit dem Inkrafttreten dieser großen StVÜ-
Novelle ist im kommenden Jahr zu rechnen. Für den zweiten Entwurf einer 5. KFG-Novelle mußte im Begut¬
achtungsverfahren ebenfalls eine umfangreicheStellungnahmeausgearbeitet werden. Weiters standen der Ent¬
wurf einer 6. KFG-Novelle sowie die 13. KDV-Novelle in Begutachtung.

Die 5. KFG-Novelle, BGBl. Nr. 345/1981, die mit Rücksicht auf die jüngste Judikatur des Verwaltungsge¬
richtshofes im Interesse einer wirksamen Bekämpfung von Alkoholdelikten eine Verschärfung der Bestimmung
bei Führerscheinentziehungenbrachte, änderte auf Grund eines Initiativantrages aller im Parlament vertretenen
politischen Parteien nur wenige Regelungen des Kraftfahrgesetzes, so daß mit Rücksicht auf weitere unerledigte
Wünsche binnen kurzem eine weitere KFG-Novelle erfolgen soll.

Die Fußgängerbereiche sollen durch die Schaffung verkehrsberuhigterZonen (Wohnstraßen) erweitert wer¬
den. Im Sinne dieses Auftrages wurde ein Novellierungsvorschlag, der die rechtlichen Voraussetzungenfür die
Verordnung von Wohnstraßen schafft, ausgearbeitet und nach eingehenden Bearbeitungen von der Magistrats¬
direktion dem Bundesministeriumfür Verkehr vorgelegt.

Nach dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße(GGSt),
BGBl. Nr. 209/1979, war zu fünf Verordnungsentwürfendes Bundesministeriumsfür Verkehr eine Stellung¬
nahme auszuarbeiten. In der Praxis gewinnt das Gefahrengütergesetz-Straße immer mehr an Bedeutung. Auf
Grund von Kontrollen, die in Wien durchgeführt worden sind, kam es bereits zu einer Vielzahl von Bestrafun¬
gen und in der Folge auch zu Berufungen.

50



Finanzen und Wirtschaftspolitik
Finanzwirtschaft

Die weltweite Konjunkturflaute, eine Folge des zweiten Erdölschocks von 1979/80, konnte, bedingt durch
die enge Verflechtung der hochentwickeltenVolkswirtschaften, auch an der österreichischenund der Wiener
Wirtschaft nicht spurlos vorübergehen. Sowohl für Österreich als auch für die BundeshauptstadtWien liegen
die Schätzungen hinsichtlich des Bruttoinlandsproduktesim Jahre 1981 bei einem Nullwachstum, während für
die europäischenOECD-Staaten sowie für die EG-Staaten im Durchschnitt mit einem Rückgang um 0,5 bzw.
1,0 Prozent gerechnet wird. Bei einem Vergleich der Verbraucherpreise und der Arbeitslosenratenwird gleich¬
falls deutlich, daß es der österreichischenWirtschaftspolitik gelungen ist, die Folgen der internationalen Krise
weitestgehend fernzuhalten. Während die Verbraucherpreise im Jahre 1981 beispielsweise in den USA um 11,0
Prozent, in Frankreich um 13,5, in Großbritannien um 11,5, in Italien um 19,5 und in Schweden um 13,0 Pro¬
zent anstiegen, betrug die Teuerungsratein Österreich durchschnittlich6,8 Prozent. Geringere Teuerungsraten
weisen nur die Schweiz mit 6,5 Prozent, die Bundesrepublik Deutschland mit 6,0 und Japan mit 5,5 Prozent
auf. Die Zahl der Beschäftigungslosen stieg in Österreich von 1,9 im Jahre 1980 lediglich auf 2,3 Prozent im
Jahre 1981 an, während die Arbeitslosenratenin den europäischenOECD- und den EG-Staaten durchschnitt¬
lich 7,6 Prozent betrugen, wobei die BundesrepublikDeutschland mit einer Arbeitslosenratevon 5,0 Prozent
derzeit den höchsten Beschäftigtenstand aller EG-Staaten aufzuweisen hatte.

Während, wie bereits erwähnt, die Arbeitslosenratein Österreich bei 2,3 Prozent lag, war sie in Wien mit
2,0 Prozent noch unter dieser Rate, womit das Ziel der Wiener Wirtschaftspolitik, nämlich die Vollbeschäfti¬
gung zu erhalten, erreicht werden konnte. Ausschlaggebend hiefür war nicht zuletzt die Fortsetzung der großen
Investitionsvorhaben. Das Finanzierungserfordernis wurde 1981 wie in den vergangenen Jahren zum Teil durch
Anleihe- und Kreditoperationen auf dem in- und ausländischenKapitalmarkt bedeckt. So wurde Ende Mai
1981 eine 100-Millionen-sfrs-Anleihe mit einer Nominalverzinsung von 7 3/4 Prozent und einer Laufzeit von
zehn Jahren, davon fünf Jahre tilgungsfrei, begeben, die einen Erlös von 780,0 Millionen Schilling netto
erbrachte.

Insgesamt beliefen sich die Fremdmittelaufnahmen 1981 auf 7.900,0 Millionen Schilling. Davon wurden
3.180,0 Millionen Schilling im Rahmen der Hoheitsverwaltung und 2.750,0 Millionen Schilling für Investitions¬
finanzierungenim Bereich der Wiener Stadtwerke herangezogen. Rund 680,0 Millionen Schilling wurden für
die Fortsetzung des städtischen Wohnhausbaues einschließlich Wohnungsverbesserungenverwendet. Darüber
hinaus wurden noch Mittel aus der Wohnbauförderungvon 960,0 Millionen Schilling sowie dem Wasserwirt¬
schaftsfonds von 250,0 Millionen Schilling in Anspruch genommen. Den Rest bilden Darlehensaufnahmenbei
der ÖsterreichischenKommunalkredit-AG von 80,0 Millionen Schilling.

Im Zusammenhang mit der Gewährung von Darlehen im Rahmen der Wohnungsverbesserungsowie der
Förderungsaktionzum Ausbau von Dachböden für Wohnzwecke hat die Stadt Wien im Jahre 1981 in rund
9.100 Fällen die Bürgschaft hinsichtlich eines Gesamtbetrages von 510,0 Millionen Schilling übernommen.

Die der Wiener Exportförderungsges. mbH zur Refinanzierung ihrer Exportförderungskreditean kleine und
mittlere Betriebe der Industrie, des Handels und Gewerbes in Wien von der Stadt Wien zur Verfügung gestellte
zinsbegünstigteEinlage wurde im Hinblick auf die rege Inanspruchnahme seitens der Wiener Wirtschaft um
weitere 50,0 Millionen Schilling auf ein Volumen von nunmehr 200,0 Millionen Schilling aufgestockt.

Im Jahre 1981 hat die Stadt Wien wieder für die seit Jahren gemeinsam mit dem Bundesministeriumfür
Handel, Gewerbe und Industrie und der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Wien durchgeführte Kredit¬
aktion zur Förderung von Wiener Klein- und Mittelbetrieben einen Betrag von 4,0 Millionen Schilling zur Ver¬
fügung gestellt.

Beachtlichen Anklang fanden wiederum die diversen Kreditaktionender Stadt Wien, so z. B. die Aktion zur
Förderung von Investitionen für betriebliche Infrastruktureinrichtungen in Wiener Beherbergungsbetrieben
(Hotelmodernisierungsaktion) mit 67 positiv erledigten Anträgen und einer Zuschußsumme von 7,2 Millionen
Schilling, ferner die Wiener Kleinbetriebszuschußaktionfür Neugründungen und Modernisierungen(KBZ-
Aktion) mit 259 Fällen und Zuschüssen von mehr als 5,0 Millionen Schilling, die Wiener Strukturverbesse¬
rungsaktion(SVA-Aktion) mit 29 Fällen und 65,0 Millionen Schilling oder die Förderungsaktionfür wasserspa¬
rende Investitionenmit 11 Erledigungenbei Zuschüssen von 1,3 Millionen Schilling.

Um die durch die orkanartigen Stürme Anfang Jänner 1981 eingetretenen Schäden vor allem bei Folientun¬
nels und Kunststoffgewächshäusernleichter beheben zu können, wurden von der Stadt Wien einerseits im
Interesse der Sicherung der wirtschaftlichen Grundlagen der Wiener Gartenbaubetriebe, andererseits im Inter¬
esse der Sicherstellung der Versorgung der Wiener Bevölkerung mit preiswürdigem und hochwertigemFrisch¬
gemüse an insgesamt 147 geschädigte GartenbaubetriebeZuschüsse von zusammen rund 850.000 S zur Verfü¬
gung gestellt.

Um die bestehende Wettbewerbsverzerrungin der inländischen Gartenbauproduktion, die durch die Preisbil-
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düng bei Produkten der kostengünstigerproduzierenden westeuropäischenGartenbaubetriebe und durch die
im Zuge der Ostliberalisierungins Land kommenden Ostimporte entstanden ist, teilweise auszugleichen, hat
sich die Stadt Wien an der Förderungsaktion des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft für
beheizte Gewächshausflächen mit einem Betrag von mehr als 2,7 Millionen Schilling beteiligt.

Um ein direkteres und besseres Durchgriffsrechtder Eigentümer auf die Handlungen des Vorstandes zu
ermöglichen, wurde im April 1981 die Allgemeine Krankenhaus Wien, Planungs- und Errichtungs-Aktienge¬
sellschaft in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt. Dabei wurde auch das Management aus¬
getauscht und Rechnungshofpräsidenta. D. Dr. Kandutsch  zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie Leiter
der begleitenden Kontrolle ernannt.

Stadthaushalt

Der Voranschlag der BundeshauptstadtWien für das Jahr 1981, der im Sinne der Voranschlags- und Rech¬
nungsabschlußverordnung(VRV) vom 15.Juli 1975, BGBl. Nr. 493 in der Fassung BGBl. Nr. 604/1976, nach
funktionellen Gesichtspunkten erstellt worden ist, wurde in der Sitzung des Gemeinderates vom 9. bis
12. Dezember 1980 genehmigt. Es wurde davon ausgegangen, daß auf Grund der weiterhin günstigen Entwick¬
lung der österreichischen, insbesondere der Wiener Wirtschaft mit einer Wachstumsratevon etwa 7,0 Prozent
zu rechnen wäre. Mit Bedachtnahme auf diese Prognosen und bei Berücksichtigungdes voraussichtlichen
Ergebnisses für 1980 wurde bei der größten Einnahmepostdes vorliegenden Voranschlages, den Ertragsanteilen
an den gemeinschaftlichenBundesabgaben, mit Einnahmen in Höhe von 15.340,0 Millionen Schilling gerech¬
net; das ist um 1.450,0 Millionen Schilling mehr als im Vorjahr. Die eigenen Steuern und Abgaben wurden um
381,5 Millionen Schilling höher angenommen, wovon 5.617,6 Millionen Schilling auf Landes- und Gemeinde¬
abgaben, 901,1 Millionen Schilling auf die Wassergebühren, 318,1 auf die Abwasserbeseitigungsgebühren und
567,4 Millionen Schilling auf die Müilabfuhrabgabe entfallen.

Auf der Ausgabenseite lagen die Schwerpunkteweiterhin beim öffentlichen Nahverkehr, beim Gesundheits¬
wesen und beim Wohnhausbau, wofür insgesamt 12,9 Milliarden Schilling zur Verfügung gestellt wurden.
Davon entfallen auf den Nahverkehr einschließlichU-Bahn-Bau 8,6 Milliarden Schilling, auf die Investitionen
bei den Kranken- und Wohlfahrtsanstalten1,7 Milliarden Schilling, davon 1.250,0 Millionen Schilling für den
Neubau des Allgemeinen Krankenhauses und 114,5 Millionen Schilling für das Sozialmedizinische Zentrum
Ost, sowie auf den Wohnhausbau 2,6 Milliarden Schilling.

Maßgebend für die Erstellung des Voranschlages waren weiterhin die Bestimmungen des § 86 der Verfassung
der Bundeshauptstadt Wien sowie die einschlägigen Bestimmungen der Haushaltsordnung, wobei letztere
hinsichtlich der Erstellung des Voranschlages mit Erlaß der Magistratsdirektion vom 30. Mai 1979, ZI. MD-
1083-1/79, der VRV angepaßt worden war. Die Unternehmungen der Stadt Wien stellten eigene Wirtschafts¬
pläne auf, die dem Gemeinderat gesondert zur Genehmigung vorgelegt wurden.

Bei den Gesamteinnahmenwurde gegenüber dem Voranschlag 1980 mit einer Steigerung um 7,3 Prozent auf
53.768,728.000 S, bei den Gesamtausgaben mit einer solchen um 10,7 Prozent auf 58.408,858.000 S gerechnet.
Aus der Differenz zwischen Gesamteinnahmen und Gesamtausgabenergab sich ein Gebarungsabgangvon
4.640,130.000 S, das waren 7,9 Prozent der Gesamtausgaben gegenüber 5,1 im Vorjahr. Dieser Abgang war
durch Mehreinnahmenund Minderausgaben bzw. durch Kreditoperationenzu finanzieren. Unter Berücksichti¬
gung der Abgangsdeckung für die Verkehrsbetriebein Höhe von 1.775,5 Millionen Schilling verminderte sich
der Abgang auf 2.864,7 Mülionen Schilling, das sind 4,9 Prozent, der Gesamtausgaben.

Nachstehende Übersicht zeigt die Aufteilung der Einnahmen und Ausgaben der einzelnen funktionellen
Gruppen:

Einnahmen Ausgaben
in Millionen Schilling

0 Vertretungskörperund allgemeine Verwaltung . 864,4 4.330,7
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit . 40,5 666,5
2 Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft. 3.576,3 5.895,2
3 Kunst, Kultur und Kultus . 14,6 689,6
4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung. 5.300,6 8.740,7
5 Gesundheit. 5.123,6 9.397 1
6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr . 1.234,2 4.274,7
7 Wirtschaftsförderung. 97^ 1.529 5
8 Dienstleistungen. 14.047,6 19.448,9
9 Finanzwirtschaft. 23.469,7 3.436,0
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In nachstehender Tabelle sind die wichtigsten Einnahmearten und deren Anteil an den Gesamteinnahmen
dargestellt : Millionen Anteil in

Schilling Prozenten
Eigene Steuern und Abgaben . 7.423,2 13,8
Ertragsanteile an den gemeinschaftlichenBundesabgaben. 15.314,0 28,5
Einnahmen aus Leistungen. 8.722,8 16,2
Einnahmen Wohnbauförderung1968 . 4.116,1 7,7
Eigene Fremdmittelaufnahmen . 2.524,8 4,7
Fremdmittelaufnahmenfür Dritte . 2.247,0 4,2
Fremdmittelgebarung, interne Verrechnung . 1.838,2 3,4
Beiträge Dritter zum Schuldendienst . 3.009,3 5,6
Sonstige Einnahmen. 8.573,3 15,9

53.768,7 100,0
Der prozentuelle Anteil der eigenen Steuern und Abgaben sank um 0,2 auf 13,8 Prozent, wobei mit Mehrein¬

nahmen von 381,5 Millionen Schilling gerechnet wurde. Mehreinnahmenwurden insbesondere bei den Landes¬
und Gemeindeabgabensowie bei der Abwasserbeseitigungsgebühr und der Müllabfuhrabgabe erwartet. Die Ein¬
nahmen aus den Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgabensollten einen Mehrertrag von
1.450,0 Millionen Schilling erbringen, wobei sich der prozentuelle Anteil an den Gesamteinnahmenum 0,8 auf
28,5 Prozent erhöhte. Insbesonderedurch höhere Rückersätze für den Lehrerpersonalaufwand und durch die
Erhöhung der Gebührenersätzebei den Wohlfahrts- und Krankenanstaltenstieg der Anteil der Einnahmen aus
Leistungen gegenüber dem Vorjahr von 15,3 auf 16,2 Prozent, wobei eine nominelle Steigerung von 1.061,8
Millionen Schilling erwartet wurde. Die Einnahmen im Rahmen der Wohnbauförderung 1968 stiegen anteils¬
mäßig um 0,8 auf 7,7 Prozent. Gerechnet wurde mit 3,6 Milliarden Schilling an Leistungen des Bundes nach
dem Wohnbauförderungsgesetz1968 und mit 556,7 Millionen Schilling an Rückflüssen, Erträgnissen und son¬
stigen Einnahmen.

Die eigenen Fremdmittelaufnahmenstiegen anteilsmäßig von 4,1 Prozent im Vorjahr auf 4,7 Prozent.Vorge¬
sehen war die Aufnahme von Hypothekardarlehenmit 999,2 Millionen Schilling gegenüber 920,0 im Vorjahr,
ferner von Darlehen aus dem Wasserwirtschaftsfonds für Kanal- und Wasserbautenmit 357,5 Millionen Schil¬
ling, von Darlehen nach dem Wohnungsverbesserungsgesetzmit 22,9 Millionen Schilling, von Darlehen nach
dem Wohnbauförderungsgesetz1968 mit 993,3 Millionen Schilling (Vorjahr 764,9 Millionen Schilling), von
Darlehen der Österreichischen Kommunalkredit-AG mit 144,0 Millionen Schilling und von sonstigen Darle¬
hen mit 7,9 Millionen Schilling. Die Fremdmittelaufnahmenfür Dritte sanken durch einen niedrigeren Fremd¬
mittelbedarf der Wiener Stadtwerke auf Grund der Maßnahmen zur Entschuldungder Verkehrsbetriebe anteils¬
mäßig von 7,5 auf 4,2 Prozent, wobei mit der Aufnahme einer Investitionsanleihe in Höhe von 2.100,0 Millio¬
nen Schilling und von Darlehen in Höhe von 92,0 Millionen Schilling sowie von Darlehen für die Vorfinanzie¬
rung von Bundesschulbauten in Höhe von 55,0 Millionen Schilling gerechnet wurde.

Die interne Verrechnung der Fremdmittelgebarungerhöhte sich anteilsmäßig von 3,3 auf 3,4 Prozent und
betrifft die Weitergabe der für andere Dienststellen aufgenommenenDarlehen, wie Hypothekardarlehen, Darle¬
hen aus dem Wasserwirtschaftsfonds, Darlehen nach dem Wohnungsverbesserungsgesetzund Bundesdarlehen
für den Wohnbau, sowie die Beiträge anderer Verwaltungszweige zum Schuldendienst. Die Beiträge Dritter zum
Schuldendienst sanken anteilsmäßig von 5,7 auf 5,6 Prozent, wobei die nominelle Steigerung 160,7 Millionen
Schilling betrug. Von den Gesamtbeiträgenin Höhe von 3.009,3 Millionen Schilling entfielen allein 2.946,9
Millionen Schilling auf die Wiener Stadtwerke.

Bei den sonstigen Einnahmen ergab sich sowohl anteilsmäßig als auch nominell ein Anstieg um 0,4 Prozent
bzw. 797,4 Millionen Schilling gegenüber dem Vorjahr. Mit Mehreinnahmenwurde insbesondere bei den Beträ¬
gen der Wiener Stadtwerke zu deren Pensionslasten, bei den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung, bei
den Pensionsbeiträgen, bei der Umsatzsteuer-Gutschrift, beim Beitrag des Bundes zur Deckung des klinischen
Mehraufwandes, beim Beitrag bzw. Zuschuß des Bundes zum U-Bahn-Bau sowie bei den Beiträgen aus dem
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds gerechnet.

In folgender Tabelle sind die Gesamtausgaben nach den wichtigsten Aufwandarten gegliedert:
Millionen Anteil in
Schilling Prozenten

Leistungen für das Personal . 12.276,1 21,0
Pensionsaufwand. 3.757,5 6,4
Instandhaltungsaufwand. 2.152,3 3,7
AufwendungenWohnbauförderung1968 . 4.457,8 7,6
Fremdmittel für Dritte, Weitergabe. 2.247,0 3.9
Fremdmittelgebarung, interne Verrechnung. 1.838,2 3,2
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Eigener Schuldendienst.
Schuldendienstfür Dritte
Investitionen .
Sonstige Ausgaben.

Millionen Anteil in
Schilling Prozenten
1.698,8 2,9
3.034,1 5,2
9.284,6 15,9

17.662,5 30,2

Gesamtsumme 58.408,9 100,0

Die Leistungen für das Personal einschließlich des Pensionsaufwandes stiegen anteilsmäßig um 0,6 auf 27,4
Prozent und nominell um 1.899,3 Millionen Schilling. Berücksichtigt wurden ein allgemeiner Vorrückungszu¬
schlag von 2,0 Prozent sowie die Vermehrung der Dienstposten um 832, wovon 67 Posten auf Landeslehrer ent¬
fielen. Die Anzahl der Pensionisten wurde mit durchschnittlich 18.650 gegenüber 18.600 im Vorjahr angenom¬
men.

Der Instandhaltungsaufwand stieg gegenüber 1980 nominell um 169,7 Millionen Schilling, sank jedoch pro¬
zentuell geringfügig um 0,1 auf 3,7 Prozent.

Der Anteil der Aufwendungennach dem Wohnbauförderungsgesetz1968 betrug 7,6 Prozent, das sind um
0,3 Prozent bzw. 627,4 Millionen Schilling mehr als im Vorjahr. Von den zur Verfügung stehenden Mitteln ent¬
fielen 3.560,0 Millionen Schilling auf die Leistungen des Bundes, 556,1 Millionen Schilling auf die Rückflüsse
und Erträgnisse und 341,6 Millionen Schilling auf die Leistungen des Landes Wien.

Die Weitergabe der für die Wiener Stadtwerke und für die Vorfinanzierung von Bundesschulbautenaufge¬
nommenen Fremdmittel war mit 2.247,0 Millionen Schilling in gleicher Höhe wie bei den Einnahmen ausge¬
wiesen. Auch die interne Verrechnung der Fremdmittelgebarung, also die Weiterverrechnungder für andere
Verwaltungszweige aufgenommenen Darlehen bzw. die Beiträge anderer Dienststellen zum Schuldendienst,
wurde analog zu den Einnahmen veranschlagt. Der Anteil des eigenen Schuldendienstesstieg um 0,4 auf 2,9
Prozent, wobei der nominelle Anstieg 362,6 Millionen Schilling betrug. Ein anteilsmäßiger Rückgang um 0,2
Prozent war beim Schuldendienst für Dritte, der fast zur Gänze ersetzt wird, zu verzeichnen. Hingegen ergab
sich eine nominelle Steigerung um 169,0 Millionen Schilling.

Ein starkes Ansteigen des Anteiles an den Gesamtausgabenmit nominell 3.207,3 Millionen Schilling bzw.
22,2 Prozent war beim sonstigen Sachaufwand zu verzeichnen. Der Anteil an den Gesamtausgaben stieg um 2,8
auf 30,2 Prozent. Verursacht wurde diese Steigerung vorwiegend durch die erstmals veranschlagte Abgangsdek-
kung für die Verkehrsbetriebeim Zuge der Entschuldungsmaßnahmen, ferner durch höhere Ansätze für Pen¬
sionslasten der Wiener Stadtwerke, für Mittel zur ärztlichen Betreuung und Gesundheitsvorsorge, ferner für
Transferzahlungenim Rahmen der Sozialhilfe sowie für Transferzahlungenim Rahmen der Wirtschaftsförde¬
rung. Hingegen wurden für Verstärkungsmittellediglich 200,0 Millionen Schilling gegenüber 850,0 Millionen
Schilling im Jahre 1980 veranschlagt.

Für Investitionen standen insgesamt9.284,6 Millionen Schilling, um 518,2 Millionen Schilling mehr als im
Vorjahr, zur Verfügung, wobei jedoch der prozentuelle Anteil um 0,7 auf 15,9 Prozent absank.

In der Aufwandgruppe0, Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung,  standen
4.330,7 Millionen Schilling zur Verfügung. Davon entfielen auf die Vertretung der Stadt 195,7 Millionen Schil¬
ling, auf die Leistungen für das Personal und den Sachaufwand der Hoheitsdienststellen1.914,8 bzw. 243,7 Mil¬
lionen Schilling, auf die Errichtung und Erhaltung der Amtsgebäude113,7, auf Mietzinse für die Unterbringung
städtischer Dienststellen in fremden Gebäuden 135,7, auf Subventionensowie Beiträge an Verbände, Vereine
und sonstige Organisationen274,7, auf den Beitrag an den Bund für das InternationaleAmtssitz- und Konfe¬
renzzentrum Wien 309,8 und auf die Pensionen im Rahmen der Hoheitsverwaltung 666,6 Millionen Schilling.

In der Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit,  wurde mit Gesamtausgaben von
666,6 Millionen Schilling gerechnet. 17,9 Millionen Schilling waren für das Veterinäramtund 644,1 Millionen
Schilling für die Feuerwehr und den Katastrophenschutz bestimmt. Von letzteren entfielen 558,0 Millionen
Schilling auf Leistungen für das Personal einschließlichPensionen, 7,3 Millionen Schilling auf die Erneuerun¬
gen der Nachrichtenanlagen, 6,0 Millionen Schilling auf den Ausbau der Zugwache Liesing und 26,7 Millionen
Schilling auf Fahrzeuge.

5.895,2 Millionen Schilling, das sind 10,1 Prozent der Gesamtausgaben, waren für die Gruppe 2, Unter¬
richt , Erziehung , Sport und Wissenschaft,  vorgesehen. Der Aufwand der Schulen wurde
mit 4.387,3 Millionen Schilling angenommen, wovon 2.718,5 Millionen Schilling auf die Leistungen für das Per¬
sonal einschließlichLandeslehrer, 955,5 auf Pensionen und sonstige Ruhebezüge, 232,1 auf den Instandhal¬
tungsaufwand, 192,5 auf Investitionen und 288,8 Millionen Schilling auf sonstige Ausgaben entfielen. Die
Gesamtzahl der Schüler verringerte sich um 4.086 auf 130.106, wobei bei den Volks-, Haupt- und Sonderschu¬
len ein Rückgang, bei den Berufsschulen und beim Polytechnischen Lehrgang hingegen ein Anstieg zu ver¬
zeichnen war. Im Rahmen der Investitionen waren 110,0 Millionen Schilling für die Errichtung bzw. Fertigstel¬
lung von 15 allgemeinbildendenPflichtschulen, 32,5 für Bauvorhaben bei den Berufsschulen und 37,1 Millio-
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nen Schilling für Einrichtung und Lehrmittel bestimmt. Für Sportangelegenheiten wurden insgesamt 247,0 Mil¬
lionen Schilling, und zwar 27,6 Millionen Schilling für das Sportamt, 68,4 für Sportplätze, 33,8 für Turn- und
Sporthallen, 1,4 für Wintersportanlagen und 115,9 Millionen Schilling für die Sportförderung, bereitgestellt.
Der Aufwand der Kindertagesheimestieg von 826,4 auf 929,8 Millionen Schilling, wobei die Anzahl der zur
Verfügung stehenden Plätze auf 31.217 in 1.170 Gruppen erhöht werden konnte. Für die Errichtung von weite¬
ren Kindertagesheimenwaren 35,7 Millionen Schilling bestimmt, davon je 5,0 Millionen Schilling für den Neu¬
bau des Kindertagesheimes in 2, Engerthstraße, und für die Generalrenovierungdes Kindertagesheimesin
19, Ffeiligenstädter Straße. Überdies war im Rahmen des Wohnbaues die Errichtung von vier weiteren Kinder¬
tagesheimenvorgesehen. Ferner wurden 57,4 Millionen Schilling für die Volksbildung, 2,9 für Studienförde¬
rung, 25,3 für die Förderung von Forschung und Wissenschaft und 11,0 Millionen Schilling für die Förderung
medizinisch-wissenschaftlicher Arbeiten zur Verfügung gestellt.

Für Kunst , Kultur und Kultus,  Gruppe 3, wurden insgesamt 689,6 Millionen Schilling veran¬
schlagt, und zwar unter anderem 87,4 Millionen Schilling für die Musiklehranstalten, 58,5 für Musikpflege,
236.6 für die Förderung der darstellendenKunst, 38,0 für die Wiener Festwochen und 40,6 Millionen Schilling
für die Museen; weiters 57,1 Millionen Schilling für die Altstadterhaltungund Ortsbildpflege, 72,3 für die kul¬
turelle Jugendbetreuung sowie 13,3 Millionen Schilling für die Förderung aus dem Erträgnis des Kulturschil¬
lings.

In der Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung,  stiegen die Gesamtaus¬
gaben von 7.722,7 auf 8.740,7 Millionen Schilling, das sind 15,0 Prozent der Gesamtausgaben. Allein für die
Aufwendungen im Rahmen der Sozialhilfe mußten um 253,8 Millionen Schilling mehr als im Jahre 1980, somit
insgesamt1.890,0 Millionen Schilling, bereitgestellt werden. Bestimmt waren unter anderem für die allgemeine
Sozialhilfe 981,3 Millionen Schilling, für die Behindertenhilfe 202,5, für die Blindenbeihilfen 132,0, für die Pen¬
sionistenheime 104,0, für die Aktion „Essen auf Rädern“ 48,0 und für die Heimhilfe 330,0 Millionen Schilling.
Vom Gesamtaufwand für die Pflegeheime in der Höhe von 1.037,1 Millionen Schilling entfielen 617,6 Millio¬
nen Schilling auf Leistungen für das Personal und 37,4 auf die Investitionen, davon 7,5 bzw. 3,7 Millionen Schil¬
ling auf die Adaptierung des Pavillons II und auf die Adaptierung des Pavillons„Vindobona“ im Pflegeheim
Baumgarten sowie 5,0 Millionen Schilling auf die Adaptierung des PavillonsI und 4,4 Millionen Schilling für
den Einbau eines Krankenbettenaufzugesim Pavillon XVI im Pflegeheim Lainz. Die Gesamtausgabender
Erziehungsheimewurden mit 417,1 Millionen Schilling gegenüber 391,0 Millionen Schilling im Jahre 1980
festgesetzt, wovon 224,9 Millionen Schilling auf Leistungen für das Personal, 74,2 auf Pensionen und sonstige
Ruhebezüge, 18,4 auf die Instandhaltung, 22,3 auf Investitionen und 77,3 Millionen Schilling auf den Sachauf¬
wand entfielen. Mit einem Aufwand von 389,7 bzw. 42,5 Millionen Schilling wurden 4.711 Pflegekinder ver¬
sorgt sowie rund 16.000 Kinder im Rahmen der Erholungsfürsorge betreut. Für die Wohnbausonderprogramme
wurden 278,1 Millionen Schilling bereitgestellt, davon 241,1 Millionen Schilling für Zuschüsse zur Förderung
des Wohnungsbauesund 12,0 für Wohnbeihilfen. Für Förderungennach dem Wohnbauförderungsgesetz1968
standen die Leistungen des Bundes mit 3.560,0 Millionen Schilling, die Leistungen des Landes mit 341,6 Millio¬
nen Schilling sowie die Rückflüsse, Zinsenerträgeaus Veranlagung und sonstige Einnahmen mit 556,1 Millio¬
nen Schilling, also insgesamt4.457,7 Millionen Schilling, zur Verfügung. Von dieser Summe wurden 3.405,7
Millionen Schilling für Darlehen nach dem Wohnbauförderungsgesetz1968, 750,0 für Zuschüsse gemäß § 15a
WBFG 1968 und 285,0 Millionen Schilling für Wohnbeihilfenbereitgestellt. 17,0 Millionen Schilling entfielen
auf Entgelte für Leistungen der Bauaufsichtsorgane und für die Inanspruchnahme von Bürgschaften. Im Rah¬
men der Förderung nach dem Wohnungsverbesserungsgesetzwurden Zuschüsse und Wohnbeihilfen in Höhe
von 130,0 bzw. 6,1 Millionen Schilling präliminiert.

In der Gruppe 5, Gesundheit,  wurde mit einem Aufwand von 9397,1 Millionen Schilling gerechnet,
das sind 16,1 Prozent der Gesamtausgaben. Für das Gesundheitsamtwurden 28,8 Millionen Schilling und für
Untersuchungen, Subventionen und sonstige Aufwendungenim Rahmen des Umweltschutzes21,5 Millionen
Schilling bereitgestellt. Bei den Krankenanstaltenstanden den Gesamteinnahmenvon 4.202,7 Millionen Schil¬
ling Ausgaben in Höhe von 9.176,7 Millionen Schilling gegenüber, so daß sich einschließlich der auf den eige¬
nen Sozialhilfeträger entfallenden Pflegegebühren in Höhe von 365,0 Millionen Schilling ein Abgang von
5.339,0 Millionen Schilling errechnete. An Einnahmen aus dem Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfondswur¬
den 875,0 Millionen Schilling veranschlagt. Von den Gesamtausgaben in Höhe von 9.176,7 Millionen Schilling
entfielen 4.759,8 Millionen Schilling auf Leistungen für das Personal einschließlich Pensionen und sonstige
Ruhebezüge, 275,1 Millionen Schilling auf die Instandhaltung der Krankenanstalten, 1.739,3 Millionen Schil¬
ling auf Investitionen und 2.402,5 Millionen Schilling auf sonstige Ausgaben wie Arzneien, Lebensmittelu. dgl.
Von den zahlreichen Investitionen sind insbesondere der Neubau des Allgemeinen Krankenhausesmit 1.250,0
Millionen Schilling, der Zubau einer Strahlenbettenstationim Pavillon III des KrankenhausesLainz mit 20,0
Millionen Schilling, die Einrichtung der Küche und des Pflegeheimes im Sozialmedizinischen Zentrum Ost mit
25.6 Millionen Schilling sowie der Neubau des Pflegeheimes und die Planung des Krankenhausesebenfalls im
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Sozialmedizinischen Zentrum Ost mit 70,0 bzw. 44,5 Millionen Schilling hervorzuheben. Der Beitrag des Lan¬
des Wien an den Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfondswurde mit 134,1 Millionen Schilling präliminiert.

Für die Gruppe 6, Straßen - und Wasserbau , Verkehr,  standen insgesamt4.274,7 Millionen
Schilling zur Verfügung. Der Ausgabenrahmen für den Straßenbau betrug 486,8 Millionen Schilling, wovon
125,4 auf die Instandhaltungvon Straßenbautenund 285,4 Millionen Schilling auf Neu- bzw. Umbauten entfie¬
len. An größeren Projekten waren der Umbau des Pratersterns mit 8,0 Millionen Schilling, der Umbau der Rein-
prechtsdorfer Straße von Nr. 4 bis ReinprechtsdorferBrücke mit 6,0 Millionen Schilling, der Umbau der Laxen-
burger Straße—Favoritenstraße von Columbusplatzbis Südtiroler Platz mit 7,0 Millionen Schilling, der Bahn¬
hofsvorplatz Hütteldorf mit 6,0 Millionen Schilling, Straßenbauten bei der U-Bahn-Endstelle in Kagran mit
7,0 Millionen Schilling und die Unterfahrung der Südbahn im Zuge der Atzgersdorfer Straße von Endemann¬
gasse bis Breitenfurter Straße mit 12,0 Millionen Schilling vorgesehen. Ferner entfielen auf die Herstellung von
Fußgängerzonen14,6 Millionen Schilling, auf die Behebung von Frostschäden 30,0 Millionen Schilling, 20,0
Millionen Schilling auf Straßenbautenbei städtischen Wohnhausanlagenund auf Projektierungen65,0 Millio¬
nen Schilling. Dem Straßenbau zuzurechnen wären noch Zinsenzuschüsse und Baukostenzuschüssean den
Bund im Rahmen von Vorfinanzierungenvon Autobahn- und Bundesstraßenprojektenmit 135,2 Millionen
Schilling. Für den Brückenbau wurden insgesamt 240,7 Millionen Schilling bereitgestellt, davon 20,0 Millionen
Schilling für den Neubau und Abbruch der alten Floridsdorfer Brücke, 35,8 Millionen Schilling für die Instand¬
haltung von Brückenbautenund 160,0 Millionen Schilling für Baukostenbeiträge an den Bund. Von letzteren
entfielen auf die Reichsbrücke einschließlichU-Bahn und Abfahrtsrampe 90,7 Millionen Schilling, auf die Bri-
gittenauer Brücke 40,0 Millionen Schilling, auf die Donauuferautobahn 17,4 Millionen Schilling. Der Beitrag
des Landes Wien an den Wasserwirtschaftsfonds betrug 98,5 Millionen Schilling. Beim Wasserbau, dem ein
Ausgabenrahmenvon 76,2 Millionen Schilling zur Verfügung stand, erforderten die Instandhaltungsarbeiten
27,0 Millionen Schilling und die neuen Wasserbauten — insbesondere die Regulierung des Schwechat-Wildba¬
ches im Unterlauf, für die allein 25,1 Millionen Schilling vorgesehen wurden — 45,0 Millionen Schilling. Der
Gesamtaufwandfür die Errichtung des verbesserten Hochwasserschutzesbetrug 579,9 Millionen Schilling,
wovon 95,0 Millionen Schilling auf das rechte Donauufer, 382,1 Millionen Schilling auf das linke Donauufer
sowie 61,0 Millionen Schilling auf den linken Donausammelkanal mit Hochwasserpumpwerkund Stromversor¬
gung entfielen. Für Verkehrsorganisationund technische Verkehrsangelegenheitenwurden 152,3 Millionen
Schilling veranschlagt, davon 46,3 bzw. 91,6 Millionen Schilling für die Instandhaltung bzw. den Neubau von
Verkehrslichtsignalanlagen, Verkehrszeichen, Bodenmarkierungenu. dgl. Zur Verbesserung des Nahverkehrs
wurden Kapitaltransferzahlungen an die ÖsterreichischenBundesbahnen mit 421,8 Millionen Schilling vorgese¬
hen, insbesondere zum Ausbau der Flughafenschnellbahnund der Vorortelinie (Schienen-Verbund-Projekt).
Für den weiteren U-Bahn-Bau standen 1.380,3 Millionen Schilling zur Verfügung, davon 684,8 Millionen Schil¬
ling für das Grundnetz Linie U 1, U 2 und U 4 sowie 547,3 Millionen Schilling für die Verlängerung der U 1
nach Kagran. Für den Ankauf von U-Bahn-Wagen wurden 541,7 Millionen Schilling, davon 226,8 Millionen
Schilling für Triebwagen der Typen E 6 bzw. C 6 bereitgestellt.

Für die Wirtschaftsförderung,  Gruppe 7, ergab sich ein wesentlicher Anstieg des Ausgabenrah¬
mens von 673,0 auf 1.529,5 Millionen Schilling. 7,7 Millionen Schilling waren für fremdenverkehrsfördernde
Kreditaktionen in den Wiener Beherbergungsbetrieben, 73,8 Millionen Schilling für Fremdenverkehrsförde¬
rung und 389,6 Millionen Schilling für wirtschaftspolitischeMaßnahmen bestimmt. Von letzteren entfielen
277,1 Millionen Schilling auf die Aufschließung von Betriebsbaugebieten und 76,5 Millionen Schilling auf Bau¬
kostenzuschüsse zur Niveaufreimachung der Gutheil-Schoder-Gasse bzw. für Werkstraßen und die Fernwärme¬
versorgung im Aufschließungsgebiet des Flughafens Aspern. Für die Förderung der Wiener Wirtschaft wurden
1.044,4 Millionen Schilling bereitgestellt, davon unter anderem 54,0 Millionen Schilling für Darlehen zur Inve¬
stitionsförderung, 60,0 Millionen Schilling für die Wiener Strukturverbesserungsaktion, 13,0 Millionen Schilling
für Zuschüsse im Rahmen der Kleinbetriebezuschußaktion, 34,7 Millionen Schilling für Förderungen nach dem
Wiener Garagengesetz, 667,0 Millionen Schilling für den Beitrag an den Bund zur Finanzierungdes Projektes
„General Motors“, Motorenwerke, und 200,0 Millionen Schilling als Investitionskostenzuschüssean private
Unternehmungen.

Die Ausgaben der Gruppe 8, Dienstleistungen,  waren mit 19.448,9 Millionen Schilling, das sind
33,3 Prozent der Gesamtausgaben, die umfangreichstenaller Aufwandgruppen. Für die Ver- und Entsorgung
standen 3.134,9 Millionen Schilling zur Verfügung, und zwar 766,1 Millionen Schilling für die Wasserversor-
gung, 116,0 für den Markt- und SchlachtbetriebSt. Marx, 168,1 für Märkte, 780,6 für die Abwasserbeseitigung,
23,8 für Bedürfnisanstalten, 797,6 für die Müllbeseitigung und 482,7 Millionen Schilling für die Straßenreini¬
gung.

Im Rahmen der umfangreichenInvestitionender Ver- und Entsorgungsbetriebe wurden unter anderem 35,0
Millionen Schilling für die Fortsetzung der Bauarbeiten an der III. Wasserleitung, 57,8 für die Hauptkläranlage
und 70,0 Millionen Schilling für den Entlastungskanaldes rechten Hauptsammelkanalsbereitgestellt. Ferner
wurden in dieser Gruppe 425,9 Millionen Schilling für Park- und Gartenanlagensowie Kinderspielplätze, für
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die Friedhöfe 272,1 Millionen Schilling, 208,6 Millionen Schilling für die öffentliche Beleuchtung und für
öffentliche Uhren sowie 135,7 Millionen Schilling für die Stadtforste präliminiert. Für die Bäder war ein
Gesamtaufwand von 388,5 Millionen Schilling erforderlich, davon 109,1 Millionen Schilling für Investitionen.
An größeren Bauvorhaben sind der Neubau des Hallenbades Kagran mit 24,5 Millionen Schilling, der Neubau
des Hallenbades Brigittenau mit 5,0 Millionen Schilling und die Sanierung des Amalienbades mit 30,0 Millio¬
nen Schilling hervorzuheben. Für die Erwerbung von Grundstücken und für Grundfreimachungen standen
332,8 Millionen Schilling zur Verfügung. Für die städtischen Wohnhäuser waren 2.435,1 Millionen Schilling
erforderlich, wovon 598,2 auf die Erhaltung der Wohnhäuser, 446,2 auf den Schuldendienst bzw. auf Beiträge
zum Schuldendienst, 453,5 auf Steuern und Abgaben sowie 133,4 Millionen Schilling auf Investitionen entfie¬
len. Zur Weiterführung des vorgesehenen Wohnbauprogrammsbeim städtischen Wohnhausbaubzw. beim Per¬
sonalwohnhausbau für das Krankenpflegepersonal wurden 2.574,3 Millionen Schilling bereitgestellt. Die insbe¬
sondere mit dem Wohnbau in Zusammenhang stehenden Ausgaben für das Baugewerbe und das Baunebenge¬
werbe ergaben einen Betrag von 14.126,2 Millionen Schilling, das sind 24,2 Prozent der Gesamtausgaben. Für
die Wiener Stadtwerke waren Aufwendungen in der Höhe von 9.160,0 Millionen Schilling erforderlich. Davon
entfielen unter anderem 1.775,5 Millionen Schilling auf die Abgangsdeckung für die Verkehrsbetriebe, 55,0 Mil¬
lionen Schilling auf den Bundeszuschuß für den Nahverkehr, 117,8 auf den Anteil an der Kraftfahrzeugsteuer
für die Verkehrsbetriebe, 2.192,0 auf die Weitergabe von Anleihen und Darlehen, 2.946,0 auf den Schulden¬
dienst und 1.973,0 Millionen Schilling auf die Übernahme der Pensionslasten.

Für die Gruppe 9, Finanzwirtschaft,  standen 3.436,0 Millionen Schilling zur Verfügung, das sind
5,9 Prozent der Gesamtausgaben. Für Beteiligungen waren 122,2 Millionen Schilling bestimmt, davon unter
anderem 23,3 Millionen Schilling für die Flughafen Wien Betriebs-Ges. mbH, 54,0 für die HeizbetriebeWien-
Ges. mbH und 42,0 Millionen Schilling für die Wiener Stadthalle. 25,6 Millionen Schilling wurden für den
Ankauf von Wertpapieren bereitgestellt. Für die Weiterverrechnungder für eigene Dienststellenaufgenomme¬
nen Darlehen wurden insgesamt1.382,4 Millionen Schilling veranschlagt, und zwar 2,7 Millionen Schilling für
Bundesdarlehen für den Wohnbau, 22,9 für Darlehen nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz, 357,6 für Dar¬
lehen aus dem Wasserwirtschaftsfonds und 999,2 Millionen Schilling für Hypothekardarlehen. Der Schulden¬
dienst für die im Rahmen der Hoheitsverwaltungaufgenommenen Investitionsdarlehenund Anleihen erfor¬
derte 1.587,8 Millionen Schilling, wovon 663,8 auf Tilgung und 924,0 Millionen Schilling auf Verzinsung entfie¬
len. Als Verstärkungsmittel wurden lediglich 200,0 gegenüber 850,0 Millionen Schilling im Jahre 1980 vorgese¬
hen.

Der in der Sitzung des Wiener Gemeinderates vom 1. bis 3.Juli 1981 genehmigte Rechnungsab¬
schluß für das Jahr 1980  ergab bei Gesamteinnahmen von 52.513,2 Millionen Schilling und
Gesamtausgaben von 54.067,7 Millionen Schilling einen Abgang von 1.554,5 Millionen Schilling. Somit konnte
der im Voranschlag für das Jahr 1980 ausgewiesene Abgang von 2.667,8 Millionen Schilling um 1.113,3 Millio¬
nen Schilling verbessert werden. Zur Deckung des Abganges von 1.554,5 Millionen Schilling wurden Fremd¬
mittel in Höhe von 1.549,5 Millionen Schilling aufgenommen, der restliche Fehlbetrag von 5,0 Millionen Schil¬
ling wurde auf Rechnung des Jahres 1982 vorgetragen. Der Gesamtstand der Sonderrücklagen betrug am Jahres¬
ende 1.906,4 Millionen Schilling.

Der Voranschlag  der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1982, der in der Sitzung des Gemeinderates
vom 14. bis 17. Dezember 1981 beschlossen wurde, rechnet bei Gesamteinnahmen von 57.364,1 Millionen
Schilling und Gesamtausgaben von 62.032,5 Millionen Schilling mit einem Gebarungsabgang von 4.668,4 Mil¬
lionen Schilling, das sind 7,5 Prozent der Gesamtausgaben(Vorjahr 7,9 Prozent). Der Gebarungsabgangist,
soweit er nicht durch Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen einschließlich der Aufnahme von Anleihen und
Darlehen ausgeglichen werden kann, ebenso wie ein allfällig sich ergebender Überschuß auf neue Rechnung
vorzutragen und im Voranschlag des zweitnächsten Verwaltungsjahres zu veranschlagen.

Finanzverwaltung und Wirtschaftsangelegenheiten
Gemeinsam mit dem Voranschlagsentwurf1982 wurde dem Gemeinderat auch der für die Jahre 1982 bis

1986 erstellte Finanz- und Investitionsplan vorgelegt. Der Aufbau des Finanz- und Investitionsplanes entspricht
dem der früheren Jahre. Der Darstellung der Ausgangslage folgen Erläuterungender Annahmen und Ergeb¬
nisse mit einer zusammenfassenden Beurteilung. Da die Verschuldung in den Finanzierungsüberlegungen
wegen der dargestellten Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben zwangsläufig einen immer breiteren Raum
einnimmt, ist ein eigenes Kapitel dem Schuldenstand und der Entwicklungdes Schuldendienstesgewidmet.
Der Finanz- und Investitionsplan macht zwar keine Aussage darüber, wann für die Stadt Wien die Grenze der
Verschuldung erreicht ist, angesichts der aufgezeigten Entwicklung kann jedoch festgestellt werden, daß es drin¬
gend notwendig ist, die ungedeckten Abgänge und damit den Umfang der Neuverschuldung sehr rasch und dra¬
stisch zu reduzieren. Das Budget 1982 stellt einen ersten Schritt in Richtung dieser aus dem Finanz- und Inve¬
stitionsplan sich ergebenden Notwendigkeitdar, die Neuverschuldungzu reduzieren.
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Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 20. November 1981 die Gründung des Wiener Wirtschaftsförde¬
rungsfonds beschlossen. In diesem Fonds sind neben der Stadt Wien die Kammer für Arbeiter und Angestellte
für Wien, die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Wien, der ÖsterreichischeGewerkschaftsbund, die Ver¬
einigung ÖsterreichischerIndustrieller, die Zentralsparkasse und KommerzialbankWien sowie die Erste öster¬
reichische Spar-Casse vertreten. Der Fonds hat die Aufgabe, in enger Zusammenarbeit mit den städtischen
Dienststellen und anderen in Frage kommenden Institutionen Grundstücke und Finanzierungsmittelfür die
Wiener Wirtschaft bereitzustellen sowie im Rahmen eines umfassenden Service Wirtschaftstreibendebei der
Durchführung ihrer Vorhaben mit Beratung zu unterstützen. Ebenso wird der Fonds Werbung für den Wirt¬
schaftsstandort Wien betreiben.

Da aufgeschlossene Betriebsbaugebiete eine wesentliche Voraussetzung für das Tätigwerden des Wirtschafts¬
förderungsfonds darstellen, wurde auch im Jahre 1981 die Aufschließung von Betriebsbaugebieten fortgesetzt.
Mit Beschluß des Gemeinderatesvom 17. Dezember 1981 konnten rund 233 Millionen Schilling für die Auf¬
schließung eines über eine halbe Million Quadratmetergroßen Areals in den Draschegründen(Bauteil West II)
bereitgestellt werden. Eine weitere Fläche von 330.000 m2 wird auf Grund eines Beschlusses des Gemeinderates
vom 1.Juli 1981 mit einem Kostenaufwand von rund 136 Millionen Schilling aufgeschlossen. Die Verwertung
dieses im Bereich des Flafens Albern gelegenen Areals wird von der Wiener Hafengesellschaft mbH durchge¬
führt.

Bei den Wirtschaftsförderungsaktionender Stadt Wien wurden auch im Jahre 1981 verschiedene Anpassun¬
gen an die Belange der Wiener Wirtschaft vorgenommen. So konnte im Rahmen der Hotelmodernisierungsak¬
tion, Aktion zur Förderung von betrieblichen Infrastrukturinvestitionenvon Wiener Beherbergungsbetrieben,
mit Gemeinderatsbeschluß vom 27. Februar 1981 festgelegt werden, künftig auch Brandschutzinvestitionen mit
einem Zuschuß in der Höhe von 35 Prozent der anrechenbarenNettokosten, maximal jedoch 500.000 Schilling
pro Betrieb, zu fördern. Bei der Aktion „Refundierung von Anliegerleistungen“ wurde mit Gemeinderatsbe¬
schluß vom 21. September 1981 die zulässige Normbelastung für die Kanaleinmündungsgebührneu festgesetzt
und die Refundierung von Anliegerleistungen aus Anlaß von baulichen Erweiterungsinvestitionenaußer Kraft
gesetzt. Zur verstärkten Einbeziehung von Klein- und Mittelbetrieben in diese Aktion wurde die Mindestgrenze
für bauliche Investitionen von bisher 5 Millionen auf nunmehr 2,5 Millionen Schilling herabgesetzt. Die
„Aktion zur Förderung der Wiener Privatbäder“ sowie die Sonderquote „Bäder“ im Rahmen der Wiener Frem¬
denverkehrskreditaktionwurden per 1. Dezember 1981 eingestellt, da bereits alle in Frage kommenden Privat¬
bäder die Förderung in Anspruch genommen haben.

Anfang 1981 hat der mit Gemeinderatsbeschluß vom 24. Oktober 1980 genehmigte Fonds zur Förderung der
Wiener Bekleidungsindustrieseine Tätigkeit aufgenommen. Der Wiener Exportförderungs- und Exportbera¬
tungsgesellschaft mbH wurde zur Refinanzierung von Exportförderungskrediteneine weitere Einlage in der
Höhe von 50 Millionen Schilling zur Verfügung gestellt. Das für Exportförderungskreditezur Verfügung ste¬
hende Volumen beträgt nunmehr 200 Millionen Schilling.

Die von der Finanzverwaltung auch im Jahre 1981 herausgebrachtenPublikationen„Wiener Wirtschaftsbe¬
richte“ enthalten eine umfassende Darstellung aktueller Grundlagenforschungen, die im Zusammenhang mit
Wirtschaftsangelegenheitenangestellt wurden. Die Untersuchung „Großstädtisches Wachstum und Wiener
Industriewachstum“ zeigt, aufbauend auf den bisherigen Erkenntnissen über die wirtschaftlicheEntwicklung
Wiens, die Schwachstellen der vorliegenden Forschungsarbeiten, aber auch die Schwierigkeiten für die Abfas¬
sung weiterer Arbeiten auf Grund fehlender statistischer Unterlagen auf.

Die „Analyse von 30 der größten Wiener Industriebetriebe“ erbringt Aussagen über Entwicklungstrendsam
Wiener Arbeitsmarkt.

Mit der „Nahversorgung 1980“ wurde eine den neuesten Verhältnissen entsprechende Unterlage für die Beur¬
teilung und Planung von Nahversorgungseinrichtungen sowie für die Feststellung der Förderungswürdigkeit im
Rahmen der Kleinbetriebezuschußaktionerarbeitet.

Mit der „Nachuntersuchung Zuwandererfonds“ konnte wieder eine städtische Einrichtung im Hinblick auf
ihre Wirksamkeit durchleuchtet werden. Zielsetzung dieser Studie war aber auch die Schaffung von Grundlagen
für eine Werbekonzeption des Wiener Zuwandererfonds.

Die Untersuchung„Zentrenkonzept —Aktualisierung1981“ ist eine Grundlagenstudiefür den Bereich Ein¬
zelhandel und Dienstleistungenund war für eine Überarbeitung des entsprechenden Kapitels im Stadtentwick¬
lungsplan erforderlich.

Mit dem Aufzeigen der „Arbeitskraftreserven im Einzugsbereich der IndustriebaugebieteIndustrieparkNord,
Allissen und Hausfeldgründe“ wurde eine der üblichen Serviceleistungen für ansiedlungswilligeBetriebe
erbracht, mit der ihnen die Vorteile einer Betriebsansiedlung im Norden Wiens dargestellt werden konnte.

Ende 1981 wurde auch der zweite Teil der Studie „Städtische Aufgabenplanung“ fertiggestellt. Mit dieser
Arbeit ist es nun möglich gemacht worden, eine monetäre Bewertung der in den Stadtentwicklungsplänen auf¬
gezeigten Maßnahmen durchzuführen. Mit der vorliegenden Studie kann man erstmals die zukünftigen Schwer-
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Punktverschiebungenim Finanzbedarf Wien längerfristig erkennen und — über die Möglichkeiten des Finanz-
und Investitionsplaneshinaus — die Ergebnisse in konkrete Finanzierungsplanungeneinbringen.

ln Anbetracht der Problematik der Mariahilfer Straße wurde gemeinsam mit der Wiener Handelskammer
noch Ende 1981 eine tiefergehende Untersuchung über die Situation dieser Straße und über mögliche Entwick¬
lungsvorschläge für die Verbesserung ihrer Entwicklung erarbeitet.

Auch auf dem Gebiet der Investorenwerbungkonnten im Jahre 1981 Aktivitäten gesetzt werden. In dem
Buch„Waren und Wissen aus Wien“ wurde die Wiener Wirtschaft mit rund 100 Betrieben und deren Produk¬
ten bzw. deren Know-how vorgestellt. Diese Broschüre dient auch der Unterstützung von Exportbemühungen
seitens Wiener Unternehmungen.

Auf dem Abgabensektor war die Vergnügungssteuernovelle1981 die bei weitem wichtigste gesetzliche Maß¬
nahme. Das Vergnügungssteuergesetz für Wien, LGBI. für Wien Nr. 11/1963, wurde durch die Vergnügungs¬
steuergesetznovelle, LGB1. für Wien Nr. 16/1981, geändert. Die Novelle dient vornehmlich zwei Zielsetzungen:
Einerseits sollte der Katalog der Befreiungsmöglichkeiten erweitert und verbessert werden, andererseits sollte
durch eine drastisch höhere Besteuerung der Spielapparate deren große Anzahl, die bereits als Übel empfunden
wird, reduziert werden. Dadurch ist speziell dem Anliegen des Jugendschutzesgedient, gleichzeitig wird unter
Umständen das steuerliche Ergebnis verbessert. Zu den Befreiungen ist im allgemeinen zu sagen, daß nunmehr
alle Veranstaltungen, denen eine Steuerbefreiung zukommt, auch von der Steuer auf die Konsumation befreit
sind. Neue Befreiungen wurden für sportliche Veranstaltungen, Theater, Konzerte, Museen, Ausstellungender
darstellendenKunst, Zirkusse und Tierschauen, Kabaretts, Kartenspiele außerhalb von Spielbanken und für die
Straßenmusik geschaffen; auch die Steuer auf den Preisaufschlag der Kartenbüros wurde aufgelassen. Die Steuer
für die Kinos wurde gesenkt, die Begünstigung von Tanzveranstaltungenund musikalischenDarbietungen in
gastgewerblichen Betrieben konnte durch Lockerung der Beschränkung hinsichtlich Veranstaltungsfläche und
Teilnehmerzahlwesentlich verbessert werden. Diese Begünstigung betrifft vor allem die kleinen Hausbälle in
Gasthäusern sowie traditionelle Darbietungsformenvon Musik in solchen Betrieben(Konzertcafe, Schrammel¬
musik beim Heurigen). Insgesamt dienen alle diese Verbesserungen der Förderung des Sports, der Kultur und
der Geselligkeit, wobei die Stadt Wien auf wesentliche Steuereinnahmenverzichtet.

Für die Spielapparate wurden die Steuersätze drastisch erhöht, womit das angestrebte Ziel erreicht werden
konnte: Die Zahl der gemeldeten Apparate ist auf etwa 60 Prozent des Standes vor der Novelle gesunken. Das
Abgabenaufkommenaus der Vergnügungssteuerjedoch stieg trotz der vielen neuen Begünstigungensofort
sprunghaft auf etwa das Dreifache des Vorjahres an. Für die Tätigkeit der Dienststelle bedeutete diese Novelle,
daß am Beginn des Jahres noch die legistischen Arbeiten abzuschließenwaren und etwa ab Juni die Umstel¬
lungsarbeiten in vollem Umfang anfielen. Für die Dienststelle war es eine gewaltige Stoßarbeit, mußte doch
jeder einzelne Apparat entweder abgemeldet oder in die neuen Steuersätze eingestuft werden. Größer wurde
dieser Arbeitsumfang noch dadurch, daß entsprechend den mit der Novelle verfolgten Intentionen auch die
Kontrollmaßnahmen rigoros verschärft wurden. So hat die Revisionsstelle in den Monaten Mai und August
zwei Totalerhebungen im gesamten Wiener Stadtgebiet durchgeführt, deren Ergebnis ebenfalls verarbeitet wer¬
den mußte, was zusätzlich Parteienverkehr, Bemessungsbescheide und Strafverfahren nach sich zog. Dieser Ein¬
satz war insoferne von Nutzen, da es den Anschein hat, daß tatsächlich eine entscheidendeVerbesserung bei der
Einhaltung steuerrechtlicherVorschriften erreicht worden wäre.

Das Gesetz über die Einhebung einer Steuer anläßlich der entgeltlichen Abgabe von Gefrorenem im Gebiet
der Stadt Wien, LGBI. für Wien Nr. 17/1948, wurde durch das Gesetz vom 12. Dezember 1980, LGBI. für Wien
Nr. 12/1981, geändert, das Getränkesteuergesetzfür Wien 1971, LGBI. für Wien Nr. 2, durch die Getränke¬
steuernovelle 1980, LGBI. für Wien Nr. 13/1981. Diese beiden Novellen stellen thematisch eine Einheit dar,
und zwar wurde die bis dahin für beide Steuern bestehende monatliche Erklärungspflichtaufgehoben und
durch eine bloß jährliche Erklärungspflichtersetzt; die monatliche Zahiungspflicht blieb jedoch bestehen.
Damit wurde dem Wunsch der Wiener Wirtschaft entsprochen. Die unmittelbare Auswirkung dieser Novellen
auf die Tätigkeit der Dienststelle besteht darin, daß die Strafverfügungen wegen nicht rechtzeitiger Entrichtung
der Steuern nicht mehr wie früher von der ADV ausgedruckt werden können, sondern erst auf Grund der Revi¬
sionsberichteverfaßt werden müssen. Dies bedeutet an sich einen Mehraufwand, der dadurch größer wird, daß
viele Steuerpflichtigedas ihnen vom Gesetzgeber entgegengebrachteVertrauen nicht rechtfertigen und ihrer
nach wie vor bestehenden monatlichen Zahlungspflichtnicht nachkommen.

Hauptziel des Parkometergesetzes ist es, Parkplätze in einer Weise zu rationieren, daß ihre Inanspruchnahme
nur im dringenden Bedarfsfall erfolgt. Eine in dieser Richtung getroffene Maßnahme stellt die Besteuerung des
Abstellens mehrspuriger Fahrzeuge in den Kurzparkzonendar. Der Bedarf an Kurzparkzonen tritt unabhängig
davon auf, ob es sich um eine Bundesstraße handelt oder nicht. Aus diesen Gründen ergab sich die Notwendig¬
keit, auch die Bundesstraßen— bis 30. April 1981 vom Parkometergesetznicht erfaßt — in den Geltungsbe¬
reich des Parkometergesetzes einzubeziehen. Mit dem Gesetz vom 27. März 1981, LGBI. für Wien Nr. 19, wur¬
den mit Wirkung vom 1. Mai 1981 auch die Bundesstraßen in Wien in das Parkometergesetzeinbezogen.

Die Berechnungenanläßlich der Erstellung des Voranschlages 1982 haben ergeben, daß der Abgabentarif für
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die Müllabfuhr nur mit 82,7 Prozent kostendeckend ist. Es war daher notwendig, die volle Deckung jener
Kosten wieder herzustellen, die der Stadt Wien aus der Schaffung, der Erhaltung und dem Betrieb der einschlä¬
gigen Einrichtungenerwachsen. Mit Verordnung des Gemeinderatesvom 17. Dezember 1981 wurden daher die
Grundbeträge für Kleingefäße mit Wirksamkeit vom 1.Jänner 1982 angehoben. Diese Gebührenregulierung
wird voraussichtlich einen Mehrertrag von rund 118 Millionen Schilling jährlich erbringen und bewirken, daß
ein Kostendeckungsgradvon etwa 97,6 Prozent erreicht wird. Auch bei der Wassergebührhaben die Berech¬
nungen anläßlich der Erstellung des Voranschlages 1982 ergeben, daß für 1982 nur eine Kostendeckung von
89,6 Prozent gegeben ist. Mit Verordnung des Gemeinderatesvom 17. Dezember 1981 wurde daher die Was¬
serbezugsgebühr angehoben. Die Kostendeckungwird dadurch auf 98,52 Prozent ansteigen. Die Mehreinnah¬
men werden voraussichtlich 100 Millionen Schilling betragen. Bei den Kanalgebühren ergab die Gegenüberstel¬
lung der Nettoeinnahmen mit den korrespondierendenAufwendungeneine Kostendeckungvon nur 17,8 Pro¬
zent. Auch in diesem Fall mußte der Kostendeckungsgradstufenweise verbessert werden. Mit Verordnung des
Gemeinderates vom 17. Dezember 1981 wurde daher die Gebühr für die Einleitung von Abwasser in einen
öffentlichen Kanal für das Jahr 1982 mit vier Schilling, für das Jahr 1983 mit sechs Schilling und für das Jahr
1984 mit acht Schilling je Kubikmeter festgesetzt. Die Anhebung der Gebühr von 2,40 S/m3 auf 4,0 S/m3 läßt
für 1982 Mehreinnahmen von rund 191 Millionen Schilling und eine Verbesserung der Kostendeckung auf
rund 29 Prozent erwarten. Auch für die Räumung von Senk- und Sickergruben, Hauskläranlagen und Abschei¬
dern sowie für die Erbringung besonderer Arbeitsleistungen und die Beistellung von Geräten wurden die
Gebühren neu festgesetzt. Soweit es sich um Leistungen der Stadt Wien bzw. um die Beistellung von Geräten
durch die Stadt Wien selbst handelt, wurde dabei nur auf den erhöhten Personal- und Sachaufwand Bedacht
genommen.

Seit Dezember 1981 wird die Verrechnung der Ankündigungsabgabemittels EDV durchgeführt. Für die
Umstellung war die Kontenbereinigungfortzuführen und mußten die bestehenden Konten auf deren Aktualität
geprüft werden. Dabei haben sich rund 200 Abmeldungen ergeben. Dieser den Erfolg schmälernde Umstand
wurde jedoch mit den bescheidmäßigen Vorschreibungen bei Neufassung von Steuerobjekten, mit dem
Abschluß von zusätzlichen Markenartikel-Vereinbarungensowie mit der Neufestsetzung der Ankündigungsab¬
gabe bei Mietenerhöhungenkompensiert. Auch die Anzeigenabgabe wird seit Dezember 1981 von der MA 6
— AbgabenhauptverrechnungEDV-mäßig verrechnet.

Rechnungsamt
Im Abgabenrechnungs - und Kassendienst ist zunächst die Mitarbeit bei der Großzählung1981 zu erwäh¬

nen. Die Bediensteten der Stadtkassen wirkten bei der Erfassung von Einwohnern mit Zweitwohnsitzen außer¬
halb Wiens mit. So mußten rund 30.000 Reklamationsfälleüber Bildschirm für die zentrale Erstellung von
Reklamationslisten eingegeben werden. Mit Beschluß des Gemeinderates vom 17. Dezember 1981, Pr. Z. 3225/
81, wurde der Tarif für die Müllabfuhrabgabe erhöht, ln diesem Zusammenhang waren rund 80.000 Bescheide
für alle Abgabepflichtigenim Wege der automatischen Datenverarbeitungzu erstellen. Eine Neuerung ergab
sich auch bei der Getränke- und Gefrorenessteuer. Ab 1.Jänner 1981 wurde an Stelle der monatlichen Erklä¬
rung eine Jahreserklärung bei monatlicher bzw. vierteljährlicher Abstattungspflichteingeführt. Auf Grund der
Vergnügungssteuergesetznovelle1981 konnten durch weitreichende Befreiungsbestimmungen einerseits zahl¬
reiche Abgabekonten ausgeschieden werden, andererseits bedingte die Änderung bei der Besteuerung von
Spielautomatenauch eine Änderung der Bemessungsgrundlagen und die Notwendigkeit, rund 7.000 Anmelde¬
formulare auszuwerten.

Im Bereich der Abgabenhauptverrechnung  wurde die Umstellung der in dieser Dienststelle
verrechnetenAbgaben auf elektronische Datenverarbeitungin Angriff genommen. Es erfolgte die Fertigstellung
der Programme für die Verrechnung der Ortstaxe, Ankündigungsabgabeund Anzeigenabgabe auf dem Subsy¬
stem Philips P 440. Der bei der Umstellung der Abgabenverrechnungin den Stadtkassen mit Hilfe der IBM-
Großanlage eingeschlagene Weg wurde unter Berücksichtigung der Veränderungen, die sich durch den geringe¬
ren Speicherplatz bzw. Komfort des Subsystems ergaben, fortgesetzt. In Hinkunft werden den Abgabepflichti¬
gen automatisch bedruckte Formulare übermittelt. Die Verrechnung erfolgt tagefertig im Subsystem, wobei im
Wege der Datenfernübertragungautomatisch Abstattungsbuchungenbzw. Vorschreibungsläufe über die IBM-
Großanlage durchgeführtwerden können. Die Eingaben erfolgen generell über vier angeschlossene Bildschirme,
die Speicherung wird auf drei Magnetplatten vorgenommen. Täglich werden die händischen und automatischen
Buchungen zusammengeführt, wobei eine für amtlich bemessene und für selbstbemessene Abgaben einheitli¬
che Buchungssystematik aufgestellt wurde. Darüber hinaus werden die Konten nunmehr so saldiert, daß Gutha¬
ben nicht mehr in der künftigen Fälligkeit, sondern in einem eigenen Summenfeld aufscheinen. Die gesamte
Verrechnungeinschließlich der Rückstandsbetreuungwird direkt in der Abgabenhauptverrechnungvorgenom¬
men, wobei sämtliche Auswertungeneines Monats bzw. die Jahresabschlüsse über einen dem Subsystem ange¬
schlossenen Schnelldruckerausgegeben werden. Die Datenbestände werden nur einmal jährlich anläßlich der
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Geschichtsbandschreibungauf die IBM-Anlage ausgelagert. Gleichzeitig mit der Umstellung der Verrechnung
in den Buchhaltungsabteilungen, bedingt durch die Einführung der Voranschlags- und Rechnungsabschlußver-
ordnungen (VRV), wurde zur Organisationund Programmierungweitgehend Personal der Abteilung herange¬
zogen, das in Hinkunft auch die Programme warten und betreuen wird. Von rund 1.700 Veranstaltern wurden
in der Abgabenhauptverrechnungfür vergnügungssteuerpflichtige Veranstaltungen rund 2,1 Millionen Eintritts¬
karten vorgelegt und amtlich gekennzeichnet.

Im Buchhaltungsdienst stand die Konsolidierungder bestehenden Programme und Arbeitsabläufe nach
Einführung der VRV und der Umstellung der Verrechnung auf EDV im Vordergrund. So wurde, dem Wunsch
einer Reihe von Dienststellen entsprechend, an Stelle der Tagesauszüge(das heißt tägliche Verständigung über
erfolgte Buchungen) die Übersendung von sogenannten Buchungsauszügen zur Verständigung in einem von der
Dienststelle zu bestimmenden Intervall ermöglicht. Durch diese Maßnahme konnte der Papierausstoßbei
gleichbleibendemInformationswertnicht unwesentlichreduziert werden. Zahlreiche Programme konnten hin¬
sichtlich Schnelligkeit der Verarbeitung und der Abfragemöglichkeit verbessert werden, so z. B. für Sachkredite,
Abstattungsbuchungund Rückstandsvortrag. Bei einer Reihe von Gebarungen wurde die Überrechnung aus
einem bereits bestehenden Datenbestand automatisiert. Erwähnenswertsind vor allem die Hausbesorgerver¬
rechnung, die Reisekostenverrechnungund die Mietzinsüberrechnung. Ähnliche Lösungen sind bei den Grund¬
besitzabgaben, bei der Gas- und Stromverrechnung, bei Versicherungen und bei den Mietenabschreibungen in
Arbeit. Der Versand von Rechnungen konnte durch Auflage eines eigenen, nur für die Beförderung von Rech¬
nungen bestimmten und gekennzeichneten Dauerkuverts beschleunigtwerden.

Im Bereich der Zentralbuchhaltungmußten die Erfassung, Führung und Erstellung des Geld- und Mengenin¬
ventars von den alten Buchungsmaschinenauf die neuen Subsysteme Philips P 440 übernommen werden.
Diese Maßnahme, die zugleich mit einer Rationalisierung und Automatisierungder Arbeitsabläufe verbunden
wurde, war vor allem wegen der Überalterung der Buchungsmaschinennotwendig geworden. Für die bis zu 50
Jahre in Verwendung stehenden Maschinen konnten keine Ersatzteile mehr bereitgestellt und somit auch kein
ordnungsgemäßes Service garantiert werden. Die sich aus der neuen Organisation ergebenen Änderungen wur¬
den in einer 4. Ergänzung zur Inventarvorschrift festgehalten und von der Magistratsdirektion mit Zahl MD-
2158-1/81 am 2. Dezember 1981 genehmigt. Der starke Anstieg der Geschäftsfälle bei der Haftpflichtgebarung
war auch 1981 zu verzeichnen. Der damit verbundene arbeitsmäßige Mehraufwand konnte durch die Automati¬
sierung und Übernahme der Hinterlegungsgebarungauf das Subsystem Philips P 440 aufgefangen werden. Fer¬
ner wurde auch der tägliche Kassaschluß, das ist die Gegenüberstellungder Abstattungsgebarungder Zentral¬
buchhaltung mit den Ergebnissen der Kassaführung der Stadthauptkasse, weitgehend automatisiert.

Die Buchhaltungsabteilung für Finanzwesen und Wohnbauförderungmußte neben den laufenden Arbeiten
beträchtliche zusätzliche Mehrleistungen, größtenteils in Überstunden, erbringen. So hat die weltweite Hoch¬
zinsphase dazu geführt, daß wegen des hohen Anteiles von Kapitalmarktdarlehenim Finanzierungsplandie
Rückzahlungsbelastung der Wohnbauförderungso hoch war, daß sie für einen Großteil der Förderungswerber
nicht mehr tragbar erschien. Um die Belastung zu vermindern, wurden von der Landesregierung die Neugestal¬
tung der Annuitätenzuschüsse, die Erhöhung des Landesdarlehens sowie die Änderung des Finanzierungsplanes
beschlossen. Diese im Jahre 1981 vorgenommene Neuregelung sowie die Zinssatzerhöhungenwirkten sich auf
sämtliche Bereiche der Wohnbaufinanzierungaus. Aus diesem Grund war die Neudurchrechnung von rund
5.000 Einzelkonten erforderlich. Durch die ständig wechselnden Verhältnisse auf dem Geld- bzw. Kapitalmarkt,
die eine laufende Konditionsneugestaltungdes Einlagen- und Ausleihensbereichesder Stadt Wien bedingen,
sind die Überprüfung und Evidenthaltungder in diesem Zusammenhang anfallenden Zinsen sowie deren Ver¬
rechnung äußerst schwierig und zeitaufwendig geworden. Da mit 1.Jänner 1981 das Grundbuchumstellungsge¬
setz, BGBl. Nr. 550/1980, in Kraft getreten ist, war es notwendig geworden, die im nunmehr mit EDV geführ¬
ten Grundbuch eingetragenen Berechtigungen der Stadt Wien auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu über¬
prüfen. Es handelte sich um 7.000 zu überprüfende Fälle mit einem aushaftenden Darlehensvolumenvon rund
25 Milliarden Schilling. Die in der Buchhaltungsabteilungfür Planung, Wohnungs-, Verkehrs- und Wasserbau
integrierte Bundesbuchhaltung wurde durch den Rechnungshof kontrolliert. Das Bundesministeriumfür Finan¬
zen überprüfte im Laufe des Jahres 1981 die Verrechnungvon Sonderfinanzierungen. Weiters waren Vorberei¬
tungsarbeitenfür die Umstellung der Bundesverrechnungzu tätigen, in deren Rahmen Kostenstellenund Ko¬
stenträger sowie Personenkonten neu organisiert wurden. Seit dem Jahr 1981 wird die Betriebsführung der Ent¬
sorgungsbetriebe Simmering(EBS) durch die Magistratsabteilung für Kanalisation(MA 30) besorgt. In diesem
Zusammenhang kam es für die Buchhaltungsabteilung für Kanalisation und Wasserwerke zu einer Arbeitsver¬
mehrung durch die Bearbeitung von zusätzlich rund 2.000 Eingangsrechnungenund der damit verbundenen
Bestellscheingebarung, durch die Verlagsabrechnungenund die Journalauflösungder durch die EBS weiter zu
besorgenden Fakturierung der Betriebsleitungen(Beseitigung von Sondermüll). Im Bereich der Buchhaltungsab¬
teilung für Wohn- und Amtsgebäudeverwaltungkonnten die Betriebsaufteilerauswertungenweiter optimiert
werden, so daß alle von der anweisenden Dienststelle geforderten Auswertungengeliefert werden können. Im
Hinblick auf die kommenden Erfordernisse des neuen Mietrechtsgesetzes wurde die automatische Überrech-
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nung der von der Stadt Wien anfallenden Betriebskosten für die städtischen Wohnhäuser bereits zum Teil reali¬
siert bzw. wird an der Realisierung noch gearbeitet. Diese Datenüberleitungerspart etwa 130.000 Eingaben und
ist Voraussetzung dafür, daß den Aufgaben, die durch das neue Mietrechtsgesetz an die Buchhaltungsabteilung
gestellt werden, überhaupt nachgekommen werden kann. Auf dem Gebiet der Baukostenverrechnungkonnte
eine wesentliche Verbesserungdurch die Umstellung auf on-line-Betrieb und Adaptierung aller Programme
erzielt werden. Laut Erlaß des Anstaltenamtes vom 29. Mai 1981 wird die Verrechnung von ambulatorischen
Leistungen zwischen dem AllgemeinenKrankenhausund den Wiener städtischen Krankenanstaltensowie den
Pflegeheimen nicht mehr als Klinikeinnahme in der Buchhaltung des Allgemeinen Krankenhausesverbucht.
Die erbrachten ambulatorischenLeistungen sind als Einnahmen des Allgemeinen Krankenhauseszur Gebühr
zu stellen. Durch diese Regelung entsteht in der Buchhaltungsabteilung für das Gesundheitsweseneine Mehr¬
belastung von rund 3.000 Buchungen im Jahr. Die Übersiedlungder Buchhaltungsabteilungfür Garten- und
Forstwesen, Landwirtschaftsbetrieb, Liegenschaftsverwaltung und Umweltschutz aus dem Forumgebäude, in
dem auch die automatische Datenverarbeitunguntergebracht ist, in ein anderes Amtsgebäude bedingte neben
den üblichen Behinderungen durch Vorbereitungsarbeitenauch infolge Verlegung des EDV-Systems Philips
P 440 erhebliche Schwierigkeiten. Mit der Übersiedlung ging auch der Vorteil der gemeinsamen Unterbringung
mit der ADV, insbesondere die schnellere Datenübertragungdurch die direkte Datenleitung an Stelle einer
Postleitung, wieder verloren. Somit mußte der erwachsene Nachteil durch geeignete organisatorische Maßnah¬
men wieder ausgeglichen werden.

Die Wirksamkeit der Prüfungstätigkeit des Buchhaltungsdienstes einschließlich der Kollaudierungsabteilung
im Zusammenhangmit den anweisenden Dienststellen findet zahlenmäßig Ausdruck in den bei den Eingangs¬
rechnungen des Jahres 1981 vorgenommenen Abstrichen in der Höhe von rund 1,5 Milliarden Schilling. Die
im Vergleich zu den Vorjahren höheren Beträge ergeben sich zum Teil auch dadurch, daß in den Eingangs¬
rechnungen verschiedenerFirmen geleistete Teilzahlungen nicht in Abzug gebracht wurden.

Die nachstehende Arbeitsstatistik zeigt die Leistungen der einzelnen Dienstgruppendes Rechnungsamtes im
Jahre 1981.

Buchhaltungsdienst Stück

Eingangsrechnungen. 581.000
Einnahmenbelege. 57.500
Buchungsposten

auf P 440 . 1,517.700
sonstige. 1,083.800

Stammdatenanlagen und -änderungen . 190.700
Bildschirmabfragen und Programmaufrufe . 191.000
Mahnungen, Pfändungen,

versuchsweise Einhebungen. 11.40C
Posten aus Abrechnungen und Barverlägen; Prüfung und Verrechnung von Arbeitsscheinen, Male-

rialausfolgescheinen und Fahrtausweisen; rechnerische Prüfung von Ruhe- und Versorgungsbe¬
rechtigten; Prüfung und Vergebührung von Lenker- und Fahrzeugprüfungensowie von Pflan¬
zenschutzkontrollen des Stadtgartenamtes; Erstellung von Tilgungsplänen und Zinsstaffeln;
Zählung von fällig gewordenen Wertpapierkuponsu. dgl. 5,560.60

Bearbeitete Dienststücke . 252.80

Stadtkassen und Abgabenhauptverrechnung Stück
Kontenanzahl . 581.35
Eingelangte Einzahlungsbelege. 1,323.14
Klarschriftdruckereingaben. 481.36
Lochvorlagen. 135.04
Dateneingaben. 350.04
Codierte Erklärungen. 54.16
Stammdatenänderungenüber Bildschirm . 24.39
Kontoanfragen über Bildschirm. 1,016.66
Mahnungen . 18.26
Zugestellte Zahlscheine wegen verspäteter Zahlung . 8.45
Vollstreckungsanträge. 64.86
Aktenstücke . 1,467.21
Aufforderungen und Erinnerungen wegen Nichteinbringungvon Steuererklärungen . 51.22i
Bescheide über Verspätungszuschläge wegen verspäteter Vorlage von Steuererklärungen. 3.34'
Strafanträge wegen Nichteinbringungvon Steuererklärungen. 2.71(
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Stadthauptkasse Stück

Ausbezahlte Kontrahentenrechnungenund Anweisungen . 471.777
Ausgefertigte Bar-Empfangsanweisungen. 10.478
Verrechnete Posterlagscheine und Banküberweisungen(Einnahmen) . 141.195
Ausgefertigte und verrechnete Scheck- und Banküberweisungen(Ausgaben) . 595.923
Bearbeitete Verbote . 91.802

Schilling
Bargeldumsätze in der Kassenstelle:

Einnahmen . 300,322.205
Ausgaben . 300,951 849
Wertmarkenverkauf. 41,141.150
Drucksortenverkauf an Parteien . 622.486

Gebarungen in der Drucksortenstelle:
An Dienststellen ausgegebene Drucksorten im Werte von . 19,735.879
An Dienststellen ausgegebene Straßenbahnfahrscheine im Werte von . 6,324.085

Stück

Ausgebene allgemeine Drucksorten . 12,582.989

Vom Erhebungs - und Vollstreckungsdienst wurden im Jahre 1981 insgesamt 152.650 Aufträge erledigt
und ein Betrag von rund 90 Millionen Schilling an eigenen und fremden Geldern eingehoben.

Zentraler Einkauf
Der MA 54 obliegt gemäß der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien die Beschaffung, Zuwei¬

sung und Instandhaltungder sachlichen Erfordernisse für die städtischen Dienststellen(Ämter, Anstalten und
Betriebe) und Schulen, ausgenommen insbesondere Sportgeräte, Kraftfahrzeuge, klimatechnische Anlagen,
Elektroanlagenund die von der Magistratsdirektionfür einzelne Dienststellen festgesetzten Spezialerforder¬
nisse. Außerdem besorgt sie den Ankauf und die Einlagerung von Bau- und Werkstoffen und deren Abgabe an
städtische Verbrauchsstellen. Ferner stehen ihr noch die Verbrauchsüberwachung und die Bedartsprütung hin¬
sichtlich der angeführten Sacherfordernisse zu.

Für die Warenlagerung standen das Zentrallager in 16, Hasnerstraße 123—125, und der Baustofflagerplatz in
3, Erdberger Lände 90, zur Verfügung. Darüber hinaus wurden auch Konsignationslager bei einzelnen Firmen
beaufsichtigt. Weiters obliegt der Abteilung die Führung des Werkstättenbetriebesim Zentrallager, nämlich der
Tischlerei, Anstreichereiund Schlosserei. In der Abteilung sind 170 Bedienstete beschäftigt.

Die Abteilung ist ein betriebsmäßig geführter Verwaltungszweig, der seit 1.Jänner 1973 im Sinne des UStG
1977, BGBl. Nr. 223/1972, als Betrieb gewerblicher Art anzusehen ist. Die gesamten Einnahmen und alle Auf¬
wendungen (Sach- und Personalaufwand) werden auf dem Ansatz „Zentraler Einkauf“ veranschlagt, der allge¬
meine Sachaufwand für die Dienststellen der Hoheitsverwaltungjedoch getrennt auf einer besonderen Aus¬
gabenpost. Allgemein anordnungsberechtigt ist die Abteilung, der grundsätzlichdie Beistellung der Sacherfor¬
dernisse für die Dienststellen obliegt. Die Abteilung ist gemäß der Geschäftseinteilung außerdem mit der Füh¬
rung der Städtischen Bäckerei beauftragt, die als Betrieb gewerblicher Art gilt.

Durch die mit Wirksamkeit vom 11. Februar 1981 erfolgte Senkung des Zinssatzes für die Bankrate von 6,75
auf 5,25 Prozent verringerten sich zwar die Kosten bei der Verzinsung der Anlagewerte, doch wirkt sich der
hohe Zinssatz noch immer belastend auf die Bilanzen der Abteilung aus. Die vom Bundesminister für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Rechungshoferlassene Voranschlags- und Rechnungsabschlußverordnung(VRV),
BGBl. Ni. 493/1974 in der Fassung BGBl. Nr. 604/1976, gelangte erstmals im Bereich der Stadt Wien für das
Jahr 1980 zur Anwendung und konnte im Jahre 1981 auf Grund der Erfahrungen des Vorjahres in allen Berei¬
chen ohne Schwierigkeitengehandhabt werden. Der Gesamtumsatz der Abteilung im Jahre 1981 betrug
1.106,873.000 S.

Um wirtschaftliche Vorteile für die Stadt Wien beim Einkauf zu erzielen, wurden die Kontakte zwischen der
Abteilung und der Einkaufsabteilung der Wiener Stadtwerke intensiviert. Auf leitender Ebene werden um den
15. Oktober jeden Jahres Gespräche stattfinden, zu denen abwechselnd die Abteilung oder die Generaldirektion
der Wiener Stadtwerke einladen. Es wurden bereits Arbeitskreise für Büromaterial, Büromöbel, Textilien und
Bekleidung, Brennstoffe sowie Baustoffe gebildet. Die Leitung jedes Arbeitskreises, der Maßnahmen für die
Rationalisierung und Automatisierungder Büroarbeit zum Inhalt hat, obliegt der Magistratsdirektion-Verwal¬
tungstechnik. Grundsätzlich sollen nur Gespräche über jene Artikel durchgeführt werden, für deren Beschaf-
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fung einer der Gesprächspartner einen die Wertgrenzennach § 88 Abs. 1 lit. e der Wiener Stadtverfassung über¬
steigenden Betrag, derzeit 920.000 S, aufwenden wird.

Auf Ersuchen der MA 17 —Anstaltenamt hat die Abteilung bei Bestellungen, die von den dem Anstaltenamt
unterstellten Dienststellen getätigt werden, ein besonderes Augenmerk auf die richtige Vidierung im Sinne der
neuen Kompetenzgrenzen zu richten.

Gemäß § 5 Abs. 4 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970 in der Fassung des Bundesge¬
setzes BGBl. Nr. 111/1979, sind Dienstgebern, die Aufträge an Einrichtungen erteilen, in denen überwiegend
Schwerbehinderte tätig sind, 30 Prozent des Jahresrechnungsbetragesder Aufträge auf die Summe der für das
entsprechende Kalenderjahr vorzuschreibenden Ausgleichstaxe anzurechnen. Auf Grund dieser Bestimmungen
hat die Abteilung sämtliche Aufträge an Einrichtungen im Sinne des § 5 Abs. 4 des Invalideneinstellungsgeset¬
zes 1969 in Evidenz zu halten und die entsprechenden Unterlagen der MA 1 jeweils zu Jahresbeginn vorzu¬
legen.

Im Jahre 1981 mußten drei vakant gewordene verantwortungsvolle Posten, nämlich die Leitung des Zentral¬
lagers, die Leitung der Warengruppe3 und der Warengruppe5, neu besetzt werden.

Ab 1. Jänner erfolgte auch eine Umorganisation bei der Verrechnung der neuen Lagerpreise. An Stelle der
Preiserrechnung in der Abteilung werden nunmehr in der Buchhaltungsabteilung XII mittels eines Computers
die Preise für die einzelnen Lagerwaren errechnet und der Abteilung monatlich bekanntgegeben.

Die Städtischen Krankenanstalten, Pflege- und Jugendheime der Stadt Wien wurden mit lagerfähigen
Lebensmitteln  beliefert , außerdem war die Städtische Bäckerei mit den benötigten Materialien zu ver¬
sorgen. Im Jahre 1981 wurden 6.236 Bestellscheine ausgefertigt und mit einem Aufwand von 58,636.671 S
3,189 332 kg Lebensmittel gekauft.

Sämtliche Dienststellen des Magistrates wurden mit Verbandpflastern, Verbandstoffenund Medikamenten
im Rahmen der Ersten Hilfe versorgt, wofür ein Betrag von 405.346 S aufgewendet werden mußte.

Die Dauerbefürsorgtenerhielten im Rahmen von Faschings- und Muttertagsfeiern Geschenke im Wert von
144.510 S. Anläßlich des Weihnachtsfestes erhielt dieser Personenkreis 10.000 Lebensmittelpaketeim Wert von
1,206.300 S. Für die Weihnachtsfeiernin den diversen Pensionistenklubs wurden 15.284 Briocheblocks um den
Betrag von 240.998 S besorgt.

Preiserhöhungengab es unter anderem bei Einfruchtmarmeladen, Grieß- und Eierteigwaren, Kaffeemitteln
und Fruchtsäften, Preisermäßigungen hingegen bei diversen Waren, wie bei Kakao, Salaten, Zweifruchtmarme¬
laden, Essig, Rosinen und einzelnen Kompotten (Birnen, Pfirsich, ungesüßtes Marillenkompott). Gleichblei¬
bende Preise konnten z. B. bei Margarine, Fritterfett, Bohnenkaffee, Kartoffelprodukten, Rum, Diabetiker¬
marmeladen, Diabetikerzuckerund künstlichen Süßstoffen, Schokoladen und Honig festgestellt werden.

Textilien und Leder  wurden für die städtischen Ämter, Anstalten und Betriebe im Werte von
79,273.570 S bestellt, und zwar:

Schilling
9.000 m Woll- und Mischgewebestoffe. 1,445.620

11.000 Stück Anstalts- und Kinderdecken . 1,480.570
1.300 Stück Säuglingsdecken . 168.130

76.820 m Leinenstoffe . 6,124.860
663.170m Baumwollstoffe. 23,168.990
109.616 Stück Frotteewaren . 4,271.542
213.300 Stück Windeln . 2,669.060

19 300 m Futter- und Einlagestoffe. 180.890
9 290 kg Garne, Spagate und Seile . 1,167.840

340.970 m Litzen, Bänder, Gurte und Schnüre . 252.360
Zwirne, Schlingwolle, Nähseide . 1,192.610
Nadlerwaren. 391.760
Knöpfe und Abzeichen . 192.236
166.856 Stück Strick- und Wirkwaren(einschließlich Säuglingswäsche). 7,178.073
29.064 Stück(Paar) Socken, Strümpfe, Strumpfhosen, Handschuhe und Hosenträger . 874.784
56.212 Stück fertige Berufsbekleidung und Wäschestücke . 12,220.572
7.197 Stück fertige Oberbekleidung. 3,328.659

Textilien . 1,185.963
4.438 Stück Federn- und Kunstfaserpolster, Steppdecken . 819.704

10 Stück Säcke . 170
Vorhangstoffe. 3,987.245
Möbelstoffe. 755.718
Teppiche und Bodenbeläge. 217.808
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Schilling
Schuhe, Stiefel, Turn- und Hausschuhe . 4,623.660
Plastikwaren. 537.729

1.775 Stück Regenmäntel und Regenschutzbekleidung. 837.017

Lohnarbeiten gelangten in der Höhe von 8,588.601 S zur Vergabe, und zwar:
5.179 Stück Oberbekleidung. 1,759.022

74.120 Stück Wäsche und Berufsbekleidung. 2,549.063
2.784 Stück Dienstkappen. 389.246

699 Stück Fahnen. 205.131
60.250 m Baumwoll- und Leinenstoffe ausrüsten . 687.470

Tapeziererarbeiten(Nähen und Montage von Vorhängen) . 1,784.019
Reparaturen von Uniformen . 163.500
Reinigen von Vorhängen, Teppichen und Uniformen . 802.150
Reparatur von Schuhen, Stiefeln und dazugehöriges Leder. . .•. 249.000

Der Gesamtumsatzbetrug 87,862.171S und ist damit höher als im vergleichbaren Zeitraum des Vorjahres.
Es wurden insgesamt 166 Ausschreibungendurchgeführt sowie 2.046 Bestell- und Arbeitsscheine geschrieben.
Der Bedarf an Baumwoll- und Leinenstoffen ist im Vergleich zum Vorjahr gestiegen, ebenso der Bedarf an Dek-
ken mit Ausnahme der Säuglingsdecken wie auch der an Frotteewaren, Windeln, Futterstoffen, Strick- und
Wirkwaren, Strümpfen und Regenmänteln.

Bei Baumwollwaren konnten Preiserhöhungen um rund 3 bis 4 Prozent festgestellt werden. Im Vergleich
dazu ist zwar der Durchschnittspreisder Rohbaumwolle für Standardqualität von rund 98,65 Cent je Pfund im
Dezember 1980 auf 67,35 Cent im Dezember 1981 gesunken, es muß jedoch das gleichzeitige Ansteigen des
Dollarkurses berücksichtigt werden. Die Preise für Woll- und Mischgewebestoffe, Decken, Frotteewaren, Teppi¬
che, Dienstkappen, Fahnen sowie die für Reparaturen von Uniformen sind um 7 bis 10 Prozent gestiegen, jene
für Säuglingsdecken, Windeln, Nadlerwaren, fertige Oberbekleidung, Regenmäntel, Strick- und Wirkwaren
sowie für die Stoffausrüstung um 5 Prozent. Bei Futterstoffen, fertiger Berufsbekleidung, Schuhen, Vorhangstof¬
fen, Möbelstoffen und diversen Plastikwaren war die Preissteigerung bis zu 5 Prozent relativ gering. Die Preise
für Leinenstoffe, Garne und Nähseide, Knöpfe, Abzeichen und Tapeziererarbeiten sind gleichgeblieben. Kunst¬
faserpolster und Steppdecken konnten gegenüber dem Vorjahr um rund 15 Prozent günstiger eingekauft wer¬
den.

Um das Service für die Patienten in den Krankenhäusernund Pflegeheimen zu verbessern, wurden nach eini¬
gen Entwürfen neue Patientenschlafröcke ausgesucht. Das neue Material ist besonders pflegeleicht und ange¬
nehm zu tragen. Zusätzlich wurden für Patienten, die sich längerdauerndenRöntgenuntersuchungenunterzie¬
hen müssen, eigene Röntgenpelerinenentwickelt, die eine Unterkühlung, z. B. bei langen Wartezeiten auf die
Einwirkung des Kontrastmittels, verhindern. Die Mäntel sind so konstruiert, daß man sie eventuell auch bei den
Röntgenaufnahmenanbehalten kann.

Die gesamte Dienstkleidung für Spitäler wurde neu erprobt, da verschiedentlichBeschwerde über das bishe¬
rige Material geführt wurde. Das Material konnte nun dahingehend verbessert werden, daß der Baumwollanteil
an der Körperseite erhöht wurde, so daß einerseits die Kleidungsstücke angenehmer zu tragen sind, andererseits
die guten Pflegeeigenschaften weitgehend erhalten bleiben.

Die Vergabe von Waschleistungenfür sogenannte „Kleinkunden“, wie z. B. die MA 26, 30, 48, 56 und 68,
wurden von der MA 54, Warengruppe2, neu übernommen. Es handelt sich dabei um die Magistratsabteilun¬
gen, die bisher Waschleistungen von der Zentralwäscherei der MA 17 durchführen ließen. Somit hat die Aus¬
schreibung von Waschleistungen für Trocken-, Flach- und Formteilwäsche diverser Abteilungen nunmehr die
Abteilung durchzuführen. Im Jahre 1981 wurden 8.930 Säuglingswäschepakete, 6.220 Kleinkinderwäsche¬
pakete, insgesamt 15.150 Pakete, ausgegeben.

Für Wirtschaftswaren  und Dienstleistungen wurde ein Betrag von 141,641.918 S ausgegeben.
Gegenüber dem Vergleichszeilraum des Vorjahres entspricht dies einer Ausgabensteigerung von 8 Prozent. Die
erforderlichen Bestellungen wurden mittels 7.314 Bestellscheine getätigt, wobei im Zusammenhang mit der
Vergabe dieser Aufträge insgesamt1.212 Ausschreibungen durchzuführen waren. Schilling
Wasch- und Reinigungsmittel. 7,308.126
Streusalz . 23,581.592
Chemikalien und chemische Produkte . 8,192.100
Eisen- und Haushaltsartikel. 8,612.380
Geschirr aller Art, Küchengeräte . 5,706.360
Glühlampen und Leuchtstofflampen. 8,841.976
Elektiuwaren . 1,922.913
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Schilling

Gummiwaren . 1,933.700
Holzwaren. 1,673.810
Bürsten, Besenwaren, Pinsel, Reinigungstücher und Reinigungsmaterialien. 5,824.091
Maschinen und Werkzeug . 9,952.771
Waagen . 645.431
Spielwaren, Beschäftigungsmaterial. 4,033.641
Feuerlöscher, Ankauf und Reparaturen. 2,936.397
Reinigungsarbeiten. 38,287.447
Transporte. 5,656.061
Kunststoffartikel . 3,155.502
Schaumstoffe und Matratzen. 1,433.639
Diverse Waren . 1,943.981
Eine einheitliche Preissteigerungbei einzelnen Artikelgruppen konnte nicht registriert werden. So erhöhten
sich die Preise für Leitern aller Art (Holz, Aluminium) und diverse Glaswaren um 4 Prozent, jene für Eisen- und
Stahlwaren, Haushalts- und Elektrogeräte, Holzwaren, Besen, Pinsel, Streusalz, Maschinen und Werkzeug,
Emailgeschirr und Kunststoffbehälter um 5 Prozent. Im Bereich einer Preissteigerung von 6 bis 8 Prozent lagen
die Artikelgruppen Spielwaren, Chemikalien, Reinigungsmaterialien(Tücher, Topfreiniger usw.), Batterien, Por¬
zellangeschirr sowie Geschirr aller Art (Aluminium, Chromnickelstahl, verzinktes Geschirr), aber auch die Tarife
für Autobusse, Speditionen und Lkw-Verkehr (Güterverkehr). Die Preise für Glühlampen, Gummiwaren, Öle
und Fette, Kunststoffe(Schaumstoffe) erhöhten sich im Jahresdurchschnitt um 10 Prozent. Eine höhere Preis¬
steigerung war hingegen bei einzelnen Leuchtstofflampenzu beobachten, die sich je nach Type und Farbe bis
zu 25 Prozent verteuerten.

Die EntsorgungsbetriebeSimmering Ges. mbH (EBS), ehemals ein Holdingbetrieb der Gemeinde Wien, sind
der MA 30 zugeteilt worden. Im Rahmen der Beschaffungskompetenz ist nun die Abteilung für die Versorgung
mit den erforderlichenGeräten und Verbrauchsgütem zuständig. Seitens der Warengruppe3 wurden für die
EBS bereits Maschinen, Werkzeuge sowie diverse Chemikalien eingekauft.

Auf Grund der stetig steigenden Energiepreise einerseits und des verstärkten Energiebewußtseins anderer¬
seits zeichnete sich im abgelaufenen Jahr der Trend zum Einsatz energiesparender Lampen in größerem
Umfang ab. Diese Lampen erzielen trotz geringeren Stromverbrauches den gleichen Leuchteffekt wie die bisher
verwendeten herkömmlichen Lampen. Als Beispiel dafür darf eine Sparlampe mit 18 Watt und der Leuchtkraft
einer 75-Watt-Lampe angeführt werden. Es wurde errechnet, daß sich der höhere Anschaffungspreis in Kürze
amortisiert.

Von dem im Jahre 1981 gekauften 1,031.994 kg Papier  im Wert von 17,455.250 S entfielen auf Schreib¬
und Kanzleipapier 694.079 kg, auf Druckpapier 18.034 kg, auf Kartone 39.935 kg, auf Deckel 4.556 kg und auf
Toilettepapier275.390 kg. Für die Herstellung von Schulheften wurde ein Betrag von 904.680 S aufgewendet.
Die Paritätische Kommission genehmigte Papierpreiserhöhungen, die, unterschiedlichfür die einzelnen Papier¬
sorten, im Mai4 bis 7 Prozent, im Oktober 2 bis 6 Prozent betrugen.

Für diverse Bürobedarfsartikel, wie z. B. Kohle- und Indigopapier, Farbbänder, Farbtücher, Bleistifte, Kugel¬
schreiber, Filzstifte, Radiergummi, Briefordner, Papiersäcke- und -taschen, Kuverte, Aktenumschläge, Heft- und
Lochmaschinen, Datumstampiglien, Stempel- und Vervielfältigungsfarben, Lineale, Schreibunterlagen, Papier¬
scheren, Selbstklebebänder, Kleber usw., wurden 13,994.650 S aufgewendet. In dieser Warenkategorie stiegen
die Preise im Herbst zwischen 10 und 15 Prozent.

18.889 Bücher,  Broschüren , Normen und Lehrbehelfe, Setzkästen, Spiele, Notenhefte, Arbeitsblätter,
Spruchwandtafeln, Elektronikbaukästen, IBM-Literatur, Testmaterialien, Zeitschriften, Bundesgesetzblätter wur¬
den für einen Betrag von 3,229-515 S angekauft. Die Ausgaben für 11.114 Abonnements von Zeitungen, Zeit¬
schriften, Bundesgesetzblättern, Verordnungsblättern, Jahrbüchern, Amtskalendern usw. betrugen 4,306.045 S.
Für den „Aufbau“, insgesamt4.270 Stück, wurden 1,082.000 S aufgewendet. Die Preise für Bücher sind ab 1.Juli
um 5 Prozent, für Broschüren ab 15. Mai um 5,5 Prozent und für Zeitungen und Zeitschriften ab 1. April um
5,6 Prozent erhöht worden. Für Plastikwaren, wie Kunststoffsäcke, Kunststoffbecher, Einweggeschirr, Trag¬
taschen und Folien, wurden 1,021.611 S benötigt. Für den Ankauf von Büromaschinen zuzüglich Zubehör und
EDV-Zubehör wurde ein Betrag von 9,190.251 S aufgewendet. So wurden 93 mechanischeund 113 elektrische
Schreibmaschinen, 45 Kugelkopfschreibmaschinen, 1 Typenradschreibmaschine, 7 Schreibautomaten,
318 Rechenmaschinen, 95 Diktiergeräte, 1 elektrischer Papier- bzw. Perforierstempel, 3 Schneidemaschinen,
19 Schriftpräger, 10 Vervielfältigungsmaschinen, 1 Kopiergerät und 1 Aktenvernichterbeschafft. Die Ausgaben
für Reparaturen und Wartungen für alle beim Magistrat befindlichen Büromaschinen beliefen sich auf
4,120.065 S. Die Preise wurden gegenüber dem Vorjahr im Jänner um 10 Prozent erhöht. Das Kopiervolumen
betrug rund 10 Millionen Kopien und wurde für einen Gesamtbetrag von 3,516.011 S erstellt. Die Kopienpreise
blieben auf Grund der bestehenden Verträge unverändert.
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Von der Abteilung wurden 3.158 Druckaufträge vergeben, davon 2.031 Aufträge an das Gewerbe und 1.127
Aufträge an die MA 20, der im Zuge der Vereinheitlichungdes Druckereiwesens beim Magistrat ab 1.Jänner
die Führung des Druckereibetriebesmit Standort in 3, Am Modenapark1—2, übertragen wurde. Für die Druk-
kerei wurde ein Betrag von 47,505.820 S aufgewendet. Die Preise sind am 1. April unterschiedlichzwischen 4,5
und 9 Prozent erhöht worden. Für Stampiglien, Siegel und Numeratorensind 4.256 Aufträge zu einem Gesamt¬
betrag von 375.104S vergeben worden. Ab 15. Februar trat eine Erhöhung von 10 Prozent ein.

Von den 936 Buchbinderaufträgen wurden 314 an die MA 20 und 622 an das Gewerbe vergeben, letztere zu
einem Gesamtbetrag von 4,610.899 S. Von den 5.152 Vervielfältigungsaufträgen sind nur 6 an das Gewerbe ver¬
geben worden, und zwar zu einem Betrag von 133.274 S. Die Buchbinderpreise sind am 1. April um 4 bis 6 Pro¬
zent gestiegen.

Im Jahre 1981 konnte die Versorgung der städtischen Dienststellen mit festen und flüssigen Brennstof¬
fen  wieder sichergestellt werden. Durch den vom Zentralen Einkauf getätigten Direkteinkauf bei den Mineral¬
ölfirmen gab es keine Engpässe bezüglich der Versorgung der Dienststellen. Auch auf dem Sektor der festen
Brennstoffe kam die Polenkrise durch rechtzeitige Vorausbestellungennicht zum Tragen. Wesentlich stärker
spürbar waren die Preiserhöhungenfür alle Brennstoffarten, einerseits durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer
von 8 auf 13 Prozent, andererseits durch steigende Einstandspreise. Durch die lange Schönwetterperiodevon
April bis Ende Oktober war bei den einzelnen Verbrauchsstellen gegenüber dem Vorjahr ein um 7 bis 12 Pro¬
zent geringerer Verbrauch an Brennstoffen festzustellen. Da die Versorgung der EntsorgungsbetriebeSimme¬
ring mit flüssigen Brennstoffen, und zwar mit 8.660 Tonnen Heizöl schwer und 194.000 Litern Ofenheizöl, von
der Abteilung übernommen wurde, war trotz der milden Jahreszeit die Gesamtzufuhr bei den flüssigen Brenn¬
stoffen steigend. Bei den festen Brennstoffen ging die Gesamtausfuhr durch weitere Umstellung diverser Heiz¬
anlagen auf Gas und Fernwärme weiter zurück. An Brennstoffmengenwurden 1,181.706 Liter Ofenheizöl,
54.805 Tonnen Heizöl schwer, mittel, leicht und STI ausgeliefert, ferner 6.156 Tonnen Hüttenkoks, 195 Ton¬
nen Inlandsbraunkohle, 261 Tonnen Rekord-Briketts, 172 Tonnen polnische Steinkohle sowie 69 Tonnen
Brennholz, 28 Tonnen Unterzünder, 20 Tonnen Sägespäne und 6 Tonnen Schmiedekohle. Der Aufwand betrug
hiefür rund 274,912.000 S. Für Wärmelieferungenvon den FernheizwerkenSpittelau und Kagran an diverse
Amtsstellen wurden rund 15 Millionen Schilling an die Heizbetriebe Wien Ges. mbH bezahlt.

Die Modernisierung, Ergänzung und Neueinrichtungder Räumlichkeiten mit Einrichtungsgegen¬
ständen  in einzelnen Dienststellen sowie in Krankenanstaltenund Pflegeheimen wurden fortgesetzt. Nach
baulichen Renovierungenwurden Bezirksvorstehungen, Wohnungsberatungszentrenund Büchereien mit ent¬
sprechendem Mobiliar versorgt, wobei die Beratung für die optimale Raumnützung unter Beachtung der wirt¬
schaftlichen Aspekte oft das Hauptproblem war. Auf die Erneuerung des Mobiliars in den Kindertagesheimen
wurde gleichfalls Bedacht genommen, außerdem waren die Kindertagesheime in 4, Mühlgasse 23—25, 15,
Weiglgasse5—11, und 16, Ottakringer Straße 202, neu einzurichten. Reparaturen fielen ebenfalls wieder in gro¬
ßer Menge an und wurden fast ausschließlich von der Tischlerei der Abteilung erledigt. In den gleichfalls zum
Jugendamt gehörenden Mütterberatungsstellenund Bezirksjugendämternwurden Teile des. Inventars ausge¬
tauscht oder repariert. Besondere Schwierigkeiten brachte die Ausstattung der Heime für Kinder und Jugendli¬
che mit sich, da die verantwortlichen Psychologen immer mehr Wert auf familiengerechte Möbel in den Grup¬
penräumen legen. Für das Sozialamt war das Objekt in 14, Sophienstraße 11, unter denselben Gesichtspunkten
einzurichten. Außerdem wurde das Inventar zahlreicher Pensionistenklubs überholt oder erneuert. In den
Objekten des Gesundheitsamtes waren viele Reparaturarbeitendurchzuführen, die von den Werkstätten der
Abteilung vorgenommenwurden. Die Neuausstattungdes Referates„Körperbehindertenbetreuung“ und eines
Labors der Hygienisch-bakteriologischen Untersuchungsanstaltstand ebenfalls auf dem Programm. Im Bereich
der MA 17 mußten zahlreiche Verwaltungsräumeneu eingerichtet bzw. erweitert werden. Das eben fertigge¬
stellte Personalwohnhaus mit 205 Wohneinheiten im Bereich des Wilhelminenspitalswar auszustatten, ferner
wurden in den vorhandenen Wohnhäusern des KrankenhausesLainz und der Rudolfstiftung weitere Zimmer
möbliert und Tagräume adaptiert. Im AllgemeinenKrankenhauswar die Pathologie, im Psychiatrischen Kran¬
kenhaus Baumgarten eine Drogenstationund im Bereich des Anstaltenamtesdie Verrechnungsstellefür Pflege¬
gebühren völlig neu einzurichten. Im Sozialmedizinischen Zentrum Ost wurden Schrankwände, Sitzmöbel und
Therapiegeräte für das Pflegeheim, Büromöbel und Schubregalanlagen für die Verwaltung benötigt. Die Beliefe¬
rung des Wilhelminenspitals, des Pulmologischen Zentrums und des Psychiatrischen KrankenhausesBaumgar¬
ten sowie der Pflegeheime Lainz, Baumgarten und Liesing mit Schrankwänden, um Pfleglingszimmer unterzu¬
teilen, ist ebenfalls zu erwähnen.

In Zusammenarbeit mit der MA 24 waren auf Grund des Postgesetzes Hausbrieffachanlagen im Werte von
338.320 S anzuschaffen und zu montieren. Für die MA 30 mußte die Einrichtung fü̂ die Betriebsgebäude der
EntsorgungsbetriebeSimmering bestellt werden. Über Auftrag der MA 31 wurde aas Wasserleitungsmuseum
Wildalpen mit adäquater Ausstattung versorgt. Technische Abteilungen, wie z. B. die MA 29, 32, 34 und 46,
erhielten zusätzlich Personal und Räumlichkeitenoder gründeten neue Gruppen, tur deren Ausstattung zu sor-
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gen war. Gleichzeitig wurden im Amtshaus in 1, Ebendorferstraße2, das 1982 von einigen Magistratsdienststel¬
len bezogen wird, sämtliche Schrankwände adaptiert, um Platz für Feuerschutzwände zu schaffen.

Durch die Vergrößerung der MA 39 waren weitere Laboreinrichtungenim Wert von 3 Millionen Schilling
auszuschreiben und zu vergeben. Für die MA 24, 27, 42 und 52 wurden etwa 660 Gartenbänke gekauft, gleich¬
zeitig mußten zahlreiche Bänke repariert werden. Der teilweise Austausch und die Erneuerung von veralteten
Einrichtungen in den Dienststellen der Straßenreinigung konnten ebenfalls im Jahre 1981 abgeschlossen wer¬
den. Hervorzuhebenwäre auch das Wohnungsberatungszentrumin 1, Rathausstraße4, das auf Grund des star¬
ken Parteienverkehrs eingerichtet werden mußte. Gleichzeitig erhält es ein neues Karteisystem, einheitlich für
die Zentrale und sämtliche Außenstellen, wobei die Umstellung innerhalb von drei Jahren zu erfolgen hat. Die
in den Vorjahren begonnene Modernisierungund Erneuerung der Kücheneinrichtungen in den Feuerwachen
der Stadt Wien wurde fortgesetzt.

Die neu errichteten und renovierten Schulen wurden in Zusammenarbeitmit der MA 56 mit dem notwendi¬
gen Mobiliar unter besonderer Bedachtnahme auf die Önorm A 1650, die körpergerechte Schulmöbel emp¬
fiehlt, versorgt. Außerdem wurden Reparatur- und Restaurierungsaufträge in der Höhe von 10,655.965 S verge¬
ben. Ferner waren auch die notwendigen Lehr- und Lernmittel auszuschreibenund nach Begutachtung durch
Fachinspektoren des Stadtschulrates anzuschaffen.

Anläßlich der Volksbefragungen war ein Teil der Wahllokale mit Tischen, Sesseln, Wahlzellen und Wahl¬
urnen zu versorgen. Ferner mußten der Austausch und die Nachschaffung beschädigter Wahlgeräte veranlaßt
werden.

Die Preiserhöhungenhielten sich in dem Rahmen, der von der ParitätischenKommission vorgesehen war:
So stiegen Holzmöbel um rund 6,5, Metallmöbel um rund 3 Prozent. Für Möbel und Einrichtungsgegenstände
wurden(ohne Schulbedarf) 69,173.863 S ausgegeben. Dazu kommt der Aufwand für die in den Werkstätten der
Abteilung reparierten Gegenstände in der Höhe von 6,085.952 S. Auf die Neuanschaffung von Schulmöbeln,
Lehr- und Lernmitteln entfielen 30,286.325 S, auf die Reparaturen von Schulmöbeln und Lehrmitteln
10,655.965 S. Der Erlös aus dem Verkauf von Altmaterial, ausgeschiedenenSachgütern und Effekten betrug
3,995.451 S.

Die Versorgung der städtischen Baustellen mit Baustoffen  aller Art konnte klaglos und termingerecht
durchgeführt werden. So wurden Baumaterialien mit einem Gesamtgewichtvon 885.396 Tonnen beschafft,
wofür 292,567.483 S erforderlich waren. Insgesamt wurden 14.849 Rechnungen erledigt. Die angeschafften
Materialmengen setzten sich wie folgt zusammen:

Tonnen
Kalk, Sand, Stahl, Steinzeug, Beton- und Eisenwaren . 123.649
Zement, Ziegel, Granitmaterial, chemische Produkte, Holzwaren. 761.746

Nach Bedarfsstellen gegliedert, entfielen hievon auf:

Nutzbauten .
Wohnhausbauten.
Kultur-, Schul- und Sportwesen
Straßenbau.
Brückenbau.
Kanalisation.
Wasserwerke.
Stadtreinigung und Fuhrpark . .
Wasserbau.
Sonstige Abteilungen.
Wiener Stadtwerke.
Sonstige Unternehmungen.

Tonnen
865,91

39206,01
650,17

162.629,32
1.422,41

33.335,51
156.132,59
58.604,28

337.960,29
26.618,80

676,26
67.304,49

Schilling
9,312.430

74,069674
10,104.993
37,938.390

614.148
12,316.776
17,515.700
8,207.001

59,307.308
22,675.279

1,843.934
38,661.850

Preiserhöhungen, die durch die Paritätische Kommission genehmigt wurden, mußten den Firmen zugestan¬
den werden. Bei Torstahl wurden für die Eigenlager temporäre Nachlässe genützt.

Von den sieben Be- und Entladearbeiterndes Lagerplatzes  wurden 3.789 Tonnen Natursteinmaterial
umgeschlagen, deren Hauptabnehmer die MA 28 war. Das gelieferte Material wurde auf Qualität und Aus¬
schreibung hin überprüft und entsprechend befunden. Mit Rücksicht auf den U-Bahn-Bau mußten rund
14.000 m2 Fläche vom Steinlagerplatz abgegeben werden. Durch Umlagerungenwurde es ermöglicht, daß auf
der noch verbleibenden Restfläche mit dem Betriebsgebäude der Betrieb aufrechterhaltenwerden kann.
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Die Städtische Bäckerei beliefert die Krankenanstalten, Pflegeheime und Jugendheime sowie
einige Pensionistenheimemit Brot und Gebäck. Im Jahre 1981 wurden insgesamt 12,245.800 Stück Backwaren,
das sind 1,487.058 kg, erzeugt, und zwar an Schwarz- und Weißbrot 926.390 kg, an Gebäck, schwarz und weiß,
406.813 kg sowie 153.855 kg Milchgebäck. Ab Mitte September wurden zusätzlich einige Städtische Kranken¬
anstalten und Schwesternschulen mit Backwaren beliefert. Daher stieg 1981 die erzeugte Menge etwas an, und
zwar um 13.200 kg. Der Zuwachs entfällt hauptsächlich auf Mischbrot und Schwarzgebäck. Die Anzahl der
Gebäckstücke stieg um 235.000. Auf Grund der Mehlpreiserhöhungvom 31.Juli um 4,3 bis 7,8 Prozent und
der ab 17. August wirksam gewordenen Lohnerhöhung in der Backwarenindustrie wurden die Backwarenpreise
neu kalkuliert, die mit 1. September in Kraft getreten sind.

In der städtischen Bäckerei wurden diverse Malerarbeitenin der Tafel- und Ofenhalle und im Gärraum
durchgeführt. Im Laufe des Jahres wurden vier Mehlsilos umgebaut, und zwar wurde die alte Mehlmischanlage
demontiert und der Einbau neuer Mehlabwurfschächte vorgenommen. Außerdem mußten sechs Mehlsilos neu
lackiert werden. Für die Spiralkneter SP 120 in der Mischhalle wurden zwei Teigschalen angeschafft. Das Zube¬
hör zur Blechputzmaschinemußte ebenfalls erneuert werden. Beim NetzbandofenI war der Austausch eines
bereits 22 Jahre in Betrieb befindlichen Netzbandes notwendig geworden. Mit der Anschaffung von acht Trans¬
portwagen aus Chromnickelstahl sind die weitere Rationalisierung und Modernisierung des Betriebes fortgesetzt
worden. Dies kommt auch in der Aufstellung einer Heißlufttrockenkammerzum Trocknen von Geoäck und
Knödelbrot zum Ausdruck. An Rohmaterialienwurden unter anderem 638.976 kg Mehl W 700, 211.964 kg
Mehl R 960, 94.284 kg Mehl W 1600, 28.422 kg Hefe, 12.325 kg HTM-Mehl, ferner 19 300 kg Speisesalz und
12.234 kg Back-Aroma-Sauer verbraucht.

Der Austausch schadhafter Straßenbelägeim Zentrallager  bildete den Abschluß zu den im Jahre
1979 begonnenen Arbeiten, basierend auf einem Kanalerneuerungskonzept. In weiterer Folge wurde das Flug¬
dach für die Verladetätigkeiten des Wirtschafts- bzw. Papierlagers generalsaniert, zusätzlich die Einfahrt in den
Lagerbereich durch eine elektrische Schrankenanlage abgesichert. Die im Lagerbereich vorhandenen Grünflä¬
chen wurden gärtnerisch neu gestaltet. Die Neuorganisation des Möbellagers sowie des Depots für Kindergar¬
tenmöbel war mit dem Ankauf einer Palettenregalanlage nebst elektrischem Gabelstaplerder erste Schritt in
einem Gesamtplan für rationellere Lagerhaltung. Neben der Schaffung leichterer Manipulationsmöglichkeiten
innerhalb der Lager wurden zusätzlich noch freie Lagerräume hergestellt. Die Anschaffung diverser Transport¬
hilfsmittel, wie Faßrodel, Plattformwagen, Möbelhunde, ist als Begleitmaßnahme in den anderen Lagern
anzusehen.

Der Verkauf von skartiertem Altmaterial wurde neu geregelt und findet jetzt werktags in der Zeit von 8 bis
12  Uhr statt.

Durch den zusätzlichen Einsatz eines kleineren Transportfahrzeuges wurde die Möglichkeit geschaffen, klei¬
nere Mengen von dringend benötigten Artikeln kurzfristig zuzustellen. Der Ankauf einer Hochleistungsmetall¬
kreissäge erleichtert in der Schlosserei die Herstellung von Kleinserien. Weitere Maschinen, wie Handbohr-,
ScYiraub- und Handschleifmaschinen, sowie ein Winkelschleiferrunden die Maßnahmen für die Modernisie¬
rung des Maschinenparks ab.

Einem lang gehegten Wunsch der Bediensteten des Werkstättenbetriebeskonnte durch den Einbau von
Duschgelegenheiten entsprochen werden.
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Bildung , Jugend , Familie
Jugendamt

Die Familie ist die wichtigste Sozialisationsinstanz für Kinder und in dieser Funktion nicht gleichwertig
ersetzbar. Schon Stadtrat Univ.-Prof Julius Tandler  prägte in der Ersten Republik den Satz: „Die Familie muß,
wo es irgend möglich ist, in ihrem Bestand erhalten und geschützt werden.“ Aufbauend auf den Pionierleistun¬
gen für Jugend und Familie in der Ersten Republik hat die Stadt Wien besonders in den letzten 15 Jahren die
Palette der Angebote zur Unterstützung der Familien bedeutend erweitert, etwa durch die Vollversorgung mit
Kindergartenplätzenund ein umfangreiches Angebot psychosozialer Hilfen. Während in der Ersten Republik
vor dem Hintergrund großer materieller Not der Bevölkerung und des Elends der Kinder die Maxime aufge¬
stellt wurde„Wer Kindern Paläste baut, reißt Kerkermauernnieder“, so ist das Jugendamt der Stadt Wien heute
in einer anderen gesellschaftlichen Situation darangegangen, der Bedeutung familiärer Sozialisation voll Rech¬
nung zu tragen. Dies beginnt damit, daß der Vorbeugung in Erziehungsfragen große Bedeutung zugemessen
wird, sei es durch Förderung der Familienplanung, durch Information und Beratung junger Eltern oder durch
Hilfe in Krisensituationen. Wenn es auf irgendeine Weise möglich ist, soll die Familie in die Lage versetzt wer¬
den, Probleme zu bewältigen, damit Kinder nicht aus dem Familienverband herausgenommenwerden müssen.

Es liegt in der Natur der modernen Familie als einer wirtschaftlichenund vor allem emotionalen Gemein¬
schaft, daß doch immer wieder Situationen eintreten können, die die Herausnahmeeines Kindes aus dem Fami¬
lienverband notwendig machen. Wenn es möglich ist, sollen solche Kinder in einer anderen Familie —Adop-
tiv- oder Pflegefamilie— untergebracht werden. Das Jugendamt der Stadt Wien hat durch eine Enquete im
Jahre 1978 über die Betreuung von Pflegekindernmit dazu beigetragen, eine Entwicklung einzuleiten, die die
verantwortungsvolle Aufgabe der Pflegefamilie, ihre Leistung im Dienst der Kinder, stärker in den Blickpunkt
der Öffentlichkeit rückte. Pflegefamilien setzen die Idee solidarischer Hilfe in die Tat um und sollen dafür auch
volle gesellschaftliche Anerkennung bekommen. Die Pflegeeltern haben sich in den letzten Jahren in Vereinen
zusammengeschlossenund vertreten auch selbst ihre Anliegen. Das Jugendamt arbeitet mit den Vereinen gut
zusammen. Das Jugendamt hat auch durch verschiedene Maßnahmen die Erziehung in Pflegefamilien gefördert,
wie zum Beispiel durch Einrichtung von Pflegeelternrunden(derzeit sechs in Wien), die dem Erfahrungsaus¬
tausch dienen, durch Betreuung der Pflegefamilien durch ein qualifiziertes multiprofessionellesPflegestellen¬
team, durch Information aller Pflegefamilien in Form der „Pflegeelternbriefe“, durch Wochenendseminarefür
Pflegefamilien und verstärkte Werbung. Der Erfolg dieser Maßnahmen drückt sich darin aus, daß die Zahl der
Kinder, die in Pflegefamilien erzogen werden, heute größer ist als die Zahl jener, die sich für kürzere oder län¬
gere Zeit in Heimen aufhalten. Es soll aber festgestellt werden, daß die modernen Heime durch Kleingruppen
auch familienähnlich strukturiert sind und immer mehr spezifisch therapeutische Aufgaben wahrnehmen.

Im Jahre 1981 wurden in Wien um 134 mehr Kinder in Pflegefamilien vermittelt als im Vorjahr. Insgesamt
waren es 338 Kinder, denen die Erziehung in einer Pflegefamilie neu ermöglicht wurde. Erfreulich ist dabei
besonders, daß entgegen dem Trend in der Vergangenheit rund 75 Prozent der Kinder in Wien selbst verblei¬
ben konnten. 15 Prozent kamen zu Pflegefamilien in Niederösterreich, also in den näheren Bereich von Wien,
nur 10 Prozent kamen zu Pflegefamilien in weiter entfernte Bundesländer.

Das Jugendamt der Stadt Wien kann noch auf einen weiteren Erfolg verweisen: Die Zahl der Direktvermitt¬
lungen, bei denen den Kindern, die von ihren leiblichen Eltern aus den verschiedenstenGründen nicht selbst
betreut werden können, der Zwischenaufenthalt in einem Heim erspart wird, konnte speziell im Wiener
Bereich bedeutend gesteigert werden. 1981 gelang eine solche prompte Vermittlung zu einer Pflegefamilie bei
der Unterbringung von 167 Kindern. Das Jugendamt der Stadt Wien ist bestrebt, in noch größerem Ausmaß als
bisher, Kindern, deren Herkunftsfamilieninfolge sozialer Probleme der Erziehung nicht gewachsen sind, die
Vorteile einer familiären Erziehung zu erhalten. Die auf diesem Gebiet so erfolgreiche Zusammenarbeit zwi¬
schen privater Initiative, privater Hilfe und institutionellemund fachlichem Bereich stellt einen Weg dar, der
geeignet ist, den Herausforderungender Zeit zu begegnen und auch Werte wie Menschlichkeit, Solidarität und
Liebe zu Kindern zu pflegen und zu fördern.

Im Bereich der Rechtsfürsorge  ergriff das Jugendamt der Stadt Wien 1981 die Initiative, damit die
lange Dauer der gerichtlichen Unterhaltsbemessung, über die Mütter immer wieder klagen, insbesondere nach
Scheidungen gesenkt werde. Das Jugendamt der Stadt Wien regte beim Bundesministeriumfür Justiz die Ein¬
führung von Regelunterhaltssätzenan, worüber auch in den Medien berichtet wurde. Im November 1981 kam
es dann zu einer Arbeitstagungdes Bundesministeriums für Justiz, bei der Lösungsvorschläge für diese Proble¬
matik erarbeitet wurden.

Das Bundesministeriumfür soziale Verwaltung und das Bundesministeriumfür Justiz haben im Jahre 1981
Entwürfe für das neue Jugendwohlfahrtsgesetz(Grundsatzgesetz) und die diesbezüglichen zivilrechtlichen
Bestimmungen zur Begutachtung versendet. In verschiedenen Veranstaltungenund Arbeitskreisen diskutierten
die Amtsleiter der Bezirksjugendämter und die Bedienstetender Rechtsfürsorge die Entwürfe und arbeiteten
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Stellungnahmenaus, vor allem mit dem Ziel, die Rechte der Minderjährigen optimal zu wahren und nötigen¬
falls durchsetzen zu können. Aufbauend auf den Vorschlägen der verschiedenen Fachdezernate gab das Jugend¬
amt der Stadt Wien eine Gesamtstellungnahmeab.

Die für die Umstellung der Mündelgeldverrechnungauf automatische Datenverarbeitungnotwendige Pro¬
grammerarbeitung und Detailorganisation konnte abgeschlossen werden. Im Bezirksjugendamt für den
10. Bezirk wurde mit der Datenübernahme begonnen, die dem Probebetrieb vorausgeht.

Für die Bediensteten der Rechtsfürsorge fanden Fortbildungsseminareüber die familienrechtlichenBezie¬
hungen aus dem Eltern-Kind-Verhältnis, über das Unterhaltsrechtsowie das Verlassenschaftsverfahren und die
erbrechtlichen Ansprüche minderjährigerKinder statt.

Die Zahl der Amtsvormundschaften  fiel von 3.581 auf 3.434. Die Unterhaltsvorschüssc stiegen
auf die Zahl von 8.512(1980: 7500) an. Insgesamt 19.414 Sachwalterschaften und Kuratele wurden zum Jahres¬
ende geführt (1980: 18.182).

Im Bereich der Sozialarbeit mit Familien  erhöhte sich die Zahl der Wiener Elternschu¬
len  auf 20, da in 23, Porschestraße 17—19, eine neue Elternschule eingerichtet wurde. Im Kursjahr 1980/81
wurden 120 Kurse an insgesamt 802 Abenden abgehalten, zu denen 15.840 Hörer kamen. Dies entspricht
einem Durchschnitt von 20 Kursteilnehmern pro Abend. Der Anteil der Väter betrug 25 Prozent.

Der Verbindungsdienst zu Entbindungsabteilungen und Kinderkliniken
wurde 1981 ausgeweitet:Ab Dezember 1981 werden auch die „Interne Kinderabteilung“ und die „Abteilung für
Kinderinfektionskrankheitenund interne Kinderkrankheiten“ im Wilhelminenspital betreut. Im Jahre 1981
wurden in Wiener Entbindungsanstalten17.653 (1980: 16.773) Kinder geboren, von denen 2.110 oder 12 Pro¬
zent unehelich waren. 29 Kinder konnten von den Angehörigen nach der Geburt nicht in Eigenpflege über¬
nommen werden und wurden von den Sozialarbeitern untergebracht. 1980 waren es 41 Kinder, ln 3.480 Fällen
schalteten sich die Sozialarbeiter bei Problemen ein und führten mit Wöchnerinnen oder deren Angehörigen
Gespräche. Außerdem betreuten die Sozialarbeiter auch 149 werdende Mütter, die ihnen von den Ambulanzen
genannt wurden. In den Kinderspitälern betreuten die Sozialarbeiter 1.070 Kinder bzw. ihre Angehörigen.
21 Kinder mußten auf Pflegeplätze oder in Heime vermittelt werden. Die Zahl der von den Kinderspitälern
wegen Erziehungsauffälligkeiten gemeldeten Kinder ist gesunken und betrug 701 (1980: 906). Die Sozialarbei¬
ter haben in den Kliniken 7.565 Säuglingsausstattungen und 4.995 Ausstattungenfür Kleinkinder ausgegeben.

Mit Jahresschluß 1981 bestanden 60 Mütterberatungsstellen,  in denen an 3.447 Beratungsta-
gen 56.515 Kinder vorgestellt wurden. Dies entspricht einem Besuch von durchschnittlich 22 Kindern pro
Beratungstag. Die Mütterberatungsstellen in 7, Westbahnstraße25, in 11, Kaiserebersdorfer Straße 10—18, und
in 18, Peter-Jordan-Straße 81—91, wurden fertiggestellt. In 18, Währinger Gürtel 141, wurde in Zusammenar¬
beit mit dem Gesundheitsamteine Sondermutterberatungsstelleeingerichtet, in der Spezialuntersuchungenvon
verschiedenen Fachärzten durchgeführt werden. Der Einsatz von ausgebildeten Kinderpflegerinnen hat sich
bestens bewährt. Neben ihrer Tätigkeit in der Mutterberatungmachen sie auf Wunsch auch Hausbesuche, um
die Mütter an Ort und Stelle bei pflegerischen Fragen oder bei Ernährungsproblemenzu unterstützen. Die Kin¬
derpflegerinnen führten 1.332 Hausbesuche durch, wovon 176 Erstbesuche bei Eltern waren, die ihr erstes
Kind bekommen hatten.

Die Sozialarbeiter in den Bezirksjugendämtern betreuten laufend rund 13.000 Kinder und Jugendliche bzw.
deren Familien. Außerdem gaben sie 5.389 Stellungnahmen an Gerichte ab, wovon 3.379 Pflegschaftsangele¬
genheiten betrafen. Die Zahl der Kinder, für die die Maßnahme der gerichtlichen Erziehungshilfe angeordnet
wurde, sank gegenüber dem Vorjahr um 8 Prozent auf 1.605. Die durch die Weiterentwicklungder Methoden
der Sozialarbeit und Sozialpädagogik überholte Maßnahme der „Fürsorgeerziehung“ betraf in ganz Wien nur
noch 11 Kinder bzw. Jugendliche. Die Sozialarbeiter stellten für Klienten 22.098 Anträge auf Unterstützung
nach dem Sozialhilfegesetz an die Sozialreferate; das sind um 5 Prozent mehr Anträge als im Vorjahr.

Im 22. Bezirk hielt eine Sozialarbeiterin weiterhin kontinuierlich eine spezielle„Kindersprechstunde ab, in
der Kinder Gelegenheit hatten, über ihre Sorgen zu sprechen und Hilfe bei Alltags- oder Schulproblemenzu
bekommen.

Das Jugendamt der Stadt Wien veranstaltete am 23. November gemeinsam mit Bezirksvorsteher Albert
Schultz  den „Ersten DonaustädterFamilientag“ im Donaustädter Haus der Begegnung, der sehr erfolgreich ver¬
lief. Dadurch wurde versucht, die Zusammenarbeit der regionalen sozialen Einrichtungen im Interesse der
Familien zu verstärken. Die „Konsumenten“ der Angebote sollten somit ausreichend informiert werden und
auch Gelegenheit haben, ihre Anliegen gegenüber den Einrichtungen vorzubringen. Das bestehende „soziale
Netzwerk“, das vielfach noch zu wenig bekannt ist, sollte dadurch den Familien bewußtgemacht werden. Bereits
am Vormittag trafen sich die Vertreter der sozialen Einrichtungen des Bezirkes zum Erfahrungsaustausch.
Umrahmt von einem künstlerischenProgramm, das von DonaustädterSchulen wie auch von den Musikschulen
der Stadt Wien bestritten wurde, präsentierte das Jugendamt am Nachmittag sämtliche städtische und private
Einrichtungen des 22. Bezirkes und der Umgebung, die Familien zugute kommen. Nach der Begrüßung durch
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Bezirksvorsteher Albert Schultz sprachen Familienstadträtin Vizebürgermeister Gertrude Fröhlich-Sandner  und
der Leiter des Jugendamtes der Stadt Wien

Sozialarbeiter aus verschiedenen Bezirksjugendämtern organisierten in drei Aktionen einen Familienurlaub
für Eltern und Kinder, die vom Bezirksjugendamt betreut wurden. Insgesamt nahmen daran 58 Kinder und
24 Erwachsene teil. Die Sozialarbeiter begleiteten die Familien in den Urlaub und regten gemeinsame Aktivitä¬
ten der Eltern mit ihren Kindern an, zum Beispiel Tischtennis, Minigolf, Gesellschaftsspiele und Wanderungen.
Die bedürftigen Familien hätten ohne die Unterstützung durch die Sozialarbeiter und das Wiener Jugendhilfs¬
werk keinen gemeinsamenUrlaub verbringen können. Durch Aussprachen während des Urlaubs und die Förde¬
rung der gemeinsamenAktivitäten wirkte sich der Urlaub auch positiv auf die Erziehungssituationaus.

Sozialarbeiter aus Bezirksjugendämtern führten auch verschiedene Urlaubsaufenthalte für Kinder und
Jugendliche aus sozial schwierigem Milieu durch. Neben einer Aktion des Bezirksjugendamtes für den 2. Bezirk
in Pöllau, Steiermark, begleiteten Sozialarbeiter des Bezirksjugendamtesfür den 3. Bezirk sozial besonders
geschädigte Kinder, insgesamt 130, aus der Familienherberge in 3, Gänsbachergasse, zu Erholungsurlaubenund
konnten durch ihre ständige Anwesenheitaußerordentlich intensive Sozialarbeit leisten.

Im Jahre 1981 bearbeiteten die Sozialarbeiter in den Bezirksjugendämtem 81 Meldungen über Kindes¬
mißhandlungen,  die 33 Buben und 48 Mädchen betrafen. Unterschiedennach dem Alter, handelte es
sich um 5 Säuglinge, 19 Kleinkinder, 52 Schulkinder und 5Jugendliche. Die meisten Meldungen wurden von
Kindertagesheimen(21) erstattet, gefolgt von Schulen (19), Polizei (10) und von Kindern selbst (9). Bei der
Überprüfung der Meldungen zeigte sich, daß 5 schwere, 27 mittelschwere und 32 leichte Mißhandlungen gege¬
ben waren. In 5 Fällen lag keine Mißhandlung vor, 12 Fälle konnten nicht geklärt werden. 34 Kinder mußten
nach der Mißhandlung in einem Heim oder bei einer Pflegefamilie untergebrachtwerden, bei 3 Kindern wurde
die Unterbringung bei anderen Angehörigen veranlaßt, 2 wurden in einem Spital aufgenommen. Die übrigen
Kinder wurden weiterbetreut, die Eltern psychologisch beraten.

Im Laufe des Jahres 1981 führten Sozialarbeiter in 15 Bezirken 33 Gruppen nach der Methode der Sozialen
Gruppenarbeit; im Dezember 1981 waren es 30. Diese teilten sich auf 10 Gruppen für Schulkinder, je 5 Grup¬
pen für Jugendliche und für Eltern, 6 Gruppen für Pflegeeltern und auf 7 Diskussionsrundenin Elternschulen
auf. Für den Fall, daß Eltern oder Pflegeeltern ihre Kinder mitbrachten, standen Kinderpflegerinnen für die
Betreuung und Beschäftigung der Kinder, die sich im Alter von 3 Monaten bis 10 Jahren befanden, zur Verfü¬
gung. Eine breite Palette von Fragen und Problemen wurde in den Gruppen besprochen, wie Erziehungsfragen,
Lern- und Schulschwierigkeiten, Freizeit, Kontakte mit Gleichaltrigen und Kontakte zwischen jungen Familien.

Vier Sozialarbeiter wurden speziell für die Intensivbetreuungvon Kindern oder Jugendlichen eingesetzt, teils
vorbeugend, um ein Abgleiten in die Verwahrlosung oder Heimunterbringungzu verhindern, teils als Nachbe¬
treuung nach Heimaufenthalten. Zum Jahresende standen vier Stützpunkte zur Verfügung, und zwar im 5., 6.,
12. und 22. Bezirk. Seit Oktober 1981 stehen vorerst Einzelzimmer im Ausbildungszentrumfür soziale Berufe
in 21, Freytaggasse 32, zur Aufnahme von in Krisensituationen befindlichen jungen Mädchen bzw. jungen Müt¬
tern mit Säuglingen zur Verfügung. Es fanden dort bisher drei Mädchen und zwei junge Mütter mit Kindern
Unterkunft. Die Sozialarbeiter der Intensivbetreuungarbeiten auch eng mit den Gesellenheimen zusammen:
Einer Reihe von Jugendlichen, sowohl Mädchen als auch Burschen, konnte entweder im Heim Aichhorngasse
oder im Heim Zohmanngasse in Krisensituationensofort Aufnahme geboten werden. Positiv ausgewirkt haben
sich auch finanzielle Hilfestellungenfür in Notsituationen befindliche Jugendliche durch Geldmittel aus der
Odescalchi-Stiftung. So konnte 31 Jugendlichen finanzielle Hilfestellung bei der Verselbständigunggegeben
werden. Außerdem betreuten im Rahmen der „Intensivbetreuung“ Sozialarbeiter und Erzieher neben ihrer
Haupttätigkeit auf ehrenamtlicher Basis 45 Burschen und 23 Mädchen. Für die Betreuer fanden regelmäßige
Teambesprechungenstatt, an denen unter anderem eine Psychologin und ein Psychiater teilnahmen. Insgesamt
konnten seit Beginn der Intensivbetreuungim September 1968 189 Betreuungen bei Burschen erfolgreich abge¬
schlossen werden. Dem gegenüber stehen 137 negative Beendigungen. Bei Mädchen konnten 125 Betreuungen
erfolgreich beendet werden gegenüber 71 Betreuungen, die nicht erfolgreich verliefen. Daraus ergibt sich insge¬
samt eine beachtliche Erfolgsquote von 60 Prozent.

Die vier Sozialarbeiter der Jugendberufshilfehielten den Kontakt zu den Wiener Berufsschulen aufrecht. Sie
führten insgesamt4.885 Gespräche mit Jugendlichen, deren Angehörigen, mit Lehrern, Firmen und verschiede¬
nen Institutionen. Bei den Problemen überwogen unter anderem persönliche Fragen der Jugendlichen (1.172),
Schwierigkeiten in der Familie(836), Schulprobleme(585), Schwierigkeiten in der Firma(571), finanzielle Pro¬
bleme (534). 94 Jugendliche erhielten eine fortlaufende intensivere Betreuung, oft über die Dauer der gesamten
Lehrzeit.

Im Rahmen des Wohnungsreferates  des Jugendamtes des Stadt Wien versucht ein Sozialarbeiter,
durch Kontakte mit der Magistratsabteilung 52 dazu beizutragen, daß soziale Härten bei Delogierungen vermie¬
den werden. Wie in den vergangenen beiden Jahren war es auch 1981 auf Grund der Kontakte zu den Heizbe¬
trieben möglich, eine Rückstandsliste aller Heizkostenschuldner zu erhalten, um eventuelle Hilfsmaßnahmen
veranlassen zu können.
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Eine beträchtliche Steigerung erfuhr 1981 die Zahl der Interventionsschreibenan politische Mandatare und
Ombudsmänner, die Wohnungsfragenbetrafen und zu denen vom Jugendamt eine Stellungnahmeabgegeben
wurde. Auf Grund der daraufhin durch Erhebung festgestelltenNotstände intervenierte das Jugendamt 32mal
bei der Magistratsabteilung 50.

Die Sozialarbeiterin, die den Verbindungsdienst zum Jugendgerichtshof  versieht , ver-
zeichnete eine Zunahme der Zahl der Verständigungen an die zuständigen Bezirksjugendämter über laufende
Strafverfahren gegen Minderjährige auf 2.666. In 480 Fällen wurden dem Gericht Berichte der Bezirksjugend¬
ämter zur Verfügung gestellt, wobei zunehmend die Anordnung der Bewährungshilfe vorgeschlagen wurde(bei
rund 50 Prozent der Stellungnahmen), besonders bei Jugendlichen, die wiederholt delinquentes Verhalten zeig¬
ten.

Mit der Bewährungshilfe, die ebenfalls eine Expositur im Jugendgerichtshof unterhält, ergab sich eine ver¬
mehrt intensive Zusammenarbeit. In regelmäßigen wöchentlich durchgeführten Fallbesprechungen wurde
gemeinsam versucht, Lösungen bezüglich der weiteren Betreuung von Jugendlichen zu erarbeiten. Ebenso hielt
die Sozialarbeiterin mit dem Lehrer im Jugendgerichtshofständigen Kontakt, wobei nicht nur die Problematik
der inhaftierten Schulkinder, sondern auch deren Nachbetreuungim Vordergrund stand. Einzelnen inhaftierten
Jugendlichen konnte Hilfestellung bei der Bewältigung verschiedener Probleme gegeben werden. Im persönli¬
chen Kontakt mit den Richtern konnten unter anderem Verkürzungen der Untersuchungshaft, vor allem bei
Schulpflichtigen, erreicht werden. Wenn sich Familienangehörige nicht um die Jugendlichen sorgten, wurden
Unterbringungen in Heimen des Jugendamtes oder der Bewährungshilfe angeboten und realisiert.

Die Adoptionsstelle  war 1981 mit 108 Kindern befaßt, deren Vermittlung zu Adoptiveltern ver¬
sucht wurde. Es handelte sich um 59 Knaben und 49 Mädchen, von denen 70 Prozent unehelich und 30 Pro¬
zent ehelich geboren waren. In 58 Fällen hatten sich die Mütter bereits vor der Geburt an die Adoptionsstelle
gewandt. Zur Adoptionsvermittlungkam es bei 52 Knaben und 44 Mädchen, also bei insgesamt 96 Kindern,
von denen 64 direkt ohne Zwischenschaltungeiner Heimunterbringung zu Adoptiveltern vermittelt wurden.
Von den vermittelten Kindern waren 82 Säuglinge, 12 Kleinkinder und 2 Schulkinder. Vom Jänner bis Dezem¬
ber 1981 wurden 164 Bewerbungen um Adoptionsvermittlungentgegengenommen, so daß mit Jahresende 371
Bewerber in Vormerkungstanden. Die Wartezeit für durchschnittlich belastbare Adoptiveltern beträgt weiter¬
hin zwei bis drei Jahre.

1981 wurden insgesamt 900 Kinder bzw.Jugendliche in Heime  aufgenommen , 167 wurden zu P f le¬
ge f a m i 1i e n vermittelt, 1.217 Kinder oder Jugendliche wurden aus Heimen entlassen oder verließen die
Pflegefamilien. 244 davon sind fähig geworden, sich selbst zu erhalten. 37 mußten nach Entweichungenentlas¬
sen werden, 78 wurden in unentgeltliche Pflege übernommen oder adoptiert, 29 kamen in andere Einrichtun¬
gen. Bei den übrigen ist der Unterbringungsgrundweggefallen, die Kinder konnten deshalb wieder von Ange¬
hörigen in deren Haushalt übernommen werden. Mit Jahresende befanden sich 2.036 Kinder in Heimen und
2.278 Kinder bei Pflegefamilien. Von den Pflegekindern waren 859 in Wien und 1.419 in den Bundesländern
untergebracht. Von den Wiener Kindern, für die ein Pflegegeld bezahlt wird, befanden sich 376 bei fremden
Familien und 483 bei verwandten Familien. In Wien gibt es 19 Großpflegefamilien, die insgesamt 82 Kinder
betreuen, in den Bundesländern53 mit insgesamt 236 Wiener Pflegekindern. Die Zahl der Direktvermittlun¬
gen, also Vermittlungenohne zwischengeschalteten Heimaufenthalt, hat speziell im Wiener Bereich bedeutend
zugenommen: Insgesamt 150 Kindern konnte der Heimaufenthalterspart werden.

Im Wiener Bereich gibt es derzeit sechs Gruppen für Pflegeeltern, die von Sozialarbeitern geführt werden
und den schon tätigen Pflegeeltern wie auch denjenigen offenstehen, die sich für ein Pflegekind interessieren.
Die Gruppen befinden sich im 9., 10., 12., 21. und 22. Bezirk, so daß es für alle Interessenten möglich ist, an
einer Elterngruppe teilzunehmen, die in tragbarer Entfernung vom Wohnort eingerichtet ist. Die Gruppe für
sozialpädagogische Pflegefamilien steht nur dieser speziellen Zielgruppe offen.

In zweiwöchigen Intervallen trat das multiprofessionelle Team in der Kinderübernahmestellezusammen. Das
Team besprach einerseits mit Sozialarbeitern aus den Bezirken konkrete Fälle und versuchte, Hilfen bei Fragen
der Eignung, bei Besuchsproblemen und Krisensituationenzu geben. Darüber hinaus wurden Stellungnahmen
zu grundsätzlichen Fragen im Pflegestellenbereich erarbeitet.

Zum zweiten Mal fand 1981 ein um einen Tag verlängertes Wochenendseminar in Feichtenbach, Nieder¬
österreich, statt. Daran nahmen 30 Pflegefamilien und 107 Kinder im Alter zwischen4 Monaten und 18 Jahren
teil, weiters ein Psychologe und drei Sozialarbeiter des Pflegestellenreferates. Für die Kinder standen insgesamt
11 Betreuerinnen des Zentralkinderheimes zur Verfügung. Das Thema „Hilfen in der Erziehung“ wurde in
Form von Referaten und Kleingruppendiskussionenintensiv behandelt, wobei die Pflegeeltern die Kommuni¬
kation untereinander als besonders hilfreich erlebten.

Die Zusammenarbeitmit den Pflegeeltemvereinen wurde intensiviert: Mit dem „Verein Initiative Pflegefami¬
lien“ fanden regelmäßige Kontaktgesprächestatt.

Zur Information der Pflegefamilien gab das Jugendamt 1981 drei „Pflegeelternbriefe“ heraus, die allen Pflege¬
familien zugesandt wurden, die Wiener Kinder aufgenommenhaben. Die umfangreichen Pflegeelternbriefe fan-
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den wieder ein gutes Echo und dienten auch der Diskussion von Fragen, die die Pflegefamilien beschäftigten.
Mit dem Motto „Geben Sie einem Pflegekind in Ihrer Familie Platz, Zeit und Lieber wurde eine Werbeak¬

tion für Pflegefamilien durchgeführt. Durch Presseberichte, Plakate und Prospekte wie „Wien für Pflegefami¬
lien“ wurde versucht, neue Pflegefamilien in Wien zu gewinnen. Vizebürgermeisterin Gertrude Fröhlich-Sand-
ner wandte sich in einem Pressegespräch an die Öffentlichkeit. In einer Postwurfsendung des Presse- und Infor¬
mationsdienstes, „Wien — unsere Stadt“, wurde unter dem Motto„Zeig Herz — hilf mit“ ebenfalls um Pflegefa¬
milien geworben. Zahlreiche Interessenten meldeten sich.

Erstmals veranstaltete das Landesjugendreferatim Rahmen des Familiensonntagsam 29. November in
Zusammenarbeitmit dem Jugendamt und den Pflegefamilienvereinen ein „Pflegefamilienfest“ in der Mautner-
Villa, zu dem zahlreiche Pflegeeltern mit ihren Kindern kamen. Zu diesem Fest waren auch Familien eingela¬
den, die sich für die Aufnahme eines Pflegekindes interessierten. Das Fest wurde ein schöner Erfolg und wird
bald wiederholt werden.

Das vom Jugendamt der Stadt Wien in Zusammenarbeitmit dem Landesverband Wien der Österreichischen
Gesellschaft„Rettet das Kind“ initiierte Projekt „Streetwork“  besteht nun das zweite Jahr und hat sich gut
bewährt. In der „Szene“ sind sie vielen schon bekannt, sei es in der Drogenszene oder der Fußballfan-Szene: Die
Streetworker gelten als Makler für Hilfe durch das Establishment, für Hilfe durch die verschiedenenEinrichtun¬
gen, als jene, die einen Tip geben, ein Bett für die Nacht besorgen oder bei der Arbeitsuche helfen können. Den
Fan-Clubs oder den jungen Leuten, die einen Fan-Club gründen wollen, helfen sie etwa bei der Suche nach
einem Clublokal. Durch Mundpropagandasind die Streetworker auf den Sportplätzen schon bekannt und wer¬
den angesprochen, wenn „grüne“ oder „violette“ Fans sich zusammentun wollen. Zu fünf bis sieben Fan-Clubs
halten sie Kontakt; meist haben sie bei der Gründung mitgeholfen.

Streetworker im Drogenbereichhalten engen Kontakt mit Behandlungseinrichtungen, in denen sie mit den
Jugendlichen bekannt werden. Dadurch und durch ihre „Beiselbesuche“ bekommen sie einen hohen Bekannt¬
heitsgrad in der Szene, in der dann für manche Süchtige eine zufällige Begegnung zu einem Rettungsanker wer¬
den kann. Gerade solche punktuellen Kontakte können oft überraschende Wendungen bewirken, sind oft aus¬
lösendes Moment für einen neuen Versuch, einen neuen Beginn.

In den vier Instituten für Erziehungshilfe  wurden insgesamt 449 Kinder, darunter 278
Knaben und 171 Mädchen, untersucht. Der größte Teil der Anmeldungen, und zwar 211, waren spontane Mel¬
dungen. Es folgten unter anderem Zuweisungen über Schulen und Schulpsychologen, Ärzte und Psychologen.
Bei den Schwierigkeiten, die zur Anmeldung führten, überwogen Schul- und Leistungsprobleme. 192 Kinder
befanden sich laufend in Therapie, mit ihren Eltern wurden regelmäßig Gespräche geführt. Eine Elterngruppe
und zwei Mütterrunden wurden geführt. Für 47 Kinder wurde ein Legasthenikerkurs abgehalten.

Das Wiener Kindertelephon  hatte insgesamt 4.388 Anrufe zu verzeichnen, 987 davon kamen
von Erwachsenen. Um das Kindertelephon vor allem als Sorgen- und Krisentelephonbekanntzumachen, wurde
ein Plakat gestaltet und in der Broschüre„Wien für Kinder“ eine ausführliche Beschreibung dieses Angebotes
für Kinder gegeben.

Die Ehe - und Familienberatung  der Stadt Wien im 1. und 12. Bezirk verzeichnete eine
Zunahme der Zahl der Ratsuchenden um etwa 6 Prozent auf 1.950. Es waren 273 Männer, 1.017 Frauen und
330 Paare, die sich in diesem Jahr an die Berater wandten. Sozialarbeiter führten 757 Beratungen durch,Juristen
728, Psychologen 177 und Psychiater 127. Bei den Problemen, für die Beratung und Hilfe gesucht wurden,
überwogen Partnerschaftsproblemezwischen Ehegatten vor Ehescheidungsproblemen, Alimentationsproble¬
men, Familienrechts- und anderen Rechtsfragen, Lebensschwierigkeiten und Sexualproblemen. Die telephoni¬
sche Anmeldung verzeichnete insgesamt 568 Anrufe.

In den Beratungsstellen für Familienplanungführten Sozialarbeiter3.124 und Gynäkologen4.237 Beratun¬
gen durch. 3.976 Frauen, 47 Männer, 171 Ehepaare und 90 Familien suchten die Beratungsstellen auf. Die Bera¬
tungen bezogen sich größtenteils auf Familienplanung(2.665), Schwangerschaftsabbruch(2.545), Empfängnisre-
gclung (1.928), wirtschaftliche und soziale Belange werdender Mütter (1.320).

Die Beratungsstelle in der Semmelweis-Frauenklinik mußte aus organisatorischen Gründen im Februar 1981
nach 18, Währinger Gürtel 141, verlegt werden. Auch in den neuen Räumlichkeitennahmen viele Klienten die
Dienste der Beratungsstelle in Anspruch, obwohl sie sich nun nicht direkt in einem Krankenhaus befindet. Am
5. Mai wurde eine neue Beratungsstelle im Krankenhaus Floridsdorf eröffnet, die seitdem an einem Nachmittag
und einem Abend Beratungen durchführt. Ab 27. Oktober wurde in der Beratungsstelle in 18, Währinger Gür¬
tel 141, eine spezielle Jugendberatungeingerichtet, in der an einem Abend der Woche Gynäkologen und Sozial¬
arbeiter, die auch Aufklärungsgespräche in Berufsschulen durchführen, Einzelberatungenanbieten.

Im Institut für Ehe - und Familientherapie  nahm die Gesamtzahl der Therapiesitzungen
auf 921 zu. Es handelte sich dabei um 66 Einzel-, 524 Paar- und 331 Familientherapiesitzungen. Ein Teil dieser
Sitzungen wurde von einem Kotherapeuten hinter dem Einwegspiegel begleitet. Bei den Anmeldungen über¬
wogen jene von medizinischen oder psychologischen Einrichtungen (89), gefolgt von Angehörigen sozialer
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Berufe (18), ehemaligen Klienten (14), praktizierenden Nervenärzten (9), praktizierenden Psychologen und
Sozialarbeitern(9). 20 Klienten kamen aus eigener Initiative.

Das Institut führte die Fortbildung der Ehe- und Familienberater der Stadt Wien durch und wirkte an der
Fortbildung der Sozialarbeiter der Bezirksjugendämter mit. Eine Reihe von wissenschaftlichen Arbeiten wurde
durchgeführt, unter anderem Untersuchungen über Ehezufriedenheitund Eheglück und über Veränderungen
der Familienstruktur in der Familientherapie. Ein Projekt über Ehepaardiagnostikkonnte abgeschlossen wer¬
den.

Der Psychologische Dienst  des Jugendamtes der Stadt Wien betreute wieder zahlreiche Kinder
und Jugendliche bzw. deren Eltern.

In den Kinder - und Jugendpsychologischen Beratungsstellen  waren es 1.034
Kinder und Jugendliche, die vorgestellt und psychologisch untersucht bzw. auch über längere Zeit betreut wur¬
den. Es gab auch einige räumliche Verbesserungen für einzelne Beratungsstellen: Die Beratungsstelle in 6,
Linke Wienzeile 82, konnte in die neuen Räume in 7, Westbahnstraße 25, übersiedeln, die verkehrsmäßig gün¬
stiger liegen als die bisher benützten Räume. Seit 1. Oktober bietet die Kinder- und Jugendpsychologische
Beratungsstelle in 22, Schrödingerplatz1, auch eine Abendberatung an.

Die Erziehungsberatungenin den Bezirksjugendämtern bezogen sich auf 1.375 Kinder und Jugendliche bzw.
deren Familien. Es wurden auch längere Trainingsprogrammedurchgeführt, um Verhaltensschwierigkeitenzu
überwinden.

In den städtischen und privaten Heimen beschäftigten sich die Mitarbeiter des Psychologischen Dienstes mit
insgesamt 1.762 Kindern und Jugendlichen. Bei 29 Kleinkindern erfolgte im Zentralkinderheim eine einge¬
hende Beobachtung und psychologische Begutachtung. 147 (6,5 Prozent mehr als im Vorjahr) von den in Hei¬
men betreuten Kindern befanden sich in der KinderpsychologischenStation, 14 von ihnen wurden nach
Abschluß der Beobachtungim Rahmen der Intensivgruppe weiter betreut. Die Beobachtungseinrichtungfür
jugendliche Mädchen im Heim „Stadt des Kindes“ war in diesem Jahr mit 29 Mädchen belegt, 110 Burschen
wurden im Lehrlingsheim Leopoldstadt und 93 Mädchen im Heim Nußdorf begutachtet. In der „Stadt des Kin¬
des“, im Heim Biedermannsdorf und im Zentralkinderheim wurden Legasthenikerintensivkursedurchgeführt.
Außerdem fanden solche Kurse in der Familienherbergein 12, Kastanienallee, statt.

Der über fünf Jahre laufende Modellversuch„Psychologische Beratung in den Mütterberatungsstellen“ wurde
mit April 1981 abgeschlossen. Als Ergebnis kann festgehalten werden, daß durch psychologische Beratung in
Mütterberatungsstellenspäteren Erziehungsproblemenvorgebeugt werden kann.

Die Telephonische Erziehungsauskunft  zählte 372 Anrufe; 116 telephonische Anfragen
beantwortetendie Mitarbeiter der KinderpsychologischenStation.

Die Ende des Jahres 1980 neu eingerichtete Stelle „Psychologische Beratung in Scheidungsfragen“ betreute
im Jahre 1981 63 Mütter, 40 Väter und 27 Kinder. Es konnte Hilfestellung bei den vielfältigen Problemen und
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit einer Scheidung geboten werden.

In einem achttägigen Seminar, das im Rahmen der Verwaltungsakademie für neue Mitarbeiter der Verwen¬
dungsgruppe B veranstaltet wurde, gestalteten zwei Mitarbeiter des PsychologischenDienstes zwei Fortbil¬
dungstage.

Über Auftrag der Magistratsdirektion führte die Leiterin des Psychologischen Dienstes die Ausleseuntersu¬
chungen für neue Mitarbeiter des Bürgerdienstes der Stadt Wien durch. Mit einer speziell zusammengestellten
Testbatterie wurden 45 Kandidaten untersucht. Zwei Mitarbeiter des PsychologischenDienstes hielten dann
ein „Auslese-Seminar“ für 20 Teilnehmer ab, nach dem die endgültige Auswahl der Mitarbeiter erfolgte.

Im Bereich der Heime der Stadt Wien für Kinder und Jugendliche  nahm eine im
Jänner veranstaltete Enquete eine neuerliche Standortbestimmungder Heimerziehungvor. Fast genau vor zehn
Jahren hatte das Jugendamt der Stadt Wien ebenfalls eine Enquete über Heimerziehung durchgeführt. Die
Heime waren damals Angriffen durch politische Randgruppen (zum Beispiel der Spartakusbewegung) ausge¬
setzt und standen damit im Blickpunkt der Öffentlichkeit. Eine Kommissionerarbeitete daraufhin Vorschläge
für die Reform der Heimerziehung, die heute — insbesondere hinsichtlich des strukturell-organisatorischen
Rahmens — größtenteils erfüllt sind, wie anläßlich der Enquete festgestellt werden konnte:
—Alle Kinder werden in den Heimen der Stadt Wien in familienähnlichenKleingruppen — sechs bis zwölf

Kinder in einer Gruppe — betreut. Es gibt keine Schlafsäle mehr, sondern die Kinder schlafen in Ein- bis
Vierbettzimmern.

— Der Schwerpunkt liegt nun bei Kleinheimen. Während 1970 noch 14 Heime einen Belag von über 100 Kin¬
dern aufwiesen, sind dies heute nur noch drei Heime, die auch wieder durch das Pavillonsystem aufgelockert
sind. Es werden keine Großheime mehr gebaut.

— Die Personalfluktuation bei den Erziehern wurde wesentlich gesenkt, und zwar von 33 auf 7 Prozent. Dies
ist wichtig, um den Kindern konstante Bezugspersonen zu erhalten. Dazu trugen Verbesserungen der
Arbeitsbedingungenbei. Alle Erzieher erhalten zum Beispiel Supervision.
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— Die Außenbeziehungender Kinder wurden verstärkt durch den Besuch öffentlicher Schulen, die Freizeitge¬
staltung außerhalb des Heimes, ein Taschengeld sowie durch die Einbeziehung der Eltern.

—Es gibt keine geschlossenenHeime, vielmehr wurde ein Prozeß einer weitgehenderenÖffnung der Heime
eingeleitet. Das bedeutet, daß zum Beispiel in der Stadt des Kindes die Freizeitanlagen auch der Bevölkerung
offenstehen. In Krisensituationen, in denen Kinder gefährdet sind, stehen alle Heime als erste Anlaufstelle
rund um die Uhr zur Verfügung. Für Jugendliche wurden Übergangslösungen geschaffen, so daß sie etwa
vom Heim aus betreut werden, aber in eigenen Wohnungen leben. Es werden auch Wohngruppen geführt,
in denen eine Wohnmöglichkeitbei sonstiger Selbständigkeit angeboten wird.

Die Enquete beriet auch über die weitere Ausgestaltung des Bereiches„Heimerziehung“ im Gesamtkomplex
der Jugendwohlfahrt, wobei einerseits auf die Entwicklung therapeutischer Methodik, andererseits auf gesell¬
schaftliche Strategien Wert gelegt wurde, um kompensatorischeErziehung und — wenn notwendig —Thera¬
pie gewähren zu können, aber ebenso die Wiedereingliederungbenachteiligter Kinder und Jugendlicher in
Familie, Beruf und Gesellschaft sicherzustellen. Demnach haben die Heime in engem Zusammenwirkenmit
der ambulanten Sozialarbeit eine wichtige Funktion im Rahmen der psychosozialenHilfen zu erfüllen. Die
Ergebnisse der Beratungen wurden in einer Broschüre vom Verlag Jugend und Volk unter dem Titel „Aktuelle
Probleme der Heimerziehung“veröffentlicht.

Der Stand der systemisiertenPlätze in den Heimen der Stadt Wien für Kinder und Jugendliche betrug zum
Jahresende 1.463, von denen 1.278 belegt waren. Das bedeutet eine 87,7prozentige Auslastung. Gegenüber dem
Vorjahr ergab sich eine Reduktion der systemisierten Plätze um 26. Um die pädagogische Situation zu verbes¬
sern, erfolgte auch eine Reihe von neuen Systemisierungen.

Im Februar 1981 richtete das Julius-Tandler-Heim ein neues Modell einer „Krisengruppe“ ein, in der bis zu
sechs extrem schwierige Kinder auf psychologisch-pädagogischerEbene, falls erforderlich auch rund um die
Uhr, von Fachleuten besonders intensiv betreut werden können. Bei von außen herangetragenenakuten Fällen
ist ein bis zu drei Tage dauernder Aufenthalt im Heim möglich. Ein ähnliches Modell eröffnete das Lehrlings¬
heim Leopoldstadt. In einer Wohngruppe werden bis zu acht besonders verhaltensgestörte und verwahrloste 15-
bis 17jährige Jugendliche „rund um die Uhr“ betreut. Die besondere Eigenart dieser Einrichtung besteht darin,
daß ein einmal aufgenommener Jugendlicher auch bei größten Verhaltensschwierigkeitennicht mehr abgege¬
ben, sondern individuell gefördert wird, um ihn so weit wie möglich in die Gesellschaft zu integrieren.

Seit dem Schulbeginn 1981 versuchen zwei Familiengruppenfür Schulkinder und Jugendliche des Zentral¬
kinderheimes, ihr Gruppenleben nach dem Modell einer Wohngemeinschaft zu gestalten. Vorerst haben sie
damit begonnen, eine selbständige Frühstückszubereitungzu organisieren.

Die Kinder- und Jugendheime sollen keine „Endstation“ sein, sondern sinnvolle Zwischenstationenbeim
Prozeß der Reintegration. Diesem Ziel dient das Projekt Heimverbundsystem, das seit 1980 für jugendliche
Mädchen besteht und vier Heime umfaßt. Durch Zusammenarbeitverschiedener spezialisierter Heimeinheiten
wird sichergestellt, daß jedes Mädchen gemäß den heilpädagogischen bzw. therapeutischen Erfordernissen
untergebracht und gefördert werden kann. Das Verbundsystem wurde 1981 um drei weitere Institutionen
erweitert, und zwar um das Heim Lindenhof mit seinen Plätzen für weibliche Jugendliche, die Wohngemein¬
schaft Eipeldauer Straße und die WohngemeinschaftObere Donaustraße.

Eine Reihe von speziellen therapeutischen Angeboten unterstützten die pädagogische Arbeit. So erhielten
110 Kinder aus verschiedenen Heimen Sprachtherapie. HeilgymnastischeBehandlungen, Gruppen- und Ein¬
zeltherapie, erfuhren 70 Kinder und 17 Lehrlinge aus dem Dr.-Adolf-Lorenz-Heim und 84 Kinder aus dem
Zentralkinderheim. Aus diesen beiden Heimen erhielten 39 Kinder auch Ergotherapie. An einem Therapieschi¬
kurs nahmen 8 behinderte Kinder aus dem Dr.-Adolf-Lorenz-Heim teil. In diesem Heim bekamen 7 Kinder
auch elektrotherapeutischeBehandlung.

1981 beendeten 86 Jugendliche ihre Lehrausbildung, und zwar 8 vom Lehrlingsheim Am Augarten, 9 vom
Dr.-Adolf-Lorenz-Heim, 2 vom Heim Klosterneuburg, 33 vom Heim Lindenhof, 14 vom Lehrlingsheim Leo¬
poldstadt und 20 aus der Stadt des Kindes. Insgesamt fünf Jugendliche schlossen eine höhere Schulausbildung
ab, und zwar die Handelsschule, eine Allgemeinbildende höhere Schule, die Bundeslehranstalt für Frauenberufe
bzw. die Modeschule Hetzendorf.

Das Mutter-und-Kind-Heim mit seinen 26 Plätzen war im Dezember 1981 voll ausgelastet. Ab 1981 konnten
auch junge Mütter ohne Anspruch auf Karenzurlaubsgeld im Mutter-und-Kind-Heim wohnen. Sie wurden vom
Sozialamt unterstützt. Alle nicht einer Arbeit nachgehenden Mütter betreuen ihre Kinder selbst. Durch Näh-,
Koch-, Maschinschreib- oder Sprachkurse konnten sie sich auf die künftige Arbeitssitutationbzw. Verselbstän¬
digung vorbereiten.

Im Gesellinnenheim Aichhorngasse wurden insgesamt 36 weibliche Jugendliche neu aufgenommen, davon
sechs aus Heimen, eine aus dem Krankenhaus, eine vom Freund und 28 aus dem Elternhaus. Von den 37 jun¬
gen Frauen, die das Heim verließen, bezogen 19 eine eigene Wohnung, 13 zogen zu einem Freund oder einer
Freundin, vier zu ihren Eltern und eine in das Mutter-und-Kind-Heim. Das seit mehr als einem Jahr beste¬
hende „Mittwochtreffen“ bewährte sich auch 1981. Alle ehemaligen Bewohnerinnen des Gesellinnenheimes
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wurden mit ihren Kindern und Gatten oder Freunden einmal monatlich zu diesem Beisammensein eingeladen.
Dieser Einladung folgten durchschnittlich immer etwa 15 bis 20 junge Frauen mit Familie. Es wurden dabei
gemeinsam Probleme besprochen, Erfahrungen weitergegeben oder Erinnerungenausgetauscht.

Im Gesellenheim Zohmanngasse waren zum Jahresende 1981 72 Jugendliche untergebracht, darunter 5 Lehr¬
linge. 74 Jugendliche wurden neu aufgenommen, zum Teil aus anderen Heimen. 64 Jugendliche zogen aus, 11
zu den Eltern oder zu Bekannten, 22 in eine eigene Wohnung. Vom Lehrlingsheim Leopoldstadt aus betreuten
Erzieher 50 Jugendliche ambulant, die nicht im Heim wohnten, sondern in über ganz Wien verteilten Wohnun¬
gen, und halfen ihnen bei der Bewältigung dabei auftretender Probleme. Auch vom Heim Nußdorf aus betreu¬
ten Erzieherinnen drei weibliche Jugendliche ambulant. Im Heim Pötzleinsdorf wurde ebenfalls mit einer
ambulanten Betreuung begonnen.

Bei zahlreichen Gelegenheiten wandten sich Heime bzw. das Jugendamt der Stadt Wien an die Öffentlich¬
keit, um zu informieren und Verständnis für die oft mit Vorurteilen belastete Heimerziehungzu wecken. So gab
es neben verschiedenen Pressegesprächen eine Veranstaltungder Aktion „Familiensonntag“ in der Stadt des
Kindes, die Präsentation eines öffentlichen Kinderspielplatzes im Julius-Tandler-Heim durch die Bezirksvorste¬
hung und verschiedene frei zugängliche Feste und Ausstellungen. Das Heim Pötzleinsdorf sandte an Nachbarn
Informationsschreibenund lud zu Gesprächen ein. Ein Symposium „PolytherapeutischeHeimerziehung für
behinderte Kinder im Kinderheim Biedermannsdorf“ wurde durchgeführt, gefolgt von einer Ausstellung
„Schule und Heim“ im Pädagogischen Institut. Kinder aus Heimen suchten Kontakt zu Senioren aus Pensioni¬
sten- und Pflegeheimen. Spontan überbrachten Kinder aus dem Heim „Hohe Warte“ vor Weihnachten Süßig¬
keiten und Obst für polnische Flüchtlingskinder; zur gleichen Zeit übergaben Lehrlinge aus dem Heim Leo¬
poldstadt eine Geldspende.

In 15 Vertragsheimender Stadt Wien wurden zum Jahresende 590 Kinder betreut, um 145 weniger als zu
Beginn des Jahres. Diese Reduktion ergab sich, weil im Juli 1981 die Vertragsheime Altenburg, Borromäum in
Biedermannsdorf und Wimmersdorf geschlossen wurden.

Im Bereich der Sondereinrichtungender Stadt Wien nahm als weitere ambulante Hilfe für Familien mit Kin¬
dern in Konfliktsituationendie sechste „Sozialpädagogische Beratungsstelle“ in 14, Mühlbergstraße7, ihren
Betrieb auf. Diese Erweiterung des Angebotes war auf Grund des regionalen Bedarfes notwendig geworden.

Die Institute für Sozialtherapie  haben ihre Aktivitäten im Jahre 1981 in Form von Einzel¬
therapien mit Kindern und Erwachsenen, von Ehepaar- bzw. Familientherapienund in Form von Gruppenar¬
beit mit Kindern sehr erfolgreich fortgesetzt. Das Institut für Sozialtherapie in Favoriten veranstaltete als Teiler¬
gebnis seiner Kreativarbeit mit Klienten eine private Ausstellung. Zusätzlich war es im Rahmen der Österrei¬
chischen Arbeitsgemeinschaft für Sozialtherapie rege im Aus- und Fortbildungsprogrammfür Sozialtherapeu-
ten tätig und wirkte bei der Schulung verschiedener Sozialarbeitergruppen in Form von Groupwork-Seminaren
und Supervision mit.

In den Info - Centern  wurde eine Reihe von Gruppen für Jugendliche oder Eltern geführt. Im März
übernahm das Info-Center Floridsdorf auch die Funktion einer Clearingstelle für Selbsthilfegruppen für Jugend-
und Familienprobleme, in der Adressen von bestehenden Selbsthilfegruppen und Hinweise für die Bildung von
Selbsthilfegruppenzu erhalten sind.

Zur Bekanntmachungder Serviceleistungen der Jugendinformationszentrenwar das ganze Jahr über regelmä¬
ßige Öffentlichkeitsarbeiterforderlich. Diese reichte von der Erstellung von Werbeplänen, Plakaten, Flugzet¬
teln, Wandzeitungen, Kärtchen, Kinoreklameusw., Durchführung von zielgerichteten Aktionen (zum Beispiel
Zeugnisberatung, Ausstellungen von Werken junger Künstler), Besuchen von Schulklassen, Klubs,Jugendzen¬
tren bis zur Abhaltung eines Symposiums, das am 16. November 1981 in der Mautnervilla im 21. Bezirk statt¬
fand.

Im Rahmen einer Untersuchung des Institutes für empirische Sozialforschung im Mai 1981 wurde der Be¬
liebtheitsgrad der städtischen Kindertagesheime  erhoben . Diese haben nach der Beurteilung auf einer
fünfstufigen Skala die ausgezeichnete Bewertung einer Note von 1,5 erhalten. Diese Beurteilung zeigt, daß die
Kindertagesheimeden Wünschen der Bevölkerung in vorbildlicher Weise entsprechen und die Bemühungen
um beste Qualität dieser Bildungseinrichtung erfolgreich waren und anerkannt werden. Im Jahre 1981 nahmen
vier neue Kindertagesheime ihren Betrieb auf, und zwar in 10, Kornauthgasse4, 16, Ottakringer Straße 202, 18,
Waldeckgasse5, und in 23, Kanitzgasse8. Die Zahl der Kindertagesheimeder Stadt Wien betrug somit zum
Jahresende 274. Die Zahl der Plätze erhöhte sich um 593 auf 31.810, von denen 294 in Säuglingskrippen, 4.957
in Kleinkinderkrippen, 17.427 in Kindergärten und 9.132 in Horten zur Verfügung stehen.

Da die drei Sonderpädagogischen Ambulanzen von der Bevölkerung sehr stark in Anspruch genommen wer¬
den, wurden zur besseren regionalen Versorgung zwei weitere Sonderpädagogische Ambulanzen eröffnet, und
zwar in 3, Stadtpark, und in 10, Lippmanngasse3. Ein Team von erfahrenen Ärzten, Psychologen und Sonder¬
kindergärtnerinnen steht den Eltern von erziehungsschwierigen, entwicklungsgestörten, sprachgestörten oder
sonst behinderten Kleinkindern vom vollendeten ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt beratend zur Seite.
Die ambulante Betreuung ist in den Ambulanzen kostenlos.

77



Am 11. und 12.Juni veranstaltete das Jugendamt der Stadt Wien eine Enquete mit dem Titel „Integration be¬
hinderter Kinder im Kindertagesheim“. Namhafte Fachleute aus Medizin, Psychologie und Pädagogik beleuch¬
teten die Möglichkeiten und Grenzen der Integration behinderter Kinder von verschiedenen Standpunkten aus.
In Arbeitskreisen wurden vor allem flankierende Maßnahmen zu den Integrationsbemühungenin den Kinder¬
tagesheimen der Stadt Wien diskutiert und konkrete Vorschläge ausgearbeitet.

Im Herbst 1981 konnte in der Schriftenreihe„der aufbau“ die Entwicklung der Wiener Kindertagesheimein
den letzten 20 Jahren dargestellt werden. Der Kindergartenhat sich in dieser Zeit als bedeutsame Bildungsein¬
richtung etabliert. Die Anzahl der Gruppen in den Kindertagesheimender Stadt Wien hat sich in diesei Zeit¬
spanne von 591 auf 1.200 erhöht. Damit konnte das Platzangebot fast verdoppelt werden. Überproportionalzur
Anzahl der Plätze ist die Zahl des Personals von 1.441 auf 3.276 Mitarbeiter angestiegen, was zeigt, welche hohe
Priorität der pädagogischen Betreuung von der Stadt Wien zugemessen wird. Durch diesen systematischen Aus¬
bau wurde es möglich, zusammen mit den Kindergärten gemeinnützigerOrganisationen und den privaten Kin¬
dergärten die Vollversorgung zu erreichen. Als erstes Bundesland konnte Wien damit sicherstellen, daß jedem
drei- bis sechsjährigen Kind, dessen Eltern es wünschen, ein Platz in einem Wiener Kindergarten angeboten
werden kann. Diese eindrucksvolle Bilanz konnte bei der Vorstellung dieser Dokumentation gezogen werden.
Die pädagogischen Zielsetzungen, aber auch die international beachtete architektonischeGestaltung der Kin¬
dergärten wurden in der Dokumentation ausführlich dargestellt. Die Wiener Spezialität auf architektonischem
Gebiet ist das „Kindertagesheim“: In einem Haus sind Krippen, Kindergartengruppen und Hortgruppen zu¬
sammengefaßt, so daß die Kinder längere Zeit in vertrauter Umgebung verbringen können: Sie brauchen ihre
Freunde nicht zu wechseln, den Eltern bleibt die Platzsuche erspart, und all die nachteiligen Begleitumstände
einer Umgewöhnung werden größtenteils vermieden. Auch für das leibliche Wohl der Kinder muß in den Kin¬
dertagesheimengesorgt werden. So lieferte die Firma Gustana 3,264.241 Kinderessensportionen. In Kinderta¬
gesheimen mit Säuglings- und Kleinkinderkrippen und im Sommerkindertagesheim Girzenberg wurden
329-776 Portionen selbst hergestellt. Dadurch konnten im Durchschnitt 1.500 Krippen-, 10.200 Kindergarten-
und 4.530 Hortkinder mit Essen versorgt werden. Außerdem wurden an 264 Schüler, die ihr Mittagessen in
einem Kindertagesheimeinnahmen, 47.500 Portionen abgegeben.

Die städtische Erholungsfürsorge  ermöglichte 15.660 Kindern einen Erholungsaufenthaltin
den Bergen, an Seen oder auch am Meer und außerdem Erholungsaufenthaltewährend des Tages im Stadtge¬
biet. Für diesen Zweck wurden insgesamt 445 Aktionen (1980: 434) in 173 Heimen durchgeführt. Das Pro¬
grammangebot für Ferienaufenthalte in Orten außerhalb Wiens war wieder reichhaltig. In 45 Heimen und Pri¬
vatquartieren wurden für Kinder, die über das Bezirksjugendamt angemeldet worden waren, 92 Erholungsaktio¬
nen durchgeführt. Die dabei angebotenen 4.850 Erholungsplätze waren zu fast 97 Prozent ausgelastet. In allen
Heimen verbrachten die Kinder den größten Teil ihrer Ferienfreizeit bei Spiel und Sport in der Gemeinschaft.
Durch Veranstaltung von Ausflügen, durch Teilnahme an Wanderungen und durch Erkunden des Heimgelän¬
des konnten sie dabei auch die Schönheiten der Natur bewußt erleben. Erzieher und Turnusleiter bemühten
sich sehr, den Kindern im Ferienheim einen möglichst erholsamen und gesundheitsförderndenAufenthalt zu
vermitteln.

Im KindererholungsheimTribuswinkel fand wieder die Aktion „Lernferien“ statt, an der 135 Kinder teilnah-
men. Durch Wiederholungdes Lehrstoffes des abgelaufenen Schuljahres holten sie vor allem in den Gegenstän¬
den Deutsch, Mathematik und Englisch Rückstände auf. Zwei Psychologen betreuten zusätzlich Legastheniker
und besonders lemschwacheKinder in Kleinstgruppen in Form eines Intensivtrainings.

Im ErholungsheimSulzbach/Ischl trafen sich in den Sommerferien insgesamt 70 schwerstbehinderteKinder
der Sonderschulen Schwarzingergasse, Paulusgasse und Kienmayergasse. Weitere 20 Kinder dieser Schulen ver¬
brachten drei schöne Ferienwochen in Neustift bei Scheibbs. 106 körperbehinderte Kinder waren wieder im Er¬
holungsheim der Vereinigung der Elternvereine der Körperbehinderten-Schulen Wiens „Am Nußberg“ unter¬
gebracht. In Paßriach am Pressegger See konnten schließlich vier behinderte Kinder in einem gesamtösterrei¬
chischen Ferienturnus mitmachen. Insgesamt nahmen damit im Jahr der Behinderten 200 Kinder an Ferien¬
aktionen über die städtische Erholungsfürsorgeteil. Dank eines enormen Arbeitseinsatzesund mit viel Ver¬
ständnis von seiten des Betreuungspersonalskonnten diese überaus schwierigen Aktionen erfolgreich abge¬
schlossen werden.

209 Kinder erlebten einen „Urlaub am Bauernhof“. Diese sehr beliebte Aktion fand in Auerbach am Wechsel,
Krieglach im Mürztal, Krenstetten und Petzenkirchen im Alpenvorlandund Geinberg im Innviertel statt. Un¬
sere Großstadtkinderlernten dabei die Atmosphäre des Landlebens, die Menschen sowie die Tier- und Arbeits¬
welt auf einem Bauernhof kennen und verbrachten dabei erlebnisreiche Wochen.

An vier Badeurlauben am Meer in den beiden Heimen in Riccione und Cervia nahmen insgesamt 749 Wie¬
ner Kinder teil. Sand, Wasser und Sonne standen den Italienfahrern wieder zur Verfügung und wurden auch be¬
geistert genützt.

209 Knaben, die auf sportliche Betätigung im Ferienheim besonderen Wert legten, hatten sich für einen Auf-
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enthalt im BundessportheimSaalbach/Hinterglemmentschieden. Auf der modern eingerichteten Leichtathle¬
tikanlage und auf den Ballspielplätzen des Heimes nahmen sie begeistert an einer „Kinderolympiade“ teil.

112 Kinder, kleine „Wanderer und Bergsteiger“, erwarben sich in Filzmoos in gemeinsamen Gruppenausflü¬
gen die begehrte Wandernadel des Ortes. 79 Kinder bevölkerten in den Schikursen der Weihnachts- und
Semesterferien die Hänge rund um das Heim in Krieglach.

Insgesamt übernahmen 453 Personen die pädagogische Betreuung der Kinder. Sie kamen fast ausschließlich
aus pädagogischen oder sozialen Berufen oder waren Studenten. Alle Neuanfänger, die erstmals in einer Kinder¬
gruppe eingesetzt werden sollten, mußten an einem Einführungspraktikumim Heim Gaaden teilnehmen. Alle
Anfänger, die noch keine Erfahrung in der Feriengruppenarbeitmitbrachten, wurden zu einem Schulungstag
verpflichtet.

Die Zahl der einwöchigen Schullandwochenist weiter zurückgegangen. Die Frequenz der Schullandwochen
unterliegt großen Schwankungen. Sie erreichte in den Jahren 1972 bis 1975 ihren Höhepunkt und ging seither
auf etwa die Hälfte des damaligen Umfanges zurück. Eine Schwierigkeit besteht darin, daß keine Schulland¬
wochen in einem Zeckengebiet durchgeführt werden können, wenn nicht alle Schüler der Klasse prophylak¬
tisch gegen die Zeckenkrankheitgeimpft sind.

Die Akademie für Sozialarbeit  der Stadt Wien setzte das Fortbildungsseminarfür Lehrer der
Akademie und Sozialarbeiter aus den Jugendämtern über neue Entwicklungenauf dem Gebiet der Methoden
(methodenintegrativeSozialarbeit) fort. Als direktes Ergebnis dieses Seminars entstand ein Fortbildungskonzept
für Sozialarbeiter der Bezirksjugendämter, das in Kurzseminaren im Rahmen der Mitarbeiterfortbildung des Ju¬
gendamtes mit Erfolg angeboten wird. Ein weiteres direktes Ergebnis war ein „Lehrerfortbildungstag“ für Lehrer
und Projektberater der Akademie über „MethodenintegrativeSozialarbeit“ Gast bei dieser Veranstaltungwar
Prof. Friedrich Seibei  von der Gesamthochschulefür Sozialwesen, Koblenz, BRD

Ebenfalls im September fand die erste Konferenz der EuropäischenRegionalgruppein der Internationalen
Vereinigung der Schulen für Sozialarbeit in Wien statt. Das Thema der Konferenz, an der Lehrer der Sozialar¬
beit aus vielen europäischenLändern teilnahmen, war die Zukunft der Sozialarbeiterausbildung. Die sehr erfolg¬
reiche Veranstaltungwar von Mitarbeitern der Akademie vorbereitet worden.

Um die Ausbildung den modernen Erfordernissen entsprechend anzuheben, wurde auf Grund einer Initiative
von Frau Vizebürgermeister Fröhlich-Sandner ein Entwurf für eine Novellierung des Schulorganisationsgesetzes
1962 von einer Kommission des Jugendamtes der Stadt Wien ausgearbeitet, bei der die Akademie maßgeblich
beteiligt war. Es handelt sich um die Verlängerung der Ausbildung von vier auf sechs Semester und die Zusam¬
menlegung der Ausbildung von Sozialarbeitern und Sozialpädagogen. Der Entwurf wurde dem Bundesministe¬
rium für Unterricht und Kunst übermittelt.

Mit dem neuen Studienjahr liefen einige interessante neue Projekte an, zum Beispiel die Mitarbeit einer
Gruppe von Studierenden bei der Gestaltung einer Spielstraße(„KinderinitiativeRingelspiel“), die Betreuung
von Bewohnern einer Familienherberge der Stadt Wien, die Schaffung einer Theaterwerkstattfür Kinder in der
Großfeldsiedlungund die Intensivbetreuungvon gefährdeten Schulkindern, die sich nicht in einen normalen
Hortbetrieb einfügen lassen.

Zur Diplomprüfung traten 52 Kandidaten an, die alle die Prüfung bestanden: 21 mit gutem Erfolg und 15
mit ausgezeichnetemErfolg. Von den Absolventen traten 20 in den Dienst der Stadt Wien. Das laufende Stu¬
dienjahr wurde mit 59 Studierenden, davon 38 Frauen und 21 Männer, eröffnet. Insgesamt besuchen derzeit 82
Frauen und 30 Männer die Akademie.

Im Institut für Heimerziehung  traten 28 Studierende zur Befähigungsprüfung an; 27 bestan¬
den die Prüfung, davon 9 mit gutem und 9 mit ausgezeichnetemErfolg. Außerdem bestanden 24 Externisten
die Befähigungsprüfung, davon 9 mit gutem und 3 mit ausgezeichnetemErfolg. Zur Eignungsprüfungtraten
39 Nichtmaturanten an, von denen 19 bestanden und 16 zur Ausbildung aufgenommenwurden. Weiters traten
44 Maturanten zur Eignungsprüfung an, von denen 29 bestanden und 15 aufgenommenwurden.

Die Schule veranstaltete 1981 einen Schikurs und eine Schullandwochesowie zwei gruppendynamische
Seminare. Das Jahr 1981 war wieder von einem guten Arbeitsklima in der Schule gekennzeichnet und brachte
auch die entsprechenden Ausbildungserfolge.

Die Bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen  besuchten zum Jahresende 317 Schülerin¬
nen und 3 Schüler. Der Lehrgang zur Ausbildung von Sonderkindergärtnerinnen wies 19 Studierende auf.
68 Schülerinnenbestanden die Befähigungsprüfung, 42 davon mit Befähigung zur Kindergärtnerinund Horter¬
zieherin. 17 bestanden mit gutem und 23 mit ausgezeichnetemErfolg. 19 Studierende bestanden die Befähi¬
gungsprüfungfür Sonderkindergärtnerinnen, 4 davon mit gutem und 11 mit ausgezeichnetemErfolg. 120 Kan¬
didaten, davon3 männliche, bestanden die Eignungsprüfung, 6 davon konnten wegen Platzmangels nicht aufge¬
nommen werden. Das neue Schulgebäude bot nicht nur Schülern und Lehrern gute Lern-, Arbeits- und Lebens¬
bedingungen, sondern auch viele Möglichkeiten für die Verwirklichung neuer Ideen. So gelang zum Beispiel die
Präsentation von in den verschiedenen Unterrichtsfächern erarbeiteten Leistungen bei Elternabenden bzw.
Schulveranstaltungenin optimaler Weise durch Ausstellungen im Foyer und musikalischebzw. dramatische

79



Darbietungen im Festsaal. Das dem Ausbildungszentrumangeschlossene Schülerinternat ermöglichte Schüle¬
rinnen der 3. und 4. Klassen, die einen zu langen Schulweg hätten bzw. deren Familien in engen Wohnverhält¬
nissen leben, sich besser auf ihre Ausbildung konzentrieren zu können. Im Keller der Bildungsanstalt wurden
zusätzlich zu den vorhandenenWerkräumen weitere Werkstätten eingerichtet, die für das Arbeiten mit aufwen¬
digeren Materialien noch bessere Möglichkeiten bieten. Zwei Schikurse und drei Schullandwochen fanden statt.
Sehr erfolgreich verlief der Tag der offenen Tür am 1.Juni, der der Bevölkerung Wiens Gelegenheit gab, das
Schulgebäude zu besichtigen und Einblick in die Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Bildungsanstalt zu ge¬
winnen. 963 Besuchet wuiden gezählt.

In der Kinderpflegerinnenschule  der Stadt Wien bestanden alle 18 Schülerinnen der dritten
Klasse die Abschlußprüfung, 3 mit gutem und 8 mit ausgezeichnetemErfolg. 16 Absolventinnenwurden im
Zentralkinderheim angestellt. Bei verschiedenen Gelegenheitenbetreuten Schülerinnen Pflegekinder, während
deren Pflegeeltern an Elternrunden oder Fortbildungsveranstaltungenteilnahmen.

Bildung und außerschulische Jugendbetreuung
Das Referat „Bildungswissenschaftlicher Dienst“  führte die „Gutensteiner Gespräche“ im

Sinne eines wirkungsvollen Erfahrungsaustausches, der gemeinsamen Planung und Absprache über neue Aktio¬
nen, die die Kooperation und Koordinationder Referate und vielfach auch der geförderten Einrichtungen erfor¬
dern, sowie im Sinne einer Motivierung der Mitarbeiter fort. Die Zusammenkünfte fanden am 26. März und 29.
Oktober im Planetarium sowie in der Zentrale der Abteilung statt und waren von eingehenden Besichtigungen
begleitet. Die Bildungsarbeit für Senioren wurde einerseits mit der notwendigen technischen Ausstattung der
Pensionistenheimemit Tonfilmprojektoren, Filmleinwänden, Projektionstischenund Overheadprojektoren, an¬
dererseits mit der Abhaltung zahlreicher Veranstaltungen und Kurse weitergeführt: Es wurden Kurse für Gym¬
nastik im Pensionistenheim „An der Türkenschanze“, für Chorgesang im Pensionistenheim Penzing und in
mehreren Heimen solche über die Einführung in handwerklich-künstlerische Techniken abgehalten. Ein Aus¬
bildungsseminar für Kursleiter, die in diesem Bereich tätig sind, fand im Bildungsheim Strobl mit 15 Teilneh¬
mern statt. Der Aufwand für die angeführten Maßnahmen betrug rund 400.000 S. Eine Begleituntersuchung
über den Einsatz der Großdruckbücherwurde abgeschlossen. Am Fernlehrtest„Freizeitfächer“ nahmen bei sie¬
ben Angeboten insgesamt 1.200 Studierende teil, die Zusammenarbeitmit den Städtischen Büchereien hat sich
bewährt. Zu den Sozialphasen für Astronomie und Batik kamen 268 Studierende. Die begleitenden Untersu¬
chungen wurden abgeschlossenund stehen vor der Veröffentlichung. Das Projekt „Musische Laienbildung“
wurde weiter realisiert. Im Pulmologischen Zentrum Baumgartner Höhe wird das Betreuungspersonal der Kin¬
derstation im Einsatz des Orff-Instrumentariumsgeschult, von Prof. Samy Molcho  ein Trainingskurs für Kurslei¬
ter für das Fach Körpersprache, Pantomime und Menschentypen geleitet. Wissenschaftliche Arbeiten aus dem
Arbeitsbereichder Abteilung wurden von Kolland-Hutterer(Bildungsangebot für Senioren), Rosenmayr(Curri¬
culum für die Ausbildung von Seniorenbetreuem), Filla (Kind und Buch, Rezeption von Arbeiterkulturdurch
Kinder) und Strolzka(Kind im Spannungsfeld Schule—Gesellschaft—Eltern) vorgelegt; sie waren mit der För¬
derung der Abteilung erstellt worden.

Im Jahre 1981 wurden im Rahmen der Förderung der Erwachsenenbildung  in Wien 40 in der
Volksbildung tätige Vereine und Institutionen einschließlich alternativer Kommunikationszentrenin einer Ge¬
samthöhe von nahezu 50 Millionen Schilling gefördert. Größter Subventionsempfängerwar der Verband Wie¬
ner Volksbildung mit 40,2 Millionen Schilling. Darüber hinaus konnten dieser Institution für die Instandset¬
zung der von ihr verwalteten Volksbildungsbauten 3 Millionen Schilling zur Verfügung gestellt werden.
1980/81 fanden in den dem Verband Wiener Volksbildung angeschlossenen Volkshochschulen, Volksheimen
und Häusern der Begegnung sowie in den Sondereinrichtungen6.750 Kurse mit einer Frequenz von 98.315
Teilnehmern sowie 5.976 Veranstaltungenmit 715.163 Besuchern statt.

Im Rahmen der Sonderförderungsmaßnahmender Abteilung wurden aus Anlaß des „Internationalen Jahres
der Behinderten“ zur Fortsetzung der bereits 1980 begonnenen Initiativen weitere 124.000 S gewährt. Die För¬
derung im Jahre 1980 betrug 600.000 S. Als sichtbares Ergebnis dieser Förderung ist das neue „Bildungszen¬
trum aktiv“ zu nennen, das aus der ehemaligen Volkshochschulefür Hörbehinderte hervorgegangen ist und
seine Tätigkeit grundsätzlich auf alle Gruppen von Behinderten ausgedehnt hat. Zur Zeit arbeitet es an zehn
Stellen in Wien.

Die konfessionelle Erwachsenenbildungwurde mit insgesamt 360.000 S gefördert.
In Simmering konnte das neue Veranstaltungszentrumim EKAZENT Simmering fertiggestellt und eröffnet

werden. Es wird in diesem Fall erstmals versucht, eine derartige Einrichtung auch nach kommerziellen Ge¬
sichtspunkten zu führen.

Im Sommer 1981 wurde mit den Arbeiten zur Erweiterung der VolkshochschuleBrigittenau zu einem Haus
der Begegnung begonnen. Für diesen Zweck standen 5 Millionen Schilling zur Verfügung, die Gesamtkosten
werden bei 110 Millionen Schilling liegen.
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Vorführungender Hortkinder anläßlich der Eröffnung von zwei neuen Kindertagesheimenin der städtischen Wohn¬
hausanlage„Am Schöpfwerk“

Jugendamt

Das neue Kindertagesheimim 21. Bezirk, Schwanngasse 11, bietet 111 Kindern in 5 Qruppen Platz



Frau Vizebürgermeister Gertrude Fröhlich-Sandner(AmtsführenderStadtrat für Bildung,Jugend, Familie) übergibt die
von der Landesbildstelle Wien produzierten„Diareihen über den 20. Wiener Gemeindebezirk“den Schuldirektoren der
Wrigittenauer Volksschulen

Bildung

Konzert des Schülerorchesters des Konservatoriums der Stadt Wien



Eröffnung der Volksschule im 23. Bezirk, Akaziengasse 52—54, durch Frau Vizebürgermeister Gertrude Fröhlich-
Sandner

Schulwesen

Festveranstaltung anläßlich der Eröffnung des vierten Zentralberufsschulgebäudes im 7. Bezirk, Apollogasse 1



Die Ausstellung „Picasso in Wien “ war in der Volkshalle des Rathauses zu sehen

Kultur

Die von der Wiener Stadt - und Landesbibliothek veranstaltete Ausstellung „Tagebuch der Straße . Wiener Plakate“
wurde von 97.222 Personen besucht



Im Alternativbereichwurden die Kommunikationszentren „Arena“, „Gassergasse“ und das „Amerlinghaus“
mit insgesamt 8,5 Millionen Schilling gefördert: Der Verein„Forum Wien Arena“ erhielt 1981 eine Gesamtsub¬
vention von 3,7 Millionen Schilling. Davon waren 2,5 Millionen Schilling für bauliche Instandsetzungsarbeiten
bestimmt, der Rest von 1,2 Millionen Schilling soll für Aktivitäten aufgewendet werden. Dem Verein „Kultur¬
zentrum Spittelberg“ wurden zur Förderung des Kommunikationszentrums „Amerlinghaus“ 2,3 Millionen
Schilling gewährt. Der „Verein zur Schaffung, Förderung und Unterstützung von selbstverwalteten Kultur- und
Kommunikationszentren“ konstituierte sich im Frühjahr 1981 und betreibt seither sein Zentrum in der Gasser¬
gasse. Für diesen Zweck erhielt die Einrichtung eine Subvention von 2,5 Millionen Schilling, aus der neben Ak¬
tivitäten auch bauliche Sanierungsmaßnahmenbedeckt werden mußten. In der „Arena“ entstand ein bemer¬
kenswertes Zentrum für Rockmusik und für Großveranstaltungenjugendorientierter Musik; in den beiden an¬
deren Zentren standen musikalische Aktivitäten, Betreuungsgruppen, Alternativschulen, Seniorenkontakte im
Vordergrund. Im gesamten Bereich der von der Abteilung existentiell geförderten Einrichtungenkonnten mehr
als 1 Million Teilnehmer gezählt werden.

Die bewährten Aktionen der außerschulischen Jugendbetreuung des Landesjugendreferates Wien wurden
auch im Jahre 1981 erfolgreich weitergeführt und mit neuen Aktivitäten ergänzt. Besonders zu erwähnen ist die
Aktion „Familiensonntag“ mit insgesamt 119 Veranstaltungenund einer Frequenz von 86.000 Besuchern. An
jedem der zehn Familiensonntage wurden mindestens eine Großveranstaltung, wie zum Beispiel ein Praterbe¬
such mit Ermäßigungenund Freifahrten, sowie mehrere Kleinveranstaltungenmit Animationscharakterange-
boten. Es gab aber auch Fixpunkte im Programm, wie zum Beispiel der Kinderfilm und das Planetarium, sowie
neue Veranstaltungen, zum Teil mit experimentellemCharakter.

Die Zahl der Teilnehmer am Wiener Ferienspiel  stieg weiter sprunghaft auf 225.000 an. Zum Ver¬
gleich sei angeführt, daß es rund 180.000 Pflichtschüler in Wien gibt. In den Monaten Juli/August wurden den
6- bis 14jährigen über 50 Freizeitmöglichkeitenin Form von einzelnen Stationen angeboten. An den beiden
Schlußveranstaltungenin der Wiener Stadthalle nahmen insgesamt 18.000 Besucher teil.

Der Wiener Ferienclub  wird nicht nur in den Sommerferien, sondern ganzjährig durchgeführt. So¬
mit erklärt sich die Zunahme der Teilnehmerzahlen. Bei 600 Einzelveranstaltungen konnten 5.700 Clubmitglie¬
der verzeichnet werden.

Im Rahmen der Internationalen Jugendkontakte  wurde 1981 die Arbeit mit dem Besuch
von Wiener Jugenddelegationen in der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und Italien (Südtirol) auf der
Basis der Gegenseitigkeitfortgesetzt. Eine Delegation Südtiroler Schüler besuchte in der Osterwoche Wien.
Dieser Gruppe wurde, wie einer Gruppe der Rheinisch-Westfälischen Auslandsgesellschaft, ein ausgedehntes
und auf die speziellen Bedürfnisse abgestimmtesBildungsprogramm angeboten. Delegationen, bestehend aus je
zwanzig Vertretern von Wiener Jugendorganisationenund Jugendzentren, studierten im Mai Jugendeinrichtun¬
gen in Rheinland-Westfalen, im September solche der Südtiroler Jugendarbeit. Eine fünfköpfige Delegation
hatte Gelegenheit, die audio-visuelle Medienarbeit in vor allem für Jugendliche arbeitenden Einrichtungen in
Nizza zu studieren. Weitere Jugendkontakte kamen mit Ungarn und Ägypten zustande.

Die seit 1979 laufende Aktion „Schülerklubs“  an Schulen mit schulfreiem Samstag wurde im Jänner
1981 um sechs Standorte erweitert, an denen sprachlich versierte Betreuer ein speziell auf türkische Gastarbei¬
terkinder ausgerichtetes Programm angeboten haben. Diese neue Einrichtung wurde gut angenommen und
konnte allein in den ersten vier Monaten des Schuljahres 1981/82 rund 1.100 Besucher aufweisen. Die übrigen
22 Schülerklubs an Wiener Schulen mit schulfreiem Samstag wurden von 11.490 Kindern besucht.

Weitere Aktivitäten waren die „Semesterferienaktion“ mit 17 Freizeitmöglichkeiten, wie Kino, Theater, Sport
und Spiel, für rund 70.000 Kinder und Jugendliche. Im „Pop-odrom“ spielten insgesamt 149 Bands vor 4.800
Zuhörern, und zwar 100 Bands Rock, 36 Folk und 13 Jazz. Beim Finale waren 1.500 Jugendliche anwesend, um
den drei besten Gruppen in der Stadthalle zuzuhören. Zu den „4. Internationalen Jugendtheatertagen“ in Wien
mit 12 Aufführungen an vier Spielorten, und zwar im Schauspielhaus, in den VolkshochschulenMargareten
und Hietzing sowie im Jugendzentrum Grünwaldgasse, kamen 1.500 Besucher. Das„8. Wiener Schultheater-Fe¬
stival“ wurde mit 19 Gruppen, die aus allen Schulbereichenkamen, gestaltet. Die Abschlußveranstaltungfand
im Raimundtheater statt, anschließend wurden die rund 500 Teilnehmer im Festsaal des Wiener Rathauses
empfangen. Die Jungbürgerfeiern“ wurden zum 16. Mal vom Landesjugendreferat Wien organisiert. Die Jung¬
bürger des Jahrganges 1961 konnten unter dem Musical„Der Mann von La Mancha“ im Theater an der Wien,
einem Jungbürgerball in den Sophiensälen und einem Konzert im Konzerthaus wählen. Insgesamt kamen
10.017 Teilnehmer. Als Jungbürgerbuch wurde „Als ich 19 war“ ausgegeben. Das „Maifest“ auf dem Rathaus¬
platz mußte wegen des Mordes an Stadtrat Nittel abgesagt werden. Das„Volkstanzfest“ wurde trotz Regens vor
dem Schloß Belvedere(Teichhof) mit 200 Volkstänzernabgehalten, die 1.000 Zuseher fanden. In der Pause
zeigte eine burgenländische Volkstanzgruppe Tänze aus ihrer Heimat. Am „29- Redewettbewerb“ nahmen 241
Schüler aus allgemeinbildendenmittleren und höheren Schulen, 90 Schüler aus Berufsschulen und 11 Angehö¬
rige des Bundesheeres teil. Zum Bezirksjugendsingen kamen insgesamt 1.514 Gruppen mit 38.003 Mitwirken¬
den, die auf 127 Plätzen, wie Schulen, Betrieben und Parkanlagen, vor 38.640 Besuchern großen Erfolg hatten.
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Sportliche Aktivitäten wurden in Zusammenarbeit mit der Magistratsabteilung 51 organisiert, so die „Sport¬
plätze der offenen Tür“, für die sich 20.209 Kinder interessierten. Die Jugendeislaufaktionfand 28.481 Teilneh¬
mer, zu den Fahrten zum Schnee fanden sich bei den Sonntagsfahrten2.242, in den Semesterferien 618 Teil¬
nehmerein . Insgesamt wurden 2.189 Schier in Zusammenarbeitmit dem Verein„Wiener Jugendkreis“ ausgege¬
ben. Der Semesterschikurs wurde für 78 Kinder, der Weihnachtsschikursfür 68 Kinder im Alter von 8 bis 15
Jahren abgehalten. An der „Fahrt zum Spiel“ in den Sommermonaten nahmen 7.071 Kinder teil. Zum Spare¬
frohspielplatz im Donaupark erfolgte die Abfahrt von sechs Plätzen in Wien aus. Das Haltungsturnen wurde für
3.726 Kinder in 197 Schulen veranstaltet. Neben der Jugendleiterschulefand die Aktion „Treffpunkt Schule“ an
Donnerstagenan sieben Standorten für 6- bis 15jährige Kinder statt, wozu sich 12.022 Teilnehmer einfanden.
Im Rahmen der Medienerziehungund Videoarbeit konnten im Medienzentrumbei 454 Veranstaltungenrund
8.000 Personen registriert werden.

Im Bereich der Jugendzentren der Stadt Wien“  kann man gleichfalls von einem flächendek-
kenden Versorgungsnetzsprechen, wenn 22 zum Großteil zeitgemäß ausgestattete Einrichtungen mit einem
differenzierten Freizeitangebot zur Verfügung stehen. Kinder und Jugendliche kommen freiwillig, arbeiten nach
Wunsch und Ambition an der Programmgestaltungund Führung der Zentren mit. Da die Bevölkerungsent¬
wicklung für die kommenden Jahre einen zunehmenden Anteil an Jugendlichen erkennen läßt, ist in der außer¬
schulischen Jugendarbeit ein kommunal- und bildungspolitischer Schwerpunkt zu erkennen. Im Jahre 1981 wa¬
ren in den vom Verein Jugendzentren der Stadt Wien“ geführten Stellen im offenen Kinderbetrieb im Tages¬
durchschnitt 660 und im offenen Jugendbetrieb 1.480 Besucher festzustellen. An 71 Kursen nahmen 1.715 Ju¬
gendliche und 46 Erwachsene teil. 83 Jugendorganisationen, Klubs und Vereine mit 2.685 Mitgliedern nützten
die Möglichkeit aus, in den Jugendzentren ihre Zusammenkünfte und Veranstaltungenanzubieten und durch¬
zuführen. 1981 fand das erste gemeinsame Symposium der Jugendzentren und Info-Center zum Arbeitsthema
„Kommunale Jugendarbeit in Wien“ statt.

Im Landesjugendreferat Wien mußten insgesamt 80 Subventionsanträge behandelt werden. Größter Subven¬
tionsempfänger war der Verein Jugendzentren der Stadt Wien“, dem Förderungsmittel in Gesamthöhe von
46,254.000 S gewährt wurden. Damit konnte der Verein sein expansives Konzept weiterführen, begann den
Umbau des Jugendzentrums Zeltgasse, führte die Arbeiten zur Adaptierung des Jugendzentrums Grinzing wei¬
ter und stattete mehrere Zentren mit zeitgemäßen, jugendgerechtenEinrichtungsgegenständenaus. Die Aktivi¬
täten des Vereines„Wiener Jugendkreis“ wurden mit insgesamt 17,688.000 S gefördert. Diese Subvention er¬
möglichte dem Verein die wirtschaftlich-organisatorischeDurchführung der meisten Aktionen des Landes¬
jugendreferates Wien, aber auch die Einrichtung von nahezu 40 Kursen für 600 Wiener Schülerinnen und
Schüler sowie die der Aktion „Malen im Museum“, die insbesondere im Museum moderner Kunst im Palais
Liechtenstein abgehalten wurde.

Die Arbeit der anerkannten Wiener Jugendorganisationen wurde mit Subventionsmitteln von insgesamt
3,5 Millionen Schilling unterstützt. Für die Abhaltung der Jungbürgerfeiernsowie für die Ausgabe des 1981 neu
ins Programm aufgenommenen Jungbürgerbuches „Als ich 19 war“ stand ein Sachkredit in Höhe von
5,509 000 S zur Verfügung. Zahlreiche Jugendvereinigungen, animatorische Gruppen, Kindertheaterensembles
und Vereinigungen zur Förderung des Musikverständnisses unserer Jugend wurden mit Förderungsmittelnvon
insgesamt 3,785.000 S unterstützt. Unter den Veranstaltungenist besonders die vom Verein der Freunde der
Musiklehranstalten der Stadt Wien betreute Aktion „Musik hören — Musik verstehen“ hervorzuheben, da sich
an ihr mehr als 40.000 Kinder und Jugendliche beteiligt haben.

Am 1. und 2.Juli wurde im Festsaal des Rathauses die Wiener Mannschaftsmeisterschaft im Schachspiel für
über 750 Schüler aller Schultypen der 5. bis 9. Schulstufe ausgetragen. Höhepunkt des Sommerschachfestes wa¬
ren Simultanvorstellungenmit zwei Mitgliedern der österreichischen Olympiamannschaft 1980 gegen 244
Schüler, wobei sie 198 Spiele gewannen, 32 remisierten und nur 14 verloren.

In der Zeit vom 4. bis 11.Juli wurde erstmals ein Internationales Symposium„Kinderfreizeitaktionenin der
Großstadt“ durchgeführt. Die 40 Teilnehmer kamen aus der BRD, Frankreich, Italien, Norwegen, der Schweiz
und den österreichischenStädten Graz, Linz, Salzburg und Wien. Das Symposium diente dem internationalen
Erfahrungsaustausch über Kinderfreizeitaktionenund einer Durchleuchtung des Wiener Ferienspiels.

Die Aktionen und Angebote des Landesjugendreferates Wien fanden im Jahre 1981 insgesamt mehr als
1 Million Teilnehmer.

Die Städtischen Büchereien erfüllten auch im Jahre 1981 erfolgreich ihren volksbildnerischen Auftrag, ob¬
wohl sie gerade in diesem Jahr gravierende organisatorischeBelastungenzu bewältigen hatten: Die Haupt¬
bücherei wurde auf EDV-Ausleihesystem umgestellt und die zentrale Katalogisierung am Bildschirm vorberei¬
tet. Die Büchereistelle Kolschitzkygasse in Wien-Wieden mußte geschlossen und die Übersiedlung in die neue
GroßbüchereiFavoritenstraße durchgeführt werden. So mußte bis zur Übersiedlung die Hauptbücherei für drei
Monate, die Bücherei Kolschitzkygasse für sechs Monate geschlossen werden. Dennoch konnte die dem Jahre
1980 entsprechende Entlehnziffer von 2,850.000 aufrechterhaltenwerden, so daß sich neuerlich eine Aufwärts¬
entwicklung abgezeichnet hat. Für die Büchereistelle Bernoullistraße wurde ein behindertengerechter Zugang
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geschaffen, für jene in der Hütteldorfer Straße gelang die Zumietung eines angrenzenden Lokales. Für seh¬
schwachere Leser wurden alle Zweigstellen der Städtischen Büchereien mit Großdruckbüchernausgestattet. Mit
der Planung einer neuen Zweigstelle in 21, Großjedlersdorf, wurde begonnen. Eine neue Büchereistelle in 12,
Am Schöpfwerk, wurde baulich abgeschlossen. Die baulich bereits fertiggestellte neue Büchereistelle in 2, En-
gerthstraße, wurde mit 18.000 Bänden ausgestattet, komplett eingerichtet und für die Eröffnung 1982 vorberei¬
tet. Der Buchbestand betrug Ende 1981 840.440 Bände, die Zahl der eingeschriebenen Leser 100.703; davon
waren 34.910 Kinder und 19 397 Jugendliche. Der Verein der Freunde der Städtischen Büchereien hat sich
konstituiert und seine Tätigkeit aufgenommen.

Die Schülerbewegung in den Musiklehranstalten der Stadt Wien ergab für das Studienjahr 1980/81 fol¬
gendes Bild: Am Konservatoriumwaren 645 ordentliche und 393 außerordentliche, insgesamt 1.038 Studie¬
rende, inskribiert. Darunter befanden sich 158 Ausländer aus 33 Staaten. In den 18 Musikschulen studierten
insgesamt3.602 Schüler, die drei Jahrgänge der Kindersingschule besuchten insgesamt 2.939 Teilnehmer. Der
Gesamtschülerstandbetrug somit 7.579. Insgesamt wurden 90 Prüfungen erfolgreich abgelegt, und zwar7 Di¬
plom-, 29 Reife-, 17 Abschluß-, 21 staatliche Lehrbefähigungs- und 16 Seminarprüfungen. 16 Stipendien im
Werte von 199.000 S sowie 27 Schulgeldermäßigungenkonnten bewilligt werden. Für den ersten Preisträger
des australischen Robert-Stolz-Wettbewerbes, den Tenor Glenn Winslade,  sowie den zweiten Preisträger, den
Pianisten Edward Kriek,  wurden 1981 zusätzlich insgesamt 50.000 S aufgewendet, um ihnen Aufenthalt und
Studium am Konservatoriumzu ermöglichen.

Unter den zahlreichen Veranstaltungensind das Chor- und Orchesterkonzert am 16. und 17. Februar im
Großen Musikvereinssaal mit Werken von Bruckner und Honegger, das Kirchenkonzert in der Franziskaner¬
kirche am 3. Juni, das Orchesterkonzert im Großen Saal des Konservatoriumssowie 2 Professorenkonzerte,
4 Konzertstunden, 60 Klassen- und Übungsabende, 12 Konzert- und Übungsabende, 2 Konzerte der Jazzabtei¬
lung und 7 Diplomprüfungskonzertebesonders zu nennen. Die Jahresopernaufführungbrachte die „Zauber¬
flöte“ von W. A. Mozart und fand am 27. April im Theater an der Wien statt. Zu Wiederholungen kam es in
Wien-Floridsdorf und außerhalb Wiens in Waidhofen an der Ybbs, Wiener Neustadt, Wimpassing, Wieselburg,
Berndorf, St. Pölten und Eisenstadt. Cole Porters „Kiss me Kate“ wurde am Konservatoriumund nachfolgend
in sechs Häusern der Begegnung in Wien sowie in der ZentralberufsschuleLängenfeldgasse aufgeführt. Die
Darbietungen auf den Tourneen wurden von den Arbeiterkammern von Wien und Niederösterreichunter¬
stützt. Die Musikschulen führten 18 Jahreskonzerte durch, das „Festliche Singen“ fand am 23. und 24. Mai in
der Kurhalle Oberlaa statt. Die Räume des Konservatoriumsbildeten den Rahmen für die Veranstaltungen der
Wiener Meisterkurse sowie des 8. Schultheaterfestivals des Landesjugendreferates Wien. Ein Seminar für Mili¬
tärmusik wurde neu eingerichtet, mit dem Unterricht für 30 jordanische Musiker begonnen.

Die beabsichtigte Erlassung eines Kunsthochschulstudiengesetzesläßt gravierende Auswirkungenauf den
Status der Länderkonservatorien erwarten, was im Jahre 1981 zahlreiche Beratungen zuständiger Gremien mit
sich brachte.

An Auslandskontakten wäre die Musikschule Budapest zu nennen, die in Wien konzertierte, ebenso das
AustralischeKammerorchester. Die Jazzklasse des Konservatoriumsnahm an einem Seminar in Budapest teil.
Die Aktion „Musik hören — Musik verstehen“ zugunsten der Wiener Schuljugend wurde von den Musiklehran¬
stalten in der Planung, Durchführungund Betreuung gestaltet. Die Veranstaltungenbesuchten mehr als 40.000
Schüler, der Gesamtaufwand betrug 2,3 Millionen Schilling. Den Musiklehranstalten standen insgesamt
87,4 Millionen Schilling für Sach- und Personalaufwand zur Verfügung.

Der lehrplanmäßig vorgeschriebene Unterricht sowie zahlreiche Veranstaltungenund Wettbewerbewurden
von der Modeschule der Stadt Wien erfolgreich durchgeführt. Das Lehrerkollegiumumfaßte 38 Personen,
davon waren 20 haupt- und 18 nebenberuflich tätig. Der Stand des Verwaltungspersonals betrug 14 Personen.
Der Schülerstand machte im Jänner 206 Schüler aus, im Dezember waren es 211. Von diesen stammten 108 aus
Wien, 70 aus den Bundesländern und 33 aus dem Ausland. Im Hinblick auf die von der Schulbehörde geforder¬
ten Ausbildungsziele wurde die Modernisierung der technischen Ausstattung im Jahre 1981 planmäßig fortge¬
setzt: Unter anderem konnten 5 Tafeln, 1 Tonbandanlage, 1 Staubsauger, 3/260 Nähmaschinen, 1 Lederschärf¬
maschine, Sessel, Schultische, diverse Tische, 1 Zuschneidetisch, 1 Overlockmaschineund 1 Dämpftisch ange¬
kauft werden. Für die laufende Erhaltung des Schlosses wurden 1,085.000 S ausgegeben. Wertvolle Materialien
wurden unter anderem als Firmenspenden für Verarbeitungs- und Vorführzwecke der Modeschule zur Verfü¬
gung gestellt.

Die Anerkennung der Schule in der Fachwelt manifestierte sich in Aufträgen, Veranstaltungenund Ideen¬
wettbewerben seitens in- und ausländischerFirmen und Organisationen. Diese Aufgaben konnten wieder er¬
folgreich bewältigt werden. An besonderen Aktivitäten auf dem Veranstaltungssektor sind der Taschen-Modell-
Entwurfswettbewerb für die Firma Getsyl in Bludenz im Jänner und der Strickmodellwettbewerb für Bayer Au¬
stria im Februar hervorzuheben. Im März begann das Modeteam Wien mit der ersten Kollektion in Hetzendorf
sowie mit Modeschauen unter dem Motto„Wien in Mode“ im Zelt im Palais Liechtenstein. Im April wurde ein
schulinterner Plakatwettbewerb für die Modeschau’81 veranstaltet, im Mai ein Modellwettbewerb für Modal-Fa-
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sern aus Lenzing. Die Jahresausstellung und Leistungsschauder Modeschule mit Modeschauen wurde im
Schloßpark im Juni vor rund 5.200 Besuchern gezeigt. Diese Veranstaltung zeichnete das Fernsehen für die Sen¬
dung „Österreich-Bild“ auf.Am „Tag der offenen Tür“, der im September im Rathaus stattfand, nahm die Schule
mit einer Modeschau teil. Ferner begann das Modeteam Wien mit der zweiten Kollektion in Hetzendorf, im
Oktober wurde der Wettbewerb „Damenoberbekleidungmit Daunenfüllung“ durchgeführt. Wieder kam es zu
einer TV-Aufzeichnung für das „Österreich-Bild“, aber auch zu Vorführungenvor der Presse. Die Veranstaltun¬
gen im November waren„Triumph Bademode 1983“ und die Photoausstellung in der Aula„Modeschau 1976—
1981“. Im Dezember schließlich wirkte die Modeschule bei der Präsentation„Frisur’82“ der Intercoiffeure mit.

Die Landesbildstelle Wien konnte im Rahmen ihrer budgetären, personellen und kompetenzmäßigen
Möglichkeiten die an sie herangetragenenAufgaben erfüllen. Der Landesbildstelle obliegt die Beschaffung von
audio-visuellen Medien, Software und Hardware, für die Wiener Pflichtschulen und die Dienststellen des Magi¬
strates der Stadt Wien. Diareihen und Filme werden auch selbst produziert.

Im Jahre 1981 konnten die Bezirksbildreihen überden 20. und 21. Bezirk fertiggestellt werden. Diese Diarei¬
hen wurden den Direktionen der Volksschulen der betreffenden Bezirke von Frau Vizebürgermeister Fröhlich-
Sandner feierlich übergeben. Die Diareihe über die „Plastiken der Wiener Ringstraße“ konnte ebenfalls abge¬
schlossen werden. Im Hinblick auf „Das Jahr der älteren Menschen“ im Jahre 1982 wurde eine Diareihe über
das „Pflegeheim Lainz“ hergestellt. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß gemeinsam mit dem Kura¬
torium Wiener Pensionistenheimeaudio-visuelle Geräte zur bildungsmäßigen Betreuung der älteren Menschen
angeschafft wurden. Die für die Bedienung dieser Geräte zuständigen Bedienstetenwurden in einem Kurs in
der Landesbildstelle über den Umgang und den Einsatz dieser Geräte unterwiesen.

Die im Rahmen der Koproduktion der ÖsterreichischenBundesländer— die Landesbildstelle ist Geschäfts¬
stelle dieser Koproduktion — begonnene Herstellung von Diareihen konnte fortgesetzt werden. Im Rahmen
der Filmdokumentationwurden die Projekte„Brigittenauer Brücke“, „Hochwasserschutz“ und „U-Bahn, 4. Teil“
fortgesetzt. Der Film „Brigittenauer Brücke, 1. Teil“ wurde fertiggestellt. Im Bereich der Unterrichtsfilme wur¬
den die Filme „Der Eiki-Film-Projektor“, „Der Bauer Filmprojektor“ und ein Film über den „Christkindlmarkt
in Wien“ abgeschlossen. Als erfolgreich erwies sich die Teilnahme der Landesbildstelle bei der ICEM-Tagung in
Berlin. Von dem dort vorgestellten Film „Vom Lehm zum Ziegel“ konnten rund 80 Kopien verkauft werden.

Durch die Tätigkeit der Photographen konnten Einnahmen von rund 230.000 S erzielt werden, wobei zu be¬
merken ist, daß Photos für den Bildungs- und den politischen Dokumentationsbereichauftragsgemäß kostenlos
durchgeführtwerden müssen. Eine Bewertung dieser Tätigkeiten ergab fiktive Einnahmen von rund 441.000 S.
Die Bedienstetendes Technischen Dienstes betreuten die Geräte der Wiener Pflichtschulenund auch „tradi¬
tionsgemäß“ die Geräte des Burgenlandes. Diese Arbeiten erbrachten Einnahmen von 242.100 bzw. 11.900 S.
Der Verleih der Landesbildstelle konnte klaglos alle an ihn herangetragenenWünsche erfüllen. Die fiktive Be¬
wertung dieser Tätigkeit ergab einen Betrag von 7,955.000 S.

Das bereits bewährte Kursprogramm der Landesbildstelle wurde auch 1981 weitergeführt. Die Einrichtung
der neuen Räume im dritten Stock des Hintertraktes konnte abgeschlossen werden.

Städtische Schulverwaltung
Die Zahl der öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschulen ist im Schuljahr 1980/81 auf insgesamt 378

angestiegen, und zwar auf 211 Volks-, 112 Haupt-, 42 Sonderschulensowie 13 PolytechnischeLehrgänge. Die
Volksschulen wurden von 50.919 Schülern in 1.919 Klassen besucht, 35.941 Hauptschülerwaren in 1.301 Klas¬
sen, 6.436 Sonderschüler in 562 Klassen untergebracht, und die PolytechnischenLehrgänge haben 3.430 Schü¬
ler in 134 Klassen frequentiert.

Die Durchschnittsschülerzahlpro Klasse an den öffentlichen Schulen betrug für Volksschulen 26,5, für
Hauptschulen 27,6, für Sonderschulen 11,5 und in den PolytechnischenLehrgängen 25,6.

In den 55 privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie Polytechnischen Lehrgängen wurden in 402
Klassen 11.907 Schüler unterrichtet. Die Durchschnittszahlenpro Klasse an den Privatschulen betrugen in den
Volksschulen 30,9, in den Hauptschulen 30,7, in den Sonderschulen 10,5 und in den PolytechnischenLehrgän¬
gen 20,0.

Die Lehrtätigkeit übten mit Stichtag 31. August 1981 376 Direktoren, 5.979 klassenführende Lehrer, 444 Ar¬
beitslehrerinnen, 282 Religionslehrer und 204 Sprachlehrer, also insgesamt7.285 Lehrpersonen, aus.

Am 31. Dezember 1981 befanden sich in städtischer Schulverwaltung 332 Gebäude, und zwar 298 Gebäude,
die Zwecken der allgemeinbildendenPflichtschulen, sowie 27 Gebäude, die verschiedenen Zwecken dienen (all¬
gemeinbildende höhere Schulen, Bundesfachschulen, Schülerheim und Polizei). 7 Gebäude (Widmungsge¬
bäude) wurden dem Bund für allgemeinbildendehöhere Schulen überlassen, in 11 teils städtischen, teils priva¬
ten Gebäuden waren Räume für allgemeihtüldendePflichtschulen gemietet.
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Für Bau und Erhaltung wurden im Jahre 1981 310 Millionen Schilling aufgewendet. Zu den wichtigsten Her¬
stellungen gehört die Fertigstellung der Schulen in 7, Zieglergasse 21—23 (1. Bauteil der löklassigen Volks¬
schule), in 10, Sahulkagasse(12klassige Volksschule), in 14, Hochsatzengasse(Turnsaal und Schulküche), in 15,
Braunhirschengrund(8klassige Volksschule als Ganztagsschule) und in 22, Markomannenstraße, 2. Bauteil(16
Klassen und Turnsaal) der 24klassigen Volksschule als Schule-Wohnhaus. Außerdem wurden zwei mobile Klas¬
senzimmer umgestellt. Der Beginn bzw. die Fortsetzung der Bauarbeiten wurde vorgenommenbei den Schulen
in 7, Zieglergasse 21—23 (2. Bauteil der löklassigen Volksschule als Ganztagsschule), in 21, Aderklaaer Straße
(Turnsaal), in 22, Plankenmaisstraße(Turnsaal) und in 22, Eßlinger Hauptstraße(Turnsaal). Planungs- und Bau¬
vorbereitungsarbeitenwurden für Schulneubauten geleistet in 10, Pernerstorfergasse(24klassiger Polytechni¬
scher Lehrgang), in 13, Hietzinger Hauptstraße(Turnsaal), in 18, Köhlergasse(8klassige Volksschule als Ganz¬
tagsschule), in 20, Gerhardusgasse(20klassige Volksschule) und in 22, Schüttauplatz(8klassige Volksschule). An
3 Schulgebäudenwurden Instandsetzungsarbeitenin größerem Umfang durchgeführt. 12 Schulgebäude waren
wieder auszumalen, in 5 Schulgebäudenveraltete Heizungen umzubauen oder jene mit einer modernen Zen¬
tralheizung auszustatten. Bei 20 Schulen mußten die Dächer, bei 25 die Fassaden, in 5 die Fußböden, in 36 die
Fenster und in 13 die WC-Anlagen instand gesetzt werden. Ferner waren 10 Turnsäle und 6 Spielplätze wieder¬
herzustellen. Darüber hinaus erfolgten in diversen Schulgebäuden der Einbau von Ganggarderoben und die An¬
bringung von Sonnenschutzrollern.

An neuen Einrichtungsgegenständenwurden 100 Buchwandtafeln, 400 Kästen, 2.500 Schülertische, 5.000
Schülersessel, 50 Lehrerzimmertische, 200 Garderobebänkebeschafft. Mit diesen Möbeln wurden unter ande¬
rem 150 Klassen- und 10 Musikzimmer eingerichtet. Für neue Möbel wurden insgesamt 18,381.000 S, für Mö¬
belinstandsetzungenund -ergänzungen sowie für Lehrmittelreparaturen19,976.000 S ausgegeben.

Der Aufwand an Verbrauchsmaterialien, die den Schülern unentgeltlich zur Verfügung gestellt wurden, be¬
trug 25,114.000 S. Im einzelnen wurden für Schreib- und Zeichenrequisiten, darunter 3,700.000 verschiedene
Hefte, 3,800.000 Zeichenblätter und 750.000 Bleistifte, 10,778.000 S ausgegeben. Für Mädchenhandarbeitsma¬
terial, darunter 100.000 m Stoffe und 210.000 Strähne Strick- und Häkelgarne, wurden 5,539.000 S, für Kanzlei-
und Klassenrequisiten300.000 S bezahlt. Der Restbetrag war für die Schulpauschalien bestimmt. Davon entfiel
auf die „Werkerziehung in der Volksschule“ ein Betrag von 3,800.000 S.

Die Stadt Wien stellte den Schülern der 4. Haupt- und Sonderhauptschulklassen sowie den 4. Klassen der all¬
gemeinbildendenhöheren Schulen das Buch„Die Geschichte der Stadt Wien“ mit 19 000 Exemplaren im Wert
von 1,800.000 S zur Verfügung. Für Klassenlesestoffe, Gruppenlektüre sowie für die Beschaffung von Büchern
für die Lehrerbüchereiwurden 2,785.000 S aufgewendet. Im Jahre 1981 wurden 9,830.000 S für den Ankauf
von Lehrmitteln und Werkzeugen ausgegeben, unter anderem wurde die Aktion, vorhandene Präparate in
Kunstharz einzugießen, fortgesetzt. Ferner mußte an Volksschulen wieder eine Reihe von Filmprojektorenge¬
gen Tonfilmprojektorenausgetauscht werden. Die Beistellung von Lehrmitteln, diversen Geräten, audiovisuel¬
len Lehrmitteln, Musikinstrumenten sowie Bargeld für die Hobbygruppen der Ganztagsschulenverursachte
einen Aufwand von rund 6,500.000 S.

Insgesamt erwuchsen der Stadt Wien im Jahre 1981 für die Erhaltung der allgemeinbildendenPflichtschulen
Kosten von 2.665,377.000 S. In diesem Betrag ist auch der Lehrerpersonalaufwand enthalten, der vom Bund zur
Gänze der Stadt Wien refundiert wird.

Die Zahl und Art der durchgeführten Schulversuche  an den Wiener öffentlichen Pflichtschulen sind
so groß, daß nur einige wesentliche herausgegriffen werden können. Vorschulklassen  dienen primär
der Herstellung annähernd gleicher Schulstartchancenfür jene Kinder, die trotz normaler Intelligenz aus ver¬
schiedenen, häufig in ihrer sozioökonomischenSituation begründeten Ursachen zum Zeitpunkt des Schulein¬
trittes noch nicht die Schulfähigkeit erlangt haben und daher vom Schulbesuch zurückgestellt werden müssen.
Darüber hinaus werden in Vorschulklassen auch Kinder aufgenommen, die auf Grund ihres Lebensalters für
eine vorzeitige Aufnahme grundsätzlich in Betracht kommen, jedoch noch nicht voll schulfähig sind. Schul¬
pflichtige Kinder, deren Sonderschulbedürftigkeit erwiesen ist, werden nicht in Vorschulklassen aufgenommen.
Der Besuch der Vorschulklasse ist freiwillig, die Aufnahme kann nur in der Zeit bis 31. Dezember erfolgen. Die
Schülerzahl einer Vorschulklasse soll 18 nicht überschreiten. Mit rund 100 Vorschulklassen an Volksschulen
und 6 Vorbereitungsklassen an Sonderschulen waren im Schuljahr 1980/81 die Voraussetzungen dafür gegeben,
daß nahezu alle für den Vorschulklassenbesuch in Betracht kommenden Kinder in eine derartige Klasse aufge¬
nommen werden konnten.

Mit der Fremdsprachlichen Vorschulung  sollen dem Volksschüler ab der dritten Schulstufe
unter Ausnützung der dieser Altersstufe eigenen Sprechfreudigkeit und Aufnahmefähigkeitgrundlegende
Kenntnisse und Fertigkeiten im Gebrauch einer lebenden Fremdsprachevermittelt werden. Dabei soll die Fä¬
higkeit zum bewußten Spracherwerb, die mit zunehmendem Alter verlorengeht, ausgenützt werden. Mit diesem
Schulversuch, bei dem es sich nicht um Sprachunterricht im herkömmlichen Sinn handelt, soll den Schülern
aber auch der Übertritt in die weiterführendenSchulen, und zwar in allgemeinbildendehöhere Schulen oder
Hauptschulen, mit ihrem Fachunterricht erleichtert werden. Der Schulversuch setzt in der dritten Volksschul-
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klasse ein und wird auf der vierten Schulstufe fortgeführt. Das Unterrichtsausmal! beträgt eine Wochenstunde,
die nach Möglichkeit auf zwei Halbstunden aufgeteilt wird. Die fremdsprachlicheVorschulung wird zwar der¬
zeit noch als Schulversuch geführt, ist aber bereits so fest etabliert, dal! der Entwurf für eine Novelle zum Schul¬
organisationsgesetz eine Übernahme in die Normalform der Schulorganisation vorsieht. Die fremdsprachliche
Vorschulung in Englisch oder Französisch wird von Lehrern mit entsprechender Ausbildung durchgeführt.

Der Schulversuch Integrierte Gesamtschule strebt die Erprobung eines gesamtschulartigen
Schultyps der allgemeinbildendenhöheren Schule ohne Trennung nach Hauptschule und Unterstufe für alle
Schüler der 5. bis 8. Schulstufe an. Dieser Schultyp soll eine größere Zahl von Schülern der oberen Begabungs¬
und Leistungsschicht befähigen, nach Abschluß der Mittelstufe einen weiterführendenBildungsweg einzuschla¬
gen und erfolgreich abzuschließen. Weiters sollen die Schüler der mittleren Begabungs- und Leistungsschicht
unter stärkerer Berücksichtigung ihres individuellen Begabungsgefüges zu einer optimalen Entfaltung ihrer An¬
lagen geführt werden. Unterdurchschnittlich begabten Schülern wird durch einen ihre Schwierigkeiten beson¬
ders berücksichtigenden Unterricht in kleineren Gruppen sowie durch ein Angebot an zusätzlichen Förde¬
rungs- und Stützungsmallnahmenwenigstens in einzelnen Leistungsbereichen zu einem besseren Anschluß an
die Mittelgruppeverholfen.

ln Wien wurden 12 Schulen mit 216 Klassen, in denen 6.500 Schülern der Unterricht erteilt wurde, als inte¬
grierte Gesamtschule geführt. In der Schule in 10, Herzgasse 27/1, Wendstattgasse5/1, in 11, Enkplatz 4/1, so¬
wie in 23, Dirmhirngasse29, waren es je 16 Klassen. In 22, Polgarstraße, wurden 12 Klassen, in 22, Planken¬
maisstraße 30, 17 Klassen, in 21, Pastorstraße 29, und 22, Anton-Sattler-Gasse 93, je 18 Klassen, in 14, Spallart¬
gasse 18, 20 Klassen, in 23, Anton-Baumgartner-Straße 119, 21 Klassen, in 23, Steinergasse 25, 22 Klassen und
in 23, Anton-Krieger-Gasse 25, 24 Klassen der 5. bis 8. Schulstufe eingerichtet.

Der Schulversuch Differenzierte Sonderschule  wurde durch das Wiener Schulgesetz ermög¬
licht und verfolgt das Ziel, durch einen leistungsdifferenzierten Unterricht in den PflichtgegenständenDeutsch
und Mathematik günstigere Möglichkeitenfür die Individualisierung des Unterrichtes zu eröffnen und den
Schülern bessere Bildungs- und Berufschancen zu bieten. Den dafür geeigneten Schülern sollen außerdem gün¬
stigere Möglichkeiten für den Übertritt in die Hauptschule sowie in den Polytechnischen Lehrgang geboten
werden, insbesondere aber auch in den Schulversuch„Einjähriger Lehrgang zur Erlangung des Abschlusses der
4. Hauptschulklasse(zweiter Klassenzug) für Schüler der Allgemeinen Sonderschule“. Der Schulversuch wurde
an den allgemeinen Sonderschulen in 2, Holzhausergasse5, in 3, Petrusgasse 10, und in 17, Kastnergasse 29,
mit je 6 Klassen sowie in 21, Adolf-Loos-Gasse 2, mit 10 Klassen geführt.

Unter Ausnützung der in der Ganztagsschule  gegebenen günstigeren Möglichkeiten der Stunden¬
plangestaltung wurden in Verbindung mit einem sinnvollen Wechsel von Unterrichts-, Lern- und Übungszeit
einerseits und Freizeit andererseits im Wege einer effektiven Lernorganisation Unterrichts- und Arbeitsformen
entwickelt und eingesetzt, die eine Verbesserung der gesamten schulischen Bildungsarbeit bewirken und zu
einer Steigerung der Bildungserfolge führen. Die Schulzeit beginnt in der Regel um 8 Uhr und endet für Volks¬
schüler um 15.30 Uhr, für Hauptschüler um 17.30 Uhr.

Für Volksschüler besteht die Möglichkeit, in der Ganztagsschule unter der Aufsicht der Lehrer bis 17.30 Uhr
zu verbleiben, sofern die Eltern dies wünschen. Der Samstag ist schulfrei. Unter Berücksichtigung der pädagogi¬
schen Gegebenheiten und Erfordernisse können lehrplanmäßige Unterrichtsstunden über den gesamten Schul¬
tag verteilt werden. Im Schuljahr 1980/81 wurden 11 öffentliche Pflichtschulenals Ganztagsschulen geführt,
und zwar die Volksschule in 2, Aspernallee5, mit 8 Klassen, in 7, Zieglergasse 21, mit 2 Klassen, in 10, Carl-
Prohaska-Platz, mit 8 Klassen und 1Vorschulklasse, in 12, Am Schöpfwerk 27, mit 13 Klassen, in 15, Reichsap¬
felgasse 30, mit 7 Klassen, in 20, Spielmanngasse l/II , mit 9 Klassen, in 21, Irenäusgasse2, mit 7 Klassen, in 21,
Dopschstraße l/II , mit 8 Klassen sowie in 23, Wohnpark Alt-Erlaa, mit 8 Klassen. Ebenso wurden die Haupt¬
schulen in 11, Hasenleitengasse9, und in 14, Hochsatzengasse 22—24, mit je 8 Klassen, in 16, Roterdstraße1,
mit 12 Klassen und die integrierte Ganztags- und Gesamtschule in 22, Anton-Sattler-Gasse 93, mit 18 Klassen
geführt. In den 116 Klassen nahmen rund 3.400 Schüler am Schulversuch Ganztagsschule teil.

Der Schulversuch „Sprachliche Förderung für Schüler mit nichtdeutscher
Muttersprache“  wurde für schulpflichtige Kinder ausländischer Arbeitnehmer eingerichtet. Dieser
Schulversuch soll den Kindern zu einer besseren Verständigungs- und Ausdrucksfähigkeitin der deutschen
Sprache verhelfen und dadurch ihre Integration in die Klassen- und Schulgemeinschaftfördern. Es handelte
sich dabei um ein unterrichtsbegleitendesSprachtraining in kleinen Gruppen von 8 bis 12 Schülern im Ausmaß
von 2 Wochenstunden mit flexiblem Kursbeginn und flexibler Kursdauer. Im Schuljahr 1980/81 wurden rund
370 Förderkurse an rund 160 Standorten durchgeführt.

Der Schulversuch„MuttersprachlicherZusatzunterricht für Kinder jugoslawischer Gastarbeiter“ verfolgt das
Ziel, im Wege eines zusätzlich erteilten Unterrichtsangebotesdie muttersprachlicheBildung der Kinder soweit
zu fördern, daß im Falle einer Rückkehr nach Jugoslawien die Integration dieser Kinder in jugoslawische Schu¬
len ohne nennenswerte Schwierigkeiten und ohne Ablegung von besonderen Prüfungen gewährleistet ist. Der
Schulversuch umfaßte daher für Schüler aller Schulstufen einen muttersprachlichen Unterrichtsbereichsowie
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einen heimatkundlichenund einen geographisch-geschichtlichen Unterricht. Der Unterricht erfolgt nach einem
österreichischenLehrplan, der vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst auf der Grundlage eines jugo¬
slawischen Lehrprogrammes erlassen wurde. Die erforderlichenLehrbücher sowie sonstige Lehr- und Lernmit¬
tel wurden durch die jugoslawische Unterrichtsverwaltung kostenlos beigestellt. Der Unterricht wird in der Re¬
gel von jugoslawischen Lehrern erteilt, die jedoch der österreichischenSchulaufsichtunterstehen und für je¬
weils ein Schuljahr als Sondervertragslehrer angestellt werden. Der Schulversuch wurde an rund 140 Standorten
in rund 240 Gruppen durchgeführt.

Der Schulversuch„Muttersprachlicher Zusatzunterricht für Kinder türkischer Gastarbeiter“ verfolgt das glei¬
che Ziel wie der oben genannte für die jugoslawischen Gastarbeiterkinder. Er umfaßt für Schüler aller Schulstu¬
fen einen Unterricht in türkischer Sprache und Sozialkunde(türkische Geschichte, türkische Geographie und
Staatsbürgerkunde) sowie Religions- und Moralunterricht. Der Sozialkundeunterrichtwird in der 1. und 2.
Schulstufe mit dem Sachunterricht verbunden und erst ab der 3. Schulstufe als herausgehobenerBereich des
Sachunterrichtes geführt. Der Unterricht erfolgt nach gruppenspezifischen Lehrstoffverteilungenauf der
Grundlage eines vom Bundesministeriumfür Unterricht und Kunst erlassenen Lehrplanes, dem ein von türki¬
scher Seite zur Verfügung gestellter Lehrplan zugrunde liegt. Die erforderlichen Lehrbücher sowie sonstige
Lehr- und Lernmittel werden vom türkischen Erziehungsministeriumkostenlos zur Verfügung gestellt und
nach Abschluß des Begutachtungsverfahrens vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst an die Schulen
geliefert. Die unterrichtsbegleitendenKurse werden im Ausmaß von vier Wochenstunden für jeweils7 bis 15,
in der Regel für 10 bis 12 Schüler eingerichtet. Dieser Schulversuch wurde im Schuljahr 1980/81 an 30 Stand¬
orten in über 40 Gruppen durchgeführt.

Der Schulversuch „Einjähriger Lehrgang zur Erlangung des Abschlussesder 4. Hauptschulklasse(zweiter
Klassenzug) für Schüler der allgemeinen Sonderschule“ verfolgt das Ziel, besonders erfolgreiche Schüler der
AllgemeinenSonderschule im letzten Jahr ihrer gesetzlichen Schulpflicht oder in einem freiwilligen 10. Schul¬
jahr in die Hauptschulezurückzuführen, um ihnen mit dem Abschluß der 4. Hauptschulklasse im zweiten Klas¬
senzug bessere Chancen für den Start in den Beruf zu ermöglichen. Die Schüler werden zu diesem Zweck in
eigenen Hauptschulklassenmit mindestens 15 und höchstens 20 Schülern zusammengefaßt und von Haupt¬
schullehrern nach den Lehrplanbestimmungenfür den zweiten Klassenzug unterrichtet. Dieser Schulversuch
wird derzeit an fünf Hauptschulen mit 6 Klassen erfolgreich durchgeführt.

Durch eine Novelle zum Wiener Schulgesetz wurde die Möglichkeit geschaffen, nach vorheriger Befragung
der Eltern, die Kinder in einer Volksschule, Sonderschule oder in einem PolytechnischenLehrgang haben, den
Samstag schulfrei zu erklären. Auf Grund der durchgeführten Befragungen wurde ab dem Schuljahr 1979/80
der Samstag an rund drei Viertel der öffentlichen Volksschulen sowie an den meisten Sonderschulen und an al¬
len PolytechnischenLehrgängen schulfrei erklärt.

Zu Beginn des Schuljahres 1980/81 bestanden in Wien 10 kaufmännischeund 25 gewerbliche berufs¬
bildende Schulen.  Die kaufmännischenBerufsschulen umfaßten 341 Klassen mit 9.726 Schülern, die
gewerblichenBerufsschulen 761 Klassen mit 21.748 Schülern.

Die Gesamtschülerzahl an den Berufsschulen hängt eng mit der Stärke der entsprechenden Geburtsjahrgänge
zusammen. Sie erreichte im Schuljahr 1968/69 ihren Tiefpunkt mit 18.000 Schülern, stieg aber seither stark an.

Die für den Bereich der Berufsschulen typischen, zumeist nicht vorhersehbarenUmschichtungen innerhalb
der einzelnen Berufssparten, das Aussterben und die Entstehung neuer Berufe stellen die Stadtverwaltung bei
der Schulraumvorsorge, insbesondere bei den Unterrichtsräumen für den praktischen Unterricht, vor große
Schwierigkeiten. Als Beispiel dafür sei etwa der rapide Rückgang der Zahl der Lehrlinge im Textilgewerbe, das
Anwachsen der Schülerzahl bei den Elektrotechnikernund Automechanikernund in gewissen kaufmännischen
Berufen oder bei den neuen Berufsgruppen der Kunststoffverarbeiter, der Verpackungsmittelmechanikerund
der Textilmechanikerangeführt. Die speziellen Raum- und Ausstattungserfordernissefür die einzelnen Berufs¬
sparten stehen der erforderlichenMobilität in der Raumverwendung manchmal entgegen oder bedingen zumin¬
dest größere Kosten bei den notwendigen Umwidmungen. Die 35 Berufsschulen sind in 15 Schulgebäuden un¬
tergebracht. Der Unterricht an den Wiener Berufsschulen wird im allgemeinen ganzjährig geführt, an gewerbli¬
chen Berufsschulen jeweils mit einem ganzen Tag in der Woche und an kaufmännischen Berufsschulen mit
zwei halben Tagen in der Woche.

Die Verfachlichung des Unterrichtes wurde in Wien vollkommen erreicht. In den meisten Lehrberufen be¬
stehen eigene Fachklassen, in etlichen wurde in den fachtheoretischenGegenständeneine Gruppenteilung ein¬
gerichtet, nur in wenigen Gewerben mußten auf Grund der geringen Schülerzahl mehrere Schulstufen in einer
Klasse zusammengefaßt werden. Darüber hinaus werden Lehrlinge in bestimmten Splitterberufen aus mehreren
Bundesländern auf Grund von Vereinbarungen mit den einzelnen Landesregierungen in Lehrgängen unterrich¬
tet, die in acht Wochen den Lehrstoff eines Jahres vermitteln. Wien betreute im Jahre 1981 42 Lehrgangsklas¬
sen mit 805 Schülern in den Lehrberufen Gärtner, Blumenbinder und -händler (Floristen), Musikinstrumenten-
erzeuger, Holz- und Steinbildhauer, Drechsler, Kunststoffverarbeiter, Verpackungsmittelmechanikerund Reise-
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büroassistenten. Andererseits besuchten 124 Lehrlinge, unter anderem Büchsenmacher, Vulkaniseure, Dachdek-
ker, Hotel- und Gastgewerbeassistenten, Lehrgänge in anderen Bundesländern.

Auf Grund der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle werden an Berufsschulen Schulversuchedurchgeführt,
die der Erprobung neuer möglicher Organisationsformenhinsichtlich der Zusammenfassungder Schüler nach
ihren Leistungen in Leistungsgruppenin einzelnen Unterrichtsgegenständendienen. Das Ziel der Schulversu¬
che ist einerseits die Förderung der leistungsschwächeren Schüler, damit ein größerer Anteil von Berufsschülern
das lehrplanmäßige Jahresziel erreichen kann, andererseits die Förderung der leistungsstärkeren Schüler, denen
eine Vertiefung bestehender Lehrplaninhalteoder zusätzliche Unterrichtsgegenständeangeboten werden kön¬
nen. Bei der Bildung von Leistungsgruppen sind die leistungsstärkeren Schüler mit überdurchschnittlichenLei¬
stungen in die LeistungsgruppeI, die Schüler mit durchschnittlichen Leistungen in die Leistungsgruppe II und
die leistungsschwächerenSchüler in die LeistungsgruppeIII einzuordnen. Den Schülern in der Leistungs¬
gruppe III werden Förderkurse angeboten, damit das lehrplanmäßig vorgesehene Jahresziel und eventuell die
höhere Leistungsgruppe erreicht werden können. Insgesamt fünf Modellvarianten mit zwei bzw. drei Leistungs¬
gruppen stehen zur Auswahl. Leistungsschwächere Schüler können in homogenen Kleingruppen besser geför¬
dert werden, leistungsstärkere Schüler bessere Leistungen erbringen. Die angebotenen Förderkurse werden mit
geringen Ausnahmen von den Schülern besucht.

Das größte Zentralberufsschulgebäudein 6, Mollardgasse 87, stammt aus dem Jahre 1908, wurde nach dem
Krieg nach schweren Bombenschädenwieder hergestellt und muß den heutigen Anforderungen des Berufs¬
schulunterrichtesangepaßt werden. Diese Anpassung erfolgt schrittweise im Zuge eines umfassendenInstand-
setzungs- und Modernisierungsprogrammes. Nach Abschluß der Arbeiten an der Zentralheizungsanlage wurden
die zur Sanierung der Wasserinstallation und des Kanalnetzes ebenfalls abgeschlossen. 1981 wurden für Moder¬
nisierungsarbeitenim 4. Obergeschoß7 Millionen Schilling aufgewendet. Die Gesamtkostender Umbauarbei¬
ten werden voraussichtlich 78 Millionen Schilling betragen. Die Bauarbeiten für die Erweiterung und Moderni¬
sierung des Zentralberufsschulgebäudes in 15, HütteldorferStraße7—17, wurden im Jahre 1981 mit einem Be¬
trag von 23 Millionen Schilling fortgesetzt. Die Gesamtkosten des Bauvorhabens werden voraussichtlich 220
Millionen Schilling betragen. Die Adaptierung des Volksschulgebäudes für die Berufsschule für Bürokaufleute
in 15, Meiseistraße 19, wurde 1981 fortgesetzt. Die Baurate für 1981 betrug 6 Millionen Schilling. Die Gesamt¬
kosten werden voraussichtlich19,3 Millionen Schilling betragen.

Die Ausstattung der Berufsschulen mit Maschinen und Geräten wurde auch im Jahre 1981 modernisiert. So
wurden unter anderem der Berufsschule für Baugewerbe2 Zeichenmaschinen und Werkzeug im Wert von
25.000 S, der Berufsschule für chemische, leder- und papierverarbeitende Berufe und Tapezierer 1 Episkop und
Werkzeug im Wert von 74.000 S, der Berufsschule für Goldschmiede 1 Schleif- und Poliermaschine, 1 Metall¬
gehrungssäge, Werkzeug und 1 Satz Spannzangen im Wert von 66.000 S beigestellt. Die Berufsschule für Bäk-
ker und Konditoren, Fleischer erhielt 1 Freezer im Betrage von 75.000 S, 1 Rühr- und Schlagmaschine für
26.000 S und 1 Schleifmaschine im Wert von 7.000 S, die Berufsschule für Sanitär- und HeizungstechnikWerk¬
zeuge und Geräte für Raum 1 und 4 im Wert von 225.000 S und die Berufsschule für Schlosser und Glaser
4 Laborplätze für Pneumatik im Wert von 148.000 S, 8 Werkbänke um 47.000 S, Glaserwerkzeug im Wert von
30.000 S sowie 65 Zeichenplatten. In der Berufsschule für Technische Zeichner und Zahntechniker wurden für
1 Bego Eltherm, 1 Bego Regulus, 1 Heraeus, 18 Artikulatoren und 10 Gnathomat 183.000 S aufgewendet, in der
Berufsschule für EinzelhandelI wurde Büromaterial im Wert von 2.000 S gekauft. Die Berufsschule für Einzel¬
handel II erhielt 1 Radiorecorder um 2.500 S, 3 Kassettenrecorderim Wert von 4.500 S, die Berufsschule für
Einzelhandel III 2 NCR-Lesegeräte um 16.400 S, 1 Plattenspielerum 2.000 S, 1 Bandaflex, 1 Banda-Umdruk-
ker, 1 Fernsehtischund diverse Photolaboreinrichtungenim Wert von 58.600 S. Der Berufsschule für Einzel¬
handel IV wurden 1 Tonfilmprojektor, 1 Diaprojektor, 1 Abziehapparat im Wert von 40.000 S, ferner 1
Vervielfältigungsapparat um 11.200 S, 1 Umdruckmaschineim Betrage von 11.000 S und Büromaterial im Wert
von 7.500 S beigestellt, für die Berufsschule für Friseure1und II wurde 1 Epiliergerät um 18.000 S, 1 Oligoder-
miegerät und 1 lonthophoresegerät im Wert von 63.100 S, 1 Pulverisator sowie Einrichtungsgegenständeund
Werkzeug im Wert von 196.000 S gekauft. Für die Berufsschule für Bekleidungs- und Textilgewerbe wurde 1
Bügelautomat im Wert von 50.000 S, für die Berufsschule für Bürokaufleute wurden 1 Kassettenrecorder, 1
Diktiergerät, 4 Radiorecorder und 1 Filmprojektor im Wert von 30.000 S, für die Berufsschule für Büro- und In¬
dustriekaufleute14 Diktiergeräte im Wert von 70.000 S angeschafft. Die Berufsschule für Gastgewerbe erhielt
Küchengeräte im Wert von 80.000 S, 1 Rührwerk Hobart um 84.200 S sowie Küchentransportwagen, 1 Soda¬
wasseranlage und Geschirr im Wert von 10.000 S, die Berufsschule für Großhandel I 1 Filmapparat im Wert von
18.000 S, die Berufsschule für Großhandel II 1 Filmapparat im Wert von 15.000 S und die Berufsschule für
Elektromechanik64 Zeichenplatten um 15.000 S, 11 RC-Generatoren um 63.000 S sowie8 Oszilloskope im
Wert von 84.000 S. In der Berufsschule für Industriekaufleute wurden für Wörterbücher und Kurzzeitnehmer
11.000 S aufgewendet, in der Berufsschule für Elektrotechnik I für 35 Meßgeräte 117.000 S, für 4 Eisenkerne,
35 Widerstände, 20 Aufhängemodelle, 8 Demonstrationsmodelle64.000 S sowie für 1 Notrufanlage und 1 Per¬
sonensuchanlage34.000 S ausgegeben. Die Berufsschule für Elektrotechnik II erhielt Laboreinrichtungenim
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Wert von 227.000 S, die Berufsschule für Kfz-Technik I 1 Speicheroszilloskop im Wert von 79 000 S sowie 1
Meßverstärker um 25.000 S. Der Berufsschule für Kfz-Technik II wurden 1 Stecksystem um 15.000 S, 1 De¬
monstrationsmotorund 1 Stroboskop um 43.000 S, 1 Diaprojektor und 1 Aufsatz im Wert von 13.000 S beige¬
stellt, der Berufsschule fij/ Nachrichtentechnik 10 Leistungsgeneratorenum 71.000 S, 4 Oszilloskope um
35.000 S, 4 Farbfernsehgeräte sowie 1 Diaprojektor im Wert von 48.000 S und Laboreinrichtungenim Betrage
von 226.000 S. Die Zentrale Lehrwerkstätteerhielt 1 Dieselmotor um 36.000 S, diverse Meßgeräte für Ein¬
spritzpumpenstand um 55.000 S, 1 Dieseltester im Wert von 33.000 S, 1 Schweißanlage um 29.000 S sowie
Werkzeuge und Einrichtungen im Wert von 174.000 S, die Berufsschule für GraphischesGewerbe 1 Nylon¬
printanlage im Wert von 163.000 S. Insgesamt wurden 1981 für die Anschaffung von Maschinen und Werkzeu¬
gen 6,408.000 S aufgewendet, für den praktischen Unterricht 7,430.000 S, für den theoretischen Unterricht
2,305.000 S ausgegeben. Der Stadt Wien erwuchsen für die Erhaltung der Berufsschulen Gesamtkosten von
382,245.000 S. In diesem Betrag ist auch der Lehrerpersonalaufwand enthalten, von dem 50 Prozent auf Grund
des Finanzausgleichgesetzes 1969 vom Bund der Stadt Wien rückerstattet werden

Die beiden Fachschulen der Stadt Wien für wirtschaftliche Frauenberufe bieten eine fundierte praktische
Ausbildung für die Tätigkeit im Haushalt, für hauswirtschaftliche Frauenberufe in größeren Familienhaushalten
sowie in Anstalts- und Fremdenverkehrsbetrieben. Die Fachschule der Stadt Wien für Damenkleidermachcr
bildet Mädchen in einem 4jährigen Bildungsgang zu Kleidermachergehilfinnenaus. In der Ausbildung nimmt
die Arbeit in der Werkstätte einschließlich der Fachkunde und der Modetechnikbreiten Raum ein. Der Lehr¬
plan umfaßt darüber hinaus Schnittzeichen und Modellarbeit, Entwurf und Modezeichnen, Materialienkunde
und Textilchemie. Die drei Fachschulen sind Privatschulen der Stadt Wien und führten im Schuljahr 1980/81
insgesamt 29 Klassen mit 740 Schülerinnen.

Die Abteilung bedeckt auch den Lehrerbedarf für das erste Ausbildungsjahr an den 11 Krankenpflegeschulen
der Stadt Wien. Der Gesamtstand der Lehrer betrug 141, davon standen 42 nur in den Krankenpflegeschulen
und 4 sowohl an den Krankenpflegeschulenals auch an den Fachschulen in Verwendung.

In der Fachschule in 12, Dörfelstraße, wurde für die Modernisierung von zwei Schulküchen ein Betrag von
1,500.000 S aufgewendet. Der Gesamtaufwand für die Fachschulen der Stadt Wien betrug im Jahre 1981 rund
38,838.000 S.

Das Pädagogische Institut der Stadt Wien veranstaltete im Jahre 1981 Vorlesungen, Übungen und Einzel¬
veranstaltungen zur Fortbildung und zur Vorbereitung auf die Dienstprüfungen für Lehrer aller Kategorien so¬
wie für Kindergärtnerinnen und für Erzieher. Zu den ständigen Vorlesungen kamen neu hinzu: ein Seminar
Jugend und Massenmedien“, eines über Kinderbücher der Gegenwart — Unterrichtsprinzip Lesen — sowie
eines über den Trend in der modernen Jugendliteratur; ferner Veranstaltungendes Zentrums für Verhaltens¬
pädagogik, ein Bewegungspädagogisches Praktikum, ein Theaterpädagogischer Workshop;  weiters eine
Veranstaltung„Soziales Lernen als zentrales Anliegen der Unterrichtsgestaltung“, eine Lehrerbalintgruppein
Zusammenarbeitmit der Sigmund-Freud-Gesellschaft, Falldarstellungen und Fallbesprechungen an Hand kon¬
kreter Beispiele, wie „Das gestörte Kind und seine Familie“, „Kreative Konfliktlösungim Alltag“ und „Soziales
Lernen in der Schulklasse“; weiters wurde an Vorlesungen geboten „Spiele im Unterricht“, „Lehrer-Schüler-
Konferenz“, eine „Einführung in die Psychoanalyse“ für Pädagogen sowie ein Psychoanalytisches Seminar für
Pädagogen; an weiteren Themen sind die Jahresarbeit auf der 5. Schulstufe der Schwerstbehindertenschuleund
der neue polytechnische Lehrgang an der Allgemeinen Sonderschule— Integration Lernbehinderter in das Be¬
rufsleben — anzuführen; weiters ein wirtschaftskundlichesSeminar, ein Lehrgang für Buchhaltung, ein natur¬
kundlich-technisches Seminar, ein sozial- und wirtschaftskundliches Seminar; weiters die Veranstaltungen„Die
soziokulturelle Umwelt ausländischer Kinder“, Didaktik des Förderunterrichtes„Deutsch“ für Kinder mit nicht¬
deutscher Muttersprache, moderne Schulchemie mit anschließenden Übungen und „L’Italia e gli Italiani“;
schließlich textiles Werken in der Grundschule im Hinblick auf schöpferisches Gestalten, der Einsatz des Orff-
Instrumentariums in der Volksschule, Gymnastik mit Musik, Leibesübungenfür Lehrerinnen zur Besserung
der eigenen Leistungsfähigkeit und als Arbeitshilfe zur Jahresplanungfür die Grundschule sowie eine Vorlesung
über Kommunikation und Kooperation. Am Beginn des Schuljahres 1980/81 veranstaltete das Pädagogische
Institut eine Fortbildungswoche für Volks-, Haupt- und Sonderschullehrer sowie für Lehrer an Polytechnischen
Lehrgängen.

In der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember 1981 hatten 4.235 Hörer inskribiert. Dazu kamen noch zahlrei¬
che Teilnehmer an Veranstaltungen, die nicht inskriptionspflichtig sind.

Der Bücherzuwachs der Pädagogischen Zentralbücherei  betrug im Jahre 1981 rund 1.300
Bände, so daß sich der gegenwärtige Bücherbestand auf 168.000 Bände(Bücher und Zeitschriften) beläuft. Im
Lesesaal lagen 136 Zeitschriften zur Einsichtnahmeauf, neue Nachschlagewerke wurden eingestellt. Die Büche¬
rei wurde von rund 12.000 Entlehnern in Anspruch genommen, die 55.000 Bücher nach auswärts entlehnten,
der Lesesaal von 6.500 Lesern besucht, die 15.000 Bücher und Zeitschriften benützten. Die Gesamtausgaben
für das Pädagogische Institut und die Pädagogische Zentralbüchereibetrugen im Jahre 1981 10,102.000 S.
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Kultur und Bürgerdienst
Bürgerdienst

Auf Grund der bisher gemachten positiven Erfahrungen wurden vom Bürgerdienst im Jahre 1981 drei
Außenstellen im 3., 12. und 20. Bezirk eröffnet. Ab 10. März 1981 standen somit der Bevölkerung folgende 13
Bürgerdienststellen zur Verfügung

Stadtinformation, 1082 Wien, Rathaus
Außenstelle Landstraße

1030 Wien, Karl-Borromäus-Platz 3
Außenstelle Favoriten

1100 Wien, Laxenburger Straße 43—45
Außenstelle Simmering

1110 Wien, Enkplatz 2
Außenstelle Meidling

1121 Wien, Hufelandgasse2
Außenstelle Hietzing

1130 Wien, Hietzinger Kai 1
Außenstelle Rudolfsheim-Fünfhaus

1150 Wien, Gasgasse8—10
Außenstelle Ottakring

1164 Wien, Richard-Wagner-Platz 19
Außenstelle Währing

1181 Wien, Martinstraße 100
Außenstelle Brigittenau

1200 Wien, Brigittaplatz 10
Außenstelle Floridsdorf

1211 Wien, Am Spitz 1
Außenstelle Donaustadt

1222 Wien, Schrödingerplatz1
Außenstelle Liesing

1235 Wien, Perchtoldsdorfer Straße2

Telephon 43 89 89

Telephon 75 31 25

Telephon 64 42 41

Telephon 74 52 34

Telephon 83 75 64

Telephon 82 24 92

Telephon 83 11 48

Telephon 92 53 77

Telephon 34 13 39

Telephon 35 42 97

Telephon 38 34 92

Telephon 23 85 65

Telephon 86 35 40

Vom Bürgerdienst wurden insgesamt 169.721 Fälle registriert gegenüber 146.614 im Jahre 1980. Der Groß¬
teil, und zwar 162.917 Fälle, betraf Auskünfte, Informationen und leicht zu erledigende „Kleinigkeiten“. Bei
6.804 schwierigeren Fällen war eine aktenmäßigeBearbeitung notwendig.

Gegenüber dem Vorjahr ergab sich eine Zunahme um 23.107 Fälle. Während bei der Stadtinformationkeine
große Veränderung zu bemerken war, hat sich die Zahl der Fälle bei den Außenstellen beinahe verdoppelt, und
zwar von 22.470 Fällen im Jahre 1980 auf 41.211 im Jahre 1981. Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß ab März
weitere drei Außenstellen zur Verfügung standen. Diese außerordentlich große Steigerung ist auch auf den
wachsenden Bekanntheitsgrad der Außenstellenund eine bereits wirksame Mundpropagandazurückzuführen

Hauptaufgabe der Stadtinformation  war es, wieder Anfragen aller Art möglichst sofort zu beant¬
worten und Meldungen über Schäden und Unzukömmlichkeiten rasch weiterzuleiten. Darüber hinaus gab es
bei der Tätigkeit Schwerpunkte, wie den Versand von zirka 20.000 Prospekten, vor allen Programme für die
Festwochen und den Musikalischen Sommer, die Umtauschaktion für 110.000 Parkscheine auf Grund einer
Gebührenänderungsowie die Führungen durch das Rathaus, an denen 48.000 Personen teilgenommenhaben.

Die Außenstellen  hatten vor allem den Mitbürgern bei allen Problemen eine Hilfestellung zu geben,
ferner Auskunft zu erteilen, an welche Stelle sie sich mit ihren Problemen wenden können, Meldungen über
Unzukömmlichkeiten, Schäden und Defekte entgegenzunehmen und weiterzubehandeln, schließlich Verbesse¬
rungsvorschläge anzunehmen und weiterzuleiten sowie Auskünfte zu geben. Neben dieser allgemeinen Aufga¬
benstellung lagen die Schwerpunkte ihrer Tätigkeit bei der Mithilfe im Rahmen der Volkszählung mit der
Information der Bevölkerung und der Hilfestellung beim Ausfüllen der Formulare sowie beim Parkscheinum¬
tausch. Schließlich wurde 1981 das erste Mal der Budgetvoranschlagsentwurf bei den Außenstellendes Bürger¬
dienstes zur allgemeinen Einsicht und zur Entgegennahmevon Erinnerungen aufgelegt.

Kulturamt
Von rund 70 Interessierten bewarben sich nach Informationsgesprächenund individuellen Beratungen 58

Personen um ein Wissenschafts  Stipendium. Aus den eingereichten Forschungsvorhabenwurde für 43
je ein Wissenschaftsstipendiumin der Gesamthöhe von 803.000 S vergeben.
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78 Institutionen, wissenschaftliche Gesellschaften und Vereine, darunter die ÖsterreichischeAkademie der
Wissenschaften, die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft, der Verband der wissenschaftlichen Gesellschaften Öster¬
reichs, das Institut für Stadtforschung, das KommunalwissenschaftlicheDokumentationszentrum, das Institut
für Kommunalwissenschaftenund Umweltschutz in Linz, wurden mit einem Gesamtbetragvon 28,879.000 S
gefördert.

Im Jahre 1981 wurde die Sammlung, Ergänzung und Bearbeitung jener Daten und Fakten fortgesetzt, die zu
sachlichen und aktuellen Stellungnahmen seitens der Abteilung hinsichtlich der Leitlinien für den Stadtent¬
wicklungsplan Wien über das Kapitel „Hochschule“ erforderlich sind.

Durch die Literaturförderung  erhielten sieben literarische Gesellschaften insgesamt 100.000 S. Im
Rahmen der Aktion „Literaturförderung durch Buchankauf“ wurden 83 Titel in einer Anzahl von 5.645 Exem¬
plaren zu einem Gesamtbetragvon 1,407.338 S erworben, für Förderungsankäufe von Zeitschriften 193.069 S
ausgegeben. Mit einem Aufwand von 300.000 S konnte die Drucklegungvon literarischen Werken gefördert
werden. Die Ausgaben für Buchankäufebetrugen somit insgesamt 1,900.407 S. Durch die Aktion „Wiener
Autoren in Wiener Verlagen“ kamen vier Autoren in den Genuß eines Tantiemenvorschussesvon insgesamt
100.000 S.

Vom 6. bis 8. März wurde der Erste ÖsterreichischeSchriftstellerkongreß im Rathaus abgehalten, vom 7. bis
14. März fand zum Thema „Frauenmachtund Ohnmacht“ die Literatur im März statt. Am 14. März wurde erst¬
mals in Wien der Wettbewerb Junge Lyrik“ veranstaltet. Vom 24. bis 30. April konnte eine Literaturwoche für
junge Leser mit dem Thema „Lesen, sehen, einander verstehen“ abgehalten werden. Die Eröffnung zu dieser
Veranstaltung wurde mit der Verleihung des Kinder- und Jugendbuchpreises der Stadt Wien eingeleitet. Vom
11. bis 14. Mai wurde ein Schnitzlersymposium, am 1.Juni eine Feierstunde anläßlich des 70. Geburtstages von
Fritz Hochwälder  sowie am 24. und 25. März ein Stefan-Zweig-Symposium abgehalten. Im „Literarischen Quar¬
tier“ in der Alten Schmiede wurden 73 Lesungen, 12 Hörspielabendeund 7 Veranstaltungenim Literatureck
durchgeführt, zu denen 8.220 Besucher kamen. Vom 10. bis 16.Juni fand das AutorenseminarErnst Jandl,  am
2. und 3.Juli die Veranstaltung„Zeitgenössische Frauendarstellung“ und am 19-September schließlich der „Tag
der offenen Tür“ im Rathaus statt.

Den zentralen Aufgabenbereich der Musikpflege  bildet der „Musikalische Sommer“, der sich beim in-
und ausländischen Publikum wieder größter Beliebtheit erfreute. Von den 16 Arkadenhofkonzertenmußten nur
3 wegen Schlechtwetters in das Konzerthaus verlegt werden. Insgesamt konnte eine Besucherzahl von fast
25.000 erreicht werden, was gegenüber dem Vorjahr einer Steigerung von 9 Prozent entsprach. Nach einem Jahr
Unterbrechung konnten die Konzerte in der großen Galerie des Schlosses Schönbrunn wieder durchgeführt
werden, die bei 18 Veranstaltungen einen Besuch von 8.422 Personen aufwiesen und vor allem beim ausländi¬
schen Publikum nichts an Attraktivität eingebüßt haben. Die 18 Palaiskonzerte fanden 3.486, die 8 Konzerte an
Gedenkstätten, davon 4 im Schubert-, 3 im Haydn-Haus und eines in der Basilika Maria Treu, 720 Besucher.
Das in den letzten beiden Jahren steigende Interesse für Kirchenkonzertewurde mit 3.134 Besuchern bei 8 Ver¬
anstaltungen bestätigt, wobei auch der Stephansdom mit über 1.000 Plätzen ausverkauft war. Die neu einge¬
führte Reihe„Musik im Klang ihrer Zeit“ fand mit 1.237 Besuchern bei 7 Konzerten noch nicht den erwarteten
Zuspruch. Die erstmals veranstalteten4 „Schrammelabende“ hingegen erfreuten sich bei freiem Eintritt regen
Interesses. Was die anderen frei zugänglichen Veranstaltungsserien betrifft, so wurden etwa 3.000 Besucher bei
den Promenaden- und rund 5.000 bei den Parkkonzerten registriert. Dem Gesamtaufwand von 11 Millionen
Schilling für den „Musikalischen Sommer 1981“ standen Einnahmen von rund 3 Millionen Schilling gegenüber.

Die „Gedenkstättenkonzerte“, die 1981 außer den 5 Doppelveranstaltungenan den bewährten Spielorten im
Schubert- und Haydn-Haus auch 4 Konzerte in den Sträussel-Sälen des Theaters in der Josefstadt und eines in
der Pfarrkirche Lichtental umfaßten, waren alle ausverkauft.

Im „Advent in Wien“ waren über den Kunstverein Wien 62 Bezirksveranstaltungen mit gemeinsamer Wer¬
bung (Plakate, Prospekte) zusammengefaßt; sie wurden teilweise vom Kulturamt der Stadt Wien mit einer Aus¬
fallshaftung finanziell getragen.

Die Zusammenarbeit mit erprobten Veranstaltern und Agenturen, wie Musikalische Jugend Österreichs,
Musikverein, Konzerthaus, Kunstverein Wien, „Stimmen der Welt“, für die das Kulturamt der Stadt Wien als
Initiator und gegebenenfalls als Ausfallshafter fungiert, hat sich in allen Fällen bewährt: so wurden „Tage der
Sakralmusik“, Jazz - und Pop-Frühling“, „Wiener Schubert-Tage“, „Show-Herbst“ und Konzerte im Künstler¬
haus im Rahmen von Ausstellungen geboten. Besonders vielversprechend verliefen die im Jahr der Behinderten
eingeführten Konzerte in Krankenanstaltenund Pflegeheimen. Der traditionelle Jahresabschlußdurch das Sil¬
vester-Turmblasen brachte mit rund 800 Besuchern den größten Publikumszuspruchseit Jahren.

Subventionen wurden in der Höhe von insgesamt 66,395.000 S vergeben. Davon ergingen an die Wiener
Symphoniker 62,100.000 S, während den Hauptanteil der Restsumme die Wiener Konzerthaus-Gesellschaft,
die Gesellschaft der Musikfreunde und die Wiener Meisterkurse erhielten.

Der Wiener Film  förderungsfonds wurde wieder mit einem Betrag von 5 Millionen Schilling dotiert, womit
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die Filme„Anima“ von Titus Leber, „Zechmeister“ von Angela Summereder und „Kein schöner Land. . .“ von
Edwin Zbonek unterstützt werden konnten.

Aus einem Gesamtbudget von 1,5 Millionen Schilling wurden von der Stadt Wien drei Filme in Auftrag
gegeben: „Integration“, ein Film über die Psychiatrie-Reform, „Alfons Petzold“, ein Film zum 100. Geburtstag
des österreichischen Arbeiterdichters, und „Finale und Auftakt“, ein Streifen über Elisabeth Bergner zum
85. Geburtstag. Die Filme sind fertiggestellt bzw. im letzten Stadium der Fertigstellung. Belegkopien werden
der Landesbildstelle übergehen.

Die Jungfilmerförderung und die Förderung von Videoprojektenwurden mit einem Ansatz von 600.000 S
voll ausgeschöpft: Sieben Projekte junger Filmemacher und vier Video-Projekte konnten unterstützt werden.
Alle Filme wurden fertiggestellt und zum Teil auch im Fernsehen gezeigt.

In Theater  angelegenheitenwurde die bisherige Subventionstätigkeitfür die Wiener Groß-, Mittel- und
Kleinbühnen im üblichen Rahmen — jedoch möglichst unter Berücksichtigung der Geldentwertung — fortge¬
führt.

Die im Jahre 1980 begonnenen großzügigen Erneuerungsarbeitenam Theater an der Wien und am Volks¬
theater wurden fortgeführt und abgeschlossen. Damit sind zwei der wichtigsten und schönsten großen Wiener
Theater sowohl in ihrem äußeren Erscheinungsbildwiederhergestelltals auch in technischer Hinsicht den
Anforderungenunserer Zeit entsprechend ausgestattet. Das Theater an der Wien nahm seinen Betrieb im Jän¬
ner, das Volkstheater im September 1981 wieder auf. Im Raimundtheater wurde die dringend notwendige
Sanierung der elektrischen Anlage subventioniert. Die Wiener Kammeroper, die wegen Einsturzgefahrdes
Daches gesperrt worden war, konnte nach dessen mit Subvention der Stadt Wien erfolgtem Neubau im April
1981 provisorisch wieder eröffnet werden. Die Gesamtsanierung des Hauses ist für 1982 vorgesehen. Der
zuletzt vom Theater in der Josefstadt gemietete und von diesem dem Ensembletheaterzur Verfügung gestellte
Theaterkellerwurde vom Volkstheater übernommen und wird unter der Bezeichnung„VT-Studio“ weiterge¬
führt.

Erstmals wurden den Wiener Theatern für die Aufführung österreichischer Autoren Prämien zur Verfügung
gestellt. Bei der Aufteilung des Gesamtbetrages von 1 Million Schilling wurden die Kriterien, wie künstlerische
Qualität der Aufführung, Größe und Bedeutung des Theaters, Aufführungen zeitgenössischerAutoren und
Urauffühmngen, berücksichtigt. Bei Prämien für die Aufführung lebender Autoren wurde den Theatern vorge¬
schrieben, Teilbeträge an den Autor weiterzugeben.

Die nur mit Hilfe von Zuschüssen aus dem Wiener Filmförderungsfonds produzierten Filme „Der Schüler
Gerber“ und „Der Bockerer“ wurden uraufgeführt. „Der Schüler Gerber“ (Prädikat: besonders wertvoll) brachte
der Wiener Urania den größten Publikumserfolgseit vielen Jahren; „Der Bockerer“ (Prädikat: sehenswert)
erhielt bei den Internationalen Filmfestspielen in Moskau den großen Preis für den Hauptdarsteller Karl Mer-
katz. Erwähnung verdient auch die Weiterführung folgender schon im Vorjahr begonnener Aktivitäten: Von
den 4.000 aufgelegten Wiener Stadtabonnements konnten 3.897 verkauft werden. Das Straßentheater-Festival
fand eine Ausweitung auf die Außenbezirke.

Im Rahmen der Theaterkultur wurde der „Büßer Boleslaw“ von Roman Brandstaetter in der Minoritenkirche
gezeigt. Das Gemeindehof-Theater brachte von Dario Fo „Bezahlt wird nicht“, das Sommertheater am Spittel¬
berg „Lumpazi“ von Nestroy. Im Rahmen der bildenden Kunst  wurden verschiedene Aktionen weiter¬
geführt: Die Artothek, mit der die Stadt Wien Leihbilder zur Verfügung stellt, wurde auf Kleinplastiken erwei¬
tert. Die Kunstwerke können durch den Galerieverband österreichischer Galerien moderner Kunst auch
gekauft werden. Die Aktion „Galerie im Krankenhaus“ wurde mit sechs Ausstellungenfortgeführt, ebenso die
„Kunst am Hof“. War diese Exposition früher nur Samstag vormittags geöffnet, so ist sie jetzt auch Freitag nach¬
mittags zu sehen.

Über Initiative oder unter Mitwirkung des Kulturamtes der Stadt Wien wurden folgende Ausstellungen ver¬
anstaltet: In der Exposition„Künstler malen und zeichnen in Betrieben“ wurden vom 12. bis 24.Jänner in der
Volkshalle im Rathaus die Ergebnisse der zweiten Aktion gezeigt. Vom 15.Jänner bis 8. Februar wurden im
Rahmen des Bundesländerprogrammsvon der Gruppe 77-Graz „Nicht realisierte Projekte, Realisationen“ prä¬
sentiert. Im Stadtpark fand vom 17. bis 31. März die Ausstellung„Das längste Bild der Welt“ statt. Vom 7. April
bis 15. Mai wurde in der Secession„Friedrich Hundertwasser“, vom 15. bis 30. August im Künstlerhausdie „3.
Freie Kunstausstellung“, vom 17. August bis 17. September„Kunst in der Stadt, Symposion Oberlaa“ am Karls¬
platz gezeigt. 5. InternationaleGraphikbiennale, „Erweiterte Fotografie“, nannte sich eine Ausstellung, die vom
22. Oktober bis 22. November in der Wiener Secession stattfand, „Art-Club“ eine Exposition im Museum des
20.Jahrhunderts, die ab 16. November gezeigt wurde.

Im Rahmen der Bezirksaktivitäten 1981 wurden insgesamt 150 Veranstaltungen vom Kulturamt mit einem
Budget von 5,1 Millionen Schilling gefördert. Für die Subventionierung von Institutionen (Künstlerhaus,
Kunstverein BVÖ, Secession), für die 5. InternationaleBiennale, die Erweiterte Fotografie, in der Wiener Seces¬
sion, ferner für die Galerie auf der Stubenbastei, den Weihnachtskunstmarkt, für die Österreichische Gesell¬
schaft für Architektur und das Seminar G. Grassi AGORA 81 wurden 12,727.000 S veranschlagt. Die Plakat-
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Wertungsaktion 1981 wurde gemeinsam mit der GEWISTA durchgeführt. Der Preis des Kulturamtes der Stadt
Wien betrug 20.000 S. Die Prämien für Wiener Kleingalerienmachten insgesamt 240.000 S aus. Für Bildan¬
käufe, insgesamt 264 Werke, wurden 1,5 Millionen Schilling ausgegeben.

Als Verleihungsbehörde  erteilte das Kulturamt 24 Theaterkonzessionen, einschließlich der für die
Stegreifbühneund die Sommerarena, weiters 8 Variete- und 58 Kinokonzessionen, wobei die letzteren auch
Erlaubnisse für Film-, Schmalfilm- und Stehbildaufführungenbetrafen. Im Laufe des Jahres 1981 wurden außer¬
dem 20 Bewilligungen für Tierschauen, 86 für Publikumstanz, 29 für ambulante Volksvergnügungenund
Schaustellungen sowie für Volksvergnügungen mit festem Standort vergeben. Zum Betrieb von Unterhaltungs¬
und Geldspielapparatenwurden 1.009 Berechtigungen erteilt.

Nach § 6 des Wiener Veranstaltungsgesetzes langten bei der theaterpolizeilichenAnmeldestelle 1.772 sowie
im Wege der Magistratischen Bezirksämter für den 22. und 23. Bezirk 168 Anmeldungen ein. Wegen Lärmbelä¬
stigung wurden 79 Verfahren durchgeführt, außerdem 2.735 Verwaltungsstrafen verhängt. Außerdem waren
12 Filmvorführer- und 6 Beleuchterlegitimationenauszustellen.

In der Filmvorführungsstelle wurden dem Filmbeirat der Stadt Wien 291 Filme gezeigt.
Auf legistischem Gebiet  wurden Bestrebungen der Verbindungsstelle der Bundesländer, in Kino-

und Filmsachen eine gemeinsame Jugendzulassungskommissionder Bundesländer einzurichten, im Jahre 1981
wieder aufgegriffen, um in Zukunft weitgehend Diskrepanzen bei Begutachtungenzwischen Wien und den
übrigen Ländern zu vermeiden. Der Abschluß einer Ländervereinbarung wird für das Jahr 1982 angestrebt.

Auf Grund der Kinogesetznovelle1980, LGB1. für Wien Nr. 33, sind bereits zahlreiche Kinozentren entstan¬
den, die dem Publikum ein vielfältigeres und attraktiveresProgramm anbieten und damit einen erheblichen
Besucherzuwachs erzielen konnten.

Das verstärkte Auftreten von Straßenmusikantenin den Fußgängerzonen der Inneren Stadt ist auf Grund der
im Sommer 1980 gewonnenen Erfahrungen zum Anlaß genommen worden, das Wiener Veranstaltungsgesetz
zu novellieren. Einerseits sollen Straßenmusikveranstaltungenim näher zu bestimmenden, den Anrainerinteres¬
sen Rechnung tragenden Rahmen freigegeben werden, um den Musikanten Behördenwege zu ersparen, ande¬
rerseits wird die Überwachung der Bundespolizeidirektion Wien übertragen. Die Verordnungsermächtigungan
den Magistrat, die Musizierplätze in Fußgängerzonen und dergleichen sowie gleichzeitig die Benützungsbedin¬
gungen festzulegen, wurde an ein Anhörungsverfahrenmit Einschaltung der Bezirksvorsteher und der Bundes¬
polizeidirektionWien gebunden. Die Novelle zum Wiener Veranstaltungsgesetz wurde am 27. März 1981 im
Landtag beschlossen und im LGB1. für Wien Nr. 17/1981 kundgemacht. Im Anschluß daran wurde zunächst für
das Jahr 1981 auf Grund der Vorgespräche mit den Bezirksvorstehern des 1., 4., 10. und 12. Bezirkes und der
Bundespolizeidirektion Wien am 23. Juni 1981 die erste Musizierplatzverordnungerlassen und im Amtsblatt
der Stadt Wien Nr. 27 verlautbart. Diese Verordnung konnte von der BundespolizeidirektionWien mit Hilfe
eines informativen Flugblattes ohne besondere Zwischenfälle durchgesetztwerden, so daß seither in der Kärnt¬
ner Straße oder am Graben kaum noch Beschwerden zu verzeichnen sind. Eine Verlängerung der Musizierplatz¬
verordnung für das Jahr 1982 wurde im Einvernehmenmit den anhörungsberechtigtenStellen vorbereitet und
wird voraussichtlich im März 1982 in Kraft treten.

Das verstärkte Auftreten von Spielautomaten wurde im Jahre 1981 Gegenstand einer bundespolitischen
Initiative. Um die landespolitischenMöglichkeiten auszuloten, wurde vom amtsführenden Stadtrat für den 29-
April eine Enquete einberufen, in der neben Wissenschaftern auch Interessenvertreterder Wirtschaft, der Kon¬
sumentenschaft sowie von Familien- und Jugendverbänden zu Wort kamen. Auf Grund des Resümees wurde
eine weitere Novellierung des Wiener Veranstaltungsgesetzes in Angriff genommen. Diese soll in engen Gren¬
zen Münzgewinnspiele zulassen, andererseits aber eine bessere Kontrolle ermöglichen. Das Begutachtungsver¬
fahren wurde Ende 1981 abgeschlossen; der Novellierungsentwurf wird 1982 den beschlußfassenden Organen
vorgelegt werden.

In den Jugendgästehäusernund auf den Campingplätzender Stadt Wien, die von der Wiener Verkehrs-Ver-
ein-Ges. mbH auf Grund des Vertrages von 1979 geführt werden, wurde die Instandsetzung und Modernisie¬
rung, vor allem die Erneuerung der Sanitätseinrichtungender Campingplätze, vorangetrieben An Stelle des
bereits 1980 stillgelegten Jugendgästehaus-Betriebes im Schloß Pötzleinsdorf trat nun eine neue Institution. So
wurde zu Beginn des Jahres 1982 ein langfristiger Mietvertrag zugunsten einer zweiten Rudolf-Steiner-Schule
abgeschlossen, wobei die Schule vom Schulverein selbst eingerichtet wird.

Ehrungen und Preise  dienen der Würdigung der Verdienste einzelner Persönlichkeiten.
Die Stadt Wien vergab im Jahre 1981 10 Würdigungspreisevon je 75.000 S, 12 Förderungspreisevon je

40.000 S, ferner je 1 Kleinkinder-, Kinder- und Jugendbuchpreis sowie 1 Illustrationspreis von insgesamt
110.000 S, wobei für Ankauf und Lektorenhonorare zusätzlich 90.000 S zur Verfügung gestellt wurden. Die
Zahl der Würdigungspreisewurde von 10 auf 12, ihre Dotierung von 750.000 S auf 900.000 S erhöht. Die
Gesamtdotierung der Preise samt Ankauf betrug 1,430.000 S. Darüber hinaus wurde 1981 der Nestroy-Ring der
Stadt Wien zwei Persönlichkeiten zuerkannt. Die Förderungspreise und Arbeitsstipendiender Stadt Wien wur¬
den auch 1981 offiziell ausgeschrieben. Insgesamt haben sich 143 Personen beworben.
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Die 120 laufenden außerordentlichenZuwendungen, die die Stadt Wien derzeit ehrenhalber vergibt, sowie
die 12 Ehrenpensionenwurden um 6 Prozent erhöht. Die Heizbeihilfe konnte mit Wirksamkeit vom 1.Jänner
1981 auf 450 S — bisher 400 S — hinaufgesetzt werden und wird in Hinkunft siebenmal jährlich — zusätzlich
auch im Oktober — ausbezahlt. Der Kostenbeitragfür die fünf Widmungsplätzeder Stadt Wien im Heim der
Aktion „Künstler helfen Künstlern“ in Baden ist mit je 96.000 S (bisher 84.000 S) festgesetzt worden. Ferner
wurden einmalige Beihilfen— in der Regel bis zu 10.000 S — sowie Begräbniskostenbeiträge gewährt.

Die Förderungspreise, die im Rahmen der Josef-Kainz-Medaille zur Vergabe gelangen, wurden auf je
30.000 S, bisher 25.000 S, hinaufgesetzt.

Im Rahmen des Stipendienwerkes  der Stadt Wien wurden 39 Arbeitsstipendien an bildende
Künstler, Komponisten und Autoren in der Höhe von insgesamt 765.000 S, ferner zahlreiche Schul-, Studien¬
beihilfen und Stipendien im Gesamtbetrag von 2,9 Millionen Schilling vergeben.

Im Bereich der Denkmalpflege  wurden zahlreiche Arbeiten durchgeführt: So konnte die Restaurie¬
rung der Pestsäule am Graben abgeschlossen werden. Wiederhergestelltwurden das Bruckner-Denkmal, das
Gutenberg-Denkmal, der Donauweibchen-Brunnen, der Zierbrunnen im Prater, die Fieberkapelle im
10. Bezirk, das Ringtheaterbrand-Denkmal am Zentralfriedhof, das Halbeimerkreuz im 19. Bezirk, die Brigittafi¬
gur im 20. Bezirk und das Barocktor in Schwechat in der Sendnergasse1. Rekonstruiert bzw. wiederaufgestellt
wurde das Lessing-Denkmal, weiters eine von der Region Friaul geschenkte Figur, das Rudolf-Steiner-Denkmal,
ein Denkmal für die Opfer des Faschismus, ein Bildstock in der Amundsenstraße und der Aiszauberbrunnen.
Darüber hinaus mußten an zahlreichen Denkmälern, Gedenktafelnund Denkmalbrunnen laufend Reinigungs¬
und Installationsarbeiten durchgeführtwerden. Die mutwilligen Denkmalbeschädigungennehmen in den letz¬
ten Jahren ständig zu und haben 1981 einen derartigen Umfang erreicht, daß die hiefür vorgesehenenBudget¬
mittel bereits im Mai erschöpft waren.

Im Jahre 1981 wurden 2 Verkehrsflächen,  3 Wohnhausanlagen, 1 Parkanlage, 1Stadion sowie
1 Brückenbauwerk neu benannt.

10. Bezirk: Der unbenannte Platz(Verkehrskreis), der die Favoritenstraße unterbricht und in die Grenzacker¬
straße, die Ludwig-von-Höhnel-Gasse sowie in die Autobahn einmündet, wurde „Altes Landgut“ benannt.

11. Bezirk: Die städtische Wohnhausanlagein der Simmeringer Hauptstraße 106 wurde als Johann -Holzer-
Hof“ bezeichnet.

14. Bezirk: Die öffentliche Parkanlage, die von der Ameisgasse, der Goldschlagstraße und der Matznergasse
umschlossen ist, wurde „Matzner-Park“ benannt.

Das Weststadionerhielt die Bezeichnung„Gerhard-Hanappi-Stadion“.
15. Bezirk: Die städtische Wohnhausanlage in Clementinengasse 11—17 wurde nach Prof. Karl Czernetz

„Karl-Czernetz-Hof“ benannt.
18. Bezirk: Die städtische Wohnhausanlage in Peter-Jordan-Straße 79—91 wurde als„Am Sandberg“ bezeich¬

net.
19. Bezirk: Die Stiege in Fortführung der Billergasse wurde als Orientierungshilfe„Billerstiege“, die in unmit¬

telbarer Nachbarschaft befindliche Stiege wird in Anlehnung einer volksetymologischen Auslegung„Hirnbre¬
cherstiege“ benannt.

20. Bezirk: Die neue Strombrücke, die das rechte Donauufer mit dem linken verbindet, wurde „Brigittenauer
Brücke“ benannt.

Aus dem Altstadterhaltungsfonds  wurden insgesamt 169 Objekte durch Gemeinderatsbe¬
schluß gefördert. Subventionenkonnten in der Höhe von 79 Millionen Schilling genehmigt werden, was einer
Zunahme gegenüber 1980 um 54,8 Prozent entspricht. In den Jahren 1972 bis 1976 wurden insgesamt 1.536
Objekte mit 405 Millionen Schilling gefördert. Darunter befanden sich zum Teil bekannte Objekte, wie das
Cafe Landtmann, der Margaretenhof, die evangelischenKirchen in 1, Dorotheergasse 16 und 18, der Dom
St. Stephan, die Karlskirche, die Votivkirche und die Kirche Alt-Lerchenfeld.

Der Arbeitsgemeinschaft der Wiener Bezirksmuseen wurde als Jahressubventionein Betrag von 1,2 Millionen
Schilling zur Verfügung gestellt. Das BezirksmuseumInnere Stadt, das bisher nur im HofdurchgangVitrinen
aufgestellt hatte, präsentiert bereits in einem Teil seiner Räumlichkeiten eine kleine Schau. Das Bezirksmuseum
Landstraße wurde neu adaptiert und ausgestaltet. Es gibt, so wie das Bezirksmuseum Wieden, seit Ende vorigen
Jahres ein neues Museumsblatt heraus. Für das Bezirksmuseum Wieden konnten Räumlichkeiten im ehemali¬
gen Bad in der Klagbaumgasse freigemacht werden. Das Bezirksmuseum Josefstadt stellte im Haus der Jugend
in der Zeltgasse seinen Betrieb ein und wird nach Adaptierung der Räumlichkeitenin das Haus in der Schmid-
gasse 18 übersiedeln. Neben dem gewohnten Museumsbetrieb mit Führungen für Schüler, mit Vorträgen und
der Mitarbeit beim Ferienspiel wurden zahlreiche Sonderausstellungen zu besonderen Anlässen bzw. zu beson¬
deren Themen veranstaltet.

Unter den eigenen Veranstaltungen  des Kulturamtes ist die kulturelle Gruppenbetreuung für rund
5.500 junge Menschen aus dem In- und Ausland zu nennen. Weiters fanden die 15. Wiener Walzerkonkurrenz,
zahlreiche Veranstaltungen in den Fußgängerzonen und im Kurpark Oberlaa mit rund 75 Ensembles und Soli-
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stcn statt sowie diverse Seminare der UNESCO-Arbeitsgemeinschaft Wien, die Ausstellung„Picasso in Wien“
in der Volkshalle mit 82.600 Besuchern, ein Österreich-Gespräch und das 2. Österreichische Blasmusikfest in
Wien. 34 Kapellen mit insgesamt 1.700 Musikern hörten rund 50.000 Besucher. In den Festsälen des Wiener
Rathauses wurden diverse Veranstaltungenunter dem Motto „Lebendige Weihnacht“ durchgeführt, in deren
Rahmen Chöre, Musikensembles, Laienspiele, Kasperltheaterusw. zu sehen und zu hören waren.

Wiener Stadt - und Landesarchiv

Das Wiener Stadt- und Landesarchiv ist gleichzeitig wissenschaftliche Institution und zentrale Verwaltungs¬
stelle des Bundeslandes Wien. Das Archiv ist daher im wissenschaftlichen Betrieb beratend, unterstützend und
aktiv ebenso verankert, wie es über den engeren Bereich der Schriftgutverwahrung und -dokumentation hinaus
eine wichtige Servicestelle für magistratische und staatliche Dienststellen unterschiedlichsterAufgabenbereiche
darstellt. In diesem Zusammenhang nimmt das Archiv durch seine Zuständigkeit für viele Problemstellungen
auf dem Gebiet der privaten rechtlichen Sphäre wesentliche Aufgaben im Rahmen der modernen Leistungsver¬
waltung wahr.

Im engeren Archivbereich  kam es 1981 wieder zu größeren Übernahmen von archivreifem Registra¬
turgut, wobei der größte Zuwachs aus dem Bereich der Landes- und Bezirksgerichte stammte. Die Aufarbei¬
tung, die diffizile Teilskartierungen verlangte, erwies sich als zeit- und personalintensiv. Für den magistratischen
Bereich wird diesbezüglichkünftig eine Skartierungsordnung, an deren Erarbeitung das Archiv wesentlich
beteiligt ist, eine Vereinfachung bringen. Auf dem Gebiet der Archivsammlungen lagen die Schwerpunktehin¬
sichtlich Erwerbung und Erschließung bei der KarthographischenSammlung und der Photosammlung. Zudem
konnte eine Reihe interessanter Einzelstücke(Urkunden, Handschriften, Dokumente) erworben werden, darun¬
ter ein Wappenbrief von 1759, eine Handwerksordnung von 1710 sowie Unterlagen über das bürgerliche
Scharfschützenkorps(Standesliste 1805) und das Akademische Gymnasium(1804 bis 1853). Die Sammlung der
Verträge der Stadt Wien, einschließlich der Schuldscheine, erfuhr einen Zuwachs von 826 Stück.

Ein neuer Aufgabenbereich erwuchs dem Archiv 1981 durch die Übernahme der 1978 von Bürgermeister
Leopold Gratz ins Leben gerufenen Historischen Kommission,  deren Ziel die Aufzeichnung und
Erfassung individuellen Geschichtserlebens ist. Eine groß angelegte Kampagne in den Massenmedien rief eine
erfreuliche, nicht auf Wien allein beschränkte Reaktion der Bevölkerung hervor. So stellten 451 Personen Mate¬
rial zur Verfügung. Es waren über 12.000 Einzelstücke, und zwar Dokumente, persönliche Aufzeichnungen,
Erinnerungen usw.

Die Archivbibliothek  erfuhr einen Zuwachs von 3.320 Bänden, wodurch der Gesamtbestand auf
51.464 Bände anstieg. Einen bedeutenden Anteil daran hat der Zugang aus dem internationalen Schriften¬
tausch. Die Dokumentation  des 20.Jahrhunderts befaßte sich weiterhin intentionsgemäßmit der Erfas¬
sung des kommunalpolitischenGeschehens in Wien, wobei der Sozial- und Wirtschaftsbereich einen besonde¬
ren Schwerpunkt bildet. Die Arbeit an der Indizierung der Sitzungsprotokolle der Vertretungskörper(Landtag
und Gemeinderat), die im Original im Archiv verwahrt werden, wurde vor allem im Hinblick auf eine beabsich¬
tigte Drucklegung fortgesetzt.

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit  kommt der Benützerbetreuungbesondere Bedeutung zu.
Unter den Archivbenützem gilt dabei neben Wissenschaftlern, Beamten, Studenten, Heimatkundlern und
Familienforschern das besondere Augenmerk den Ratsuchenden in persönlichen rechtlichen Angelegenheiten
(Pensions- und Personenstandsangelegenheiten, Dokumentenbeschaffung), die zumeist infolge geringer Ver¬
trautheit mit der Behördenorganisation besonderer Hilfestellung bedürfen.

1981 suchten 4.188 Personen den Benützerraumdes Archivs auf, was gegenüber 1980 eine Steigerung um
20,7 Prozent bedeutet. Dazu kamen 1.301 schriftliche und 935 telephonische Anfragen (gegenüber 1980 ein
Zuwachs um 18 Prozent), aus den historischen Meldeunterlagen waren 3.074 schriftliche Auskünfte zu erteilen.
1.170 Aktenentlehnungen erfolgten im Wege der Amtshilfe. Die Gesamtfrequenz erreichte damit einen
Höchststand von 10.668 Beauskunftungen und Hilfestellungen.

Bei der Gestaltung von Ausstellungen  bewährte sich die Einrichtung von Wanderausstellungennicht
zuletzt dank der guten Zusammenarbeitmit den Bezirksmuseen weiterhin sehr gut. Es wurden 21 Ausstellun¬
gen gezeigt, darunter in Ulm die Großausstellung„Kaiserstadt und Reichsstadt. Wien und Ulm, Städte an der
Donau“, die bei Presse, Rundfunk und Publikum sehr gut ankam. In Wien waren neben dem Rathaus die
Bezirksmuseen Landstraße, Neubau und Alsergrund sowie das Amtsgebäude in 6, Grabnergasse, und die
Ankunftshalle des Westbahnhofs Ausstellungsstandorte. Für den „Tag der offenen Tür“ konnte das Archiv erst¬
mals eine Handschrift der Salzburger Annalen aus dem Stift Admont in Wien zeigen, in welcher die früheste
Nennung des Namens Wien (zum Jahr 881) enthalten ist.

In den Medien,  wie Tagespresse, Bezirksjournale bzw. Hörfunk und Fernsehen, war das Archiv 1981
vielfach vertreten, wobei das Schwergewicht auf Berichten über die Historische Kommission, den Historischen
Atlas von Wien und Archivausstellungen lag.
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Im Bereich der  wissenschaftlichen Aktivitäten ist neben der wissenschaftlichenArbeit
innerhalb des laufenden Archivbetriebes die Erarbeitung der Historischen Atlanten  besonders her¬
vorzuheben. So konnte im September 1981 termingerechtdie erste Lieferung des Historischen Atlas von Wien
mit zwölf thematischen Karten erscheinen. Die erste Lieferung des ÖsterreichischenStädteatlas, der gemeinsam
mit dem Ludwig-Boltzmann-lnstitut für Stadtgeschichtsforschung erarbeitet wird und zum Teil in den Europäi¬
schen Städteatlas einfließen soll, wird im Herbst 1982 herauskommen.

Das Archiv war duch seine Mitarbeiter an verschiedenen Fachtagungen des In- und Auslands vertreten,
wobei in Bad Homburg, Berlin, Budapest, St. Pölten und Ulm insgesamt zwölf Vorträge gehalten wurden. In
Zusammenarbeitmit dem Verein für Geschichte der Stadt Wien wurden die wissenschaftlichen Periodika„For¬
schungen und Beiträge zur Wiener Stadtgeschichte“, Jahrbuch des Vereins für Geschichte der Stadt Wien“ und
„Wiener Geschichtsblätter“ herausgegeben, wobei der Band 10 der „Forschungen und Beiträge“ (Regesten zur
Frühgeschichte Wiens) hervorgegangen ist, der eine Zusammenstellung aller Nennungen des Stadtnamens
Wien bis 1246 enthält (680 Belegstellen). Wie alljährlich beteiligte sich das Archiv in Kooperation mit dem Lan¬
desjugendreferat Wien und dem Verein für Geschichte der Stadt Wien am Wiener Ferienspiel; dabei wurden
rund 100 heimatkundliche Führungen für die Wiener Schuljugendabgehalten.

Wiener Stadt - und Landesbibliothek

Am 29. April 1856 wurde vom Gemeinderat die Neugründung der Wiener Stadt- und Landesbibliothek
beschlossen, nachdem seit dem Verkauf der Bestände der alten Stadtbibliothek im Jahre 1780 im Bereich des
Magistrates lediglich eine Amtsbibliothek für den Eigenbedarf bestand. Zum 125.Jahrestag dieser Wiederer¬
richtung veranstaltete die Bibliothek in der Volkshalle des Rathauses eine Ausstellung, die vom üblichen
Schema der Jubiläumsausstellungeiner Institution insofern abwich, als in ihr nicht die eigene Entwicklung, son¬
dern mit einem Teil des gesammelten Materials, den Plakaten, die Entwicklung der Umwelt dargestellt wurde.
In dieser Ausstellung„Tagebuch der Straße — Wiener Plakate“ wurde erstmals der Versuch unternommen, die
politische, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung einer Stadt seit der Mitte des 19.Jahrhunderts an Hand
von Plakaten und Maueranschlägen zu rekonstruieren. Die Ausstellung war mit rund 100.000 Besuchern und
einem über die Grenzen Österreichs hinausgehenden Echo in Presse und Fachpublikationendie wohl erfolg¬
reichste, die die Wiener Stadt- und Landesbibliothek je veranstaltet hat. Besonders erfreulich war auch die rege
Teilnahme von Schulen, denen für die Ausstellung eigene Arbeitsunterlagen zur Verfügung gestellt wurden.
Das Interesse an dem von den Mitarbeitern verfaßten und gemeinsam mit dem Bundesverlag und dem Verlag
für Jugend & Volk herausgebrachten umfangreichen und reich illustrierten Katalog war so groß, daß eine 2. Auf¬
lage nachgedruckt werden mußte. Überdies wurde, auf Grund des großen Interesses, eine eigene Ausgabe für
den Buchhandel hergestellt. Dieses Werk wurde vom Bundesminsteriumfür Handel, Gewerbe und Industrie
mit dem ÖsterreichischenStaatspreis der „Schönsten Bücher Österreichs 1981“ ausgezeichnet.

Nach der völligen Erneuerung der Elektroinstallationenund Beleuchtungsanlagen in den Depots wurde im
Jahre 1981 der Ausbau der Sicherheitseinrichtungendurch Installierung einer Brandmeldeanlage in diesem
Bereich vorerst abgeschlossen. Der Einbau einer Sprinkleranlage wurde zwar in Erwägung gezogen, kommt aber
auf Grund der negativen Erfahrungen von Bibliotheken mit solchen Anlagen nicht in Betracht.

Nach den erforderlichen Probeläufen steht nunmehr der Personenteil der Datenbank ERPEDOK
zur Verfügung. In dieser Datei, in die in der Folge auch die Auswertungenaus dem Zeitungsindexaufgenom¬
men werden sollen, sind die Daten von rund 9-000 Personen, die für die kulturelle, wirtschaftliche und gesell¬
schaftliche Entwicklung Wiens von Bedeutung sind, gespeichert und stehen über Abfrage auf einem in der
Druckschriftensammlungaufgestellten Bildschirm zur Verfügung. Die Abfrage kann hiebei nach verschiedenen
Gesichtspunkten, also nicht nur unter dem Namen des Betreffenden, erfolgen. Durch den dem Bildschirm
angeschlossenen Drucker hat der Benützer die Möglichkeit, die für ihn relevanten Daten sofort ausdrucken zu
lassen. Darüber hinaus können umfangreichere Auflistungen, wie zum Beispiel Gedenktagelisten, über die
Schnelldrucker der MD-ADV hergestellt werden. Diese Datei hat nicht nur für den Benutzer den Vorteil, rasch
und gezielt benötigte Informationen zu erhalten; ihre automatisationsunterstützteErstellung ermöglicht auch
eine rationellere und exaktere Verwaltung dieses Datenbestandes.

Durch die Übersiedlungder Musiksammlung  der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, die bisher
zusammen mit der Handschriftensammlunguntergebracht war, in eigene Räume in der Rathausstraße 11 wurde
die äußerst beengte Raumsituationbeider Sammlungenwesentlich verbessert. Wenn auch die räumliche Tren¬
nung nicht optimal ist, so wiegt die funktionsgerechtereUnterbringung von Mitarbeitern und Beständen sowie
die dadurch ermöglichte Verbesserung der Benützerdiensteden Nachteil bei weitem auf. So können erstmals
den Benutzern dieser beiden SammlungenLeseräume mit Tageslicht zur Verfügung gestellt werden; gerade bei
der Arbeit mit schwer lesbaren Autographen- und Notenhandschriften ist dieser Umstand besonders wichtig.



AmtsführenderStadtrat Prof. Dr. Helmut Zilk (Kultur und Bürgerdienst) übergibt den Wienern das wiedererrichtete
Leasing-Denkmal

Kultur

Musikfest im Psychiatrischen KrankenhausBaumgartner Höhe



Das Röntgeninstitut im Sophienspital wurde neu eingerichtet

Gesundheitswesen

Die neue gynäkologische Ambulanz im KrankenhausFloridsdorf



Im Rahmen der  Öffentlichkeitsarbeit wurde unter anderem eine Informationsschriftüber die
Handschriftensammlungaufgelegt, die neben allgemeinen, den Benutzer interessierendenAspekten einen aus¬
führlichen Überblick über die vorhandenen Nachlässe und größeren abgeschlossenenBestände gibt. Dieser
Überblick ist für Wissenschafter, Studenten und sonstige Interessierte besonders wichtig, da er dazu beiträgt,
Informationslückenzu schließen, und eine rasche Orientierung ermöglicht.

Die Mikroverfilmung  wurde fortgesetzt. Über Anregung der Wiener Stadt- und Landesbibliothek
wurde bei der Österreichischen Nationalbibliothekeine Clearing-Stelle eingerichtet, die alle Zeitungsverfil¬
mungsprojekte, die in Österreich realisiert werden sollen, in Evidenz hält, um so Doppelgleisigkeiten zu vermei¬
den. Fortgesetzt wurde auch die Sicherheitsverfilmung der wertvollen Autographen und Musikalienbestände
der Bibliothek.

Immer beliebter werden die Wechselausstellungen  im Bibliotheksgang, in denen ausgewählte
Bestände einer breiteren Öffentlichkeitgezeigt werden, um sie zur Beschäftigung mit diesem Material anzure¬
gen. Im Jahre 1981 wurden folgende Themen behandelt:„200 Jahre Toleranzpatent , „Förderer und Gönner der
Wiener Stadt- und Landesbibliothek“ (aus Anlaß des 125-Jahr-Jubiläums) sowie der „Ringtheaterbrand“ vor
100 Jahren. Diese Ausstellung, zu denen eigene Kataloge aufgelegt wurden, sind häufig Vorlagen zu ausführli¬
chen Berichterstattungenin den Massenmedien.

Überaus umfangreich war wieder die Beteiligung  durch Mitarbeit und Leihgaben an Ausstel¬
lungen  im In- und Ausland. So wirkte die Bibliothek an folgenden Ausstellungenmit: „Arthur Schnitzler“
— Wien, „Aufbruch in die Moderne“ — Wien, „Therese Krones“ - Wien, „Adel - Bürger - Bauern“ -
Schallaburg, „Felix Mendelssohn“ —Wien, „Österreich — die II. Republik 1945—1980“ - Pottenbrunn, „Ana-
tols Jahre“ — Wien, „Siedlerbewegungen in Wien 1928—1934“ — Berlin, „Kaiserstadt und Reichsstadt Wien
und Ulm“ —Ulm, „Die Kuenringer“ —Zwettl, „Verlag Artaria“ —Wien, „Franz von Matsch“ —Wien, „1896“
— Wien, „Johannes-Brahms-Gedenkausstellung“ — Haburg, „Stefan Zweig zum 100. Geburtstag — Salzburg
und Johannes Brahms“ — Düsseldorf.

Von den Neuerwerbungen  der Bibliothek sind besonders hervorzuheben: Angekauft wurde das
gesamte vorhandene Archiv des renommierten Verlags Carl Gerold.  Es umfaßt sowohl die in diesem Verlag
erschienenen Druckwerke seit dem Jahre 1794 als auch die Verlagskorrespondenzenund stellt somit eine inter¬
essante Dokumentation eines wichtigen Wiener Verlages dar.

Von der Informationsabteilungder US-Botschaft in Wien erhielt die Bibliothek eine umfangreiche Samm¬
lung von Tonbändern  mit Stimmporträtsvon Österreichern, Berichten über Österreicher in den Ver¬
einigten Staaten, Kommentare und ähnliches, die zum Teil vom ÖsterreichischenRundfunk gesendet wurden.
Insgesamt ist dieses Archiv ein interessantes zeitgeschichtliches Quellenmaterial. Darüber hinaus konnten auch
wieder wichtige Autographen und Musikalien, wie zum Beispiel von Heimito von Doderer,  Heinrich Münchner,
erworben werden. Von großer Bedeutung für die Musiksammlung der Wiener Stadt- und Landesbibliothek war
auch der Erwerb der umfangreichenBibliothek von Prof. Marcus,  die wichtige Werke zur Musikgeschichte ent¬
hält.

Die Anzahl der Bibliotheksbenutzer  stieg von 35.723 im Jahr 1980 auf 37.623 Personen, wobei
ein überproportionales Ansteigen der Anzahl der von ihnen benützten Bände von 108.682 auf 127.614 zu beob¬
achten war. Im Labor der Abteilung wurden über 130.000 Einzelkopien hergestellt.

Vorbereitet wurde eine größere Ausstellung über den Komponisten und Ehrenbürger der Stadt Wien Emst
Krenek,  die von der Wiener Stadt- und Landesbibliothek im Frühjahr 1982 veranstaltet werden wird. Umfang¬
reich waren auch die wissenschaftlichen Vorarbeiten für eine Ausstellung des Badischen Landesmuseums, die
1982 stattfinden und Abraham a Sancta Cdara  gewidmet sein wird.

Das mit 1.Jänner 1982 in Kraft tretende Mediengesetz bringt für die Bibliothek insofern eine einschneidende
Änderung, als sie ab diesem Zeitpunkt Belegexemplare aller in Wien erscheinenden Druckwerke erhält. Um
diesen großen Mehreingang bewältigen zu können, mußte der gesamte Geschäftsgang neu organisiert werden.

Museen der Stadt Wien

Die Ur- und FrühgeschichtlicheAbteilung hat die Ausgrabungen im 10. Bezirk, in Unterlaa, fortgesetzt.
Dabei wurde das Nebengebäude des römischen Gutshofes untersucht, unter dem ein älterer Speicherbau(?) aus
Holz entdeckt worden ist. Auf einem südlich angrenzendenGrundstück ist man auf ein weiteres Nebengebäude
gestoßen. Außerdem wurde eine Umfassungsmauergefunden, die anscheinend den gesamten Komplex der
Nebengebäudeumschlossenhat. An diese angebaut befand sich ein Brunnenhaus.

Bei den Adaptierungsarbeiteneiner Wohnung im 1. Stock des Hauses 1, Tuchlauben 19, wurden im Herbst
1979 gotische Wandmalereien entdeckt, die zum Teil erstaunlich gut erhalten sind und für Wien einen sensatio¬
nellen Fund darstellen. Es handelt sich um einen Zyklus von profanen Wandmalereienaus der Zeit um 1400,
das bisher älteste Beispiel in Österreich. Noch im Jahre 1981 konnten die erforderlichen Umbauarbeiten zur
Gestaltung dieser weiteren Außenstelle des Historischen Museums durchgeführt werden.
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Im Jahre 1981 wurden im Historischen Museum am Karlsplatz auch in der Schausammlungim Erdgeschoß
die Rieseldecke und die Beleuchtung ausgewechselt. Die ausgestellten Exponate konnten durch einige wesentli¬
che Stücke ergänzt werden, womit die Neugestaltung der gesamten Schausammlung des Museums abgeschlos¬
sen ist. Ferner sind in der U-Bahn-Station Schwedenplatz historische Bauteile aufgestellt worden.

Zu den Sammlungsbeständendes Historischen Museums  kamen 1981 ein Sekretär aus der Zeit
um 1810, kunstgewerbliche Objekte nach Entwürfen von Josef Hoffmann  und Erinnerungsgegenständevon
Johannes Brahms.  Außerdem sind Objekte für die Modesammlung, Zeichnungen von Engelhart. Kiningeru nd
Lt.nI/ui.h, Aquaielle von Kinmger  und Wigand,  Bilder von Jett mar  sowie Architekturzeichnungenvon Schwarz
angekauft worden.

Die Sonder a u s s t e 11u n g „Therese Krones“ im Historischen Museum vom 6. November 1980 bis
11.Jänner 1981 wurde von 17.506 Personen besucht. Es folgte „Der Kreis — Dokumentation einer Wiener
Künstlervereinigung 1946—1980“ vom 22.Jänner bis 15. März mit 17.194 Besuchern. Vom 26. März bis
17. Mai wurde die Ausstellung „Aspern von der Steinzeit zum Motorenwerk“ gezeigt, die 17.118 Besucher
sahen. Vom 28. Mai bis 13. September besuchten 27.340 Personen die Sonderausstellung„Der Verlag Artaria —
Veduten und Wiener Alltagsszenen“. Einen sensationellen Erfolg konnte die Ausstellung „Egon Schiele —
Zeichnungen und Aquarelle aus den Beständen des Historischen Museums der Stadt Wien und aus amerikani¬
schem Privatbesitz, ausgewählt von Serge Sabarsky“ verzeichnen. Zwischen 24. September und 1. November
kamen 106.851 Besucher, die 8.078 Kataloge und 5.855 Plakate kauften. Am 11. November wurde schließlich
die Sonderausstellung„Franz von Matsch— Ein Wiener Maler der Jahrhundertwende“ eröffnet In der Hermes¬
villa im Lainzer Tiergarten wurde die Ausstellung „Kaiser Franz Joseph von Österreich oder Der Verfall eines
Prinzips“ vom 28. März 1980 bis 1. März 1981 von 91.484 Personen besucht. Ab 11. April 1981 war „Anatols
Jahre — Beispiele aus der Zeit vor der Jahrhundertwende“ zu sehen. Im Otto-Wagner-Westpavillon auf dem
Karlsplatz wurde vom 10. September bis 31. Oktober die Sonderschau„Tarockanische Spiele — Wiener Spiel¬
karten und ihre Hersteller“ gezeigt.

Gemeinsam mit der Österreichischen Galerie sowie dem ÖsterreichischenMuseum für angewandte Kunst ist
von März bis Juli in Laibach und Belgrad im Rahmen des Kulturaustausches mit Jugoslawien eine Biedermeier¬
ausstellung präsentiert worden.

In die Museen der Stadt Wien kamen insgesamt 566.514 Personen; zum ersten Mal konnte somit mehr als
eine halbe Million Besucher registriert werden. Besonders hervorzuheben sind das Historische Museum
(205.584), die Hermesvilla (68.822), die Virgilkkpelle(65.TI1) und die Mozart-Wohnung in 1, Domgasse
(51.721). Die Fachbeamten hielten im Historischen Museum 653 Führungen, im Uhrenmuseum 292, in den
Musiker-Gedenkstätten 15, in den Römischen Ruinen unter dem Hohen Markt 65, in der Virgilkapelle 46 und
in der Hermesvilla im Lainzer Tiergarten 16 Führungen ab.

Das Historische Museum war in diesem Jahr unter anderem an folgenden Ausstellungenbeteiligt: „Mit uns
zieht die neue Zeit“, veranstaltet von der ÖsterreichischenGesellschaft für Kulturpolitik, Wien; „Gustav Klimt
Exhibition“ im Shimbun Cultural Affairs Department in Tokio; „200 Jahre Toleranzpatent“ im Steiermärki¬
schen Landesarchiv in Graz und im Schloß Trautenfels; „Die Kuenringer und das Werden des Landes Nieder¬
österreich“ im Stift Zwettl; „Große Welt reist ins Bad“ in München, Stadtmuseum, und in Regensburg;
„Moderne Vergangenheit, 1800/1900“ im Künstlerhaus in Wien; „Kaiserstadt und Reichsstadt, Wien und Ulm“
in Ulm in der Ausstellungshalle des Kunstvereins; „Tagebuch der Straße“ in der Wiener Stadt- und Landesbi¬
bliothek;„Aufklärung in Tirol“ im Tiroler Landesmuseum in Innsbruck; „Preußen, Versuch einer Bilanz“ in Ber¬
lin im Gropius-Bau; „Thomas Ender — Niederösterreich in der Biedermeierzeit“ im Niederösterreichischen
Landesmuseumin Wien; „Preußen — Facetten einer Epoche“ in Berlin in der Akademie der Künste; „Emst
Höffinger“ in Waidhofen an der Ybbs; „Art Club“ in Graz, Klagenfurt, Eisenstadt, Salzburg und Wien; „Brahms“
in der Deutschen Bank-AG in Hamburg; „Eduard Sueß“  im Naturhistorischen Museum in Wien; „Kunst der
Goldschmiede“ im Erzbischöflichen Dom- und Diözesanmuseumin Wien; „Oskar Kokoschka“ im Österreichi¬
schen Kulturinstitut in Rom sowie„Ausstellung des Fremdenverkehrsverbandes Wien“ in diversen Städten der
USA.
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Gesundheit und Soziales
Sozialamt

Das Jahr 1981 war von den Vereinten Nationen zum Jahr der Behinderten“ proklamiert worden. Bereits im
November 1980 wurde ein Maßnahmenpaketfür Behinderte mit Vorschlägen für konkrete Verbesserungen der
Situation der Behinderten und für entsprechende Aktionen veröffentlicht, um in der Bevölkerung das not¬
wendige Verständnis für die Probleme behinderter Menschen zu wecken bzw. zu verbessern. Zahlreiche Einzel¬
maßnahmen wurden vom Sozialamt selbst oder in Zusammenarbeitmit anderen Abteilungendurchgeführt. In
den Monaten Februar und März wurde vom Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien eine Kampagne für
Behinderte in Form von Presseaussendungen, Inseraten, Plakataktionen, Hausanschlägen, Bildwandzeitungen
und Rundfunk-Spots organisiert, in der Zeit vom 18. März bis 1. April in der Hofburg eine Leistungs- und
Informationsschau der Stadt Wien unter dem Titel „Behinderte kennenlernen — verstehenlernen“ abgehalten.
Der Bürgermeister rief die Bevölkerung auf, Vorschläge zur Verbesserung der Situation behinderter Menschen
zu machen. Immerhin konnte binnen kurzer Zeit ein Drittel dieser Vorschläge verwirklicht werden.

Vom Sozialamt ist die Broschüre„Behindertenhilfe in Wien“ überarbeitet und neu aufgelegt worden, der Frei¬
zeitfahrtendienst für schwer gehbehinderte Menschen konnte durch eine Verdoppelungder finanziellen Mittel
während des Jahres attraktiver gestaltet werden, und im Herbst war es möglich, eine Wohngemeinschaft für
volljährig gewordene geistig leichter behinderte Männer, die bis dahin in Einrichtungendes Jugendamtes gelebt
hatten, in der „Villa Kellermann“ im 14. Bezirk zu eröffnen. Das Sozialamt trägt ferner Kosten für eine Reihe
neugeschaffener Einrichtungendes Kuratoriums für Psychosoziale Dienste in Wien, dessen Ziel die berufliche
und soziale Eingliederung psychisch Kranker ist.

Einen wichtigen Aufgabenbereichstellt der Abbau architektonischer Barrieren dar. Die Abteilung konnte
einen für die Errichtung von Baulichkeiten für Behinderte spezialisierten Architekten als Konsulenten gewin¬
nen. Im Stadium von Planung und Ausführung städtischer Neubauten, aber auch bei Umbauten werden regel¬
mäßig Mitarbeiter der Abteilung sowie der für die Abteilung als Konsulent tätige Architekt zugezogen. So ist es
gelungen, das Verständnis der planenden und bauführenden Abteilungen für die Belange Behinderter wesent¬
lich zu verbessern. Nach zahlreichen Verhandlungen, an denen auch die Abteilung beteiligt war, wurden mit der
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 17. Februar 1981, LGB1. für Wien Nr. 14/1981, unter anderem
Vorschriften über die Absenkung von Gehsteigen im Kreuzungsbereichsowie bei Schutzwegen erlassen. Seit¬
her sind bereits in einigen Kreuzungsbereichenund Straßenzügen abgesenkte Gehsteige hergestellt worden.

Aus Anlaß des 60. Gründungstages des Sozialamtes fand im Wiener Rathaus eine Enquete statt, die von Bür¬
germeister Leopold Gratz  eröffnet wurde und an der namhafte Persönlichkeitendes öffentlichen Lebens und
der Wissenschaft teilnahmen.

Die MA 12 hatte im Jahre 1981 Stellungnahmenabzugeben zum Entwurf von Bundesgesetzen, mit denen das
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird(36. und 37. Novelle zum ASVG), zum Entwurf eines Bun¬
desgesetzes, mit dem das Bundesgesetzüber die Sozialversicherung freiberuflichselbständig Erwerbstätiger
geändert wird(3. Novelle zum FSVG), eines Bundesgesetzes, mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 geän¬
dert wird (4. Novelle zum NVG 1972), eines Bundesgesetzes, mit dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz
geändert wird (4. Novelle zum BSVG und 5. Novelle zum BSVG), weiters zu Entwürfen von Bundesgesetzen,
mit denen das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz geändert wird (4. Novelle und 5. Novelle zum GSVG),
eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzgeändert wird
(10. Novelle und 11. Novelle zum B-KUVG), von Bundesgesetzen, mit denen das Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, das Kriegsopferfondsgesetz und das Opferfürsorgegesetz geändert werden; ferner zum Entwurf eines Bun¬
desgesetzes, mit dem das Invalideneinstellungsgesetz1969 geändert wird, zu einem Bundesgesetz, mit dem das
Familienlastenausgleichsgesetz1967 geändert wird, einem Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch, die
Strafprozeßordnung, das Jugendgerichtsgesetz, das Strafvollzugsgesetz, das Strafvollzugsanpassungsgesetz, das
Einführungsgesetzzum Strafvollzugsgesetz und die Bewährungshilfegesetznovelle 1980 geändert und ergänzt
werden (Strafrechtsänderungsgesetz1981). Andere Entwürfe betrafen ein Bundesgesetz, mit dem das Schüler¬
beihilfengesetz geändert wird, und eine Verordnung, mit der der Arbeitslosenversicherungsbeitrag erhöht wird.
Weiters hat die Abteilung zum Entwurf eines Abkommens zwischen der Republik Österreich und Spanien über
Soziale Sicherheit, zum Entwurf eines Abkommens über die Soziale Sicherheit der Rheinschiffer(Beitritt Öster¬
reichs), zum Entwurf eines Dritten Zusatzabkommenszum Abkommen vom 22. Dezember 1966 zwischen der
Republik Österreich und der BundesrepublikDeutschland über Soziale Sicherheit, ferner zum Entwurf eines
Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik der Philippinen im Bereich der Sozialen
Sicherheit sowie zur Konvention über die Rechtsstellungder Flüchtlinge(Zurücknahme der österreichischen
Vorbehalte zu Art. 17 und 23) Stellungnahmenabgegeben. Schließlich wurde eine Stellungnahmezur Konven¬
tion zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierungder Frau (samt Vorbehalten) abgegeben, eine weitere zu
den Berichten 1979 bis 1981 über die Durchführung der von Österreich ratifizierten Übereinkommen Nr. 6, 12,
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17, 29, 42, 45, 81, 88, 89, 100, 105, 135, 141, 142 und 144, IAO Genf, sowie eine Stellungnahmezur Europäi¬
schen Sozialcharta(6. Bericht Österreichs gemäß Artikel 21).

Der MA 12, dem Sozialamt, gehörten am 31. Dezember 1981 323 Bedienstete an. Diese Zahl umfaßt auch
die Bediensteten im Behindertenzentrum und der Sozialreferate. Das Personal der Herbergen für Obdachlose
wurde mit 1. Jänner 1981 in die MA 52 versetzt. Zusätzlich wurden aus dem Stand der Magistratsdirektion-
Verwaltungsrevision noch 70 Bedienstete und 32 Bürokaufmannslehrlinge zur Verfügung gestellt. In den Pen¬
sionistenklubs sind jeweils in den Monaten Jänner bis April und September bis Dezember Betreuerinnen tätig.
Am 31. Dezember 1981 waren es insgesamt 379.

Die Fachaufsicht  überprüfte die Tätigkeit der Sozialreferate. In Zusammenarbeitmit dem Finanzrefe¬
rat und der BuchhaltungsabteilungIV wurden Kassenskontierungenin allen Sozialreferaten durchgeführt und
die Abrechnungen der Pensionistenklubsbzw. der Ausflugsaktion geprüft. Die Fachaufsicht verfaßt ferner, in
Zusammenarbeitmit den Hauptreferenten, die Dienstbeschreibungenaller Bediensteten der Sozialreferate. Ein¬
gebrachte Verbesserungsvorschläge wurden hinsichtlich ihrer Durchführbarkeit und auch dahin gehend, wie¬
weit sie tatsächlich eine Verbesserung darstellen, überprüft. Bei baulichen Änderungen im Bereich der Sozialre¬
ferate wurde weiterhin besonderes Augenmerk auf die Einrichtungen zur Sicherheit der Sozialreferate gelegt.
Der Fachaufsicht obliegen außerdem diverse Organisationsangelegenheiten, wie unter anderem der Notruf für
Soziales und Gesundheit, der Dezentralisierungsversuch und der verlängerte Parteienverkehr. Die Fachaufsicht
sorgte weiterhin für die Koordinationmit den MA 11, 50 und 52 bei Delogierungen aus Gemeindewohnungen
und für die Zusammenarbeitmit den Herbergen. Es handelte sich um 206 Fälle, die ausschließlich in den Auf¬
gabenbereichder Abteilung fielen. Ferner ist sie in ihrem Aufgabenbereich Verbindungsstellezum Verein für
Bewährungshilfe und soziale Jugendarbeit, zur Zentralstelle für Haftentlassenenhilfe, zum Bahnhofssozialdienst
und zur SOS-Gemeinschaftder Caritas.

In der allgemeinen Sozialhilfe wurden durch die Verordnung der Wiener Landesregierungvom 25.
November 1980, LGB1. für Wien Nr. 39/1980, die Richtsätze für Geldleistungenzur Sicherung des Lebensun¬
terhaltes erhöht und betrugen ab 1.Jänner 1981 für den Alleinunterstützten 2.641 S, für den Hauptunterstütz¬
ten 2.575 S, für den Mitunterstütztenohne Anspruch auf Familienbeihilfe1.321 S und für den Mitunterstützten
mit Anspruch auf Familienbeihilfe 792 S. Der zur Angleichung der Dauerleistungenan die Bezüge der Aus¬
gleichszulagenempfängergewährte Zuschlag wurde ebenfalls erhöht und betrug ab 1. Jänner 1981 für den
Alleinunterstützten981 S und für den Hauptunterstützten 1.291 S.

Sozialhilfe als Dauerleistung an alte oder erwerbsunfähige Personen
wurde im Dezember 1981 in 6.637 Fällen 7.175 Personen gewährt. Im Vergleich zu 1980 ergibt sich eine
Abnahme um 326 Fälle und 418 Personen. Davon waren 36 Personen Kriegsbeschädigte, 2.543 Bezieher von
Sozialversicherungspensionen, 2 Kleinrentner, 232 Ausländer und 3.824 sonstige Dauerleistungsempfänger.
Rund 6.100 Personen waren alleinstehend. Bemerkenswert ist die Zahl von 2.540 Pensionisten, die nur deshalb
eine Dauerleistung erhielten, weil sie eine Miete von mehr als 450 S zu zahlen hatten.

Geldaushilfen  zur Deckung des notwendigenLebensbedarfes wurden in 59.024 Fällen gegeben. Dar¬
über hinaus erhielten 8.008 Pensionswerber und 7.404 arbeitsfähige Mütter Aushilfen. In 247 Fällen wurden
Hinterbliebenen Beiträge zum Bestattungsaufwand für verstorbene bedürftige Personen gewährt. Die Zahl die¬
ser Geldaushilfen stieg von 72.091 im Jahre 1980 auf 74.683 im Jahre 1981.

Die Zahl der Aushilfen an Flüchtlinge stieg von 3.670 imjahre 1980 auf 4.815 imjahre 1981, der Aufwand
von rund 10,100.000 S auf 12,659.000 S. Der Betrag für W o c h e n h i 1f e in 85 Fällen betrug 218.079 S.

Aus dem Titel der Gewährung der Krankenhilfe  verrechnete die Wiener Ärztekammer rund 34.000
Kranken- und Überweisungsscheine für Sozialhilfeempfänger. Die Kosten für ärztliche Behandlung, Heil- und
Hilfsmittel und Arzneimittelversorgung betrugen etwa 26,340.000 S. Der Aufwand für konservierende und pro-
thetische Leistungen der Zahnärzte und Dentisten machte 3,803.000 S aus.

KostenersatzansprücheDritter wurden gemäß § 31 Wiener Sozialhilfegesetz in 5.381 Fällen mit einem Auf¬
wand von 1,951.108S geltend gemacht. In 119 Fällen wurden vom Verein für Bewährungshilfe und soziale
Jugendarbeit 50.860 S aufgewendet, in 1.817 Fällen belief sich die Unterstützung des Bahnhofssozialdienstes auf
458.509 S, die Caritas der Erzdiözese Wien und die Kriseninterventiongewährte in 30 Fällen 29.590 S, die Zen¬
tralstelle für Haftentlassenein 3.415 Fällen insgesamt 1,412.150 S.

Im Zuge der Repatriierungen  wurden vier Ausländer nach Italien,Jugoslawien, in die Schweiz und
die Bundesrepublik Deutschlandüberstellt. Außerdem wurden zu drei Einreiseansuchen  von Auslän¬
dern, die beim Bundesministeriumfür Inneres um die Bewilligung des dauernden Aufenthaltes in Österreich
ansuchten, Stellungnahmenabgegeben.

Im Rahmen der Hilfe in besonderen Lebenslagen  konnten zur Überbrückung außerge¬
wöhnlicher Notstände in 1.081 Fällen einmalige Aushilfen im Betrag von rund 5,286.000 Sgewährt werden. Die
sechs eingebrachten Umschuldungsanträge,  Aktion im Rahmen der Hilfe in besonderen Lebensla¬
gen, mußten abgelehnt werden.

Außerdem wurden 609 Anträge auf Gewährung einer Mietzinsbeihilfe  gemäß § 26 des Wiener
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Wohnbaufonds in der Fassung des Gemeinderatsbeschlussesvom 28. Februar 1975, Pr.Z. 544, eingebracht.
Davon konnte in 416 Fällen eine Beihilfe zuerkannt werden, in 198 Fällen mußte das Ansuchen, da die entspre¬
chenden Voraussetzungen nicht Vorlagen, abgelehnt werden. Mit 31. Dezember standen insgesamt3.172 Perso¬
nen im Bezug einer Mietzinsbeihilfe.

Auf dem Gebiet des Sozialhilfekostenersatzes  wurden 3.507 neue Erstattungsanträgein der
geschlossenen und 573 in der offenen Sozialhilfe bearbeitet. Ferner wurden 1.311 grundsätzliche neue Kosten¬
anerkenntnissegegenüber nichtstädtischenKrankenhäusernund Pflegeheimen abgegeben. Zur laufenden Ver¬
rechnung waren 1.157 Fälle mit nichtstädtischen Pflegeheimenund Wohnheimen, 885 Fälle mit nichtstädti¬
schen Krankenanstalten, 96 Fälle mit nichtstädtischen psychiatrischen Krankenanstalten und 128 Fälle mit
Kuranstalten anhängig. In 543 Fällen wurden Ambulanzgebührenfür nichtstädtischeAnstalten, in 1.933 Fällen
Transportkosten, die für nichtstädtischeKrankenbeförderungsdienste, wie Rotes Kreuz und Arbeiter-Samariter-
Bund, zu zahlen waren, übernommen. 805 Nachsichtsansuchenfür Pflegegebührenoder Transportkosten in
städtischen Anstalten bzw. für den städtischen Krankenbeförderungsdienstwurden bearbeitet. Davon konnten
643 Ansuchen positiv erledigt werden, 162 wurden abgelehnt, ln 221 Fällen wurden Kostenzuschüssezu den
Aufenthaltskostenin der B-Abteilung eines Heimes des Kuratoriums Wiener Pensionistenheimegewährt. Der
Aufwand betrug 1,538.429 S. Insgesamt 848 pflegebedürftigen Personen im Institut „Haus der Barmherzigkeit“
wurde ein Kostenzuschußfür den Aufenthalt bzw. zur Sicherung eines Taschengeldes in Höhe von 20 Prozent
ihres monatlichen Einkommens gegeben. Unter Berücksichtigungvon 275 Sterbefällen befanden sich zum
Stichtag 31. Dezember 1981 573 Personen in dieser Pflegeanstalt. Der Kostenaufwand betrug insgesamt
51,772.237 S. 183 Personen wurden in sonstige private Wohn- oder Pflegeheime neu aufgenommen, für die ein
Kostenzuschußgeleistet wurde, um ihnen den Heimaufenthalt zu ermöglichenbzw. ihnen ein Taschengeld in
Höhe von 20 Prozent ihres monatlichen Einkommens zu sichern. In diesen Heimen befanden sich zum Stich¬
tag 31. Dezember insgesamt 547 Personen. Der Kostenaufwandbetrug 28,783.943 S. In 870 Fällen konnten
aufgelaufene Sozialhilfekosten(Dauerleistungen, Pflegegebühren usw.) zur Verlassenschaft angemeldet und den
Erben ganz oder teilweise aufgerechnet werden. In 72 Fällen wurde Regreß gegen unterhaltspflichtige Angehö¬
rige geltend gemacht. In 129 Fällen mußten Sozialhilfekosten mit einem fremden Sozialhilfeträger laufend ver¬
rechnet werden. In das Referat Sozialhilfekostenersatz fiel auch die Feststellung von Fremdverschulden, zum
Beispiel bei Autounfällen. In 34 Fällen wurde eine Verrechnung mit einem verpflichteten Dritten (Versiche¬
rung) durchgeführt. Weiters waren Überprüfungenvon Pensionsansprüchen, Feststellungen über den endgültig
verpflichteten Sozialhilfeträger, die Erledigung von Amtshilfeersuchenund die Überprüfung der Aufrechnung
fremder Sozialhilfeträger durchzuführen. Zur Sicherstellung aufgelaufener Sozialhilfekosten wurden 19 Hypo¬
theken für einen Gesamtbetragvon 2,253.665 S zugunsten des Landes Wien grundbücherlich einverleibt, in
23 Fällen konnte auf Grund der Rückzahlung des gewährten Sozialhilfeaufwandes die grundbücherlicheSicher¬
stellung gelöscht werden. In 7 Fällen wurden Verfahren vor Zivilgerichtenanhängig gemacht, in 8 mußte ein
Exekutionsverfahren gegen säumige Zahler durchgeführt werden. In 100 Fällen hatte die Abteilung in einem
Verfahren vor dem Schiedsgerichtder Sozialversicherung auf Zuerkennung einer Pension ihren Beitritt als
Nebenintervenienterklärt und am Verfahren teilgenommen. In 36 Fällen wurde der Pensionsanspruch durchge¬
setzt. In 25 Fällen konnte eine zusätzliche Kostenübernahmevon Pflegegebühren durch den Krankenversiche¬
rungsträger erreicht werden, in 10 Fällen war zur Durchsetzung des Anspruches des Sozialhilfeträgers die Ein¬
bringung einer Klage gegen den Krankenversicherungsträgerbeim Schiedsgericht der Sozialversicherung
erforderlich.

Im Jänner 1981 wurde im Referat„Spezielle Individualhilfe und Erwachsenenbetreuung “ eine weitere
Dezentralisierung erforderlich. Durch die Aufstockung der Zahl der Außenstellenvon vier auf sechs wurde für
die betreuten Personen der Anfahrtsweg in die zuständige Außenstelle verkürzt und die Kenntnis der Wohnbe¬
völkerung der einzelnen Bezirke von den Außenstellen der Sozialarbeiter intensiviert. Auch die Zusammenar¬
beit der Sozialarbeiter innerhalb der einzelnen Außenstellen konnte vertieft werden. Bei den wöchentlichen
Fall- und Arbeitsbesprechungenwerden sowohl die Anliegen der Klienten als auch die Schwierigkeiten der
Kolleginnen und Kollegen aufgegriffen und besprochen. Die Sozialarbeiter der einzelnen Außenstellenhaben
versucht, mit der Bevölkerung, aber auch mit anderen Institutionen, mit denen sie Zusammenarbeiten wollen,
durch Teilnahme an Veranstaltungen in den Bezirken, durch Herausgabe von Flugblättern, durch einen „Tag
der offenen Tür“ und durch gemeinsame Besprechungen bekannt zu werden. Mit der Personalaufstockung und
der Erweiterung um zwei Außenstellen wurde die Bestellung eines zweiten Referatsleiters notwendig. Den
Referatsleitern ist es nun möglich, in kurzen Zeitabständen an den Besprechungen der einzelnen Außenstellen
teilzunehmen und außerdem zu den einzelnen Mitarbeiterneinen engeren Kontakt herzustellen. Ende 1981
waren dem Referat insgesamt 82 Sozialarbeiter zugeteilt. Ihre Arbeitsbereicheumfaßten wieder Einzelfallhilfe,
die Verbindungsdienstezu Pflegeheimenund Krankenanstalten, weiters zu Institutionen für Behinderte und
Obdachlose, die Betreuung des Kontaktbesuchsdienstes, den Ausbau der Kontakte zu allen sozialen Einrichtun¬
gen in den Bezirken, Flüchtlingsbetreuungund Klubarbeit sowie Lehrtätigkeit.

Im Rahmen der Einzelfallhilfe  wurden 3.417 neue Fälle und 7.233 wiederholt anhängig gewordene
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Fälle intensiv betreut, wofür4.743 Hausbesuche, 5.035 Dienstwege und 34.161 Aussprachen erforderlich waren.
Darüber hinaus wurde im Sinne einer Kriseninterventionin 12.879 Kurzberatungen Hilfe geleistet.

Da jede Außenstelle auch die Aufgabe hat, innerhalb ihrer Region den Verbindungsdienst  zu den
städtischen Anstalten  herzustellen , ist mehr als die Hälfte der Sozialarbeiter in diesem Arbeitsbereich
tätig. In Krankenanstaltenund Pflegeheimen wird die Zusammenarbeitmit Ärzten, Pflegepersonal, Ergothera-
peuten und sonstigen Betreuungspersonen, aber auch mit den Familienangehörigen durch ständige Kontakte
und Gespräche besonders gefördert. Die Bemühungen, das allen gemeinsame Ziel zu erreichen, nämlich die
Patienten wieder zu aktivieren, sollen dadurch verstärkt und besser als bisher koordiniert werden. Im Rahmen
dieser Verbindungsdienstewurden 16.078 neue Fälle und 8.218 Wiederholungsfälle betreut; außerdem erfolg¬
ten 16.898 Kurzberatungen. Weiters waren 502 Hausbesucheund 1.116 Dienstwege notwendig, im Zuge der
genannten Dienstleistungenwurden außerdem 53.484 Aussprachen geführt.

Zum erstenmal wurde die Einrichtung von zwei Gesprächsgruppen  erprobt : Eine bestand aus psy¬
chisch gestörten Klienten, die ihre eigenen Probleme und die der anderen Gruppenteilnehmer erkennen und
formulieren lernen sollten und die gemeinsam nach den besten Lösungen suchten. Dabei halfen ihnen zwei
Sozialarbeiter. Die zweite Gesprächsgruppewurde mit jüngeren Behinderten im Pflegeheim Lainz geführt, die
aus dem Pflegeheim entlassen werden wollten und nun ebenfalls mit den betreuenden Sozialarbeiternnach
Wegen der Bewältigung ihrer Lebenssituation suchten. Die Teilnehmer dieser Gruppe hatten auch Gelegenheit,
an dem Kochkurs teilzunehmen, der im Referat auch für andere Behinderte geführt wird. Sie sollten auch auf
diese Weise dem praktischen Leben außerhalb der Anstalt wieder näherkommen. Weitere Aktivitäten in dieser
Richtung sind geplant.

Die Spiel - und Beschäftigungsgruppe,  die seit Jahren im Pflegeheim Lainz geführt und
hauptsächlich von gehirngeschädigten Jugendlichen besucht wird, wurde gleichfalls weitergeführt.

Allen diesen Behinderten wurde auch die Teilnahme an den Aktivitäten aus Anlaß des Jahres der Behinder¬
ten“ ermöglicht. Darüber hinaus wurde von den Sozialarbeitern im „Behindertenzentrum“ ein Fest für Behin¬
derte und Nichtbehinderteorganisiert, das vor allem die Einbeziehung des sozialen Nahbereiches des Zentrums
zum Ziele hatte.

Im Club  21 ist im Jahre 1981 die durchschnittliche Besucherzahl von 21 auf 23 pro Tag gestiegen. Das
diesjährige Faschingsfest war einer der Höhepunkte der Clubperiode. Das jährlich mit großem Eifer durchge¬
führte Tischtennisturnierwurde im Jahre 1981 von den Clubteilnehmernselbständig durchgeführt. Die Clubob¬
männer überreichten den Siegern die Pokale. Anläßlich der Ausstellung„Kennenlernen —verstehenlernen“ in
der Hofburg organisierte der Club 21 am 30. März einen Disco-Nachmittag mit der Behindertenband„Anima¬
tion“. Diese Veranstaltung wurde zu einem großen Erfolg. Insgesamt konnten 500 Besucher gezählt werden. Die
größte öffentliche Veranstaltung seit Bestehen des Clubs 21, ein Sommerfest, fand aus Anlaß des „Internationa¬
lenjahres der Behinderten“ am 14.Juni im Hof des Behindertenzentrumsstatt und dauerte von 10 bis 22 Uhr.
Das Programm beinhaltete einen Frühschoppen, ein Kinderfest mit Kasperltheater, Malen und diverse Stafet¬
tenspiele, eine Grillparty und einen Disco-Abend. Teilnehmer an dieser Veranstaltung waren Gruppen aus den
städtischen Pflegeheimen Lainz und Baumgarten, Gruppen aus der Institution Jugend am Werk“, Besucher des
Behindertenzentrumsund Leute aus der Nachbarschaft. Rund 1.000 Besucher wurden registriert. Nach den
Sommerferien fand wieder ein Clubwochenende im Schweizerhaus in Hadersdorf statt, zu dem 42 Personen
kamen. Die an diesem Wochenende initiierten Aktivitäten erfreuten sich so großen Zuspruchs, daß im Rahmen
des Clubs 21 einmal monatlich ein Nachmittag für Stoffdruck, Glasritzen, Wachsgießen usw. eingeführt wurde.
Am Kochkurs nimmt seit Herbst auch eine Gruppe junger Behinderter aus dem Pflegeheim Lainz teil. Die im
September 1980 begonnenen monatlichen Besprechungen der Clubbetreuerhaben sich als sehr positiv für das
Clubgeschehen sowie die notwendige Kommunikation und Zusammenarbeit erwiesen. Die Anschaffung einer
Videoanlage bietet sowohl den Clubteilnehmern als auch den Betreuern neue Möglichkeiten für die Programm¬
gestaltung und die Arbeit im Club.

Die Mitarbeit eines Sozialarbeiters am Programm „Risikokinder“  der MA 15 beschränkt sich auf drin¬
gende Fälle, bei denen trotz mehrmaliger Einladung seitens dieser Abteilung kein Kontakt zu den Eltern herge¬
stellt werden kann, Therapievorschläge auf längere Zeit hin nicht eingehalten werden bzw. soziale Probleme
auftreten. Kontakte bestehen weiters zur „Spezialambulanzfür Entwicklungsdiagnostikund cerebrale Bewe¬
gungsstörungen“ der MA 15 in 10, Geliertgasse 42—48, zur „Risikoambulanz der Kinderklinik Glanzing“ und
zur „Abteilung für Neonatologieund angeborene Störungen“ im Allgemeinen Krankenhaus. Diese Kontakte
richten sich nach dem jeweiligen Bedarf der genannten Institutionen. Ein regelmäßiger Verbindungsdienst, ein¬
mal wöchentlich, besteht zum „Ambulatorium für körper- und mehrfach behinderte Kinder“ in 15, Märzstraße
Nr. 122. Der Schwerpunkt liegt hier in der Beratung und Betreuung von Familien mit behinderten Kindern.

Die Zahl der Prekariumswohnungenkonnte zwar nicht erhöht werden, doch konnten Klienten, die nach
langjährigen Aufenthalten in verschiedenstenAnstalten dort „das Wohnen“ lernen, in eigenen kleinen Woh¬
nungen untergebracht und somit verselbständigt werden. Um Rückfälle zu vermeiden, bleibt der Kontakt mit
dem Sozialarbeiter auch weiterhin aufrecht. Eine Großwohnung für psychisch Behinderte wurde von zwei
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Sozialarbeitern gemeinsam mit den Behinderten eingerichtet, dann aber zuständigkeitshalber dem Kuratorium
für Psychosoziale Dienste in Wien übergeben.

1981 wurde der Verbindungsdienst durch Sozialarbeiter zum PsychiatrischenKrankenhaus Baumgartner
Höhe ebenso wie zum Psychiatrischen Krankenhaus Ybbs an der Donau eingestellt. Die weitere Betreuung die¬
ser Patienten, die jahrzehntelang von diesem Referat geführt und ausgebaut wurde, hat das Kuratorium für Psy¬
chosoziale Dienste in Wien übernommen. Aus diesem Umstand erklärt sich die geringere Anzahl der im Rah¬
men der Verbindungsdienstebetreuten Personen. Es zeichnet sich aber eine stark steigende Inanspruchnahme
der Einzelfallhilfe ab, da nun eine Anzahl von Sozialarbeitern zusätzlich für die Arbeit in den Bezirken zur Ver¬
fügung stand.

Die verhaltenstherapeutische Wohngemeinschaft  in der Lainzer Straße wird weiter¬
hin von einer Sozialarbeiterin des Referates betreut.

Die Zahl der Flüchtlinge  hat sehr stark zugenommen. Um den sich daraus ergebenden Anforderun¬
gen gerecht zu werden, wurde die Betreuung der Flüchtlinge dezentralisiert. Flüchtlinge, die bereits in Wien
gemeldet waren oder sind, werden von der zuständigen Außenstelle betreut. Flüchtlinge, die obdachlos sind
oder zum erstenmal nach Wien kommen, werden —wie bisher —zentral, das heißt lediglich von einer Außen¬
stelle des Referates, versorgt, ebenso die lateinamerikanischenFlüchtlinge wegen ihrer Sprachschwierigkeiten.
Die Hauptproblemealler Flüchtlinge stehen in der Unterbringung, finanziellen Versorgung sowie Krankenhilfe.
Besonders zu erwähnen ist, daß Flüchtlinge, die bereits in Arbeit standen, diese durch die Verschlechterungder
wirtschaftlichen Lage wieder verloren haben, nun die hohen Mieten für ihre Wohnungen nicht mehr bezahlen
können und so wieder zu Betreuungsfällen werden.

Kamen im Jahre 1980 395 Flüchtlinge und Fremde zu einem ersten Gespräch ins Referat, waren es 1981
bereits 723 Flüchtlinge. 1980 standen 900 Flüchtlinge in intensiver Betreuung, 1981 waren es bereits 1.889
Flüchtlinge. Aus der Zahl der Kurzberatungen, die sich nur geringfügig veränderte, ist ersichtlich, daß die
Flüchtlinge in zunehmendem Maße intensive Betreuung benötigen. Daraus erklärt sich auch die Zunahme der
Zahl der Aussprachen von 2.251 im Jahre 1980 auf 5.535, was einen Anstieg auf mehr als das Doppelte bedeu¬
tet. Die Geldleistungenfür diese Gruppe sind gleichfalls sehr stark angestiegen.

Hervorzuhebenist, daß immer mehr jüngere Personen Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen. Da von der
Arbeitslosigkeit vor allem Menschen betroffen sind, die keinen Beruf erlernen konnten, sind es in der Regel
auch die vom Referat betreuten Personen, die keinen neuen Arbeitsplatz finden können. Obwohl häufig
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützungbesteht, gilt es doch, die Zeit bis zur ersten Auszahlung zu überbrük-
ken, da es in diesen Familien kaum Ersparnisse gibt. Ein weiteres Problem aus der angespanntenArbeitsmarkt¬
lage ergibt sich im psychischen Bereich: Arbeitswillige Menschen, die lange auf einen neuen Arbeitsplatz war¬
ten müssen, verändern sich in ihrer Persönlichkeit. Sie werden einsamer, neigen zu Depressionen, und die
gesamte Familie leidet nicht nur finanziell, sondern auch psychisch.

Drei Sozialarbeiter führen gemeinsam mit Ärzten der MA 15 in berufs- und höherbildendenSchulen mit den
Schülern Aufklärungsgespräche. Es zeigte sich, daß auch heute noch die Jugend bezüglich Partnerschaft und
Sexualität nur wenig aufgeklärt ist. Auch in der Beratungsstelle für junge Paare, die von der MA 15 im Rahmen
der Familienplanung eingerichtet wurde, arbeiten Sozialarbeiter der Abteilung mit. Hinzuweisen wäre noch auf
die Lehrtätigkeit, die seit Jahren von Sozialarbeitern in den Krankenpflegeschulender Stadt Wien erfolgt. Aus
den Sozialakademien wurden schließlich insgesamt 30 Studenten für Praktika übernommen.

Bezüglich der Hilfe für Behinderte wurden 1.613 Anträge eingebracht, und zwar wurde in 514 Fällen Ein¬
gliederungshilfe, in 56 ein Zuschuß zur geschützten Arbeit, in 63 Hilfe zur Unterbringung, in 754 Pflegegeld
beantragt und in 226 Fällen um die Bewilligung von Beschäftigungstherapie angesucht. Bis Jahresende waren
1.615 der am 31. Dezember 1980 noch offenen sowie im Jahr 1981 neu eingelangten Anträge zu erledigen. In
515 Fällen wurde Eingliederungshilfe, in 54 geschützte Arbeit, in 82 Hilfe zur Unterbringung, in 218 Beschäfti¬
gungstherapie und in 747 Fällen Pflegegeld zuerkannt. Mit Stichtag 31. Dezember waren in 3.592 Fällen Dauer¬
leistungen der Behindertenhilfebewilligt, und zwar 1.316 Kostenbeitragsleistungenzu Berufseingliederungs¬
und Beschäftigungstherapiekursen sowie zu Unterbringungenin Wohnheimen (Behindertenzentrum91,Jugend
am Werk 799, Lebenshilfe Wien 260, Lebenshilfe Niederösterreich 42, Bandgesellschaft 92, sonstige Institutio¬
nen 32), ferner 1.862 Pflegegeldbezüge und 414 Beiträge zu anderen laufenden Leistungen. Diese umfaßten in
37 Fällen Hilfe zur Erziehung und Betreuung von behinderten Kindern in den zwei Kindertagesheimstätten
der „Lebenshilfe“ und im Kindertagesheimdes Kuratoriums für künstlerischeund heilende Pädagogik, weiters
Kostenzuschuß für Hausunterricht, Kurs- und Fahrschulbesuchesowie sonstige Hilfen zur Schulausbildung in
46 Fällen, Heimunterbringungskostenfür berufliche und medizinische Rehabilitation in 33 Fällen, Hilfe zur
geschützten Arbeit in 278 Fällen, Hilfe zum Lebensunterhalt in 3 Fällen und persönliche Hilfen in 17 Fällen.

Für Beratungs - und Betreuungsdienste  für Behinderte wurden sieben privaten Vereinigun¬
gen, die die Interessenvertretung und die Betreuung von Behinderten übernommen haben, Zuschüsse gewährt,
und zwar der Multiple-Sklerose-Gesellschaft520.000 S, der Gesellschaft zum Schutze psychisch Behinderter
„Pro mente infirmis“ 650.000 S, der Caritas der Erzdiözese Wien 330.000 S, dem Verband aller Körperbehinder-
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tcn Österreichs 175.000 S, dem Österreichischen Zivilinvalidenverband— Landesgruppe Wien 175.000 S, dem
Club Handikap 175.000 S und dem Begegnungs-Center für psychisch Behinderte 175.000 S. Diese Beratungs¬
und Betreuungsdienstekamen mehr als 10.000 Behinderten zugute.

Die Frequenz des Beförderungsdienstes  für Behinderte, der die betroffenen Personen mit Klein¬
bussen von der Wohnung in die Tagesheimstätten beziehungsweise Schulen und zurück bringt, hat weiter zuge¬
nommen. 1981 haben durchschnittlich319 Behinderte diesen Dienst in Anspruch genommen. Der Kostenauf¬
wand betrug 8,983.597 S. Eine noch größere Nachfrage ist bei dem vom Club Handikap gemeinsam mit einer
Mietwagenfirma organisierten Beförderungsdienst für Behinderte zu sportlichen und kulturellen Veranstaltun¬
gen zu verzeichnen. Die ausgegebenenFahrtenbons verursachtenAusgaben von insgesamt5 Millionen Schil-
ling.

Die erstmals 1978 für Behinderte veranstalteten„Fahrten ins Grüne“ wurden wieder durchgeführt. An den
von April bis Oktober mit Hilfe des Wiener Roten Kreuzes veranstalteten 128 Ausflugsfahrten nahmen 732
Behinderte teil. Die Kosten betrugen 231.781 S.

Schwerst Körperbehinderte, die für die Gestaltung ihres Urlaubes vermehrte Ausgaben haben, bekamen aber¬
mals einen Zuschuß. Die zur Verfügung gestellte Summe von 1,3 Millionen Schilling erhielten 1.300 Behin¬
derte. Als „Hilfe in besonderen Lebenslagen“ bekamen 32 Behinderte, die blind und taub sind, neben der Blin¬
denbeihilfe eine weitere monatliche Beihilfe. Die Kosten hiefür betrugen 444.528 S. Fahrbegünstigungen erhiel¬
ten 2.806 Blinde und 130 Gehbehinderte. 84 Zivilinvalide bezogen Aushilfen in einer Gesamthöhe von
77.998 S.

Auf Grund des Blindenbeihilfengesetzes  wurden 904 Anträge auf Gewährung von Blindenbei¬
hilfe gestellt. Die Anzahl der Bezieher von Blindenbeihilfe stieg um 95. Mit 31. Dezember standen 3.962 Perso¬
nen im Bezug einer Blindenbeihilfe, davon waren 1.687 blind und 2.275 schwerst sehbehindert. Durch die Ver¬
ordnung der Wiener Landesregierung vom 25. November 1980, LGB1. für Wien Nr. 41, wurden die Bezüge mit
Wirkung vom 1.Jänner 1981 für Blinde auf 3.100S und für schwerst Sehbehinderte auf 2.015 S monatlich
erhöht.

Die zentrale Beratungsstelle für Behinderte  war an 95 Tagen, und zwar Montag und Don¬
nerstag jeweils von 15 bis 18.30 Uhr, zugänglich. Im Jahre 1981 haben insgesamt 203 Behinderte diese Einrich¬
tung in Anspruch genommen.

Die im Oktober 1976 erschienene Broschüre„Behindertenhilfein Wien“ wurde überarbeitet und im März
1981 mit einer Auflage von 5.000 Exemplaren neu herausgebracht. Der von den schwer Körperbehinderten
sehr gefragte„Stadtführer für Behinderte“ soll ebenfalls in erweiterter Form neu erscheinen. Das mit der schwie¬
rigen Ausarbeitung betreute Institut für soziales Design konnte die Arbeiten noch nicht abschließen. Die Aus¬
gaben für beide Broschüren beliefen sich im Jahre 1981 auf 722.047 S.

Im 14. Bezirk in der Sofienalpenstraße wurde im Oktober vom Sozialamt der Stadt Wien ein Wohnheim
für junge milieugeschädigte Behinderte eingerichtet. Es handelt sich dabei um geistig leichter behinderte junge
Männer, die bisher im Heim Lindenhof des Jugendamtes in Eggenburg untergebracht waren und dieses nach
Erreichung der Großjährigkeit verlassen mußten. Dieses Wohnheim ist die erste modellartige Einrichtung die¬
ser Art in Österreich. Die Wohngemeinschaft bietet insgesamt zehn jungen Männern Platz. Die Betreuung
erfolgt durch fünf Erzieher, wobei das Betreuungskonzeptim wesentlichendie Eingliederung der behinderten
Bewohner in die Arbeitswelt, insbesonderedurch Hilfe bei der Suche nach einem Arbeitsplatz, vorsieht. Dar¬
über hinaus sollen Hilfestellungenbei notwendigen Behördenwegen, Unterstützung im lebensnahen Bereich,
Hilfe für sinnvolle Freizeitgestaltungerbracht und zuletzt, wenn der Behinderte bereits in der Lage ist, die
geschützte Atmosphäre des Wohnheimes verlassen zu können, auch eine geeignete Wohnsituation vermittelt
werden.

Eine verhaltenstherapeutische Wohngemeinschaft  für Personen, die nach einer sta¬
tionären Behandlung in der verhaltenstherapeutischenStation der PsychiatrischenUniversitätsklinik in dieser
Wohngemeinschafteinen Übergang ins Berufs- und Familienleben finden sollen, besteht weiterhin in 13, Lain¬
zer Straße 38.

Das Behindertenzentrum der Stadt Wien  nahm im Rahmen der Berufseingliederungs¬
und Beschäftigungstherapiekurse663 Begutachtungenvor. Die Zahl der Begutachtungennach dem Wiener
Behindertengesetz hat gegenüber dem Vorjahr um 40 Prozent zugenommen. Die Kurse waren im Jahre 1981 im
Durchschnitt von 81 Kursteilnehmern belegt. Die durchschnittliche Zahl der Kursteilnehmer ist gegenüber
dem Vorjahr gleichgeblieben. Mit Stichtag 31. Dezember wurden 91 Kursteilnehmer betreut. In sieben Fällen
ist eine Arbeitsvermittlungzustande gekommen, das sind genausoviel Fälle wie im Jahre 1980. Die Arbeitsver¬
mittlungen kamen allerdings wieder fast alle auf Grund von privaten Initiativen zustande. Leider ist eine Ver¬
schlechterung auf dem Personalsektor eingetreten. Ein Posten für einen Beschäftigungstherapeuten, einer für
einen Fachassistenten sowie ein Sondervertrag für einen künstlerischen Keramiker, bestehend aus einer stun¬
denweisen Verpflichtung, wurden aus Einsparungsgründen bedauerlicherweiseersatzlos gestrichen. Es steht
außer Frage, daß dadurch die Qualität der Klientenbetreuung im Behindertenzentrumeine Einbuße erlitten hat.
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Durch besonderes Entgegenkommen der BezirksvorstehungOttakring sowie des Touristenvereines „Die
Naturfreunde“ war es möglich, einige sehr positive Aktionen durchzuführen. Ein Frühlingsfest sowie ein Nach¬
mittag in der Vorweihnachtszeit waren nicht nur ein schönes Erlebnis für die Betreuten, sondern trugen auch zu
einem besseren Kennenlemen von Behinderten und Nichtbehinderten im Sinne unserer Integrationsbestrebun¬
gen bei. Am Frühlingsfest nahmen Vertreter der Bezirksvorstehung Ottakring, aber auch zahlreiche Schüler und
Studenten verschiedener Schulen und Akademien sowie Gruppen der Sozialistischen Jugend teil. Den Nachmit¬
tag gestalteten namhafte Persönlichkeitendes Bezirkes Ottakring mit ihren Gattinnen, die mit selbstgebacke¬
nen Torten erschienen und mit den Behinderten im zwanglosen Gespräch einen Nachmittag verbrachten. Auch
1981 fand eine Verkaufsausstellungmit Unterstützung des Bezirksvorstehersfür den 16. Bezirk in der
„Z“-Filiale am Richard-Wagner-Platz statt.

Ein einmaliges Erlebnis war für 30 Schwer- und Mehrfachbehinderteein Urlaub im Naturfreundecamp in
Moniga am Gardasee. Erfreulicherweise haben die Bezirksvorstehung und die Naturfreundeauch für die kom¬
menden Jahre eine Zusicherung für weitere Aktionen gegeben. Erwähnenswert ist ferner ein neu geschaffener
sehr guter Kontakt zu der Firma Leopold Hiesinger in 9, Mariannengasse 32, die Handpuppen erzeugt. Der Fir¬
meninhaber stellte in uneigennütziger Weise seine Modelle kostenlos zur Verfügung und bemühte sich, Behin¬
derte für die Puppenerzeugunganzulernen.

Im Rahmen der Ausstellung„Kennenlemen —verstehenlernen“ in der Wiener Hofburg war das Behinder¬
tenzentrum mit einer großen Koje vertreten, die allseits Beachtung fand. Da nicht nur ausgestellt, sondern auch
Aktivitäten gesetzt wurden — eine Behindertengruppedemonstrierte zum Beispiel Keramikarbeiten—. gelang
es, besonders Schüler und Studenten anzusprechen. Ähnliche Ausstellungenerfolgten im Kaufhaus Herzman-
sky sowie im Wiener Kiinstlerhans im Rahmen der Veranstaltung„Barrieren“.

Die Propagierung des Behindertenzentrumsals „open house“, das täglich von Montag bis Freitag zwischen
8 und 15 Uhr von Außenstehenden ohne Formalitäten besucht werden kann, hat sich bestens bewährt. Beson¬
ders jüngere Leute, wie Schüler und Studenten, machten von diesem Angebot häufig Gebrauch und fanden sich
zur Mitarbeit sowie zu Gesprächen mit Behinderten ein. Es entstanden positive Kontakte, so daß die Idee auch
im kommenden Jahr verstärkt fortgeführt wird, um ein Kennenlernen zwischen Behinderten und Nichtbehin¬
derten zu fördern.

Im Rahmen der sozialen Dienste führten 14 Diplomkrankenschwestern19-529 Hausbesuchedurch, wobei
sie die Notwendigkeit von Heimhilfe, Hauskrankenpflege und Familienhilfe überprüften. Sie veranlaßten hiebei
alle nötigen Hilfen, suchten um Pflegegeld, Blindenbeihilfe, Hilflosenzuschußund dergleichen an. Außerdem
nahmen sie bei ihren Hausbesuchenlaufend Soziologiestudenten, Studierende der Sozialakademie sowie Kran¬
kenschwesterschülerinnenzum Praktikum für die Betreuung Hilfsbedürftiger außerhalb der Anstalten mit.

Im Jahre 1981 wurden 9.759 Anträge für Heimhilfe und Hauskrankenpflege  gestellt und
bearbeitet, außerdem in weiteren 1.350 Fällen auf Grund von Anrufen beim Notruf für Soziales und Gesundheit
sowie infolge von Anrufen durch Polizei, Ärzte, Sozialarbeiter und Hilfesuchende Hausbesuchedurchgeführt
und notwendige Hilfeleistungen veranlaßt. Zum Stichtag 31. Dezember wurden 9-160 Fälle von 2.515 Heimhel¬
ferinnen und 13 Diplomkrankenschwestern betreut. Insgesamt wurden einschließlich Hauskrankenpflege
2,813.154,5 Heimhilfestundengeleistet.

Im Rahmen der Aktion „Soforteinsatz von Heimhilfe nach Spitalsentlassung“
wurden 953 Einsätze veranlaßt. Davon entfielen auf die durchführenden Organisationen, wie den Verein „Wie¬
ner Sozialdienste“, 488 Einsätze und auf den Verein „Die Frau und ihre Wohnung“ 465. Diese Soforteinsätze
wurden für Patienten aus dem AllgemeinenKrankenhaus, dem Elisabeth-Spital, dem Wilhelminenspital, dem
Krankenhaus Rudolfstiftung und Franz-Joseph-Spital, dem Krankenhaus Floridsdorf, dem Krankenhaus Lainz,
dem Sophien-Spital, dem Hanusch-Krankenhaus, der Allgemeinen Poliklinik, dem PsychiatrischenKranken¬
haus BaumgartnerHöhe, dem NeurologischenKrankenhaus Rosenhügel, dem NeurologischenKrankenhaus
Maria-Theresien-Schlössel, dem Sanatorium Hera und den Unfallkrankenhäuserndurchgeführt. Wie schon in
den vergangenen Jahren wurde wieder für Bewohner der städtischen Pflegeheime, die nach Hause beurlaubt
beziehungsweise entlassen werden konnten, ein Soforteinsatz von Heimhilfe organisiert.

Von 23 Familienhelferinnen  wurde , vielfach nur halbtags, 485 Familien in Notsituationen im
Ausmaß von 31.476 Stunden geholfen.

18.988 Reinigungen wurden vom Reinigungsdienst  in 85.649 Arbeitsstundendurchgeführt, außer¬
dem 114 Reinigungen in grob verwahrlosten Wohnungen vorgenommen.

Zum Stichtag 31. Dezember wurden vom Besuchsdienst  1 .704 einsame alte Menschen betreut. Ins¬
gesamt konnten 101.508 Besuche bei 3.072 Personen durchgeführt werden.

Die Anzahl der durch den Wäschepflegedienst  betreuten Haushalte ist gegenüber dem Vorjahr
annähernd gleichgeblieben. Es kam wieder zu rund 2.000 Einsätzen. Bis zu einem Einkommen von 4.167 S für
Alleinstehende und von 6.148 S für Ehepaare sind die Zustellung und Abholung der Wäsche kostenlos. Die
Bezieher höherer Einkommen zahlen je nach Einstufung im Sozialpaß einen Kostenbeitragzwischen 15 und
25 S pro Zustellung. Der Preis pro Kilogramm Kochwäsche beträgt derzeit 23 S.
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Bei der Aktion „Essen auf  R ä d e r n“ ist gegenüber dem Vorjahr die Zahl der Essensbezieher zurückge¬
gangen. Im 1. Quartal betrug die Zahl der Essensbezieher täglich im Durchschnitt 3.600, im 2. Quartal 3.500,
im 3. Quartal3.100 und stieg im 4. Quartal wieder auf 3.500 Essensbezieher an. Davon bezogen rund 2.000 Per¬
sonen Normalkost, 500 Personen Diabetikerkostund 1.000 Personen Schonkost. Seit Ende Juni wird das Essen
in Styroporeinzelverpackungen ausgeliefert. Diese etwa 30 x 30 cm großen Behälter fassen vier Plastikbecher
und enthalten noch zusätzlich zwei Kühlpatronen, die die Temperatur des Essens nach der Abkühlung kon¬
stant halten und damit eine größtmöglichehygienische Sicherheit bieten. Im Sommer 1981 wurde nach einer
neuerlichen Umfrage bei den Essensbezieherngemeinsam mit allen an der Aktion beteiligten Küchen ein
neuer Speiseplan erstellt, der unter Bedachtnahme auf Diätvorschriften möglichst viele Wünsche berücksichtigt.

Im Jahre 1981 wurden vom Reparaturdienst  in 804 Haushalten einfache Reparatur- und Instandset¬
zungsarbeiten durchgeführt; das sind gegenüber 1980 um 216 Fälle mehr. Die Kosten für die Inanspruchnahme
des Reparaturdienstes richten sich nach der Einstufung im Sozialpaß, wobei je nach Einkommenshöhe für eine
Stunde zwischen 25 und 150 S zu bezahlen sind.

Im Jahre 1981 war beim Notruf für Soziales und Gesundheit  eine Frequenzsteigerungzu
verzeichnen. Die Zahl der Anrufe betrug insgesamt 12.559; davon kamen 8.278 Anrufe in der normalen Dienst¬
zeit, 2.169 wurden in der Zeit zwischen 15.30 und 20 Uhr registriert, 2.112 an Samstagen, Sonn- und Feierta¬
gen. Über den Tonbanddienstin den Nachtstunden kamen 1.200 Anrufe. Der Schwerpunkt lag bei der Vermitt¬
lung von sozialen Diensten mit insgesamt3.499 Fällen und bei Hilfeleistungen beziehungsweise Auskunft über
Arztbesuch, Rettung und Spitalseinweisung mit insgesamt 2.153 Fällen. Für die vielen Polen, die sich infolge
der aktuellen Ereignisse in ihrem Heimatland in Wien aufhalten, wurde im Dezember an zwei Vormittagen in
der Woche eine Beratung in polnischer Sprache eingerichtet.

Der Kontaktbesuchsdienst  wurde in sämtlichen Wiener Bezirken mit Ausnahme des 1. Bezir¬
kes durchgeführt. 80.368 Personen über 65 Jahre konnten besucht und über die Hilfen, die von der Stadt Wien
geboten werden, informiert werden. Bei rund 10 Prozent der besuchten Personen hat der Kontaktbesuchsdienst
mit Hilfe der Sozialreferate, Sozialarbeiter oder der Bezirksvorsteher Hilfen veranlaßt und auch Anregungen
entgegengenommen. Im Jahre 1981 führten insgesamt 400 Personen diesen Kontaktbesuchsdienstdurch.

Die seit dem Jahr 1979 bestehende Einrichtung eines sozialen Stützpunktes  im 2. Bezirk hat
sich bewährt. 1981 wurde daher eine Reihe von weiteren Stützpunkten für einzelne Wohngebiete in Anglei¬
chung an die Versorgungsräume nach dem Krankenanstaltenplaneingerichtet. Sie sind organisatorisch Außen¬
stellen des Referates„Soziale Dienste“. Diese Stützpunkte leisten alle im Zusammenhang mit dem Einsatz von
Heimhilfe notwendigen Koordinierungsarbeitenmit den Organisationender freien Wohlfahrtspflege und ver¬
anlassen im Bedarfsfälle auch den Einsatz anderer sozialer Dienste.

Die sozialen Stützpunkte befinden sich für den 1., 7., 8. und 9- Bezirk in 1, Schottenring 24, 1. Stock; für den
4., 5. und 6. Bezirk in 5, Am Hundsturm 18; für den 3. und 11. Bezirk in 3, Würtzlerstraße25 (Pensionisten¬
heim Erdberg); für den 2., 20., 21. und 22. Bezirk in 2, Engerthstraße 150, Stiege 13; für den 10. Bezirk in 10,
Senefeldergasse 11; für den 14., 15. und 16. Bezirk in 14, Dreyhausenstraße 29 (PensionistenheimPenzing); für
den 17., 18. und 19. Bezirk in 18, Türkenschanzplatz2 (Pensionistenheim„An der Türkenschanze“) und für den
12., 13. und 23. Bezirk in 12, Am Schöpfwerk 29, Stiege 6.

Die in jedem Wiener Bezirk eingerichteten Sozialberatungsstellen  wurden weitergeführtund
von insgesamt4.881 Personen aufgesucht. Ein Jurist und ein Sozialarbeiter stehen für Information und Bera¬
tung in sozialen und rechtlichen Fragen zur Verfügung. Die Ratsuchenden haben in einer unbürokratischen
Atmosphäre Gelegenheit zu einer Aussprache und zur Behandlung ihrer Anliegen. Mitte April 1981 wurde
auch in den städtischen Pflegeheimen Lainz und Liesing eine Sozialberatungsstelleeingerichtet. Einmal
wöchentlich nachmittags steht ein Jurist den Bewohnern dieser Pflegeheime für Information und Beratung zur
Verfügung.

Die Zahl der Pensionistenklubs  stieg im Jahre 1981 auf 174. Die durchschnittliche tägliche Besu¬
cherzahl betrug in der Periode Jänner bis April 11.459 und von Oktober bis Dezember 11.426 Personen. Das
waren pro Klub zirka 67 bzw. 66 Besucher. Die Pensionistenklubswaren wieder von Montag bis Freitag(außer
an Feiertagen) in der Zeit von 13 bis 18 Uhr geöffnet. Es wurden Filmvorführungen und Vorträge vom „Wiener
Volksbildungswerk“ und vom „Sozialwerk für österreichische Artisten“ sowie Vorträge über Verkehrserziehung
abgehalten. Die Vortragsreihen fanden großen Anklang. In einigen Pensionistenklubskonnten unter Anleitung
einer Fachkraft oder Betreuerin Bastelgruppen geführt werden. Diese Einrichtung erfreute sich weiterhin großer
Beliebtheit. Eine kostenlose Kaffeejause mit Mürbgebäck bzw. Mehlspeisen täglich sowie ein Mittagessen zwei¬
mal im Monat wurde den Besuchern gegen geringes Entgelt weiterhin geboten. Im Herbst wurde wieder eine
intensive Schulung für die Betreuerinnen von Pensionistenklubsin Samstagseminaren durchgeführt. Die Semi¬
nare, an denen alle Betreuerinnen — aufgeteilt auf kleine Gruppen — teilnehmen mußten, erstreckten sich
jeweils über einen ganzen Tag und wurden auch finanziell honoriert. Zusätzlich zu den auch bisher abgehalte¬
nen Vorträgen über die praktische Führung eines Pensionistenklubsund über Erste Hilfe wurden Referate von
Mitarbeitern des Ludwig-Boltzmann-Institutes für Altersforschungüber Freizeitaktivitäten betagter Menschen
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gebracht. Weiters wurden in Diskussionsrundendie Stellung, Verantwortungund die Aufgaben eines sozialen
Bürgers in der Gemeinschaft und die Funktion der sozialen Stützpunkte erörtert sowie Erfahrungen mit der
neuen Form der Kaffeejause ausgetauscht. Seit Oktober 1981 wird der Jausenkaffee nicht mehr in Cups bereits
mit Milch gemischt angeliefert, sondern mit Espressofiltermaschinen separat in jedem Klub für die jeweiligen
Klubbesuchererzeugt. Trotz anfänglicher Schwierigkeiten dürfte die Kaffeezubereitung allgemein Anklang fin¬
den.

Die Landaufenthaltsaktion,  die in einem zweiwöchigen Erholungsurlaub besteht, wurde in der
Zeit vom 6. Mai bis 30. September in 118 Turnussen 525 Dauersozialhilfebeziehern, 302 Pensionisten und
3.537 Pensionistenklubbesuchern, insgesamt 4.364 Personen, in 12 verschiedenen Orten ermöglicht. Davon
sind 401 Urlauber, die einer Schonkost bedurften, in der Pension„Huber“ in Rastenfeld untergebrachtworden.

Die 1976 geschaffene Aktion „Landaufenthalt für alleinstehende dauersozialhil¬
febeziehende Mütter “, in deren Rahmen alleinstehenden, dauersozialhilfebeziehendenMüttern, die
bisher aus finanziellen Gründen nicht auf Urlaub bzw. Erholung fahren konnten, die Möglichkeit geboten wird,
zusammen mit ihren Kindern oder auch allein einen 14tägigen Erholungsurlaub zu verbringen, fand wieder gro¬
ßen Anklang. In der Zeit vom 8. bis 22.Juli haben 10 Mütter und 25 Kinder ihren Urlaub in der Pension„Ulm“
in Altenberg an der Rax, Steiermark, verbracht.

Vom Verband für Sozialtourismus(ÖGB) wurde wieder in der Vor- und Nachsaison eine Anzahl von Urlaubs¬
plätzen im Feriendorf Maltschacher See in Kärnten zur Verfügung gestellt. Insgesamt 84 Dauersozialhilfebezie¬
her und Pensionistenklubbesucherkonnten in der Zeit vom 9. bis 23. Mai, vom 23. Mai bis 6.Juni und vom 12.
bis 26. September, untergebracht in 48 Bungalows, einen schönen Urlaub verbringen.

Im Rahmen der Landaufenthaltsaktion für Behinderte  waren in der Zeit vom 20.Juni
bis 4.Juli von den Teilnehmern der Berufseingliederungs- und Beschäftigungstherapiekurse 26 männliche Teil¬
nehmer mit vier Fachgehilfen am Gardasee und in der Zeit vom 4. bis 18.Juli 13 weibliche Teilnehmer mit drei
Fachgehilfinnen zur Erholung in Grein an der Donau untergebracht.

Im Rahmen der Ausflugsaktion  wurden für Dauersozialhilfebezieher und Pensionistenklubbesucher
in den Monaten April bis Oktober je Bezirk oder Klub fünf Ausflüge zu 38 Ausflugsorten durchgeführt. An den
Ausflügen für Dauersozialhilfebezieher, die keine Klubbesucher sind, nahmen insgesamt 3.974 Personen teil.
An den Ausflügen der Klubbesucher beteiligten sich insgesamt 29.117 Personen. Darüber hinaus wurden mit
Pfleglingen der städtischen Pflegeheime Baumgarten, Lainz, Liesing, St. Andrä und pulmologisches Zentrum
Ausflüge durchgeführt. In der Zeit von April bis Oktober nahmen an diesen Ausflügen 2.494 Pfleglinge teil.
Von den Berufseingliederungs- und Beschäftigungstherapiekursen kamen zu den fünf Ausflügen insgesamt 508
Personen.

Die Aktion „Fahrt ins Grüne“  wurde wieder für alle älteren Mitbürger der grünflächenarmen
Bezirke1 sowie4 bis 9 in den Monaten Juli und August von Montag bis Freitag(ausgenommenFeiertag) in der
Zeit von 13.30 bis 18 Uhr durchgeführt. Die Ausflugsziele waren die Wienerhütte, Hintersdorf, Laxenburg,
Bisamberg, Altlengbach, Königstetten, Untertullnerbach, die Windischhütte, Einöd, Würnitz, Heiligenkreuz,
Preßbaum-Dürrwien und Unterkirchbach. An diesen Fahrten nahmen täglich rund 660, insgesamt 28.904 Per¬
sonen, teil.

Vom 20. bis 27. September wurde zum siebenten Mal eine Seniorenwoche  in der Wiener Stadthalle
veranstaltet. Die diesjährige Veranstaltung wurde von rund 95.000 Besuchern frequentiert.

Die gemeinsame Abschlußfeier für die Landaufenthaltsaktion1981 und die Eröffnungsfeier der Betriebspe¬
riode 1981/82 für die Pensionistenklubsfanden an zwei Tagen im Oktober und an fünf Tagen im November in
der Wiener Volksoper statt. Über Einladung des Herrn Bürgermeisters Leopold Gratz  und des Amtsführenden
Stadtrates Herrn Univ.-Prof. Dr. Alois Stacher  haben rund 8.750 Personen die Operette „Der Fremdenführer“
von Carl Michael Ziehrer  gesehen.

Bei der Weihnachtspaketeaktionwurden 10.000 Stück Lebensmittelpakete, und zwar9.728 mit Normalkost
sowie 272 mit Diabetikerkost, an 8.387 Erwachsene und 1.613 Kinder verteilt.

Am 4., 5., 6. und 8. Mai fanden am Kahlenberg für 852 Mütter, die über 60 Jahre sind und Dauersozialhilfe
beziehen, Mütterehrungen  statt . Jede Mutter erhielt eine Jause und als Geschenk eine Stielpfanne
sowie das traditionelle Schokoladeherzmit Konfekt. Das Orchester der E-Werks-Bedienstetenund namhafte
Wiener Künstler wirkten an diesem Nachmittag mit. In den Sozialreferaten wurde das Muttertagsgeschenk
auch an jene 1.618 Mütter ausgegeben, die an der Feier aus gesundheitlichenGründen nicht teilnehmen konn¬
ten.

Zur leichteren Inanspruchnahme der sozialen Dienste wurde mit Wirksamkeit vom 1.Jänner 1980 der
S o z i a 1p a ß geschaffen. Jeder Wiener, der Leistungen des Sozialamtes in Anspruch nimmt, kann einen
Sozialpaß erhalten. Der Inhaber muß sein Einkommen nur anläßlich der Ausstellung des Sozialpasses bzw. einer
Einkommensänderung, wie zum Beispiel bei Zuerkennung des Hilflosenzuschusses, nachweisen, da die Richt¬
sätze für die verschlüsselte Einkommenseinstufungmit dem Valorisierungsfaktor der Sozialversicherung erhöht
werden. Mit 1.Jänner 1982 wird zusätzlich zum Sozialpaß mit der Kennzeichnung „P“ ein Sozialpaß mit der
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Kennzeichnung „P II“ eingeführt werden . Beide Ausweise berechtigen ihre Besitzer zu verbilligten Fahrten mit
öffentlichen Verkehrsmitteln . Der ermäßigte Besuch der städtischen Bäder, des Tiergartens Schönbrunn und
der kostenlose Besuch des „Hauses des Meeres“werden wie bisher ausschließlich den Besitzern eines Sozial passes „P“
Vorbehalten bleiben . Mit der Eintragung der Kennzeichnung „P“ und „P II“ wurde bereits im November begon¬
nen . Bis zum 31. Dezember wurden insgesamt 67.639 Sozialpässe , davon 40.896 Sozialpässe mit „P“ und 1.126
Sozialpässe mit „P II“, ausgestellt . Außerdem wurden in 1.225 bereits ausgestellten Sozialpässen der Vermerk
_P“ und in 654 Sozialpässen der Vermerk „P II“ nachgetragen.

Im Jahre 1981 hat das Kuratorium Wiener Pensionistenheime  zwei weitere Pensionisten¬
heime fertiggestellt . Am 9.Juni wurde das Pensionistenheim Aiszeile mit 249 Plätzen in Heimappartements
und 33 Plätzen in der Abteilung für besondere Betreuung eröffnet . Mitte des Jahres konnte auch der Betrieb im
Pensionistenheim „An der Türkenschanze “ mit 333 Appartementplätzen und 33 Plätzen in der Abteilung für
besondere Betreuung aufgenommen werden . Die Eröffnung dieses Heimes fand am 11. September statt . Das
Platzangebot betrug in den Pensionistenheimen des Kuratoriums am 31. Dezember in Heimappartements
3.839 Plätze und in den Abteilungen für besondere Betreuung 474 Betten bzw. Plätze , so daß insgesamt 4.313
Wohn - und Betreuungsplätze zur Verfügung standen . Im Wohnheim Fortuna besteht weiterhin ein Einwei¬
sungsrecht des Kuratoriums Wiener Pensionistenheime . Im Jahre 1981 konnten 1.047 Personen in die Pensio¬
nistenheime des Kuratoriums Wiener Pensionistenheime neu aufgenommen werden . Diesen Aufnahmen stan¬
den insgesamt 5.775 neue Vormerkungen gegenüber . Unter Berücksichtigung von 1.062 bekanntgewordenen
Todesfällen und 193 Fällen , die anderweitig untergebracht werden konnten , sowie von 103 Rücktritten betrug
die Zahl der Vormerkungen per 31. Dezember 36.154. Die Zahl der Personen , die zuwarten wollten , machte
12.627 aus. Es muß jedoch darauf hingewiesen werden , daß der Wunsch , warten zu wollen , dem Kuratorium
Wiener Pensionistenheime meist erst bekannt wird, wenn Pensionisten in ein Heim übersiedeln könnten . Die
Pensionskosten wurden am 1.Jänner 1981 mit 6.600 S für Einzelpersonen und 9.900 S für Ehepaare festgesetzt.
Aus der von der Stadt Wien übernommenen Ausfallshaftung wurden laut Stichtagerhebung vom 31. Dezember
1981 für 1.267 Einzelpersonen und für 122 Ehepaare bzw. Personen in Lebensgemeinschaften , die nicht in der
Lage waren , die vollen Pensionskosten zu bezahlen , Zuschüsse geleistet . Der an das Kuratorium Wiener Pensio¬
nistenheime geleistete Gesamtaufwand betrug 1981 103,999.950 S.

Die Grundsteinlegung für die Errichtung des Pensionistenheimes in 4, Phorusplatz , war am 19- Dezember.
Dieses Pensionistenheim wird 253 Pensionärsbetten und 29 Betten in der Abteilung für besondere Betreuung
aufweisen . Der Baubeginn war am 28. Dezember . Die Grundsteinlegung für die Errichtung des Pensionistenhei¬
mes in 14, Felbigergasse , war am 12. Dezember . Dieses Pensionistenheim wird 287 Pensionärsbetten und 35
Betten in der Abteilung für besondere Betreuung aufweisen . Der Baubeginn war gleichfalls am 28. Dezember.
Zwei neue Heime sind in Planung , und zwar das Pensionistenheim 13, „Am Tratzerberg “, mit 266 Pensionärs¬
betten und 30 Betten in der Abteilung für besondere Betreuung und das Pensionistenheim 15 in der Oel-
gasse mit 281 Pensionärsbetten und 27 Betten in der Abteilung für besondere Betreuung . Die Bauarbeiten für
die Errichtung der Pensionistenheime im 9- Bezirk „Roßau“, im 12. Bezirk „Hetzendorf “, im 6. Bezirk Loquai-
platz und in 21, Jedlersdorfer Straße, erfolgen bisher termingemäß , wobei im Pensionistenheim 12 auf Grund
der Bodenverhältnisse eine längere Bauzeit zu erwarten ist.

In mehreren Heimen wurden bauliche Veränderungen durchgeführt , und zwar wurden im Pensionisten¬
heim 2 automatische Schiebetüren beim Haupteingang eingebaut ; im Pensionistenheim 3 konnte die Erneue¬
rung der Fäkalhebeanlagen durchgeführt werden ; im Pensionistenheim 10 wurden die Wege saniert und Isolier¬
arbeiten vorgenommen . Die Fenster und Balkontüren wurden generalsaniert im Pensionistenheim 11. Im Pen¬
sionistenheim 13 F mußten der Aufzug umgebaut und der Wirtschaftshof saniert werden . Automatische Schiebe¬
türen beim Haupteingang wurden eingebaut im Pensionistenheim 14, gleichfalls im Pensionistenheim 15. Im
Pensionistenheim 16 wurden Umbauarbeiten im Küchen - und Garderobenbereich durchgeführt , automatische
Schiebetüren beim Haupteingang eingebaut sowie nachträglich auferlegte Hochhausvorschriften erfüllt . Die
Geschirrspülmaschine wurde vergrößert im Pensionistenheim 19- Im Pensionistenheim 22 wurde ein Mehr¬
zweckraum geschaffen , die Fassade gegen den Garten instand gesetzt , mußten außerdem Umbauarbeiten im
Küchenbereich durchgeführt werden . Schließlich wurden der Freiluftschacht sowie Fitneßparcours im Pensioni¬
stenheim 23 hergestellt . Die notwendigen Erhaltungs - und Reparaturarbeiten wurden laufend durchgeführt , so
daß in den bestehenden Heimen ein weitestgehend störungsfreier und sicherer Betriebsablauf gewährleistet war,
ebenso wurden laufend Verbesserungen und Modernisierungen an den vorhandenen Einrichtungen vorgenom¬
men.

Aus dem Ertrag der von der Abteilung verwalteten „Stiftungen“  wurden im Jahre 1981 4.925 S für
Legate im Sinne der Stiftbriefe , 500.000 S an das Jugendamt , 1 Million Schilling an das Sozialamt , 790 .000 S für
das Anstaltenamt und 1.600 S für Zuwendungen und einmalige Aushilfen aufgewendet . Für stiftungseigene
Aufwendungen wurden 4.145 S erbracht , Wertpapiere im Nominalwert von 999 000 S getilgt . Die Sparbuchein¬
lagen beliefen sich auf 3,962 .000 S.

Bei der Aufnahmestelle langten 6.721 Anträge um Aufnahme in Pflegeheime ein , wovon 5.703 bewilligt

108



werden konnten. 3.674 Personen wurden in ein Pflegeheim der Stadt Wien aufgenommen, 478 Personen gegen
gänzliche oder teilweise Kostenübernahme in private Pflegeheime eingewiesen. In 1.478 Fällen mußten Antrag¬
steller Ende 1981 infolge der angespannten Bettenlage Wartezeiten hinnehmen. In einigen Fällen verzichteten
die Patienten trotz positiver Erledigung ihres Antrages auf Aufnahme in ein Pflegeheim, da sie bei Verwandten
oder in privaten Heimen Aufnahme gefunden haben. 1.772 Hausbesuche des Amtsarztes zur medizinischen
Begutachtung der Aufnahmewerberwurden durchgeführt. Auf Grund des Übereinkommensmit dem Institut
„Haus der Barmherzigkeit“, samt Zweiganstalt„Clementinum“ in Kirchstetten, befanden sich in diesem Privat¬
pflegeheim Ende 1981 573 Personen, bei denen das Land Wien die nicht gedeckten Verpflegungskosten über¬
nahm.

Das Opferfürsorgegesetz  1947 sowie das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 haben durch BGBl.
Nr. 582 vom 15. Dezember 1980 insoferne eine Änderung erfahren, als eine Erhöhung der Grundrenten (Opfer¬
renten und Hinterbliebenenrenten), die Gewährung einer Zulage von monatlich 300 S für Bezieher einer Opfer¬
rente, die Inhaber einer Amtsbescheinigunggemäß § 1 Abs. 1 lit. e) Opferfürsorgegesetzsind und das 65.
Lebensjahr vollendet haben, eine Erhöhung der Alterszulagen und Meßbeträge für Unterhaltsrenten sowie eine
Erweiterung der Heilfürsorge eingetreten sind. Auf Grund der angehobenen Rentenleistungen mußten vom
1.Jänner bis 31. Dezember 1981 für Grund- und Unterhaltsrentenbezieher 1.737 Rentenänderungsbescheide
erlassen werden. In dieser Zeit wurden außerdem 471 Neuanträge auf Zuerkennung von Entschädigungen
sowie 94 Anträge auf Anerkennung von Anspruchsberechtigungeneingebracht.An Entschädigungen erfolgten im

Jahre 1981 insgesamt 164 Erledigungen. 60 Amtsbescheinigungenbeziehungsweise Opferausweise wurden aus¬
gestellt, 48 Anträge bescheidmäßig abgewiesen. Mit 31. Dezember betrug die Zahl der Amtsbescheinigungen
12.513, die der Opfcrauswcisc 17.759.

Die 19. und 32. ASVG-Novelle beeinflußten nach wie vor die Tätigkeit des Opferfürsorgereferatesganz
wesentlich, da dadurch einem großen Teil des durch die NS-Behörden zu Schaden gekommenen Personenkrei¬
ses die begünstigte Erweiterung von Ansprüchen und Anwerbschaften bei der Stellung von Pensionsanträgen
möglich gemacht wird. Dem Opferfürsorgereferat obliegt es, die Ansprüche der in Wien und im Ausland leben¬
den Personen zu prüfen und die Ansprüche zu bestätigen. In der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember wurden
462 Bescheinigungen ausgestellt. Zur Betreuung der Opferfürsorgerentenbeziehersind äußerst langwierige Ver¬
fahren zur Überprüfung ihrer haftbedingten bzw. verschlimmertenGesundheitsschädigungennotwendig. Wei¬
tere umfangreiche Verfahren entstehen durch Anträge auf Pflege-, Hilflosen- und Diätzulage sowie auf Aner¬
kennung als Hinterbliebene (Todesursache kausal mit anerkanntem Haftleiden des Verstorbenen). Diese
Anträge sind ärztlichen Sachverständigen zur Erstellung der fachärztlichen Gutachten und einem Amtsarzt der
MA 15 zur Erstellung der Endgutachten vorzulegen. Es wurden im Jahre 1981 68 Verschlimmerungsanträge
und 104 weitere Untersuchungsanträgeeingebracht. Über 193 Rentenanträge wurde bescheidmäßig abgespro¬
chen. Außerdem wurden 212 Anträge auf Heilfürsorge bzw. erweiterte Heilfürsorge nach ärztlicher Begutach¬
tung und Anspruchsüberprüfungdem Bundesministeriumfür soziale Verwaltung zur Entscheidung vorgelegt
sowie 151 Anträge auf Sterbegeld einer Erledigung zugeführt. Für einmalige Aushilfen wurden an 346 Personen
132.000 S ausbezahlt. In der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember 1981 haben insgesamt 4.109 Personen im
Opferfürsorgereferat vorgesprochen.

Die Zentralaufnahmestelle für Heilstätten - und Kurbedürftige bewilligte 174 hilfsbedürftigenPerso¬
nen aus Sozialhilfemitteln Kosten- bzw. Teilkostenersatz für einen Kuraufenthaltoder für einen Aufenthalt in
einem Rekonvaleszentenheim. Die Bewilligung der Kostenübernahme für Aufenthalte in Rekonvaleszentenhei¬
men kann in den Fällen erteilt werden, in denen nach Abschluß einer nichtchirurgischenKrankenhausbehand¬
lung eine spezielle medizinische Betreuung und Wartung zur Wiederherstellungnotwendig erscheint, die in
einem normalen Haushalt nicht gewährt werden können.

Die wirtschaftliche Tuberkulosehilfe  wurde weiterhin in Form von Wirtschaftshilfe bewil¬
ligt, und zwar als regelmäßige Geldbeihilfe zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes des Unterstützten und sei¬
ner Familie sowie als einmalige Geldbeihilfe als Sonderausgabe im Zusammenhang mit der Erkrankung zur
Verhinderung der Existenzgefährdungoder aus seuchehygienischenGründen. Sofern nicht ein Träger der
Sozialversicherung, eine Krankenfürsorgeanstalt oder der Bund aus dem Titel der Heeresversorgung, Kriegsop¬
ferversorgung, Opferfürsorgeoder eine private Krankenversicherung hiefür aufzukommen hat, wurden die
Kosten für die Behandlung des Erkrankten übernommen. Die periodische Erhöhung der Richtsätze der Aus¬
gleichszulagen nach dem ASVG hat jeweils die Erhöhung der Richtsätze für die Gewährung der regelmäßigen
Geldbeihilfe zur Folge, deren Neubemessungbescheidmäßig ausgesprochen wird.

In Zusammenarbeit mit Organisationen der freien Wohlfahrtspflege  hat
die Abteilung zur Durchführungder sozialen Dienste ihre Aktionen fortgesetzt. So wurden die sozialen Dienste
im Auftrag, im Namen und für Rechnung der Stadt Wien durchgeführt. Acht Organisationender freien Wohl¬
fahrtspflege leisteten Heimhilfe und Hauskrankenpflege, und zwar die Vereine „Wiener Sozialdienste“, „Die
Frau und ihre Wohnung“, das „Rote Kreuz“, die „Caritas der Erzdiözese Wien“ und die „Caritas Socialis“ sowie
die „Sozialhilfe der Adventmission“, das „Soziale Hilfswerk“ und der Verein „Volkshilfe“. Die den Organisatio-
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nen entstandenen Kosten wurden von der Stadt Wien auf der Basis der erbrachten Pflegestundenleistungen
ersetzt . So wurden daher dem Verein „Wiener Sozialdienste “ 90,400 .000 S, dem Verein „Die Frau und ihre
Wohnung “ 104,300.000 S, dem „Roten Kreuz “ 38,600 .000 S, der „Caritas der Erzdiözese Wien “ 8,700 .000 S, der
„Caritas Socialis“ 6,800 .000 S, der „Sozialhilfe der Adventmission “ 5,600 .000 S, dem „Sozialen Hilfswerk“
9,000 .000 S und der „Volkshilfe “ 65,100 .000 S ersetzt.

Familienhilfe wurde ausschließlich von der Caritas der Erzdiözese Wien erbracht , der Aufwand in der Höhe
von 4,113 .283 S von der Stadt Wien getragen . Die Aktion „Essen auf Rädern “ führten die Vereine „Die Frau
und ihre Wohnung “, „Volkshilfe “, „Soziales Hilfswerk“ und die „Caritas der Erzdiözese Wien “ durch . Die
Kosten dieser Aktion , nämlich der Sachaufwand und der Zustelldienst , wurden von der Stadt Wien ersetzt und
betrugen insgesamt 42 Millionen Schilling . Davon entfielen auf den Verein „Die Frau und ihre Wohnung“
14,200.000 S, auf die „Volkshilfe “ 9,700 .000 S, auf das „Soziale Hilfswerk “ 4,200 .000 S und die „Caritas der Erz¬
diözese Wien “ 5,900 .000 S. Den sozialen Dienst „Gründliche Wohnungsreinigung “ leisteten die Vereine „Wie¬
ner Sozialdienste “, „Die Frau und ihre Wohnung “, „Soziales Hilfswerk “ und die „Sozialhilfe der Adventmission “,
wobei wie bisher spezielle Reinigungseinsätze , wie zum Beispiel bei Verwahrlosung , von der Sozialhilfe der
Adventmission übernommen wurden . Der den Organisationen ersetzte Aufwand betrug insgesamt rund
13,6 Millionen Schilling.

Der soziale Dienst „Wäschepflege “ wurde von den Vereinen „Wiener Volkshilfe “ und „Soziales Hilfswerk“
durchgeführt . Die Kosten für die Zustellung und die Ausbesserung der Wäsche wurden zum überwiegenden
Teil von der Stadt Wien getragen und beliefen sich auf rund 4 Millionen Schilling.

Der soziale Dienst „Besuchsdienst “ wurde vom Verein „Wiener Sozialdienste “ und „Die Frau und ihre Woh¬
nung “ organisiert . Die Stadt Wien ersetzte den gesamten Aufwand , der 18,7 Millionen Schilling betrug.

Der soziale Dienst „Reparaturdienst “ wurde vom Verein „Volkshilfe “ mit einem Kostenaufwand von
383 .097 S geleistet . Im Rahmen des Kontaktbesuchsdienstes waren die Vereine „Wiener Sozialdienste “ und
„Volkshilfe“ wieder ermächtigt , Werkverträge mit den Kontaktbesuchern abzuschließen . Der Aufwand im Jahre
1981 hiefür betrug 3,9 Millionen Schilling . Der Verein „Wiener Sozialdienste “ fungiert als Rechtsträger für die
verhaltenstherapeutische Wohngemeinschaft in 13, Lainzer Straße 38. Die Kosten betrugen 709 -679 S. Der Ver¬
ein „Soziale Hilfen für gefährdete Frauen und ihre Kinder “ betreibt zwei Einrichtungen für die Unterbringung
gefährdeter Frauen und ihrer Kinder , nämlich das Frauenhaus in 9, Liechtensteinstraße 3, und das Frauenhaus in
13, Trauttmansdorffgasse 16. Auf Grund eines zwischen der Stadt Wien , vertreten durch die Abteilung , und
dem genannten Verein abgeschlossenen Vertrages übernimmt die Stadt Wien die Personal - und Sachkosten die¬
ser beiden Heime . Diese im Jahre 1981 entstandenen Kosten betrugen für beide Heime rund 5,5 Millionen
Schilling.

Zur Durchführung der im Wiener Behindertengesetz vorgesehenen Maßnahmen hat das Sozialamt mit weite¬
ren sieben Vereinen Übereinkommen abgeschlossen . Im Jahre 1981 wurden für die Betreuung geistig Behinder¬
ter in Beschäftigungstherapiekursen , Wohnheimen und Kindertagesheimen der „Bandgesellschaft “ 4,259 -896 S,
dem Verein Jugend am Werk “ 43,841 .216 S, dem Verein „Lebenshilfe Wien “ 24,189 .631 S ersetzt . Das „Kura¬
torium für künstlerische und heilende Pädagogik “ erhielt für die Betreuung geistiger Behinderter in Kinderta¬
gesheimen 2,542.126 S, der Verein „Lebenshilfe Niederösterreich “ für die Betreuung geistig Behinderter in
Beschäftigungstherapiekursen und Wohnheimen 6,275 .480 S, der „Verein zugunsten körperbehinderter Kinder
und Jugendlicher für Wien , Niederösterreich und Burgenland “ für die Behandlung körper - und mehrfachbehin¬
derter Kinder und Jugendlicher 1,987.016 S und die „Stiftung Genesungsheim Kalksburg , Drogenstation Vor¬
derbrühl “ für die Behandlung drogenabhängiger Personen 2,426 .383 S.

Am 2. April 1979 hat der Wiener Gemeinderat den nach entsprechenden Vorbereitungsarbeiten vorgelegten
„Zielplan für die psychiatrische und psychosoziale Versorgung in Wien“
genehmigt . In dem Zielplan für die Psychiatriereform in Wien sind rasche und weitgreifende Maßnahmen zur
Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker und Behinderter vorgesehen . Grundprinzip der Wiener Psych¬
iatriereform ist die Gleichzeitigkeit der Maßnahmen im psychiatrischen Krankenhaus und des raschen Aufbaues
ergänzender und alternativer Einrichtungen außerhalb des Krankenhauses . Nur so kann erreicht werden , daß
die einzelnen Reformschritte aufeinander abgestimmt werden und allen Gruppen von psychisch Kranken und
Behinderten zugute kommen.

Die moderne Psychiatrie ist bemüht , möglichst viele Menschen mit seelischen Problemen bzw. seelischen
Erkrankungen außerhalb eines Krankenhauses zu behandeln . Ist ein Krankenhausaufenthalt unvermeidlich , so
soll er möglichst kurz dauern . Um diese Ziele zu erreichen , müssen den Betroffenen , und natürlich auch ihren
Angehörigen , entsprechende beratende und helfende Einrichtungen außerhalb des Krankenhauses zur Verfü¬
gung stehen . Um lange Anfahrtswege zu vermeiden , muß es diese Einrichtungen an mehreren Stellen der Stadt
geben . Wien wurde daher in acht „psychosoziale Versorgungsregionen “ unterteilt . Für jede dieser acht Regionen
sieht der „Psychiatrie -Zielplan “ eine eigene psychosoziale Station vor, die jeweils alle notwendigen ambulanten
teilstationären und ergänzenden Einrichtungen umfassen soll. Aufgabe des Psychosozialen Dienstes ist cs, diese
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Einrichtungen zur Rehabilitation psychisch Kranker außerhalb des Krankenhauseszu errichten und zu betrei¬
ben.

Ende 1979 wurde das Kuratorium für Psychosoziale Dienste  in Wien in der Form eines
gemeinnützigen Fonds eingerichtet. Es nahm Anfang 1980 seine Tätigkeit auf, womit die wichtigsten Voraus¬
setzungen für eine umfassende Veränderung der psychiatrischen und psychosozialenVersorgung in Wien
geschaffen worden sind. Engagement und Initiative der Mitarbeiter in allen Einrichtungen der psychiatrischen
und psychosozialen Versorgung, aber auch der Angehörigen und freiwilligen Helfer haben wesentlich dazu bei¬
getragen, daß bereits zu Beginn der Psychiatriereform bedeutende Fortschritte erzielt werden konnten. Vieles ist
schon geschehen, wichtige und vielfältige Aufgaben stehen noch vor uns. Die Integration der psychisch Kran¬
ken und Behinderten in unsere Gesellschaft ist eine schwierige Aufgabe, die nur in einem Klima des wachsen¬
den Verständnisses für die Bedürfnisse und Probleme dieses Personenkreises erfüllt werden kann. Die einzelnen
Schritte der Psychiatriereform sollen daher nicht nur die notwendigen Voraussetzungen für eine an den Bedürf¬
nissen der psychisch Kranken orientierte psychiatrische Versorgung schaffen, sondern auch mitwirken, daß das
notwendige Klima für ein Verständnis entsteht.

Bereits im April 1980, vier Monate nach der Gründung des Psychosozialen Dienstes, ging die Psychosoziale
Station Floridsdorf in 21, Schöpfleuthnergasse20, in Betrieb. Diese modellartige Einrichtung, die für die
Versorgung des 20. und 21. Bezirkes zuständig ist, hat sich bestens bewährt und wurde seit der Aufnahme des
Betriebes über 7.500mal in Anspruch genommen. Im März 1981 nahm die zweite psychosoziale Station in 2,
Kleine Sperlgasse2 b, ihren Betrieb auf. Sie ist für den 2. und 22. Bezirk zuständig und konnte trotz Umbau-
und Adaptierungsarbeitenbereits in den ersten Wochen eine hohe Frequenz verzeichnen. Im ersten Halbjahr
des Betriebes wurden insgesamt2.300 Besuche registriert. Der 3. und 11. Bezirk wird von der erweiterten Bera¬
tungsstelle in 3, Hainburger Straße 68—70 betreut. Für die Betreuung der Bezirke 1 sowie 4 bis 9 wurde die
ehemalige Beratungsstelle des Psychohygienischen Dienstes in 8, Wickenburggasse15, soweit ausgestattet, daß
auch sie die meisten Aufgaben einer psychosozialen Station erfüllen kann. Sie soll in enger Zusammenarbeit
mit den verschiedenenin dieser Region bereits bestehenden Einrichtungen tätig sein. Im November nahm das
Kuratorium eine weitere neugeschaffene Station in 10, Sahulkastraße3—5, in Betrieb. Zusammen mit der ehe¬
maligen Beratungsstelle in 10, Ada-Christen-Gasse2 G, die ab diesem Zeitpunkt die Funktionen der Tagesstätte
übernahm, betreut die vorgenannte Station den 10. Bezirk, den bevölkerungsreichstenBezirk Wiens. Ebenfalls
im November nahm die Tagesklinik in 23, Wiener Flur, Akaziengasse 44—46, ihren Betrieb auf. Diese neue
Stelle bildet zusammen mit der bereits bestehenden Beratungsstelle in 12, Längenfeldgasse 20, die nun als
Ambulanz arbeitet, in einer organisatorischen Einheit die Psychosoziale Station des 12., 13. und 23. Bezirkes.
Bereits im Oktober wurde die vom Kuratorium in nur zwei Monaten Bauzeit geschaffene Psychosoziale Station
in 17, Hernalser Hauptstraße 17, für den 17., 18. und 19. Bezirk eröffnet. Diese Station unterstützt auch die Ver¬
sorgungsaufgaben der benachbarten Bezirke 14 bis 16, soweit sie nicht von der Ambulanz und den anderen
Rehabilitationseinrichtungendes Psychiatrischen Krankenhauses, das in dieser Region liegt, erfüllt werden kön¬
nen. Innerhalb von nicht einmal zwei Jahren ist es somit gelungen, in allen acht Regionen Wiens die im Ziel¬
plan vorgegebenenEinrichtungen zu schaffen.

Die Behandlungs- und Betreuungsangebote der psychosozialen Stationen können bei Bedarf ohne Einschrän¬
kung in Anspruch genommen werden, sei es für die Nachbetreuung nach einem Krankenhausaufenthaltoder
aber auch vor einem Krankenhausaufenthalt. Sie können oft sogar mithelfen, einen Aufenthalt im Krankenhaus
ganz zu vermeiden. In jeder psychosozialen Station stehen Beratungs- und Betreuungsmöglichkeiten zur Verfü¬
gung, wie eine psychiatrisch-psychosoziale Ambulanz mit Psychiater, Psychologen, Fachpflegepersonal und So¬
zialarbeitern, eine Tagesklinik(Tagesspital) für Patienten, die einer intensiveren Behandlung und Betreuung, je¬
doch keines vollstationären Aufenthaltes bedürfen; weiters Einrichtungen für Beschäftigungs- und Bewegungs¬
therapien, für Familienberatung bei psychiatrischen Problemen, zur Beratung bei Alkoholproblemenbzw. Alko¬
holkrankheit und schließlich unter anderem Möglichkeiten der Angehörigenberatung, Selbsthilfegruppenund
ein Patienten-Club. Betroffene und Angehörige scheuen häufig den Weg zu einer helfenden Einrichtung, da die
Angst vor der „Psychiatrie“ noch sehr verbreitet ist. Die Behandlung und Beratung in einer psychosozialen Sta¬
tion sind völlig freiwillig. Die Beratung kann auf Wunsch auch unter Wahrung der Anonymität erfolgen.

Manchmal sind die psychischen Schwierigkeiten so groß, daß der Betroffene nicht allein bzw. zu Hause leben
kann. Bei psychischen Krankheiten oder Schwierigkeiten muß dennoch nicht immer in einem solchen Fall ein
Krankenhausaufenthalterfolgen. Oft genügt auch ein Aufenthalt in einem Übergangs- oder Wohnheim. Im
Rahmen des Psychosozialen Dienstes gibt es bereits solche Heime bzw. therapeutischeWohngemeinschaften
mit insgesamt mehr als 250 Wohnplätzen, die entweder einen Krankenhausaufenthaltvermeiden helfen oder
spitalsentlassenenPatienten eine entsprechende Nachbetreuungermöglichen. Im Laufe der kommenden Mo¬
nate werden weitere Übergangs- bzw. Wohnheime in Betrieb genommen. Die Aufnahme in die Heime erfolgt
über die psychosozialen Stationen und Beratungsstellen.

Im Rahmen der Ubergangspflege, die 1979 von einer Gruppe engagierter Pflegerinnen und Pfleger des
PsychiatrischenKrankenhauses ins Leben gerufen wurde, werden vor allem betagte Patienten auf ihre Entlas-
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sung vorbereitet. Nach der Entlassung aus dem Krankenhaus werden die Schützlinge noch einige Zeit von der
Übergangspflege weiterbetreut, dann geht diese Betreuung in die Kompetenz der regional zuständigen psycho¬
sozialen Station über. Seit Beginn der Aktion „Ubergangspflege“ konnte auf diese Weise bereits über 1.000 Pa¬
tienten die Rückkehr in die eigene Wohnung ermöglicht werden. Da die Rehabilitation jener psychisch Kran¬
ken, die sich im Krankenhaus befinden, nur in engster Zusammenarbeitzwischen den Abteilungen des Kran¬
kenhauses und den nachbetreuenden Einrichtungen erfolgen kann, haben die psychosozialen Stationen bzw.
der Psychosoziale Dienst Verbindungsdienstein den psychiatrischen Krankenhäusern Baumgartner Höhe und
Ybbs eingerichtet.

Die Zentralstelle für Suchtgiftkrankenhilfe des Psychosozialen Dienstes ist mit überregionaler Zuständigkeit
auf Drogenberatungund -behandlung spezialisiert. In dieser Institution erhalten nicht nur Betroffene und ihre
Angehörigen notwendige Informationen, auch Ärzte, Lehrer, Behörden und andere Zielgruppen werden in Ver¬
anstaltungen über den aktuellen Stand der Behandlungsmöglichkeiten informiert. Von der Zentralstelle werden
auch die Vermittlung und Koordination von Therapieplätzen wahrgenommen. Dadurch wird gewährleistet, daß
einerseits für jeden Behandlungsbedürftigenim Wiener Raum in der schnellstmöglichenZeit ein geeigneter
Platz gefunden wird, andererseits aber vorhandene Kapazitäten besser genützt werden. Die Zentralstelle arbeitet
eng mit Selbsthilfegruppenund mit Angehörigenvereinenzusammen. Sie unterhält auch einen eigenen „Dro¬
genverbindungsdienst“ im PsychiatrischenKrankenhaus, um für jeden Patienten, der dort wegen Drogenpro¬
blemen aufgenommenwurde, rasch entsprechende Theapieangeboteerstellen zu können. 1981 wurde zusam¬
men mit dem Jugendamt der Stadt Wien auch mit einem Projekt, das sich speziell der ambulanten Beratung
sehr junger Drogengefährdeter widmet, begonnen.

Seit 1.Juni 1981 gibt es den Psychosozialen Notdienst in Wien. Unter der Telephonnummer 24 64 24 bzw.
unter der Adresse2, Kleine Sperlgasse2 b, ist der Notdienst während der Nachtstunden, aber auch an Wochen¬
enden und Feiertagen erreichbar. Ein Team von Psychiatern, Psychologen, Sozialarbeitern und Therapeuten
steht für all jene zur Verfügung, die sofort Rat und Hilfe bei psychischen und psychosozialen Problemen su¬
chen. Sinn und Zweck dieser Einrichtung ist es, notwendige psychosoziale Hilfe so rasch wie möglich anzubie¬
ten.

Als besonderes Problem bei der Rehabilitationpsychisch Kranker erweist sich die Frage der Berufstätigkeit.
Die berufliche Wiedereingliederungpsychisch Kranker und Behinderter weist auch Probleme auf, die bei der
Wiedereingliederungetwa von Körperbehinderten nicht im selben Ausmaß bzw. in der gleichen Art auftau¬
chen. Durch einige Einrichtungen für die berufliche Rehabilitationpsychisch Kranker und Behinderter wird
diesem Umstand seitens des Psychosozialen Dienstes Rechnung getragen. Am 9- November 1981 erfolgte die
feierliche Grundsteinlegungdes ersten Berufsrehabilitationszentrums für psychisch Kranke, das im 21. Bezirk
errichtet wird. Fertigstellung und Inbetriebnahme sind für 1982 vorgesehen.

Das von der Stadt Wien als Fondsgründer erstmals gewidmete Fondsvermögenbeträgt 15 Millionen Schil¬
ling. Die Einrichtung sowie der Personal- und Sachaufwand der Wohnheime und Wohngemeinschaftenwerden
von der Abteilung getragen. Diese Aufwendungenbetrugen im Jahre 1981 12,447.707 S. Die übrigen Aufwen¬
dungen werden mit Subventionen der Finanzverwaltung gedeckt.

Sanitätsrechtsangelegenheiten und Sozialversicherung
Im Bereich der Sanitätsrechtsangelegenheiten  kam es auf legistischem Gebiet zu zahlrei¬

chen Änderungen:
Das Dentistengesetz wurde mit Bundesgesetz vom 20.Jänner 1981, BGBl. Nr. 53/1981, dahingehend geän¬

dert, daß für Dentisten die Möglichkeit geschaffen wurde, ihren Beruf selbständig an einem zweiten Niederlas¬
sungsort dann auszuüben, wenn eine ausreichende zahnbehandlerischeBetreuung der Bevölkerung an dem in
Aussicht genommenen Niederlassungsort oder dessen Einzugsgebiet nicht gewährleistet ist.

Mit Bundesgesetz vom 20.Jänner 1981, BGBl. Nr. 54/1981, erfolgte eine Änderung des Impfschadengesetzes.
Diese Änderung war deswegen notwendig geworden, weil durch die Aufhebung des Bundesgesetzes über die
Schutzimpfunggegen Pocken dafür Sorge zu tragen ist, daß Impfschäden, die durch eine Schutzimpfung auf
Grund der aufgehobenenBestimmungen des Pockenimpfgesetzes verursacht wurden, auch weiterhin nach den
Vorschriftendes Impfschadengesetzesentschädigt werden. Gleichzeitig war darauf Bedacht zu nehmen, daß
Entschädigungsansprücheauf Grund von Impfungen, die während der Geltungsdauerder Bundesgesetze, mit
welchen die Impfpflicht gegen Pocken in den Jahren 1977 bis 1980 ausgesetzt worden war, vorgenommenwur¬
den, ebenfalls ausdrücklich im Impfschadengesetzfestgelegt werden.

Mit Bundesgesetz vom 1. Dezember 1981, BGBl. Nr. 564/1981, wurde das Apothekerkammergesetzgeän¬
dert. Die Änderung dieses Gesetzes war deswegen erforderlich, weil einzelne Bestimmungen im Hinblick auf
das Datenschutzgesetz und die Bestimmungen im Hinblick auf das Datenschutzgesetzund die Bestimmungen
hinsichtlich des Wahlverfahrens änderungsbedürftigwaren.

Das Arzneibuchgesetz, BGBl. Nr. 195/1980, hat die rechtlichen Grundlagen für die Festsetzung von Arznei¬
buchvorschriften im allgemeinen und zum Vollzug des Europäischen Arzneibuch-Ubereinkommens, BGBl. Nr.
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181/1979, im besonderen geschaffen. Zufolge § 1 Abs. 2 des Arzneibuchgesetzesbesteht das Arzneibuch aus
dem Europäischen Arzneibuch und aus dem Österreichischen Arzneibuch. Das Gesetz ermächtigt den Bundes¬
minister für Gesundheit und Umweltschutzferner, das Europäische Arzneibuch für verbindlich zu erklären so¬
wie die erforderlichenflankierendenMaßnahmen, insbesondere auch hinsichtlich der Verbindlichkeitdes ver¬
bleibenden Österreichischen„Restarzneibuches“, zu treffen.

Gemäß § 2 des Arzneibuchgesetzesist die deutschsprachigeFassung des Europäischen Arzneibuches vom
Bundesministerfür Gesundheit und Umweltschutz herausgegeben und unter der Bezeichnung„Europäisches
Arzneibuch, österreichische Ausgabe“, in der ÖsterreichischenStaatsdruckerei zu verlegen. Gemäß der genann¬
ten Bestimmung hat der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz ferner von den mit den Verordnun¬
gen, BGBl. Nr. 229/1960, 154/1966 und 313/1975, erlassenen Bestimmungendes ÖsterreichischenArzneibu¬
ches, 9. Ausgabe(Pharmacopoea Austriaca, Editio nona), diejenigen, die durch Vorschriften des Europäischen
Arzneibuches nicht ersetzt werden, unter Bedachtnahme auf die nach dem jeweiligen Stand der medizinischen
Wissenschaft oder der pharmazeutischenWissenschaft oder aus sonstigen fachlichen Gründen erforderlichen
Änderungen zusammenzufassenund unter der Bezeichnung„ÖsterreichischesArzneibuch“ gleichfalls in der
ÖsterreichischenStaatsdruckerei zu verlegen. Nach § 2 Abs. 2 und 4 des Arzneibuchgesetzes hat der Bundesmi¬
nister für Gesundheit und Umweltschutzdie entsprechenden Bestimmungendes EuropäischenArzneibuches
sowie das ÖsterreichischeArzneibuch durch Verordnung für verbindlich zu erklären. Dies erfolgt durch die
Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 30. April 1981, BGBl. Nr. 238/1981,
über das Arzneibuch (Arzneibuchverordnung).

Durch die 35. ASVG-Novelle, BGBl. Nr. 585/1980, wurde in das ASVG ein neuer § 132c eingefügt. In Ab¬
satz 1 dieser Bestimmung ist vorgesehen, daß der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz im Einver¬
nehmen mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung unter Bedachtnahme auf den Fortschritt der medizini¬
schen Wissenschaft durch Verordnung die vordringlichen Maßnahmen zur Erhaltung der Volksgesundheit über
die Gesundenuntersuchungenhinaus zu bezeichnen und die Ziele dieser Maßnahmen sowie den Kreis der hie-
für in Betracht kommenden Personen festzulegen hat. Dies erfolgte mit Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutzvom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 274/1981.

Mit Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 29. Juni 1981, BGBl. Nr.
357/1981, wurde die Ärzte-Ausbildungsordnungund mit Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und
Umweltschutz vom 29.Juni 1981, BGBl. Nr. 358/1981, die Verordnung über die Ausbildung zum Facharzt für
nichtklinische Medizin geändert. Die Änderung dieser Verordnungenging von den Grundsätzen der Schaffung
einer ergänzenden speziellen Ausbildung in klinischer Pharmakologie, der Änderung der Ausbildung zum
Facharzt für Anästhesiologie, ferner der Normierung einer speziellen geriatrischen Ausbildung sowohl für prak¬
tische Ärzte als auch für Fachärzte sowie der AnrechenbarkeitverschiedenerSpezialausbildungen auf die Aus¬
bildung zum Facharzt für Neurologie und Psychiatrie(Psychiatrie und Neurologie) im Hauptfach aus.

Mit Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 14. September 1981, BGBl. Nr.
435/1981, wurden im Sinne des § 22 Abs. 1des Suchtgiftgesetzes 1951 die Einrichtungenkundgemacht, die zur
Beratung und Betreuung von Personen im Hinblick auf Suchtgiftmißbrauch anerkannt sind.

Mit Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 16. September 1981, BGBl. Nr.
444/1981, mit der die Rezeptpflichtverordnunggeändert wird, wurde die Liste der Anlage ergänzt.

Die ÖsterreichischeArzneitaxe 1962 wurde zweimal geändert, und zwar mit Verordnung des Bundesmini¬
sters für Gesundheit und Umweltschutz vom 11.Juni 1981, BGBl. Nr. 291/1981(58. Änderung der Arzneitaxe),
und mit Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 11. Dezember 1981, BGBl.
Nr. 599/1981 (59. Änderung der Arzneitaxe).

Mit Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 1.Juli 1981 wurde die Verordnung über die Beschaffen¬
heit der Grabstellen in den Bestattungsanlagen der Stadt Wien geändert. Die Änderung hatte eine Verminde¬
rung der Mindeststärke der Abdeckung bei Grabkammern und Grüften zum Inhalt.

Mit Verordnung des Bürgermeisters von Wien vom 2. Oktober 1981 wurde die Verordnung über die planmä¬
ßige Bekämpfung der Ratten in Wien geändert. Die Änderung betraf die Erhöhung des Stundensatzes für die
fortlaufende Rattenbekämpfungeinschließlich der Nachschau.

Die Ärztekammer für Wien beschloß am 16. Dezember 1980 die Umlagenordnungfür das Jahr 1981, die mit
1.Jänner 1981 wirksam wurde. Ihre Genehmigung gemäß § 56 Abs. 2 des Ärztegesetzes erfolgte mit Beschluß
der Wiener Landesregierung vom 17. Februar 1981, Pr.Z. 341. Ebenso wurde auf Grund der vorhin zitierten Be¬
stimmung die von der Ärztekammer für Wien am 16. Dezember 1981 ab 1.Jänner 1981 wirksam gewordene
Änderung der Beitragsordnung mit Beschluß der Wiener Landesregierung vom 19. Mai 1981, Pr.Z. 1216, ge¬
nehmigt. Die Genehmigung der Abänderung der Satzung des Wohlfahrtsfondsder Ärztekammer für Wien er¬
folgte mit Beschluß der Wiener Landesregierung vom 19. Mai 1981, Pr.Z. 1215.

Die von der Ärztekammer für Wien am 16. Dezember 1980 beschlossene Datenschutzverordnungwurde mit
Beschluß der Wiener Landesregierung vom 9. Dezember 1981, Pr.Z. 3223, genehmigt.

Ein bedeutendes Aufgabengebiet der Abteilung in Sanitätsrechtsangelegenheitenbildet die Bearbeitung von
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Anträgen an die Wiener Landesregierung, betreffend Bewilligungen und Genehmigungen nach dem Wiener
Krankenanstaltengesetzsowie von Anträgen nach dem Arbeitnehmerschutzgesetzfür alle öffentlichen und pri¬
vaten Krankenanstalten in Wien. Ins Gewicht fällt auch die Erteilung von Bewilligungen für Strahleneinrichtun¬
gen und den Umgang mit radioaktiven Stoffen, die der medizinischenHeilbehandlungdienen, nach dem Strah¬
lenschutzgesetz, wobei immer mehr Bewilligungen für die Änderung von Anlagen für Strahleneinrichtungen
und für den Umgang mit radioaktiven Stoffen eine Rolle spielen. Davon werden alle Röntgendiagnostik- und
-therapieeinrichtungensowie nuklearmedizinischeEinrichtungen im Gebiete der Stadt Wien erfaßt, und zwar
ohne Unterschied, ob sie sich in Krankenanstaltenoder in Ordinationen von Ärzten bzw. Dentisten befinden.
Einen von Jahr zu Jahr immer größer werdenden Umfang haben die im § 17 des Strahlenschutzgesetzes vorge¬
schriebenen jährlichen Überprüfungen. Auch Besprechungen, Verhandlungen und Bewilligungen nach dem
Wiener Krankenanstaltengesetz, Arbeitnehmerschutzgesetzund Strahlenschutzgesetzim Zusammenhang mit
dem Neubau des Allgemeinen Krankenhausesder Stadt Wien“ brachten einen großen Arbeitsaufwand mit
sich. In einem Großteil der angeführten Angelegenheiten fanden Augenscheinsverhandlungenstatt. Die übri¬
gen der insgesamt 255 durchgeführten Augenscheinsverhandlungenentfielen auf Apothekenbetriebsanlagen,
medizinisch-diagnostischeLaboratorien und Friedhöfe.

Im Jahre 1981 waren in Sanitätsrechtsangelegenheiten insgesamt2.290 Geschäftsstücke zu bearbeiten. Davon
bezogen sich 317 auf Krankenanstalten-, 35 auf Arbeitnehmerschutz-, 629 auf Strahlenschutz-, 539 auf Apothe¬
ken-, 21 auf Dentisten-, 54 auf Ärzte- und 23 auf Hebammenangelegenheitensowie 81 auf Angelegenheiten
von Krankenpflegepersonen. In 143 Fällen war über Verdienstentgangsansprüchenach dem Epidemiegesetz
1950 anzusprechen. Die Bestellung von Mitgliedern der Aufnahme- und Prüfungskommissionenan Kranken¬
pflegeschulen hatte in 184 Fällen zu erfolgen. In Verwaltungsstrafsachen wurden 46, in Administrativsachen 30
Berufungsverfahren durchgeführt. Zu Beschwerden, die beim Verwaltungsgerichtshof oder beim Verfassungsge¬
richtshof eingebracht wurden, waren sieben Gegenschriftenzu verfassen. Auf die Verwaltung der Stiftung zur
Förderung der Tuberkulosebekämpfungbezogen sich 20 Geschäftsstücke. Im Leichen- und Bestattungswesen
wurden 13 Bewilligungen zur Änderung von Bestattungsanlagen, 7 Bewilligungen zur Beilegung in bereits be¬
stehende private Begräbnisstätten erteilt, 18 Anzeigen über Haus- und Kirchenaufbahrungenzur Kenntnis ge¬
nommen und in 7 Fällen wurde antragsgemäß über die Zuerkennung von Prämien für die Bergung von Wasser¬
leichen entschieden. Die übrigen Geschäftsstücke bezogen sich vor allem auf die Abgabe von Stellungnahmen,
Berichten oder Äußerungen in verschiedenensanitätsrechtlichenAngelegenheitenund auf die Rattenbekämp¬
fung. Zu 27 Besprechungen und Verhandlungenanderer Dienststellenwurden sachkundige Vertreter entsen¬
det.

Dem Ausbau des Netzes der sozialen Sicherheit und der Anpassung der Sozialversicherung  an
die zeitgemäßen Gegebenheiten dienten zahlreiche Regelungen.

Mit dem Bundesgesetz vom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 282/1981, wurde das Allgemeine Sozialversicherungsge¬
setz geändert. Während bei den bisherigen Novellen zum ASVG in der Regel verschiedene Teilprobleme eine
Lösung erfahren haben, ist das alleinige Ziel der vorliegenden 36. Novelle zum ASVG die Grundsätze der Part¬
nerschaft und Gleichbehandlungauf das Sozialversicherungsrecht zu übertragen, wie sie seit der Familienrechts¬
reform Richtschnur für die Beurteilung der rechtlichen Beziehungen der Ehegatten zueinander sind. Nach dem
Bundesgesetz über die persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, das in Abkehr von dem patriarchalischen Prin¬
zip erstellt wurde, wonach der Mann als Haupt der Familie verpflichtet war, seiner Ehefrau den anständigen Un¬
terhalt zu verschaffen, sind nunmehr die Ehegatten verpflichtet, zur Deckung der ihren Lebensverhältnissen an¬
gemessenen Bedürfnisse gemeinsam beizutragen. In der Folge sah sich der Gesetzgeber zu grundlegendenÄn¬
derungen veranlaßt, jene seit jeher bestehenden Wechselwirkungenzwischen den unterhaltsrechtiichenRege¬
lungen des Familienrechts und der Sozialversicherung wieder herzustellen. Äußerer Anlaßfall für diese grundle¬
genden Änderungen war das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 26. Juli 1980, G 6/79, womit die
bisher in Geltung gestandenen, im Vergleich zur Witwenpension sehr strengen und einschränkenden An¬
spruchsvoraussetzungenfür die Witwerpensionals verfassungswidrig aufgehoben wurden. Der Verfassungsge¬
richtshof hat mit diesem Erkenntnis, der Bundeskanzler mit der pflichtgemäßenKundmachung die Grundlage
dafür gelegt, daß die Frage der Witwerpensionzum allgemeinen Diskussionsgegenstand geworden ist. Nachdem
die Bemühungenum eine Partnerpensionzu keinem befriedigendenErgebnis führten, entschloß man sich, wo¬
bei ein gewisser Zeitdruck auch eine Rolle spielte, zu einer „spiegelgleichen“ Witwerpension, die allerdings erst
für Versicherungsfälle ab dem 31. Mai 1981, und da nur in drei Etappen, zum Tragen kommt. Die Witwerpen¬
sion gebührt somit ab 1.Juni 1981 zu einem Drittel, ab 1.Jänner 1985 zu zwei Drittel und ab 1.Jänner 1989 in
voller Höhe. Von dieser Etappenregelungabgesehen brachte die 36. Novelle eine völlige Gleichstellungdes
Witwers einer Versichertenmit der Witwe eines Versicherten in bezug auf die Leistungsansprüche aus der Un¬
fallversicherung und der Pensionsversicherung. Weitere Bestimmungendienen der Gleichstellung der Ehegat¬
ten hinsichtlich der Anspruchsberechtigungfür Angehörige in der Krankenversicherungsowie der Erweiterung
der Selbstversicherung in der Pensionsversicherungfür Zeiten der Kindererziehung auch für den Kindesvater
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(Wahl - und Stiefvater ). Darüber hinaus wurde durch diese Novelle allen Bestimmungen des ASVG , sofern sie
nicht auf geschlechtsspezifischen Eigenheiten beruhen , ein geschlechtsneutraler Sinn gegeben.

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz wurde mit Bundesgesetz vom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 283/1981
(4. Novelle zum GewerblichenSozialversicherungsgesetz), geändert. Auch diese Novelle dient der Gleichstel¬
lung der Ehegatten hinsichtlich der Anspruchsberechtigungfür Angehörige in der Krankenversicherungund
der Gleichstellung des Witwers einer Versicherten mit der Witwe eines Versichertenhinsichtlich der Ansprü¬
che auf Hinterbliebenenpensionund auf Abfertigung der Witwen(Witwer)pension sowie hinsichtlich des Aus¬
maßes dieser Leistungen. Schließlich waren die Voraussetzungenfür die Familienversicherung neu zu regeln.

Die 4. Novelle zum Bauem-Sozialversicherungsgesetz, Bundesgesetz vom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 284/1981,
dient ebenfalls der Anpassung des BSVG an die Grundsätze der Gleichbehandlungund der Partnerschaft. Sie
bringt die Gleichstellung der Ehegatten hinsichtlich der Voraussetzungenfür die Pflichtversicherungin der
Kranken- und Pensionsversicherung bei Bewirtschaftung eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes auf gemein¬
same Rechnung und Gefahr, die Gleichstellung der Ehegatten hinsichtlich der Anspruchsberechtigungfür An¬
gehörige in der Krankenversicherungund die Gleichstellungdes Witwers einer Versicherten mit der Witwe
eines Versicherten in bezug auf die Leistungsansprüche aus der Bauern-Pensionsversicherung. Schließlich wur¬
den durch das Bundesgesetz vom 20. Mai 1981, BGBl. Nr. 285/1981, mit dem das Beamten-Kranken- und Un¬
fallversicherungsgesetz geändert wird (10. Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz), die
Änderungen der 36. ASVG-Novelle auf den von diesem Bundesgesetz erfaßten Personenkreisübertragen.

ln der Regierungserklärung vom 16.Juni 1979 wurden die Humanisierungder Arbeitswelt als ein besonderes
Anliegen der Bundesregierung hervorgehobenund spezielle Initiativen zugunsten der am stärksten Unfall- und
krankheitsgefährdetenArbeitnehmergruppen in Aussicht gestellt. Auch die Ausgestaltung der Mitbestimmung
in der Wirtschaft ist als Zielvorstellung angeführt. Die angestrebte Humanisierungder Arbeitswelt hat dort zu
beginnen, wo die Arbeitsbedingungenden menschlichenOrganismus besonders belasten und daher die Gefahr
der Frühinvalidität besonders groß ist. Diese Voraussetzungen treffen besonders bei den Arbeitnehmern zu, die
Nachtschicht in Verbindung mit Arbeit unter besonders erschwerten Bedingungen leisten. Diesen Intentionen
entsprechend wurde das Bundesgesetz vom 2. Juli 1981, BGBl. Nr. 354/1981, über Schutzmaßnahmen für
Nachtschicht-Schwerarbeiter durch Änderung des Urlaubsgesetzes, des Arbeitszeitgesetzes, des Arbeitnehmer¬
schutzgesetzes und des Arbeitsverfassungsgesetzes sowie durch Maßnahmen zur Sicherung der gesetzlichen Ab¬
fertigung, der Gesundheitsvorsorgeund Einführung eines Sonderruhegeldeserlassen. Das Gesetz enthält Be¬
stimmungen für Zusatzurlaub, Ruhepausen, Abfertigung, verstärkten vorbeugendenArbeitnehmerschutz, Maß¬
nahmen der Gesundheitsvorsorge und Sonderruhegeld sowie eine Novellierung des Arbeitsverfassungsgesetzes.

Mit den vorstehenden Novellen war die Entwicklung des Sozialversicherungsrechts im Jahre 1981 noch nicht
abgeschlossen. Noch Vorjahresende wurden die Sozialversicherungsgesetze neuerlich abgeändert, wobei neben
Verbesserungenund der Anpassung an geänderte Verhältnisse und an die Erkenntnisse der Rechtssprechung
auch die finanziellen Notwendigkeitender Krankenversicherunginsofern Berücksichtigung fanden, als Maß¬
nahmen getroffen wurden, um die Leistungsfähigkeit der Krankenversicherungsträgerzu sichern. Dementspre¬
chend brachte die 37. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, Bundesgesetz vom 9- Dezember
1981, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird, BGBl. Nr. 588/1981, eine Anhebung
der Höchstbeitragsgrundlage in der Krankenversicherungauf Vö  der Höchstbeitragsgrundlage der Pensionsver¬
sicherung (Kalenderjahr 1982: 18.000 S monatlich), die Erhöhung der Rezeptgebührvon 15 auf 18 S, die Ein¬
führung einer Mindestgrenze für die Kostenübernahmevon Heilbehelfen, die Kostenbeteiligungdes Versicher¬
ten bei Heilbehelfen, die Satzungsermächtigungzur Einführung eines Kostenanteiles des Versicherten bei
Reise(Fahrt)kosten und die Festsetzung des Bestattungskostenbeitrages in einheitlicher Höhe. Verbesserungen
gibt es durch diese Novelle im Bereich der Unfallversicherung der Schüler und Studenten, bei der Erweiterung
der Liste der Berufskrankheiten und durch die außertourlicheüber die laufende Anpassung hinausgehendeEr¬
höhung der Ausgleichszulagenrichtsätze.

Hinsichtlich des Kreises der pflichtversichertenPersonen wurde bestimmt, daß die Vorstandsmitglieder von
Aktiengesellschaftenin die Pflichtversicherung nach dem ASVG ausdrücklich einbezogen sind und daß die
Lehrenden an Einrichtungen, die vorwiegend Erwachsenenbildung im Sinne des § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über die Förderung der Erwachsenenbildung und des Volksbüchereiwesens aus Bundesmittelnbetreiben, aus¬
drücklich nur mehr in der Unfallversicherung teilversichert sind. Die letztgenannteAusnahme von der Vollver¬
sicherung gilt allerdings nur insoweit, als die erwähnte Tätigkeit bei den betreffenden Personen nicht den
Hauptberuf und Hauptquelle ihrer Einnahmen bildet.

Mit Bundesgesetz vom 9. Dezember 1981, Nr. 589/1981, wurde das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz
(5. Novelle zum GewerblichenSozialversicherungsgesetz) geändert. Diese Novelle enthält die entsprechenden
Bestimmungen zur 37. Novelle zum ASVG und darüber hinaus Bestimmungenüber die Ausnahme von der
Krankenversicherung, über die Möglichkeit der freiwilligen Weiterversicherungbei Ausnahme von der Pflicht¬
versicherung in der Krankenversicherung und über die Minderung der Einkünfte infolge Leistung von Arbeiter¬
abfertigungen.
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Das Bundesgesetz vom 9. Dezember 1981, mit dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert wird
(5. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz), enthält im wesentlichen die Übernahme der für den Bereich
der Bauern-Sozialversicherung in Betracht kommenden Neuregelungen des ASVG. Darüber hinaus wird klarge¬
stellt, daß auch die Ehegatten der Kinder des Betriebsführers zum Kreis der beitragsfreigeschützten Angehöri¬
gen zählen, wenn sie ihren Lebensunterhaltüberwiegend aus dem Ertrag des land(forst)wirtschaftlichenBetrie¬
bes bestreiten. Weiters wird zur Beseitigung von Härtefällen ein Wahlrecht eingeräumt, wenn ein Ehegatte eine
die Pflichtversicherung in einer Pensionsversicherung begründende Erwerbstätigkeit in einem Staat ausübt, mit
dem ein zwischenstaatliches Übereinkommen besteht, das die Pensionsversicherungeinschließt. Die letztge¬
nannte Regelung ist vor allem für jene von Bedeutung, die eine Beschäftigung als Grenzgänger ausüben. Eben¬
falls einer Anpassung an die Regelungen der 37. Novelle zum ASVG diente das Bundesgesetz vom 9. Dezember
1981, mit dem das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert wird, BGBl. Nr. 592/1981
(11. Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz). Schließlich ergingen noch eine 3. Novelle
zum Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 591/1981, und eine 4. Novelle zum Notarversiche¬
rungsgesetz 1972, BGBl. Nr. 593/1981.

Im Zusammenhang mit den tragenden Gedanken der 37. Novelle zum ASVG erfolgte auch eine Novellie¬
rung des Kriegsopferversorgungsgesetzes und des Opferfürsorgegesetzes. Mit Bundesgesetz vom 9- Dezember
1981, BGBl. Nr. 594/1981, wurde das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 und das Kriegsopferfondsgesetz geän¬
dert. Neben der Einbeziehungder Witwer in die Versorgung nach dem KOVG wurde eine dem § 324 Abs. 3
ASVG entsprechende Regelung über Ersatzleistungenan die Träger der Sozialhilfe aufgenommen und eine
Neufassung der Bestimmungenüber das Wiederauflebender Witwen(Witwer)versorgung getroffen. An Stelle
der bisherigen Führhundzulage wurde eine Blindenführzulage eingeführt und eine Anhebung der ausschließlich
für die Deckung des Lebensunterhaltesbestimmten Versorgungsleistungen entsprechend der Neufestsetzung
der Ausgleichszulagenrichtsätze in der Sozialversicherung vorgenommen. Schließlich enthält das Gesetz Anpas¬
sungen an vergleichbare Bestimmungendes ASVG und an das neue Strafgesetzbuch.

Die 27. Opferfürsorgegesetznovelle, Bundesgesetzvom 9. Dezember 1981, BGBl. Nr. 595/1981, brachte
ebenfalls die Gleichstellung von Mann und Frau, die Erhöhung der Versorgungsleistungen wie im ASVG sowie
eine Regelung hinsichtlich des Überganges der Ansprüche an die Sozialhilfeträger bei Unterbringung in einem
Heim, Anstalt usw.

Neben diesen gesetzlichen Maßnahmen wurden zahlreiche Verordnungenerlassen, die der Anpassung verän¬
derlicher Werte an die geänderten Verhältnisse dienten. Hievon sind von besonderer Bedeutung:

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 22. Dezember 1980 über die Anpassung von
Versorgungsleistungen in der Opferfürsorgefür das Kalenderjahr 1981, BGBl. Nr. 8/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 22. Dezember 1980 über die Rentenanpassung
in der Kriegsopferversorgung für das Kalenderjahr 1981, BGBl. Nr. 9/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 22. Dezember 1980 über die Feststellung der
Aufwertungsfaktoren, der Mindest- und Höchstbemessungsgrundlageund die Rentenanpassungin der Heeres¬
versorgung für das Kalenderjahr 1981, BGBl. Nr. 19/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 30. Dezember 1980 über die Feststellung des
Ausmaßes der veränderlichen Werte und einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz und dem Beamten-Kran¬
ken- und Unfallversicherungsgesetz für das Kalenderjahr 1981, BGBl. Nr. 26/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 9. Februar 1981, mit der die Lohnklassentabelle
im Arbeitslosenversicherungsgesetz1977 ergänzt wird, BGBl. Nr. 83/1981.

Kundmachung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 14. Oktober 1981 über die Ermittlung der
Richtzahl für das Kalenderjahr 1982, BGBl. Nr. 496/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 27. Oktober 1981, mit der der Anpassungsfak¬
tor für das Jahr 1982 festgesetzt wird, BGBl. Nr. 493/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 27. November 1981, mit der der Zuschlag zum
Arbeitslosenversicherungsbeitrag gemäß dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzfür das Jahr 1982 festgesetzt
wird, BGBl. Nr. 538/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 3. Dezember 1981 über den Arbeitslosenver¬
sicherungsbeitrag, BGBl. Nr. 539/1981.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 11. Dezember 1981 über die Feststellung des
Ausmaßes der veränderlichen Werte und einiger fester Beträge aus dem AllgemeinenSozialversicherungsgesetz,
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz und dem Beamten-Kran¬
ken- und Unfallversicherungsgesetz für das Kalenderjahr 1982, BGBl. Nr. 586/1981.

Der Fortentwicklung des zwischenstaatlichenSozialversicherungsrechtes diente das Zusatzabkommen zum
Abkommen vom 23. Oktober 1969 zwischen der Republik Österreich und dem spanischen Staat über soziale
Sicherheit, BGBl. Nr. 90/1981, die Zusatzvereinbarungzur Vereinbarung vom 14. Mai 1970 zur Durchführung
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des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem spanischen Staat über soziale Sicherheit, BGBl.
Nr. 91/1981, das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbri¬
tannien und Nordirland über soziale Sicherheit samt Protokoll, BGBl. Nr. 117/1981, die Vereinbarung zur
Durchführung dieses Abkommens, BGBl. Nr. 118/1981, das Zusatzabkommenzum Abkommen vom 7. März
1974 zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande über soziale Sicherheit, BGBl. Nr.
408/1981, das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der hellenischen Republik über soziale Si¬
cherheit samt Schlußprotokoll, BGBl. Nr. 420/1981, und die Vereinbarungzur Durchführung dieses Abkom¬
mens, BGBl. Nr. 421/1981.

Die Dynamik der Rechtsentwicklungauf dem Gebiet der sozialen Sicherheit hat naturgemäß tiefgreifende
Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit. Wie in den vergangenen Jahren war ein umfangreicher Arbeitsauf¬
wand für die Bewältigung jener Aufgaben zu verzeichnen, die der Abteilung als Rechtsmittelbehördein Sozial¬
versicherungsangelegenheitenzukommen. Im Jahre 1981 betrug der Neuzugang in der Sozialversicherung ins¬
gesamt 2.780 Geschäftsstücke. Auf Einspruchsverfahren nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem
GewerblichenSelbständigen-Pensionsversicherungsgesetz, dem GewerblichenSelbständigen-Krankenversiche-
rungsgesetz, dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz, in der Sozialversicherung der Bauern und in der Un¬
fallversicherung entfielen 1.499 Geschäftsstücke. In diesen Angelegenheitenmußten 93 Büroverhandlungen ab¬
gehalten werden. Die Berufungsverfahren umfaßten 41 Fälle und enthalten Berufungen nach dem Invalidenein¬
stellungsgesetz und gegen Pflegegebührenvorschreibungen. In Beschwerdefällen vor dem Verfassungsgerichts¬
hof und dem Verwaltungsgerichtshof mußten 35 Gegenschriftenerstattet werden. Darin enthalten sind auch
jene Fälle, in denen vor den Höchstgerichten in mündlichen Verhandlungender Rechtsstandpunktdes Landes¬
hauptmannes zu vertreten war. Auf Rechts- und Verwaltungshilfeersuchen bezogen sich 663 Geschäftsstücke.
In 108 Fällen waren Gutachten über Gesetzentwürfe abzugeben.

Die übrigen Geschäftsstücke betrafen die Abgabe von Stellungnahmen, Berichte, Äußerungen in verschiede¬
nen sozialversicherungsrechtlichenAngelegenheiten, arbeitsrechtlicheAngelegenheiten und Angelegenheiten,
die sich auf die gesamte Abteilung beziehen sowie auch solche der Obereinigungskommission. Hervorzuheben
wären hievon das OECD-Rahmenschema für nationale Beiträge über die Erfolgsanalyse der Maßnahmen zur
Chancengleichheit, die Stellungnahme zur Konvention über die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau und die Berichte an das internationaleArbeitsamt in Genf über die Durchführung der von Österreich
ratifizierten Übereinkommen.

Der Teilnahme an der Expertenkonferenzder Leiter der Sozialversicherungsabteilungen der Ämter der Lan¬
desregierungen kam infolge der zahlreichen Gesetzesänderungeneine besondere Bedeutung zu. Sie brachte
einen regen Erfahrungsaustausch über die Handhabungder einschlägigen Bestimmungen in den Bundesländern
und diente zufolge der Teilnahme eines Vertreters des Bundesministeriumsfür soziale Verwaltung auch der
Vereinheitlichungder Verwaltungspraxis.

Wenn auch in einer Berufungsbehörde den Einsatzmöglichkeiteneiner automatischen Textverarbeitungfür
Schriftstücke mit weitgehend gleichbleibendemInhalt naturgemäß Grenzen gesetzt sind, wurde dieses Instru¬
ment doch in zunehmendem Ausmaß genützt und damit in bestimmten Fällen eine beschleunigte Abfertigung
von Geschäftsstückenerreicht.

Gesundheitsamt

In einem modernen Sozialstaat gewinnt die Tätigkeit des Gesundheitsamtesimmer mehr an Bedeutung, und
sein vielfältiger Aufgabenbereich wird laufend erweitert. Neben den klassischen Funktionen der Seuchenverhü¬
tung und -bekämpfung und der sanitätspolizeilichen Überwachung treten immer mehr sozialmedizinische Auf¬
gaben in den Vordergrund. Über 1,5 Millionen Wiener kommen jährlich einmal oder mehrmals in direkten
Kontakt mit den Dienststellendes Gesundheitsamtes. Im Jahre 1981 führten die Ärzte des Gesundheitsamtes
über 1 Million Untersuchungen, Impfungen, Beratungen und Begutachtungen durch. Diese Leistungen für die
einzelnen Bürger unserer Stadt werden von allgemeinen Aufgaben für die gesamte Bevölkerung Wiens ergänzt.
Dazu zählen die hygienische Überwachungder zentralen Trinkwasserversorgung, die Kontrolle der Bäder aus
hygienischer Sicht und die hygienische Beratung bei Fragen des Bau- und Gewerbewesens sowie bei Fragen des
Lebensmittelwesens. Zu den wichtigsten Aufgaben des Gesundheitsamteszählt weiters auch die medizinische
Begutachtung in Fragen des Anrainerschutzesund des Umweltschutzes. Das Gesundheitsamt ist bestrebt, durch
geeignete Präventivmaßnahmenden Gesundheitszustandder Bevölkerung zu erhalten und verbessern.

Zu den ältesten Aufgaben der Gesundheitsbehördegehört die Bekämpfung der Infektionskrankheiten . Auf
diesem Gebiet zeigte sich 1981 ein im allgemeinen günstiges Bild. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick
über die Zahl der anzeigepflichtigenKrankheiten im Jahre 1981 und vergleicht sie mit der im Vorjahr (in
Klammer):
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Erkrankungen Sterbefälle
Scharlach
Hepatitis infectiosa
Bakterielle Lebensmittelvergiftung
Keuchhusten
Übertragbare Ruhr
Malaria
Typhus abdominalis
Übertragbare Genickstarre
Psittakose
Leptospiren-Erkrankungen
Tularaemie
Bang’sche Krankheit
Paratyphus
Übertragbare Kinderlähmung
Diphtherie

813
542
468
90
73
21
12
12
6
5
4
2

(926)
(564)
(282)
(41)
(24)
( 10)

(8 )
(5)
(6)

(- )
(1)

(- )
(4)

(- )
(- )

(- )
(4)

(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )
(- )

Wien insgesamt

Bißverletzungendurch bekannte Tiere
davon Kopfverletzungen

Bißverletzungendurch unbekannte Tiere
davon Kopfverletzungen

2.047 (1.871)
Fälle

37
6
7

(4)

(52)
(6)
(6 )
(3)

Bißverletzungeninsgesamt 44 (58)

Insgesamt hat unter den anzeigepflichtigen Infektionskrankheiten (ohne Tuberku¬
lose) die bakterielle Lebensmittelvergiftung zu einem und die übertragbare Genickstarre zu drei Todesfällen ge¬
führt. Bedauerlicherweise ist die Zahl der an bakterieller Lebensmittelvergiftungerkrankten Personen gegen¬
über dem Vorjahr deutlich angestiegen(66,0%). Obwohl die Zahl der gemeldeten Hepatitisfälle gegenüber 1980
um 3,9 Prozent gesunken ist, ist diese Krankheit nach dem Scharlach die am meisten verbreitete anzeigepflich¬
tige Infektionskrankheit geblieben. Der Scharlach—die Zahl der Erkrankungen ist um rund 12 Prozent gesun¬
ken —verläuft seit mehreren Jahren sehr milde, zumal er mit der üblichen Penicillintherapie ausgezeichnet be¬
handelt werden kann. Aus diesem Grund ist er zwar seit 1980 noch meldepflichtig, die Erkrankten müssen aber
nicht mehr abgesondert, Umgebungspersonennicht mehr femgehalten werden, auch Desinfektionsmaßnahmen
sind nicht mehr erforderlich. 1981 erkrankte niemand an Kinderlähmung. Nach dem Jahre 1962 gab es nur in
den Jahren 1977 und 1979 je einen Fall von Poliomyelitis, wobei beide Male diese Krankheit aus dem Ausland
eingeschleppt worden war und beide Kinder nicht geimpft gewesen sind. Das Verschwinden der Erkrankungen
an Kinderlähmung ist zweifellos ein Erfolg der Schutzimpfung, so daß diese auch 1981 planmäßig weitergeführt
wurde. Die sehr geringe Häufigkeit der Diphtherieerkrankungen hält weiterhin an, eine Erscheinung, die wie
bei der Kinderlähmung zum Großteil als Impferfolg zu werten ist, teilweise aber auch durch unbekannte Fakto¬
ren verursacht wird und sich daher jederzeit ändern kann.

Im Laufe des Jahres 1981 kam es zu Gruppenerkrankungen in mehreren Anstalten und Betrieben, meist un¬
ter dem Erscheinungsbild eines Brechdurchfalles. Mehrere Fälle konnten bakteriologisch abgeklärt werden. Da¬
bei handelte es sich unter anderem um verschiedene Salmonellen und Staphylokokken. Neben den Salmonellen
und anderen Erregern der bakteriellen Lebensmittelvergiftung gewinnen Infektionen mit Campylobacter jejuni
und Yersinia enterocolitica in den letzten Monaten zunehmend an Bedeutung; 1981 wurden neun Fälle gemel¬
det. Überraschendist weiters die starke Zunahme der Erkrankungen an bakterieller Ruhr um 161 Prozent ge¬
genüber 1980(in dieser Zahl sind 22 in Spanien infizierte Personen nicht berücksichtigt). Zweimal kam es ge¬
häuft zu Durchfallserkrankungenin Spitalsabteilungen, dreimal waren Kindergärten und Gasthäuser betroffen,
zweimal Heime und Schulen. Besonders erwähnenswert erscheinen folgende Ausbrüche: Im Frühjahr kam es
an einer geburtshilflichen Abteilung zu einer Häufung von Staphylokokkeninfektionender Neugeborenen.
Nach mühsamen Recherchen und zahlreichen Untersuchungen des Personals gelang es, den Epidemiestamm
zu isolieren und die Keimträger zu sanieren bzw. von der Station abzuziehen. Im Mai erkrankten 130 Personen,
Teilnehmer eines Kongresses, nach einem Abendessen, bestehend aus Tafelspitz mit Schnittlauchsauce, an
einer Salmonellose. Von den 130 Erkrankten — 87 Wiener, 25 Personen aus den Bundesländern und 18 Aus¬
länder —wurden 114 in Wien hospitalisiert, 16 ambulant behandelt. Nach einem Abendessen in Kaindorf, Ost¬
steiermark, erkrankten 26 Wiener an einer Salmonellose. Am 30. August kehrten 22 an bakterieller Ruhr er¬
krankte Teilnehmer eines Gewerkschaftskongresses aus Sevilla(Spanien) nach Wien zurück und wurden im
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Franz-Joseph-Spital hospitalisiert. Mitte November traten in zwei Kinderheimen, in denen Kärntner Kinder für
eine Woche untergebrachtwaren, bei insgesamt 34 Kindern Erkrankungenauf, die mit starkem Erbrechen ein¬
hergingen. Alle Kinder mußten hospitalisiert werden, die Krankheitsursachekonnte jedoch nicht geklärt wer¬
den. Im Rahmen der Seuchenbekämpfungmußten eine Klasse vorübergehend wegen bakterieller Ruhr und
eine Station eines Krankenhauses wegen Typhus abdominalis gesperrt werden.

Unter den nichtanzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten nahm die Erkrankungshäufigkeit an Frühsom¬
mermeningoencephalitis(FSME) bis 1979 stark zu. Die durch Zeckenbiß übertragbare Virusinfektion, die im
Volksmund auch als„Zeckenkrankheit“ bezeichnet wird, kommt in nahezu allen Ländern Europas vor. 1981 er¬
krankten an dieser Virusinfektion nur mehr 294 Österreicher, davon 21 Wiener (1980: 400, darunter 27 Wie¬
ner). Nach Meinung von Experten dürfte der starke Rückgang der Erkrankungsfälle gegenüber 1979 bereits als
Impferfolg zu werten sein. 1981 wurden 80.403 Einzelimpfungendurch das Wiener Gesundheitsamt vorge¬
nommen.

Bei einer Reihe von Infektionskrankheiten, wie Masern, Mumps und Varicellen, mußten die Ärzte in den
letzten Jahren häufiger als früher cerebrale Komplikationenverzeichnen. Von insgesamt 71 gemeldeten cerebra¬
len Komplikationenentfielen 66 auf Mumps, 3 auf Masern und 2 auf Varicellen. Die Grippe wurde durch syste¬
matische Stichprobenerhebungen(Wiener Grippeinformationssystemdes Gesundheitsamtes) erfaßt. Im Winter
1980/81 trat keine Grippeepidemie auf. Der Höhepunkt der grippalen Infekte lag in diesem Winter in der zwei¬
ten Märzwoche mit fast 20.000 Erkrankungsfällen. Als Todesursache schien die Grippe kein einziges Mal auf.

Da durch eine Deklaration der World Health Organization(WHO) im Mai 1980 die Welt für pockenfrei er¬
klärt wurde, ist auch in Österreich die Pockenimpf pflicht  aufgehoben worden. Diese Bestimmung
trat mit Bundesgesetz vom 15. Dezember 1980, BGBl. Nr. 583/1980, am 1. Jänner 1981 in Kraft. Aus diesem
Grund wurden 1981 in den Bezirksgesundheitsämternkeine Pockenimpfungenmehr durchgeführt. Das Bun¬
desgesetz über die sanitätspolizeiliche Grenzkontrolle, BGBl. Nr. 15/1975, wurde mit dem Bundesgesetz vom
15. Dezember 1980, BGBl. Nr. 585/1980, gleichfalls aufgehoben. Vereinzelt wurden 1981 in den Bezirksgesund¬
heitsämtern noch Pockenerstimpfungennach Vorimpfung mit Vaccine-Antigen auf ausdrücklichen Wunsch
der Sorgeberechtigten vorgenommen; 1981 impften die Amtsärzte insgesamt 20 Kinder. In der Impfstelle für
Ausreisende ließen sich auf ihren ausdrücklichen Wunsch noch 238 Personen gegen Pocken impfen, das waren
um 1.896 weniger als im Vorjahr. Zur Verhütung von Komplikationenbei überalterten Erst- und Wiederimpf¬
lingen verabreichten die Impfärzte 914mal (1980: 1.059mal) Hyperimmunglobulin und in 12 Fällen (1980:
102mal) eine Vorimpfung mit Vaccine-Antigen.

Die orale Schutzimpfung gegen Kinderlähmung (Schluckimpfung ) wurde weitergeführt. So konnten
im Jänner 35.822, im November 72.235 Einzelimpfungen(insgesamt 108.057 Impfungen) durchgeführt werden,
was erfreulicherweise einen Anstieg um 26.708 gegenüber 1980 bedeutet. Wegen der schlechten Impfbeteili¬
gung in den Vorjahren impften die Amtsärzte auch zu eigens am Abend organisierten Impfterminen in vier Be¬
zirksgesundheitsämtern, um Berufstätigen die Impfung zu erleichtern und somit die Impfbeteiligungzu för¬
dern.

Die 1978 begonnene Impfaktion gegen Masern und Mumps  wurde fortgesetzt. Dabei handelt es sich
um einmalige Impfungen mit einem Lebendvirus, die ab dem 14. Lebensmonat möglich sind. Die Impfung
schützt mindestens zehn Jahre vor der Erkrankung, bei der es zu gefährlichen Komplikationenkommen kann,
wie zu Lungenentzündung oder Gehirnentzündung bei Masern und Gehirnhautentzündung mit Gehörschädi¬
gung bei Mumps. Erkrankt ein Erwachsener an Mumps, so kann es zu Entzündungen der Geschlechtsorgane
mit bleibender Sterilität kommen, wobei junge Männer besonders gefährdet sind. Bedauerlicherweise war trotz
intensiver Propaganda und der Impfmöglichkeit am Abend die Impfbeteiligung mit 72 Einzelimpfungen gegen
Masern, 178 gegen Mumps und 1.428 kombinierten Impfungen gegen Masern und Mumps weiterhin sehr ge¬
ring; es ließen sich nur vereinzelt junge Männer impfen.

Gegen Röteln  konnten im Schuljahr 1980/81 7.639 Mädchen der 7. Schulstufe geimpft werden, was
einer 76prozentigen Impfbeteiligungentspricht. Bezogen auf das Kalenderjahr 1981 unterzogen sich 7.115
Mädchen der Rötelnimpfung. Ferner wurden die Rötelnschutzimpfungender Wöchnerinnen mit negativem
Antikörpertiter fortgesetzt: 2.738 Frauen ließen sich im Wochenbett impfen. Rötelnantikörperbestimmungen
wurden bei 11.313 Frauen durchgeführt, und zwar8.351 bei Schwangeren, 344 bei Krankenpflegeschülerinnen
sowie2.618 im Rahmen von Untersuchungen in der amtsärztlichenUntersuchungsstelle am Personal von Kin¬
dergärten, Krankenhäusernund bei Lehrpersonen.

1981 setzten die Impfstelle für Ausreisende sowie die Bezirksgesundheitsämter auch die aktiven entgeltlichen
Schutzimpfungengegen „Zeckenkrankheit“ (FSME — Frühsommermeningoencephalitis) fort. Die komplette
Immunisierungbesteht aus drei Teilimpfungen, einmalige Auffrischungsimpfungen sind etwa alle drei Jahre er¬
forderlich. Seit 1979 steht ein besser verträglicher Impfstoff zur Verfügung. Die Beteiligung der Bevölkerung
nahm gegenüber 1980 zu: So stieg die Zahl der Impfungen um 1.066 auf nunmehr 80.403. Gegen Grippe impf¬
ten die Ärzte des Gesundheitsamtes23.291 Personen, das waren um 1.406 weniger als 1980. Weiters wurden
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25.750 Schutzimpfungengegen Tetanus, 15.371 gegen Diphtherie-Tetanus, 8.444 gegen Diphtherie-Tetanus-
Keuchhusten, 792 gegen Typhus sowie 12.223 gegen Cholera und 2.365 gegen Gelbfieber vorgenommen.

In der Desinfektionsanstalt des Gesundheitsamteswurden insgesamt 10.878 Desinfektionen usw. durchge¬
führt, davon 310 im Außendienst. Die Zahl der Entlausungenvon Personen nahm mit 3.501 gegenüber 4.661
im Jahre 1980 wieder ab. Vor dem Jahr 1975 kam es nur zu 50 bis 70 Entlausungen insgesamt proJahr . Außer¬
dem begannen 1981 mehrere Besprechungen, wonach im Bereich der Desinfektionsanstalteine Ausnüchte¬
rungsstation für Alkoholisierte eingerichtet werden soll. Weitere diesbezügliche Koordinationsgesprächesind
geplant.

Mit der Tuberkulosebekämpfung  im Raume Wiens befaßte sich ein eigenes Referat des
Gesundheitsamtes. Zu seinen Einrichtungen zählen neben der Zentrale (bestehend aus Kanzlei mit Heilstätten¬
einweisungsstelle, Impfstelle, Röntgenstelle, Schirmbildstelle) neun Außenstellen in den Bezirken und ein Rönt¬
genzug. Zur Tuberkulosesituationin Wien ist zu bemerken, daß die Zahl der Neuerkrankungen an aktiver
Tuberkulose aller Formen seit 1973 eine rückläufige Tendenz aufweist. Um so überraschendersind die statisti¬
schen Ergebnisse für das Jahr 1981, in denen sich wieder ein Anstieg der Neuerkrankungenan aktiver Tuberku¬
lose von 561 Personen im Vorjahr auf 600 abzeichnet. Dieser fast siebenprozentigeAnstieg ist vor allem auf
eine Zunahme der aktiven geschlossenen Lungentuberkulose und der extrapulmonalen Tuberkulose bei Gastar¬
beitern zurückzuführen. Auch die Zahl der Todesfälle an Tuberkulose ist seit 1977 wieder langsam angestiegen:
Entfielen damals noch 7,2 Prozent Todesfälle auf 100.000 Einwohner, so waren es 1980 bereits 9,0 Prozent.
Somit hat die Zahl der Todesfälle an Tuberkulose in den letzten drei Jahren um fast 25 Prozent zugenommen.
Erwähnenswert ist weiters das Ergebnis einer Analyse der Neuerkrankungenan aktiver Tuberkulose aller For¬
men in den einzelnen Bezirken Wiens. 1981 betrug die durchschnittliche Inzidenz an aktiver Tuberkulose 38,3
Prozent auf 100.000 Einwohner, in zwei Wiener Gemeindebezirkenjedoch 60,0 Prozent. Diesen beiden Gebie¬
ten mit besonders vielen Tuberkulosefällen muß seitens der Gesundheitsbehördenatürlich besondere Aufmerk¬
samkeit geschenkt werden. Als Ursache für die hohe Inzidenz werden die größere Zahl an Massenquartieren für
Gastarbeiter und die vielen Kommunikationszentren, wie Gaststätten, Branntweingeschäfte und Diskotheken,
vermutet. Wenn auch Fachexperten feststellen, daß wir uns in Österreich im letzten Drittel des Kampfes gegen
Tuberkulose befinden, so muß bei der gegebenen Situation unbedingt die Weiterführung der organisierten,
planmäßigen Bekämpfung der Tuberkulose im Rahmen des öffentlichen Gesundheitsdienstes gewährleistet
werden.

Die Dienst- und Untersuchungsstellendes Tuberkulosereferatesnahmen insgesamt 164.959 Personen in
Anspruch. Wenn man die Zahl der im Röntgenwagenuntersuchten Personen, die der vom Impfteam mit
Tuberkulin getesteten und geimpften Schulkinder und der von den Verbindungsfürsorgerinnenin den Kran¬
kenanstalten betreuten Tuberkulosekranken hinzurechnet, dann ergibt sich eine Frequenz von insgesamt
224.929 Personen (1980: 205.316). Dieser Anstieg in der Frequenz um rund 20.000 gegenüber dem Vorjahr
ergibt sich durch die 1981 zusätzlich durchgeführten Untersuchungen der Lehrer, die sich entsprechend den
gesetzlich vorgeschriebenen Zeitabständen nur jedes zweite Jahr einer Röntgenuntersuchungder Lunge unter¬
ziehen müssen. Ferner setzte das Gesundheitsamt 1981 seinen Schirmbildwagen vermehrt für diverse Firmen
ein.

In der Schirmbildstelledes Tuberkulosereferateswurden 50.128 Personen einer Röntgenuntersuchung der
Lunge unterzogen. Dabei stellten die Arzte erstmals bei 36 Personen eine aktive Lungentuberkulose, bei 10 bös¬
artige Neubildungenfest. Im Röntgenzug ließen sich 33.316 Personen untersuchen: Dabei konnten 15 Erkran¬
kungen an aktiver Tuberkulose und 17 an bösartigen Neubildungen festgestellt werden. Lungenfunktionsprü¬
fungen mittels Vitalograph führten die Ärzte 5.133 durch, was eine Zunahme um 1.957 gegenüber dem Vorjahr
bedeutet. In dieser Zahl sind auch die Untersuchungen enthalten, die anläßlich der „Seniorenwoche“ und am
„Tag der offenen Tür“ vorgenommenwurden. Die Ärzte impften um 236 Personen mehr als im Vorjahr gegen
Tuberkulose, nämlich 20.302, darunter 17.435 Neugeborene und 2.598 Schulkinder. Die Zahl der mit Tuberku¬
lin getesteten Personen hat um 3.214 auf 13.084 abgenommen. 1981 wurden in der Tuberkulosefürsorgestelle
für den 2. und 20. Bezirk in 20, Pappenheimgasse48—52, Malerarbeiten durchgeführt; in der für den 4., 5., 6.,
7. und 12. Bezirk in 5, Margaretengürtel 96, gelegenen Stelle mußte wegen eines Gasgebrechens mit Adaptie¬
rungsarbeiten begonnen werden.

Seit 1980 stehen sechs Raucherberatungsstellen  zur Verfügung: Außer an die Zentralstelle in
1, Stadiongasse6—8, kann man sich nun auch an die Außenstellen im 5., 11., 16., 20. oder 21. Bezirk wenden.
222 Interessentensuchten eine dieser Stellen auf, die Gesamtfrequenzbetrug 762. Neben der üblichen Betreu¬
ung erfolgte bei jeder Erstberatung eine Lungenschirmbildaufnahme.

Im Jahre 1981 wurden 9.395 Gastarbeiter, das sind um 1.605 weniger als im Vorjahr, gemäß dem Ausländer¬
beschäftigungsgesetz, BGBl. Nr. 218/1975, untersucht. 141 Personen davon haben eine Anstellung bei der
Gemeinde Wien angestrebt. Elf Gastarbeitern, die erstmals im Jahre 1981 nach Österreich eingereist waren,
konnte wegen des Vorliegens einer aktiven Lungentuberkulose keine Arbeitsbewilligungerteilt werden; sie
mußten in ihr Heimatland zurückkehren.
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Die Gesamtzahl der in ganz Wien gemeldeten Geschlechtskrankheiten  ist mit 4.103 gegenüber
dem Vorjahr um 9,5 Prozent gestiegen, wobei die Zahl der gemeldeten Erkrankungsfälle an Gonorrhoe von
3.118 auf 3.638 zu- und die der Luesfälle von 622 auf 424 abnahm. Neben dieser leicht steigenden Tendenz der
gemeldeten Geschlechtskrankheitenin ganz Wien ist in der Beratungsstelle des Gesundheitsamtesdie Zahl der
aufgedecktenErkrankungsfälle mit 32,5 Prozent wesentlich stärker angestiegen: An Gonorrhoe erkrankten um
171 Patienten mehr, an Lues um 19 weniger als im Vorjahr. Seit Jahren wurden in Wien nur vereinzelt Fälle
von Ulcus molle gemeldet, bei denen sich der Patient stets im Ausland infiziert hat. Nach über 30 Jahren
erkrankten nun erstmals wieder Personen an Ulcus molle, bei denen die Infektion in Wien erfolgt war. 1980
wurden bereits neun Fälle gemeldet, in der Beratungsstelle für Geschlechtskrankheitendes Gesundheitsamtes
bereits zwei Männer behandelt. 1981 wurden 41 Fälle in ganz Wien, davon 15 Fälle in der Beratungsstelle, ent¬
deckt. Zum Nachweis des Erregers ist ein frisch zubereiteter Nährboden aus Kaninchenblut erforderlich, der an
der II. Universitäts-Hautklinik verwendet wird. An diese Institution werden derzeit entsprechende Verdachts¬
fälle der Beratungsstelle zur Abklärung überwiesen.

In der Beratungsstelle für Geschlechtskrankheitenbetrug die Parteienfrequenz 39.082, um 6.821 mehr als im
Vorjahr. Bei 36.682 Untersuchungendavon 1.081 Erstuntersuchungen, wurden 548 Fälle von Gonorrhoe (davon
157 bei Männern) und 118 Fälle von Lues(davon 66 bei Männern) festgestellt. 31.202 Untersuchungenwurden
bei Prostituierten und 1.496 bei Geheimprostituierten vorgenommen. Im Rahmen der Untersuchungen nah¬
men die Ärzte 9.347mal Blut für Laboruntersuchungenab. Sozialarbeiter gingen 553mal auf Hausbesuche.
Nachdem bereits 1980 der räumliche Umbau der Beratungsstelle für Geschlechtskrankheitenabgeschlossen
wurde, konnte 1981 mit der Modernisierungder Einrichtung begonnen werden. Die Räume sind nun mit
neuen Büromöbeln und Sitzgarnituren ausgestattet, eine entsprechende labortechnische Ausstattung ist geplant.

Im April 1981 erfolgte wegen Personalmangels die Stillegung der geschlossenenAbteilung für geschlechts-
kranke Frauen an der II. Universitäts-Hautklinik. Da diese die einzige derartige Abteilung in Wien war, müssen
seither praktisch alle Behandlungenambulant in der Beratungsstelle für Geschlechtskrankheitendurchgeführt
werden, was zu einem Anstieg der Zahl an Erkrankungsfälien führt, da wegen Nichtauffindbarkeit der Infizier¬
ten die Behandlung nicht immer durchgeführt werden kann bzw. nur mit einer Verzögerung bis zu mehreren
Monaten. Auch können die vorgesehenen Abschlußuntersuchungenhäufig nicht oder nur mit Verspätung nach
entsprechender Ausforschung der Erkrankten vorgenommen werden. Der Versuch, die stationäre Behandlung
an offenen Abteilungen durchzuführen, scheitert meistens, da die Patienten dort nicht festgehalten werden kön¬
nen und häufig die Abteilung vorzeitig verlassen.

1981 ist die Zahl der polizeilich gemeldeten Prostituiertenum 80 auf nunmehr 956 weiterhin gestiegen, bei
10,3 Prozent wurde eine Geschlechtskrankheit festgestellt. Die Erkrankungshäufigkeitder Prostituierten ist
gegenüber 1980 um etwa das Dreifache auf nunmehr 29 Prozent gestiegen. Dies ist sicher nicht nur auf den ver¬
mehrten Einsatz von Kulturen zur Sicherung der Diagnose, sondern auch auf die tatsächlich zunehmende Häu¬
figkeit der Infektion in der Gesamtbevölkerungzurückzuführen.

Bei den Untersuchungen in der Beratungsstelle finden sich als Nebenbefund immer wieder Erkrankungen,
die zwar nicht unter das Geschlechtskrankheitengesetzfallen, jedoch ebenfalls sexuell übertragen werden kön¬
nen, wie unter anderem Pilzerkrankungen, Verlausung, Befall von Oxyuren und Trichomoniasis. Um die
Ansteckung weiterer Personen zu verhindern, wurde die Behandlung dieser Erkrankungenbereits 1978 in die
Leistungen der Beratungsstelle aufgenommen und seither ständig weiter ausgebaut. Die Behandlung erfolgt
stets im freiwilligen Einverständnis mit den Patienten, wobei diese die Kosten für die Medikamente tragen sol¬
len. Durch die vermehrte Verwendung von entsprechenden Kulturen konnten 1981 279mal öfter Trichomona-
deninfektionen festgestellt werden als im Vorjahr, nämlich insgesamt 630mal.

Die Angehörigen der Hygienisch - bakteriologischen Untersuchungsanstalt
führten 20.785 bakteriologische und serologische Untersuchungen für klinische Zwecke durch, darunter 7.501
Untersuchungen auf Tuberkulose. Dabei wurde 964mal ein positiver Befund erhoben. Weiters wurden 2.290
mykologische und parasitologische Untersuchungen für klinische Zwecke durchgeführt, darunter 2.276 Tricho-
monadenabstriche. Das Gesundheitsamt überprüfte 626 Sterilisations- und Desinfektionsapparate, 34 Klimaan¬
lagen und einen Steckbeckendesinfektionsapparat, wobei 82mal die Funktionstüchtigkeiteines Apparates bean¬
standet werden mußte. Weiters wurden 11.043 Untersuchungen an Trink- und Hausbrauchwässern vorgenom¬
men, weiters Badewasserproben aus 125 Hallenbädern sowie aus 416 künstlichen und natürlichen Freibädern
entnommen. In 189 Kläranlagen erfolgten 428 Abwasser- und Oberflächenwasseruntersuchungen, andernorts
weitere 4.846 physikalisch-chemische Untersuchungen.

Im Rahmen der hygienischen Trink- und Nutzwasseruntersuchungenentnahm die Untersuchungsanstalt
1981 erstmals Schwermetall- und Kohlenwasserstoffanalysen aus dem Wasser des Wienerwaldsees, da dieser für
Trinkwasserzwecke aufbereitet werden kann. Weiters wurden die Kohlenwasserstoffuntersuchungender Brun¬
nen und Sonden der Unteren Lobau nach diversen Ölunfällen im Bereich der Auffahrt der A 22 und des Ölha¬
fens Lobau intensiviert. Auch Niederschlagswässer von Verkehrsflächen wurden im Hinblick auf deren Grund¬
wassergefährdung auf Schwermetalle hin untersucht und schließlich auch die Innenbeschichtungvon Trinkwas-
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serrohren und -behältern auf Abgabe gesundheitsschädlicherSubstanzen kontrolliert. Bei der Überprüfung von
Kläranlagen auf ihre Funktionstüchtigkeit führte das Gesundheitsamt den Nachweis des Hepatitis-A-Virus in
Kläranlagenabläufen und Vorflutern neu ein, damit die epidemiologischeSituation erfaßt werden kann. Im
medizinisch-mikrobiologischenBereich erscheinen vor allem die vermehrten Immunofluoreszenzuntersuchun-
gen auf Gonokokken auf Grund vermehrter Einsendungendurch die Beratungsstelle für Geschlechtskrankhei¬
ten erwähnenswert: 9.577 (1980: 3.547) Kulturen wurden angelegt. Ferner untersucht die Hygienisch-bakterio¬
logische Untersuchungsanstaltseit 1981 auch Harnproben auf Drogen. Im Jahre 1981 wurden bereits 953 sol¬
che Untersuchungen für das Gesundheitsamt, die Drogenstation Kalksburg, das PsychiatrischeKrankenhaus
Baumgartner Höhe und den SchulärztlichenDienst durchgeführt.

Nach dem Bäderhygienegesetz1976 und der Verordnung „Hygiene in Bädern 1978“ wurden regelmäßig
Untersuchungen in städtischen und privaten Badeanstalten sowie Saunaanlagen durchgeführt. Neben Untersu¬
chungen der Badewasserqualität nahm man auch gezielte Untersuchungen im sogenannten „Barfußbereich“ der
Nebeneinrichtungenvor, die für die Übertragung von Fußpilzen und Warzen weit eher in Betracht zu ziehen
sind als ausreichend aufbereitetes Schwimmbeckenwasser. Mit besonderer Sorgfalt wurde hierbei auf die
Hygiene von Krankenhaus-Bewegungsbädern, auf den Nachweis von Salmonellen in Oberflächengewässern
und spezielle Untersuchungen über die Übertragung von Trichomonaden im Feuchtbereich von Badeeinrich¬
tungen eingegangen. Auch Therapiebecken von Krankenanstaltender Stadt Wien wurden auf mögliche Erreger
von Hospitalismusinfektionenüberprüft.

Angelegenheiten der allgemeinen Hygiene mußten wie in früheren Jahren in großer Zahl
behandelt werden. Die Bezirksgesundheitsämter hatten 726 Fälle betreffend Lärmbelästigung, 1.008 betreffend
Luftverunreinigung, 1.527 betreffend Wohnhygiene, 1.694 betreffend Abwässer und Abfallstoffe, 1.408 im
Zusammenhang mit der Schädlingsbekämpfung und 2.823 bezüglich sonstiger sanitärer Übelstände zu bearbei¬
ten. Hierbei wurde in 5.042 Fällen die Bestätigung der vorgebrachten Beschwerden durch die Erhebungen
erbracht und die Abstellung der Übelstände in die Wege geleitet. Die Amtsärzte in den Bezirksgesundheitsäm¬
tern nahmen an 1.423 Kommissionierungen im Rahmen gewerbe- und baubehördlicherVerfahren teil.

Der Aufgabenbereich der Zentrale des Gesundheitsamtesumfaßt die ärztliche Betreuung von Angelegenhei¬
ten des Anrainerschutzesin bau- und gewerbebehördlichenVerfahren, soweit es sich um größere Projekte, Fra¬
gen grundsätzlicherBedeutung oder Vorhaben handelt, zu deren Beurteilung umfangreichere Voruntersuchun¬
gen nötig sind. Insgesamt bearbeitete das Gesundheitsamt732 Angelegenheitendes Umwelt- und Immissions¬
schutzes. 85 kommissionelleVerhandlungen wurden geführt, 105 schriftliche Gutachten abgegeben und 214
Hörproben erstellt. Die Hörproben haben gegenüber dem Vorjahr um 54 zugenommen und wurden bis auf 29
alle in der Nacht vorgenommen. In der überwiegenden Zahl der Fälle ergab deren Resultat, daß die Beschwerde
wegen Lärmbelästigung berechtigt war, so daß das Gesundheitsamtdemgemäß entsprechende Maßnahmen zur
Behebung der Belästigung beantragte. Die Zahl der in der Zentrale des Gesundheitsamtesbearbeiteten Angele¬
genheiten des Umweltschutzeshat gegenüber dem Vorjahr deutlich zugenommen, was vor allem auf die ver¬
mehrte Zahl von Berufungen gegen Bescheide der Erstinstanz zurückzuführen ist. Dieser Trend zeigt sich
besonders deutlich bei den nächtlichen Hörproben. Demgegenüber ist die Zahl von Genehmigungsverfahren
neuer Anlagen verschwindend gering geworden: 1981 waren es nur drei. Als ständig wiederkehrendeBeschwer¬
den müssen jene über die Taubenplage angeführt werden, die allerdings mangels geeigneter legistischer Grund¬
lagen seitens des Gesundheitsamteskeine wirksamen Abhilfemaßnahmenzur Folge haben können. Das Landes¬
gesetz vom 2. Juli 1981, mit dem das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm geändert wird, LGB1 für Wien
Nr. 25/1981, bringt das Verbot der Nachtarbeit, die nur mehr bei Behebung von Notfällen und in begründeten
Sonderfällen gestattet wird. Damit ist ein wesentlicher Schritt zur Behebung nächtlicher Lärmbelästigungen
getan. Da die sogenannte Reinhaltekundmachung des Magistrates der Stadt Wien bisher nur sehr bedingt
anwendbar war, weil sie immer wieder zu offenbar unüberwindbaren legislativen und formulativen Schwierig¬
keiten führte, wurde nach einschlägigen Vorbesprechungen der „Entwurf einer Reinhalteverordnungvom
November 1981“ fertiggestellt. Durch die somit bevorstehende Novellierung dieser Verordnung konnten die
gesetzlichen Voraussetzungenzur Behebung sanitärer Ubelstände wesentlich verbessert werden.

Der mit den Umweltschutzangelegenheitenbefaßte Referatsleiter des Gesundheitsamtesarbeitete im Jahre
1981 in zwei Arbeitskreisenmit, von denen einer ein Zivilschutzalarmsystem plant. Dieses soll prinzipiell bei
Umweltkatastrophen, wie z. B. bei Strahlenunfällenund Giftaustritt, eine Alarmierung der Stadtbevölkerung
bewerkstelligen, und zwar in ähnlicher Weise wie im Zweiten Weltkrieg das Luftschutzwarnsystem angewandt
wurde. Ergebnisse liegen noch nicht vor. Der zweite Arbeitskreis wurde von der Stadtbaudirektionin Zusam¬
menarbeit mit der MA 39 und Bautechnikern angeregt und befaßt sich mit dem Problem der sogenannten„Erd¬
strahlen“ und ihrer Bedeutung im Rahmen der Baubiologie. Vorerst wurden verschiedene Anordnungen für
Versuche diskutiert, da in der gesichteten Literatur nur wenig konkrete, auf Auswirkungen am Menschen
bezügliche Fakten enthalten sind.

Im Rahmen der allgemeinen Hygiene wurde der Frage der ärztlichen Betreuung der Wiener
Bevölkerung  weiterhin größere Bedeutung zugemessen. Zur Förderung der Niederlassung von prakti-
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sehen Ärzten und bestimmten Fachärzten empfahl das Gesundheitsamtdie Einplanung von Räumlichkeiten für
Ordinationen und Ärztewohnungen in einer Reihe von größeren städtischen Wohnprojekten. Im Hinblick auf
die zunehmend bessere Versorgung mit niedergelassenenÄrzten und auf die damit zusammenhängenden
Schwierigkeiten bei der Invertragnehmungder Ärzte durch die Krankenkassenkonnte 1981 jegliche Einpla¬
nung einer Ordination nur mehr mit der Einschränkungempfohlen werden, daß diese Praxen so eingerichtet
werden, daß sie ohne wesentlichen Bauaufwand in normale Wohnungen umgewandelt werden können, falls sich
zum Zeitpunkt der Fertigstellung in diesem Gebiet kein Arzt niederlassen kann. Insgesamt wurden 81 Stellung¬
nahmen zu eventuellen Einplanungen abgegeben. Neben ständigen telephonischen Beratungen wurden rund
120mal Ärzte wegen Fragen bezüglich Niederlassung vom Referatsleiter persönlich beraten. Weiters ermöglicht
eine Kreditaktion der Gemeinde Wien den praktischen Ärzten seit 1976 den Bezug eines sehr günstigen Kredi¬
tes für die Praxiseröffnung in einem bestimmten Bedarfsgebiet. In diesem Zusammenhang stellte das Gesund¬
heitsamt nach jeweils genauer Überprüfung45 Bestätigungen über einen Bedarf am geplanten Niederlassungs¬
ort aus, fünf Anträge mußten abgelehnt werden. Mit Stand vom 31. Dezember waren insgesamt bereits
65,950.000 S von der Gemeinde Wien für diese Kreditaktion investiert worden. Ferner konnten sich durch Ver¬
mittlung über das Gesundheitsamtan den neun in Zusammenarbeit mit der Ärztekammer anerkannten Lehr¬
praxen 18 vor ihrer Niederlassung stehende Ärzte auf ihre Tätigkeit als praktischer Arzt vorbereiten. Ärzte, die
sich noch in einem Anstellungsverhältnis zu einer städtischen Krankenanstaltbefanden, erhielten für die Absol¬
vierung einer solchen Lehrpraxis einen bezahlten Sonderurlaub von vier Wochen. Insgesamt haben diese Förde¬
rungsmaßnahmen für die Niederlassungbereits zu einer deutlichen Besserung der Versorgung der Wiener
Bevölkerung geführt. Mit Stand vom 1.Jänner 1982 sind 1.085 praktische Ärzte in Wien niedergelassen, wovon
770 einen Vertrag mit der Wiener Gebietskrankenkasseabgeschlossenhaben. Somit entfallen Anfang 1982
1.970 Einwohner auf einen niedergelassenen praktischen Arzt mit Kassenvertrag, 1980 waren es 2.114. Nach
Beginn der meisten Förderungsmaßnahmenim Jahre 1976 stagnierte zunächst der sinkende Trend zur Nieder¬
lassung, 1978 nahm ihre Zahl zum erstenmal wieder zu. 1980 kam es wieder zu einer scheinbaren Stagnation,
1981 setzte sich der leicht ansteigende Trend wieder fort.

Im Rahmen des vom Gemeinderat beschlossenenGesundheitsplanes für Wien ist es notwendig, genauere
Informationenüber den derzeitigen Gesundheitszustandder Bevölkerung und über die Häufigkeit der wichtig¬
sten Krankheitszuständezu gewinnen. Zu diesem Zweck wurde die „Wiener Gesundheitsstudie 1979“ konzi¬
piert, die Auskunft über die tatsächliche, von der konventionellenärztlichen Erfassung unabhängigen Krank¬
heitshäufigkeit gibt und hiermit eine Grundlage für die Abschätzung des Bedarfes an kurativen, präventiven und
pflegerischen Einrichtungenbildet. Diese Studie wurde 1979 im Auftrag des Gesundheitsamtesder Stadt Wien
vom Institut für Stadtfoischung mit über 3.000 Probanden durchgeführt. Die Ausarbeitung der Ergebnisse
erfolgte 1980 bis 1981. Ende 1981 erschien eine Sonderpubiikationmit 410 Seiten im Verlag Jugend & Volk,
die ausführlich die Resultate der Studie dokumentiert. Weiters wurden 1981 die wichtigsten Daten der Studie,
soweit sie von allgemeinemmedizinischem Interesse sind, als Spezialbeiträge in einigen Heften der „Wiener
medizinischen Wochenschrift“ veröffentlicht. Die Resultate der Studie werden auch zur Reorganisationund
Verbesserung der Vorsorgeuntersuchungen(„Gesundenuntersuchungen“) herangezogen werden, z. B. für andere
Einladungsmethoden, nach Alter gestaffelte Untersuchungen usw.

Unter den Aufgaben der sanitären Aufsicht ist zunächst die Kontrolle aller Krankenanstalten in
hygienischer Hinsicht zu nennen. Sachverständige des Gesundheitsamtesmüssen auch sämtliche bei der Errich¬
tung, der Erweiterung und beim Umbau von Krankenanstaltensich ergebenden gesundheitlichen Fragen begut¬
achten. Das Hauptgewicht dieser Augenscheinverhandlungenund Stellungnahmenlag 1981 wieder bei den bet¬
tenführenden Krankenanstalten. Hervorzuhebensind diesmal vor allem der Um- und Zubau des St.-Anna-Kin-
derspitales, nach dessen Fertigstellung diese Sonderkrankenanstaltdem modernsten medizinischenStand ent¬
sprechen und zusammen mit der bereits im Betrieb befindlichen haematologischenStation darüber hinaus ein
Zentrum für die Behandlung von Leukämien bei Kindern sein wird. Ferner war das Gesundheitsamtan mehre¬
ren Projektbesprechungenfür das Sozialmedizinische Zentrum Ost beteiligt. Vor allem für das zu errichtende,
rund 800 Betten fassende Krankenhausgebäudewerden laufend hygienische und funktionelle Fragen von der
MA 17 an die Abteilung herangetragen. Dementsprechend waren 1981 auch viele kleinere Umbauten, Umwid¬
mungen und Erneuerungen in Wiens Krankenanstalten zu beurteilen. Diese Projekte wurden teilweise wegen
des medizinischenFortschrittes, teils wegen Überalterungbestehender Einrichtungen eingereicht. In den ver¬
gangenen Jahren wurden mehrere Laboratorien, vorwiegend für medizinisch-chemische Untersuchungen, teils
neu errichtet, teils bestehende Laboratorien aus- und umgebaut, so daß auf diesem Gebiet eine bereits gute Ver¬
sorgung besteht.

Besonderes Augenmerk wurde wieder der Krankenhaushygienegeschenkt. Bei mehreren Besprechungen
einer Kommissionwurden grundsätzlicheAussagen über Leibschüsselspüler gemacht, eine Ergänzung zu den
Händedesinfektionsmittelndurchgeführt und das Problem der Händereinigung im Krankenhaus erörtert.

Auf dem Sektor des Leichen - und Bestattungswesens  wurden 3.904 Totenbeschauen von
den bestellten Totenbeschauärztenund 1.941 vom zentralen Totenbeschaudienstdurchgeführt. In den privaten
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Krankenanstalten beschauten die anstalteigenenTotenbeschauärzte 1.983 Verstorbene, am gerichtsmedizini¬
schen Institut fielen 130 Totenbeschauenund 1.914 sanitätspolizeiliche Obduktionen an. Die Amtsärzte führ¬
ten 1.205 Totenbeschauen durch.

Dem Gesundheitsamtobliegt auch die Überwachung der Sanitätsberufe (Ärzte , Pharmazeuten, Den¬
tisten) sowie die Evidenzführung und Ausbildung des Krankenpflegepersonals, des Personals der Sanitätshilfs¬
dienste und der Hebammen. Gemäß den Bestimmungendes Ärztegesetzes sind nach Meldung der Ärztekam¬
mer für Wien an das Wiener Gesundheitsamt alle Ärzte evident gehalten. Mit Stichtag 31. Dezember 1981
waren insgesamt6.870 Ärzte in Wien tätig (1980: 6.844), davon standen in Ausbildung zum praktischen Arzt
oder Facharzt 1.693 (1980: 1.585). Die Zahl der praktischen Ärzte (das sind jene Ärzte, die das Recht haben, die
Berufstafel praktischer Arzt zu führen) betrug 1.576 (1980: 1.583), die der Fachärzte3.601 (1980: 3.498). Davon
waren in Anstalten tätig 587 praktische Ärzte, 2.395 Fachärzte, 154 Amtsärzte und 110 Ausländer. Hieraus
ergibt sich im Jahre 1981 eine Abnahme der Zahl der Ärzte, die die Berufsbezeichnung praktischer Arzt führen
dürfen, um sieben und eine Zunahme derer, die die Berufsbezeichnung Facharzt führen dürfen, um 103. Die
Zahl der ausländischen Ärzte nahm 1981 um 15 zu, obwohl durch die derzeit geltenden gesetzlichenBestim¬
mungen auch ausländischen Ärzten nach lOjährigem Aufenthalt in Österreich die österreichische Staatsbürger¬
schaft verliehen wird. Aus diesem Grund befindet sich unter den gemeldeten Ärzten mit österreichischer Staats¬
bürgerschaft eine große Anzahl von Ärzten, die aus dem Vorderen Orient oder den Entwicklungsländern stam¬
men und sich nach Abschluß ihrer Studien in Österreich angesiedelt haben.

Im Rahmen der sanitären Aufsicht wurden 1981 zwei Ordinationen niedergelassener Ärzte teilweise mehr¬
mals mit einem Vertreter der Ärztekammer für Wien überprüft und Aufträge zur Behebung von Mängeln
erteilt.

In 14 Sitzungen mit dem Militärkommando wurden die Ansuchen von 50 Ärzten um Freistellung vom Prä¬
senzdienst behandelt. Die meisten Ansuchen wurden einstimmig im Sinne des Antrages erledigt.

Mehrere Anzeigen der Ärztekammerwegen Verdachtes auf Kurpfuscherei bzw. Verfolgung unerlaubter ärzt¬
licher Tätigkeit mußten bearbeitet werden. Weiters werden immer häufiger Produkte mit Arzneiwirkung uner¬
laubt in Verkehr gebracht oder weniger wirksame Artikel mit Heilwirkung angepriesen, wie z. B. Depolarisie-
rungsmatten und Magnetpflaster. Die Verfolgung dieser Probleme gestaltet sich außerordentlichaufwendig und
wenig effizient.

Auf Vorschlag des Bundesministeriumsfür Gesundheit und Umweltschutz ernannte der Bundesminister für
Wissenschaft und Forschung, Frau Dr. Hertha Firnberg,  gemäß § 22 der Medizinischen Rigorosenordnung vom
14. April 1903, RGBl. Nr. 102, in der derzeit geltenden Fassung, 1981 wiederum acht Amtsärzte der Wiener
Landessanitätsdirektion zu Regierungskommissären. Diese nahmen in 13 Wochen an rund 400 Wiederholungs¬
prüfungen des II. und III. Medizinischen Rigorosums teil.

Die Zahl der Dentisten ist durch deren altersbedingtes Ausscheiden weiterhin rückläufig: Derzeit sind noch
322 in Wien tätig, 1980 arbeiteten noch 336. Die Betriebsstätten von Dentisten werden nach den geltenden
Bestimmungen erst 1983 wieder von den Amtsärzten überprüft. In einzelnen Fällen erfolgten jedoch auf Grund
von Beschwerden oder zur Kontrolle der Behebung früherer Mängel Nachkontrollen durch die zuständigen
Bezirksamtsärzte.

Mit 31. Dezember waren insgesamt 1.101 Pharmazeuten in öffentlichen und Anstaltsapotheken tätig. In
Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen nahm ein Vertreter des Gesundheitsamtesan 16 Aspirantenprüfun¬
gen teil. Bei diesen Prüfungen unterzogen sich 44 Magister der Pharmazie der Prüfung zur Erlangung des Rech¬
tes, eine Apotheke selbständig führen zu können. 1981 waren in Wien 251 öffentliche und 15 Anstaltsapothe¬
ken in Betrieb. Besonders in den Neubaugebieten des 10. und 21. bis 23. Bezirkes besteht in den neuerrichteten
Wohnanlagen ein Bedarf an weiteren Apotheken. Gegen mehrere diesbezügliche Anträge auf Konzessionsertei¬
lung haben benachbarte Apotheker jedoch Einspruch erhoben, weshalb sich die eventuelle Neuerrichtungvon
Apotheken beträchtlich verzögert. 1981 nahm ein Vertreter des Gesundheitsamtesan 26 Kommissionen zur
Errichtung, zum Umbau oder zur Inbetriebnahme von Apotheken-Betriebsanlagen teil. Die bestehenden Apo¬
theken werden zusehends neu gestaltet, nur noch wenige Betriebe verfügen über eine überalterte Ausstattung.

Unter Zuziehung eines Vertreters der Bundesanstalt für chemische und pharmazeutische Untersuchungen
und in Anwesenheit eines Vertreters der Apothekerkammer überprüfte das Gesundheitsamt 85 Apotheken:
Von 568 entnommenen Proben beanstandete die Untersuchungsanstaltfür chemische und pharmazeutische
Untersuchungen 108. Das Gesundheitsamthat diese Produkte durch Bescheid aus dem Verkehr gezogen. Wei¬
ters erfolgte nach den Bestimmungendes Krankenanstaltengesetzesund ministerieller Weisung die Überprü¬
fung von 14 Arzneimittelvorrätenin Krankenanstaltenohne Anstaltsapotheke. Bei diesen Überprüfungenwur¬
den elf Proben gezogen, von denen die Bundesanstalt für chemische und pharmazeutische Untersuchungen
sechs beanstandete. Ferner haben acht Apotheker insgesamt 13 Hausspezialitäten gemäß § 14 der Spezialitäten¬
ordnung angemeldet. Sogenannte „Hausspezialitäten“ dürfen in der exakt gleichen Zusammenstellung nicht
von verschiedenen Apotheken geführt werden, was eine Reihe von Berufungen zur Folge hatte, die derzeit noch
nicht abgeschlossen sind. Das Gesundheitsamt überprüfte weiters mit einem Vertreter der Bundesanstaltfür
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chemische und pharmazeutischeUntersuchungen, einem Gremialvertreterund einem Rechtsbeamtendes ört¬
lich zuständigen magistratischen Bezirksamtes, 53 pharmazeutischeBetriebe und Drogengroßhandlungen.

Mit Inkrafttreten der neuen Suchtgiftordnung, BGBl. Nr. 390/1979, wurden 1981 unter einer Reihe von wei¬
teren Maßnahmen auch neue Rezeptformulare für Einzel- und Dauerverschreibungennotwendig, die zur besse¬
ren Kontrolle mehrteilig gestaltet sind. Diese Rezeptformulare werden nunmehr an die niedergelassenen Arzte
von den Bezirksgesundheitsämtern, an die Krankenanstalten von der Zentrale des Gesundheitsamtesgegen
Empfangsbestätigungenabgegeben. Im Jahre 1981 hat diese Neuregelung den Umsatz mit Suchtgiften in den
öffentlichen Apotheken bereits auf ein Minimum reduziert.

1981 gab es verhältnismäßig wenig Beschwerden über eine vermehrte Rattenplage. Die Schädlingsbekämpfer
haben bei Vornahme der verordnungsgemäß vorgeschriebenenSchädlingsbekämpfung 41.591 Objekte betreut,
22.623mal stellten sie Rattenbefall fest. Zur Bekämpfung dieser Ratten wendeten sie 45.875 kg Frischköder und
956 kg Fertigköder an. Im Jahre 1981 wurden in Wien erstmals vermehrt Beschwerden über Pharaoameisen
registriert. Diese kleinen Ameisen vermehren sich rasch in zahlreichen Tochterkolonien und verbreiten sich
entlang von wärmeleitendenVerbindungen und Lüftungsschächten. Ihre Bekämpfung gestaltet sich außeror¬
dentlich schwierig, zumal bis jetzt nur wenige Spezialunternehmendiese Insekten vertilgen können.

Die Verordnung über den Befähigungsnachweis zum Drogistengewerbe, BGBl. Nr. 130 vom 3. April 1980,
wurde rechtskräftig. Demnach muß im Rahmen einer eigenen Konzessionsprüfungein Vertreter des Gesund¬
heitsamtes die Gegenstände„Gesundheits- und Ernährungslehre“ sowie„Gift- und Schädlingsbekämpfungsmit¬
tel“ schriftlich und zusätzlich„Arznei- und Giftrecht“ sowie„Arzneimittelkunde“ mündlich prüfen. Weiters ist
die Verordnung über die Bezeichnung der Drogerien über Ausübungsvorschriftendes Drogistengewerbes,
BGBl. Nr. 177 vom 25. März 1981, in Kraft getreten, wonach nur jene Geschäfte die Bezeichnung„Drogerie“
und „Drogenhandlung“ führen dürfen, die ein entsprechendes Warensortiment führen.

Beim Gesundheitsamt waren im Vorjahr insgesamt 4.535 Plasmaspenderentsprechend der Plasmapherese¬
verordnung registriert. Davon haben 862 mit dem Plasmaspenden erstmals begonnen. Bei dieser großen Anzahl
von Plasmapheresefrequentantenwird in vier Plasmapheresestellen die Plasmapherese vorgenommen.

Ferner überprüfte das Gesundheitsamt die Tätigkeit von zehn freipraktizierenden Hebammen und 141
Anstaltshebammen. Im Krankenpflegewesen leitete das Gesundheitsamt eine große Zahl von Aufnahme- und
Prüfungskommissionenfür die verschiedenen Berufe der Krankenpflegeund der Sanitätshilfsdienste. Für die
Krankenpflege-, Kinderkranken- und Säuglingspflegeschulen sowie für die medizinisch-technischen Schulen
fanden 25 Aufnahmekommissionenund 168 Prüfungskommissionen, an der Ausbildungsstättefür psychiatri¬
sche Krankenpflegeam Psychiatrischen Krankenhaus der Stadt Wien zwei Prüfungskommissionenstatt. 1981
wurden bei der freiberuflichenAusübung des Krankenpflegefachdienstesund der medizinisch-technischen
Dienste 124 Personen evident gehalten, das waren um 33 mehr als im Vorjahr.

Die im Jahre 1975 zunächst als Modellversuch gestartete Aktion der „Mobilen Krankenschwe¬
stern“  wurde schrittweise erweitert und steht seit 1979 den praktischen Ärzten in ganz Wien zur Verfügung.
Sinn dieser Einrichtung ist es, die praktischen Ärzte zu entlasten. Die mobilen Schwestern betreuen genau nach
Anweisung des behandelnden Arztes Patienten in ihrem häuslichen Milieu. Sie verabreichenInjektionen, neh¬
men Verbandwechselvor, verabfolgen Katheterspülungen und Einläufe und messen den Blutdruck. Diese
Krankenschwesternunterstehen der Leitung einer diplomierten Oberschwester. Die ärztliche Oberaufsicht liegt
seit Mai 1981 beim ärztlichen Leiter des Referates„Krankenpflege“. Insgesamt führten 77 Schwestern 197.377
Hausbesuche bei 4.088 Patienten durch. Die Mithilfe der mobilen Krankenschwesternwurde von 511 prakti¬
schen Ärzten in Anspruch genommen. Der verstärkte Einsatz der von der Stadt Wien eingesetzten Diplom¬
schwestern ist unter anderem auch auf die Intensivierung der Zusammenarbeitmit den Wiener Krankenanstal¬
ten zurückzuführen, die die Patienten zur Weiterbetreuungschon vor ihrer Entlassung anmelden.

Auf Grund dieser neuen Betreuungsmöglichkeit von frisch entlassenen Spitalspatientenkonnte in verschie¬
denen Fällen auch der Spitalsaufenthalt wesentlich verkürzt werden.

In der amtsärztlichen Untersuchungsstelle  des Gesundheitsamtesführten die Ärzte ins¬
gesamt 16.033 amts- und vertrauensärztliche Untersuchungen und Begutachtungendurch. Im Rahmen dieser
Untersuchungen wurden überdies 8.233 Blutabnahmen, 8.605 Harnuntersuchungen und 136 Elektrokardio¬
gramme vorgenommen. Ferner führten die Amtsärzte 330 Hausbesuche wegen Erlangung einer Hilflosenzulage
und 307 über Auftrag der Wiener Stadtwerke durch. In den Bezirksgesundheitsämternerfolgten durch die
Amtsärzte vorwiegend im Rahmen der Wohlfahrtspflegeund der Jugendfürsorge 23.773 Untersuchungen. In
der Rezeptprüfungsstelle  des Gesundheitsamteswurden 80.496 Rezepte mit 178.434 Arzneimittel¬
verordnungen für Befürsorgte nach stichprobenweiserärztlicher Überprüfung retaxiert. Zur ärztlichen Begut¬
achtung, ob Kuraufenthalte, Heilbehelfe und Hörgeräte notwendig sind, wurden 107 Anträge eingereicht und
erledigt. Hinsichtlich Begutachtungenund Stellungnahmen nach dem Opferfürsorgegesetzhat die Zahl der
bearbeiteten Akten von 306 im Jahre 1980 auf nunmehr 287 abgenommen. Dieser Rückgang der Zahl von
Begutachtungsfällenist durch die höhere Sterberate der meist schon hochbetagten betroffenen Personen
bedingt. Trotzdem ist der diesbezügliche Arbeitsaufwand wesentlich größer geworden, da die Begutachtung der

125



Betroffenen auf immer größere Schwierigkeiten stößt. Die vom Gesetz verlangte exakte Differenzierung in Kau¬
salleiden und akausale Leiden ist im hohen Alter medizinisch kaum mehr möglich und in einigen Fällen unlös¬
bar geworden. Diesbezügliche Vorsprachen im Bundesministeriumfür soziale Verwaltung haben keinen Erfolg
gebracht, da an den gesetzlichen Erfordernissen offenbar keine Änderung möglich ist.

Im vorsorgemedizinischen Fachdienst  wurden in den sechs Gesundenuntersuchungsstel-
len 5-950 Personen, davon 2.171 Männer und 3.779 Frauen, untersucht. Dies bedeutet eine Zunahme um
3,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die Ärzte nahmen außer den klinischen Untersuchungen66.045 verschie¬
dene Laboratoriumsuntersuchungen, 3.708 gynäkologischeund 6.018 laryngologischeUntersuchungen vor.
Weiters wurden 4.613 Personen zu einem Thorax-Röntgen der Schirmbildstelle der Zentrale des Gesundheits¬
amtes zugewiesen und 240 Personen zu einer Mammographie und Thermographiean ein entsprechendesZen¬
trum weitergeleitet. Insgesamt sind bei 255 Personen, 26 Männer und 229 Frauen, geschwulstverdächtige
Befunde erhoben worden. Bisher konnten 15 als bösartige Tumore verifiziert werden, und zwar5 als Gebärmut¬
ter-, 4 als Lymphdrüsen-, 3 als Lungen-, 2 als Dickdarm-, 2 als Brust-, 1 als Eierstock- und 1 als Vaginalkrebs.
Bei 941 Personen(454 Männer und 487 Frauen) diagnostizierten die Ärzte eine Hypertonie, in 934 Fällen(467
Männer und 467 Frauen) stellten die Laryngologen Schwerhörigkeit bis Taubheit fest. 1.903 der 5.950 Proban¬
den wurde nach deren Untersuchung wegen diverser Erkrankungeneine weitere ärztliche Behandlung empfoh¬
len.

Die Einführung einer Abendambulanz in der Gesundenuntersuchungsstelledes Wilhelminenspitalshat sich
sehr bewährt: 1981 wählten rund 25 Prozent der Probanden in dieser Untersuchungsstelle, nämlich 245 Perso¬
nen, einen Abendtermin.

Bereits im Herbst 1980 war in 15, Sorbaitgasse3, ein sogenanntes„VorsorgezentrumHerz-Kreislauf“ eröffnet
worden. Dort ist es möglich, mit kombinierten Untersuchungsmethoden(Augenhintergrund- und Ultraschall¬
untersuchungen, Blutdruckmessung, Ergometrie) das Gefäßsystem auf seine Funktion zu beurteilen und krank¬
hafte Veränderungen frühzeitig zu erfassen, so daß dem Patienten jeweils entsprechende Verhaltensmaßregeln
mitgegeben werden können. Da dieses Vorsorgezentrumim Winter 1980/81 bereits voll ausgelastet war, wurde
1981 ein zweiter wöchentlicherOrdinationstageingeführt, der sich bereits sehr gut bewährt hat. 1981 wurden
214 Risikopatienten, 128 Männer und 86 Frauen, untersucht. Rund 60 Prozent dieser Probanden zeigten bereits
Stadien von arteriellen Verschlußkrankheitenbzw. von koronaren Herzkrankheiten.

In der Ernährungsberatungsstelle  in 1, Stadiongasse6—8, wurde ein spezielles Programm zur
Gewichtsreduktionentwickelt: Es werden in erster Linie nicht strikte Diätanweisungen vermittelt, sondern es
soll vor allem eine allmähliche Umstellung der Ernährungsgewohnheitenerreicht werden. Dieses Projekt basiert
auf verhaltensmodifizierendenTechniken, wie Gruppenarbeit, Selbstkontrolle bei Eßgewohnheiten und Eß-
situationen. So sollen Verhaltensweisenerlernt werden, die sich auf die Gewichtsabnahmegünstig auswirken.
Diese Stelle nahmen im Jahre 1981 rund dreimal so viele Klienten wie im Vorjahr, nämlich 269, darunter 238
Frauen und 31 Männer, im Rahmen von 1.497 Beratungen in Anspruch. Da diesem Programm der Gewichtsre¬
duktion eine Langzeitintervention zugrunde liegt, mußten neben 269 Erstberatungen 1.128 Wiederholungsbera¬
tungen durchgeführt werden.

Unter den psychohygienischen Aufgaben  des Gesundheitsamtesgab es 1981 einige Ände¬
rungen: Der bereits 1979 vom Wiener Gemeinderatgenehmigte „Zielplan für psychiatrische und psychosoziale
Versorgung in Wien“ fordert differenzierte therapeutischeEinrichtungen mit speziellen Behandlungsmethoden,
um eine so bald wie mögliche psychosoziale Wiedereingliederung der Patienten zu erreichen. In einem regiona-
lisierten Versorgungssystem sollen die stationären Einrichtungen zusammen mit teilweise stationären, ambulan¬
ten und nachgehenden Betreuungsdiensten, mit niedergelassenenÄrzten sowie unter anderem mit Heimen,
Werkstätten und besuchenden Diensten eine Betreuungskette bilden. Für den raschen Ausbau der Behand-
lungs- und Betreuungsdiensteaußerhalb des psychiatrischenKrankenhauses wurde 1980 ein gemeinnütziger
Fonds, das „Kuratorium für psychosoziale Dienste“, gegründet. Dieser übernahm mit 1.Jänner 1981 alle Bera¬
tungsstellen und Übergangsheime des Referates Psychohygiene des Gesundheitsamtes. Nach Abgabe aller bera¬
tenden Funktionen an diesen Verein verblieben im Gesundheitsamt ausschließlich die durch die Gesetzeslage
festgelegten reinen Behördenaufgaben, nämlich vor allem die Begutachtung und Überwachung der Drogenab¬
hängigen nach der Suchtgiftgesetznovelle vom 22.Juli 1980, BGBl. Nr. 319/1980, weiters die Kontrolle der ent¬
lassenen Geisteskranken und Schwachsinnigennach dem Reichssanitätsgesetzvom 30. April 1870, RGBl.
Nr. 68, § 3 c, und die Erstellung von Entmündigungsanträgennach §§ 26 und 65 der Entmündigungsordnung
vom 28.Juni 1916, RGBl. Nr. 207.

Insgesamt war das Referat„Psychohygiene“ mit der Problematik von 1.181 Personen befaßt. Es wurden 285
Entmündigungsanträge bearbeitet und entlassene Geisteskranke stichprobenweise kontrolliert. 26 Personen
wurden wegen spezieller psychiatrischer Fragestellungen genau begutachtet. Insbesondere beurteilte die
Gesundheitsbehörde psychisch kranke Elternteile bzw. pflegewillige Personen auf ihre Pflegefähigkeit von
Kleinkindern und Adoptivkindern. Weiters unterstützte das Referat die Militärbehörde mit Meldungen von 38
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psychotischen Männern in den stellungspflichtigen Jahrgängen, um eine eventuelle Gefährdung dieser und
ihrer Umgebung beim Dienst mit der Waffe hintanzuhalten.

Das Hauptgewichtder psychohygienischen Aufgaben lag 1981 jedoch bei der Untersuchung drogenab¬
hängiger Personen  nach dem Suchtgiftgesetz(SGG) 1980. Insgesamt wurden dem Gesundheitsamt
1.155 Personen wegen Drogenproblematikgemeldet, davon 1.131 nach § 17 SGG vom Gericht und 24 Perso¬
nen nach § 9 SGG vom Bundesheer. 932 der 1.155 Angezeigten wurden 1981 zum erstenmal gemeldet, darun¬
ter 731 Männer und 201 Frauen. 498 der Gemeldeten wurden vom Gesundheitsamt nicht untersucht, da sie
unauffindbar bzw. verzogen waren. 671 Personen haben sich schließlich der Untersuchung gestellt. Neben
Sozialanamnese, psychiatrischer und psychologischer Untersuchung wurde auch der Harn auf Drogenbestand¬
teile untersucht. 366 Personen mußten auch zu einer klinisch-internistischen Untersuchungweitergeleitet wer¬
den. Bei 276 Untersuchten war die Untersuchungnegativ, in 325 Fällen erwies sich eine Behandlung bzw. Über¬
wachung des Gesundheitszustandesangezeigt. 13 Fälle wurden einer stationären Behandlung zugewiesen, in
274 Fällen eine ärztliche Betreuung vorgeschlagen und 28mal eine geeignete Betreuungsinstitutionherangezo¬
gen. Zur Wahrnehmung all dieser im Rahmen der Abteilung verbleibenden Behördenfunktionenrichtete das
Gesundheitsamt Ende 1980 in 1, Bartensteingasse 13, vorläufig eine Ausweichstelle ein, in der die Untersu¬
chung und der Klientenverkehrdurchgeführtwurden, während die Zentrale des Referates Psychohygiene wei¬
terhin in den Räumen der Zentrale des Gesundheitsamtesblieb. Ende 1981 konnte die Außenstelle jedoch in
die Zentrale übersiedeln, und das Referat ist nun einheitlich in 1, Neutorgasse 18, untergebracht.

Im Rahmen der Gesundheitsfürsorgefür Mutter und Kind untersuchten und berieten die Ärzte in den vier
städtischen Schwangerenberatungsstellen  1 .684 werdende Mütter; die Gesamtfrequenzbetrug
4.658. Diese Stellen werden größtenteils als Intensivbetreuungsstellenbzw. als Beratungsstellenfür Risiko¬
schwangere geführt: Im Wilhelminenspitalwerden vorwiegend Gestosen, im Krankenhaus Lainz Diabetikerin¬
nen und im Elisabeth-Spital vorwiegend serbokroatisch sprechende Frauen betreut. Bereits 1979 war in Florids¬
dorf ein Schwangerenturneneingeführt worden, an dem 362 Frauen teilnahmen.

In Zusammenarbeit mit der MA 11 wurden in den sechs städtischen Beratungsstellen für Familien¬
planung insgesamt 4.220 ärztliche Konsultationen durchgeführt. Zweck der mit den 2.658 Erstuntersuchun¬
gen einhergehenden Beratungen- war 2.381mal der Wunsch nach Schwangerschaftsabbruch, 767mal Emp¬
fängnisverhütung, 47mal Kinderwunsch und 27mal genetische Beratung. Die Familienplanungsstellein der
Ignaz-Semmelweis-Frauenklinikübersiedelte im Februar 1981 nach 18, Währinger Gürtel 141. Im Kranken¬
haus Floridsdorf wurde im Mai 1981 eine neue Stelle eröffnet.

Die 55 Ärzte in den 60 städtischen Mütterberatungsstellen  berieten 76.502mal die Eltern,
5.517mal untersuchten sie Säuglinge zum erstenmal, insgesamt Säuglinge 57.324mal und Kleinkinder
18.249mal. Sie verabreichten auch Schutzimpfungengegen Diphtherie, Keuchhusten und gegen Kinderläh¬
mung. Zur Verhütung der Zahnkaries gaben sie Fluoridtablettenaus, zur Rachitisprophylaxe verabreichten sie
5.740 Vitamin-D-Stöße. In 2.342 Fällen überwiesen sie das Kind an einen Facharzt, 148 Säuglinge mußten sie
wegen des akuten Krankheitsbildes direkt in ein Spital einweisen.

Im Jahre 1980 wurden drei Mütterberatungsstellen eröffnet und eine geschlossen. Seit April 1981 wird in 18,
Währinger Gürtel 141, eine „Sondermutterberatungsstelle“ geführt, in der ein Orthopäde, Augenarzt, Gynäko¬
loge, Endokrinologe sowie Psychologen einmal wöchentlich für Zuweisungen wegen entwicklungsdiagnosti¬
scher Fragen aus den Mütterberatungsstellenzur Verfügung stehen. Insgesamt wurden 255 Kinder vorgestellt,
ein großer Teil war therapiebedürftig.

Gemeinsam mit der Universitäts-Kinderklinik führt das Gesundheitsamt eine Ambulanz für Pädiatri¬
sche Kardiologie,  in der bei 3.787 untersuchten Kindern 2.214mal Herzfehler diagnostiziertwerden
konnten.

Nach einem sogenannten „Risikoprogramm“  werden alle Neugeborenen Wiens, deren Geburt mit
bestimmten Risken einherging, zum Beispiel mit einem besonders hohen oder geringen Geburtsgewicht, zu
einer neurologischen Untersuchung im 4. und 7. Lebensmonat in die Spezialambulanz für Ent¬
wicklungsdiagnostik  in 10, Geliertgasse 42—48, oder in die bereits erwähnte „Sondermutterbera¬
tungsstelle“ am Währinger Gürtel eingeladen. Zweck dieser Untersuchungen ist die zeitgerechte Erfassung und
Betreuung von kindlichen Gehirnschädenund anderen neurologischen Störungen. Im Jahre 1981 untersuchten
die Ärzte insgesamt 913 Risikokinder, von denen 296 geringe Auffälligkeit und 47 deutlich abnorme Befunde
zeigten. Unter 837 von anderen Stellen zugewiesenen Kindern erwiesen sich 414 als gering und 146 als deutlich
auffällig.

In den Kindertagesheimender Stadt Wien, die der sanitären Aufsicht des Gesundheitsamtes unterstehen,
wurden 23 Kommissionierungenvorgenommen. In den Wiener Kindergärten und in der Zentrale des Gesund¬
heitsamtes wurden bei Kindern ab dem 3. Lebensjahr Sehtests  in Form von Reihenuntersuchungen
durchgeführt. Insgesamt wurden 16.579 Kinder getestet, wovon 25 Prozent einer augenärztlichenBehandlung
bzw. Kontrolle bedurften. Ebenso wurden bei Kindern ab 5 Jahren Gehörtests  mit speziellen Geräten
durchgeführt. Bei 10 Prozent von 10.596 getesteten Kindern war das Hörvermögenbeeinträchtigt. Seit Beginn
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dieser Tests im Jahre 1976 wurden bereits 85.923 Kinder auf ihr Sehvermögen getestet, wovon 16.467 Auffällig¬
keiten zeigten. Von 52.234 auf das Hörvermögen Getesteten waren 4.501 auffällig.

Im Rahmen des schulärztlichen Dienstes  wurden insgesamt 167.040 Untersuchungen und
40.618 Impfungen durchgeführt. Dabei nahmen die 74 städtischen Schulärzte in den Pflichtschulen, in den
Polytechnischen Lehrgängen, in den Körperbehindertenschulen, in den Lehranstalten für Frauenberufe, in
Ganztagsschulen, in städtischen Kinderheimen und in vier Berufsschulen 151.823 Untersuchungenvor; hierbei
erfolgten8.563 Zuweisungen an Fachärzte bzw. Fachambulanzen.

Die Fachärzte der augenärztlichenUntersuchungsstelledes schulärztlichenDienstes untersuchten 2.070, in
der ohrenärztlichen Untersuchungsstelle2.245 Kinder. Weitere fachärztlicheUntersuchungen wurden 2.239
vorgenommen, darunter 1.453 logopädische und 318 neurologische.

Nach Verhandlungen mit der Schulbehörde und über Wunsch der Schule für sehbehinderte Kinder in 15,
Zinkgasse, wurde alle 14 Tage ein Beratungsvormittag mit dem Augenarzt des schulärztlichen Dienstes und mit
einem Landespädagogen eingeführt. Im Februar nahm der schulärztliche Dienst in der Zentralberufsschulein 7,
Apollogassc1, seinen Dienst auf. Die vorgeschriebenen Aufnahmeuntersuchungenund Kontrollen der Schüler
aus der Sporthauptschulein 10, Wendstattgasse3, wurden im Jahre 1981 in die Räume der Gesundenuntersu-
chungsstelle der Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost verlegt; für diesen Zweck wurde auch ein Fahrradergometer
gekauft.

Seit 1981 wird das Gesundheitsamt in das schulbehördlicheVerfahren zur Befreiung schulunfähigerbehin¬
derter Kinder von der allgemeinen Schulpflicht gemäß § 15 Schulpflichtgesetz eingeschaltet. Diese Maßnahme
soll verhindern, daß einerseits Kinder unter dem Eindruck einer schweren Behinderungvon vornherein auf
Dauer von der Schulpflicht befreit werden und daß andererseits den Eltern zeitraubende.Kontrolluntersuchun-
gen und Behördenwege erspart bleiben.

Die Jugendzahnkliniken  des Gesundheitsamtes, die sich um die Verhütung von Zahnkaries und
die Gesunderhaltung der Zähne schon im Kindesalter sorgen, haben sowohl auf dem Gebiet der Vorsorgemedi¬
zin wie auch der kurativen Medizin Aufgaben zu erfüllen. Grundsätzlich sollen von Ärzten der Jugendzahnklini¬
ken alle Kinder, die eine städtische Volks-, Haupt- oder Sonderschule besuchen, mindestens zweimal in jedem
Schuljahr in der Schule untersucht werden. Wegen Personalknappheitwar die zweite Untersuchung in diesem
Jahr leider nicht möglich. Wurde bei einer der Untersuchungen festgestellt, daß das Kind zahnärztlicher
Behandlung bedurfte, so wurden die Eltern schriftlich davon verständigt. Überdies haben alle in Wien wohnhaf¬
ten Kinder und Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr das Recht auf kostenlose Behandlung in den Jugendzahn¬
kliniken, nur für kieferorthopädischeBehandlungenwird ein Kostenbeitrageingehoben.

Im Rahmen der prophylaktischen Tätigkeit konnten wegen Personalmangels 79.479 Schulkinder nur einmal
untersucht werden, bei denen in 23.722 Fällen mindestens ein behandlungsbedürftigerZahn festgestellt wurde.
Aus medizinischen Gründen wäre es notwendig, alle Kinder mindestens zweimal jährlich zu untersuchen. Diese
seltener erfolgten Untersuchungen sind sicher einer der Gründe für die in den letzten Jahren eingetretene
zunehmende Behandlungsbedürftigkeit; seit 1971 stieg sie um 6,1 Prozent. Wie in den Vorjahren hatten alle
Kinder bis zum 15. Lebensjahr wieder die Möglichkeit, kostenlos Fluoridtablettenzur Verhütung der Zahnka¬
ries zu erhalten. Diverse Aktivitäten von Gegnern der Fluoridtabletten in Rundfunk, Fernsehen und Tages¬
presse haben aber dazu geführt, daß Eltern, Lehrer und Kinder verunsichert sind und die Fluoridtablettenab¬
gabe immer unregelmäßiger erfolgt.

Im Bereich der kurativen Tätigkeiten in den Jugendzahnkliniken betrug die Zahl der Behandlungssitzungen
13.767. Es wurden 8.046 Füllungen gelegt, von denen 1.924 Zweiflächenfüllungen und 463 Dreiflächenfüllun¬
gen waren. Die Zahl der Operationen, wie Wurzelspitzenresektionenund chirurgische Zahnentfernungen,
betrug 57. 856 Zähne wurden wurzelbehandelt, 491 bleibende Zähne und 1.714 Milchzähne mußten extrahiert
werden. In 2.817 Fällen wurden Zahnreinigungen und 777mal Röntgenaufnahmenvorgenommen. In der Kie¬
ferorthopädischenStation nahmen die Ärzte 97 Extraktionen und 726 Röntgenaufnahmenvor. Fachärzte für
Kieferorthopädieberieten 586 Kinder. Für das Sozialamt wurden auf Grund des Opferfürsorgegesetzes515
Anträge für prothetische Leistungen, für das Jugendamt 94 Anträge für kieferorthopädische Behandlungen bear¬
beitet.

Das Referat Körperbehindertenbetreuung  des Gesundheitsamtes dient der fachlichen
Betreuung und medizinischen Rehabilitation Körperbehinderter. 1981 sprachen insgesamt 27.369 Personen
vor, davon 12.577 bei Fachärzten. Orthopädische Untersuchungen wurden im Referat 1.118, bei bettlägerigen
Behinderten 351, in den öffentlichen Volksschulen 10.198 und in den Schulen für körperbehinderte Kinder
439 vorgenommen. Die Zahl der physikalischen Untersuchungen in den Schulen für körperbehinderte Kinder
betrug 471, physikalisch-medizinische Assistentinnen führten 6.762 Behandlungendurch. Die Fürsorgerinnen
wurden von 18.149 Ratsuchendenaufgesucht und machten 2.021 Hausbesuche und 1.064 Dienstwege. Weiters
veranlaßte das Referat7.386 verschiedenartige Heil- und Hilfsmaßnahmen, darunter 1.528 orthopädische Heil¬
behelfe.

Die Aufrechterhaltung des Haltungsturnens in den Volksschulen und allgemeinen Sonderschulen macht
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AmtsführenderStadtrat Univ.-Prof. Dr. Alois Stacher(Gesundheitund Soziales) begrüßt eine Patientin im renovierten
Pavillon II des Pflegeheimes Baumgarten

Sozialwesen

Wiens 15. Pensionistenheim„An der Türkenschanze“ im 18. Bezirk, Türkenschanzplatz2, konnte seiner Bestimmung
iihergehpn werden
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ständige Ausbildungslehrgänge und Haltungsturnlehrer erforderlich . 1981 waren an 173 Wiener Pflichtschulen
Sondertumkurse für haltungsgefährdete Kinder eingerichtet.

Bei zahlreichen Besprechungen findet die Önorm B 1600, die das behindertengerechte Bauen zum Inhalt
hat , zunehmend an Bedeutung . Seit 1979 werden die entsprechenden Baupläne der MA 19 dem Gesundheits¬
amt zur Begutachtung vorgelegt . 1981 leitete das Referat gemeinsam mit der österreichischen Post - und Tele¬
graphenverwaltung die Errichtung behindertengerechter Telephonzellen in die Wege . Unter der Beratungstätig¬
keit bei mehreren Einzelobjekten sind besonders der Umbau des Amalienbades , die Errichtung von Schwimm¬
bädern in den Dachgeschossen der städtischen Wohnhausanlage Marco-Polo-Gründe und die Beratung bei der
Ausgestaltung des Sozialmedizinischen Zentrums Ost zu erwähnen . Die bereits 1980 begonnenen Renovie¬
rungsarbeiten im Referat für Körperbehindertenbetreuung in der Zentrale in 1, Zelinkagasse 5, konnten im
Sommer 1981 abgeschlossen werden . Dieses Referat ist nunmehr auch für schwer körperbehinderte Personen,
wie Rollstuhlfahrer , voll zugänglich . Warteraum , Untersuchungsraum , Umkleidekabinen und Sanitärräume ent¬
sprechen den Bestimmungen der Önorm B 1600.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO ) erklärte das Jahr 1981 zum „Internationalen Jahr der Behinderten “.
In diesem Zusammenhang eröffnete die Gemeinde Wien im März 1981 in der Wiener Hofburg die Ausstellung
„Kennenlernen —verstehenlemen “, an der das Gesundheitsamt maßgeblich beteiligt war. Das Referat für Körper¬
behindertenbetreuung versuchte , in dieser Ausstellung seine Aktivitäten im Rahmen der medizinischen Betreu¬
ung der Sonderschulkinder und der Behinderten im besonderen zu zeigen . Anläßlich des Jahres der Behinder¬
ten wurden vom Bundesministerium für soziale Verwaltung mehrere Ausschüsse zur Besprechung von Behin¬
dertenproblemen eingesetzt , darunter die Ausschüsse für „Soziale und berufliche Rehabilitation “ und für
„Orthopädietechnische Versorgung “ an denen der leitende Amtsarzt des Referates für Körperbehindertenbe¬
treuung teilnahm.

In der Untersuchungs - und Beratungsstelle für Tropenreisende  fanden 152
Untersuchungen für Auslandsreisende statt , das waren um 33 mehr als im Vorjahr . Vier Untersuchten konnte
keine Tropentauglichkeit bestätigt werden . Von den Tropenreisenden haben sich 26 nach ihrer Rückkehr noch¬
mals zur Untersuchung gemeldet . Von ihnen hatte keiner gesundheitliche Schäden in den Tropen erlitten.

Im Rahmen der vorsorgemedizinischen Maßnahmen wurde während der „Seniorenwoche “ im September
1981 und am „Tag der offenen Tür“ vom Gesundheitsamt wiederum eine „Gesundheitsstraße “ eingerichtet.
Neben Blutdruckmessungen waren während der „Seniorenwoche “ auch Messung , Wägung , Seh- und Hörtests
sowie Lungenfunktionsuntersuchungen (Kleine Spirometrie ) unentgeltlich für die Bevölkerung möglich . In die¬
ser Woche nahmen 6.730 Personen an 19.830 Untersuchungen bzw. Beratungen des Gesundheitsamtes teil.

Im Rahmen der administrativen Aufgaben erledigte die Kanzlei des Personalreferates über 13.600 Einzelerle¬
digungen , der Parteienverkehr belief sich auf rund 3.300. Im Wirtschaftsreferat wurden 2.030 Rechnungen
abgefertigt und etwa 1.000 Bestellungen durchgeführt . Die Amtsärzte des Gesundheitsamtes hielten 15 Erste-
Hilfe-Kurse für insgesamt 242 Kanzleilehrlinge.

Ebenso wie in den letzten Jahren wurde auch im Jahre 1981 ein umfassender „Gesundheitsbericht für Wien“
herausgegeben , der Leistungsberichte des Gesundheitsamtes , demographische Übersichten , Angaben zum
gesamten Gesundheitswesen in Wien und medizinalstatistische Darstellungen zum Gesundheitszustand der
Wiener Bevölkerung enthält . Ferner mußten die Broschüre „Das Gesundheitsamt von A —Z“ auf den letzten
Stand gebracht und neu aufgelegt sowie elf ausführliche Berichte über das Gesundheitswesen verfaßt bzw . korri¬
giert werden.

Anstaltenamt

Die rasante Entwicklung der Medizin und der medizinisch -technischen Geräte , aber auch der pharmazeuti¬
schen Errungenschaften läßt viele Menschen ein hohes Alter erreichen . Durch die Einführung immer besserer
Behandlungsmethoden , die Einrichtung von Intensivstationen und die Fortschritte der chirurgischen Behand¬
lung ist es möglich geworden , viele Krankheiten zu heilen , die früher wahrscheinlich tödlich verlaufen wären.
Außer diesen positiven Seiten hat die moderne Medizin jedoch auch ihre Schattenseiten , da mit dem Fortschritt
der Technik in der Medizin auch das Problem der Finanzierbarkeit immer größer wird . Dieses Problem stellt
sich aber natürlich nicht nur der Stadt Wien als Rechtsträger der Wiener städtischen Kranken - und Wohlfahrts¬
anstalten , sondern ist weltweit vorhanden ; im Bereich der Wiener städtischen Kranken - und Wohlfahrtsanstal¬
ten ist man daher bemüht , mit Hilfe der Kostenrechnung eine noch wirtschaftlichere Verwendung der zur Ver¬
fügung stehenden Mittel zu erreichen . Das Referat Kostenrechnung  der Abteilung war somit auch
im Jahre 1981 bestrebt , aus dem sehr umfangreichen Datenmaterial (mehr als lOfacher Umfang an Buchungen
im Vergleich zur Finanzbuchhaltung ) weitere detaillierte Auswertungen zur Verfügung zu stellen . Die Kosten¬
nachweise für das Jahr 1980 für alle 19 Krankenanstalten mit insgesamt rund 2.000 Jahresabschlüssen für die
einzelnen Kostenstellen wurden zentral durch das genannte Referat in Zusammenarbeit mit den Anstaltsver-
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waltungen erstellt und dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz vorgelegt. Aus diesem
Datenmaterial konnten somit weitere wertvolle Auswertungengewonnen werden. Entsprechend dem Zielplan
werden daher auch in den nächsten Jahren für die Wiener städtischen Kranken- und Wohlfahrtsanstaltenwei¬
terhin Prinzipien gelten, wie bestmöglicheAusstattung, gute pflegerische Betreuung und höchste Effektivität
bei der Heilung von Krankheiten sowie größtmöglicherwirtschaftlicher Einsatz der zur Verfügung stehenden
Finanzmittel. Neben diesen Zielsetzungenwird man in den folgenden Jahren auch bemüht sein, trotz modern¬
ster medizinisch-technischer Ausrüstung die mitmenschlichen Beziehungen zwischen Patienten und Kranken¬
haus in optimaler humaner Weise zu gestalten

Von den gesetzlichen Bestimmungen  waren vor allem folgende zu beachten:Gemäß Beschluß
der Wiener Landesregierung vom 9. Dezember 1980, Pr.Z. 3726, wurden die Pflegegebühren mit Wirkung vom
1.Jänner 1981 pro Pflegetag und Pflegling für die Wiener städtischen Krankenanstaltenmit Ausnahme des All¬
gemeinen Krankenhausesund der PsychiatrischenKrankenhäuser der Stadt Wien von 1.300 auf 1.470 S, für
das Allgemeine Krankenhaus von 1.750 auf 1.980 S und für die PsychiatrischenKrankenhäuser von 430 auf
510 S erhöht.

Das tägliche Pflegeentgelt in den Pflegeheimen der Stadt Wien wurde mit Beschluß der Wiener Landesregie¬
rung vom 9. Dezember 1980, Pr.Z. 3698, kundgemacht im LGB1. für Wien, Nr. 43/1980, mit Wirksamkeit vom
1.Jänner 1981 von 220 auf 250 S pro Pflegetag und Pflegling angehoben.

Auch im Jahre 1981 wurde an Wiens städtischen Krankenanstalten eine Reihe von Modemisierungs- und
Instandsetzungsarbeitendurchgeführt. Neben dem Neubauprogrammbildeten die Schwerpunkteder Arbeiten
der Zu- und Umbau von Stationen bzw. deren Einrichtung, die Adaptierung von Krankenzimmern, die Neuein¬
richtung von Röntgenabteilungen und Laborräumen sowie die Verstärkung von Telephonanlagen und der Ausbau
der Energieversorgung. Trotz der angespannten Budgetsituation waren die Verwaltungsorgane der Wiener städ¬
tischen Krankenanstaltenbemüht, den medizinischen Einrichtungsstandard zu halten bzw. weiter zu verbessern.

Im Krankenanstalten - Versorgungsbereich I/Nord,  wozu die Allgemeine Poliklinik,
das KrankenhausFloridsdorf sowie das Sophien-Spital gehören, wurden folgende Investitionen getätigt: In der
Allgemeinen Poliklinik wurden die Räumlichkeiten im Bereich der Ambulanz erweitert, die Aufenthaltsräume
an den Abteilungen bzw. die Wartezimmer der Ambulanzen neu ausgestattet. Durch die Anschaffungvon
medizinischen Apparaten und Geräten, wie OP-Mikroskope, Schrittmacherprüfgerätesowie diverse andere
Patientenüberwachungsgerätefür die medizinischeAbteilung, konnte das Leistungsangebot erweitert werden,
die diagnostischenUntersuchungen konnten so qualitativ verbessert werden und auch die therapeutischen
Möglichkeiten, wie zum Beispiel in der Physikotherapie, erfuhren durch die Anschaffung einer Mikrowellen¬
liege eine Verbesserung.

Im Krankenhaus Floridsdorf wurde eine neue gynäkologische Ambulanz eröffnet. Der mit einem Gesamt¬
kostenaufwand von 8,5 Millionen Schilling errichtete Zubau besteht aus einer Ambulanz, einem Behandlungs¬
raum zur Durchführung kleinerer gynäkologischer Eingriffe, aus zwei Dreibettzimmern und einem Zweibett¬
zimmer sowie aus diversen Untersuchungsräumen. Darüber hinaus sind noch Räumlichkeitenfür eine eigene
Familienplanungsstellevorhanden. Der Ambulanzbetrieb wurde Anfang März aufgenommen. Infolge der
zunehmenden Zahl der gefäßchirurgischen Fälle wurden eine OP-Nachsorge für gefäßoperierte Patienten sowie
eine Gefäßambulanz eingerichtet, die vorerst zweimal monatlich in Anspruch genommen werden kann. Die
Patientenfrequenz hat gegenüber dem Vorjahr weiter zugenommen. Durch den Einsatz eines neuen Ultraschall¬
gerätes entstanden zusätzlich neue diagnostische Möglichkeiten, ohne daß der Patient dem Strahlenrisiko ausge¬
setzt ist.

Auch im Sophien-Spital konnten die diagnostischen Möglichkeiten mit Hilfe des Ultraschalles sowie der Ein¬
führung der Angioplastik im Röntgeninstitut erweitert werden. Innerhalb der letzten Jahre wurde mit einem
Gesamtkostenaufwand von 12,4 Millionen Schilling das Röntgeninstitut baulich und einrichtungsmäßigvöllig
neu adaptiert und modernisiert. Das Institut zählt derzeit zu den modernsten Einrichtungendieser Art in Wien.
Zu den Schwerpunkteinrichtungengehören unter anderem eine Angiographieanlage, ein Tomographiegerät zur
schichtweisen Diagnostik verschiedener Organe sowie ein Ultraschallgerät. Mit Hilfe einer Bildverstärker-Fern¬
sehanlage ist außerdem eine detaillierte und präzise Diagnose möglich.

Für die Anschaffung diverser medizinischer Apparate und Geräte wurden 1981 für den gesamten Krankenan-
stalten-Versorgungsbereich I/Nord rund 1,9 Millionen Schilling aufgewendet. Für patientenbezogeneMaßnah¬
men wurden sowohl auf dem baulichen als auch auf dem Einrichtungssektorrund 1,2 Millionen Schilling ausge¬
geben.

Im „alten“ Allgemeinen Krankenhaus konnten nach langjährigen Umbauarbeiten an der Universitätsklinik
für Kiefer- und Gesichtschirurgiedie neuen OP-Säle und die medizinische Gasversorgungsanlage in Betrieb
genommen werden. An der I. Universitätsklinik für Unfallchirurgie wurde durch einen kleinen Zubau an den
OP-Saal eine Verbesserungder Schleusensituationerreicht; dadurch konnte das Infektionsrisiko gesenkt wer¬
den. An der I. MedizinischenUniversitätsklinikwurde eine Angiologie an das Hauptgebäude angebaut und
1981 in Betrieb genommen. Im selben Jahr konnte an dieser Klinik auch eine neue Röntgenstationfertiggestellt
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werden. Durch die Inbetriebnahme eines Linearbeschleunigers an der Universitätsklinikfür Strahlentherapie
und -biologie ist es nunmehr möglich, Tumorpatienten mit einer geringeren Strahlenbelastungund größerer
Feldgenauigkeit zu bestrahlen. Es handelt sich dabei um das erste derartige Gerät in Österreich, das den Betrieb
aufgenommenhat. Auf Grund dieser durchgeführtenVorhaben konnte nicht nur die quantitative, sondern auch
die qualitative Versorgung der Patienten verbessert werden. Mit der neu in Betrieb genommenen Intensivblut¬
bank, die „rund um die Uhr“ arbeitet, wurde der Tätigkeitsbereich erweitert. Die neue Einrichtung wurde mit
einem Kostenaufwandvon 5,9 Millionen Schilling gebaut und gerätemäßig eingerichtet. Die Tätigkeit der
Intensivblutbank ist sehr umfangreich und reicht von der Blutwäsche bis zu Spezialuntersuchungendes Kno¬
chenmarkes. Im Rahmen eines sehr weitgestreckten Arbeits- und Forschungsprogrammeswerden die verschie¬
densten Blutuntersuchungen(z. B. Gerinnungsuntersuchungen) durchgeführt. Mittels einer eigenen Tiefgefrier¬
anlage können außerdem seltene Blutkonserven eingefroren werden. Was den Versorgungsbereichbetrifft, so
erstreckt sich dieser nicht nur auf die Universitätskliniken. Leukozyten- und Thrombozytenkonzentratewerden
auch an die übrigen Wiener Spitäler und in zunehmendem Maße auch an Spitäler in den Bundesländern gelie¬
fert.

Die wesentlichstenInvestitionen auf dem Bausektor waren der Neubau mit einer Baurate von rund 950 Mil¬
lionen Schilling, die Adaptierung des Pathologisch-anatomischen Institutes mit rund 3,9 Millionen Schilling,
der Umbau der Kieferchirurgischen Universitätsklinik mit rund 3,8 Millionen Schilling, der Umbau der Station
42 an der I. UnfallchirurgischenUniversitätsklinikmit rund 2,3 Millionen Schilling sowie der Ausbau der
Angiologie an der I. Medizinischen Universitätsklinik mit einer Baurate von rund 2,8 Millionen Schilling.

Auf dem Einrichtungssektorsind hervorzuheben die Anschaffung eines Datenverarbeitungssystemsfür die
Intensivüberwachungan der Universitätsklinikfür Anästhesiologieund allgemeinen Intensivmedizin in der
Höhe von rund 2,2 Millionen Schilling sowie diverse medizinischeApparate und Geräte für den OP-Trakt an
der I. Universitätsklinik für Unfallchirurgie mit Kosten von rund 1,5 Millionen Schilling. Für den Kauf medizi¬
nisch-technischer Apparate und Geräte standen dem AllgemeinenKrankenhaus im Jahre 1981 insgesamt rund
9,7 Millionen Schilling zur Verfügung, für die Ausstattung von Schulen bzw. Internaten rund 1,9 Millionen
Schilling und für patientenbezogenebauliche sowie patientenbezogeneEinrichtungsmaßnahmenrund 3 Millio¬
nen Schilling.

Im Versorgungsbereich Il/Ost,  wozu die Krankenanstalt Rudolfstiftung, das Mautner-Mark-
hofsche Kinderspital sowie das Sozialmedizinische Zentrum Ost gehören, war man 1981 bemüht, durch Investi¬
tionen das Leistungsangebot zu verbessern. In der Krankenanstalt Rudolfstiftung wurde durch die Errichtung
einer OnkologischenSpezialambulanz mit drei Behandlungsbettendie Versorgung der Patienten erweitert. Auf
dem chirurgischenGebiet wurden spezielle Behandlungsverfahren, wie zum Beispiel die Verwendung des CO2-
Lasers bei Mamma-Karcinomen, Nachsorgeprogramme für operierte Patienten sowie ein Verfahren zur transku¬
tanen Entfernung von Nierensteinenmit Hilfe von Spezialinstrumentenentwickelt, wobei eine Allgemeinanäs¬
thesie überflüssig wurde; die Patienten konnten damit erfolgreich behandelt werden. Im Herbst 1981 wurde
eine andrologische Ambulanz an der Urologischen Abteilung eröffnet, die trotz der kurzen Anlaufzeit bis zum
17. Dezember bereits 135mal konsultiert worden ist. Die rasche Frequenzsteigerungin den letzten Wochen
unterstreicht die Notwendigkeitdieser Einrichtung. An der DermatologischenAbteilung stieg gleichfalls die
Anzahl der zu behandelnden Fälle von 29.701 im Jahre 1980 auf 38.691 im Jahre 1981. Neu hinzu kam eine
Ambulanz für Schielende, in der bereits 1.314 Behandlungendurchgeführt wurden.

Für Investitionenauf dem medizinischen Einrichtungssektorstand rund 1 Million Schilling zur Verfügung.
Im Zuge patientenbezogenerMaßnahmen wurden Stationstageräume freundlicher gestaltet. Auf dem Bausektor
waren die wesentlichsten Investitionen die Verbesserung elektrischer Brandschutzeinrichtungenmit Kosten
von rund 0,8 Millionen Schilling sowie die Sanierung der Heizung und Elektroinstallationen in der Pflegeschule
mit rund 2,9 Millionen Schilling.

Im Mautner-Markhofschen Kinderspital wurden die Spezialambulanzen weiter ausgebaut. An der Säuglings¬
station konnte eine Betreuungsstation für Neugeborene und eine Beobachtungsstation eingerichtet werden.Aus
den Mitteln des Programmes zur Verminderungder Säuglingssterblichkeit wurden vom Bundesministeriumfür
Gesundheit und Umweltschutz 438.000 S für den Kauf medizinischer Apparate und Geräte zur Verfügung
gestellt. Auf der Intensivpflegestation für Pädiatrie und Chirurgie wurde die automatischeunblutige Blutdruck¬
messung eingeführt, ebenso ein modernes Respiratorgerätfür Kleinkinder und Neugeborene angekauft, das
eine wesentlich bessere Beatmungsmöglichkeitgewährleistet. Die bedeutendsten Investitionen auf dem Ein¬
richtungssektorwaren zum Beispiel drei Wärmebetten, ein Narkoseapparat, ein Hochfrequenz-Chirurgiegerät
und auf dem nichtmedizinischen Einrichtungssektorein Farbfernsehgerätmit Videorecorder für den Warte¬
raum, um die Kleinen zu unterhalten.

Das Pflegeheim des SozialmedizinischenZentrums Ost konnte mit 23. Dezember in die Verwaltung der
Abteilung übernommen werden. Die Betriebsaufnahme erfolgte termingemäßmit insgesamt vier Stationen, die
über 180 Betten verfügen, am 11. Jänner 1982. Herr Dr. W 1k wurde zum leitenden Abteilungsvorstanddes
Pflegeheimes ernannt. Der Betrieb in der Küche des Pflegeheimes wurde am 4. November aufgenommen. Zum
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gleichen Zeitpunkt erfolgte die Speisenversorgung der Krankenpflegeschülerbzw. des Personals von der eige¬
nen Küche aus, so daß die Versorgung mit Tiefkühlobsteingestellt werden konnte. Im Zuge der Inbetrieb¬
nahme des Pflegeheimes erfolgte die Reinigung der Krankenpflegeschule und des Personalwohnheimesdurch
das eigene Personal. Das am 2. Juni 1980 eröffnete Personalwohnheimmit insgesamt 500 Wohneinheiten
wurde während des Jahres 1981 weiter besiedelt und war Ende Dezember von insgesamt 286 Mitarbeitern aus
den städtischen Kranken- und Wohlfahrtsanstaltenbewohnt. 1981 wurden auch erstmals philippinische Kran¬
kenschwestern unmittelbar nach ihrer Ankunft in Wien im Sozialmedizinischen Zentrum Ost untergebracht,
wo sie auch in der deutschen Sprache Unterricht erhalten.

Die Grob-Betriebsorganisationsplanung für das Krankenhaus, die mit Jahresende 1980 abgeschlossen worden
war, wurde am 20. März 1981 im Rahmen der 8. Bauausschußsitzung zusammen mit der Vorentwurfsplanung
genehmigt. Unmittelbar darauf konnte die Arbeitsgruppe BO-Planung mit der Detail-BO-Planung beginnen.
Insgesamt standen im Jahre 1981 dem VersorgungsbereichIl/Ost für die Anschaffungmedizinischer Geräte
rund 3,5 Millionen Schilling zur Verfügung, für patientenbezogenebauliche sowie patientenbezogeneEinrich¬
tungsmaßnahmenrund 1 Million Schilling sowie für die Ausstattung von Schulen bzw. Internaten rund 0,8 Mil¬
lionen Schilling.

Der Versorgungsbereich III/Süd  umfaßt das KrankenhausLainz, das Franz-Joseph-Spital, das
Preyersche Kinderspital sowie das Neurologische KrankenhausRosenhügel. In diesen Krankenanstaltenkonnte
im Jahre 1981 das Leistungsangebot durch räumlichen Ausbau z. B. neue Stationen, Ambulanzen bzw. durch
neue diagnostische, therapeutischebzw. prophylaktischeMöglichkeiten verbessert werden. So wurden z. B. im
Krankenhaus Lainz die Arbeiten am Pavillon III, dem Zubau einer Strahlenbettenstationmit sechs Zweibett¬
zimmern sowie aller Therapie- und Untersuchungsräume, weitergeführt, so daß die Räume Ende 1981 bereits
benützt werden konnten. Die Baurate für 1981 betrug rund 30 Millionen Schilling, die Gesamtkosten für den
Zubau werden rund 48,5 Millionen Schilling betragen. Weiters wurde mit den Bauarbeiten am Pavillon VI, dem
Einbau einer Angiographieanlage, begonnen. Die Baurate für 1981 betrug rund 3,8 Millionen Schilling. Das
Projekt „Herzkathetereinheit und Ambulanz“ an der 4. Medizinischen Abteilung konnte Ende 1981 fertigge¬
stellt werden. Auf dem medizinischen Einrichtungssektorwaren die wesentlichsten Anschaffungender Aus¬
tausch der Sterilisationsanlage an der UrologischenAbteilung und ein Lasergerät, ebenfalls für die genannte
Abteilung, sowie ein Mikroblutgasanalysator für die Lungenabteilung. Weiters zu erwähnen ist die Weiterfüh¬
rung des Austausches von nichtfahrbaren Betten gegen fahrbare an der 1. und 2. Medizinischensowie an der
Lungen-Abteilung; die Kosten beliefen sich auf rund 780.000 S.

Im Franz-Joseph-Spital konnte durch den Ausbau der Wachstation zur prae- und postoperativenPatienten¬
betreuung eine Entlastung der chirurgischen Bettenstationen erreicht werden. Durch die Inbetriebnahme eines
Diagnostikmikroskopsan der HNO-Abteilung konnte die Leistung weiter verbessert werden. Auf dem Bau¬
sektor waren die wesentlichsten Investitionender Baubeginn zur Errichtung einer Ambulanz sowie einer Inten¬
sivstation an der 1. Medizinischen Abteilung im gastroenterologischenund onkologischenBereich.

Auf dem medizinischen Einrichtungssektorwurde ebenfalls versucht, durch Neuanschaffungen von medizi¬
nischen Apparaten und Geräten die Leistung zu verbessern. So wurden z. B. drei Dialysemaschinenzur Fre¬
quenzerweiterungan der 1. MedizinischenAbteilung angekauft, weiters ein Enzymbestimmungsgerätfür das
Zentrallabor sowie mit Beteiligung des Herzfonds eine Herzüberwachungseinheitfür die 3. Medizinische Abtei¬
lung. Infolge erhöhter Ambulanzfrequenzen wurde die Ambulanz der 3. MedizinischenAbteilung um eine
Schrittmacherambulanzund die Ambulanz der 1. MedizinischenAbteilung um eine Diabetes- und Nieren¬
ambulanz erweitert.

Im NeurologischenKrankenhaus Rosenhügel konnte durch die Intensivierung logopädischerMaßnahmen
sowie durch Ergotherapie eine wesentliche Verbesserungauf dem Sektor der neurologischen Rehabilitation
erzielt werden. Auf dem Gebiet der Therapie wurde ebenfalls durch den Kauf von drei Infusiomatender Stan¬
dard der Patientenversorgung angehoben.

Im Preyerschen Kinderspital wurde die pflegerische und medizinischeBetreuung weiter ausgebaut. So wur¬
den neue Therapien eingeführt, wie Medikamenteninhalationfür asthmakrankeKinder, neue plastische Metho¬
den in der Verbrennungschirurgiesowie Hauttests zur Allergiediagnostik.

Für den gesamten Krankenanstalten-VersorgungsbereichIII/Süd standen 1981 für die Anschaffung von
medizinisch-technischen Apparaten und Geräten insgesamt rund 10,9 Millionen Schilling zur Verfügung, für
patientenbezogenebauliche bzw. Einrichtungsmaßnahmenrund 4,9 Millionen Schilling sowie für die Ausstat¬
tung von Schulen bzw. Internaten rund 1,3 Millionen Schilling.

Auch 1981 konnte die medizinische Betreuung in den Pflegeheimenweiter verbessert werden. Durch die
Schaffung von Gartensitzplätzenund durch die Einrichtung von Tagräumen konnte der Einrichtungsstandard
weiter angehoben werden. Im Pflegeheim Lainz wurden die Adaptierungsarbeitenam PavillonI weitergeführt,
die Bauarbeiten für einen Krankenbettenaufzugim Pavillon XVI konnten abgeschlossen werden. Außerdem
wurden die Sanitäranlagen ausgebaut und diverse Krankenzimmerneu adaptiert. Die wesentlichstenInvestitio-
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nen auf dem medizinischenEinrichtungssektorwaren ein Mikroskop mit Kamera für die Medizinische Abtei¬
lung sowie ein EKG-Einfachschreiber.

Im Pflegeheim  Baumgarten wurden im Rahmen des Ausbaues der Elektro- und Hydrotherapie ein
eigener Raum geschaffen, in dem Unterwassermassage bei gelähmten und gehbehinderten Patienten durchge¬
führt werden kann; damit ist eine wesentliche Verbesserung bezüglich der Rehabilitation eingetreten. Durch die
Neuanschaffung von Einrichtungsgegenständensowie durch Schaffung neuer Krankenzimmerkonnte auch die
Wohnqualität wesentlich verbessert werden.

Im Pflegeheim Liesing wurden ebenfalls die Krankenzimmerwohnlicher gestaltet, in den Gängen Handläufe
montiert. Durch den Kauf von Reizstromgerätensowie fahrbaren Bestrahlungslampenkonnte das Leistungs¬
angebot in der Therapie weiter angehoben werden. Außerdem wurde jede Krankenstationmit fahrbaren Sauer¬
stoffgeräten ausgestattet.

Im Pflegeheim Klosterneuburgwurde eine Schwestemrufanlage im gesamten Pavillon„Altgebäude“ instal¬
liert; im Pflegeheim St.Andrä wurden Patientenbäder adaptiert und konnte die medizinische Einrichtung
durch den Ankauf eines EKG-Gerätes sowie eines Dampfsterilisators erweitert werden.

Insgesamt standen für diverse medizinische Apparate und Geräte rund 1,9 Millionen Schilling zur Verfügung,
für patientenbezogenebauliche bzw. Einrichtungsmaßnahmenwurden rund 4,2 Millionen Schilling aufgewen¬
det.

Zum Versorgungsbereich IV/West  gehören das Wilhelminenspital, das Elisabeth-Spital, das
Pulmologische Zentrum, das Orthopädische Krankenhaus Gersthof, die Semmelweis-Frauenklinik, das Neuro¬
logische KrankenhausMaria-Theresien-Schlössel sowie die Kinderklinik Glanzing. Man war auch 1981 bemüht,
die quantitative Versorgung der Patienten durch den Ausbau von Stationen, die qualitative Versorgung durch
den Kauf neuer moderner technischer Geräte weiter zu verbessern. So konnten z. B. im Wilhelminenspital
durch eine verbesserte Ausstattung der Dialyse mehr Dialysepatienten behandelt werden. Durch die Anschaf¬
fung einer Femsehkette im Operationssaal an der 2. Chirurgischen Abteilung wurde die Möglichkeit geschaffen,
auch Herzschrittmacherzu implantieren. Mit dem Kauf eines Schichtaufnahmegerätes für das Zentralröntgen¬
institut mit Kosten von rund 3,3 Millionen Schilling sowie einer Lungenfunktionsanlage für die 2. Medizinische
Abteilung mit rund 2,2 Millionen Schilling wurde weiters fortgefahren, die technischen Einrichtungen zu
modernisieren. Auf dem Bausektor wurde im Wilhelminenspitalmit den Arbeiten am Pavillon 27 fortgesetzt,
und das Zentrallaborkonnte endgültig fertiggestellt werden. Die Baurate für 1981 betrug rund 14,2 Millionen
Schilling. Für die Versorgung der akut von Herz-, Kreislauf-, Atmungs- bzw. Stoffwechselstörungen bedrohten
Patienten konnte im Oktober 1981 die Intensivstationan der Medizinischen Abteilung im Elisabeth-Spital den
vollen Betrieb mit allen acht projektierten Intensivbettenaufnehmen. Zum selben Zeitpunkt ging auch die der
Intensivstationangeschlossene Erstversorgung für neuankommende Patienten mit allen vorgesehenen techni¬
schen Einrichtungen in Betrieb. Nunmehr steht ab sofort ein voll funktionierendesTeam zur Verfügung, das
sich mit Hilfe der Apparate und Geräte sowie einer Überwachungsanlage ganz dem Patienten widmen kann.
Die bisherige, unbefriedigende Einrichtung des journalarztes wurde damit ersetzt. Die Kosten für die Anschaf¬
fung der Intensivstation betrugen rund 2,4 Millionen Schilling. Insgesamt wurden im Elisabeth-Spital für medi¬
zinische Apparate und Geräte rund 4,6 Millionen Schilling investiert.

Im PulmologischenZentrum der Stadt Wien erfolgte im Jahre 1981 ebenfalls eine Erweiterung des Lei¬
stungsangebotes, besonders im Laborbereich, wobei die Frequenz beträchtlich zugenommen hat. An der 1.
Internen Ambulanz konnten fast 5.000 Untersuchungen durchgeführt werden. 1980 waren es 4.431. Auch die
Anzahl der stationär aufgenommenenPatienten stieg gegenüber 1980 an. Die gleiche Tendenz zeichnet sich bei
den Intensiv-Fällen ab, die immer mehr zunehmen. Die wesentlichstenInvestitionen waren die Umschaltung
bzw. der Ausbau der Elektroanlagen in einzelnen Objekten, die Anschaffung eines Desinfektionsapparates
sowie eines vollautomatischen Analysengerätes.

Im Orthopädischen Krankenhaus Gersthof war 1981 der Austausch der Sterilisationsanlage im OP-Bereich
mit Kosten von rund 1 Million Schilling notwendig geworden. Die Frequenzen im Operations- bzw.Ambulanz¬
bereich stiegen weiter an. So verzeichnete die Ambulanz an der AllgemeinenOrthopädischen Abteilung eine
Zunahme von Patienten um 9,3 Prozent, die an der Abteilung für Wirbelsäulenerkrankungenund Haltungs¬
schäden um 2,4 Prozent. Auch bei der Zahl der Verpflegstage ist eine Zunahme gegenüber dem Vorjahr um
5,3 Prozent zu verzeichnen.

In der Semmelweis-Frauenklinik wurde mit der Neueinrichtung der Station 10 das Leistungsangeboteben¬
falls erweitert. Auch in diesem Fall ist eine Frequenzsteigerungzu verzeichnen, und zwar stieg die Anzahl der
Geburten gegenüber dem Vorjahr von 2.683 auf 2.996, die Bettenauslastung betrug 89,6 Prozent. Die Geburts¬
hilfliche Ambulanz mußte z. B. infolge der anhaltenden Frequenzsteigerungerweitert werden.

Im Maria-Theresien-Schlössel wurde mit den Arbeiten für die Installierung einer neuen Telephonanlage begon¬
nen. Die Verkabelungen und die baulichen Herstellungen sind praktisch abgeschlossen. Bezüglich der Einrich¬
tungsvorhaben ist zu erwähnen, daß die als Aufenthaltsräumedienenden Gangabschnitte auf den Krankenabtei¬
lungen ebenso wie die Warteräume in der Ambulanz neu eingerichtet wurden. Um einen Betrag von rund

133



154.000 S sind stabile und patientengerechte, jedoch äußerst ansprechende und bequeme Möbel angeschafft
worden, die in die genannten Räume eine freundliche, wohnliche Atmosphäre gebracht haben. Im Jahre 1981
begann in diesem Krankenhauserstmals eine Ergotherapeutinmit ihrer Arbeit. Weiters ergaben sich neue dia¬
gnostische Möglichkeiten im Labor des Hauses durch die Anwendung der Methode des sogenannten Kon¬
sumptionstestssowie durch die Anschaffung einer Zentrifuge für die Zellsedimentation. Bezüglich neuer thera¬
peutischer Möglichkeiten ist die gesteuerte Infusion durch die neu angeschafften Infusionskontrollerzu erwäh¬
nen.

In der Kinderklinik Glanzing wurde mit einem Kostenaufwand von rund 0,2 Millionen Schilling die Abtei¬
lung für Neugeborene- und Frühgeburten generalsaniert. Durch die Anschaffung eines Drei-Kanal-EKG-Gerä-
tes sowie einer Röntgenfilmentwicklungsmaschinekonnte ebenfalls zur Verbesserung der medizinischen
Betreuung beigetragen werden.

Insgesamt standen dem Krankenanstalten-Versorgungsbereich IV/West rund 7,4 Millionen Schilling für den
Kauf medizinisch-technischer Geräte zur Verfügung, für patientenbezogene bauliche bzw. Einrichtungsmaß¬
nahmen rund 5,9 Millionen Schilling.

Im Psychiatrischen Krankenhaus Wien  Baumgartner Höhe wurde 1981 die Psychiatrie¬
reform gemäß dem Zielplan der psychiatrischen und psychosozialenVersorgung Wiens planmäßig weiter
durchgeführt. Die im Juli 1980 eingerichtetepsychiatrische Ambulanz, die den Bezirken 14 bis 16 zugeordnet
ist, hat sich im Jahre 1981 äußerst positiv entwickelt. In diesem ersten Jahr mit vollem Betrieb wurden in der
Ambulanz insgesamt 5.767 Konsultationen bei mehreren hundert Patienten durchgeführt. Die Versorgung im
stationären Bereich hat 1981 ebenfalls Fortschritte gemacht. So wurden z. B. an der VII. Psychiatrischen Abtei¬
lung Wohngruppen eingerichtet, um die Voraussetzungen für eine soziale Rehabilitation von Langzeitpatienten
weiter zu verbessern. Es war erstmals möglich, mit geistig behinderten Patienten z. B. Urlaube durchzuführen
sowie Ausflüge in den Safaripark und an den Neusiedler See zu unternehmen, die sehr großen Anklang fanden.
Die Sozialarbeit mit den Patienten des PsychiatrischenKrankenhauses wurde fast ausnahmslos vom Kurato¬
rium für Psychosoziale Dienste durchgeführt.

Die wesentlichstenGeschehnisse auf dem Bausektor waren die Errichtung eines Turnsaales im Pavillon 21,
die Fertigstellung der Therapiewerkstätte im Objekt 35 zur erhöhten Rehabilitationsmöglichkeitfür Tagspital¬
patienten und auch stationäre Patienten, die Sanierung von Bädern und WC-Anlagen sowie der Einbau von
Leibschüsselspülern und die Fortsetzungsarbeiten am Pavillon 17. Die Baurate für 1981 betrug rund 14 Millio¬
nen Schilling. Auf dem Einrichtungssektorwurden durch die Anschaffung von neuen Betten und Nachtkäst¬
chen, Vorhängen, Spinden, TV-Geräten usw. der Einrichtungsstandardin vier Pavillons verbessert; unter ande¬
rem wurden Tag- und Aufenthaltsräumeeingerichtet.

Im PsychiatrischenKrankenhaus Ybbs/Donau waren die wesentlichsten Investitionen im Jahre 1981 die
Renovierung der Abteilung VI mit einem Kostenaufwand von rund 1,6 Millionen Schilling sowie die Verbesse¬
rung des Einrichtungsstandardsin diversen Pavillons. Durch den Kauf diverser medizinischerApparate und
Geräte, wie z. B. Sterilisatoren, Sauerstoffgeräte, Instrumententische, wurde auch eine Verbesserung des medizi¬
nischen Leistungsangebotes erzielt. Durch die Schaffung von Klubräumen konnten für die Patienten auch bes¬
sere Kommunikationsmöglichkeitengeschaffen werden.

Der systemisierte Bettenstand der städtischen Krankenanstalten,  einschließlich Allgemeines
Krankenhaus, betrug am 1.Jänner 1981 10.343 Betten gegenüber 10.388 am 1.Jänner 1980. Die Verminderung
ist auf durchgeführte Modernisierungen und Adaptierungen im Sinne patientenbezogenerMaßnahmen zurück¬
zuführen.

So standen im Allgemeinen Krankenhaus 2.432, im Krankenhaus Lainz 1.535, im Wilhelminenspital 1.545
Betten zur Verfügung. Im Franz-Joseph-Spital waren es 1.075 Betten, in der Krankenanstalt Rudolfstiftung
876, im Elisabeth-Spital 399, in der Poliklinik 291, im Krankenhaus Floridsdorf 267, im Sophien-Spital 216
Betten. Schließlich sind noch das PulmologischeZentrum mit 490 Betten, das Orthopädische Krankenhaus
Gersthof mit 150, die Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik mit 101, die Neurologischen KrankenhäuserRosenhügel
und Maria-Theresien-Schlössel mit 341 und 120, das Preyersche Kinderspital mit 220, das Mautner-Markhof-
sche Kinderspital mit 164 und die Kinderklinik Glanzing mit 121 Betten zu nennen.

Der jährliche Durchschnittsbelagder Krankenanstalten betrug täglich 8.373 belegte Betten. Die Zahl der
Aufnahmen (1981: 239.108) ist gegenüber dem Jahr 1980 (237.979) um 0,47 Prozent gestiegen. Im Vergleich
dazu sei angeführt, daß die Zahl der Aufnahmen von 1979 auf 1980 um 4,50 Prozent zunahm. Trotzdem
konnte die durchschnittlicheVerweildauer von 12,9 im Jahre 1980 auf 12,8 Tage im Jahre 1981 gesenkt werden.

Der systemisierte Bettenstand der Pflegeheime  betrug im Jahre 1981 5.772 gegenüber
5.870 im Jahre 1980. Die geringfügige Verminderung ist auf diverse Umbau- bzw.Adaptierungsarbeitenzurück¬
zuführen, die im Jahre 1981 durchgeführt werden mußten. Der jährliche Durchschnittsbelagder Pflegeheime
betrug 1981 5.539 täglich belegte Betten. Aufgegliedert nach den einzelnen Pflegeheimenbetrug der systemi¬
sierte Bettenstand in Lainz3.298, in Baumgarten1.192, in Liesing 577, in St. Andrä 280, in Klosterneuburg281
und in der Pflegeabteilung im PulmologischenZentrum 144 Betten.
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In diese Anstalten gelangten 3.674 pflegebedürftige Personen zur Aufnahme, davon 1.654 aus der Wohnung
und 2.020 aus Krankenanstalten. 535 Personen sind endassen worden oder ausgetreten, 3.147 verstorben.

Der systemisierte Bettenstand der Psychiatrischen Krankenhäuser  hat sich
gegenüber dem Vorjahr um 217 Betten oder 6,3 Prozent verringert. Der durchschnitüiche Belag betrug 2.767
Betten pro Tag gegenüber 3.010 Betten im Jahre 1980. Der Rückgang des Durchschnittsbelagessteht in
Zusammenhang mit der im Laufen befindlichenPsychiatriereform. Die Zahl der Aufnahmen mit 6.122 Fällen
im Jahre 1981 gegenüber 6.070 im Jahre 1980 hat leicht zugenommen. Die Anzahl der Entwöhnungskurenfür
Alkoholiker betrug im Jahre 1980 1.597 und stieg im Jahre 1981 auf 1.715 an, die der Entwöhnungskurenfür
Drogenabhängige machte im Jahre 1981 308 im Vergleich zu 378 Fällen im Jahre 1980 aus. Die Aufnahmen für
die psychiatrischen Krankenhäuser erfolgen ausschließlich im Psychiatrischen Krankenhaus Baumgartner
Höhe. Im Jahre 1981 waren es 6.122 Patienten, davon 3.072 Frauen und 3.050 Männer. 5.999 Personen wurden
entlassen, 633 verstarben.

Der Stand der Schüler an den acht allgemeinen Krankenpflegeschulen  und den drei Kinder¬
krankenpflegeschulen betrug am 31. Dezember 1981 1.836, wovon 333 Schüler und Schülerinnen das 1. Ausbil¬
dungsjahr besuchten (1980: 1.762). Der Zustrom zur Fachausbildung im 2. bis 4. Ausbildungsjahr von Bewer¬
bern mit höherer Schulbildung hat unvermindertangehalten, so daß alle zur Verfügung stehenden Ausbildungs¬
plätze in den Internatsschulen besetzt werden konnten, lediglich an der externen Schule am Pulmologischen
Zentrum sind rund zehn Plätze freigeblieben.

Im Jahre 1981 haben an den Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschulen402 Schüler und Schülerin¬
nen das Krankenpflegediplom(1980: 367) erhalten; 146 (1980: 131) haben die Diplomprüfung mit Auszeich¬
nung abgelegt.

An der im September 1978 eröffneten Krankenpflegeschule am Sozialmedizinischen Zentrum Ost konnten
erstmals 33 Schüler und Schülerinnen ihre Ausbildung abschließen, 20 haben die Diplomprüfung mit Aus¬
zeichnung bestanden.

An den beiden Ausbildungsstättenfür psychiatrische Krankenpflege in Wien und Ybbs/Donau standen 125
(1980: 93) Schüler und Schülerinnen in Ausbildung. Insgesamt konnten 19 Schwestern und Pfleger(1980: 27)
ihr Diplom erlangen, sieben haben die Diplomprüfung mit Auszeichnungabgelegt.

An den insgesamt neun medizinisch-technischen Schulen der Stadt Wien studierten mit 31. Dezember 699
Schüler und Schülerinnen, 1980 waren es 680. 237 Schüler und Schülerinnen legten ihr Diplom ab, im Jahre
1980 waren es 251; Auszeichnungenerhielten 35 Schüler und Schülerinnen, 1980 waren es 32.

Am Fortbildungsreferat für Krankenpflegeberufeam Allgemeinen Krankenhaus der Stadt Wien haben sich
im Kursjahr 1980/81 insgesamt 82 diplomierte Krankenpflegepersonen(1980: 75) einer Sonderausbildung
unterzogen. Das Ausbildungsniveau war ausgezeichnet. Im Jahre 1981 wurden Sonderausbildungskurse abgehal¬
ten, wie zur Heranbildungvon Operationsschwesternund -pflegern(Dauer: ein Jahr mit 16 Absolventen), von
Schwestern und Pflegern an Intensivpflege- und Dialysestationen(Dauer: ein Jahr mit 28 Absolventen), weiters
von leitenden Krankenpflegepersonen(Dauer: zwei Semesterä sieben Wochen mit 22 Absolventen) sowie von
lehrenden Krankenpflegepersonen(Dauer: sechs Monate mit 16 Absolventen).

In der Dauer von jeweils ein bis zwei Wochen wurden Fortbildungskursedurchgeführt für Oberschwestern
und -pfleger (17 Teilnehmer), für Stationsschwesternund -pfleger (26 Teilnehmer), für Operationsschwestern
und -pfleger(15 Teilnehmer), für Lehrschwestern und -pfleger(zehn Teilnehmer), für Lehrschwestern und -pfle¬
ger sowie lehrende Angehörige der medizinisch-technischen Dienste (zehn Schwestern und vier Lehrassisten¬
tinnen). Außerdem wurden im Rahmen der Verwaltungsakademiezwei Fortbildungsseminarefür Leiter des
Pflegedienstes sowie Schuloberinnenund Lehrvorsteher abgehalten, die insbesondere rhetorische Kommunika¬
tion, Verhandlungstechnik, Organisationspsychologieund Krankenhausbetriebslehrezum Inhalt hatten. Der
Sonderausbildungskursfür lehrende Angehörige des Krankenpflegefachdienstesund der medizinisch-techni¬
schen Dienste wurde von drei Lehrassistentinnen besucht. An dem Sonderausbildungskurs für leitendes Perso¬
nal haben ebenfalls drei Stationsassistentenund -assistentinnen teilgenommen. Ferner wurden Fortbildungs¬
kurse auf dem Gebiet der Laboratoriumshygiene, Intensivmedizin, Elektrotherapie, gynäkologischen Zytologie,
Blutgruppenserologie und Haematologie abgehalten. In Zusammenarbeitmit der Verwaltungsakademie wurden
insgesamt vier Trainerseminare für das lehrende Personal der Krankenpflege- und medizinisch-technischen
Schulen abgehalten; 67 Lehrassistentinnen, Lehrschwestern und Lehrpfleger sowie andere Vortragende nahmen
daran teil. Ebenfalls in Zusammenarbeit mit der Verwaltungsakademie wurden Vorgespräche zur Einrichtung
von Prüferseminaren für das lehrende Personal der Krankenpflege- und medizinisch-technischen Schulen
geführt. Es ist beabsichtigt, diese zweitägigen Seminare im März 1982 abzuhalten.

An der Krankenpflegeschuleam Franz-Joseph-Spital konnte im Juli der 1. Lehrgang in der allgemeinen
Krankenpflege zur Ausbildung von geprüften Stationsgehilfen und -gehilfinnen gemäß § 12a des Krankenpfle¬
gegesetzes — 2. Bildungsweg abgeschlossen werden. 36 Schwestern und Pfleger haben das Diplom der allge¬
meinen Krankenpflege erhalten. Da sich diese Ausbildung sehr bewahrt, wurde über Antrag der Abteilung vom
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Gemeinderatsausschuß Gesundheit und Soziales am 17. Februar die Einrichtung eines weiteren Lehrganges an
der Krankenpflegeschule am Elisabeth-Spital beschlossen.

Dieser Lehrgang hat bereits am 2. März begonnen und wurde von 36 Stationsgehilfenund -gehilfinnen
besucht. Seit 1981 besteht daher an drei allgemeinen Krankenpflegeschulender Stadt Wien, und zwar am
Krankenhaus Lainz, am Franz-Joseph-Spital und am Elisabeth-Spital, die Möglichkeit, auf dem zweiten Bil¬
dungsweg das Krankenpflegediplom zu erwerben. Da durch das Bundesministerium für Gesundheit und
Umweltschutz eine Novellierung des Krankenpflegegesetzes sowie der Ausbildungs- und Prüfungsverordnun¬
gen für das Jahr 1982 in Aussicht genommen ist, wurde im Herbst 1981 ein Arbeitskreis, bestehend aus Schul¬
oberinnen(Lehrvorstehem) sowie Lehrschwestern und Lehrpfleger der Wiener städtischen Krankenpflegeschu¬
len, eingerichtet, der sich mit der Erarbeitung von Änderungsvorschlägen befassen soll.

Anläßlich des 100jährigen Jubiläums des Städtischen Rettungs - und Krankenbeförde¬
rungsdienstes  wurde vom 9. bis 11. Dezember 1981 in der Zentrale in 3, Radetzkystraße1, ein „Tag der
offenen Tür“ durchgeführt. Die Veranstaltungenwurden am 9. Dezember vom BundespräsidentenDr. Rudolf
Kirchschläger  und dem Bürgermeister Leopold Gratz  eröffnet. Im Rahmen der drei Tage wurde den Besuchern
die Möglichkeit geboten, eine historische Ausstellung über die Entwicklung des Rettungswesens in Wien sowie
eine Briefmarkenausstellungmit einem Sonderpostamt zu besichtigen; auch an Erste-Hilfe-Vorträgen und
Filmvorführungen konnte teilgenommenwerden.

Seit der Gründung der Wiener Freiwilligen Rettungsgesellschaft durch Dr. Mundy  im Jahre 1881 hat sich vie¬
les verändert. Die Wiener Freiwillige Rettungsgesellschaft mußte sich anfangs selbst erhalten und war auf Spen¬
den angewiesen. Im Jahre 1938 wurde die Wiener Freiwillige Rettungsgesellschaft von der Gemeinde Wien
übernommen. Im Jahre 1941 verfügte die Rettung bereits über 38 Rettungswagen und hatte fünf Stationen zur
Verfügung. Durch den Krieg wurde der Ausbau der Rettung jäh beendet. Nach Kriegsende bekam die Rettung
neue Rettungswagen und erhielt 1956 den Sprechfunk. 1977 wurde im Auftrag des Amtsführenden Stadtrates
Univ.-Prof. Dr. Alois Stocher  ein Rotes-Kreuz-Fahrzeug sowie eines vom Arbeiter-Samariter-Bund angeschlos¬
sen. 1979 folgte ein weiteres vom Roten Kreuz, womit die Rettungsgemeinschaft gegründet war. In all den Jah¬
ren war man bemüht, die notärztliche Versorgung der Wiener Bevölkerung zu verbessern. So wird die Rettungs¬
leitstelle weiter ausgebaut, die Arbeiten an einer neuen Notrufanlage und einem Datenfunksystemwurden wei¬
ter vorangetrieben, um sie bis spätestens 1983 in Betrieb nehmen zu können. In der RettungsstationMariahilf
konnte die 14. Tour des städtischen Rettungsdienstes aufgenommen werden. Somit sind mit den beiden Touren
des Roten Kreuzes und der einen Tour des Arbeiter-Samariter-Bundes in Wien 17 Rettungsambulanzenrund
um die Uhr im Einsatz. Mit der Anschaffung von fünf Rettungswagen, Typ VW LT 31, für den ärztlichen Ret¬
tungsdienst wurde die Umrüstung auf moderne, dem heutigen Stand der Notfallmedizin entsprechende Ambu¬
lanzwagen weitergeführt. Für die Krankenbeförderungwurden zwei Ambulanzen, VW Typ 2, nachgeschafft, um
damit die ersten ausscheidungsbedürftigenFahrzeuge dieser Type, die mehr als 100.000 Stadtkilometergefah¬
ren waren, ersetzen zu können. Für die zentrale Kraftfahrzeug-Werkstätte wurden noch eine weitere Hebe¬
bühne und eine neue Drehbank angeschafft. Beide Geräte werden dazu beitragen, daß immer mehr Reparaturen
und Überprüfungenan Fahrzeugen, mit Ausnahme des Pflichtservice, vorwiegend in der eigenen Werkstätte
vorgenommenwerden können.

Im Jahre 1981 hat der Rettungsdienst 57.344 Einsätze durchgeführt und 57.240 Patienten, einschließlich
Ambulanzpatienten, versorgt. Das entspricht einer Zunahme von 1.857 Ausfahrten und 1.584 versorgten
Patienten gegenüber dem Jahre 1980. Bei der Krankenbeförderungwurden 66.220 Transporte durchgeführt
und 65.824 Patienten befördert, was einer Steigerung von 468 Transporten und 527 beförderten Patienten
gegenüber dem Vorjahr entspricht.

Im Personalstand  trat eine Zunahme von 20.858 Dienstposten mit 1. Jänner 1981 auf 20.920 im
Laufe des Jahres ein. Von den insgesamt 20.920 Dienstposten entfielen 8,9 Prozent auf Ärzte, 7,7 Prozent auf
medizinischesFach- und Hilfspersonal, 42,3 Prozent auf Krankenpflegepersonalund 16,3 Prozent auf Haus¬
und Reinigungspersonal. Die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte belief sich beim diplomierten
Krankenpflegepersonal auf 759 Bedienstete oder 13,7 Prozent vom systemisierten Personal, bei den Stationsge¬
hilfen auf 521 (15,9%). Als Küchen-, Wäscherei-, Haus- und Reinigungspersonal arbeiteten 2.624 ausländische
Bedienstete. Insgesamt waren 4.051 Bedienstete ausländische Arbeitnehmer, das sind 21,2 Prozent vom
Gesamtpersonal.

In das Aufgabengebiet des Anstaltenamtesfällt die Verwaltung der 17 städtischen Krankenanstalten, der fünf
Pflegeheime, beider Psychiatrischer Krankenanstalten sowie des Rettungs- und Krankenbeförderungsdienstes,
der Zentralwäscherei und des Anstaltenhauptlagers.

Das Referat für Budgetangelegenheiten  erstellt in Zusammenarbeit mit den jeweils
zuständigen Gruppendirektionen notwendige Anträge an die beschlußfassendenGremien, wie Gemeinderats¬
ausschüsse, Stadtsenat und Gemeinderat. Im Jahre 1981 wurden 57 Anträge für bauliche Maßnahmen, 23 über
Inventaranschaffungen und 25 Anträge den Sachaufwand betreffend den zuständigen Ausschüssen und sonsti¬
gen Gremien zur Beschlußfassung vorgelegt. Dem Referat obliegt auch die Budgeterstellung für alle genannten

136



Dienststellen. Zu diesem Zweck wurden in allen DienststellenEinzelbesprechungendurchgeführt, um die not¬
wendigen Erfordernisse des Sach- und Investitionsaufwandes zu erfassen. Nach Zusammenfassungder einzel¬
nen Aufwandspostenwurde von der Beamtenschaft, im Einvernehmen mit dem Ressortstadtrat, der Voran¬
schlagsentwurf der Perlustrierung zugeführt, diskutiert, bereinigt und schließlich dem Gemeinderat zur
Beschlußfassung vorgelegt. Die veranschlagten Budgetsummen aller Dienststellen des Anstaltenamtesbetrugen
für 1981 auf der Einnahmenseiterund 4.792 Millionen Schilling und auf der Ausgabenseite rund 10.297 Millio¬
nen Schilling. Davon entfielen rund 4.509 Millionen Schilling auf den Personalaufwand, rund 2.625 Millionen
Schilling auf den Sachaufwand, rund 170 Millionen Schilling auf Inventaranschaffungen und rund 1.618 Millio¬
nen Schilling(einschließlich Neubau Allgemeines Krankenhaus 1.250 Millionen Schilling) auf bauliche Investi¬
tionen. Für Energiekosten, wie Strom, Gas und Wärme, wurden rund 155 Millionen Schilling eingesetzt. Im
Rahmen der genannten Budgetzahlen wurden im Jahre 1981 von den Dienststellen des Anstaltenamtes rund
200.000 Einzelvergaben vorgenommen, wovon 17 im Wege eines internen Ausschusses behandelt wurden und
18 der kompetenzmäßigenGenehmigung durch die politischen Gremien unterlagen. In elf Fällen wurden Jah¬
resabschlüsse getätigt, z. B. über Spritzen, Nadeln usw.

Die Anschaffungen für den medizinisch-technischen Bereich erfolgten dabei im Einvernehmenmit der Ärz¬
teschaft und der physikalisch-technischen Prüfanstalt für Radiologie und Elektromedizin. Die Versorgung der
Wiener städtischen Kranken- und Wohlfahrtsanstaltenauf dem Arzneimittelsektor  erfolgt durch
zehn Anstaltsapotheken. Der Einkauf von Arzneimitteln ist keine kaufmännischeRoutineangelegenheit, da es
sich um eine Ware besonderer Art handelt. Das schwer überschaubareArzneimittelangeboterfordert wissen¬
schaftlichen Sachverstand, um die richtige Auswahl treffen zu können. Im Vordergrund beim Kauf stehen
unbestreitbardie Wirksamkeitund die gesicherte Qualität. In Zusammenarbeit mit den Arzneimittelkommis¬
sionen wurde versucht, von den derzeit rund 7.500 in Verwendung stehenden Artikeln, wie Fertigarzneien-Spe-
zialitäten, Blutderivate, Teste und Chemikalien, Desinfektionsmittel, Verbandstoffe und Heilnahrung, hausindi¬
viduelle Arzneimittellisten zu erstellen. EDV-Auswertungen, ABC-Analyse, Vergleiche des Verbrauchs von
Arzneimitteln innerhalb einzelner Indikationsgruppen, getrennt nach Verbrauchsstellen, bieten eine aufschluß¬
reiche Hilfestellung für eine positive Arzneimittelauswahl. Eine detaillierte Kostenüberwachung, das heißt ein
Soll-Ist-Vergleich in der Apotheke, konnte in einigen Krankenanstaltenprobeweise durchgeführt werden. Die
erforderlichen Verbrauchsdaten wurden durch die Kostenrechnungverfügbar. Die mit Hilfe der EDV erstellten
Verbrauchsanalysen sind geeignet, den Ärzten unter anderem die Kostenschwerpunktebewußt zu machen. Im
pharmazeutischen Bereich konnte durch Beratung der Stationsschwesternbezüglich Lagerung und rationelle
Aufbewahrung der Medikamenteauf den Stationen eine Einschränkungder Medikamentenkostenerzielt wer¬
den. Die Fachaufsicht in den Anstaltsapothekenund Medikamentendepotswurde auch 1981 weiter intensiviert.
Besonderes Augenmerk wurde auf Eigenanfertigungen(Salben, Pulver, Infusionen) gelegt, da gerade auf diesem
Sektor eine große Einsparungsmöglichkeitgegeben ist. Die EDV-mäßig erstellten Listen — hier werden alle
Artikel erfaßt, die über die Apotheke angekauft werden —wurden laufend überarbeitet. Gegebenenfalls wurden
Preise und Nomenklatur auf den neuesten Stand gebracht sowie Präparate mit zurückgelegtenRegisternum-
mem ausgeschieden. Diese Arbeiten waren unter anderem auch für die Kostenrechnungvon großem Nutzen.

Auf dem Lebensmittelsektor  wurden wie in den vorangegangenen Jahren durch laufende Preis¬
verhandlungenüber Fleisch, Wurstwaren, Geflügel, Fische, Molkereiprodukte günstige Abschlüsse getätigt und
der Bedarf von rund 236 t Tiefkühlgemüsein Form einer öffentlichen Ausschreibungdurch Liefervergabe an
den Bestbieter gedeckt. Oft konnten weit unter dem allgemeinen Preisniveau liegende Einkaufspreise erzielt
werden. Dies ist in wirtschaftlicher Hinsicht von besonderer Bedeutung, da in den 24 Küchen der städtischen
Kranken- und Wohlfahrtsanstaltenfür die Zubereitung von rund 20,200.000 Mahlzeiten(ohne Berücksichti¬
gung des Gabelfrühstückesund der Jause) für Patienten, Pfleglinge, Teilnehmer am Gästetisch sowie Schwe¬
sternschülerinnen beispielsweise 358 t Rindfleisch, 135t Kalbfleisch, 187t Schweinefleisch, 347 t Wurstwaren
usw. verwendet wurden.

Regelmäßig wurden auch Lebensmittelkontrollenseitens des Anstaltenamtes in den Kranken- und Wohl¬
fahrtsanstalten durchgeführt. Ferner wurde im Jahre 1981 auf Grund eines von der Bundesanstalt für Lebens¬
mitteluntersuchung in Wien herausgegebenen Merkblattes über Hygienerichtliniendamit begonnen, Gespräche
zu führen, wie die Hygiene in den Küchenbetrieben weiter verbessert werden kann, und außerdem eine Erhe¬
bung über den derzeitigen Zustand unter Berücksichtigung der Einhaltung der genannten Richtlinien ange¬
setzt. Weiters wurden Besprechungenmit der Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien darüber in¬
itiiert, ob die von einem Arbeitskreis der Abteilung seinerzeit erstellten Rezepturen für die Zubereitung von
Speisen den lebensmittelrechtlichen Bestimmungen, Usancen, der Verbrauchererwartungusw. entsprechen.
Diese von beiden Seiten sehr konstruktiv geführten Verhandlungen waren überaus aufwendig und stehen
unmittelbar vor ihrem Abschluß.

Auf dem Bekleidungs - und Wäschesektor  wurden durch die Entwicklung neuartiger Artikel
(z. B. Schwangerenkleider, Röntgenpelerinen) sowie durch Änderung der Materialqualitätenbei Operations¬
schuhen sowie Patientenschlafröckensowohl für die Patienten als auch für das Personal Verbesserungen vorge-
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nommen. Durch eine Änderung der Mischungsverhältnisse bei den Stoffen wurden einerseits Rationalisierungs¬
maßnahmen, wie raschere Bearbeitung und weniger Personal, auf dem Wäschereisektor eingeleitet, andererseits
angenehmereTrageeigenschaften für Patienten und Personal angestrebt.

Vom Krankenanstalten - Zusammenarbeitsfonds  wurden im Jahre 1981 für gesamt
Österreich rund 3,3 Milliarden Schilling an Betriebs- und Investitionszuschüssen ausbezahlt. Die Stadt Wien hat
beim Fonds 299 Anträge auf Gewährung von Investitionszuschüssen für das Jahr 1981 eingebracht. Die Anträge
bezogen sich auf ein Gesamtinvestitionsvolumenvon rund 375 Millionen Schilling. Dafür betrug die Förderung
rund 126 Millionen Schilling. Des weiteren erhielt die Stadt Wien für das Betriebsjahr 1981 für 18 städtische
KrankenanstaltenBetriebs- und sonstige Zuschüsse in der Höhe von rund 750 Millionen Schilling. Es sind dies
die Akontozahlungen Jänner bis Dezember 1981 zuzüglich der Zwischenabrechnungaus dem Jahre 1980. Sei¬
tens der Abteilung wurden die Anträge von zehn privaten Krankenanstaltenauf Gewährung von Betriebs- und
sonstigen Zuschüssen kontrolliert sowie 85 Einzelanträge dieser Anstalten auf Gewährung von Investitionszu¬
schüssen einer Überprüfungunterzogen.

Im Rahmen des Dezernates für Planungs - und Sicherheitsangelegenheiten  wurde mit
Beginn des Jahres 1981 in der Krankenanstalt Rudolfstiftung ein technisches Service-Zentrum als Modellver¬
such in Betrieb genommen. Damit wurde dem vermehrten Einsatz der Technik in der Medizin Rechnung getra¬
gen. Die ständige Anwesenheit von Servicetechnikem im Krankenhaus gewährleistet die Möglichkeit der
raschesten Behebung von Störungen und damit den optimalen Einsatz der Geräte. Darüber hinaus sollen von
diesem Team auch zukünftig vorbeugende Wartungen sowie vorschriftsmäßigeperiodische Überprüfungen
durchgeführt werden. Die fortwährende Schulung des Bedienungspersonals und die Beratung beim Ankauf
neuer medizin-technischer Anlagen und Geräte sind wesentliche Teile des Aufgabengebietes eines Technischen
Service-Zentrums. Da neben rein qualitativ zu erfassenden Leistungen auch die nachweisbare Wirtschaftlichkeit
einer derartigen Einrichtung gegeben sein soll, wird eine Dokumentation der durchgeführtenArbeiten geführt.
Auf Grund der bisherigen Erfahrungen des technischen Service-Zentrums in der KrankenanstaltRudolfstiftung
Wien lassen sich spezifische Vorteile, die sich aus der ständigen Betreuung der medizin-technischen Geräte
ergeben, anführen, wie die größte Verfügbarkeit aller Geräte, die rasche und kostengünstigeDurchführungvon
Trivialreparaturen, die praxisnahe und realistische Beurteilung von Sicherheitsrisiken, die sofortige Behebung
eventuell vorhandener Mängel, weiters die optimalen Einschulungsmöglichkeitendes Bedienungspersonals, die
Kosteneinsparungbeim Ankauf und den Folgekosten, die optimale Geräteausnutzung durch Schaffung eines
hausintemen Gerätepools sowie die Kostenüberwachungdurch Führen einer Gerätedatei. Erste Abschätzungen
lassen erwarten, daß neben den erwähnten qualitativen Leistungen auch mit Kosteneinsparungen zu rechnen
ist. Die Ergebnisse dieses Modellversuches sollen der Planung weiterer möglicher technischer Service-Zentren
in anderen Schwerpunktkrankenanstaltender Stadt Wien zugrunde gelegt werden. Die erstmalige Überprüfung
elektromedizinischerGeräte vor Inbetriebnahme wird aber nach wie vor von der Physikalisch-Technischen
Prüfanstalt, Referat Elektromedizin, durchgeführt.

Im Zuge der Verwendung modernster Technologien in der Medizintechnikkommt dem Einsatz von Laser¬
geräten, im besonderen als chirurgische Instrumente, immer mehr Bedeutung zu. Jede neue Technologie ver¬
langt aber die Berücksichtigung ihrer Eigenheiten, das heißt es muß potentiellen Gefahrenmomenten begegnet
werden, die bisher nicht zu berücksichtigen waren. Es wurde daher eine Testserie gestartet, in der das Verhalten
von Materialien, die im OP-Bereich verwendet werden, unter Laserbeschuß untersucht wurde. Es handelte sich
dabei hauptsächlich um verschiedene Textilien, aber auch um Flüssigkeiten und Gase. Es wurde erprobt, unter
welchen Bedingungen diese Materialien unter Laserbeschuß zur Entzündung gebracht werden. Die Testserie
wird 1982 abgeschlossen werden. Ziel der Arbeit ist die gemeinsam mit der AUVA beabsichtigteHerausgabe
eines Merkblattes für den Umgang mit Laserskalpellen bzw. die Erarbeitung von Unterlagen und Anschauungs¬
material(z. B. Dias) für interne Veranstaltungenzur Weiterbildung.

Ein wesentliches Element der Sicherheit im Krankenhaus ist aber auch der vorbeugende Brandschutz, aber
nicht nur im Sinne von baulichen und organisatorischen Vorkehrungen, sondern auch durch permanente Aus-
und Weiterbildung des Krankenhauspersonals, um die vorhandenen Möglichkeiten zur Verhinderung von
Schadensfällen durch Brände zum Tragen zu bringen. Gemeinsam mit dem Referat Planungs- und Organisa¬
tionsangelegenheitenwurde mit der Durchführung von regelmäßigen Brandschutzübungenin den Kranken¬
häusern begonnen. Bei diesen Veranstaltungen wird über das Brandgeschehen im allgemeinen, über das richtige
Verhalten im Brandfalle sowie über Grundlagen der ersten Löschhilfe vorgetragen; weiters werden eine Demon¬
stration und die praktische Erprobung des Einsatzes von Handfeuerlöschemdurchgeführt. Die Vorarbeiten zur
Herstellung eines Lehrfilms über die Handhabung von Feuerlöschernkonnten abgeschlossen werden, so daß
der Film nun bis auf geringfügige Änderungen fertiggestellt ist. Im Jahre 1981 wurden vom Referat Sicherheits¬
technik auch Vorträge zur Unterweisung an Handfeuerlöschemund über das Verhalten im Brandfall abgehal¬
ten. Es ist geplant, derartige Vorführungen mindestens zweimal jährlich in den Krankenanstaltenabzuhalten.

Die der Abteilung angeschlossene Zentralwäscherei  erbrachte eine Gesamtwaschleistungvon
6,274.582,5 kg Reinwäsche. Die Tagesleistung betrug demnach durchschnittlich 24.998,5 kg. Von der Gesamt-
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summe entfielen 5,727.529,5 kg auf Kalanderwäsche, 361.445,5 kg auf Formwäsche (Bügelwäsche) und
185.607,5 kg auf Trockenwäsche. Die mit 1.Juni 1980 festgelegten Waschpreise, und zwar bei Trockenwäsche
6 S, bei Kalanderwäsche8 S und bei Formwäsche12S, blieben unverändert. In diesen Waschpreisensind die
Kosten für die Abholung der Schmutzwäsche und die Zustellung der Reinwäsche enthalten. Für die Anschaf¬
fung von Fahrzeugen, unter anderem ein Lastkraftwagen, ein Schnelltransporterund ein Hubstapler, standen
rund 0,8 Millionen Schilling zur Verfügung.

Im Rahmen des Wäschereikonzeptsder Abteilung wurden im Jahre 1981 die Planung für den Neubau einer
Wäscherei auf dem Areal des PsychiatrischenKrankenhauses BaumgartnerHöhe sowie die Umrüstung der
Zentralwäscherei Steinbruchstraße intensiv fortgesetzt.

In der Zentralwäschereilag der Schwerpunkt der Tätigkeit bei der Fertigstellung des ersten Teiles des als
„Sofortmaßnahme“ durchgeführten Umbaues des Waschbereichessowie bei der Untersuchung von Lösungs¬
möglichkeiten, die bestehende Anlage voll auszunützen und den künftigen Erfordernissen optimal anzupassen,
die vor allem durch die vom neuen Allgemeinen Krankenhaus verlangten zusätzlichen Aufgabenbereiche
(Wäschelagerung, Reparatur, Falten von OP-Wäsche usw.) bestimmt ist. Das Projekt Neubau der Wäscherei
Baumgartner Höhe ist von der Prognose der künftig zu erwartenden Waschgutmengeabhängig. Von der lang¬
jährig festgestellten steigenden Tendenz, in der Wäscherei strengere Hygieneanforderungensowie zusätzliche
Reinigungsaufgaben zu erfüllen (z. B. Kopfpölster, Decken, Anzüge für Pfleglinge usw.), ist die vorzusehende
Waschkapazitätbestimmt. Im Jahre 1981 wurden die Grundlagen für die Festlegung der Waschgutmengen
überarbeitet und darauf aufbauend verschiedeneAlternativen zur Lösung des Problems erarbeitet.

Die Einrichtung des Ombudsmannes  für die Wiener Krankenanstalten und Pflegeheime hat sich
auch im Jahre 1981 gut bewährt. Anregungen, Fragen, Wünsche und Beschwerden sind auf allen Gebieten, die
mit dem Krankenhauswesenin Zusammenhang stehen, wie unter anderem Transport, Aufnahme, Unterbrin¬
gung, Versorgung in ärztlicher und pflegerischer Hinsicht und Verpflegung, vorgebracht worden. In den mei¬
sten Fällen wurde versucht, rasch und unbürokratisch zu handeln bzw. zu helfen. In 186 Fällen mußte ein Akt
angelegt und ein mehr oder minder umfangreicher Schriftverkehr geführt werden. Die Einrichtung wird von
Patienten und ihren Angehörigen sehr stark beachtet, was schon aus der steigenden Zahl der 100 bis 120 Tele¬
phonanrufe pro Woche hervorgeht, während die Zahl der persönlichen Vorsprachen mit rund zwölf pro Woche
annähernd gleich geblieben ist. Für die meist positiven Erledigungen wurde häufig telephonisch, gelegentlich
auch schriftlich gedankt.

Für den wissenschaftlichen Fonds zur Förderung wissenschaftlicher Arbeiten in den städtischen Krankenan¬
stalten standen im Jahre 1981 1 Million Schilling zur Verfügung. Insgesamt wurden 174 Ansuchen positiv erle¬
digt.
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Stadtplanung
Stadtstrukturplanung

Im Jahre 1981 stellten die Fertigstellung des Entwurfes des Stadtentwicklungsplanes sowie dessen Aufberei¬
tung für eine umfassende öffentliche Diskussion einen besonderen Schwerpunktdar. Zunehmende Bedeutung
erlangten auch Bezirksbearbeitungen, mit denen die gesamtstädtischen Vorstellungen sowie übergeordnete
Grundsätze auf Teilbereiche der Stadt angewandt und verfeinert werden. Auf der Ebene der übergeordneten
Sachkonzepte wurde beispielsweise ein Landschaftsrahmenplanfür Wien begonnen. Im Bereich der Verkehrs¬
planung wurden auf der Grundlage des Beschlusses des Wiener Gemeinderatesvom 29- April 1980 über die
Wiener Verkehrskonzeption umfangreiche Untersuchungen und Projektierungen fortgeführt und teilweise
abgeschlossen. Einige der vorgesehenen Teilkonzepte der Wiener Verkehrskonzeption, wie beispielsweise Kurz-
und Mittelfristprogrammefür Radwege und für Park & Ride, konnten so weit vorangetrieben werden, daß sie
1982 den zuständigen Organen der Stadt Wien vorgelegt werden können.

Im Rahmen der Österreichischen Raumordnungskonferenz ( ÖROK)  hatte die
Abteilung das Land Wien in zahlreichen Unterausschüssenund Arbeitsgruppen zu vertreten und den notwen¬
digen Konsens herbeizuführen. Die umfangreichsten Arbeiten waren im Zusammenhang mit dem Österreichi¬
schen Raumordnungskonzeptgegeben.

Seitens des Landes Wien wurden besonders zu zwei Abschnitten wesentliche Erweiterungen und Abänderun¬
gen eingebracht und durchgesetzt:

Der Abschnitt 2.1 „Großräumige Struktur“ wurde zusätzlich aufgenommen. Es handelt sich hierbei um Ziel¬
setzungen, die den Ausgleich zwischen dem Entwicklungsstand in der Länderregion Ost und den übrigen Bun¬
desländern zum Inhalt haben.

Der Abschnitt 4 „Ziele zu Raumtypen“ wurde wesentlich erweitert. Analog zu den Zielsetzungen, die im
Unterausschuß„Ballungsräume“ ausgearbeitet worden sind, wurden die Zielsetzungen für die Ballungsgebiete
ergänzt, so daß auch von dieser Warte aus die Interessen Wiens entsprechend zur Geltung kommen.

Zusätzlich zu den Arbeiten am Österreichischen Raumordnungskonzeptwurden die Arbeitsgruppen „Ver¬
kehr“ und Ballungsräume“ weiterbetreut.

Die 3. Sitzung des Beschlußorgans der Planungsgemeinschaft Ost  fand am 7. September 1981
unter dem Vorsitz des Landeshauptmannesvon Burgenland in Eisenstadt statt. Es wurden erste Ergebnisse
eines Landschaftsrahmenplanesfür den Donauabschnitt Wien—Hainburg als Grundlage für Entscheidungen
über den KraftwerksstandortHainburg oder Deutsch-Altenburg vorgelegt. Es wird erwartet, daß diese Gutach¬
ten dazu beitragen, daß für das Kraftwerk eine bestmöglicheLösung unter Berücksichtigung nicht nur wasser¬
baulicher, sondern auch ökologischer und gesamtwirtschaftlicherAspekte gefunden werden kann. Weiters
wurde die Geschäftsstelle beauftragt, möglichst rasch einen Maßnahmenkatalog für Park & Ride-Standorte im
Raum Wien/Niederösterreich/Burgenlandfertigzustellen. Weitere konkrete Aufträge des Beschlußorgans betra¬
fen unter anderem die Fertigstellungeines Schottergewinnungskonzeptesim Nordwesten Wiens und dem
angrenzenden Umland, einer Vorher-Nachher-Untersuchung der Auswirkungender Fertigstellung der Außen¬
ring-Autobahn zwischen Steinhäusl und Vösendorf, die Überprüfung der Möglichkeit energiesparenderMaß¬
nahmen in der Länderregion und ein Raumordnungsgutachtenim Hinblick auf wasserbauliche Maßnahmen im
Zusammenhang mit den Planungen einer Staustufe im Donau-March-Raum sowie daran anschließende Über¬
legungen zu einem Nationalpark.

Im Jahre 1981 wurde eine Publikationsreiheder Planungsgemeinschaft Ost begonnen, in deren Rahmen bis¬
her folgende Hefte publiziert wurden:„3Jahre Planungsgemeinschaft Ost“, „Symposium: Die Länderregion Ost
— wirtschaftliche Probleme und Chancen“ und „LandschaftsrahmenplanDonauauen Altenwörth —Wien“. In
dieser Publikationsreihe werden auch die jährlichen Tätigkeitsberichte veröffentlicht.

Am 24. September 1981 fand in Mattersburg ein Symposium über die räumliche Entwicklung in der Länder¬
region Ost statt. In Anwesenheitzahlreicher Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung und aus Interes¬
senvertretungender drei Länder wurden in Vorträgen wesentliche Aspekte der räumlichen Entwicklung abge¬
handelt und diskutiert. Die Ergebnisse des Symposiums werden eine wichtige Grundlage für die Erarbeitung
eines räumlichen Leitbildes für die Länderregion bilden.

Die Arbeiten am Stadtentwicklungsplan  konnten 1981 abgeschlossen werden. Mit der Veröf¬
fentlichung des letzten Sachkapitels„Siedlungsstruktur“ liegen nun 13 „Diskussionsgrundlagen“ vor:

Überörtliche Raumordnung
Bevölkerung
Wirtschaft und Finanzen
Wohnungswesen
Technische Dienstleistungen
Aibcitsmarkt
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Sozial- und Gesundheitswesen
Verkehr
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Grünraum, Freizeit und Erholung
Siedlungsstruktur
Da diese Sachkapitel in der vorliegenden Form für eine Beschlußfassung durch die Organe der Stadt Wien zu

umfangreich waren, wurde eine Zusammenfassung der wichtigsten Entwicklungstendenzen, Ziele und Maßnah¬
men sämtlicher Sachbereiche vorgenommen und als „ E n t w u r f“ des Stadtentwicklungplanesveröffentlicht.
Außerdem enthält dieser Entwurf die „Räumliche Entwicklungskonzeption“, das heißt das angestrebte räumli¬
che Leitbild für die längerfristige EntwicklungWiens. Mit diesem Leitbild wurde erstmals seit dem Gliede¬
rungsschema von Roland Rainer aus 1961 der Versuch unternommen, unter Zugrundelegungvon abgesicher¬
ten Grundsätzen und Zielen ein gesamtstädtisches räumliches Konzept zu erstellen, welches auch das Umland
miteinbezieht. Der Entwurf des Stadtentwicklungsplanes wurde der Öffentlichkeit vorgestellt; in der laufenden
öffentlichen Diskussion wird sich seine Tauglichkeit als kommunalpolitischesHandlungsprogrammerweisen.
Erst danach sind die Voraussetzungen für eine Beschlußfassung des Stadtentwicklungsplanesim Wiener
Gemeinderat gegeben.

Die Eröffnung der Ausstellung „W i e n 2000“ im Messepalast am 17. September 1981 bildete den
Beginn der öffentlichen Präsentation und Diskussion des Entwurfes des Stadtentwicklungsplanes.

Die Bearbeitung des Landschaftsrahmenplanes  für Wien, der seinerseits die Basis für einen
Landschaftsplan der Bezirke 21 und 22 darstellen wird, konnte so weit fortgeführt werden, daß die Diskussion
des Zwischenberichtesmagistratsinternerfolgen kann. Dieser Zwischenbericht enthält neben der Festlegung
von Problemzonender Grünversorgung auf Grund von Richtwerten auch Zielvorstellungen für das bestehende
Grünland aus ökologischer und landwirtschaftlicher Sicht sowie aus jener der erholungsuchendenBevölkerung.

Für die Bezirksbearbeitung  konnten aus der Bewertung der Probleme und Ziele für den 3. Bezirk
und aus den bisher geführten Gesprächen mit Vertretern dieses Bezirkes wesentliche Erkenntnisse für die Bear¬
beitungen in anderen Bezirken gewonnen werden. Bezirksbezogene Grundlagen sind für eine Reihe von Bezir¬
ken bereits vorhanden. Deren Aufbereitungund Präsentation im Bezirk als Anregung zur Bewußtseinsbildung
und Mitarbeit scheinen gleich gewichtig wie eine Darstellung aktueller Probleme und kurzfristiger Lösungs¬
möglichkeiten, die in einer 1. Stufe zusammenzustellen sind. In diesem Sinne konnten wesentliche Arbeiten für
die „Grundstufe“ eines Bezirksentwicklungsplanes für die Bezirke2, 3, 5, 6, 16, 19, 20 und 21 geleistet werden.

Bevölkerungsfragen  wurden im Jahre 1981 zunächst für den 13., 21. und 22. Bezirk im Hinblick
auf die Bezirksentwicklungsplanung durchgeführt. Aus dem Frageprogramm konnte ein umfassendes Bild über
alle wesentlichen Aspekte des Lebens im Bezirk gewonnen werden. Eine Befragung zum Image des 1. Bezirkes
und zur Gestaltung des Karlsplatzes brachte ein durchwegs positives Ergebnis, was die Richtigkeit der getroffe¬
nen Maßnahmen, wie Verbesserung der Erreichbarkeit und Verkehrsberuhigung, bestätigt.

Die Vorschläge für ein Bezirksverkehrskonzept  für den 22. Bezirk, die schon im Jahre 1980 als
Grundlage für interne Beratungen den Vertretern des Bezirkes übermittelt worden waren, wurden weitgehend
abgeklärt, eine endgültige Zustimmung steht jedoch noch aus.

Über Wunsch der Bezirke 20 und 21 wurde mit der Ausarbeitungvon Bezirksverkehrskonzeptenfür diese
beiden Bezirke begonnen, wobei im 21. Bezirk die Problemanalyse abgeschlossen werden konnte. Diese wird
die Grundlage für die Diskussionen mit und innerhalb des Bezirkes bilden.

Im Rahmen von Verkehrsprojektierungenwurden Bezirksverkehrskonzeptefür den 3. und 5. Bezirk sowie
für den überwiegenden Teil des 12. Bezirkes erstellt und in weiten Bereichen auch bereits mit den ausführenden
Dienststellenund den Bezirksvertretungen abgeklärt.

Von der Abteilung wurde ein Bericht über den Stand der generellen Verkehrsplanungam 1. Oktober 1981
zusammengestellt, mit welchem dem Gemeinderat eine Darstellung über den Stand der Veranlassungen gemäß
Verkehrskonzeption  für Wien gegeben wurde.

Für die Projektierungen  von U-Bahnen und Straßen hat sich eine Vorgangsweise bewährt, die mit
jeder Ingenieurplanunggleichzeitig eine städtebauliche Begleituntersuchung vomimmt. Dadurch können nicht
nur die Auswirkungen des geplanten Verkehrsbauwerkes auf die Stadtstruktur, also auf die Veränderung von
Nutzungen und auf bauliche Entwicklungen, besser beurteilt, sondern auch die Trassen, die Stationen und
Anbindungen besser auf die vorhandene Situation und auf die zukünftige Entwicklung abgestimmt werden.

Im Aufgabengebiet öffentlicher Verkehr  standen die Planungen und Projektierungen im Rah¬
men des Schienenverbundprojektesund der zweiten Ausbauphaseder U-Bahn im Mittelpunkt.

Für die U - Bahn - Linie  U 3 war eine Überarbeitungdes Generellen Projektes im Abschnitt Stadt¬
park—Schlachthausgasse erforderlich, da wegen einer Änderung der Ausbaureihung Wendefahrten bei der Sta-
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tion Kundmanngassezu berücksichtigensind. Im Abschnitt Mitte (1. Bezirk) wurde eine Variante abgeschlos¬
sen, im Zuge der Bearbeitung jedoch die Untersuchung einer weiteren Trasse notwendig.

Zur vorsorglichen Trassensicherung wurde ein Vorprojekt für den Abschnitt Erdberg — Simmering fertigge¬
stellt. Im Abschnitt 7. Bezirk konnte die Variantenuntersuchungso weit abgeschlossen werden, daß eine voll¬
ständige Entscheidungsgrundlagevorliegt.

An der Linie  U 4 wurden Generelle Projekte für zwei neue Stationen, ReinprechtsdorferStraße und
Rampengasse, weitgehend fertiggestellt, so daß die Dienststellengespräche1982 durchgeführt werden können.

Für die U - Bahn - Linie  U 6 im Abschnitt Meidling (Gumpendorfer Straße—Philadelphiabrücke)
konnte am 4. Mai 1981 die politische Projektsbesprechungabgehalten werden. Die Bearbeitung der verkehrli-
chen und städtebaulichen Begleit- und Folgemaßnahmenwurde mit Jahresende fertiggestellt. Ausgeklammert
blieb die Querung des Wientales (Otto-Wagner-Brücke), für die jedoch im Jahre 1981 wesentliche Vorarbeiten
für einen Ideenwettbwerbdurchgeführtwurden.

Auf dem Gebiet der Straßenbahnplanungen  ist eine Variantenuntersuchungfür die Verlänge¬
rung der Linie 26 (17) von der Zschokkegasse nach Aspern, mit der Möglichkeit einer weiteren Verlängerung
zum Motorenwerk, zu erwähnen. Gemäß dem vom 10. Bezirk beschlossenen Bezirksverkehrskonzeptwurde
auch eine Variantenuntersuchungfür die Verlegung der Linie 67 (66) in der Neilreichgasse und Quellenstraße
durchgeführtund so weit abgeschlossen, daß Anfang 1982 die Pflichtbesprechungendurchgeführt werden kön¬
nen.

Unter den Projektierungen auf dem Gebiet des Individualverkehrs  standen Bearbeitungen von
Teilabschnittendes hochrangigen Straßennetzes im Vordergrund.

Für den auf Wiener Gebiet verlaufenden Abschnitt der A21 (Außenring - Autobahn)  zwischen
der Landesgrenze Kledering und dem Knoten mit der A 4 in Kaiserebersdorf wurde eine Variantenstudie, in
der auch eine Überarbeitungdes Knotens vorgenommen wurde, fertiggestellt.

Für den Abschnitt der A 24 (Autobahnverbindung Wien - Ost)  zwischen Hirschstetten und
Stammersdorf wurde die bereits 1980 begonnene Trassenstudie so weit fortgesetzt, daß nunmehr eine Prüfung
und Bewertung der einzelnen Varianten und in weiterer Folge eine Entscheidung über die optimale Trassenfüh¬
rung erfolgen kann.

Die Bearbeitungen am Südgürtel (Gaudenzdorf — Matzleinsdorf) konnten so weit abgeschlossen wer¬
den, daß die Beurteilung der Umweltverträglichkeit dieser Verkehrstrasse bei verschiedenen Aus- bzw. Umbau¬
varianten möglich ist. Gleichzeitig wurden auch — wie bereits erwähnt — die Bezirksverkehrskonzepte für den
5. und Teile des 12. Bezirkes weiter vorangetrieben. Die zutage getretenen engen Abhängigkeiten zwischen
Gürtel und Wiental (Westeinfahrt) machen jedoch eine Ausweitung dieser Bearbeitung notwendig.

Für die A 2 (Südautobahn)  im Wiener Abschnitt sind gleichfalls Verbesserungen der Leistungsfä¬
higkeit notwendig. Mit der Ausarbeitung dieser Projekte, die auch die Maßnahmen für den Umgebungsbereich,
wie Wienerberggeländeund Draschegründe, beinhalten werden, wurde 1981 begonnen.

Für die Abschnitte Mitte und Süd der A 22 (Donauufer - Autobahn)  wurde am 4. November
1981 vom Bundesministeriumfür Bauten und Technik eine Verordnung gemäß § 4 Bundesstraßengesetz 1971
erlassen, wodurch der Straßenverlauf rechtswirksam wurde.

Zur bereits nahezu abgeschlossenen Planung der S 2 (Donaukanal - Schnellstraße)  zwischen
Prager und Brünner Straße waren neuerliche Änderungswünsche, wie die Verlegung der Anschlußstelle Triller¬
gasse, der Anlaß zu einer zusätzlichen Untersuchung, die nunmehr in Auftrag gegeben werden mußte.

Sowohl für Abschnitte der B 1 (Wiener Straße)  als auch der B 225 (Wienerbergstraße)
wurden Projekte erstellt und abgeschlossen. Das Projekt der B 1 im Abschnitt Große Ungarbrücke — Schwar¬
zenbergplatz mit Berücksichtigung der Anlenkung der Linie 71 zum Karlsplatz sowie einer Verkehrsfreima¬
chung der Lisztstraße konnte mit allen Betroffenen grundsätzlichgeklärt werden. Das Projekt der Führung der
B 225 im 10. Bezirk im Zuge der Bitterlichstraße wurde in einer politischen Projektsbesprechungam 10. Juli
1981 verabschiedet, so daß es dem Bautenministeriumvorgelegt werden kann. Im 11. Bezirk wurden mehrere
Varianten der B 225 erarbeitet und den Organen des Bezirkes übermittelt; die Diskussion darüber ist noch im
Gange.

Im Sinne des Auftrages, resultierend aus dem Beschluß der Verkehrskonzeptionfür Wien, wurden die Arbei¬
ten an einem Radwegegrundnetz  für Wien und an einem Radwege - Kurzfristpro-
g r a m m weitgehend fertiggestellt. Diese beiden Planungen sollen 1982 den zuständigen Gremien vorgelegt
werden. Der Teilbereich für den südlichen 10. Bezirk wurde bereits fertiggestellt und gemeinsam mit dem Ver¬
kehrskonzept dieses Bezirksteiles behandelt.

Bei den Projektierungenvon Radwegen wurde mit dem DemonstrationsprojektDonaukanal begonnen; der
Radweg Reumannplatz — Inzersdorf, der in Niederösterreich bis Laxenburg weiterführt, ist abschnittsweise
bereits in Bau.

Auch die Planungen von mehreren Park & Ride -Anlagen wurden in Übereinstimmung mit einem
gleichfalls im Jahre 1981 fertiggestellten Park & Ride - Kurzfristprogramm  weitgehend abge-
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schlossen. Dies betrifft insbesondereKagran, Leopoldau und eine Anlage an der Endstelle der Linie 64 (künftig
U 6) in Siebenhirten.

Im Rahmen der Stadtforschung wurden zwei wesentliche Grundkarten  so weit fertiggestellt, daß sie
demnächst in Druck gehen können. Es sind dies eine generalisierte Darstellung der Flächenwidmung, die eine
Übersicht über die mit den einzelnen Plandokumenten festgelegten Flächenwidmungen in Wien und den
Rechtszustand im angrenzenden Umland enthält, sowie die generalisierte Darstellung der Flächennutzung,
beide in den Maßstäben1 : 25.000 und 1 : 50.000. In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, daß die im
Rahmen der Sachkapitel zum Stadtentwicklungsplan erstellten thematischen Karten mit textlichen Erläuterun¬
gen versehen und zu einem Atlas zusammengefaßt werden.

Die Arbeiten an den beiden Langzeitprojekten„Tragfähigkeit des Landschaftshaushaltes, 2. Teil“ und „Klima¬
projekt“ wurden programmgemäßweitergeführt, Ergebnisse sind 1982/83 zu erwarten.

Die fachliche Öffentlichkeitsarbeit  hatte einen Schwerpunkt in der Gestaltung der bereits
eingangs erwähnten Ausstellung „Wien  2000 “ und deren laufender Betreuung. In dieser Ausstellung wird
zum besseren Verständnis der angestrebten künftigen Entwicklung auch ein Rückblick auf die städtebauliche
EntwicklungWiens seit 1945 geboten. Dieser Teil stellt die Fortsetzung der Ausstellung „Die städtebauliche
Entwicklung Wiens bis 1945“ aus dem Jahre 1979 dar. Der zweite Schwerpunkt lag in der Druckvorbereitung
von Broschüren im Rahmen der Schriftenreihe„Beiträge zur Stadtforschung, Stadtentwicklung und Stadtgestal¬
tung*. 'n der neben den bereits erwähnten Heften zum Stadtentwicklungsplandrei weitere Bände fertiggestellt
wurden, und zwar Band6 „Die städtebauliche Entwicklung der Stadt Wien in Beziehung zum Verkehr“, Band7
„Planung und Gestaltung des Donaubereiches“ und Band 8 „Der Karlsplatz in Wien“.

Die Abteilung und ihre Mitarbeiter vertreten die Stadt bzw. das Land Wien im In- und Ausland. Der Leiter
der Abteilung wurde 1981 in den Vorstand des InternationalenVerbandes für Wohnungswesen, Städtebau und
Raumplanung(IVWSR) gewählt und nimmt dort die Interessen und Kontakte Österreichs wahr.

Anläßlich des „Internationalen Planertreffens“ in Bern wurde ein Länderberichtvorgelegt. Eine Darstellung
des Stadtentwicklungsplaneserfolgte in einer Sitzung des Österreichisch-UngarischenRaumordnungsseminars
in Ungarn sowie anläßlich des Besuches mehrerer ausländischer Expertengruppen in Wien.

Die Betreuung von Fachleuten aus dem In- und Ausland in Form von Vorträgen, Diskussionen und Führun¬
gen sowie die im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit gehaltenen Referate vor Interessenvertretungen, Mandata¬
ren, Planungsstellen der Länder, politischen Versammlungen usw. zu aktuellen Themen der Stadtplanung bilde¬
ten wieder einen Schwerpunkt der Aufgaben der Abteilung. Ferner ist die Tätigkeit in einer Vielzahl von Gre¬
mien, Kommissionen usw. zu erwähnen. Neben den Funktionen in der Geschäftsleitung der Planungsgemein-
schaft Ost sollen beispielhaft auch das gesamtösterreichische Verkehrskonzept, die vorbereitendeKommission
im Bundesministeriumfür Bauten und Technik für eine Novelle des Bundesstraßengesetzes und für eine neue
Dringlichkeitsreihungsowie die Österreichische Raumordnungskonferenz(ÖROK) angeführt werden. Inner¬
halb des Magistrates ist die Mitarbeit in vielen Ausschüssen, wie bei Behindertenfragen usw., gleichfalls notwen¬
dig.

Stadtgestaltung
Im Rahmen der Geschäftsgruppe Stadtplanung sind der Magistratsabteilung 19 Agenden der Stadtgestaltung

zugewiesen. Diese von ihren Bediensteten wahrgenommeneTätigkeit wird im Stadtbild sichtbar und prägt des¬
sen optisches Erscheinungsbild. Daß trotz engster Zusammenarbeitmit anderen Dienststellen, Interessenvertre¬
tungen, politischen Institutionen und mit der Bevölkerung selbst diese Tätigkeit oft der Kritik ausgesetzt ist,
liegt in der Vielschichtigkeit und Schwierigkeit der Aufgaben begründet.

Unter dem Sammelbegriff Stadtgestaltung sind mehrere Schwerpunktbereiche(Referate) innerhalb der Abtei¬
lung zu verstehen, und zwar die Stadtgestaltung, der städtische Wohnbau, der städtische Nutzbau sowie in
Ergänzung dazu Bauberatung und Architektenwettbewerbe. Damit in Zusammenhang stehen die Planungsver¬
gaben an Ziviltechniker, die Überprüfung ihrer Leistungen und Honorare und selbstverständlichdie übliche
Kanzleiarbeit mit Protokoll und Akten.

Der Bereich Stadtgestaltung  tritt durch seine oftmals großräumigenProjekte am auffälligsten in den
Wahrnehmungsbereich jedes Stadtbewohners und Stadtbesuchers. An Hand des im Stadtentwicklungsplan
weitgesteckten Aufgabenbereiches konnte im Jahr 1981 erstmals ein „Bezirksgestaltungskonzept“ für Meidling
abgeschlossen und der Öffentlichkeit präsentiert werden. Dieser Planungsprozeßumfaßt die Erarbeitung von
generellen und praxisbezogenen Unterlagen. Durch Analyse und Bewertung des örtlichen Stadtbildes sind
somit Grundlagen gegeben, die ein koordiniertes Vorgehen im Zuge von konkreten Projekten gewährleisten. In
einer mehrwöchigen Ausstellung wurde den Besuchern das Projekt gezeigt und erläutert. Die Auswertung der
Fragebogen erbrachte eine überwiegendpositive Aufnahme der vorgeschlagenen stadtgestalterischenMaßnah¬
men.

In Analogie zu dem Projekt „Meidling“ wurde in Weiterverfolgung der Stadtteilbearbeitungdas „Bezirksge-
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staltungskonzept Landstraße“ mit dem Hauptkapitel Bestandsaufnahme abgeschlossen . Ebenso wurde mit dem
„BezirksgestaltungskonzeptWieden-Margareten“ begonnen und konnten Teilabschnitte abgeschlossen werden.

Die immer dringlicher werdende Auseinandersetzung mit dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan unter
besonderer Berücksichtigung des örtlichen Stadtbildes, aber auch auf Grund von geänderten Voraussetzungen
durch die großräumige Verkehrsplanung bildet einen weiteren Aufgabenbereich. Hiezu werden Stellungnah¬
men, Stadtbildanalysen, Standortbewertungen für Großbauvorhaben, im besonderen für Hochhäuser, erarbeitet.
Diese intensive Bearbeitung einzelner Stadtbereiche unter Berücksichtigung der Bezirksgestaltungskonzepte hat
zur Folge, daß fallweise Anträge auf Abänderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes zu stellen sind.
Was das Bezirksgestaltungskonzept Meidling betrifft, so konnten diese Vorbereitungsarbeiten abgeschlossen
werden. Im Jahre 1981 wurden weitere Gestaltungskonzepte für Stadtteilplanungen erstellt. Es betraf dies die
unter Schutz stehenden alten Ortskeme Unter- und Oberlaa sowie Leopoldau. Diese Bearbeitungen konnten
gleichfalls der Öffentlichkeit präsentiertwerden. Gestaltungskonzepte für Bezirke wie für Stadtteile bilden inso-
ferne einen wesentlichen Arbeitsbehelf, weil sie für die Bauberatungsowie für die Baupolizei wichtige Entschei¬
dungsgrundlagen sind.

Oberflächenplanungen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau oder großräumigen Stra¬
ßenprojekten stehen, stellen bereits projektorientierte Planungen dar. Als bedeutendstes Vorhaben dieser Art
wurde der gesamte Franz-Josefs-Kai sowohl in der Planung wie auch weitgehend in der Realisierung abgeschlos¬
sen. Mitenthalten waren der Bereich Vorkai, wie auch die Gestaltungsüberlegungen zur neuen Rossauer Brücke.

Diese von einem Ziviltechniker erarbeiteten Projekte wurden von der Abteilung betreut. Das gleiche gilt für
die Gestaltungsvorschläge für den Schwarzenbergplatz, die Lisztgasse sowie den Bereich der Bundesstraße 1 bis
zum Stadtpark. Dieses generelle Projekt konnte zum Jahresende ebenso abgeschlossen werden.

Abteilungseigene Planungen waren die Weiterführung der Detailbearbeitung für die Praterstraßeund den
Mexikoplatz sowie des Columbusplatzes und der unteren Favoritenstraße, wo bedingt durch die nachträgliche
Einbeziehung einer überregionalen Radwegeverbindung Umplanungen erforderlich wurden. Eine Reihe weite¬
rer Oberflächenprojekte geringeren Umfanges, wie Rosasgasse, Künstlergasse, Lehärgasse usw., konnte pla¬
nungsmäßig abgeschlossen und realisiert werden. In das Jahr 1981 fiel auch die Einsetzung des Arbeitskreises
„Wohnstraßen“, der in einem Auswahlverfahren jene öffentlichen Bereiche ausweisen wird, die in der Folge zu
Wohnstraßen ausgestaltet werden sollen . Dazu kam noch die Mitwirkung an den U-Bahn-Projekten (U 1, U 3,
U 6), der Vorortelinie und der Planungen für die Donauinsel.

Die Abteilung konnte weiters als Vertreter des Auslobers den Architektenwettbewerb für eine Wohnbebau¬
ung in 19, Weinberggasse 70—74 — auf den sogenannten „Gräf-und-Stift-Gründen“ —, abschließen, so daß
zum Jahresende das Juryergebnis vorlag. Selbst teilgenommen hat die Abteilung am bundesweiten Wettbewerb
„Gemeinde als Lebensraum“. Von den sechs eingereichten Beiträgen — z. T. von Ziviltechnikem , aber auch
abteilungseigene Planungen — wurden drei ausgezeichnet . Der Beitrag der Abteilung „Wohnstraße am Beispiel
Wichtelgasse“ zum Wettbewerb der Zentralvereinigung der Architekten Österreichs wurde gleichfalls prämiiert.

Die Planung städtischer Wohnbauten  ist ein wichtiges Aufgabengebiet der Abteilung . Das
Hauptgewicht lag wieder bei der projektbegleitenden Mitarbeit an den an Ziviltechniker vergebenen Planungs¬
aufträgen im Rahmen des städtischen Wohnbauprogrammes. Hervorgehoben werden soll die Planung für das
Projekt 11, Oberleitengasse 19, bei dem die künftigen Mieter bei der Grundrißlösung, der Gestaltung der
Außenanlagen, der Detailplanung der Gemeinschaftseinrichtungen usw. bereits im Planungsstadium zur Mitar¬
beit beigezogen wurden. Dies ist der zweite Versuch dieser Art nach dem bereits fertiggestellten Wohnhaus
16, Feßtgasse 16. Bei weiteren 48 von insgesamt 81 Architekten bearbeiteten Wohnbauvorhaben wurden die
Planungsarbeiten projektbegleitend unterstützt. Behindertengerechtes Bauen wurde seitens der Abteilung
ebenso berücksichtigt wie die Planung von infrastrukturellen Einrichtungen für die Versorgung der Bevölke¬
rung, wie mit Arztpraxen, Mütterberatungen, Pensionistenklubs, Kindertagesheimen und Stützpunkten für
soziale Dienste . Die Planung des Wohnhauses in 3, Löwengasse—Kegelgasse, des Öko-Hauses, einer experi¬
mentellen Planung für eine Sonderform des Wohnens im innerstädtischen Bereich, wurde unter Mitwirkung
des Malers Prof. F. Hundertwasser  in der letzten Arbeitsphase abteilungsintem durchgeführt. Bei dem
vorliegenden Projekt handelt es sich um die Integration von Grünflächen (begrünten Dächern, Baikonen, Hal¬
len), die dem Mieter als Erweiterung seiner Wohnung zur Benützung und Betreuung zur Verfügung gestellt
werden sollen.

Im Referat Nutzbau  sind alle Projektbearbeitungen mit Ausnahme des Wohnbaues zusammengefaßt.
Ihm obliegt, ausgehend von der Grundlagenbeschaffung, die Planung eigener bzw. die Koordinierung des Pla¬
nungsablaufes der Projekte bei Beauftragungvon Ziviltechnikem bis zur Fertigstellung der Bauwerke. F e Pro¬
jekte werden nach Ausarbeitung des Vorentwurfes den politischen Gremien zur Entscheidung vorgelegt.

Auf dem Bildungssektor liegt beim Schulbau der Stadt Wien der Schwerpunkt weiterhin bei der Erneuerung
überalteter Objekte im innerstädtischen Bereich. Die Problematik besteht hier vor allem in der Aufrechterhal¬
tung des Schulbetriebes und in der sehr beengten Beschaffenheit der Bauplätze. Daraus resultiert auch die Not¬
wendigkeit der etappenweisen Errichtung der Gebäude. An abteilungsintemen Schulplanungen werden gegen-
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Bürgermeister Leopold Gratz und AmtsführenderStadtrat Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Wurzer(Stadtplanung) bei
der Eröffnung der Ausstellung„Wien 2000“ im Messepalast

Stadtplanung

Für die Durchführung der
Großzählung 1981(Volkszäh¬
lung, Häuser- und Woh¬
nungszählung sowie Arbeits¬
stättenzählung) waren 8.111
Personen, im überwiegenden
Ausmaß Bedienstete des Ma¬
gistrates der Stadt Wien, als
Zähloigdue eingesetzt
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wärtig die Weiterführungder Generalsanierung der Zentralberufsschulein 15, Hütteldorfer Straße, samt Erwei¬
terungsbau und die Adaptierung der Schule in 15, Meiseistraße—Johnstraße, für Berufsschulzwecke während der
Bauausführung betreut. Der Neubau der 8klassigen Ganztagsschule in 15, Reichsapfelgasse, eine Planung der
Abteilung, wurde fertiggestellt. Die teilweise Inbetriebnahme erfolgte im September 1981. Von den Schulpla¬
nungen, die durch Ziviltechniker erstellt werden und bei denen die Abteilung koordinierendmitwirkt, sind die
Vorentwurfsplanungen für die 12klassige Volksschule in 18, Köhlergasse, und die löklassige Schule in 20, Ger-
hardusgasse, mit Tagesheim und Sanitätsstation sowie die Bauausführungsplanungenfür den Polytechnischen
Lehrgang mit 24 Klassen in 10, Pemerstorfergasse, und der Zubau der Turnhalle in 22, Plankenmaisstraße, zu
nennen.

Die zahlreichen städtischen Bäder stellen ein sehr beliebtes Freizeitangebot dar. Um die Attraktivität noch zu
verbessern und dem neuen Bädergesetz zu entsprechen, waren umfangreiche bauliche Maßnahmen auf Grund
des unterschiedlichenAlters und Zustandes der Anlagen erforderlich. Die dafür notwendigen Planungsarbeiten
konnten größtenteils in der Abteilung durchgeführt werden. Dabei wurden nicht nur auf dem Sektor Frei- und
Hallenbäder, sondern auch auf dem von der Bevölkerung immer mehr in Anspruch genommenen Bereich
Sauna Verbesserungen durchgeführt.

Umfangreiche Planungs- und Koordinierungstätigkeitenwaren für Umbau- und Adaptierungsarbeitensowie
Einrichtungen in Amtshäusemund in sonstigen städtischen Objekten durchzuführen, so in der Dresdner Straße
und im Felderhaus. Das in den Amtshäusem derzeit verwendete Beschilderungssystemführt infolge seiner
Unübersichtlichkeitzu Orientierungsschwierigkeiten. Eine 1980 begonnene Studie zur Ermittlung eines geeig¬
neten Systems wurde 1981 abgeschlossen; das neue System wird derzeit im Felderhaus in der Praxis erprobt.

Der Arbeitsbereich „Kindertagesheimeund Heime für Jugendliche sowie alle im Verwaltungsbereichdes
Jugendamtes liegende Bauvorhaben“ umfaßt Neubauten und Renovierungen von Kindertagesheimen, Heimen,
Wohngemeinschaften, Bezirksjugendämtem sowie sonstige therapeutischeEinrichtungen. Von den abteilungs¬
eigenen Kindertagesheim-Neubauten wurde für ein 7gruppiges Kindertagesheimin 2, Engerthstraße 152, die
Planung für eine Generaluntemehmerausschreibungerstellt, das Kindertagesheimin 23, Wiener Flur—Basler
Gasse, begonnen und ein lOgruppiges Kindertagesheimin 12, südlich „Am Schöpfwerk“, fertiggestellt.

Durch die stete Weiterentwicklung und Spezialisierungauf dem Gebiete des Krankenhausbaues ist die
Abteilung mit einer Vielzahl und Vielartigkeit von Planungsaufgaben konfrontiert. Diese werden von den Pla¬
nungsgruppen des Referates größtenteils selbst durchgeführt und stellen ein besonders umfangreiches Einsatz¬
gebiet mit laufenden Planungsarbeiten, Bau- und Koordinierungsgesprächensowie der Baubetreuung mit
künstlerischerOberleitung und Materialauswahl dar. Die manchmal wenig bedeutend erscheinendenUmbauar¬
beiten erfordern jedoch auf Grund der Einordnung bzw. Verflechtung mit anderen Bereichen, aber auch oftmals
durch die Beengtheit der vorhandenen baulichen Gegebenheitenviel Geschick und Erfahrung.

Der Schwerpunkt liegt nach wie vor beim Umbau von Krankenbettenstationen, Primariaten und medizini¬
schen Versorgungseinrichtungen(Ambulanzen, OP-Säle), beim Umbau von Küchen und Tagesräumen, der
Errichtung von Therapieräumen, haustechnischenAnlagen, bei Fassadeninstandsetzungen sowie der Errichtung
und Einrichtung von Verwaltungs- und Lagergebäuden. In diesem Zusammenhang darf nicht auf die gerade im
Spitalbau erforderliche intensive und arbeitsaufwendige Vorplanung vergessen werden. An Hand von vielen
Vorentwurfsprojektenund Skizzen muß mit ärztlichen Leitern, der Spitalsverwaltung und den künftig mit der
Ausführung und Instandhaltungbefaßten Dienststellen in Arbeitsgesprächen das letztlich zur Ausführung vor¬
gesehene Projekt erarbeitet werden. Durch die abteilungsintemePlanungsarbeit kann gerade bei kleineren, aber
sehr koordinierungsaufwendigenProjekten beträchtliches an Planungskosten eingespart werden. Koordinie¬
rungsbesprechungenmit den befaßten Dienststellen, die Begleitung des Projektes durch alle magistratsinternen
Besprechungen von der Raumprogrammbesprechungüber die Spitalsplanungskommissionbis zur allfälligen
Präsentation im Gemeinderatsausschußzählen zu den Aufgaben der Abteilung.

Planungen größeren Umfangs wurden abteilungsintem für Baumaßnahmenim Allgemeinen Krankenhaus
(2. Medizinische Universitätsklinik Nuklearmedizin, Umbau der Station 42 in OP-Trakt), in der Allgemeinen
Poliklinik (Zubau der UrologischenAbteilung und PhysikalischenMedizin), im Sophien-Spital (Umbau der
Röntgenabteilung, des Eingangsbereiches im Chirurgischen Pavillon), im PsychiatrischenKrankenhaus Ybbs
(Adaptierung der KrankenabteilungII und des Festsaales) sowie im Pflegeheim St. Andrä (Planung eines „Alt-
Wiener-Cafes“) durchgeführt.

Im Sozialmedizinischen Zentrum Ost wurde das Pflegeheim im Dezember 1981 fertiggestellt, der Magistrats¬
abteilung 17 übergeben und anschließend in Betrieb genommen. Für das Krankenhaus wurde auf Grund von
Vorentwürfen im Rahmen einer Bauausschußsitzung eine kombinierte Wirtschaftlichkeits- und Projektsbespre¬
chung abgehalten. Die Weiterplanung über den Vorentwurf hinaus wird nach Abschluß von Sondervereinba¬
rungen mit der Ingenieurkammer bezüglich des Architektenvertragesund nach dessen Unterzeichnung im
Rahmen des Terminplanes fortgesetzt.

Im Zusammenhang mit der Beauftragung von Ziviltechnikem (Architekten) und Konsulenten für die Pla¬
nung von Wohn- und Nutzbauten der Stadt Wien muß auf die oft schwierigen Vertragsverhandlungenund
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Gebührenberechnungensowie auf die umfangreichenSchlußabrechnungenlangfristiger Bauvorhaben hingewie¬
sen werden. Es sind insbesonderedie äußerst langwierigen Vertragsverhandlungenfür den Planungsvertrag des
Krankenhauses beim SozialmedizinischenZentrum Ost hervorzuheben, die schließlich zu einem positiven
Ergebnis geführt werden konnten. In Anbetracht der Größe und Besonderheit des Bauvorhabens wurden mit
der IngenieurkammerVerhandlungengeführt, so daß hiefür als Vorgriff auf eine zukünftige integrierte Gebüh¬
renordnung Sondervereinbarungenund damit Kosteneinsparungen erzielt werden konnten. Darüber hinaus
waren im Jahre 1981 durch das Inkrafttreten der neuen Gebührenordnung Bauwesen(GOB-I) auf Grund des
magistratsintemenerarbeiteten Entwurfes der „Vereinbarung zwischen Ingenieurkammerund Stadt Wien über
die Vergebührung von Architekten- und Bauingenieurleistungen beim U-Bahn-Bau“ umfangreiche Verhandlun¬
gen mit der Ingenieurkammer zu führen.

Nicht unerwähnt sollen aber auch die vielen, oft wenig beachteten, aber nicht minder arbeits- und einsatzauf¬
wendigen Planungsarbeiten und die Mitarbeit an Bauvorhaben und Tätigkeiten bleiben, die für die reibungslose
Erfüllung von Leistungen der Stadtverwaltung erforderlich sind. Es sind dies unter anderem Bauten für die
Stadtreinigung, das Stadtgartenamt, die vielen Umbauten von Aufzügen, Stiegenanlagenund behindertenge¬
rechten Toilettenanlagenim Rahmen der Maßnahmen im Jahr der Behinderten“ und nicht zuletzt Bauten für
die Detailmärkte.

Der Abteilung obliegt weiters die Mitarbeit im Rahmen der Kulturförderung bei der Auswahl von Arbeiten
bildender Künstler zur Ausschmückungvon städtischen Wohn- und Nutzbauten. Der Entwurf für Fassadenauf¬
schriften an städtischen Gebäuden, die Gestaltung der Widmungstafelnund die Beiziehung bei der Situierung
und Umgebungsgestaltung von Denkmälern fallen ebenfalls in diesen Aufgabenbereich. Der Abteilung obliegen
letztlich auch die architektonische Begutachtung und Beratung im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens.
Dadurch erwächst ihr die Aufgabe, alle bewilligungspflichtigen Bauansuchen für Neu-, Zu- und Umbauten, Por¬
tale und Reklameanlagen auf ihre optische Wirkung im Stadtbild zu begutachten. Es ist dies, im positiven Falle,
eine von der Öffentlichkeiteher unbemerkte, von den Betroffenen im negativen Fall aber eine heftig kritisierte
Tätigkeit. Bei dieser Tätigkeit soll Zwang sowie Reglementierungvermieden und Spielraum für die stete Ent¬
wicklung auf dem architektonischenund technischen Gebiet erhalten bleiben.

Im Jahre 1981 wurden 6.771 Ansuchen eingebracht, bearbeitet und kurzfristig an die Baupolizei weitergelei¬
tet, außerdem auf dem Teilgebiet Fensteremeuerung, Abgasstutzen für Gasheizgeräte und Loggien5.854 Ansu¬
chen erledigt.

Druckerei und technische Dokumentationen
Mit den am 21. Februar 1979 und 1.Jänner 1980 wirksam gewordenen Änderungen der Geschäftseinteilung

für den Magistrat der Stadt Wien wurden die wesentlichen Voraussetzungenfür die bereits 1972 erstmals der
MagistratsdirektionvorgeschlageneUmwandlung der Abteilung in eine technische Serviceabteilung für den
gesamten Magistrat mit Serviceleistungen auf den Gebieten der Reprographie, Drucktechnik, des Mikrofilms
und der technischen Dokumentation nach innen und außen geschaffen. Voraussetzung dafür war die Reduzie¬
rung auf relevante Geschäfte. Abgegeben wurde das historische Planarchiv an die Magistratsabteilung8, Wiener
Stadt- und Landesarchiv, der größte Teil des Vermessungshilfspersonalsund die Beschaffung geodätischer
Instrumente an die Magistratsabteilung 41.

Mit der Fertigstellung der Adaptierungsarbeitender Räume in der Dresdner Straße wird voraussichtlich im
Frühjahr 1983 das Baueinlagenarchiv für die Bezirke 1 bis 9 und 20 der Baupolizei übergeben. Durch die ein¬
gangs erwähnten Änderungen wurden die städtische Druckerei im Amtshaus Modenapark und die Hausdrucke¬
rei der Magistratsabteilung 17 im Allgemeinen Krankenhaus in den Geschäftsbereich der Abteilung einbezogen
und diese von „Plan- und Schriftenkammer“ in „Druckerei und technische Dokumentation“ umbenannt. Die
wachsenden Aufgaben der Kommunalverwaltung, die zur Einführung neuer Organisationsformen und Techni¬
ken führten, bedingten das organische Wachstum der Abteilung. Aus der „Konterphot- und Lumoprintanlage“
wurde eine zentrale Druckerei des Magistrates mit ausgereifter Technologie. Die langjährigen Bemühungen und
die schrittweise Einführung moderner Geräte und Techniken fanden in den Gutachten der Betriebsberatungs¬
firma Dr. Urmann Ges. mbH und in einem Fachgutachtender Höheren Graphischen Bundeslehr- und Ver¬
suchsanstalt ihre Bestätigung. Ziel der neuen Organisation ist es, dem durch laufende Kontakte zur Graphi¬
schen Industrie geschulten neuen Managementdie Möglichkeit effektiverer und wirtschaftlicher Betriebsfüh¬
rung zu geben, wobei das stete Suchen nach Optimierung und Verfeinerung von technischen Verfahren sowie
die Entwicklungneuer Organisationsstrategiendie Basis dieser Bestrebungen bilden. Das Durchziehen dieser
klaren und eindeutigen Zielvorstellungenist jedoch nur bei konsequenter Durchführung der im Konzept vor¬
gesehenen Maßnahmen möglich. Die seit langem praktizierte intensive Personalschulung, die wirksame Arbeits¬
vorbereitung, die Projektsplanung sowie die Einführung eines aussagefähigenRechnungswesensund einer
betriebsgerechten Kalkulation waren mit der Einbeziehung der Druckerei Modenapark ein erster Schritt zur
Realisierung des von der MD-Verwaltungsorganisation vorgegebenenKonzepts über die Gestaltung der zentra-

146



len Druckerei. Durch den Ankauf einer Hochleistungs-Schneidemaschinemit einer Einlaufbreite von 115 cm
sowie durch die Skartierung nicht mehr wirtschaftlicher Maschinen konnte die für eine effiziente Organisation
notwendige Strukturbereinigungim Ansatz verwirklicht werden.

Viele der Zielvorgaben für das erste Betriebsjahr konnten aus finanziellen Gründen nicht erfüllt werden, wie
zum Beispiel der Ankauf eines für die Aufgabenbewältigung im Satzbereich unbedingt notwendigen Lichtsatz¬
gerätes mit ausreichender Speicherkapazitätund ausgefeilter Software oder die Transferierung der großen
Bogenoffsetmaschine vom Rathaus in die klimatisiertenRäume der Druckerei Modenapark.

Außer den entsprechend dem von der MD-VO erarbeiteten Konzept für das Betriebsjahr durchgeführten
Maßnahmen hat die Abteilung aus eigener Initiative wichtige organisatorische Verbesserungen durchgeführt. So
wurde durch die Verlagerung der Adressograph-Anlage vom Amtshaus Modenapark in das Rathaus eine
wesentliche Einsparung an Zeit (Verkürzung der Lieferzeit) und Transportkapazitäterreicht. Durch den Ankauf
einer Paketmaschine konnte der Engpaß beim Versand der Druckerzeugnisse weitgehend beseitigt werden. Die
nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten durchgeführten Service- und Reparaturarbeitenbewirkten eine
Verkürzung der maschinell bedingten Stehzeiten, die Ergänzung beziehungsweiseErneuerung des Bleisatzes
brachte eine Verkürzung der Satzzeiten und eine Verbesserung des Schriftbildesmit sich. Darüber hinaus
wurde durch den Ankauf einer kleinformatigen Dunkelraum-Kamera im Bereich der Reprophotographieeine
Steigerung des technischen Standards und der damit verbundenenVerkürzung von Produktionszeitenerreicht.

Im graphischen Betrieb der Abteilung wurden im Jahre 1981 Produkte im Gesamtwert von 6,9 Millionen
Schilling hergestellt. Es konnte somit eine Steigerung der Produktion gegenüber dem Jahre 1980 erreicht wer¬
den.

Zu den laufenden Arbeiten, wie der Herstellung der Stadtkarte 1 :2.000, der Behelfskarte1 : 5.000, von Plan¬
dokumenten und diversen thematischen Karten, wurden neue Aufgaben übernommen. Auf den Druck der
Diplome für die MD-Ehrenzeichenkanzleimuß besonders verwiesen werden, da diese Druckaufträge bisher an
Privatfirmen vergeben wurden. Durch die Eigenproduktionkonnten Budgetmittel in Millionenhöhe eingespart
werden.

Auf dem Gebiet der Kartographie lief die Herstellung neuer Produkte an, wie die Vorarbeiten zum Druck
des neuen, mehrfarbigen Feuerwehrplanes1 :3.000, des Luftbildplanes 1 : 10.000 — eine Reproduktion der
Originalbilder des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen— und die Herstellung eines mehrfarbigen,
computergezeichneten Bezirksplanes des 20. Bezirkes.

Auf Grund des finanziellen Engpasses bei der Vergabe von Lichtpausarbeiten wurde die Lichtpausanlage der
Abteilung bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit eingesetzt, wodurch es zwangsläufig zu längeren Wartezei¬
ten kam.

Der Mikrofilm fand im Jahre 1981 eine weitere Verbreitung. Die bestehenden Verfilmungsprojekte der Magi¬
stratsabteilungen26, 29, 30 und 38 sowie der Wiener Stadtwerke — Elektrizitätswerke und der Verkehrsbe¬
triebe wurden in verstärktem Ausmaß weitergeführt.

Im Bereich der Bibliothek wurde die Mikroverfilmung der abgelegten und jahrgangsweise zusammengestell¬
ten Fachzeitschriften auf 16-mm-Rollfilm weiter fortgeführt. Die Inhalte dieser verfilmten Zeitschriftenkönnen
dem Interessentenüber ein in der Abteilung aufgestelltes Bildschirmgerät zur Verfügung gestellt werden, wobei
die Möglichkeit der Anfertigung einer Kopie besteht. Darüber hinaus wurde im Bereich der technisch-wissen¬
schaftlichen Bibliothek für die Anschaffung sowohl von Fachliteratur (Bücher, Zeitschriften) als auch von
Normblättem, Gesetzen und anderen Vorschriften 629 888 S aufgewendet. Der Zugang an Büchern betrug im
Jahre 1981 222 Bände, davon kamen 38 durch unentgeltliche Überlassung in den Besitz der Abteilung. Somit
betrug der Gesamtstand am Jahresende 27.625 Bände beziehungsweise 15.624 Werke. Insgesamt2.346 Entleh¬
nungen konnten verzeichnet werden. In der Bibliothek der Abteilung liegen über 300 Fachzeitschriftenaus
diversen Sachgebieten(Bautechnik, Bauwesen, Architektur, Planung, Energietechnik, Umweltschutz, Maschi¬
nenbau usw.) auf und werden im Abonnement beziehungsweise als Tauschexemplar für die Fachzeitschrift der
Stadtbaudirektion„Der Aufbau“ bezogen. Vier Abonnements wurden neu bestellt, fünf nicht mehr erforderliche
storniert. Im Rahmen eines wöchentlichen, internen Austausches werden die Zeitschriftenan etwa zehn Inter¬
essenten, das sind Fachdienststellen und -referate usw., weitergegeben. Dadurch wird einem größeren, relevan¬
ten Personenkreis rasch aktuelle Information zugänglich gemacht. Die Fachzeitschriftenkönnen auch in der
Abteilung gelesen und gegebenenfalls entlehnt werden. Die Bibliothek bietet außerdem Zusammenstellungen
diverser Sachgebiete in Form eines Profildienstes(in Kopie) an. Damit werden besonders aktuelle Informatio¬
nen gezielt und rasch an entsprechende Interessengruppen vermittelt. Die Ö-Normen des Bauwesens und
andere wichtige Sachgebiete sind —soweit sie häufig angefordert werden —vorrätig. Da der Bedarf an Normen
ständig steigt, wurden für deren Beschaffung im Jahre 1981 250.000 S aufgewendet. Allerdings mußte festge¬
stellt werden, daß mit diesem gekürzten Betrag nur das notwendigste Auslangen gefunden werden konnte,
obwohl das ÖsterreichischeNormungsinstitut der Abteilung erhöhte Rabatte gewährt.

Bundes-, Reichs-, Staats- und Landesgesetze sowie verschiedeneRechts- und Vorschriftensammlungensind
in der Abteilung als Nachschlageexemplar vorhanden und können eingesehen werden. Für diese stehen Ver-
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zeichnisse beziehungsweise Indizes zur Verfügung. Von den „Arbeitsergebnissen der Geschäftsgruppe Stadtpla¬
nung“, die im Laufe des Jahres eingelangt sind, wurde ebenfalls eine Partie in der Bibliothek archiviert. Durch
das Inkrafttreten des neuen Mietenschutzgesetzes war im Herbst 1981 im Baueinlagenarchiv ein starker Anstieg
der Zahl an Einsichtnahmendurch Parteien zu verzeichnen. Die durchschnittliche Steigerungsrate betrug rund
28 Prozent.

Den technologischen und organisatorischenÄnderungen wurde auch auf dem Gebiet der betrieblichen
Sicherheit voll entsprochen. Mit dem Inkrafttreten des Bedienstetenschutzgesetzes1980 durch den MD-Frlaß,
MD-678-3/80, wurden die von der Abteilung schon Vorjahren gesetzten Aktivitäten auf dem Gebiet der Sicher¬
heit der Bediensteten auf eine neue, gesetzliche Basis gestellt. Im Jahre 1981 wurde ein weiteres Maßnahmen¬
paket verwirklicht, MA 20-242/80 vom 3. September 1980, das die Sicherheit am Arbeitsplatz erhöht und somit
die Leistungsfähigkeit des Druckereibetriebes auf einem konstant hohen Niveau erhält. Es ist vorgesehen, diese
Richtlinien jährlich zu überarbeiten und den gesetzlichen Bestimmungenanzupassen.

Flächenwidmungs - und Bebauungsplan
Eine wesentliche Tätigkeit der Abteilung umfaßt die Stadtteilplanungen  in den verschiedenen

Teilen des Stadtgebietes.
Auf Grund der positiven Erfahrungenmit der Beteiligung der Bewohner bei Stadtemeuerungsmaßnahmen

werden seit 1980 für ausgewählte Teilgebiete Stadtteilplanungendurchgeführt, die der Forderung nach einer
volksnahen Stadtplanung voll entprechen. Die interessierte Bevölkerung bekommt dadurch die Möglichkeit, vor
der öffentlichen Auflage von neuen bzw. geänderten Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen an der Gestal¬
tung ihres Gebietes mitzuwirken. Im Rahmen von zwei Informationsveranstaltungenkönnen Wünsche und
Vorschläge eingebracht werden. Erst wenn die zweite Informationsveranstaltung erfolgreich verlaufen ist, erfolgt
die nach § 2 der Bauordnung(BO) für Wien gesetzlich vorgeschriebene Behandlung des Flächenwidmungs- und
Bebauungsplanes, das heißt, die öffentliche Auflage durch vier Wochen.

Für den 17. Bezirk, den Bereich Heuberg, wurde die in den Vorjahren eingeleitete Stadtteilplanungfortge¬
führt. Das Ergebnis aus den Diskussionsveranstaltungen über Planungsvorschläge mit der Bevölkerung fand sei¬
nen Niederschlag in einem Antragsentwurfzum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, der dem Genehmi¬
gungsverfahren laut BO für Wien zugeleitet wurde.

Weitere Stadtteilplanungenwurden für folgende Bereiche ausgearbeitet:
10. Bezirk: Oberlaa und Unterlaa:
— Fertigstellung der Planungsvorschläge und Information der Bevölkerung in Form einer Ausstellung;
—Vorschläge zur Revitalisierung der alten Ortskeme, wie:
—Schutzzonenausweitunglaut § 7 der BO für Wien;

detaillierte Festsetzung im Flächenwidmungs- und Bebauungsplanin bezug auf Bauhöhe, Dachneigung
u. dgl.

14. Bezirk—Augustinerwald:
—Abstimmung der Planungsvorschläge mit den Fachdienststellen und den politischen Entscheidungsträgem;
— Fertigstellung der Planungsvorschläge und Diskussion mit der Bevölkerung;
—Einleitung des Begutachtungsverfahrensbzw. Ausarbeitung eines entsprechenden Flächenwidmungs- und

Bebauungsplanes.
Weiters wurden Entwürfe zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ausgearbeitet, um sie im Jahre 1982

als Stadtteilplanung der Bevölkerung vorzustellen.
21. Bezirk: Leopoldau
—Abstimmung der Planungsvorschläge mit den Fachdienststellen und den politischen Entscheidungsträgern;
— Fertigstellung der Planungsvorschläge und Erstellen eines Diskussionsplanes;
—Schutzzonenausweisung laut§ 7 BO für Wien;
—detaillierte Festsetzungen in bezug auf Gebäudehöhe, Dachneigungu. dgl.
23. Bezirk: Inzersdorf— Draschegründe
—Abstimmungder Planungsvorschläge mit den Fachdienststellen und den politischen Entscheidungsträgem;
— Fertigstellung der Planungsvorschläge und Diskussion mit der Bevölkerung:

Vorschläge zur Revitalisierung des Ortskemes Inzersdorf,
Erstellung einer Verkehrsorganisation für den Raum Wien-Süd,
Ausarbeitung eines Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes für die sogenannten Draschegründe.
Neben den laufenden Stadtteilplanungenwurden Vorarbeiten für weitere Teilgebiete eingeleitet, um diese in

den Folgejahren der Bevölkerung vorzustellen:
11. Bezirk: Simmering—Kaiserebersdorf
11. Bezirk.Albern
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13. Bezirk : Siedlung an der Tiergartenmauer
13. Bezirk : Friedensstadt
17. Bezirk : Dombach
20. Bezirk : Bereich Brigittaplatz
21. Bezirk : Groß -Jedlersdorf
22. Bezirk : Kaisermühlen.

Im Jahre 1981 wurde weiters wieder eine Vielzahl von Entwürfen zum Flächenwidmungs - und Bebauungs¬
plan erstellt und zum Teil auch bereits das Genehmigungsverfahren laut Bauordnung für Wien eingeleitet . Mit
diesen Entwürfen wird unter anderem auch die widmungsmäßige Vorsorge für den Ausbau der Wirtschaft
getroffen.

Als Beispiele seien folgende Entwürfe angeführt:
1. Bezirk : Bereich Getreidemarkt —Schillerplatz
2. Bezirk : Bereich nördlich Lassallestraße (Nordbahnhof)
7. Bezirk : Bereich Spittelberg
9. Bezirk : Porzellangasse —Währinger Straße —Aiserbachstraße

11. Bezirk : Bereich Simmeringer Hauptstraße
12. Bezirk : Bereich Tivoligasse —Schönbrunner Schloßstraße
12. Bezirk : Bereich Flurschützstraße —Amdtstraße
14. Bezirk : Bereich Mühlberg
14. Bezirk : Bereich Mauerbachstraße
15. Bezirk : Bereich nördlich Wienzeile —westlich Reindorfgasse
17. Bezirk : Bereich Neuwaldegg
19. Bezirk : Bereich „Grinzing Plan“—Überprüfung
20. Bezirk : Bereich Adalbert -Stifter -Straße
21. Bezirk : Bereich Großfeldsiedlung - Ostteil
22. Bezirk : Bereich südlich Stadlau —Aspern
23. Bezirk : Bereich Draschegründe
23. Bezirk : Bereich Kaltenleutgebener Straße.

Weiters wurden großflächige Bearbeitungen für Bereiche der Bezirke 3, 15, 17 und 20 eingeleitet , wobei mit
einer detaillierten Grundlagenerhebung begonnen wurde . Die Bearbeitungen werden sich über einen längeren
Zeitraum erstrecken . ■

Für den Bereich des Wienerberg -Geländes im 10. Bezirk wurde auf Grundlage des Ergebnisses des Ideen¬
wettbewerbes ein Entwurf für die Festsetzung des Flächenwidmungsplanes ausgearbeitet . Der Bebauungsplan
soll in den Folgejahren für jene Teilbereiche erstellt werden , für die konkrete Voraussetzungen zur Realisierung
bestehen.

In den Untersuchungsgebieten gemäß dem Stadtemeuerungsgesetz (STEG ) wurden die Arbeiten weiterge¬
führt , und zwar:

6. Bezirk „Gumpendorf“
— Erstellung eines Antragentwurfes zum Flächenwidmungs - und Bebauungsplan;
— Erstellung einer Broschüre über die Planungsergebnisse zur Übermittlung an den Herrn Bezirksvorsteher;
— Behandlung von Ansuchen um Ausnahme aus der Bausperre;
— stundenweise Gebietsbetreuung in Fragen des Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes.

7. Bezirk : „U 1r i c h s b e rg“
— Erstellung eines Antragentwurfes zum Flächenwidmungs - und Bebauungsplan;
— Erstellung einer Broschüre über die Planungsergebnisse zur Übermittlung an den Herrn Bezirksvorsteher.

9. Bezirk „Himmelpfortgrund“
— Durchführung einer Betriebserhebung;
— Ausarbeitung von Vorschlägen im Rahmen einer Stadtteilplanung;
— Durchführung der 2. Informationsveranstaltung — Diskussion der Planungsvorschläge und Einarbeitung der

Stellungnahmen;
— Erstellen eines Berichtes über die 2. Informationsveranstaltung;
— Erstellen von Vorschlägen für Maßnahmen im öffentlichen Bereich , für ein liegenschaftsbezogenes Emeue-

rungskonzept , für den Entwurf zum Flächenwidmungs - und Bebauungsplan und zur Abgrenzung von künf¬
tigen Assanierungsgebieten;

— Abstimmung der Planungsvorschläge mit den Fachdienststellen.
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12. Bezirk „W ilhelmsdorf“
— Durchführungder 2. Informationsveranstaltung— Diskussion der Planungsvorschläge und Einarbeitung der

Stellungnahmen;
— Erstellen eines Berichtes über die 2. Informationsveranstaltung;
— Behandlung offener Planungsfragen, wie Areal Pfannsches Bad, Areal der Wiener Verkehrsbetriebe im

Bereich Aßmayergasse—Längenfeldgasse und U-Bahn-Linie U 6 sowie Erstellung eines städtebaulichen Gut¬
achtens in Zusammenarbeitmit der MA 18 und der MA 19 für das Areal Pfannsches Bad;

— Fertigstellung der Vorschläge für Maßnahmen im öffentlichen Bereich, für ein liegenschaftsbezogenes
Emeuerungskonzept für den Entwurf zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan und zur Abgrenzung von
künftigen Assanierungsgebieten;

— Behandlung von Ansuchen um Ausnahme von der Bausperre.

15. Bezirk „Storchengrund“
— Erstellung eines Antragentwurfes zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan;
— Erstellung einer Broschüre über die Planungsergebnisse zur Übermittlung an den Herrn Bezirksvorsteher;
— Behandlung von Ansuchen um Ausnahme von der Bausperre;
—stundenweise Gebietsbetreuung in Fragen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes;

18. Bezirk „W ähring , südlicher Teil“
—Weiterbearbeitungder Planungsvorschläge als Stadtteilplanung;
— Erstellung von alternativen Vorschlägen für den Entwurf zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan;
— Behandlung von Ausnahmen von der Bausperre;
— Durchführungvon Bestandsaufnahmen für eine Gebietserweiterung.

Weiters wurde an Arbeitsgesprächenim Rahmen der Gebietsbetreuung des gemäß § 1 STEG festgesetzten
Assanierungsgebietes Ottakring teilgenommen.

Die Behandlung der mit dem Wohnbauprogramm der Stadt Wien verbundenen Fragen wurde fortgesetzt,
insbesondere in den Bereichen in 10, Puchsbaumgasse—Absberggasse, in 11, Simmeringer Hauptstraße(ehema¬
lige SGP-Gründe); in 14, Heschweg und in 21, Großfeldsiedlung wurden entsprechende Ausarbeitungen vorge¬
nommen bzw. Verfahren eingeleitet. Soweit Wohnbaufragen im Rahmen einschlägiger Wettbewerbebehandelt
wurden, erfolgte dies unter Mitwirkung und Mitarbeit(Vorprüfung) der Abteilung. Als Beispiele seien die Berei¬
che in 6, Wienzeile, in 19, Gräf-&-Stift-Gründe und in 23, Breitenfurter Straße genannt.

Die speziellen Fragen hinsichtlich Schul- und Hochschulstandortenwurden mit den zuständigen Dienststel¬
len der Stadt Wien und des Bundes in Arbeitsgesprächenbehandelt und die entsprechenden Ergebnisse auch
zum Teil bereits in Entwürfen zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ausgearbeitet.

Neben der Einschaltung und der Mitwirkung an allen Vorgängen, die mit den genannten Fragen Zusammen¬
hängen, war die Abteilung im Praterbeirat  bzw . in diversen Unterausschüssendesselben tätig. Weiters
wurde laufend an den Koordinationsgesprächen  im 21. und 22. Bezirk und in den Arbeits¬
kreisen  STEP -Siedlungsstruktur sowie Wohnbauplanungteilgenommen.

Das Gelände des alten Allgemeinen Krankenhausesim 9. Bezirk kann nach Verlegung der Räumlichkeiten
und Anlagen in das neuerrichtete Allgemeine Krankenhaus zum größten StadtemeuerungsgebietWiens wer¬
den. Um die bestmögliche Nutzung der freiwerdendenund bestehenden Objekte zu ermöglichen, soll unter
Berücksichtigungder gesamtstädtischen und bereichsspezifischen Gegebenheiten und Entwicklungen der
angrenzenden dichtbebauten emeuerungsbedürftigen Gebiete unter Einbeziehung der Bundesinteressenvon
der Stadt Wien und der Republik Österreich —vertreten durch das Bundesministeriumfür Bauten und Tech¬
nik —gemeinsam ein städtebaulicherIdeenwettbewerb mit internationaler Beteiligung ausgeschrieben werden.
Die Erarbeitung von Grundlagen für die Erstellung der Wettbewerbsausschreibungenund für die Durchfüh¬
rung des Wettbewerbes wurde 1981 fortgesetzt.

Eine Reihe baulicher Maßnahmen, die in den letzten Jahren entlang der Wagramer Straße vom Donauufer bis
zum Ortskem Kagran realisiert worden sind bzw. in naher Zukunft fertiggestellt sein werden, wie:

Ausbau der U-Bahn-LinieU 1,
Ausbau der Straßenbahnlinien17 und 25,
Ausbau der BundesstraßeB8 —Wagramer Straße,
Ausbau des InternationalenZentrums Wien, Vienna International Center (UNO-City),
Bundesamtsgebäude,
Donauzentrum und geplante Erweiterung,
Bau der Internationalen Schule und
Ausgestaltung des Freizeitraumes Neue Donau—Alte Donau,

führen zu einer Verbesserung der Standortqualitätfür städtische Nutzungen. Die Summe dieser positiven Fak¬
toren läßt eine verstärkte bauliche Entwicklung erwarten, die Stadtstruktur und Stadtbild beeinflussen wird.
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Die Stadt Wien beabsichtigt daher , mit der Durchführung eines städtebaulichen Ideenwettbewerbes für einen
Teilbereich des 22.Bezirkes „Donaustadt 2000“ Ideen und zusätzliche Entscheidungshilfen für eine langfristige posi¬
tive Steuerung der künftigen Entwicklung zu erlangen , wobei bestehende Nutzungsansprüche entsprechend
berücksichtigt werden und künftige Nutzungen in einer ausgewogenen Gesamtsicht erarbeitet werden sollen.

Anregungen aus dem Wettbewerbsergebnis sollen in
mittel - bis langfristige Leitbilder der Stadt , der Bezirksentwicklung - und Stadtteilplanung einfließen sowie bei
der Abänderung bzw. Neufestsetzung des Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes berücksichtigt werden.
Unter mittelfristig wird ein Zeitraum von fünf bis zehn Jahren , unter langfristig ein solcher über 20 Jahre ver¬
standen.

Mit Schreiben der Bundesingenieurkammer vom 22.Juni 1981 wurde der Wettbewerb freigegeben . Die Ein¬
schreibung der Wettbewerbsteilnehmer erfolgte ab 1. September . Zur Teilnahme am Wettbewerb sind alle Per¬
sonen berechtigt , die die aufrechte und ruhende Befugnis eines Architekten bzw. eines Ingenieurkonsulenten
für Raumplanung besitzen und ihren Kanzleisitz in Österreich haben . Die Abgabe der Wettbewerbsprojekte ist
mit dem Datum vom 29. Jänner 1982 festgelegt . Mit einem Ergebnis des Wettbewerbes ist im April 1982 zu
rechnen.

Auf dem Weg zur Schaffung eines geeigneten EDV -Systems für die Belange des Flächenwidmungs - und
Bebauungsplanes , das durch Flächenbilanzierung zwischen Bestand , Widmung und Planungsvarianten Ent¬
scheidungsgrundlagen schafft , konnten im Jahre 1981 weitere Schritte gesetzt werden . Das dieser Zielsetzung
zugrunde liegende Projekt „Räumliches Bezugssystem Wien “ wurde für die Zwecke der Großzählung 1981 ein¬
gesetzt . Die Korrektur - und Änderungsdaten , die sich während der Phasen der Zählungsvorbereitung , der Zäh¬
lung selbst und der Zusammenstellung der Zählungsergebnisse in den Bezirksämtern ergaben , wurden von der
Abteilung in den Adreßteil dieses Bezugssystems ebenso eingearbeitet wie die Korrekturen , die sich bei der
Erfassung der hausweisen Sammeldaten (Personenzahl , Wohnungsanzahl , Zahl der Haushalte , Betriebsstätten¬
zahl) in der MD -ADV ergaben . Mit den nun aus der Großzählung zu erwartenden Ergebnissen , die durch das
Projekt „Räumliches Bezugssystem Wien “ den Zusammenhang zwischen Einzeladreßdaten und den statistischen
Einheiten , wie Straßenabschnitt , Baublock , Zählgebiet und Zählbezirk , erhalten , konnte in Verbindung mit den
nachstehenden zusätzlichen im Jahre 1981 getroffenen Entscheidungen bzw. teilweise schon realisierten weite¬
ren Projekten ein wesentlicher Schritt mit der Zielsetzung , eine Flächenbilanz zu erstellen , getan werden . In
Zusammenarbeit mit der MA 41 wurden , aufbauend auf die Blockstruktur des „Räumlichen Bezugssystems “,
Nutzungseinheiten gebildet . Die Daten aus Bildfluginterpretationen liegen bereits vor, die entsprechenden plan-
lichen Unterlagen werden Anfang 1982 der Abteilung zur Verfügung stehen . Bei der Erstellung der Stadtkarte
mit der graphischen Datenverarbeitung konnte erreicht werden , daß der Bebauungsplan parallel dazu aufge¬
nommen wird . Für die Berechnung der Bebauungsdichte (Geschoßflächenzahl ) mit Hilfe der EDV wurde ein
Pilotprojekt initiiert . Als wesentliche Neuerung und Verbesserung darf jedoch der neue Änderungsdienst für die
Fortführung der Daten des „Räumlichen Bezugssystems “ bezeichnet werden . Die Fortführung , die bisher perio¬
disch mit Bildflügen erfolgte , kann nunmehr in Zusammenarbeit mit der bei der MA 18 in Errichtung befindli¬
chen Gruppe für das Projekt Koordination der Maßnahmen im Straßenbereich täglich durchgeführt werden.

Von den im Jahre 1981 an den Gemeinderat bzw. an die örtlich zuständige Bezirksvertretung seitens der
Abteilung gestellten 43 Anträgen betrafen 22 Anträge die Abänderung bzw. Neufestsetzung des Flächenwid¬
mungs - und Bebauungsplanes , wobei in einem Antrag davon auch eine Schutzzone gemäß § 7 (1) BO für Wien
festgesetzt wurde . 21 Anträge hatten die Verhängung der Bausperre bzw. deren zeitgerechte Verlängerung zum
Inhalt.

Dem Fachbeirat für Stadtplanung wurden in zehn Sitzungen 45 Entwürfe vorgelegt , die entweder Abände¬
rungen bzw. Aufhebungen und Neufestsetzungen des Flächenwidmungs - und Bebauungsplanes oder die Ver¬
hängung einer zeitlich begrenzten Bausperre zum Ziele hatten . Seitens der Abteilung wurden alle Büro¬
geschäfte , die für die Tätigkeit des Fachbeirates für Stadtplanung erforderlich sind , gemäß der Geschäftsordnung
des Magistrates der Stadt Wien abgewickelt.

Für die von der MA 7 im Wege des Gemeinderatsausschusses für Kultur und Bürgerdienst verfügbaren Neu¬
benennungen von Verkehrsflächen bzw. Umbenennungen solcher wurden 41 Ansuchen behandelt , von denen
31 einer amtlichen Benennung zugeführt werden konnten.

Der MA21 wurden 3.088 Ansuchen um Bekanntgabe der Bebauungsbestimmungen von der Baubehörde
(MA 35 und 37) zur Behandlung zugeleitet . 791 Ansuchen bzw. Anfragen von Privaten und von Dienststellen,
den Flächenwidmungs - und Bebauungsplan betreffend , wurden untersucht und behandelt.

Auf Grund des Wohnungsverbesserungsgesetzes wurden 13.564 Ansuchen von Hauseigentümern und Mie¬
tern bearbeitet und an die MA 50 weitergeleitet . Weiters nahmen Vertreter der Abteilung an 282 Bauverhand¬
lungen als Amtssachverständige teil.
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Allgemeine baubehördliche Angelegenheiten
Wegen des umfassenden Aufgabenbereiches der Abteilung ist es nur möglich, die wichtigsten Probleme her¬

auszugreifen. Der Umfang der Tätigkeit besteht darin, daß die Abteilung das gesamte Stadtgebiet in baubehörd¬
licher Hinsicht zu betreuen und in diesem Zusammenhang die bautechnischen Bewilligungen für sämtliche
Großbauvorhaben, für alle Tankstellen, Ölfeuerungen, Aufzüge, für sämtliche Veranstaltungsstätten, ob kleine
Diskotheken oder große Theater sowie für alle gebrauchsabgabepflichtigen Gegenstände, die sich unter, auf oder
über der Straße befinden, zu behandeln hat. Darüber hinaus werden die technischen Belange im Zuge der
Grundabteilungensowie die Sachverständigentätigkeit im U-Bahn-Bau wahrgenommen. Weiters ist die Abtei¬
lung zuständig für die Behandlung sämtlicher schall- und wärmeschutztechnischenund statischen Belange
sowie sämtlicher Zulassungen für neue Baustoffe und Bauarten. Durch diese letztgenannten Tätigkeiten ist die
Verbindung mit den anderen Bundesländern hergestellt, wobei die Abteilung das Land Wien im Bundesländer¬
ausschuß vertritt. Außerdem ist besonders für die Koordinierungder Baumaßnahmen innerhalb von ganz Öster¬
reich die Mitwirkung an den verschiedensten Önormenausschüssenvon entscheidenderBedeutung.

Die in den letzten Jahren begonnenen Großbauvorhaben wurden teilweise im Jahre 1981 ihrer Verwendung
zugeführt. Im Hinblick auf das ständig steigende Sicherheitsbedürfnis wurde die Überprüfung aller technischen
Einrichtungenwesentlich intensiviert. Dadurch war es möglich, in einzelnen Fällen im Einvernehmenmit dem
Bauwerber eine nachträgliche weitgehende Anpassung an den heutigen Sicherheitsstand, insbesondere in brand¬
schutztechnischerHinsicht, zu erreichen.

Eine wichtige Grundlage für die brandschutztechnischeBehandlung waren unter anderem auch die vor zwei
Jahren auf Grund des Brandes im Hotel Augarten von der Abteilung im Einvernehmen mit der Kammer der
gewerblichen Wirtschaft erstellten Brandschutzrichtlinien für die Beherbergungsbetriebe. Diese Grundlage wird
nicht nur in Wien verwendet, sondern hat auch in den übrigen Bundesländern Verbreitung gefunden. Bei Kon¬
trollen von Hotelbetriebenwerden diese Bestimmungen in analoger Weise angewendet.

Die Wichtigkeit sowie die technische Notwendigkeit für die Erstellung dieser Richtlinien innerhalb des Lan¬
des Wien zeigen sich auch darin, daß diese nunmehr durch das Bundesministeriumfür Handel, Gewerbe und
Industrie als Grundlage für die Erstellung einer bundesweiten einheitlichen Richtlinie für die Sachverständigen
im Gewerbeverfahren herangezogen werden.

In diesem Zusammenhang darf darauf hingewiesen werden, daß die von der Abteilung aus sicherheitstechni¬
schen Gründen erarbeiteten Richtlinien für Boden-, Wand- und Deckenbelägein diese Unterlagen Eingang
gefunden haben. Ergänzend dazu muß festgestellt werden, daß das Sicherheitsdenken in ganz Österreich
wesentlich zugenommen und daß das Normungsinstitut sich ebenfalls mit diesen Arbeiten beschäftigt hat.
Unter maßgeblicher Mitwirkung von Vertretern der Abteilung wurden die Normen B 3810 „Brandverhalten von
Ausstattungsmaterialien, Prüfung von Bodenbelägen“ bzw. B 3820 „Brandverhaltenvon Ausstattungsmateria¬
lien, Prüfung von Vorhängen“ erarbeitet. Diese Normen dienen einer objektiven Beurteilung aller Textilien und
Materialien, die in Beherbergungsbetrieben zu einem hohen Prozentsatz zur Verwendung gelangen.

Von den Großbauvorhaben wurden im Jahre 1981 die Pensionsversicherungsanstalt in 2, Engerthstraße 153,
und im Bereich der Überbauung des Franz-Josefs-Bahnhofes das Technische Zentrum der Creditanstalt-Bank-
verein (CABV) fertiggestellt. Für diese beiden Anlagen wurden nach umfangreichenVorbereitungenund Über¬
prüfungen die Endbenützungsbewilligungenerteilt.

Der letztgenannte Komplex enthält an der Seite zum Julius-Tandler-Platz neben den Büroräumen für die
CABV auch bahneigene Anlagen sowie eine Garage für rund 600 Personenkraftwagen. Die im angrenzenden
Bebauungsbereich entlang der Augasse bis zum LiechtenwerderPlatz in Bau befindlichen Gebäude zur Unter¬
bringung der Wirtschaftsuniversitätund des Instituts für Zoologie wurden laufend überwacht. Sich aus dem
Baugeschehen ergebende Änderungen wurden einer behördlichen Bewilligung zugeführt. Die Inbetriebnahme
dieser Gebäude ist für das Jahr 1982 vorgesehen.

Die Straßenverbindungenzwischen dem Liechtenwerder Platz und der Spittelauer Lände wurde im Rohbau
hergestellt. Die nördlich angrenzend an diese Straßenverbindung geplante Errichtung eines Bundesamtsgebäu¬
des wurde durch Bewilligung und teilweise Errichtung der sogenannten Basisplatte, also der Überbauungdes
Gleisbereiches, vorbereitet. Die zahlreichen Nebenmaßnahmen, wie die Errichtung von Ersatzgebäuden für den
Bundesbahnbetrieb und die teilweise provisorische Unterbringung abgesiedelter Betriebe, waren gleichfalls den
Vorbereitungsarbeiten zuzuordnen.

Im Bereich des Wiener Internationalen Amtssitz- und Konferenzzentrumswurden Restbereichedes Park¬
deckes P 3, das bereits als Vorleistung für das geplante Konferenzzentrum anzusehen ist, behandelt. Für das
geplante Konferenzzentrumselbst wurden über Ansuchen des Bauwerbers vorbereitende Verhandlungenabge¬
halten. So wurden insbesondere bereits während der Planung Kontaktgespräche über alle sicherheitstechni¬
schen Fragen durchgeführt. Im Hinblick auf die große Personenzahl mußte gewährleistet werden, daß ein
rasches und leichtes Verlassen des Gebäudes jederzeit möglich ist. Dies konnte durch Anordnung größerer im
Freien liegender Stauräume in den Obergeschossen und von im Freien liegenden Abgangsrampen erreicht wer-
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den. Durch diese laufende Abstimmung des Projektes im Zuge der Planerstellung mit der Behörde und durch
die laufende Kontaktnahme mit den Amtssachverständigen der Abteilung, der MA 68 und des Arbeitsinspekto-
rates war es möglich, das Projekt in baubehördlicherHinsicht so weit vorzubereiten, daß in einem verhältnis¬
mäßig kurzen Zeitraum die Schlußverhandlung im Jahre 1982 mit einem positiven Ergebnis abgewickelt wer¬
den kann. Als Ergebnis der gemeinsam erarbeiteten Stellungnahmenwurde aus sicherheitstechnischenGrün¬
den die Notwendigkeit ausgesprochen, entsprechende Baustoffe zu wählen und das Gebäude mit geeigneten
brandschutztechnischen Einrichtungen, wie Einbau einer Brandmeldeanlage, Anordnung von Steigleitungen
und teilweise Sprinklerungdes Gebäudes sowie die Installierung einer Zusatz- und Notbeleuchtung, zu verse¬
hen.

Auf dem Sektor des Krankenhausbaueswurden die Vorverhandlungenfür das Sozialmedizinische Zentrum
Ost weitgehend abgeschlossen, eine Abstimmung der sicherheitstechnischenAnforderungen konnte durchge¬
führt werden. Im Bereich des Wiener AllgemeinenKrankenhauses wurde das Bauvorhaben der „Erweiterungs¬
bauten Ost“ bewilligt. In diesen werden neben weiteren Instituten die wesentlichstentechnischen Einrichtun¬
gen für den gesamten Neubau des Wiener Allgemeinen Krankenhauses untergebracht werden. Zufolge des
bestehenden Hochhauses, dem Kern der Anlagen, und der beachdichen Tiefe der Baugrube mußten weitge¬
hende technische Sicherheitsvorkehrungengetroffen werden. Für das Hauptgebäude des Wiener Allgemeinen
Krankenhauses, den sogenannten Kern der Anlagen, ist es gelungen, nach rund 2jährigen Verhandlungen das
Genehmigungsverfahrender sogenannten „Technischen Sicherheit“ abzuschließen. Hiezu muß erläutert wer¬
den, daß die erste Baubewilligung aus dem Jahr 1972 stammt. Zufolge einer ersten Umplanung wurden die Bet¬
tenhäuser nicht in Stahlbeton, sondern in Stahlkonstruktionsbauweise errichtet.

Nach Übernahme der Leitung des Bauvorhabens durch die Allgemeine Krankenhaus Wien, Planungs- und
Errichtungs-Aktiengesellschaft(AKPE) nahmen die Abänderungen und Abweichungenvon der seinerzeitigen
Bewilligung ein beträchtliches Ausmaß an. Einvemehmlichmit anderen Dienststellenund dem Arbeitsinspek¬
torat wurde nach entsprechender rechtlicher Überprüfung festgelegt, daß jeweils abschnittsweisedie großen
Abänderungen, aber auch sicherheitstechnischeAnforderungen behandelt werden müssen. Die endgültige
detaillierte Raumunterteilungwurde auf einen späteren Zeitpunkt, nach Klärung aller Vorfragen, verschoben.

Auf Grund dieser Vorgangsweise ergab sich die Notwendigkeit, das Ineinandergreifen der einzelnen bewillig¬
ten Abschnitte zu überprüfen sowie die sicherheitstechnischen Maßnahmen grundsätzlich zu koordinieren.
Man kam hiebei auf Grund der zahlreichen Besprechungen und Verhandlungenzur Erkenntnis, daß eine mög¬
lichst weitgehende Angleichung der sicherheitstechnischenAnforderungenan den heutigen Stand der Wissen¬
schaft notwendig ist und daß, soweit es auf Grund des heutigen Baustandes noch möglich ist, eine derartige
Angleichung nachträglich durchgeführt werden muß. Die Schwierigkeiten, die sich bei der Durchführungdieser
Verfahren ergaben, waren beachtlich. Trotzdem ist es gelungen, mit der vorerwähntenabschließendenBewilli¬
gung der sogenannten „Technischen Sicherheit“ einen Stand des Verfahrens zu erreichen, der es ermöglicht,
weitere Detailbewilligungen zu erteilen, aber auch das noch nicht abgeschlossene sanitätsbehördliche Verfahren,
in welchem die Abteilung als Amtssachverständigertätig ist, nunmehr durchzuführen. Diese Vorgangsweise
wurde auch von allen Kontrollinstanzenpositiv bewertet und in Kontrollberichtenausdrücklich erwähnt.

Die Tätigkeit der Abteilung beschränkt sich jedoch nicht nur auf Nutzbauten, sondern umfaßt als weitere
Schwerpunkte auch die Behandlung verschiedener Wohnbauvorhaben. Sie gliedert sich im wesentlichen in zwei
Gruppen, und zwar in die Bebauung größerer, bisher unbebauter Liegenschaften, meistens für größere Wohn¬
hausanlagen, und in die Bebauung kleinerer Baulücken im dicht bebauten Gebiet. Im ersteren Fall sind immer
häufiger Bedenken der Anrainer hinsichtlich einer zu befürchtenden Lärm- und Geruchsbelästigungzu ver¬
zeichnen, was zu einer Erschwernis der Verhandlungstätigkeit, zu einer Verzögerung bei der Erteilung der Bau¬
bewilligung, in Einzelfällen sogar zu einer Verhinderungder geplanten Bebauung führen kann.

Bei der Bebauung von Einzelliegenschaften im dicht bebauten Gebiet sind insbesondere die Schwierigkeiten,
die sich aus der örtlichen und teilweise oft beengten Lage ergeben, zu überwinden. Weiters sind eine Überein¬
stimmung und Anpassung im Sinne des Denkmal- und Ensembleschutzes zu berücksichtigen. Dabei kann auch
die Unterbringung der gesetzlich erforderlichen Stellplätze zu beachtlichen Schwierigkeitenführen. Diesem
Bereich muß man auch Arbeiten zuordnen, die zur Verbesserung des Wohnwertes erfolgen und die durch die
günstige Finanzierungüber das Wohnungsverbesserungsgesetzimmer häufiger werden. So werden bei zahlrei¬
chen Altwohnhäusem sowohl innerhalb von Gebäuden als auch in Zubauten Aufzüge eingebaut. Die oft engen
Platzverhältnissesowie die Probleme eines ausreichenden Schallschutzessind bei den Ermittlungsverfahren
genauestens zu beachten und zu berücksichtigen.

Unter den Bewilligungen für nicht städtische Wohnbauvorhaben ist die für den dritten Hochhausblockdes
Wohnparkes Alt-Erlaa im 23. Bezirk zu nennen, womit der letzte Bauabschnitt dieses größten genossenschaft¬
lichen Bauvorhabens im Raume Wiens bewilligungsmäßig zum Abschluß gebracht wurde.

Auf dem Sektor des Veranstaltungswesens stehen derzeit zwei Probleme in Diskussion. Einerseits soll die
Freiheit der Veranstalter nicht eingeschränktund die Durchführung von Veranstaltungenin den verschieden¬
sten Räumlichkeiten, aber auch im Freien ermöglicht, andererseits die Sicherheit nicht beeinträchtigt werden.
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Bei jedem Unfall, der sich in anderen Staaten Europas, aber auch in der ganzen Welt oft mit zahlreichen
Toten ereignet, wird die Baubehörde von der Öffentlichkeitund den Massenmedien vor die Frage gestellt, ob
derartige Unfälle auch im Bereich der Stadt Wien möglich sind bzw. welche Vorsichtsmaßnahmenvon der
Behörde getroffen werden, um nach menschlichemErmessen derartige Unfälle auszuschalten.

Diese Fragen sind aber nicht generell zu beantworten, da Veranstaltungen in den verschiedenstenBereichen,
wie Kino, Theater und Diskotheken, stattfinden, aber auch in verschiedenenFormen wie als Sportveranstaltun¬
gen oder Kleinveranstaltungen auf der Straße und dgl. Hinsichtlich der Freiheit der Veranstaltungen wurde ein
weiterer Schritt durch die Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzesmit LGB1. für Wien Nr. 17/1981
gesetzt.

Durch diese Abänderung wurde insbesondere eine Regelung für musikalische Darbietungen auf öffentlichen
Plätzen getroffen. Mit der Verordnung wurde die Verwendung der vorwiegend dem Fußgeherverkehr vorbehal¬
tenen Flächen im Freien durch die vorgenannten Darbietungen festgelegt. Hiebei sind jedoch eine möglichst
geringe Belästigung der umliegenden Anrainer und die Aufrechterhaltungder öffentlichen Ordnung zu gewähr¬
leisten und somit entsprechende Benützungsbedingungenfestzulegen.

In vielen Räumlichkeiten, die früher nicht als Veranstaltungsstättenvorgesehen waren, werden nunmehr auf
Grund der „Nostalgiewelle“ und Traditionsgebundenheit Veranstaltungen durchgeführt. An einem Beispiel
möge dies erläutert werden: Wenn im Schloß Schönbrunn oder in verschiedenen Palais nunmehr Vorträge,
Konzerte, Ballveranstaltungen durchgeführt werden sollen, so ist es aus Sicherheitsgründenselbstverständlich
notwendig, auch zusätzliche Sicherheitseinrichtungenvorzusehen, ln diesen Fällen den richtigen Weg zwischen
der notwendigen Herstellung dieser Sicherheitseinrichtungenund der Erhaltung des Gebäudes im ursprüng¬
lichen Zustand im Sinne des Denkmalschutzeszu finden, ist meist nicht leicht und erfordert viele Verhandlun¬
gen sowie entsprechendeUmsicht.

Durch die große Zahl der Veranstaltungen ist es auch notwendig geworden, die Überwachungstätigkeit
wesentlich zu intensivieren, da im allgemeinen die Veranstalter nicht die Kenntnisse und das Verständnis für
Sicherheitsmaßnahmenbesitzen. Somit ist in dieser Hinsicht eine oftmalige, manchmal auch eine ständige
Kontrolle erforderlich. Dazu treten gerade bei den Genehmigungen von Veranstaltungenimmer wieder Ter¬
minproblemeauf, da die Ansuchenden meist erst in letzter Sekunde wissen, welche Materialien, welche Ausstat¬
tungen und oft auch welche Räumlichkeitenverwendet werden sollen. Die Bewältigung dieser Terminschwie¬
rigkeiten ist oft zum Teil nur durch den besonderen persönlichen Einsatz der Bediensteten möglich.

Als bedeutendstes Ereignis im Theaterbereichwar die Wiederinbetriebnahmedes in den letzten Jahren zur
Gänze renovierten und teilweise umgebauten Volkstheaters anzusehen. Die Überprüfungen und die Erteilung
der neuen Eignungsfeststellung konnten trotz des großen Arbeitsaufwandes zeitgerecht abgeschlossen werden.
Im Rahmen der Veranstaltungen der Wiener Festwochen sei insbesondere auf das Clown-Festival auf der Jesui¬
tenwiese und auf das Folk-Festival auf der Donauinsel, Abschnitt Süd, verwiesen.

Auf dem Kinosektor haben sich in den letzten Monaten und Jahren gravierende Veränderungenergeben. Die
Einrichtungender Kinocenter, wie sie im Ausland bereits seit längerer Zeit bestehen, kamen auch in Wien zum
Tragen. Es wurden vier Wiener Kinos zu Zentren umgebaut, wobei sich in jedem nun mehrere Kinosäle befin¬
den. Diese bringen den Vorteil mit sich, daß neben Rationalisierungsmaßnahmendurch Einsparung von Perso¬
nalkosten und Einsatz neuer Geräte eine bessere Überblickbarkeit durch die Verantwortlichenmöglich ist. Für
die Abteilung, die für die technischen Sicherheitseinrichtungenin den Kinos und für die Erteilung der Bewilli¬
gungen verantwortlich ist, war es in diesem Fall wichtig, für die Genehmigung einen Weg zu finden, auf Grund
von Ausnahmebewilligungendie Errichtung der Zentren zu ermöglichen und gleichzeitig die Sicherheit der
Besucher voll zu gewährleisten.

Die Überprüfung von Kellertheatem, Ballveranstaltungsstätten, Tanzlokalen, Diskotheken und Varietes
wurde weiter intensiviert. Obwohl die überwiegende Zahl dieser Überprüfungennur in den Abend- und Nacht¬
stunden vorgenommenwerden kann, wurden 88 solche Kontrollen durchgeführt. Generalproben in Großthea-
tem wurden 41 abgenommen, außerdem rund 1.000 Kinoüberwachungendurchgeführt. Die vermehrte Uber-
wachungstätigkeit brachte es mit sich, daß auch zahlreiche Beanstandungen behandelt und Strafanträge gestellt
werden mußten. In besonders krassen Fällen von Sicherheitsübertretungenmußte auch die Sperre von Lokalen
ausgesprochenwerden. Diese vermehrte Tätigkeit, die der Sicherheit der Besucher von Veranstaltungsstätten
dient, fand auch in den Medien einen positiven Widerhall.

Veranstaltungsstättenjeder Art sind aber nicht die einzigen Überprüfungsbereiche, die die Abteilung zu
behandeln hat. Ein wesentliches weiteres Aufgabengebiet besteht darin, daß im Zuge sämtlicher Bauführungen,
die sich im Lande Wien ergeben, auf Grund des § 127 der Bauordnung für Wien die Fundament-, Eisen- und
Rohbaubeschauten durchzuführen sind. Um den Umfang dieses Arbeitsbereiches zu dokumentieren, seien
einige wenige Zahlen angegeben. So wurden an Fundament-, Eisen- und Rohbaubeschautensowie Punzierun-
gen von Würfelproben insgesamt 6.927 durchgeführt. Weiters wurden 862 Überprüfungen von Bauvorhaben
hinsichtlich des Wärme- und Schallschutzes vorgenommen.

Im Jahre 1981 zeichnete sich weiterhin der Trend ab, daß die Verwendung von Fertigteilelementen im
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Zunehmen begriffen ist, da derartige Elemente nicht nur wie bisher bei Großbauvorhabenverwendet werden,
sondern jetzt auch bereits bei kleineren Bauvorhaben zum Einsatz kommen. Da diese Elemente zum Teil in
den umliegenden Bundesländernhergestellt und zum Einbau nach Wien gebracht werden, ist es erforderlich,
die Beschauten auch in den Herstellerwerkendurchzuführen.

Bei der Erstellung der Neubauten werden in zunehmendem Maße neue Baustoffe, aber auch neue Bauweisen
zur Anwendung gebracht. Diese neuen Anwendungsmethodenkönnten aber bei der Durchführungvon Baube¬
willigungsverfahren durch die verschiedenenbaubehördlichenAbteilungen zu unterschiedlichenAuslegungen
und Erledigungenführen, wenn nicht eine Vereinheitlichungdurch die Erstellung von Zulassungen für neue
Baustoffe und Bauweisen erfolgen würde.

Die Entwicklung einer derartigen Zulassung ist in der Erledigung, wie sie im Amtsblatt der Stadt Wien zum
Ausdruck kommt, kaum abzuschätzen. So sind weitgehend Vorarbeiten zu leisten, müssen verschiedenePrüf¬
programme kontrolliert werden und sind auch Versuche als Grundlage für die Zulassungen erforderlich.

Da aber die Vereinheitlichungder Herstellungennicht nur auf Wien beschränkt ist, sondern selbstverständ¬
lich die gleichen Materialien, zum Teil aber auch die gleichen Bauweisen und Fertigteile in anderen Bundeslän¬
dern verwendet werden, ist es erforderlich, über die Bauordnungsbestimmungen, die in den einzelnen Bundes¬
ländern unterschiedlich sind, hinausgehend zu versuchen, eine Koordinierung der Maßnahmen mit den maß¬
geblichen Personen in den einzelnen Bundesländern zu erzielen. Dies geschieht zum Teil durch Kontakte, die
im Bundesländerausschuß für die Beurteilung neuer Bauweisen gegeben sind. In diesem Bundesländerausschuß
ist die Stadt Wien durch die Abteilung vertreten.

Aus der umfangreichen Zulassungstätigkeit in Wien resultiert, daß die anderen Bundesländer sich eng an die
EntscheidungenWiens anlehnen und daß in einigen Bundesländerndie Zulassungen sogar voll übernommen
werden, da sie keine eigene Zulassungsbehördehaben.

Ein weiterer Punkt einer möglichen Zusammenarbeitmit den anderen Bundesländern ergibt sich durch die
Tätigkeit der verschiedenen Fachausschüsse des Normungsinstitutes. Die Abteilung ist in zahlreichen techni¬
schen Fachausschüssen durch ihre Mitarbeiter vertreten und somit auf diesem Gebiet ebenfalls in der Lage, ihr
Wissen, ihre Erfahrungen und ihr Können der Allgemeinheitzunutze zu machen. So ist es wichtig, dieses Wis¬
sen, das in langjähriger Arbeit gesammelt wurde, allen Magistratsbedienstetenin technischer Verwendung zu
vermitteln. Dies geschieht in letzter Zeit in vermehrtem Umfang durch die Abhaltung von verschiedenen Ver¬
anstaltungen der Verwaltungsakademie, wobei die Vortragenden aus den Reihen der Abteilung kommen.

Die bereits seit längerer Zeit geführten Gespräche bezüglich der Koordinierungder Maßnahmen im Straßen¬
bereich wurden auch im Jahre 1981 fortgesetzt. So wurden im Einvernehmen mit den anderen zuständigen
Abteilungen weitere Fortschritte erzielt, außerdem konnte die Aufstellung der Grundinformationenfür mehrere
Bezirke durchgeführt werden.

In diesem Zusammenhang und zur Vereinfachung für die zukünftige Arbeit der Gruppe Gebrauchserlaub¬
nisse wurde die in dieser Gruppe installierte EDV-Anlage probeweise in Betrieb genommen. Diese dient
einerseits zur Neubemessungder Gebrauchsabgaben, mit der im Jahre 1982 begonnen werden wird, anderer¬
seits wird durch sie ab dem Jahre 1982 die gesamte Protokollierung aller Aktenstückevorgenommen.

Die in der zweiten Jahreshälfte 1981 zur Verfügung gestellten zusätzlichen Bediensteten wurden sowohl auf
dem gesetzlichen als auch dem EDV-mäßigen Sektor eingeschult, damit mit Inkrafttreten der Gebrauchsabga¬
begesetz-Novelle ihr sofortiger Einsatz möglich wird und die mit der Neubemessung zusammenhängendenPro¬
bleme in möglichst kurzer Zeit zu einem Abschluß gebracht werden können.

Vorausblickend wurde bei der Erstellung der EDV-Programme auch auf die beabsichtigte Zusammenziehung
der gesamten Abteilung in einem Gebäude Rücksicht genommen und das Programm so ausgelegt, daß die Vor¬
arbeiten der gesamten Abteilung dienlich sind. Durch die EDV-mäßige Erfassung aller gebrauchsabgabepflichti¬
gen Gegenstände wird es in Hinkunft auch möglich sein, ohne größeren Personaleinsatz eine notwendige Ver¬
änderung in kürzester Zeit durchzuführen.

Folgende Gesetze und Verordnungensind von den Bediensteten der Abteilung wahrzunehmen:
Bundesgesetzliche Regelungen:
Bundesgesetz vom 21.Jänner 1981, mit dem das Gebührengesetz1957 geändert wird, BGBl. Nr. 48/1981.
Verordnung des Bundesministeriumsfür Bauten und Technik vom 27.Jänner 1981, mit der die Dampfkes¬

selverordnunggeändertwird, BGBl. Nr. 132/1981.
Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 24. März 1981, mit der die Dampfkesselver¬

ordnung abgeändert wird, BGBl. Nr. 181/1981.
Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11.Juni 1981 über die Kennzeich¬

nung der Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge, BGBl. Nr. 287/1981.
Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 4.Juni 1981 über die Normalisierung, Typi¬

sierung und Sicherheit elektrischer Betriebsmittel und Anlagen sowie sonstiger Anlagen im Gefährdungs- und
Störungsbereich elektrischer Anlagen (2. Durchführungsverordnung [1981] zum Elektrotechnikgesetz),
BGBl. Nr. 325/1981.
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Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 24. September 1981 über die Verbindlicherklä-
rung von ÖNORMEN über Bauvorschriften für Krane und Windwerke sowie über Betriebs- und Wartungsvor¬
schriften für Krane, BGBl. Nr. 505/1981.

Bundesgesetz vom 15. Dezember 1981, mit dem die Gewerbeordnung 1973 geändert wird (Gewerbeord¬
nungs-Novelle 1981), BGBl. Nr. 619/1981.

Landesgesetzliche Regelungen:
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 22. Dezember 1980, mit der in Durchführung des Wohnbau¬

förderungsgesetzes 1968 über die Gewährung von Darlehen an Stelle von Eigenmitteln nähere Bestimmungen
festgesetzt werden, LGB1. für Wien Nr. 1/1981.

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 22. Dezember 1980 zur Durchführung des Datenschutzgeset¬
zes(Wiener Datenschutz verordnung —WDSV), LG Bl. für Wien Nr. 4/1981.

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 13.Jänner 1981, mit der die angemessenen Gesamtbaukosten
je Quadratmeter und die normale Ausstattung der geförderten Baulichkeiten festgelegt werden, LGB1. für Wien
Nr. 6/1981.

Gesetz vom 12. Dezember 1980, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird (Bauordnungsnovelle
1980), LGB1. für Wien Nr. 11/1981.

Verordnung der Wiener Landesregierungvom 17. Februar 1981, mit der nähere Vorschriften über die
Beschaffenheit der Gehsteige und ihrer baulichen Anlagen erlassen werden, LGB1. für Wien Nr. 14/1981.

Gesetz vom 27. März 1981, mit dem das Wiener Veranstaltungsgesetzgeändert wird, LGB1. für Wien
Nr. 17/1981.

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 9.Juli 1981, mit der die Verordnung betreffend die Anerken¬
nung Technischer Richtlinien für Einrichtung, Änderung, Betrieb und Instandhaltung von Niederdruck-Gas-
anlagen(ÖVGW-TR Gas 1975) geändert wird, LGB1. für Wien Nr. 21/1981.

Gesetz vom 2. Juli 1981, mit dem das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm geändert wird, LGB1. für Wien
Nr. 25/1981.

Die Abteilung war wieder bemüht, in allen ihren Bereichen durch Mitarbeit an neuen Verordnungen und
Gesetzen, in Ausschüssen und besonders im Bundesländerausschuß eine Vereinheitlichungder baugesetzlichen
Bestimmungenzu erzielen. Diese Vereinheitlichungdient letzten Endes dem Bürger dieser Stadt, um sowohl
auf dem gesetzlichen als auch auf dem bautechnischen Sektor einen leichteren Überblick zu erhalten. Die
Abteilung ist auch bemüht, durch Informationen und die Beantwortung von Fragen aus den Bevölkerungskrei¬
sen die erforderliche Bürgemähe zu erreichen.

Als Musterbeispiel seien die Auskünfte bei verschiedenen Einbauten in bestehenden Gebäuden, die Aus¬
künfte über den Wärme- und Schallschutz und über brandschutztechnischeBelange genannt. Damit soll gleich¬
zeitig versucht werden, die Sicherheitseinrichtungenzu verbessern, den Brandschutz zu aktivieren und vor
allem die Bevölkerung von der Notwendigkeit technischer und behördlicher Maßnahmen zu überzeugen.

Technische Gewerbeangelegenheiten und Feuerpolizei
Die Abteilung hat mit 1.Jänner 1981 entsprechend der Änderung der Geschäftseinteilung des Magistrates

neue Agenden übernommen und trägt nun den Titel „Technische Gewerbeangelegenheitenund Feuerpolizei“.
Das Jahr 1981 ist hauptsächlich im Zeichen des Aufbaues der Abteilung gestanden, lediglich die Gewerbeange¬
legenheiten wurden, allerdings auf ganz Wien erweitert, kontinuierlichweitergeführt. So haben die Mitarbeiter
des DezernatesA, die mit diesem Aufgabengebiet betraut sind, an 1.893 gewerbebehördlichenVerhandlungen
als Amtssachverständige teilgenommen, 4.458 Stellungnahmen in diesen Verfahren abgegeben und 323 Über¬
prüfungen von Betrieben kommissioneil selbständig durchgeführt. Diese Überprüfungen dienen dazu, den
Schutz von Personen und in diesem Falle insbesondere den Schutz der Kunden und der Nachbarn zu gewähr¬
leisten und nachzuschauen, ob diesbezüglich alle Vorkehrungenund Maßnahmen getroffen wurden. Gerade die
letztere Tätigkeit konnte erst Mitte des Jahres allmählich aufgenommen werden, da bis zu diesem Zeitpunkt die
Mitarbeiter zur Führung eigener Verhandlungeneingeschult werden mußten. Da die Mitarbeiter des Dezerna¬
tes B der Abteilung nicht nur die elektrotechnischenbzw. gastechnischenGutachten bei Verhandlungenabzu¬
geben haben, sondern darüber hinaus auch als Behördenorgane selbsttätig sind, haben sie in diesem Rahmen im
Zuge von Ansuchen und Beschwerden 5.150 Überprüfungen durchgeführt, Stellungnahmen abgegeben
bzw. Bescheide erlassen. Auch in diesem Bereich konnte mit der behördlichen Tätigkeit erst nach Erstellen der
nötigen Unterlagen begonnen werden.

Zu den weiteren Agenden der Abteilung gehört die Überprüfung bestimmter Objektgruppen in feuerpolizei¬
licher Hinsicht. So wurden 206 Supermärkte in feuerpolizeilicher Hinsicht auf ihre Sicherheit zum Teil mehr¬
mals überprüft. Ebenso wurden vor Weihnachten 22 Kaufhäuser kontrolliert. Im Zuge dieser Aktionen mußte
sofort veranlaßt werden, daß Unzukömmlichkeitenabgestellt werden. Durch die neu konstituierte Hotelkom¬
mission wurden weiters 47 Beherbergungsbetriebein bezug auf die Erhöhung des Sicherheitsstandardsein-
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schließlich des Brandschutzes überprüft und hiebei die notwendigen Vorschreibungenin gewerbebehördlicher,
baubehördlicherund feuerpolizeilicher Hinsicht veranlaßt. Im Zuge der Maßnahmen für die Erhöhung des Si¬
cherheitsstandardsin Beherbergungsbetrieben hat die Stadt Wien Förderungsmittelbereitgestellt, wobei für 65
derartige Betriebe die erforderlichen technischen Überprüfungendurchgeführtwurden und die Betriebe darauf¬
hin die Förderungsmittelerhalten haben. Weitere 347 Objekte, wie zum Beispiel der Wohnpark Alt Erlaa, die
Polizeidirektion, die Landesbildstelle sowie Amtsgebäude, Pensionistenheime, Kindertagesheimeund einzelne
Museen, wurden ebenfalls nach dem Wiener Feuerpolizeigesetz kontrolliert. In 361 Fällen mußten Aufträge zur
Beseitigung von feuerpolizeilichen Ubelständen erteilt werden. Die Überprüfungweiterer Objektgruppen, wie
Gotteshäuser, Städtische Büchereien, Spitäler und Schulen, ist in Vorbereitung, doch müssen hiefür erst die nö¬
tigen Richtlinien erstellt werden. Bemerkt wird, daß diese Überprüfungenauch erst dann in Angriff genommen
werden können, wenn das noch fehlende Personal vorhanden und eingeschult ist. Derzeit sind noch vier Posten
der VerwendungsgruppeA vakant.

Viele Mitarbeiter sind auf Grund ihres Fachwissens in Gremien tätig, die nicht nur die Interessen der Stadt
Wien vertreten, sondern insbesonderedarauf Bedacht nehmen, daß durch Normungen die Umwelt geschützt
bleibt bzw. wird. Als Beispiel sollen der Arbeitskreis des ÖsterreichischenNormungsinstitutesüber Luftreinhal¬
tung und CO-Messungen in Garagen, der Österreichische Arbeitsring für Lärmbekämpfung(ÖAL), der Arbeits¬
kreis im Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz über Katastrophenmedizin, der Arbeitskreis im
Bundesministeriumfür Bauten und Technik über Belange des Elektrotechnikgesetzesund der Verband für
Elektrotechnik genannt werden, in die die Mitarbeiter der Abteilung als Amtssachverständige bzw. Beiräte inte¬
griert sind.

NachstehendeÄnderungen in der Gesetzgebunghatten Auswirkungenauf die Tätigkeit der Abteilung:
—Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 27.Jänner 1981, mit dem die Dampfkessel¬

verordnung geändert wird, BGBl. Nr. 132/1981.
—Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. März 1981 über die Mindest¬

vorschriften für die Einrichtung, Ausstattung und Betriebsführung von Gastgewerbebetrieben, BGBl.
Nr. 176/1981.

—Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11. Juni 1981 über die Kenn¬
zeichnung der Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge, BGBl. Nr. 287/1981.

—Gesetz vom 2.Juli 1981, mit dem das Gesetz zum Schutz gegen den Baulärm geändert wird, BGBl, für Wien
Nr. 25/1981.

Zusätzlich mußten aus Sicherheitsgründennoch Richtlinien erlassen werden, die von der Abteilung bei ihrer
Amtsdurchführungzu beachten waren. So ergingen Anweisungen, wie Messungen im bau- und gewerbebehörd¬
lichen Verfahren zu erfolgen haben, wie Genehmigungenvon Flüssiggasanlagen durchzuführensind, wie Über¬
prüfungen von städtischen und bundeseigenen Gebäuden nach dem Wiener Feuerpolizeigesetz zu geschehen
haben, wie die Sicherheitsbeleuchtungenin Pensionistenheimenauszuführen sind, ferner wie die Feuerbeschau
für Kindertagesheimeund Heime für Kinder und Jugendliche zu geschehen hat, wie die besondere Überwa¬
chung bestimmter gewerblicher Betriebsanlagen zu erfolgen hat und welche brandschutztechnischenAnforde¬
rungen an lüftungstechnische Anlagen zu stellen sind.

Schwierigkeiten bereitet die Handhabung des Gesetzes zum Schutz gegen den Baulärm, da Nachtarbeit nur
beschränkt erlaubt ist. Einerseits soll aber gerade in der heutigen Zeit die Arbeitsplatzsicherunggewährleistet
bleiben, andererseits sollen die Umgebung und insbesondere die Bevölkerung in der Nacht vor den Auswirkun¬
gen der Bauarbeiten geschützt werden.

Der Abteilung wurde für ihre Tätigkeit ein Textverarbeitungsgerät ganztägig zur Verfügung gestellt, da ohne
diese Hilfe Teile des Schriftgutes überhaupt nicht bewältigt werden könnten. Trotz des Textverarbeitungsgerä¬
tes muß zusätzlich das Schriftgut teilweise mit der Schreibmaschine geschrieben werden, weil der Umfang der
Schreibarbeiten in der Abteilung derartig groß ist, daß mit einem derartigen Gerät allein nicht das Auslangen
gefunden werden kann. Bedingt ist dies auch dadurch, daß unter anderem ungefähr 100 Drucksorten und For¬
mulierungshilfenerstellt werden müssen, wobei bereits 60 textverarbeitungsgerechtgeschrieben und gespei¬
chert wurden. Im Jahre 1982 sollen die restlichen Drucksorten und dergleichen textverarbeitungsgerecht herge¬
stellt und mit den Textverarbeitungsgerätenin den einzelnen magistratischenBezirksämternso abgestimmt
werden, daß sie auch dort ohne weiteren Zeitverlust abgerufen werden können. Dies bedingt aber in der Abtei¬
lung wieder eine kleine Umstellung, da die erstellten Formulare mit den SD-Nummern mit Codezahlen verse¬
hen werden müssen. Weiters steht der Abteilung ein Mikrofilmbetrachtermit Microfiches in der Kanzlei zur
Verfügung. Die Anlegung der Karteikarten bringt insofern eine Arbeitszeitverkürzung, als dadurch die Ident¬
adressen der einzelnen Liegenschaften im kurzen Weg festgestellt werden können.

Der Akteneinlaufbetrug im Jahre 1981 24.348 Stück, der Aktenauslauf 22.180 Stück, so daß ein Rückstand
von 2.168 Akten besteht. Dazu muß angeführt werden, daß die Abteilung noch immer im Aufbau begriffen ist,
sich aber bemüht, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die an sie gestellten Anforderungendurchzuführen.
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Baupolizei
Auf Grund des Erlasses vom 14.Jänner 1981, ZI. MD-334-22/79, ist eine Änderung der Geschäftseinteilung

für den Magistrat der Stadt Wien in Kraft getreten, entsprechend der die Abteilung mit Wirksamkeit vom
1.Jänner 1981 alle baubehördlichenAngelegenheiten, sofern diese nicht den MA 35 oder 64 Vorbehalten sind,
für das gesamte Stadtgebiet zu besorgen hat. Die innere Organisation der Abteilung ist unverändert geblieben.
Die Außenstellenfür die Bezirke 10 bis 19 und 21 bis 23 bleiben bis auf weiteres in den magistratischenBe¬
zirksämtern bestehen; die der Abteilung zukommenden Aufgaben für die Bezirke1 bis 9 und 20 werden in der
Zentrale der Abteilung in 17, Kalvarienberggasse 23, von zwei Dezernaten wahrgenommen.

Im Jahre 1981 traten wichtige Veränderungen in der Gesetzgebungin Kraft, auf die die Vertreter der Bau¬
behörde bei der Ausübung ihrer Tätigkeit zu achten haben:

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11.Juni 1981 über die Kennzeich¬
nung der Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge, BGBl. Nr. 287/1981.

Bundesgesetz vom 11. Juni 1981, mit dem das Wohnungsverbesserungsgesetzgeändert wird, BGBl.
Nr. 315/1981.

Bundesgesetz vom 12. November 1981 über das Mietrecht(Mietrechtsgesetz—MRG), BGBl. Nr. 520/1981.
Verordnung der Wiener Landesregierung vom 13.Jänner 1981, mit der die angemessenen Gesamtbaukosten

je Quadratmeterund die normale Ausstattung der geförderten Baulichkeiten festgelegt werden, LGB1. für Wien
Nr. 6/1981.

Gesetz vom 12. Dezember 1980, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird (Bauordnungsnovelle
1980), LGB1. für Wien Nr. 11/1981.

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 17. Februar 1981, mit der nähere Vorschriften über die Be¬
schaffenheit der Gehsteige und ihrer baulichen Anlagen erlassen werden, LGB1. für Wien Nr. 14/1981.

Gesetz vom 2. Juli 1981, mit dem das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm geändert wird, LGB1. für Wien
Nr. 25/1981.

Mit Ausnahme der Bauordnungsnovelle1980 werden die vorgenannten Gesetze und Verordnungen zwar
nicht unmittelbar von der Abteilung gehandhabt, sie haben jedoch insofern eine Auswirkung auf die Tätigkeit
der Abteilung, als sie in den baubehördlichen Verfahren berücksichtigt werden müssen bzw. von den Bedienste¬
ten genauestens zu beachten sind.

Folgende Weisungen bzw. Richtlinien der Magistratsdirektion und der MD-Stadtbaudirektionsind von den
Bediensteten der Abteilung wahrzunehmenund handzuhaben:

MD-128-3/79 vom 8.Jänner 1981, Gebührengesetz1957;Änderung.
MD-1275-2/81 vom 2.Juli 1981, MD-Stadtbaudirektion; Organisatorische und personelle Änderungen.
MD-1240-5/80 vom 23.Juli 1981; städtische Grundtransaktionen; Dienstvorschrift.
MD BD-622/81 vom 6. August 1981, Informationspflicht;Videnden.
MD-1379-1/81 vom 12. August 1981, Zusammenstellungder Stempelgebühren, Verwaltungsabgaben, Kom-

misisons- und Überwachungsgebühren.
MD-2230-4/80 vom 1. September 1981, gesundheitsschädliche Wohnungen; baubehördliche Vorgangsweise.
MD BD-632/81 vom 7. September 1981, architektonischeGestaltung sowie konstruktive und bauphysikali¬

sche Bemessung von Hochbauten.
MD BD-842/81 vom 8. Oktober 1981, Schaffung von Arbeitsgruppen.
MD BD-881/81 vom 12. Oktober 1981, Beschauten, Punzierungen, Gutachten über Betongüteprüfung; Vor¬

gangsweise.
Zu MD BD-139/77 vom 15. Oktober 1981, Behebung von Stempelgebrechen.
MD-1071-1/81 vom 12. November 1981, Donau-Hochwasserdienstvorschrift; Neuauflage.
MD BD-962/81 vom 17. November 1981, Bauansuchen, Prüfungsbogen.
MD BD-1048/81 vom 25. November 1981, Überprüfung von Leuchtröhrenanlagenüber 1000 Volt; elektri¬

sche Sicherheitsvorschriften.
MD BD-1080/81 vom 30. Dezember 1981, Vorbereitung der Vollziehung des Mietrechtsgesetzes; Gutachten

der technischen Dienststellen.
UmfangreicheBauvorhaben waren zu bearbeiten, und zwar wurde die Baubewilligung für ein Büro-, Ge¬

schäfts- und Hotelgebäude auf den Gartenbaugründenin 1, Weihburggasse 29, mit 358 Zimmereinheiten, Re¬
staurant, diversen Geschäftslokalenund einer Tiefgarage erteilt, ebenso für das Bürobegäudeder Mobil Oil
Austria mit Tiefgarage in 1, Schwarzenbergplatz3, mit der Auflage, die historische Fassade zu rekonstruieren.
Im 3. Bezirk erfolgte die Erteilung der Baubewilligung für ein Hotel in 3, Landstraßer Hauptstraße 28(Sünnhof),
mit 99 Zimmereinheiten, Kellertheater, Restaurant und Geschäftslokalen, ferner für ein weiteres Hotel in Land¬
straßer Hauptstraße 97—101, auf dem Grundstück des ehemaligen Schwechater Hofes, mit 383 Zimmereinhei¬
ten, Restaurant und Ladenstraße. Die Bürohausanlage mit Hochhausteil in 3, Landstraßer Gürtel 6, ist bereits
zum Teil fertiggestellt. Weiters wurde die Baubewilligung erteilt für ein Pensionistenheimin 4, Phorusplatz 6,
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mit 205 Zimmereinheiten, Geschäftslokalen und einer Tiefgarage. In 5, Hartmanngasse2 b, wurde das Büroge¬
bäude der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft fertiggestellt, in 6, Hirschengasse 20—22, der
Rohbau eines Pensionistenheimesmit 220 Wohneinheiten nahezu abgeschlossen. In der Webgasse 37 konnte
der Bau eines Wohnhauses mit 220 Wohnungen und rund 180 Stellplätzen abgeschlossen werden. Im geplan¬
ten Assanierungsgebiet wurde in der Garbergasse 11 ein Wohnhaus mit 54 Wohnungen errichtet, wobei auf die
Anpassung des Baues an den übrigen Altbaubestand geachtet wurde. Das Gebäude in Esterhäzygasse 28, ein
Komplex aus der Gründerzeit mit 35 Wohnungen, wurde assaniert, in der Mollardgasse 16 ein Studentenheim
mit rund 100 Heimplätzen errichtet. Im 7. Bezirk sind im besonderen der Umbau und die Gesamtinstandset¬
zung des Volkstheaters mit der Rekonstruktion der Kuppel oberhalb des Haupteinganges nach Kriegsschäden
zu nennen. Weiters wurde in der Schottenfeldgasse 30 der Bau einer Wohnhochhausanlagemit 225 Wohnun¬
gen, einer Tiefgarage und einer städtischen Volksschule begonnen, wobei ein Hochhausteilmit 50 Wohnungen
und die Volksschule fertiggestellt sind.

Im 10. Bezirk wurde die Baubewilligung erteilt für die Errichtung einer Wohnhausanlagemit 21 Stiegen, 233
Wohnungen und 8 Reihenhäusern in der Bitterlichstraße sowie für eine weitere Wohnhausanlagemit 115 Woh¬
nungen in der Hollitzergasse. Für die Errichtung einer Speditionsanlage mit fünf Industriegebäuden in 11,
Wildpretstraße, war die Baubewilligung zu erteilen, wobei die bebaute Fläche rund 24.000 m2 betragen wird. Als
weitere Großbauvorhaben sind die in Bau befindlichen Wohnhausanlagenin der Hauffgasse mit 485 Wohnun¬
gen und 398 Stellplätzen, in der Sängergasse mit 380 Wohnungen und 226 Stellplätzen und in der Kaiser-
ebersdorfer Straße mit 506 Wohnungen und 696 Stellplätzen zu nennen. Im Albemer-Hafen-Gebiet haben ferner
mehrere Firmen Betriebsgebäude und Produktionshallenerrichtet, außerdem wurde das neugewidmete Garten¬
siedlungsgebiet„Neugebäude“ bearbeitet. Für ein Pensionistenheimin 14, Felbigergasse 81, wurde die Baube¬
willigung erteilt. Ferner wurden nach der Herstellung von städtischen Straßenkanälen in weiten Gebieten des
14. Bezirkes, wie in der Mauerbachstraße von ONr. 56 bis 190, auf der Hans-Muhr-Promenade und in der Alois-
Behr-Straße, die Anrainer zum Anschluß an den Kanal aufgefordert und hiefür die Baubewilligung erteilt. Im
16. Bezirk wurde besonderes Augenmerk auf die Behebung der Baugebrechen in dem von der Thaliastraße,
Wattgasse, Ottakringer Straße, Eisnergasse, Friedrich-Kaiser-Gasse und Kuffnergasse begrenzten Assanierungs¬
gebiet gelegt. Das markanteste genehmigte Projekt war der Neubau eines Lager- und Bürogebäudes der Firma
Austria Tabakwerke AG (Verkaufsleitung Wien) in 16, Paltaufgasse 14, mit einer bebauten Fläche von 5.490 m2
und einem umbauten Raum von 67.800 m3. Fertiggestellt wurde ein Pensionistenheimin 17, Aiszeile 73, mit
228 Wohneinheiten, zwei Dienstwohnungenund einer Krankenstationsowie ein weiteres in 18, Türkenschanz¬
platz2, mit 316 Wohneinheiten. Für die Wohnhausanlage in 19, Heiligenstädter Straße 134—Boschstraße 53, mit
237 Wohnungen wurde die Baubewilligung erteilt. Außerdem fand der Wettbewerb für eine Wohnhausanlage
auf den Gräf-und-Stift-Gründen in der Weinberggasse 68 statt.

Baubewilligungen wurden erteilt für ein Büro- und Lagergebäude mit rund 7.750 m2 Nutzfläche für ITT in
21, Scheidgasse 41, für ein Pensionistenheimmit 252 Wohneinheiten in JedlersdorferStraße 68, für eine Wohn¬
hausanlage mit 361 Wohnungen in Gerasdorfer Straße 61, für eine weitere Wohnhausanlagemit 229 Wohnun¬
gen in Töllergasse 42 sowie für ein Bürogebäude mit rund 12.500 m2 Nutzfläche für Siemens in der Heinrich-
von-Buol-Gasse. Im 22. Bezirk wurde die Betriebsansiedlung von General Motors ausgebaut und die erste Teil¬
benützungsbewilligungerteilt. Das Distributionszentrum der Konsumgenossenschaftwurde fertiggestellt. Im
23. Bezirk waren die Industriebauten in den Betriebsansiedlungsgebieten DraschegründeOst und West sowie
im Bereich Großmarktstraße zu bearbeiten.

Die Entwicklungsarbeiten an der bei der Abteilung im Einsatz befindlichen Textverarbeitung wurden fortge¬
setzt, insbesondere wurden Versuche bezüglich einer automatischen Adressierung durchgeführt, wobei die
Adressen direkt auf die Kuverts gedruckt werden sollen. Auf dem Gebiet des Drucksortenwesens wurden wei¬
tere Verbesserungen durch Überarbeitung der vorhandenen Formulare erzielt.

Das Referat zur Bekämpfung des wilden Bauens setzte seine Überwachungstätigkeit in den betreffendenGe¬
bieten fort und hielt die in jahrelanger Arbeit ermittelten Aufnahmen über die Baubestände in den wilden Sied¬
lungen evident. Die Überwachungstätigkeit wurde wie bisher auch an Sonntagen vorgenommen.

Das Gehsteigreferat hatte 1.121 Anträge und Mahnungen zur Herstellung vorschriftsmäßiger Gehsteige er¬
teilt.

Im Vergleich zum Jahre 1980 ist die Anzahl der eingelaufenen Dienststücke von 85.345 auf 105.604
(+ 20.259 oder 23,7%) und die Anzahl der erledigten Dienststücke von 84.499 auf 103.891 (9.392 oder
22,9%) gestiegen. Die Zunahme der Zahl an ein- und ausgelaufenen Aktenstücken ist darauf zurückzuführen,
daß die Abteilung auf Grund der Neuorganisation nunmehr sämtliche baubehördliche Angelegenheitenfür das
gesamte Stadtgebiet übernommen hat.
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Versuchs - und Forschungsanstalt der Stadt Wien
Im Budget der Stadt Wien für das Jahr 1981 waren die Einnahmen aus den Prüfungsgebührender Versuchs¬

und Forschungsanstalt mit 22,5 Millionen Schilling veranschlagt. Auf der Ausgabenseite standen 1,1 Millionen
Schilling für Inventaranschaffungen zur Verfügung. Tatsächlich wurden Einnahmen in der Höhe von 24,5 Mil¬
lionen Schilling verzeichnet. Damit gelang es auch in diesem Jahr, Mehreinnahmengegenüber dem vorgegebe¬
nen Ansatz zu erzielen. Da die Abteilung außer Baustoff- und Bauteilprüfungen, Untersuchungen und Begut¬
achtungen auch Agenden des Umweltschutzes auf dem Gebiet des Lärmschutzes sowie der Kontrolle der Luft-
und Wasserqualität(Trinkwasser, Oberflächengewässer, Abwässer) wahmimmt, gliedern sich die Einnahmen in
17,5 Millionen Schilling aus Baustoff- und Bauteilprüfungen, Untersuchungen und Begutachtungen und in
7 Millionen Schilling aus Arbeiten für den Umweltschutz.

Im Jahre 1981 wurden auf dem Gebiet des Umweltschutzes  insgesamt 706 Lärmmessungen
durchgeführt. 59,9 Prozent entfielen auf Lärmmessungen von Gewerbebetrieben, wobei die magistratischen Be¬
zirksämter als Antragsteller auftraten. 39,5 Prozent sind als Hörproben bei Vergnügungsbetrieben, Gaststätten,
Bars usw. einzustufen, die über Antrag der MA7 erledigt wurden. Auf Messungen des Baulärms kamen nur
noch 0,6 Prozent.

Auf dem Sektor der Luftmeßtechnik  wurde versucht, mit den vorhandenen Geräten und Personal
den etwas geänderten Anforderungenzu entsprechen: Das seit zehn Jahren mit 35 Meßstellen betriebene Blei¬
kerzen- und Staubniederschlagsmeßnetzwurde auf 16 Meßstellen zur weiteren Trendbeobachtung reduziert.
Mit der freigewordenenKapazität konnten Schwerpunktprogrammein den AssanierungsgebietenWilhelms¬
dorf und Währing sowie in der Leopoldstadt in Angriff genommen werden.

Im Zusammenhang mit der Sondermüll- und Klärschlammverbrennungsanlagewurden die Immissionsmeß¬
stellen weiter betreut sowie Emissionsuntersuchungenvorgenommen. Die Verwendung der hauseigenen Re¬
chenanlage ermöglichte erstmals die statistische Auswertung der bei den Luftqualitätsmessungenanfallenden
umfangreichenDatenmaterialienund die graphische Darstellung der daraus ableitbaren Zusammenhänge, was
zunächst auch für einige Meßprogramme aus früheren Jahren durchgeführt wurde.

Im Rahmen der Wasseruntersuchungen  wurden folgende Meßprogramme durchgeführt:
— Fortsetzung der verfahrenstechnischenUntersuchungen im Grundwasserwerk Nußdorf zur Trinkwasserauf¬

bereitung;
— Fortsetzung der Untersuchung der Wasserqualitätvon Donau und Donaukanal vor und nach Inbetrieb¬

nahme der Hauptkläranlage;
—Abschluß der Arbeiten bezüglich Charakterisierung von Klärschlammeigenschaften;
—Vergleichstests von Analysatoren zur Bestimmung des Gesamtkohlenstoffgehaltes.

Des weiteren wurden die Untersuchungen im Rahmen zweier langjähriger Projekte weitergeführt:
Im Rahmen des limnologischenUntersuchungsprogrammsUNESCO MAB — Projekt Gewässer im Natur¬

schutzgebietUntere Lobau wurde der Zustand der in diesem Gebiet gelegenen Gewässer mit den Mitteln der
Ökosystemanalyse beschrieben. Die Art der Auswertung ermöglicht eine Voraussage über Änderungen dieses
Gewässersystems durch bestehende und geplante Nutzungsmaßnahmen.

Durch das UntersuchungsprogrammNeue Donau sollte die limnologischeEntwicklung des Entlastungsge¬
rinnes von Baubeginn an verfolgt werden, ln kurzfristigen Untersuchungsprogrammenwurden die Auswirkun¬
gen von Nutzungstechnologien, wie Wärmeeinwirkungvon Kraftwerken in Fließgewässem und Vegetationsbe¬
einflussung durch S02-Immission, auf Fließgewässer bzw. Vegetation ermittelt.

Auf dem Gebiete der Baustoff - und Bauteilprüfung,  Untersuchungen und Begutachtungen,
sind im Jahre 1981 folgende besonders zu erwähnen, da sie über den normalen Tätigkeitsbereich hinausgehen:

Das Hauptentwicklungsgebietauf dem Sektor der Werkstoffprüfung lag bei den Korrosionsschutzmateria¬
lien. Zeit- und arbeitsaufwendige technologische Musterprüfungenan Beschichtungssystemen gestatten in Ver¬
bindung mit FreibewitterungsprüfungenAussagen über die prinzipielle Eignung des Materials für bestimmte
Anwendungszwecke. Solche Überprüfungen sind für Materialien, die bereits auf Baustellen angeliefert wurden
und über deren Verwendung kurzfristig zu entscheiden ist, nicht durchführbar. Daher wurden die den Muster¬
prüfungen unterzogenen Materialien an Hand chemischer Untersuchungen, unter besonderer Berücksichtigung
der instrumentellen Analytik, charakterisiert. Mit den in Evidenz gehaltenen Daten ist dadurch jederzeit eine
Überprüfung auf Identität —im Rahmen der Produktionstoleranzen— zwischen der zur Musterprüfung einge¬
reichten und der an der Baustelle entnommenen Probe möglich und somit die Qualitätssicherung gewährleistet.

Auf dem Gebiet der Wasseranalytik  wurde der Technicon-Aqualizer um weitere Analysenkanäle
und eine Rechnersteuerungausgebaut, so daß die simultane automatische Bestimmung von sieben Analysenpa-
rametem in einem Arbeitsgang möglich ist. Durch den Verbund der Wasseranalysengeräte mit der Rechenan¬
lage liegen die Ergebnisse der häufigsten Routineuntersuchungen (Betonaggressivität von Grundwässem) bin¬
nen zwei Arbeitstagen schriftlich als Befund und Gutachten vor.

Mit Jahresende wurden die neuen Räumlichkeiten (vierter Bauteil) des Chemischen Laborato-
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r i u m s im zweiten Stock bezogen. Damit konnten die verschiedenen Arbeitsgebiete organisatorisch besser zu¬
sammengefaßt und die Analysengeräte in Räumen aufgestellt werden, die ihre optimale Funktion gewährleisten.

Für die Wärmeleitfähigkeitsmessungen  von Baustoffen wurde im Physikalischen
Laboratorium  ein neues elektronischesDatenerfassungs- und Auswertegerätim Betrieb getestet, pro¬
grammiert und in Betrieb genommen, ebenso ein neuer Plattenapparat mit einer Heizplattengröße von
50x 50 cm. Damit ist es nunmehr möglich, Materialdicken bis zu 12 cm zu messen. Besonders bei Dämmstof¬
fen kommen oft Dicken von 8 bis 12 cm vor. Die im Jahre 1980 begonnene Serie von Messungen der Wärme¬
dämmung von Fensterprofilenwurde beendet, eine Meßserie mit etwa 15 Messungen von Isolierglasscheiben
wurde begonnen. Weiters wurde für die MA 24 ein Meßprogrammfür die Wärme- und Schalldämmungvon
Fenstern in Angriff genommen und zum Teil durchgeführt.

Zur Berechnung von bauphysikalischen Eigenschaften,  insbesondere Wärmedämmung,
Optimierung, Dampfdiffusion, Brand, von Bauteilen und des Wärmeverlustesvon Gebäuden wurde ein Pro¬
grammsystem in Zusammenarbeitmit dem Labor für Datenverarbeitung weiterentwickelt, weiters konnten Fra¬
gebögen für die zur Berechnung des Wärmeverlustes von Einfamilienhäusernund Wohnungen erforderlichen
Daten erstellt werden.

Bei den Brandversuchen  sind außer der weiteren Zunahme der Zahl an Brennbarkeitsversuchen ins¬
besondere die Versuche an Brandschutzverglasungen zu erwähnen, mit denen eine Brandwiderstandsdauer bis
zu 90 Minuten erreicht wird.

Im mechanisch - technologischen Laboratorium  hat sowohl bei allen Laboruntersu¬
chungen als auch bei Begutachtungen und Schadensfallbehandlungenim Jahre 1981 die Anzahl der Arbeiten
mit einem besonderen technischen Schwierigkeitsgrad bedeutend zugenommen. Im besonderen konnten Be¬
gutachtungen von Hochbauten in anderen Bundesländern(Niederösterreich, Burgenland, Kärnten, Steiermark
und Vorarlberg), aber auch im Ausland ausgeführt werden. Die Tätigkeiten der Abteilung gehen somit weit über
die Grenzen der Stadt. So wurde in Zusammenarbeit mit der Universität Leeds im Auftrag einer österreichi¬
schen Firma ein englisches Spannsystem mit nachträglichem Verbund geprüft, ob es nach ÖNORM B 4259 für
Spannbeton geeignet ist.

Grundlagenuntersuchungenwurden an vorbelastetenStahlbetonbalkenmit Schwerlastankemdurchgeführt.
Diese Versuche dienten prinzipiell für die unmittelbare Aussage der Sicherheit von Dübeln im Stahlbeton.

Auf Grund einiger Schadensfällean Böschungsschutzmauernwurden Reibungsversuchean sogenannten
„Krainerwänden“ gefahren. Die dieser Konstruktion zugrunde liegende Kombination von Läufern und Bindern
aus Beton wurde durch eine Vertikalkraft(als Ersatz für den Erddruck) so belastet, daß die zur Verschiebung
notwendige Horizontalkraftfestgestellt werden konnte bzw. in Zukunft die zulässige Belastbarkeit besser abge¬
schätzt werden kann.

Da die Kosten für Energie ständig steigen, wurde vor fünf Jahren begonnen, Außenwände von Wohnhäusern
in vermehrtem Maße mit dem vor rund 20 Jahren empirisch gefundenen Außenwanddämm-Verbundsystem zu
verkleiden, das aus der Wärmedämmung und einem mit einem Glasgitter bewehrten Dünnputz besteht. Bei
diesem System treten auf Grund der unterschiedlichenmechanisch-technologischenKennwerte beträchtliche,
bis heute mathematisch noch nicht exakt erfaßbare Spannungen im Gebrauchszustand auf. Bei diesen soge¬
nannten Vollwärmeschutzsystemen kam es zu etlichen teilweise irreparablen Schäden, da unter dem Konkur¬
renzdruck und in Unkenntnis der auftretenden BeanspruchungenKomponenten, wie qualitativ minderwertige
Kleber, Spachtelmassen, Armierungsgitter usw., eingesetzt wurden.

Die Abteilung betreibt seit drei Jahren intensive Versuchs- und Forschungstätigkeit, um die Anforderungen
an Außenwanddämm-Verbundsysteme mit Dünnputz zu erarbeiten. Diese Anforderungen wurden von der
MA 35 vollinhaltlich übernommen, so daß nur noch Außenwanddämmsysteme, die diese Bedingungen erfül¬
len, eine Zulassung erhalten. Bisher haben etwa 20 namhafte Hersteller von Außenwanddämmsystemenaus
Österreich, der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz und Italien ihr System zur Ubeprüfung der Abteilung
eingereicht.

In diesem Zusammenhang nahm die chemische Industrie, die die Grundrezepturen für Klebemörtel und
Kunstharzputz und die dafür erforderlichenchemischen Produkte an die Systemhersteller weitergibt, Kontakt
mit der Abteilung auf, um die Rezepturen auf die hohen Anforderungen abzustimmen. Gleiches gilt für die
Hersteller der Glasgittergewebe und Glasgittergelege aus Frankreich, Deutschland und Österreich. Da diese er¬
arbeiteten Anforderungen sowohl einzelne Komponenten des Außenwanddämmsystemsals auch das gesamte
System erfassen, wurden sie teilweise vom Ausland übernommen. Der Grund dafür besteht darin, daß in den
europäischenLändern, in denen Vollwärmeschutz verarbeitet wird, nur ansatzweise Güteanforderungenbeste¬
hen.

Im April 1981 wurde die Abteilung beauftragt, in Rom Großwohnhausanlagen mit einigen tausend Wohnein¬
heiten zu begutachten. Zweck dieses Gutachtens war es, aufgetretene Mängel in bauphysikalischer und bautech-
nisrher Hinsicht in den mit verschiedenen Außenwandaufbautenhergestellten Wohnhausanlagenzu beurteilen
und Sanierungsmöglichkeitenanzugeben. Im Laufe dieses Aufenthaltes wurde in Zusammenarbeit mit Vertre-
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tem des italienischen Bauherrn und der Baufirmen noch ein Konzept für die weitere Errichtung von sozialen
Wohnbauten ausgearbeitet, wurden weiters Bemessungsbeispiele durchgerechnet und Baudetails konstruktiver
Ausbildungen—bauphysikalisch-baustoffmäßig—erarbeitet.

Die Abteilung tritt in Form von Vorträgen und Lehrveranstaltungen  an einen größeren Pu¬
blikumskreis heran. Besonders hervorzuhebenist in diesem Zusammenhangdie im September 1980 begonnene
Seminarreihe über Bauphysik. Es handelte sich um Halbtagsseminare  über die Themen Wärme¬
schutz und Schallschutz,  die an zwei Tagen in der Woche in der Abteilung abgehalten wurden. Zu
diesen Vorträgen, die im Rahmen der beruflichen Weiterbildung von der Verwaltungsakademie veranstaltet
wurden, kamen aus dem Wiener Stadtbauamt insgesamt rund 500 Bedienstete der VerwendungsgruppenA, B,
C und D. Für diese Kurse wurde von Mitarbeitern der Abteilung ein ausführlichesSkriptum bzw. Lehrbuch
über jedes Thema bis zur Druckreife erarbeitet. Infolge des überaus positiven Echos ist an eine Fortsetzung ge¬
dacht, und zwar soll mit Anfang 1982 ein Seminar über Brandschutz  abgehalten werden.

Der Leiter der Abteilung hat an der Akademie der bildenden Künste einen Lehrauftrag am Institut für Statik
und Festigkeitslehre, Stahlbau und Leichtbau inne. In der Versuchsanstalt werden praktische Übungen für die
Studenten der beiden Architektur-Meisterklassen abgehalten. Für Baumeister und Poliere finden gleichfalls
Kurse über Gebiete der Baustofftechnologie statt.

Stadtvermessung
Die allgemeine fachliche Tätigkeit  der Stadtvermessung ist durch steigende Anforderungen

seitens verschiedener Magistratsdienststellen gekennzeichnet, wobei die meisten Arbeiten mit eigenem Personal
durchgeführt werden. Die Aufträge an Ingenieurkonsulentenhingegen sind gegenüber 1980 um rund ein Fünf¬
tel zurückgegangen.

Durch die Mitarbeit bei Normenausschüssen, in der ÖsterreichischenRaumordnungskonferenzund im Ar¬
beitskreis Stadtvermessung des ÖsterreichischenStädtebundeskonnten viele Anregungen gegeben und Erfah¬
rungen ausgetauscht werden. Dies gilt besonders für den ProblemkreisLeitungskataster. Die Abteilung wurde
von der Stadtbaudirektionbeauftragt, Richtlinien und Kosten für die Anlage eines derartigen Katasters in Wien
auszuarbeiten. Besonderer Wert wurde auf die sachliche Information der Leitungsträger gelegt. Beim internatio¬
nalen Treffen der Geometer in Montreux (FIG-Kongreß) wurden europaweit Berichte über bestehende Lei¬
tungskataster gegeben und Verfahren diskutiert.

Für die Großstadt Wien mit rund 20 Leitungsträgem kann nur mit Hilfe der automatisierten Datenspeiche¬
rung und -ausgabe eine rationelle Lösung gefunden werden. Aus diesem Grund ergibt sich auch die enge Zu¬
sammenarbeit mit der AutomatischenDatenverarbeitung der Magistratsdirektion(MD-ADV). Notwendige Vor¬
aussetzung für die Anlage eines Leitungskatasters ist die graphische Datenaufbereitungund -Speicherung des
Stadtkartenwerkes.

Um über die Genauigkeitsgrenzender Luftbildauswertungenhinaus großmaßstäblichePläne aus den Spei¬
cherdaten zeichnen zu können, müssen koordinativ-terrestrische Vermessungen herangezogen werden. Sind die
Landeskoordinatender wichtigsten Planpunkte nicht ausreichend vorhanden, müssen Ergänzungsmessungen
durchgeführtwerden. Dieses Verfahren sowie die Kombination von Luftbildauswertung in einem neuen Gerät
höchster Präzision mit terrestrischen Messungen führen zur Koordinatenstadtkarte.  Diese wird
nicht nur die Grundlagenpläne für den Leitungskataster liefern, sondern als echte Mehrzweckkarte in vielen Be¬
reichen der Planung und Bauvorbereitung dienen können.

Mit 5.465 Geschäftsfällen, von denen 494 aus vorhergehenden Jahren stammen, ist die Zahl der behandelten
Akten im Vergleich mit 1980 fast unverändert geblieben. 3.880 Arbeiten konnten abgeschlossen werden. Die
Mehrzahl der laufenden Dienststückebetrifft Grundteilungen, die nur in Ausnahmefällenin einem Kalender¬
jahr einer bescheidmäßigenErledigung zugeführt werden können. In diesen Geschäftszahlen sind wie immer
gerade die umfangreichsten Arbeiten der Stadtvermessung nicht enthalten, die in der permanenten Tätigkeit auf
den Großbaustellen, in den wiederholtenSetzungsmessungen zur Gebäudesicherung, in der Luftbildauswertung
und in der Produktion des Stadtkartenwerkes bestehen.

Die Gesetzgebung  stand im Zeichen von Tarifänderungen und diesbezüglichenBestrebungen. Hin¬
sichtlich der Neufassung der VGVO (Vermessungsgebührenverordnung, Verordnung des Bundesministeriums
für Bauten und Technik vom 20. November 1981, BGBl. Nr. 535) konnte erreicht werden, daß nach den Aus¬
führungsbestimmungendes Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen, wie bisher, die erste Seite von Aus¬
drucken kostenlos abgegeben wird. Bei Konferenzen der Vermessungsexpertenim Rahmen der Verbindungs¬
stelle der Bundesländerkonnte erreicht werden, daß für die Stadt Wien der Tarif des „Standardleistungsver¬
zeichnisses Vermessung“ für den großstädtischenRaum von Wien nicht anzuwenden ist. Dieser Tarif würde
große Nachteile in kostenmäßiger Hinsicht bringen. Dieselben Argumente werden beim Antrag der Ingenieur¬
kammer an das Bundesministeriumfür Bauten und Technik zur Einführung der GOVA (Gebührenverordnung
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Vermessungswesen-Anlagen) angeführt. Die Begründung der Stadtvermessunghat das Ministerium und die
Bundesingenieurkammer anerkannt.

Das Grundbuchumstellungsgesetz(GUG) und die Novelle zum Vermessungsgesetz befassen sich mit den ge¬
änderten Verhältnissen, die sich durch die Speicherung und Bildschirmabfrage der Kataster- und Grundbuchs¬
daten beim Bundesrechenzentrumergaben. Im Jahre 1981 gab es bereits Auswirkungen auf die Erhebung dieser
Daten bei den Grundbüchern und Vermessungsämtem. Positiv ist zu vermerken, daß die Wartezeiten für
Grundbuchauszügewesentlich geringer geworden sind.

Neuerungen  sind durch die Anschaffungund den Einsatz leistungsfähiger Instrumente und Rechner
eingetreten. Zwei elektronische, rechnerunterstützte Infrarot-Distanzmesser bieten neue Möglichkeiten der
Meßtechnik für rasche und genaue Geländeaufnahmen. Als Ersatz für das überholte und störanfällige Rechensy¬
stem Vidikos wurde ein Computer der neuen Generation P 2000 mit Bildschirmanzeige und Schnelldrucker in¬
stalliert. Nach einer Erprobungsphasewird er mit der Rechenzentraleder MD-ADV zwecks Koordinatenspei¬
cherung und Datendialog verbunden werden. Neue Wege werden bei der Stadtkartenproduktion beschritten,
um die Voraussetzungen für die koordinative Festlegung von Bebauungsplänen und die zentrale Ausgabe von
Grundlagenplänenfür einen Leitungskataster zu schaffen.

Das Referat „Sondermessungen“  führt vorwiegend Präzisionsmessungenhoher Genauigkeit
durch. So werden zum Beispiel über lange Zeiträume Horizontalverschiebungenvon Baukörpem kontrolliert.
Derartige Messungen werden auch in rutschgefährdetem Gelände benötigt, so unter anderem in einzelnen
Abschnitten der II. Wiener Hochquellenleitung. Durch den Bau eines Gymnasiums in Scheibbs wird die ober¬
halb der Baustelle befindliche Wasserleitungstrasse gefährdet. Mit Hilfe verschiedenerMeßmethoden, nämlich
Horizontalmessung, Rißbreitenmessungund Neigungsmessungan Stützmauern, wird die Wirkung der Sanie¬
rungsarbeitenkontrolliert. Zahlreiche Messungen ähnlicher Art, die jedoch zur Lösung anders gelagerter Pro¬
bleme angewendet worden sind, wurden durchgeführt, so in Wilhelmsburg an der Wasserleitung; an der
Mariensäule in 8, Jodok-Fink-Platz, wegen der Schiefstellung der Säule; an der Augartenmauer im Zuge des
Ausbaues der Oberen Augartenstraße; in Gaaden im städtischen Kinderheim; am Wienerwaldseeim Bereich
eines Rutschhanges; in Tribuswinkel für das Kinderheim im Schloß; an der ungarischen Botschaft wegen einer
Rißbildung und im Esterhäzybunkerwegen dessen Schiefstellung. Mit Hilfe eines Lichtschnittgeräteswurden
Profilverformungen durch Erddruck im Stollen der II. Wiener Wasserleitung im Abschnitt Scheibbs erfaßt und
dargestellt.

Die MA 68 beabsichtigt, ein Netz von Funkrichtstrahlen zwischen den einzelnen Feuerwachen aufzubauen.
Für dieses Vorhaben wurden von der Abteilung die Höhen der Antennenmaste so bestimmt, daß eine unge¬
störte Funk- und Sichtverbindunggarantiert ist. Weiters wurden von diesem Referat 39 Grundstücke neuer
Plandokumentemit einer Gesamtfläche von 13,5 km2 in der Natur überprüft, korrigiert und die Höhen der Stra¬
ßenkreuzungengemessen.

Bei der Herstellung der Stadtkarte mit Hilfe der Speicherung und Zeichnung durch die automatischeDaten¬
verarbeitung wurden 10 km2 Luftbildauswertungen, entsprechend dem Fortschritt der Datenübemahme, durch
Naturvergleich und lokale Erhebungen ergänzt. Auf weiteren 26 km2 wurden durch Nivellement von Straßen¬
kreuzungen und topographisch wichtigen Punkten Höhenkoten ermittelt. Es ist dies eine Vorarbeit für die
Digitalisierung, das heißt die punkt- und linienweise Speicherung der Stadtkarte.

In der Gruppe für allgemeine Vermessungen  wurden für Hoch- und Tiefbauprojekte195
Lage- und Höhenpläne geliefert oder vorhandene Unterlagen auf den letzten Stand gebracht. Bei den an Inge¬
nieurkonsulentenvergebenen Absteckungen ist mit nur 33 Aufträgen ein wesentlicher Rückgang festzustellen,
wobei dieser durch den Straßenbausektorbedingt ist. Hervorzuheben sind umfangreiche Aufträge im Bereich
der U 6 und U 4 und eine Variante der U 3 vom Stephansplatz zur Landstraßer Hauptstraße. Für das Betriebs¬
baugebiet Hafen Albern und für die Draschegründe-West wurden gleichfalls große Vermessungsoperate gelie¬
fert. Durch eigenes Personal sind für Wienfluß, Halterbach, Schreiberbach und Liesingbach Kilometrierungen
durchgeführt worden.

Die Gruppe Baumessungen  führt auf den Großbaustellender Stadt Wien die ingenieurgeodäti¬
schen Arbeiten durch und kontrolliert die Bautoleranzen. Es wurden läge- und höhenmäßigePräzisionsmessun¬
gen ausgeführt und Fixpunkte für laufende Sicherungsmessungengeschaffen. Neben den Setzungsmessungen
sind die regelmäßigen Absteckungen für Baumaßnahmenbesonders umfangreich. Fortlaufende Arbeiten wur¬
den geleistet für die A 22-Donauuferautobahn, die B 14-Klostemeuburger Bundesstraße, die Floridsdorfer
Brücke, den Knoten Nordbrücke, die Brigittenauer Brücke und den Knoten Donaupark. Für den U-Bahn-Bau
vomX. bis XIII. Bauabschnitt und in anderen Bereichen wurden ebenso ständig Messungen, Berechnungenund
Absteckungendurchgeführt.

Die Gruppe für liegenschaftstechnische Vermessungen  ist in rund 230 Grundtei¬
lungsverfahren und Grenzfeststellungentätig geworden. Bei mehr als einem Viertel dieser Arbeiten wurden die
erforderlichenUrkundsplänevon eigenem Personal verfaßt. Dazu kommen über 300 Grenzverhandlungenzu
sogenannten Zustimmungserklärungen, bei denen die Stadt Wien als Grundnachbar eingeladen wurde. Als

163



Grundlage zur Bestellung von Dienstbarkeiten für die U 6 wurde eine Reihe von Servitutsplänen verfaßt. Plan¬
unterlagen und Grenzbeschreibungenzur Korrektur von Bezirksgrenzen, deren Änderung zum Beispiel durch
den Ausbau von Verkehrsflächen notwendig geworden war, wurden der Magistratsdirektion übergeben.

Die Schwerpunktezur Schaffung von Bauplätzen oder zur Herstellung der Grundbuchsordnung lagen bei
Wohnhausanlagen, Betriebsbaugebieten, Kleingartenflächenund Bundesstraßen. Außerhalb von Wien wurden
die Quellschutzgebiete und Wasserleitungen intensiv betreut, dabei rund 25 km Leitungstrassen vermessen und
über 20 km Grenzen festgelegt, verhandelt und vermarkt. Unterirdisch wurden 7 km Leitungsstollen eingemes¬
sen.

Die Gruppe Bildmessung , Stadtkartengrundlagen , Präzisionsmessungen
hat neben den laufenden Aufgaben, wie Luftbildauswertung der Stadtkartenflüge, Verdichtung des Höhenfest-
pünktnetzes und periodische Setzungsmessungen, viele wichtige Sonderaufgaben durchgeführt.

Das Referat Photogrammetrie  ist primär mit der Herstellung der Grundlagen für die Neupro¬
duktion und Fortführung der Wiener Stadtkarte beschäftigt. Diese dient den Verwaltungs- und Baudienststellen
des Wiener Magistrates als Standardkartenwerk. Im Jahre 1981 konnten für ein Gebiet im Ausmaß von 153 km2
neue Stadtkarten hergestellt bzw. die vorhandenen überarbeitet und auf den Stand des letzten Bildfluges
gebracht werden. Im Mai 1981 wurde das gesamte Stadtgebiet mit dem Ziel beflogen, eine einheitliche aktuelle
Plandarstellung zum Zeitpunkt der Volkszählung zur Verfügung zu haben. Durch eine spezielle photogramme¬
trische Bearbeitung wurden von diesen Flugaufnahmen Orthophotobilder im Maßstab und Blattschnitt der
Stadtkarte 1 : 10.000 hergestellt. Alle 33 Blätter stehen als Drucke den interessierten Dienststellen zur Verfü¬
gung. Der besondere Wert dieses Luftbildplanes liegt darin, daß er vollkommenentzerrt ist und die Einzelblät¬
ter daher lückenlos aneinander passen.

Im Herbst konnte die Bearbeitung des neuen Landinformationssystemsvon Wien abgeschlossen werden.
Dieses System, das die Bezeichung Realnutzungskartierung1979 hat, konnte in mehrjähriger Zusammenarbeit
mit der MD-ADV und der MA 18 und der MA 21 geschaffen werden. Es ist dies eine Bestandsaufnahme des
gesamten Stadtgebietes mit räumlich zugeordnetenNutzungen. In einer sehr umfangreichen und arbeitsintensi¬
ven Auswertung wurden 20.526 Teilflächen an Hand von Luftbildern abgegrenzt und nach einem Kriterienka¬
talog klassifiziert. Zusätzlich wurden Geschoßanzahl und Grundfläche aller in der Stadtkarte dargestellten
Gebäude erhoben.

Dem Wiener Magistrat steht mit diesem Ergebnis eine räumlich bezogene, kleinmaschige Bestandsaufnahme
des Stadtgebietes zur Verfügung. Mit deren Hilfe kann erstmals die Bilanz der aktuellen FlächennutzungWiens
bzw. seiner Bezirke erstellt werden. Durch die Speicherung dieses Informationssystemsin der Großanlage der
automatischenDatenverarbeitung der Magistratsdirektion ist der schnelle Zugriff zu den Einzelwerten oder eine
Zusammenfassungund Auflistung bzw. ihre automatische Zeichnung gewährleistet.

Weitere Sonderaufgaben waren unter anderem die Darstellung von Dachverschnittenund die Messung von
Gesimskoten aus Luftbildern.Verschiedene Fassadenauswertungen und Bildkonstruktionen wurden geliefert, so
zum Beispiel vom Karl-Marx-Hof und vom Schwarzenbergplatz. Bei diesen Arbeiten handelt es sich um die
Einrechnung und perspektivisch richtige Montage von Hochhaus- oder Straßenprojektenin Photos. Mit Hilfe
dieser Ansichten von verschiedenen Standpunkten aus kann noch im Planungsstadium die Auswirkung auf das
Stadtbild abgeschätzt werden. Derartige Montagen wurden unter anderem vom Umbauplan des Ronachers
sowie von verschiedenen Hochhausprojekten an der Heiligenstädter Straße angefertigt. Photogrammetrische
Lage- und Höhenpläne wurden für die III. Wiener Wasserleitung, für den Ausbau des Flötzersteiges und die
Straßenbahnlinie 64 hergestellt.

Höhenmessungengroßen Umfangs wurden im Referat Nivellement  durchgeführt . Über das Wie¬
ner Stadtgebiet sind netzartig rund 6.000 Höhenfestpunkte verteilt, die für die Tätigkeit der Baubehörde, aber
auch für die planenden und bauausführenden Dienststellen und die privaten Bauträger von großem Nutzen
sind. In periodischen Abständen müssen die Höhenbolzen neu eingemessen werden, da durch Bewegungen der
Erdkruste (Erdbeben 1972), Frosteinwirkung, schlechte Fundierung usw. Vertikalverschiebungen und dadurch
Änderungen der Höhen hervorgerufen werden. Außerdem hat das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen
durch ein Präzisionsnivellementdie Bezugskoten des Wiener Netzes geändert. Auch aus diesem Grund sind
eine Neumessung und Neuberechnung der Festpunktkoten notwendig geworden. Im Jahre 1981 wurden 21 Prä¬
zisionsnivellementszüge von insgesamt 70 km Länge neu gemessen und berechnet.

Weitere umfangreiche Leistungen erbringen die Mitarbeiter dieses Referates durch die Höhenkontrollmes-
sungen, das sind Setzungsmessungenan Bauwerken, Brücken, städtischen Wohnhäusern, öffentlichen Gebäu¬
den sowie im Bereich von U-Bahn-Baustellen. An 36 derartigen Baukörpem, wie St. Stephan, Hochhaus am
Schöpfwerk und Erdbergbrücke, wurden periodisch oft sehr umfangreicheKontrollmessungenvorgenommen.
Diese Arbeiten dienen letztlich der Sicherheit der Wiener Bevölkerung.

In der Gruppe Kartographie  lag der Schwerpunkt weiterhin bei der Fortführung der Stadtkarte
1 : 2.000. Die Stadtkartenblättter, deren Veränderungen durch die Luftbildauswertung des Fluges 1979 erfaßt
wurden, konnten mit verstärktem Einsatz fertiggestellt werden. Mit der Darstellung der neuen Objekte und
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Geländeformen aus dem Bildflug 1980 konnte bereits begonnen werden. Auf den neuesten Stand gebracht und
für den Druck vorbereitet wurden 115 Stück Blätter 1 :2.000, davon wurden 22 von der MA 20 bereits nachge¬
druckt. In mehr als 200 Fällen konnten neue Orientierungs- und Stiegennummem sowie zusätzliche Höhen¬
koten in die Schriftfolien aufgenommenwerden. Die Gründrucke-Berichtigungen nach Naturbegehungenwur¬
den auf 61 Blättern durchgeführt. Zur Darstellung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes wurden 108
Blätter fortgeführt, 12 Blätter gänzlich neu gezeichnet. Für 14 Blätter wurden neue Schutzzonenfolienherge¬
stellt.

Über Auftrag des Stadtratbüros wurde der Wald- und Wiesengürtel für ganz Wien zur Flächenermittlungauf
den letzten Stand gebracht und auf gesonderten Folien dargestellt. Die Flächenberechnungund Datenspeiche¬
rung durch die MD-ADV steht vor dem Abschluß. Für einen großen Bereich des Wiener Stadtgebietes wurde
eine graphische Darstellung aller Plandokumente in Perioden von fünf Jahren in 1 :2.000 und 1 : 10.000 ange¬
fertigt. Für einen Großteil der 121 Blätter der Stadtkarte 1 : 5.000 ist die Schriftfolie mit Straßennamen, Orien-
tierungsnummem, Landes- und Bezirksgrenzen für Zweifarbendruck fertiggestellt.

An der Montage der Bezirkspläne wurde in den bewährten Maßstäben weitergearbeitet. Für die Blätter der
automatisch gezeichneten Stadtkarte 1 : 2.000 wurden die STRIP-Haustonfolien für den Druck vorbereitet. Die
manuell gezeichneten Bebauungsplanfolien werden mit Hilfe von Identpunkten aus Lage- und Abteilungsplä¬
nen koordinativ fixiert und der ADV zur Speicherung übergeben.

In der thematischen Kartographie  ist wegen der großen Zahl von Situationsveränderungen in
der Stadtkarte 1 :2.000 die Überarbeitungaller Grundkarten einschließlich der Freytag-und-Bemdt-Ausgabe
1 : 25.000 und der Zählgebietskarte vorgenommenworden.

Für viele Dienststellen wurden graphische Arbeiten und Sonderaufgabenausgeführt, so zum Beispiel die
aktuelle Darstellung der A 22-Stadtautobahn und des Donauhochwasserschutzbereiches. Auch bei kleineren
Arbeiten wie Formblättern und Organigrammen konnten die Kartographen gute Dienste leisten. Für den
„Orthophotoplan Wien 1981“ wurde die Beschriftung zur Drucklegungangefertigt. Bei einer Dienstreise zum
„Deutschen Kartographentag“ und in vielen Fachausschüssen konnten neue Erkenntnisse gewonnen und karto¬
graphische Verfahren kennengelemt werden.

Im Planarchiv der Kartographie wurden mehr als 9.000 Einzelblätter in den verschiedenstenMaßstäben aus¬
gegeben. Für den „Neuheitenkasten“ bei der MA 20 wurden 170 OCE-Folien 1 :2.000 und 33 für die Maßstäbe
1 : 5.000 und 1 : 100.000 angefertigt. So ist die Gruppe Kartographie entsprechend ihrem Auftrag eine echte
Servicestelle für alle Referate der Abteilung und darüber hinaus für den gesamten Magistrat der Stadt Wien.
Vornehmlich diesem Zweck dienen auch die Arbeiten der technischen Zeichner und die Leistungen des
Archivs  der Stadtvermessung, in dem mit mehr als 10.000 Plänen ein sehr wertvoller visueller Datenbe¬
stand verwaltet wird und allen Magistratsdienststellen zur Verfügung steht.

Für die technischen Bediensteten des Bauamtes werden von der Verwaltungsakademiejährlich Vorberei¬
tungskurse vor Ablegung der Dienstprüfungabgehalten. Der Leiter der Abteilung trägt über Grundbuch, Kata¬
ster, Vermessungstechnik und Kartenwesen vor. Er gehört auch der Kommission zur Abhaltung der II. Diplom¬
prüfung der Technischen Universität Wien an. Die Abteilung ist weiters unterstützendes Mitglied des Österrei¬
chischen Vereines für Vermessungswesen und Photogrammetrie. Der Leiter der Stadtvermessung ist aus diesem
Grund im Vorstand dieses Vereines sowie im vorbereitenden Ausschuß für den „Geodätentag 1982 in Wien“
tätig. Bei dieser Tagung werden4.000 Teilnehmer aus dem deutschen Sprachraum erwartet. Die Abteilung wird
durch Vorträge, Veröffentlichungen, Beschickungder Fachausstellungund Führungen zum Tagungsthema
„Informationssysteme der Geodäsie“ beitragen.

Statistisches Amt der Stadt Wien
Das Jahrbuch der Stadt Wien 1980 erschien in zwei Bänden:„Die Verwaltung der Stadt Wien im Jahre 1980“

kam in einer Auflage von 650 Exemplaren im September 1981, das „Statistische Jahrbuch der Stadt Wien 1980“
in einer Auflage von 800 Exemplaren im Dezember 1981 heraus. Die Herstellung besorgte das Druckhaus Vor¬
wärts Ges. mbH, der kommissionsweise Verkauf wurde der Jugend- und Volk-Verlags-Ges. mbH übertragen.
Die Publikation konnte wieder durch die Aufnahme neuer oder neugestalteter Tabellen sowie durch Graphiken
in Farbe erweitert werden.

Das Statistische Taschenbuch der Stadt Wien 1980 erschien im Mai 1981 in der Auflage von 3.000 Stück; es
ist 122 Seiten stark, wurde im Druckhaus Vorwärts Ges. mbH gedruckt und der Jugend- und Volk-Verlags-
Ges. mbH zum kommissionsweisen Verkauf übergeben.

Die vierteljährlicherscheinenden „Mitteilungen aus Statistik und Verwaltung der Stadt Wien“ wurden in
einer Auflage von 650 Stück von der UeberreuterschenBuchdruckerei hergestellt, die auch den kommissions¬
weisen Verkauf besorgt. Die Publikation brachte neben dem Tabellenteil auch ausführliche Artikel mit statisti¬
schen Analysen aktueller Probleme, wie über die vorläufigen Ergebnisse der Großzählung 1981, über Wande¬
rungsbewegungen im Wiener Raum, die Schulbildung der Wiener Bevölkerung, ferner über Staatsbürgerschafts-
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Verleihungen, Selbstmordhäufigkeit, Ergebnisse der Verkehrszählung 1980 sowie in zwei Beiträgen Analysen
über die internationaleBedeutung Wiens.

Statistische Informationen über die Ergebnisse des Mikrozensus und die räumlichen Unterschiede in der
Ausstattung der Wiener Wohnungen wurden vervielfältigt und den interessierten Stellen übermittelt.

Die monatliche Information „Monatskennziffernzur Wirtschaftsentwicklung“ enthält die jeweils aktuellen
Daten über den Arbeitsmarkt, die Produktion, den Handel, den Fremdenverkehr, die Einkommen und Preise
für Wien und Österreich einschließlich der jährlichen Veränderungsraten.

Die statistischen Veröffentlichungenhaben in erster Linie die Aufgabe, städtische Mandatare und Dienststel¬
len zu informieren. Ein großer Teil der Auflage wird gegen statistische Werke anderer Stellen des In- und Aus¬
landes getauscht. Der Rest ist dem Verkauf Vorbehalten.

Eine wesentliche Erweiterung und Aktualisierung der statistischen Information konnte mit dem Anschluß an
die Datenbank  des ÖsterreichischenStatistischen Zentralamtesdurch ein bei der Abteilung aufgestelltes
Datensichtgeräterreicht werden. So können statistische Daten über Einwohner, Wohnungswesen, Wirtschaft
und Preise abgefragt werden, wobei das gespeicherte Material für das gesamte Bundesgebiet verfügbar ist und
hinsichtlich Gliederung zum Teil bis unter die Gemeindeebene reicht.

Die mit Stichtag 12. Mai 1981 durchgeführte Großzählung  gliederte sich in die Volkszählung,
die Häuser - und Wohnungszählung  sowie in die Arbeitsstättenzählung.  Die
gesetzlichen Gmndlagen für die Volkszählung waren:
— Bundesgesetz vom 14. Mai 1980 über die Vornahme von Volkszählungen, BGBl. Nr. 199/1980 (Volkszäh¬

lungsgesetz);
—Verordnung der Bundesregierung vom 10.Juni 1980, BGBl. Nr. 253/1980(Stichtagsverordnung);
—Verordnung des Bundesministers für Inneres vom 22. Dezember 1980, BGBl. Nr. 29/1981 (Drucksortenver¬

ordnung).
Die gesetzlichen Grundlagen für die Häuser- und Wohnungszählungwaren:

— Bundesgesetz vom 1. April 1965, BGBl. Nr. 91/1965 (Bundesstatistikgesetz);
—Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 9.Jänner 1981, BGBl. Nr. 30/1981 (Häuser-

und Wohnungszählungsverordnungmit den entsprechenden Drucksorten).
Die gesetzlichen Grundlagen für die Arbeitsstättenzählungwaren:

—Bundesgesetz vom 1. April 1965, BGBl. Nr. 91/1965 (Bundesstatistikgesetz);
— Bundesgesetz vom 14. Februar 1973, BGBl. Nr. 119/1973(Arbeitsstättenzählungsgesetz), sowie
—Verordnung der Bundesregierung vom 4. November 1980, BGBl. Nr. 502/1980(Stichtagsverordnung).

Innerhalb des Magistrates der Stadt Wien wurde die Durchführung der Großzählungdurch vier Erlässe der
Magistratsdirektion, 23 Rundschreiben des StatistischenAmtes der Stadt Wien, einzelne Rundsprüche und
zahlreiche Inspektionen geregelt. In vielen seit Dezember 1980 geführten Gesprächen und übermittelten
Schreiben zwischen dem Magistrat der Stadt Wien und einer Reihe von Bundesdienststellenwurde versucht,
die vom Volkszählungsgesetz abweichende Formulierung in der Drucksortenverordnungüber den für die Aus¬
füllung des Personenblattesmaßgeblichen Wohnsitz zu bereinigen.

Die Öffentlichkeitsarbeitfür die Großzählung 1981 begann mit der Präsentation am „Tag der offenen Tür“
am 27. September 1980. Die intensive Werbung setzte mit einem Aufruf zur Volkszählung in der Postwurfsen¬
dung „Wien, unsere Stadt“ im Februar 1981 ein. Anfang April wurden die Wiener Haushalte durch die Post¬
wurfsendung„Wien, meine Stadt“ über den Sinn einer Volkszählung, die Organisation und die gestellten Fragen
informiert. Die Aprilnummer des Hausanschlages„Wien informiert“ war zur Gänze der Volkszählung gewid¬
met. Knapp vor dem Zahlungstermin wurde in Radiosendungen(Sendung des Bürgermeisters, „blue danube
radio“, Sendung für Gastarbeiter in serbokroatischerund türkischer Sprache) und in Zeitungsinseraten (Tages¬
zeitungen und Bezirksjoumalen) sowie durch die amtliche Kundmachung auf die Volkszählungaufmerksam
gemacht. Neben diesen an alle Einwohner Wiens gerichteten Informationen wurde für den Personenkreisder
Gastarbeiter ein spezielles Merkblatt aufgelegt, das über die Betriebe zur Verteilung kam. Im Rahmen der Zäh¬
lung wurde jedem Haushalt von dem zuständigen Zählorgan mit den Zählpapieren ein Informationsblattüber
die Großzählung, das in deutscher, englischer, französischer, serbokroatischerund türkischer Sprache verfaßt
war, und ein Bleistift überreicht.

Wie die Öffentlichkeitsarbeitso reichten auch die Vorarbeiten für die Großzählung mit der Erstellung des
Orts- und Häuserverzeichnisses— in Wien des Adressenverzeichnisses— bis in das Jahr 1980 zurück. Da in
Wien die Durchführung der Großzählungmittels Zählorganen erfolgte, mußten 8.111 Personen, im überwie¬
genden Ausmaß Bedienstete des Magistrates der Stadt Wien, als Zählorgane verpflichtet werden. An Hand des
Adressenverzeichnisses und einer Verteilerlisteder MD-ADV, die pro Adresse die Anzahl der Tümummem
und Personen enthielt, wurde das Stadtgebiet von den magistratischen Bezirksämtern in 14.614 Zählersprengel
eingeteilt, wobei sowohl auf die Siedlungsstruktur als auch auf die Zahl der Einwohner und Arbeitsstätten
Rücksicht zu nehmen war.

In Wohnhausanlagenmit mehreren Stiegen und Miethäusem sowie mit Wohnungen Tür an Tür wurden im
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Durchschnitt 60 bis 80 Haushalte zu einem Zählersprengel zusammengefaßt. Für Siedlungsgebiete und
Gebäude in Streulage war die Zahl der zu erhebenden Haushalte im Durchschnitt auf 30 bis 40 zu reduzieren.
Für ausgedehnte Industrieareale, Märkte, Heime, Spitäler, Flüchtlingslagerund Kleingartenanlagenwurden
eigene Zählersprengelgebildet. Um die vollständige Erfassung jeder Adresse zu garantieren, mußten einerseits
die Zählersprengelin die von der MA 41 bereitgestellten Stadtkarten eingetragen, andererseits die bearbeiteten
Adressen auf der von der MD-ADV bereitgestellten Verteilerliste abgehakt werden. Die Zählersprengelwaren
so aufzuteilen, daß einem Zähler in der Regel ein bis drei Zählersprengel zugewiesen wurden. Da sich die perso¬
nelle Besetzung der Zählersprengel durch Ausfälle ständig veränderte, mußten die magistratischen Bezirksämter
noch während des Zählvorganges neue Zählorgane einsetzen.

Für die organisatorischeBewältigung der Vorbereitungsarbeiten(Aufteilung der Zählpapiere, Drucksorten
und Zählungsbehelfeauf die Zählersprengel, Berücksichtigung von Adreßänderungenbeziehungsweise Adreß-
berichtigungen im Adreßbogen und im Detailverzeichnis) wurden den magistratischenBezirksämtern ab März
1981 je Bezirk ein bis zwei zusätzliche Bedienstete sowie eine Anzahl von Aushilfsbedienstetenzugeteilt. Um
die Kommunikation der mit der Großzählungauf den magistratischenBezirksämtern betrauten Bediensteten
mit den Zählern, der Bevölkerung und dem Statistischen Amt der Stadt Wien zu gewährleisten, mußten zusätz¬
liche Telephonanschlüsseinstalliert werden.

Im Bereich der Häuser- und Wohnungszählung sowie der Arbeitsstättenzählungwurde vom Statistischen
Amt der Stadt Wien die Möglichkeit einer zentralen Erfassung eingeräumt. Einer Vielzahl von privaten Haus¬
verwaltungen und gebäudeverwaltendenDienststellenhat das Amt die Erhebungsblätter für die Gebäude zur
Ausfüllung zugesandt; nach Bearbeitung wurden die Gebäudeblätterwieder dem Amt retourniert. Auf diese
Weise konnten etwa 50.000 Gebäude erfaßt werden. Die Durchführung der Arbeitsstättenzählungim Bereich
der städtischen Dienststellen erfolgte ebenfalls zentral. Diese beiden Aktionen sollten dazu beitragen, den Zäh¬
lern die Erhebungstätigkeitetwas zu erleichtern.

Die Leiter der magistratischenBezirksämter, die Zählungsreferentender Bezirke sowie deren Stellvertreter
wurden in mehreren Schulungen von Vertretern des ÖsterreichischenStatistischen Zentralamtesund des Stati¬
stischen Amtes der Stadt Wien für die Tätigkeiten im Zuge der Großzählung unterwiesen. Als Serviceleistung
für die Bevölkerung wurden vom Amt auch die Bedienstetendes Bürgerdienstes und die Gebäudeverwalter
über die Großzählung unterrichtet sowie mit der Ausfüllung der Zählpapiere vertraut gemacht. Die Schulung
der Zähler erfolgte durch das jeweilige magistratische Bezirksamt in der Zeit vom 27. April bis 8. Mai 1981. Um
alle Baulichkeiten und die darin befindlichenPersonen, Wohnungen und Arbeitsstättenvollständig erfassen zu
können, wurden von den magistratischenBezirksämternfür jeden Zählersprengel Ubersichtsblätter(Zähler¬
sprengelblätter) mit allen Erhebungsadressen angelegt. Die Zähler bekamen bei der Zählerschulungdiese Zäh¬
lersprengelblättermit allen anderen Unterlagen. In nachfolgenderÜbersicht sind die bei der Zählerschulung
den Zählern übergebenen Zählpapiere, Drucksorten und Zählungsbehelfeeinzeln angeführt.
—Zählersprengelblatt(Erhebungsadressen mit Kennzeichnungder Adressen ohne Gebäudeblatt)
—Zählerausweis
— Leitfaden für den Zähler
—Flügelmappe
—Adreßbogen
—Personenblätter
— Haushaltslisten für Privathaushalte
—Zählungslistenfür Anstaltshaushaltemit Einlagebögen und Erläuterungen(nicht bei jedem Zähler erforder¬

lich)
—Ubersetzungshilfen in serbokroatischer und türkischer Sprache für das Haushalts- und Personenblatt
— Informationsblätter für Haushalte(deutsch- und fremdsprachig)
— Liste mit Merkmalen für einen ordentlichen Wohnsitz in Wien
—Gebäudeblätter
—Wohnungsblätter
—Erläuterungen zur Ausfüllung des Gebäude- und Wohnungsblattes
—Erläuterungen zur Ausfüllung des Wohnungsblattes
—Arbeitsstättenbelege
—Kuverts
—Hausankündigungen
—Benachrichtigungskarten„Volkszählung“
—Benachrichtigungskarten„Arbeitsstättenzählung“
—Verzeichnis für fehlende Zählpapiere
— Empfangsbestätigung füi Zähler
—Formular für die Bekanntgabe des Auszahlungsweges bei nicht im Magistrat beschäftigten Personen
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— Plastiktasche mit Tixorolle für die Hausankündigungen
—Bleistifte(für jeden Haushalt)

Die 8.111 Zähler hatten die Zählpapiere mit den Erläuterungen und Informationsblätternvom 4. bis 11. Mai
1981 an die ausfüllungspflichtigenPersonen des jeweiligen Zählersprengelsweiterzuleiten. Ab dem 13. Mai
1981 wurden die ausgefüllten Zählpapiere von den Zählern wieder eingesammelt.

Da die Zähler die Zählpapiere bei der Einsammlung zu kontrollierenund vor allem auf die Abgabe der Per¬
sonenblätter zu achten hatten, war die Wohnsitzfrage in der Haushaltsliste oft Anlaß von Diskussionen. Wenn
eine Person in Wien nur ein Wohnungsblatt und eine Haushaltsliste und kein Personenblatt abgegeben hatte,
so war der Zähler verpflichtet, an Hand einer Merkmalsliste für einen ordentlichen Wohnsitz in Wien eine
Reihe von Merkmalen(zum Beispiel: überwiegende Inanspruchnahmeder Wohnung in Wien, Antritt des tägli¬
chen Weges zum Arbeitsplatz von der Wiener Wohnung aus, Schulbesuch der Kinder in Wien, polizeiliche
Meldung in Wien, Eintragung in der Wiener Wählerevidenz) in Erfahrung zu bringen, die die Beurteilung
ermöglichen sollte, ob es sich im vorliegenden Fall tatsächlich nur um einen weiteren ordentlichenWohnsitz in
Wien handle oder ob vom Befragten die Abgabe des Personenblattes außerhalb Wiens zu Unrecht erfolgt war.

Neben der Wohnsitzfrage in der Haushaltsliste waren bestimmte Bevölkerungsgruppen von den Fragen über
die Eheschließungen und die Zahl der lebendgeborenenKinder im Personenblatt unangenehm berührt und oft¬
mals nicht bereit, Antwort zu geben. Im Wohnungsblattbereiteten die energiestatistischen Fragen infolge unzu¬
reichend klarer Formulierungengroße Probleme bei der Ausfüllung. Im allgemeinen hat die Wiener Bevölke¬
rung die Zählpapiere sehr gewissenhaft und genau ausgefüllt; vor allem alten Menschen und Ausländem muß¬
ten die Zähler jedoch bei der Ausfüllung der Zählpapiere behilflich sein.Jeder Zähler mußte in der Regel eine
Reihe von Haushalten und Arbeitsstätten mehrmals aufsuchen, weil die Auskunftspflichtigennicht anzutreffen
waren. Die Einsammlung der Zählpapiere erfolgte bei 99 Prozent der Zähler ohne Klagen der Wiener Bevölke¬
rung. Nur in Einzelfällen gab es Schwierigkeiten. Zählern, denen unkorrektes Verhalten beim Zählvorgang bzw.
Zuwiderhandeln gegen die vom Magistrat erlassenen Richtlinien nachgewiesenwerden konnte, wurden der
MD-Verwaltungsrevision gemeldet, die ihrerseits dienstrechtlicheSchritte in die Wege leitete. Einzelne Zähler
wurden sogar tätlich angegriffen, so daß bei der Polizei in 31 Fällen Anzeige erstattet werden mußte.

Die Abgabe der Zählpapiere auf den magistratischen Bezirksämtern erfolgte nach Terminvereinbarungin der
Zeit vom 18. Mai bis 26.Juni 1981. Um die vollständige Erfassung der Einwohner Wiens zu garantieren, wur¬
den die vom Zähler erbrachten Zählpapiere auf den magistratischen Bezirksämtern mit den Kontrollbögen, die
eine auf dem aktuellsten Stand gehaltene Einwohnerdatei der MD-ADV beinhalteten, verglichen. Die Kontroll¬
bögen wurden den Zählern nicht in die Hand gegeben, um Beschwerden wegen Verletzung des Datenschutzes
zu vermeiden, aber auch um zu verhindern, daß sich die Zähler darauf beschränken, nur jene Personen zu erfas¬
sen, die in den Kontrollbögenbereits aufscheinen. Die von den Zählern erbrachten Ergebnisse haben gezeigt,
daß in einzelnen Bezirken mit großer Bevölkerungsfluktuation und Neubautätigkeit neben den in den Kontroll¬
bögen aufscheinenden Personen noch zusätzlich Personen aufgefunden werden konnten. Die Angaben der Zäh¬
ler über jene Personen, die in Wien kein Personenblatt abgegeben haben, wurden in den Kontrollbögen ver¬
merkt. Im Zuge der Kontrolltätigkeit, die anfangs bei der Abgabe der Zählpapiere erfolgte, wurden von den
magistratischen Bezirksämtern bis 20.Juli 1981 Maßnahmen zur Vervollständigung des Zählergebnisses gesetzt.
Dabei handelte es sich um

a) Nacherhebungendurch den Zähler,
b) Nacherhebungendurch ein Kontrollorgan,
c) Vorladung des Ausfüllungspflichtigensowie um
d) Anfragen an das Bezirks- bzw. Zentralmeldeamt.
Strafverfahren wurden bei der Großzählung nur dann eingeleitet, wenn Personen sich weigerten, ihrer Aus¬

kunftspflicht nachzukommen.
Da zahlreiche Gemeinden versucht hatten, Wiener Zweitwohnungsbesitzerzu unrichtigen Angaben bei der

Volkszählung zu veranlassen, wurde eine Registrierung derartiger Personen in Reklamationslistenvorgenom¬
men. Wenn eine Person laut Haushaltsliste erklärte, sie hätte den Abgabewohnsitz für das Personenblatt nicht
in Wien, so wurde dies überprüft. Ergaben sowohl die Angaben des Zählers als auch die Überprüfungen des
Magistratischen Bezirksamtes, daß diese Person der Wiener Wohnbevölkerungzuzurechnen wäre, so wurde sie
unter Angabe des Namens, der genauen Wiener Anschrift, des Geburtsdatums, der Abgabegemeinde des Perso¬
nenblattes einschließlich der Postleitzahl und einer Anzahl von Reklamationsgründen, die an Hand der Merk¬
malsliste für einen ordenlichen Wohnsitz in Wien vom Zähler erhoben worden sind, vom Kontrollbogen in die
Reklamationsliste aufgenommen. Bei der Erstellung der bezirksweisen Reklamationslisten wurden alle Fälle, in
denen auch nur der geringste Verdacht bestand, daß die Abgabe des Personenblattesin einer Gemeinde außer¬
halb von Wien erfolgte, erfaßt. Von Wien wurden 30.636 Personen, die als Einwohner reklamiert werden muß¬
ten, registriert.

Im Anschluß an die Übernahme und die Kontrolle der Zählpapiere auf den magistratischenBezirksämtern
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wurden von den Zählern festgestellte Adreßänderungen bzw. neue erhobene Adressen der MA 21 für die
Berichtigung des Adressenverzeichnisses gemeldet.

Die hausweise Eintragung der Zählergebnisse in die Detailverzeichnisse und die Bildung von Zählgebiets-,
Zählbezirks- und Bezirksergebnissen führte mit Stand vom 27.Juli 1981 zu einem vorläufigen Ergebnis von
133.948 Gebäuden, 816.317 Wohnungen, 772.373 Haushalten, 1,517.517 Einwohnern und 69.105 Arbeitsstät¬
ten in Wien. Im Zuge einer großangelegten Transportaktionwurden am 28. und 29.Juli 1981 alle Zählpapiere,
sämtliche Detailverzeichnisse sowie die Reklamationslisten bei jedem magistratischen Bezirksamt eingesammelt
und in das Österreichische Statistische Zentralamt befördert. Nach Abschluß der Erhebungstätigkeit wurde den
8.111 Zählern ein Entschädigungsentgeltvon insgesamt 17,712.400 S ausbezahlt.

Ab August 1981 setzte das im Volkszählungsgesetz in § 6 Abs. 6 verankerte Hören der Gemeinden bei Vor¬
liegen von mehreren Wohnsitzen ein. In zahlreichen Gesprächen mit den betroffenen Stellen des Bundes wurde
von den Vertretern des Magistrates der Stadt Wien die praktische Durchführung dieses Vorganges erörtert. Dies
hatte einerseits die Anlage der Merkmalsliste für einen ordentlichenWohnsitz in Wien als Hilfsmittel zur Klä¬
rung der Wohnsitzfragedurch den Zähler, andererseits die Erstellung eines Formulares zur Bearbeitung der
gegen Wien vorgebrachten Reklamationen anderer Gemeinden bzw. des ÖsterreichischenStatistischen Zentral¬
amtes zur Folge. Als Bearbeitungsgrundlage für die Behandlung der gegen Wien vorgebrachtenReklamationen
dienten einerseits die Kontrollbögen, andererseits die von den magistratischen Bezirksämtern eingeleiteten
Nacherhebungen. Von anderen Gemeinden bzw. vom Österreichischen Statistischen Zentralamt wurde in 1.804
Fällen gegen Wiener Einwohner reklamiert.

Im November und Dezember wurden dem Magistrat der Stadt Wien vom Österreichischen Statistischen
Zentralamt Listen von 2.436 Wohnungsadressenbzw. Tümummem übermittelt, für die keine Zählpapiere exi¬
stierten. Von den magistratischenBezirksämternmußten entweder Nacherhebungen an Ort und Stelle oder
Ersatzausfüllungen durchgeführt werden. In der überwiegenden Zahl der Fälle handelte es sich um leerstehende
Wohnungen, für die ein Wohnungsblattanzulegen war. Die ausgefüllten Zählpapiere wurden dem Österreichi¬
schen Statistischen Zentralamt retourniert.

In einem davon gesonderten Verfahren wurden vom Magistrat der Stadt Wien alle jene Fälle behandelt, für
die wohl Zählpapiere im Österreichischen Statistischen Zentralamt Vorlagen, in denen aber Angaben fehlten. In
7.952 Fällen mußten fehlende Angaben vom Statistischen Amt der Stadt Wien in Zusammenarbeit mit der
MD-ADV erhoben werden.

An agrarstatistischen Erhebungen  war im Jahre 1981 auf Grund der Verordnung BGBl.
Nr. 152/1981 mit Stichtag 3.Juni 1981 eine Erhebung des Anbaues auf dem Ackerland (Anbaustichprobe)
durchzuführen; ferner wurden auf Grund der Verordnung BGBl. Nr. 569/1981 mit Stichtag 3.Juni 1981 eine
Rinderzwischenzählung und mit Stichtag 3. März, 3.Juni und 3. September 1981 eine Schweinezwischenzäh-
lung vorgenommen, wobei alle Erhebungen als Stichprobenerhebungenkonzipiert waren. Als umfangreichste
agrarstatistische Erhebung fand mit Stichtag3. Dezember 1981 auf Grund der Verordnung BGBl. Nr. 347/1981
die Allgemeine Viehzählungstatt. Die Erhebung der Weinernte, der Weinvorräte und des Weinlagerraumes
erfolgte auf Grund der Verordnung BGBl. Nr. 317/1981 mit Stichtag 30. November 1981. Für die Mitwirkung
der Gemeinden an diesen Zählungen wurden vom Bund je erhobenen Betrieb pauschale Kostenabfindungen
gezahlt, die bei der Erhebung des Anbaues auf dem Ackerland je Betriebsbogen 30 S, bei der Weinemteerhe-
bung 5 S je Weinbaubetrieb, bei der Allgemeinen Viehzählung30 S, bei gleichzeitig durchgeführter Rinder¬
und Schweinezählung 20 S und bei der Schweinezählung15S je Tierhalter ausmachten.

Im Jahre 1980 wurden vom Referat für Bevölkerungsstatistik  etwa 60.000 Zählkarten über Ehe¬
schließungen, Lebend- und Totgeborene, Sterbefälle, Selbstmorde und Selbstmordversuche nach einer Vielzahl
von Erhebungsmerkmalenund Merkmalskombinationenbearbeitet. Die aus dem Erhebungsmaterial gewonne¬
nen Ergebnisse wurden nach örtlichen, zeitlichen und sachlichen Unterscheidungengeordnet und in zahlrei¬
chen Übersichts- und Spezialtabellen gesammelt. Diese dienen in der Hauptsache als Unterlage für die Veröf¬
fentlichung im Statistischen Jahrbuch, werden dem ÖsterreichischenStatistischen Zentralamt übermittelt und
besonders interessierten Stellen zur Verfügung gestellt. Zahlreiche Anfragen bewiesen, daß am Bevölkerungsge¬
schehen, wie es sich in Form der Statistik darbietet, reger Anteil genommen wird.

Die monatlichen Berichte von den Wiener, in städtischer und sonstiger Verwaltung stehenden Kranken-,
Heil- und Pflegeanstalten stellen die Grundlage für die Erstellung der entsprechenden Monats- und Jahresstati¬
stik dar. Alle das Kranken- und AnstaltenwesenbetreffendenFragen, wie Zahl der Betten, der Ärzte, der Pfle¬
gepersonen, Zu- und Abgang sowie Aufenthaltsdauervon Pfleglingen, Art ihrer Erkrankung usw., sind dieser
Krankenanstaltenstatistikzu entnehmen. Die Ergebnisse werden im Jahrbuch veröffentlicht und dem Österrei¬
chischen Statistischen Zentralamt in monatlichen und jährlichen Berichten zur Verfügung gestellt.

Das Referat für Fremdenverkehrsstatistik  bearbeitet die monatlichen Meldungen von fast 300
Fremdenverkehrsbetrieben. Die erstellte Statistik wird dem Österreichischen Statistischen Zentralamt sowie
zahlreichen interessierten Stellen monatlich übermittelt und in den Publikationen der Abteilung veröffentlicht.
Auf Grund der Fremdenverkehrsstatistik-Verordnung, BGBl. Nr. 73/1973, wurde der monatliche Kostenersatz
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des Bundes für 1981 mit 30 S für den Gemeindebogenund darüber hinaus mit 7.50 S pro gewerblichen Beher¬
bergungsbetrieb und 2.50 S pro sonstiger Fremdenunterkunft festgesetzt.

Als Folge der im Jahre 1980 vorgenommenen Umstellung der amtlichen Wohnbaustatistik  waren
im Jahre 1981 auf Grund der vom ÖsterreichischenStatistischen Zentralamt übermittelten Baufortschrittsver¬
zeichnisse zahlreiche Nacherhebungenvorzunehmen. Als Kostenbeitrag für die Durchführung der Wohnbau¬
statistik wurde für jede Bauführung vom Bund ein Betrag von 60 S gewährt.

Für die amtliche österreichische Preisstatistik  waren monatlich 3.500 Preismeldungen auf 800 Erhe¬
bungsformularen zu bearbeiten und in 350 Karteikarten zu übertragen. Nach der Vorlage an das aus Vertretern
der Kammern und der Gemeindeverwaltungbestehende örtliche Preiskomiteewerden die Meldungen dem
ÖsterreichischenStatistischen Zentralamt übermittelt. Die der Stadt Wien durch die Preisstatistik erwachsen¬
den Kosten wurden vom Bund mit einem Betrag von 262.000 S abgegolten. An den Vorbereitungenfür die mit
Jahresbeginn 1982 in Kraft getretene Zwischenrevision des Verbraucherpreisindex1976 waren auch Vertreter
der Abteilung beteiligt.

Die Abteilung hat auch im Jahre 1981 in zahlreichen Fällen die Beschaffung von statistischem Material für
städtische Mandatare und Dienststellen besorgt. Außer der täglichen telephonischenAuskunftserteilung wurden
zahlreiche schriftliche Anfragen amtlicher und wissenschaftlicher Institutionen des In- und Auslandes beant¬
wortet. Die Wien betreffenden Daten für das „Statistische Jahrbuch österreichischer Städte“ wurden zusammen¬
gestellt und dem ÖsterreichischenStatistischen Zentralamt zugesendet.

Die Abteilung war im Jahre 1981 bei der 81. Hauptversammlungdes Verbandes Deutscher Städtestatistiker
und der 52.Jahresversammlungder Deutschen Statistischen Gesellschaft, Saarbrücken, vom 28. September bis
2. Oktober 1981 vertreten.

An den Sitzungen der Statistischen Zentralkommission, deren Fachbeirätenund Arbeitsgruppen und den
Sitzungen des Fachausschusses für Statistik des österreichischenStädtebundes nahm der Abteilungsleiter oder
dessen Vertreter teil.

Für die Statistische Fachbibliothek wurden im Jahre 1981 überwiegend im Tausch gegen eigene Publikatio¬
nen des Amtes 58 Werke mit 583 Bänden erworben; der Bücherbestand erhöhte sich auf 8.604 Bände am Jah¬
resende.
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Umwelt und Freizeit
Umweltschutz

Auf legistischem Gebiet wurden die Arbeiten zur Erklärung des Gebietes Mauerbach zum geschützten Land¬
schaftsteil fortgesetzt. Im Zuge der Vollziehung des Altölgesetzes wurde die Überprüfungsämtlicher Betriebe,
die ihre Tätigkeit als Aufarbeiter gemeldet hatten, bezüglich der Eignung ihrer Anlagen für die Verbrennung
oder sonstige Aufarbeitung von Altöl veranlaßt.

Im Hinblick auf den Beitritt Österreichs zum Washingtoner Artenschutzabkommen hat die Abteilung
umfangreiche Unterlagen aller in Österreich geschützten Pflanzen und Tiere erstellt und Vorgespräche mit den
Vertretern der übrigen Bundesländer geführt.

Der Einsatz von Budgetmitteln für Subventionen erfolgte unter Bedachtnahmeauf deren Verwendung im
Sinne des Wiener Landschafts- und Naturschutzes.

Mit Hilfe der für den Verein Niederösterreich-Wien gemeinsame Erholungsräume eingesetzten Mitgliedsbei¬
träge konnten wieder einige von vielen Wienern genutzte Naherholungsgebietesaniert werden. Die sonstigen
Budgetmittel der Abteilung wurden 1981 wieder für Projekte des Naturschutzes, der Luftreinhaltung, der Lärm¬
bekämpfung und der Gewässergüte verwendet, die in ihren Ergebnissen Wege zur Verwirklichung der Ziele
eines umfassenden Umweltschutzes aufzeigen und Entscheidungshilfenin den verschiedenstenVerfahren, in
denen Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigensind, liefern sollen.

In einer Studie über die Dringlichkeitsreihungvon Lärm  Schutzmaßnahmenentlang von Bundesstraßen
wurde eine Klassifikation des Bundesstraßennetzesin Wien, entsprechend der Lärmbelastungder Anrainer
durch den Verkehrslärm, vorgenommen. Diese Reihung ergab erste Anhaltspunkte für die Dringlichkeitvon
vorzunehmenden Lärmschutzmaßnahmen, zum Beispiel Einbau von Lärmschutzfenstem. Jene Abschnitte des
Bundesstraßennetzes, an denen weder Wohn- noch Bürogebäude errichtet sind, wurden als nicht relevant von
der Reihung ausgeschlossen. Die Reihung der Dringlichkeitder Lärmschutzmaßnahmenwurde in Form eines
Stadtplanes graphisch zum Ausdruck gebracht.

Die rasante Entwicklung der Motorisierung brachte vor allem für die dichtverbautenGebiete der Städte große
Probleme, die in erster Linie in der vermehrten Belastung der Umwelt durch Lärm und Schadgase und in der
vermindertenVerkehrssicherheit, vor allem schwächerer Verkehrsteilnehmer, bestehen. Um dieser Entwicklung
entgegenzuwirken, wurde ein Planungsprinzip entwickelt, das unter der Bezeichnung „Verkehrsberuhigung“
bekannt geworden ist. Dieses Planungsprinzipstrebt eine Ordnung der Flächennutzung und des Verkehrs an,
wobei die Ansprüche der Bevölkerung auf Immissionsschutz, Verkehrssicherheitund genügenden Freiraum
berücksichtigt werden. Nach diesem Prinzip wurde im Stadtemeuerungsgebiet Meidling-Wilhelmsdorf eine
großangelegte Untersuchung durchgeführt, die die entscheidende Verbesserungder Lebensqualitätbesonders
für die Bevölkerung in innerstädtischenAltbaugebietenzum Ziel hat und eine entscheidende Hilfestellung für
Maßnahmen der Verkehrsorganisation bzw. Bezirksüberarbeitung darstellt.

Als Grundlage für die Beurteilung der zu erwartenden Umweltbelastung durch den Ausbau der Flötzersteig-
BundesstraßeB 223 wurde eine Untersuchung durchgeführt, die sich auf jene Straßen erstreckte, die durch die
Baumaßnahmen signifikante Änderungen in der Verkehrsstärke aufweisen werden. Zunächst wurde die
Umweltbelastung durch den Verkehr im gegenwärtigen Straßennetz ermittelt, dann die Umweltbelastung durch
den gleichen Verkehr im Straßennetz mit ausgebautem Flötzersteig. In dieser Betrachtungsweise wurden die
Umweltbelastungenam Flötzersteig und im komplementären Straßennetz erfaßt und gegenübergestellt, das
heißt, es wurde das gesamte von der Baumaßnahme beeinflußte Verkehrssystembetrachtet.

Die Schule Josef-Enslein-Platz ist erhöhten Lärmbelästigungen durch die AutobahnverbindungA 23 ausge¬
setzt. Aus diesem Grund wurde eine Berechnung der derzeitigen Lärmsituation durch Simulation der Schallaus¬
breitung in einer Datenverarbeitungsanlagemit Hilfe eines Schallausbreitungsmodells durchgeführt. Ein ent¬
sprechendes Schallschutzprojekt, ein Wall mit aufgeständerterWand, kann nun auf Grund dieser Unterlagen
seitens der ausführendenAbteilungen verwirklicht werden.

Zur Feststellung der zu erwartenden Lärm- und Abgasimmissionen, wie sie nach Ausbau des Handelskais
und des damit in Beziehung stehenden übergeordneten Straßennetzes(Brigittenauer Brücke, Zufahrt zur Nord¬
brücke) zu erwarten sind, wurde eine Berechnung der Umweltbelastung jenes Abschnittes der BIO — Budape-
ster Bundesstraße, der vom Handelskai zwischen Nordbrücke und Brigittenauer Brücke gebildet wird, durchge¬
führt. Die Berechnungen der Immissionen basieren auf einer Abschätzung der Verkehrsstärken und erfolgten in
ausgewählten Profilen der maßgebenden Verkehrswege, wobei auch der Schienenverkehr entsprechende
Berücksichtigung fand. Die Ergebnisse dieser Untersuchung sollen bei der Festlegung der Flächennutzung im
betrachteten Bereich als Entscheidungshilfendienen. Insbesondere soll die Möglichkeit einer Wohnbebauung
zwischen Wehlistraße und Handelskai im Hinblick auf die Umweltbelastung durch den Verkehr beurteilt wer¬
den.
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Für die Durchführung des städtebaulichenIdeenwettbewerbes für einen Teilbereich des 22. Bezirkes(Donau¬
stadt 2000), bei dem unter anderem Vorschläge für Flächenwidmungund Bebauung im Bereich von Hauptver¬
kehrs- und Verkehrsstraßenvorgesehen waren, wurden von der Abteilung Lärmprognosen für signifikante
Querschnitte im betreffenden Gebiet erstellt.

In einem weiteren Projekt wurde die Lärmbelastungim Nahbereich des Straßenknotens „Nußdorf“ unter¬
sucht, die durch den vorgesehenen Vollausbau des Knotens Nußdorf nach Fertigstellung der B 14 noch stärker
werden wird. Im Hinblick darauf wurden Lärmschutzmaßnahmenvorgeschlagen und zweckmäßige Maßnah¬
men nach einem Wirtschaftlichkeitskalkül, einer Kosten-Wirksamkeits-Analyse, ausgewählt. Ebenfalls zur
Empfehlung von Lärmminderungsmaßnahmenwurde das Sanierungsgebiet„Himmelpfortgrund“ im Bereich
Währinger Gürtel, Nußdorfer Straße und Währinger Straße auf die Lärmsituation hin untersucht.

Im Rahmen der Personenstands- und Betriebsaufnahme1982 soll eine zweite Wiener Umwelterhebung
durchgeführtwerden. So wurden seitens der Abteilung die entsprechenden Vorarbeiten mit dem Österreichi¬
schen Institut für Raumplanung (Fragenbogenerstellung, Organisation und Durchführung, Überwachung,
Berichterstellung) und MD-ADV (Auswertung) eingeleitet. Diese neuerliche Umwelterhebungwird mit ihren
für die Umweltbelastung so wesentlichenAussagen im Jahre 1983 vorliegen.

Durch das Naturschutzreferat  der Abteilung wird das ökologische Teilgebiet des Umweltschutzes
wahrgenommen. Die grundsätzlichen Ziele und Aufgaben des Naturschutzessind im Wiener Naturschutzge¬
setz rechtlich abgesichert.

Der Verwirklichung dieser Ziele dienten 1981 unter anderem folgende Maßnahmen: Die Beurteilung von
Bauvorhaben aller Art hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf das Landschaftsbild und/oder den Landschaftshaus¬
halt bildete das größte Aktionsgebietim Rahmen des Natur- und Landschaftsschutzes. In über 350 Ortsaugen¬
scheinen und Verhandlungen wurden die notwendigen Grundlagen für den Vollzug des Naturschutzgesetzes
geleistet. Da die Arbeit des Naturschutzes nicht zu stark oder rein empirisch erfolgen darf, wurde 1981 das
Österreichische Institut für Raumplanung mit der Erstellung des Arbeitsbehelfes„Biotopkartierung Wien“
beauftragt. Das Endergebnis dieser Tätigkeit wird 1986 vorliegen.

Die „Biotopkartierung Wien“ verfolgt folgende Ziele:
—Grundinformationzur Entscheidungsfindungbei Eingriffen in Natur und Landschaft sowie bei der Beurtei¬

lung von Planungen;
—Entwicklung einer Naturschutzstrategie, deren Ergebnis in einem Netz von Gebieten zur Erhaltung der vor¬

kommenden Arten und Lebensgemeinschaften besteht. (Grundsätzlichwird Pflanzen- und Tierwelt gleich¬
rangig behandelt. Aus Gründen der Methodik ist jedoch ein Übergewicht der vegetationskundlichenErgeb¬
nisse zu erwarten);

— Erstellung von Bewertungskriterienvon Biotopen unter besonderer Berücksichtigungkorrespondierender
Merkmale im biologischen und spektralen Erscheinungsbild(Verknüpfungder Ergebnisse der Biotopkartie¬
rung mit den vom Österreichischen Bundesinstitut für Gesundheitswesenbearbeiteten Fernerkundungsda¬
ten Wien);

— Erarbeitung von Dringlichkeitsstufenzur Klärung, welche erhaltenswertenObjekte weiter zu untersuchen
sind, welche Objekte unter rechtlichen Schutz gestellt werden sollen und welche sich zur Wiederherstellung
von Lebensräumen eignen(schutzwürdige und entwicklungsfähige Landschaftsteile).
Im Bearbeitungszeitraum1981 erfolgte die Erarbeitung der Methodik sowie eine Vorkartierungdes 21. und

22. Bezirkes.
Als Grundlage für die geplante Erklärung des Gütenbachtaleszum Naturpark wurde ein Vorbericht ausgear¬

beitet. Das behandelte Gebiet umfaßt das Gütenbachtalund angrenzende Gebiete im Südwesten Wiens, die den
beiden GemeindebezirkenHietzing und Liesing angehören. In einigen Punkten greifen Grundlagenzusammen¬
stellung und Maßnahmenkatalog über die definierten Gebietsgrenzen hinaus, um der Vielfalt an Einflußfaktoren
sowohl in kultureller, ökologischer Hinsicht, aber auch von seiten des Benützers her gerecht zu werden. Hiebei
sind vor allem Fragen der Erschließung durch den öffentlichen und privaten Verkehr, die Bewältigung des
bestehenden und in Hinkunft sich noch verstärkenden Problems der Parkplätze sowie die Erfordernisseder
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe mit ihren Nutzflächen und die Abstimmung von notwendig geworde¬
nen Maßnahmen des Schutzes von Landschafts- und Lebensräumenzu beachten. Die ständige Konfrontation
mit Siedlungszonen und dem damit verbundenen Siedlungsdruck auf diese Gebiete und schließlich die Abstim¬
mung von notwendig gewordenen Maßnahmen des Schutzes dieser Räume für die anzustrebende geordnete
Entwicklung zu einem stark frequentierten Naherholungsraummachen die Komplexität der Aufgabenstellung
deutlich. Aus den vorhin angeführten Gründen konnte sich die Betrachtung nicht allein auf die zu erhaltenden
naturnahen Kerngebiete beschränken, sondern muß sich im hohen Grade gerade um die Randbereiche küm¬
mern. Während versucht wird, diese Kernzone vor allzu hohem Publikumszuspruchzu verschonen, richten sich
in den Randzonen alle Überlegungen danach, sie durch behutsame Eingriffe dem Publikum attraktiv zu
machen.

Ziel des Vorberichts ist es, auf der Basis solcher Überlegungen ein Konzept vorzulegen, das einerseits für
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übergeordnetePlanungen(Flächenwidmung, Bebauungsplanung) eine Entscheidungshilfe im Hin und Her ver¬
schiedener Interessengruppen darstellt, andererseits kleinräumig konkrete Anregungen und Vorschläge zur
Gestaltung der einzelnen Funktionsbereichedarlegt. Nicht zu vergessen ist, daß bei der sukzessiven Durchset¬
zung und Realisierung eines solchen Konzepts möglichst der Kontakt zu betroffenen Bevölkerungsschichten
hergestellt werden soll, um einerseits zu erwartende Widerstände nach Möglichkeit auszuschalten bzw. anderer¬
seits sich der möglichen Mitarbeit der angrenzenden Bewohner zu versichern.

Für das NaturschutzgebietLobau wurden eine Begutachtung und Dokumentation der Wiederbesiedlung des
GroßenzersdorferArmes durchgeführt, die auf Grund der großräumigenVeränderungen dieses Donaualtarm¬
systems durch Schotterbaggerungenerfolgte. Die Untersuchung belegt den derzeitigen Stand der Wiederbesie¬
delung und zeigt jene Punkte auf, die der Wiederherstellungeines natumäheren Biotopcharakters entgegenste¬
hen. Geeignete Aktionen, die Abhilfe schaffen, werden Gegenstand von Naturschutzmaßnahmenim Jahre 1982
sein.

Im Forschungsprojekt über das Auftreten submerser Makrophyten in Lobaugewässem wurde die makrophy-
tische Wasservegetation der gesamten Lobau floristisch und pflanzenphysiologisch dargestellt. 150 pflanzenphy¬
siologische Aufnahmen bilden die Grundlage für die Beschreibung von zehn Pflanzengesellschaften. Zur
Ermittlung der Indikatoreigenschaftenmakrophytischer Wasserpflanzenwurden die Verbreitungsbildermit
chemisch-physikalischen Gewässeranalysen verglichen.

In den am 29.Jänner und am 2. März abgehaltenen Sitzungen des Naturschutzbeirates wurde über die Unter¬
schutzstellung des Mauerbachesund der Schanzen am Bisamberg berichtet, Vorschläge zur Schaffung von
Landschaftsschutzgebietenfür landwirtschaftlich genutzte Landschaftsräumewurden zur Diskussion gestellt
und als bedeutendes Vorhaben im SchutzgebietWald- und Wiesengürtel die beabsichtigte Erweiterung des
Behindertenheimes„Am Himmel“behandelt. Bei einer Exkursion konnten sich die Mitglieder des Naturschutz¬
beirates davon überzeugen, daß eine Erweiterung des Behindertenheimesmit den Zielen des Natur- und Land¬
schaftsschutzes nicht in Einklang zu bringen ist.

Der Problematik der Salzstreuung wurde seitens des Naturschutzreferates durch versuchsweise Verwendung
des Auftaumittels„Plantabon Eisex“ Rechnung getragen. Dieses Auftaumittelwird im Winter 1981/82 im Pra¬
ter erprobt und hat den Vorteil, daß es Pflanzen nicht schädigt.

Die Überprüfung und graphische Darstellung sämtlicher Wiener Naturdenkmäler konnten abgeschlossen
werden. So ist es nun möglich, auf Bezirksplänen im Maßstab1 : 10.000 die jeweilige Lage eines Naturdenkma¬
les sofort zu lokalisieren. Bei der Überprüfung wurde auch besonderes Augenmerk auf den Zustand des jeweili¬
gen Naturgebildes gelegt, so daß etwaige Erhaltungs- und Sanierungsmaßnahmenbzw. Aufhebungender Unter¬
schutzstellung in die Wege geleitet werden konnten. Insgesamt war es in rund 100 Fällen notwendig, Sofort¬
maßnahmen zu setzen. Da bei der Überprüfung festgestellt werden konnte, daß die Kennzeichnung der Natur¬
denkmäler in vielen Fällen nicht vorhanden bzw. nicht mehr als solche erkennbar war, hat die Abteilung neue,
in den Stadtfarben Rot-Weiß gehaltene Kennzeichnungsplaketten anfertigen lassen, auf denen sowohl die
Naturdenkmal-Nummer als auch die genaue Artbezeichnungablesbar ist. Nach Vorliegen der neuen Plaketten
wurde noch 1980 mit der Kennzeichnung der Naturdenkmälerbegonnen. Im Jahre 1981 wurden 14 Naturge¬
bilde durch Unterschutzstellungnach dem Naturschutzgesetzzu Naturdenkmälernerklärt, wovon die „Schan¬
zen“ am Bisamberg die bemerkenswertestensind.

Die Abteilung hat sich an der Herausgabe eines Sonderheftes der VogelkundlichenNachrichten aus Öster¬
reich „Egretta“ beteiligt, das unter dem Titel „Vogelwelt in der Großstadt Wien“ erschienen ist.

Um den Mauerbach, der im Jahre 1982 zum geschützten Landschaftsteil erklärt werden wird, vor Beeinträch¬
tigungen und Verunreinigungen an der besonders exponierten Stelle entlang des Parkplatzes Hohe-Wand-
Wiese zu schützen, wurde aus Mitteln der Abteilung eine physische Absperrung mittels Zaun und Bepflanzung
errichtet.

Begonnen wurde 1981 eine Forschungsarbeit, die den Bestand und die Verbreitung der Höheren Pilze im
Raum Wiens untersuchen soll. Höhere Pilze sind entscheidende Komponenten des Bodenlebens(Streuabbau)
und spielen eine beachtliche Rolle als Symbionten fast aller heimischen Gehölze. Diese zusammenfassende
Darstellung, die eine EDV-gerechte karteimäßige Erfassung ermöglichen soll, wird 1982 abgeschlossen sein. Auf
Grund des großen Interesses in der Öffentlichkeit wurden von der Broschüre „Wiens Tümpel, Teiche und
Augewässer“ 5.000 weitere Exemplare nachgedruckt. Die Ausgabe erfolgt vor allem an Schulen, aber auch an
private Interessenten.

Zum Austausch von Erfahrungswertensowie zur Vervollständigung der Kenntnisse waren Angehörige der
Abteilung bei mehreren in- und ausländischenKongressen vertreten, wie zum Beispiel bei der Tagung über
Lärmbekämpfung im Kanton Zürich, der Neusiedler-See-Tagung, der Jahresversammlungder Deutschen Omi-
thologen-Gesellschaft, dem ECE-Seminar über Entschwefelung von Brennstoffen und Verbrennungsgasenin
der BRD, der Konferenz Naturschutz und Erholung in Nationalparks, Naturparks und Naturschutzgebietenin
England, bei dem Umweltsymposiumin Salzburg, der Tagung der Internationalen Alpenschutzkommission
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CIPRA, der Konferenz Committee of Senior Officials in Straßburg und bei der Kuratoriumssitzungdes Insti¬
tuts für Kommunalwissenschaftenund Umweltschutz.

Studienreisen wurden durchgeführtzur Besichtigung und Überprüfung einer neuartigen Erdwallkonstruktion
in Lennestadt bei Köln sowie zu verschiedenenGroßkläranlagen in den USA. Weiters besuchten Mitarbeiter
der Abteilung das Arbeitsseminar über den Stellenwert des Landschaftsbildes im Natur- und Landschaftsschutz
und seine Bewertung sowie die Sitzungen der Arbeitsausschüsse„Radwege“ und „Lärmschutz“.

Ein wesentlicher Schritt zur effektiven Überwachung der Luft  Verschmutzung in Wien stellt die Installation
eines Computers in der Abteilung dar, mit dem alle aktuellen Meßwerte der Luftmeßstationenabgefragt wer¬
den können, der aber auch die Berechnung von Auswirkungen neuer Emittenten auf die Luftsituation in Wien
durchführen kann. Zur Zeit sind Programmpakete zur Berechnung von Großemittenten und zur Eruierung von
Verursachern von Geruchsbelästigungenbereits implementiert und einsatzbereit. Die Übertragung der Meß¬
werte von den einzelnen Luftmeßstationen wird allerdings erst in Zukunft möglich sein, wenn die Meßstationen
mit Datenerfassungsgerätenausgestattet sein werden, die im Auftrag der Abteilung entwickelt wurden. Die
Meßzentrale in der Rathausstraße wurde bereits mit einer solchen automatischenDatenerfassungsstation ausge¬
stattet, die in der Lage ist, bei Überschreitenvon bestimmten Konzentrationsgrenzwertenautomatisch Alarm
auszulösen. Durch diese Ausrüstung wird es dann möglich sein, die aktuelle Luftsituation Wiens von einer
Stelle aus zu überwachen. Die gesammelten Daten werden zudem automatisch in eine Umweltdatenbankder
ADV eingespeichert, von wo aus sie für spezielle Untersuchungen vom Rechner der Abteilung aus rasch und
einfach wieder abgefragt werden können.

Um diese Umweltdatenbankzu vervollständigen, wurde Prof. Reuter  ersucht, alle in Wien jemals gemessenen
SO2- und Staubmeßwertezusammen mit den meteorologischenDaten zu sammeln, zu kontrollieren und auf
Computerband zu schreiben. Dieser Datensatz stellt eine äußerst wichtige Dokumentation der Luftsituation
Wiens dar. Diese Datensammlungwurde schon daraufhin untersucht, wie häufig in Wien der Fall eingetreten
ist, daß an mehr als der Hälfte der Meßstellen gleichzeitig eine SCh-Konzentration von mehr als 0,8 mg/m3 —
ein strenger Grenzwert zum Auslösen eines Smogalarms—aufgetreten ist. Maximal an vier Meßstellen wurden
die Alarmkonzentrationen für SO2 gleichzeitig überschritten. Weiters dienten diese Daten einer statistischen
Untersuchung, die ergab, daß eine Prognose der S02-Konzentration für den folgenden Tag aus den SCh-Kon-
zentrationen und der Lufttemperaturdes Vortages und der Windprognose des kommenden Tages möglich sein
wird. Das Ergebnis dieser Arbeit wird ein sehr nützliches Instrument für die Verbesserung der Luftsituation in
Wien darstellen: Es wird nun möglich, einen Tag vorher Großemittenten darauf aufmerksam zu machen, daß
für den kommenden Tag eine Umstellung auf schwefelarme Brennstoffe wahrscheinlich erforderlich sein wird.

Eine weitere Forschungsarbeit der Abteilung sollte die Frage klären, wie zum Beispiel ein künftiges kalori¬
sches Kraftwerk möglichst umweltfreundlichin Wien errichtet werden kann. Aus den Ergebnissen ist ersicht¬
lich, wo der optimale Standort ist und daß, wenn gleichzeitig eine forcierte Fernwärmenutzung gewährleistet ist,
die Luftsituation durch ein solches zusätzliches Kraftwerk nicht verschlechtert, sondern unter Umständen sogar
verbessert werden könnte. Diese Arbeit wurde zusammen mit dem Energiewirtschaftlichen Referat der Wiener
Stadtwerke finanziert.

Eine Studie, die im Auftrag der Abteilung über die Möglichkeit der Reduzierungdes Bleis in Vergasertreib¬
stoffen gemacht wurde, hat wesendiche Argumente für die Durchführung der Benzinbleireduktiongeliefert.

Sachverständige der Abteilung auf dem Gebiete der Luftreinhaltung haben bei der Formulierung des Wiener
Feuerpolizeigesetzes und der Wiener Luftreinhaltenovelle sowie in den Arbeitskreisen des Dampfkesselemis¬
sionsgesetzes mitgearbeitet. Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens„Grünraumerhebung mit Hilfe der Fern¬
erkennung“, das gemeinsam mit dem Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung und dem Österrei¬
chischen Bundesinstitutfür Gesundheitswesen durchgeführtwird, erlauben es erstmals, automatisch Klassifizie¬
rungen der Grünflächen Wiens nach geschädigten und gesunden Bäumen, nach Wiesen und verbautem Gebiet
durchzuführen. Auch die Erstellung von rektifizierten Scannerstreifen im Stadtkartenschnitt 1 : 2.000 wurde für
die Lobau und Teile der Innenstadt durchgeführt, so daß auch eine quantitative Auswertung einzelner Klassifi¬
zierungen möglich wurde. Außerdem wird der gesamte Grünraum innerhalb des Gürtels zur Zeit quantitativ
und qualitativ erfaßt.

In der Magistratsabteilung 22 fielen 1.429 Geschäftsstücke an.

Stadtgartenamt
Die Magistratsabteilung 42, das Stadtgartenamt, wird betriebsähnlichgeführt und ist im Voranschlag unter

der HaushaltsstelleNr. 8150 enthalten. Im Jahre 1981 wurden 1.784 öffentliche Gartenanlagen  mit
16,704.046 m2, 22 Lagerwiesen mit 826.475 m2 und der „grüne“ Prater mit 6,033.042 m2 gepflegt und erhalten,
außerdem 73.184 Alleebäume in 1.346 Straßen auf einer Länge von 588.274 m betreut. Darüber hinaus waren
für fremde Dienststellen 1.320 Wohnhausgärtenmit 5,970.620 m2, 236 Schulgärten mit 676.510 m2, 197 Grün¬
anlagen in Kindergärten und Horten mit 418.852 m2, 8Jugendspielplätze mit 14.182m2, 27 Grünflächen in
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Kinderfreibädernmit 24.165m2, 13 öffentliche Grünflächen in Siedlungen mit 253.474 m2 und die 260.000 m2
großen Grünflächen im Strandbad Gänsehäufel gärtnerisch zu betreuen.

Mehrere Gartenanlagen mußten neu hergestellt, einige bereits bestehende Anlagen umgestaltet oder instand
gesetzt werden. So wurde im 1. Bezirk am Franz-Josefs-Kai die im Vorjahr begonnene Ausgestaltung der Grün¬
flächen fortgesetzt und abgeschlossen, ln der Oberen Augartenstraßemußte nach dem Umbau der Straßenflä¬
chen mit der Herstellung der bestehenden Grünflächen begonnen werden. Die Ausgestaltung der Freiflächen in
2, Innstraße—Engerthstraße zu einem Kinderspielplatzwurde fortgesetzt und abgeschlossen. Die bestehende
Parkanlage am Klopsteinplatz im 3. Bezirk wurde umgestaltet, die Wege- und Platzflächen mußten verbessert
werden. Der Einsiedlerpark im 5. Bezirk wurde kultiviert, der bestehende Kinderspielplatz umgebaut. Im
Bereich des Hochhauses in 5, Kohlgasse, wurde die bestehende Parkanlage umgestaltet und verschönert, zusätz¬
lich konnten Kinderspielgeräte aufgestellt werden.

In Verbindung mit den Straßenbauarbeitendurch die Magistratsabteilung 28 konnte in 6, Gumpendorfer
Straße, ein kleiner Park mit Sitzplätzen und neu gepflanzten Bäumen angelegt werden. Der Weghuberpark im
7. Bezirk wurde instand gesetzt und zu einem Barockgarten umgestaltet. Die Ausgestaltungsarbeitenzur Neu¬
herstellung der früheren Parkanlage am Hamerlingplatz im 8. Bezirk konnten fortgesetzt werden. Der Ame-
Carlsson-Park im 9. Bezirk wurde mit dem Einbau eines Kinderspielplatzes verbessert. Im Zuge der Umlandsa¬
nierung kam es in 10, Pichelmayergasse zur Begrünung brachliegenderFlächen.

Im Betriebsbaugebiet Laxenburger Straße konnten Rasenstreifen begrünt, außerdem Bäume gepflanzt wer¬
den. Im Zuge der Umlandsanierung wurden in der Eisenmengergasse Freiflächen begrünt. Am Humboldtplatz
mußte die bestehende Anlage instand gesetzt und umgestaltet werden. Im 11. Bezirk kam es im Zuge der
Umlandsanierung in der Braunhubergasse zur Begrünung von Freiflächen, ferner wurden in der Florian-Hedor-
fer-Straße die Herstellungsarbeiten für eine öffentliche Parkanlage zum Abschluß gebracht, in der Mühlsanger¬
gasse weitere Freiflächen begrünt, ebenso in der Kaiserebersdorfer Straße neben den Gemeindebauten, in der
Ohligsgasse schließlich Grünstreifen nach dem Straßenbau wieder angelegt. Im 12. Bezirk in der Vierthalergasse
konnte ein öffentlicher Park mit einem Spiel- und Ruheplatz errichtet werden; in der Oswaldgasse kam es zur
Herstellung von Grünstreifen, in der Rosasgasse zur Errichtung eines Kinderspielplatzes. Am Schöpfwerk wur¬
den die Arbeiten zur Herstellung einer öffentlichen Parkanlage fortgesetzt, in der Zanaschkagasse Rasenstreifen
im Zuge der Umlandsanierung begrünt. In Verbindung mit dem Umbau des Vorplatzes beim Bahnhof Hüttel-
dorf im 14. Bezirk konnte mit dessen gärtnerischer Ausgestaltung begonnen werden. In der Linzer Straße wur¬
den Grünstreifen angelegt und Bäume gepflanzt, ferner der Reindlpark instand gesetzt und umgestaltet. Die
bestehende Parkanlage am Reithofferplatz im 15. Bezirk wurde instand gesetzt und umgestaltet, in der Grimm¬
gasse im Zuge der Umlandsanierung ein Grünstreifen angelegt, in der Oelweingasse wurden die Arbeiten zur
Herstellung einer öffentlichen Parkanlage fortgesetzt, ebenso im Bereich Diefenbachgasse— Stiegergasse. Im
16. Bezirk in der Wichtelgasse konnten die Arbeiten für die Anlage eines öffentlichen Parkes fortgeführt wer¬
den, in der Sulmgasse wurde eine Grünfläche vor der neuen Wohnhausanlagehergestellt. In der Aiszeile im
17. Bezirk wurden die Arbeiten für eine neue öffentliche Parkanlage zum Abschluß gebracht. Am Bischof-
Faber-Platz im 18. Bezirk wurde die bestehende Parkanlage mit der Instandsetzung auch umgestaltet. In der
Hockegasse kam es zur Errichtung eines Kinderspielplatzes, gleichfalls in der Bömergasse im 19. Bezirk.

Grünstreifen wurden angelegt in der Winarskystraße im 20. Bezirk. An der oberen und unteren Alten Donau
im 21. und 22. Bezirk wurden im Zuge der Uferausgestaltungauch Bäume und Sträucher gepflanzt, im
23. Bezirk in der Gelben Heide und in der Perfektastraße Grünstreifen angelegt, in der Wohnparkstraßeaußer¬
dem auch Sträucher gepflanzt. Im Wiener Flur schließlich konnten die Arbeiten zur Herstellung einer öffentli¬
chen Parkanlage fortgesetzt werden. Außerdem wurden in verschiedenen Park- und Wohnhausanlagen bzw.
Straßen 11.183 Bäume gepflanzt.

Wege und Platzflächen wurden staubfrei gemacht in 1, Rathauspark, 10, Triester Straße — Kundratstraße,
Stefan-Fadinger-Platz und Arthaberplatz, in 12, Wilhelmsdorferpark, in 13, Anton-Langer-Gasse, Napoleonwald
und am Wolfrathplatz, in 14, in der Parkanlage vor dem Hanusch-Krankenhausund im Ferdinand-Wolf-Park,
ferner in 17, Kongreßpark, 18, Türkenschanzparkund PötzleinsdorferSchloßpark, in 19, vor der Sieveringer
Kirche und im Wertheimsteinpark, in 21, Wasserpark, 22, Kagraner Brücke, im Reservegarten Hirschstetten
und in der Erlaaer Straße vor dem Friedhof.

In 499 Fällen hat das Stadtgartenamt bei der Vollziehung des Baumschutzgesetzesmitgewirkt. Von den
Organen des amtlichen Pflanzenschutzdienstes  wurden 6.926 Kontrollen in den Klein-, Siedler-
und Privatgärten vorgenommen, außerdem 8 Vorträge und 3 Lichtbildervorträge zur Schulung der Gartenbesit¬
zer abgehalten und 19 Tonfilmvorführungenveranstaltet. Auf Grund der Pflanzeneinfuhrverordnungmußten
4.704 Sendungen, darunter 893 Waggons und 2.364 Lastkraftwagen, gemäß Verordnung des Qualitätsklassenge¬
setzes 5.106 Sendungen, darunter 1.668 Waggons und 3.436 Lastkraftwagen, überprüft werden. Für die Erhal¬
tung der städtischen Grünanlagen, Schulgärten, Grünanlagen in Kindergärten und Horten sowie für die Her¬
stellung neuer Gartenanlagenbzw. die Umgestaltung bestehender Anlagen wurden insgesamt 432,736.839 S
ausgegeben, die Einnahmen betrugen 24,154.941 S.
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Bäder

Im Jahre 1981 standen 21 Warmbäder einschließlich6 Volksbäder, 4 Warm- und Sommerbäder mit zusam¬
men 9 Schwimmhallen, ferner 22 Sommer- und 26 Kinderfreibäder, insgesamt 63 städtische Bäder, zur Verfü¬
gung. Am Beginn des Jahres 1981 hingegen waren insgesamt 67 Badeanlagen in Betrieb.

Im Amalienbad war das Sonnenbad ganzjährig, das Wannenbad ab Juni wegen Umbauarbeitengesperrt. Der
Betrieb im Ambulatorium wurde trotz Umbau bis August aufrechterhalten, Mitte September wurde es als
Pachtbetrieb wieder eröffnet. Die Kinderfreibäder in 11, Hyblerpark, in 22, Kagran — Portnergasse, und in 17,
Lorenz-Bayer-Platz, waren die ganze Saison aus technischen Gründen gesperrt. Die Kinderfreibäder in 19,
Hugo-Wolf-Park, und in 23, Rodaun —Ambrosweg, haben nach größeren Instandsetzungsarbeitenden Betrieb
in der Saison 1981 wieder aufgenommen.

Im Zuge größerer baulicher Leistungen, Neuerungen und Veränderungenwurde im städtischen Amalienbad
die Generalsanierung des Bades fortgesetzt. Eine neue Brausebadabteilung und die Hälfte des neuen Ambulato¬
riums haben im September den Betrieb aufgenommen. Im Hallenbad Floridsdorf wurde mit der Erneuerung
der elektrischen Anlage begonnen. Der Neubau des Hallenbades Kagran konnte fortgesetzt und der Rohbau
fertiggestellt werden. Bei der Errichtung des Hallenbades Brigittenau waren umfangreicheErdarbeiten vor der
Fundierung notwendig. Im Dianabad wurde mit dem Einbau von Filter- und Desinfektionsanlagen für die Sau¬
nabecken begonnen, im Theresienbad mit der Erneuerung der Elektro-Anlagen. Im Jörgerbad waren sicher¬
heitstechnische Maßnahmen durchzuführen. Für die Versorgung der Duschen mit Warmwasserwurden im
Strandbad Gänsehäufel Solaranlagen installiert. Das neuerbaute Buffet im Angelibad hat den Betrieb aufgenom¬
men und wird sehr stark auch von Erholungsuchenden der „Dragonerwiese“ frequentiert. In den Sommerbä-
dem konnte die Installation von Blitzschutzanlagen fortgesetzt werden. Mit den Generalinstandsetzungsarbeiten
im Kinderfreibad in 22, Kagran — Portnergasse, wurde begonnen. Im Stadthallenbad konnten die Instandset¬
zungsarbeiten im Beckenbereich abgeschlossen werden.

Der Rückgang der Frequenz in den Warmbädern um 1,6 Prozent oder 50.459 Besucher ist weniger von
Bedeutung, da hievon allein 48.247 Besucher auf die Medizinalbäder entfallen, die wegen Umbauarbeiten bis
zur Übergabe an den Pächter im September nur eingeschränkt betrieben werden konnten. In den Schwimmhal¬
len hat sich die Besucherzahl stabilisiert, es konnten sogar um 18.013 Badegäste mehr verbucht werden. Die
Besucherzahl in den Saunabädem blieb annähernd konstant. Das leichte Absinken der Frequenz in den letzten
drei Monaten des Jahres ist auf die Preiserhöhungund auf die sinkende Kapazität durch Einführung der vier¬
stündigen Badezeit zurückzuführen. Zum Besuch der Wannenbäder ist zu bemerken, daß die abnehmende Fre¬
quenz um 11,2 Prozent einem langjährigen Trend folgt. Bei den Brausebädern sank die Gesamtzahl der Badegä¬
ste nur unbedeutend um 0,2 Prozent, die Einzelbrausebäder wurden sogar stärker frequentiert, und zwar um 6,3
Prozent oder 25.313 Besucher.

Infolge der günstigen Witterung waren die Sommer- und Kinderfreibäderstark frequentiert. Ein Vergleich
zum Vorjahr, das allerdings eine der schlechtesten Saisonen der letzten Jahre verzeichnen mußte, zeigt eine
Zunahme der Besucher um 583.813 oder 48,4 Prozent. Auf den neu eingeführten FKK-Strand im Strandbad
Gänsehäufel sei als besonderen Anziehungspunkt für Besucher hingewiesen.

Der Witterung entsprechend verzeichneten die Kinderfreibäderebenfalls eine Zunahme der Frequenz um
50,4 Prozent oder 138.201 Besucher.

Insgesamt wiesen die städtischen Bäder im Jahre 1981 mit 5,399 020 Besuchern im Vergleich zum Vorjahr
um 671.555 oder 14,2 Prozent mehr Badegäste auf. Auf die Brausebäder entfielen 791.439, auf die Wannenbä¬
der 76.334, auf die Dampf- und Saunabäder 754.874, auf die Schwimmhallen1,522.039, auf die Medizinalabtei¬
lung im Amalienbad 51.737 und auf das Sonnenbad im Jörger- und Amalienbad 1.056 Besucher. Die Sommer¬
bäder waren von insgesamt 1,789-105, die Kinderfreibädervon 412.436 Badegästen frequentiert.

Wasserbau
Im Rahmen des Donauhochwasserschutzes Wien  wurden am rechten Donauufer die Bauar¬

beiten für den „Rechten Donaudamm“ im BauabschnittI — Bereich Floridsdorfer Brücke bis Nordbahnbrücke
— fortgesetzt und in den Bauabschnitten II/l — Bereich Nordbahnbrücke bis Traisengasse— und III —
Bereich Machstraße—begonnen. Außerdem waren die Projekte für den DammbereichHolubstraße bis DDSG-
Gebäude auszuarbeiten. Beim Bau des Entlastungsgerinneswurde im Baulos1, das sich vom Wehr 1 bis zum
Hafen Lobau über eine Gesamtlänge von 9,4 km erstreckt, die Baggerung von der Ostbahnbrücke stromab bis
zum Absturzbauwerk geführt und mit dessen Entfernung begonnen. Insgesamt sind im Baulos1 drei Gerinne¬
abschnitte mit einer Länge von 8,4 km ausgebaggert worden, davon im Jahre 1981 rund 0,8 km. Die gewonne¬
nen 12,4 Millionenm3 Aushubmaterial, davon 1981 rund 1,2 Millionenm3, wurden für den Ausbau der Damm¬
verstärkung und der Donauinsel verwendet. Somit erhöhte sich das Ausmaß der fertiggestellten Ufer und Insel¬
flächen im Baulos1 um 30 auf 160 ha. Die Arbeiten für die Umlegung der Produktenleitung wurden von der
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AmtsführenderStadtrat Peter Schieder(Umwelt und Freizeit) bei der Eröffnung des neugestaltetenHamerlingparks

Stadtgartenaml

Kinderspielplatz im Hamerlingpark



Wasserbau
Forstamt

Ein neues , fast sechs Hektar großes Stadtwäldchen steht den Bewohnern der Großfeldsiedlung als Freizeit und Erho-
lungsflächc zur Verfügung

Der Nordteil der Neuen Donau , zwischen dem Einlaufwerk Langenzersdorf und der Floridsdorfer Brücke , konnte fer¬
tiggestellt werden



Stemmvorführungin der „Franz-Hölbl-Sportanlage der Stadt Wien“ im 10. Bezirk, Heuberggstättenstraße

Sport
Presse und Informationsdienst

Von der Stadtinformation im Rathaus werden täglich bis zu 400 Fragen beantwortet



Diese Gelenkbühne hat eine Hubhöhe von 30 m und kann bei Rettungseinsätzen, als Löschmast und zum Anschluß
technischer Geräte verwendet werden

Feuerwehr und Katastrophenschutz

Durch Segmentbauweise können Einsatzfahrzeuge binnen 20 Minuten von Rüst- auf Sonderlöschfahrzeuge umgerüstet
werden



ÖsterreichischenMineralölvertriebsgesellschaft weitergeführt und stehen vor dem Abschluß. Beim Bau des Bau¬
loses2, das sich vom EinlaufbauwerkLangenzersdorf bis zum Wehr 1 über eine Länge von 12 km erstreckt,
konnte der Gerinneabschnitt um rund 0,8 km Länge erweitert werden, so daß ein geschlossenerGerinneab¬
schnitt von 7,9 km Länge hergestellt ist. Die bisher gewonnenen rund 12,8 Millionenm3 Aushubmaterial,
davon im Jahre 1981 rund 1,9 Millionenm3, wurden für den Ausbau der Dammverstärkungund der Donauin¬
sel verwendet; rund 2,6 Millionenm3 Material mußten auf Deponien außerhalb des Baubereiches gelagert wer¬
den. Das Ausmaß der fertiggestellten Ufer- und Inselflächen stieg somit im Baulos2 um 60 auf rund 200 ha. Mit
den Arbeiten am Donaugrabendammim Gemeindegebiet Langenzersdorf— dieser Damm stellt den Anschluß
der Hochwasserschutzanlagen an den Bisamberg dar und ist rund 1,2 km lang — wurde begonnen. Im Bereich
des HafenumschließungsdammesAlbern und des Alberner Hauptdammeswurde als Vorbereitung für den end¬
gültigen Ausbau eine rund 800 m lange Rütteldruckwandhergestellt. Im Zuge der Erhaltungsarbeitenan den
fertiggestellten Teilen der Neuen Donau und der Donauinsel wurden, neben diversen kleineren Arbeiten, 9 ha
Uferböschung gemäht, 19 km Badestrände gesäubert und insbesonderenach Hochwässern die 20 km Treppel-
wege von Treib- und Schwemmgutgeräumt.

Im Rahmen der WasserwirtschaftlichenPlanung und Hydrologie wurde im Jahre 1981 der Abteilung die
Wahrnehmung der Pflichten des WasserwirtschaftlichenPlanungsorganesübertragen. Das bedeutet, daß alle
Maßnahmen, die als Eingriff in den natürlichen Wasserkreislauf anzusehen sind, vor der Genehmigung durch
die Wasserrechtsbehördean die Zustimmung des Wasserwirtschaftlichen Planungsorganes gebunden sind.

Auf dem Gebiet der Gewässeraufsicht  mußten neben der Routinearbeit, wie unter anderem der
Prüfung genehmigungspflichtigerProjekte nach § 104 WRG 1959, der Kollaudierungwasserrechtlich geneh¬
migter Anlagen, der Überprüfung von Anzeigen im Hinblick auf Gewässergefährdungen, nach 47 Ölunfällen
zum Teil von Amtssachverständigendie komplizierten Instandsetzungsarbeitenüberwacht werden. Insgesamt
wurde an 401 Verhandlungen teilgenommen, ferner wurden 12 neue Kläranlagen, 10 Benzinabscheider,
43 Brunnenanlagen und 10 Wärmepumpenanlagen einem Genehmigungsverfahrenzugeleitet. Weiters waren
38 Kollaudierungensowie 31 Löschungen von Anlagen vorzunehmen und 1.538 Erhebungen und Überprüfun¬
gen durchzuführen. 20 Senkgrubenmißständewurden behoben und an drei FeuerlöschbrunnenSanierungsmaß¬
nahmen gesetzt. Im Kleinlabor der Abteilung wurden 84 Abwasserprobenuntersucht und ausgewertet. Wenn
Mißstände festgestellt werden konnten., wurden die erforderlichen Maßnahmen festgesetzt.

Im Schutzwasserbau  konnten nach Umlegung der Schwechat in das neue Flußbett die Regulie¬
rungsarbeitenam zweiten Baulos fertiggestellt werden. Die Arbeiten am dritten Baulos wurden fortgeführt. Im
Bereich des Schwechat-Altlaufes wurde mit den Dammverstärkungenund den Auffüllungen begonnen. Bei den
Arbeiten für den Straßendammüber das Mühlwasser im Zuge der Kanalstraße wurde die Bauphase1 —Errich¬
tung eines Provisoriums(Verkehrsumleitung) zur Entlastung der schadhaften Brücke — nach der Ausführung
rüttelverdichteter Baugrubenumschließungsdämmeund der Freigabe des unterwasserseitigen Dammes für die
provisorische Umleitung des Straßenverkehrsabgeschlossen. Ebenfalls abgeschlossenwurden die Projektie¬
rungsarbeitenfür die Bauphase2 — Errichtung des Straßendammes über das Mühlwasser—, so daß der Baube¬
ginn für diese Bauphase mit Dezember festgesetzt werden konnte.

Im Zuge der Erhaltung der Wiener Gewässer waren Arbeiten am Liesingbach, am Wienfluß, im Hafen Lobau
und an den übrigen Bächen und Gerinnen durchzuführen. So wurden die Torkretierungsarbeitenan der Wien¬
fluß-Trennmauer im Bereich des Rückhaltebeckens III beidseitig und im Bereich des Rückhaltebeckens IV fluß¬
seitig fertiggestellt, ferner im Zuge der Halterbachregulierungim Bereich der Bujattigasse die Regulierungsar¬
beiten mit der Neuherstellung von Ufersicherungenentlang der Bujattigasse weitergeführt. Die Arbeiten zur
Instandsetzung der linksufrigen Böschung, einschließlich des Böschungsfußes, im Hafen Kuchelau konnten
fortgesetzt werden. Im Zuge der Arbeiten am Mühlwasser wurde die Schlammabsaugung in einem Altarm des
„Kleinen Schilloches“ im Bereich der ÖBB-Haltestelle Lobau abgeschlossen, weiters mit Vorarbeiten für eine
naturnahe Baggerung begonnen, um einen entsprechenden Wasserstand im Mühlwasser im Bereich der Lobau-
gasse zu schaffen.

Im Rahmen der kleineren wasserbaulichen Arbeiten und Planungen wurde an der Gewässerkartei von Wien
weitergearbeitet. Detailprojekte zur Herstellung eines Sandfanges im Sickerteich Laimergrube, zur Sanierung
der Dürren Liesing und des Halterbaches im Mündungsbereich sowie zur Befestigung des Trockengerinnes Ver¬
bindung Fallenberggasse— Senderstraße konnten fertiggestellt werden. Mit einem Projekt zur Sanierung des
Saugrabengerinnes und einer Untersuchung über die Möglichkeit der Vergrößerungdes Sickerteiches Obere
Jungenberggasse wurde begonnen.

Gemäß der Schiffpatentverordnungwurden vom Amtssachverständigen124 Motorschiffe und Sportboote
sowie 560 Boote der Bootsvermietungen im Wiener Bereich auf ihre Funktionstüchtigkeitüberprüft und gemäß
des Schiffahrtsanlagengesetzes zwölf diesbezügliche Anlagen.
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Forstamt

Die Magistratsabteilung 49, das Forstamt, verwaltet und bewirtschaftet die Erholungswälder im Bereich des
Landes Wien, die Quellenschutzforste in Niederösterreich und in der Steiermark sowie die zugeordneten
Nebenbetriebe und Aufforstungsflächen. Zu seinen Aufgaben gehören ferner die Planung, Errichtung und
Erhaltung von Erholungswaldeinrichtungen, die Erweiterung des Wald- und Wiesengürtelsund die von Wind-
Echutzanlagon.

Das Flächenausmaß  der Grundstücke, die von der Abteilung verwaltet wurden, betrug im Bereich
des Landes Wien 8.048,33 ha und im Bereich der Quellenschutzforste32.242,50 ha, insgesamt 40.290,83 ha.
Die Nutzung  der Bestände wird ihrer Widmung entsprechend vollzogen. Im Bereich des Landes Wien
handelt es sich vorwiegend um ausgesprocheneErholungswälder, in denen die Einzelstamm- und kleinflächige
Nutzung, die Entnahme überalterter, die Besucher gefährdender Bestandselementesowie die Auflichtung zu
dichten Beständen Vorrang haben, ln den Quellenschutzforsten, vor allem in den in Niederösterreich gelegenen
Revieren, erfolgte zwar eine sehr starke Flolzentnahme in Konsequenz der Windwurfkatastrophedes Jahres
1976, jedoch sah man sich gleichzeitig gezwungen, Schlagbegradigungen durchzuführen und durch die Ent¬
nahme von mit Schadinsektenbefallenen Bestandselementen vorbeugendeMaßnahmen gegen Massenvermeh¬
rungen zu treffen. Lediglich in den Revieren, die im Bereich der 2. Flochquellenleitung in der Steiermark
liegen, konnte eine planmäßige Nutzung, die den im zehnjährigen Nutzungsplan vorgesehenen Maßnahmen
entspricht, vollzogen werden.

Der Gesamtholzeinschlag  betrug im Jahre 1981:

Blochholz Schleif- und Brennholz Gesamt
Grubenholz

fm fm fm fm
Wienerwaldforste. 6.295,81 2.804,69 13.218,45 22.318,95
Quellenschutzforste. 52.078,73 13.535,38 10.198,97 75.813,08

Zusammen. 58.374,54 16.340,07 23.417,42 98.132,03
Prozent . 59,5 16,6 23,9 100,0

Gegenüber 1981 ist der Holzanfall zwar um rund 2.400 fm angestiegen, jedoch ist der Zuwachs ausschließlich
dem Schleif- und Grubenholz sowie dem Brennholz zuzurechnen. Dies ist ein deutlicher Hinweis darauf, daß
waldhygienische Maßnahmen immer mehr in den Vordergmnd rücken und daß zufolge erhöhter Nachfrage
nach Brennholz die angehobenen Preise auch eine Bringung dieser minderwertigenHolzsortimente rechtferti¬
gen. Allein der Blochholzanfall in den Quellenschutzforstenging im letzten Jahr um rund 2.400 fm, das sind
rund 5 Prozent, zurück. In den kommenden Jahren ist mit einem bedeutend höheren Rückgang an Blochholz
zu rechnen, da die Nachhaltigkeit der Nutzungen dies erfordert.

Bei der Rohholzabgabe  war man bemüht, die Versorgung des Sägewerkes Hirschwang zu gewährlei¬
sten. Andererseits mußte man aber das gesamte Restholz dem Holzmarkt zuführen, da der Insekten- und Pilz¬
befall eine bedeutende qualitative Beeinträchtigung befürchten ließ.

Folgende Holzmengen wurden ausgebracht und dem Holzmarkt zugeführt:

Nutzholz Brennholz Gesamt
fm fm fm

Wienerwaldforste an Fremde . 9.246,56 12.576,15 21.822,71
Quellenschutzforste
an Fremde . 53.480,47 9.333,06 62.813,53
an das Sägewerk . 12.490,47 — 12.490,47

Zusammen. 75.217,50 21.909,21 97.126,71

Trotz der deutlich nachlassenden Nachfrage am Rundholzmarkt konnte das Nutzholz abverkauft werden.
Sowohl beim Nutzholz als auch beim Blochholz wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, Holz am Stock
zu verkaufen. In diesem Fall gehen die Aufarbeitung und Bringung unter Aufsicht des Personals der Stadt Wien
zu Lasten des Holzkäufers. Dies hat den Vorteil, daß man Aufarbeitungen in entlegenen Revierteilen sowie auf¬
wendige Arbeiten durch Fremdfirmen ausführen lassen kann. Dieser Vorgang bewährt sich besonders bei der
Brennholzerzeugung, aber auch bei Durchforstungen von Beständen im Stangenholzalter.

Im Sägewerk Hirschwang  konnte bei stagnierender bis leicht fallender Preistendenzdas erzeugte
Schnittholz laufend verkauft werden. Der Jahresverschnitt betrug 10.413,59 fm. Es konnte eine Ausbeute von
67,5 Prozent erzielt und Schnittholz in einer Menge von 7.027,79m3 erzeugt werden. Zum Verkauf gelangten
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6.224,16m3. Gegenüber dem Vorjahr ist sowohl der Einschnitt als auch die verkaufte Schnittholzmengegerin¬
ger, jedoch muß man berücksichtigen, daß der Anteil an zeitaufwendigeren Listenschnitten weiter zugenommen
hat. Hinsichtlich dieses Listenholzes, in nicht genormten Längen, das vorwiegend für Zimmermannsarbeiten,
wie etwa zur Erzeugung von Dachstühlen, benötigt wird, besteht eine Marktlücke am Inlandsmarkt. Das Säge¬
werk in Hirschwang nützt diese Gelegenheit, die sehr einträglich ist, weitgehend. Das qualitativ minderwerti¬
gere Blochholz, das aus den hochalpinen Lagen stammt, muß weiterhin zur Erzeugung von Massenwaren heran¬
gezogen werden.

Die Aufforstungsarbeiten  zur Kultur der flächengroßenKahlflächen nach dem Katastrophen¬
windwurf wurden weiterhin fortgesetzt. Die arbeitstechnischen Schwierigkeiten, die darin bestehen, daß in
einem kurzen Zeitraum die Forstpflanzen eingebracht werden müssen, treten jährlich wieder auf. In den alpi¬
nen Hochlagen unterbinden die Schneedeckendie Arbeiten, so daß eine sehr große Anzahl von Saisonarbeitern
bereitgestellt werden muß. Aus diesen Gründen war es noch nicht möglich, alle Kahlflächen in Kultur zu brin¬
gen und die erforderlichenNachbesserungenim Bereich des Windwurfes zu vollziehen. In den Revieren der
Steiermark und im Wiener Raum sind die Aufforstungen planmäßig vollzogen worden. 627.550 Bäume und
Sträucher wurden für Wiederaufforstungen, 214.920 für Nachbesserungen vorhergehenderKulturen und 18.400
für Neuaufforstungen benötigt. Gegenüber 1980 ist die Anzahl der ausgebrachtenPflanzen zurückgegangen, da
der größte Teil der Windwurfflächen kultiviert wurde und nunmehr das Hauptgewichtbei den zeitaufwendige¬
ren Nachbesserungen liegt. Dies kommt auch darin zum Ausdruck, daß die Stückzahl der Forstpflanzen, die zur
Nachbesserung gelangen, gegenüber dem Vorjahr bedeutend höher ist.

Zur Vorbeugung von Wildschäden sind wieder Kulturflächen eingezäunt worden, wobei 10.210 m Schutz¬
zäune errichtet wurden. Weiters ist in 5.937 Arbeitsstunden ein Einzelschutz an Forstpflanzen vorgenommen
worden. Außer diesen Schutzmaßnahmenund einem erhöhten Abschuß wurden waldbauliche Begleitmaßnah¬
men zur Hintanhaltung von Wildschädendurchgeführt. Diese bestehen darin, daß auf den Kulturflächen Ver-
bißsträucher und -gehölze belassen werden und im Rahmen der Kulturarbeiten auch Laubgehölze eingebracht
werden, die dem Wild teilweise als Äsung dienen, durch ihre Ausschlagfähigkeit aber eine erhöhte Resistenz
gegen dauernden Verbiß haben. Mit dieser Vorsorge soll einerseits das Wild eine zusagendere Verbißmöglich¬
keit vorfinden, die Kulturpflanzen, die den künftigen Wirtschaftswald bilden sollen, sollen andererseits ver¬
schont bleiben. Diese flankierenden Maßnahmen dienen somit sowohl der Verbesserung des Lebensraumes des
Wildes als auch der Erhöhung der Bestandstabilität.

Der im Zuge der Windwurfaufarbeitunggeplante Straßenbau ist zwar im wesentlichen vollzogen, jedoch
müssen in lokalen Bereichen noch kurze Stockstraßen oder Verbindungswege errichtet werden. 16,2 km Forst¬
straßen wurden 1981 fertiggestellt. Alle diese Forststraßen tragen unter Beachtung der Grundwasserhygiene zur
Aufschließungentlegener Revierteile bei und ermöglichen somit die wirtschaftlicheBetreuung bisher nicht
nutzbarer und gefährdeter Forstbestände. Erst dadurch können waldbauliche Maßnahmen unter Beachtung der
Wasserführungdes Bodens und einer verbesserten Wasserbilanz gesetzt werden. Im Sinne des Landschafts¬
schutzes wird die Trassenführungderart vorgenommen, daß das Landschaftsbild möglichst wenig gestört und
daß unmittelbar nach der Errichtung des Straßenkörperseine Begrünung der Böschungen eingeleitet wird.

Die Bringung des angefallenen Holzes erfolgte fast durchwegs auf Forststraßen mit lokalem Fuhrwerk oder
Holzzügen. Nur in einzelnen Fällen, in denen ein Straßenbau nicht möglich ist, wurden Seilbahnen und Seil¬
kräne eingesetzt, insgesamt 1.806 fm konnten auf diese Weise zu Tal gefördert werden.

In den Eigenjagden der Stadt Wien  wurden im Jahr 1981 folgende Wildzahlen geschätzt und
Abschüsse getätigt:

Wild
geschätzter oder erlegt und

gezählter Bestand Fallwild
Rotwild. 1.300 360
Rehwild . 2.200 680
Gamswild. 1.700 430
Muffelwild. 800 160
Damwild. 250 40
Schwarzwild. 900 790

Die Verwendung von Forstarbeitern  der Stadt Wien weist signifikant die unterschiedlichen
Aufgabenbereichein den Quellenschutzforsten sowie in den Forsten im Wiener Raum auf. So wurden die
Forstarbeiter in den Quellenschutzforstenzu 25 Prozent zur Holzgewinnung und zu 14 Prozent für die Gebäu¬
deerhaltung und Inventarinstandsetzungherangezogen, während sie in den Forsten im Raume Wiens nur zu
13 Prozent für die Holzgewinnung eingesetzt waren. 14 Prozent waren für Kulturarbeiteneingeteilt, 12 Prozent
für Erholungswaldmaßnahmen.
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Im Rahmen der Aktion „Ganz Wien trägt Grün“ wurden im Jahre 1981 am Westrand der Stadt der Bevölke¬
rung fünf ausgewählte Wanderrouten angeboten, die jeweils eine Endstelle eines öffentlichen Verkehrsmittels
als Ausgangs- und Endpunkt haben. Die Stadtwanderwege haben eine Länge von 7 bis 11 km und verlaufen fast
durchwegs auf bestehenden Wanderwegendes Wienerwaldes.

Mit Unterstützung des Vereines„Niederösterreich-Wien gemeinsame Erholungsräume“ wurden verschiedene
Projekte realisiert: So konnte das Spielgelände am Falkenberg, Zielpunkt des Wanderweges5 am Bisamberg,
fertiggestellt werden, ebenso wie der Parkplatz beim „Grüaß-di-a-Gott-Wirt“ und der Weg vom Dreimarkstein
zum Hameau. Die zweite Ausbaustufe am Rande des NaturschutzgebietesLobau an der Saltenstraße wurde aus¬
geführt, indem 40 Stellplätze hergestellt worden sind und gleichzeitig mit einer GrünverbindungLobau-Aspern
begonnen wurde. Die Arbeiten für den Radwanderweg Inzersdorf—Vösendorf als erste Ausbaustufe des künfti¬
gen Radwanderweges„Inzersdorf — Laxenburg“ konnte in Angriff genommen werden. Weiters wurden beglei¬
tende Windschutzaufforstungenlängs des Radweges auf 3,9 ha angelegt. Schließlich wurde mit den Ausgestal¬
tungsarbeiten für die Aufforstung am Laaer Berg, deren Eröffnung für das Frühjahr 1982 vorgesehen ist, begon¬
nen.

Im Zuge der Wohlfahrtsaufforstungeninnerhalb der Wiener Stadtgrenzen kamen insgesamt 512.340 Stück
Forstpflanzen auf 46,0 ha zur Kultur. Der Großteil, nämlich 375.000 Pflanzen auf 27,5 ha, wurde auf der
Donauinsel im 21. und 22. Bezirk ausgebracht. Weitere Aufforstungenerfolgten auf der Simmeringer Heide, bei
der Großfeldsiedlung, im Bisamberger Vorland und am Rautenweg im 22. Bezirk. Neben den Aufforstungen,
die ausschließlich durch die Stadt Wien finanziert wurden, sind auch Aufforstungsprojektemit Bundesförde¬
rungsmitteln, und zwar aus Rodungsabgaben gemäß § 18, Forstgesetz(FG) 1975, realisiert worden. Es handelt
sich um die Neubewaldungsflächen in Breitenlee, am Musketierweg und in Süßenbrunn. Im Mai 1981 konnte
vom Bürgermeister der Bundeshauptstadt der Erholungsraum Donauinsel-Nord feierlich eröffnet und der
Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden.

Entsprechend den Bestimmungen des FG 1975 wurde die Forstliche Raumplanungfür den Bereich des Lan¬
des Wien weitergeführt. Nach Abschluß der Waldbestandserhebungwurden die Ergebnisse kartographisch wei¬
terbearbeitet.

An den magistratsintemenDiskussionen bezüglich Erstellung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen
war die Abteilung ständig eingeschaltet und hat in vielen Fällen Stellungnahmenmit Änderungs- bzw. Ergän¬
zungswünschenabgegeben. Die Abteilung hat ferner aktiv bei allen Stadtentwicklungs- und Stadtplanungsfra¬
gen mitgewirkt, die die Bereiche des Stadtumlandesund landschaftlichenNaherholungsraumesbetrafen.

An der „Woche des Waldes“ vom 27. bis 30. April, die mit Unterstützung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft sowie des Stadtschulrates für Wien durchgeführt wurde, nahmen rund 2.000 Wiener Schul¬
kinder an Lehrwanderungenund Demonstrationsaufforstungenteil.

Sportangelegenheiten
Wie schon in den vergangenen Jahren, bildete die Bautätigkeit  einen der Schwerpunkte bei den Maß¬

nahmen auf dem Sportsektor. Das umfangreiche Investitionsprogrammin den von der Wiener Stadthalle-Kiba-
Betriebs- und Veranstaltungs-Ges.mbH verwalteten Anlagen wird weiterhin schrittweise verwirklicht. Im Wie¬
ner Praterstadion wurde im Jahre 1981 der B-Sektor generalsaniert. Bei dieser Oberflächensanierungmußte die
oberste Betonschicht abgetragen und die Isolierschichtausgetauscht werden, die Sitzbänke wurden erneuert,
außerdem wurde vom ÖsterreichischenFußball-Verband ein VIP-Sektor mit 1.000 Sitzplätzen sowie die dazu¬
gehörigen Aufenthaltsräumehergestellt. Die im Frühjahr 1980 begonnene Generalsanierungder Sporthalle in
der städtischen Wohnhausanlage in 21,Jedleseer Straße — Karl-Seitz-Hof wurde zügig fortgesetzt. Diese Gene¬
ralinstandsetzung umfaßt die Renovierung der großen und der kleinen Turnhalle sowie den Einbau eines Mehr¬
zweckraumes in das ehemalige Brause- und Wannenbad. Auf der von der Stadt Wien verwalteten Sportanlage in
10, Triester Straße 106, wurde das Heizhaus verlegt, damit eine den Vorschriften entsprechende Heizungsanlage
errichtet werden kann. Im Zuge dieser Arbeiten wurden dem Hauptmieter, SV Wienerberg, zwei Räume für das
Sekretariat zur Verfügung gestellt, ein neuer Schiedsrichterraumund ein neuer Umkleideraum für Trainer ge¬
schaffen.

In einigen Fällen baut die Stadt Wien nicht selber, sondern unterstützt durch Subventionenden Neu- oder
Umbau von Sportanlagen. So wurden im Jahre 1981 drei Großprojekte unterstützt. Dem Wiener Fußball-Ver¬
band wurden zu der ursprünglichen Subvention in der Höhe von 21,784.230 S aus dem Jahr 1978 nochmals
2,800.000 S im Jahre 1981 gewährt.

Mit den ursprünglich zur Verfügung gestellten Mitteln wurde die Franz-Horr-Sportanlage in 10, Absberg-
gasse 189, umgebaut, um diese Anlage für Spiele der 1. Division benützbar zu machen. Die Flutlichtanlage und
die Zuschauerbereichekonnten fertiggestellt werden. Mit dem Bau der Zuschauertribüne für 2.800 Personen
wurde begonnen; für diesen Bau wurde im Jahre 1981 eine erste Baurate in der Höhe von 2,800.000 S geneh-
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migt. Nach Fertigstellung dieser Tribüne kann die Sportanlage voraussichtlich im Frühjahr 1982 eröffnet wer¬
den.

Dem ASKÖ-Landesverband Wien wurden 11 Millionen Schilling für die Errichtung eines Kunstrasenfeldes
auf der Sportanlage Schmelz und eine Baurate in der Höhe von 10 Millionen Schilling für die Errichtung einer
Eissportanlage in 10, Windtenstraße, zur Verfügung gestellt. Der Rennweger SV erhielt eine Subvention für die
Verlegung des Platzobjektes auf der Sportanlage in 3, Grasbergergasse 18, das zufolge des Ausbaues der Gürtel-
autobahn abgetragen werden mußte.

Über Wunsch berät die Abteilung auch die Wiener Sportorganisationen bei der Durchführungvon Bauvorha¬
ben. Seit dem Beitritt Wiens zum Österreichischen Institut für Schul- und Sportstättenbau ist es möglich, in
eine umfangreicheSportdokumentation Einsicht zu nehmen, so daß durch Vereinheitlichungund Systemisie-
rung bei der Errichtung von Sportbauten die Voraussetzungfür eine intensive Beratung geschaffen werden
konnte. In Zusammenarbeitmit dem Institut für Schul- und Sportstättenbauwurden die Arbeiten an dem 1979
begonnenen Wiener Landesleitplan für Sportstättenbauabgeschlossen, der sich derzeit im Druck befindet. Der
Landesleitplan bringt einerseits eine exakte Erfassung sämtlicher Sportanlagen, Sporthallen, Hallenbäder sowie
der Spezialanlagen, andererseits eine Gegenüberstellungdes Soll- und Ist-Bestandes und damit die Ausweisung
eines allenfalls bestehenden Fehlbestandes an Sportflächen.

Die Gremien der Wiener Landessportorganisation, umfassend den Wiener Landessportrat und den 'lTiener
Landessportfachrat sowie deren Arbeits- und Fachausschuß, stellen eine geeignete Plattform dar für alle Bera¬
tungen, die für die Lösung der Probleme des Wiener Sports erforderlich sind. Dem Wiener Landessportrat b-
liegt die Verteilung von Subventionsmittelnfür die Fachverbände und den Leistungssport. Für die Aufteilu
der Förderungsmittelwurde im Jahre 1981 ein neues Punktesystemerarbeitet, das eine noch gerechtere Ver¬
gabe gewährleisten soll. Aus Mitteln der Leistungssportförderung wurde allen Vereinen, deren Mar.nschaften an
in mehreren Durchgängen ausgetragenengesamtösterreichischenMeisterschaftender beiden obersten Spiel¬
klassen teilnahmen, ein bestimmter Prozentsatz der Fahrtkosten rückvergütet, insgesamt 1,1 Millionen Schil¬
ling. Bei der Teilnahme an Europacupbewerben wurde rund ein Drittel der Fahrtkosten ersetzt, wobei die Höhe
der Entschädigungenje nach der Entfernung gestaffelt war. Der Gesamtbetrag belief sich auf 300.000 S. Für die
Förderung der Tätigkeit von Verbandstrainemwurden 60Q.000 S angewiesen. Für die im Jahre 1977 ins Leben
gerufene Förderung von Spitzensportlern wurden 600.000 S aufgewendet. Im Jahre 1981 fanden fünf Sitzungen
des Arbeitsausschusses des Landessportrates statt. Der Wiener Landessportfachrat hielt am 3.Juni seine Vollver¬
sammlung ab, während sein Fachausschuß siebenmal zusammentrat.

Die Abteilung betrieb 19 Jugendspielplätzeund 24 öffentlich zugängliche Ball- und Kleinkinderspielplätze,
die den städtischen Schulen, Kindergärtenund Horten sowie privaten Jugend-, Turn- und Sportorganisationen
kostenlos zur Benützung überlassen worden sind. Diese Anlagen wurden im Jahre 1981 von 275.255 Personen
benützt. Weitere 7 Spielplätze und 97 Sportanlagen wurden Wiener Sportorganisationen zur Verfügung gestellt.
Die Sportanlagen in 10, Triester Straße 106, und Laxenburger Straße—Heuberggstättenstraße, in 16, Kendler¬
straße Nr. 38, und in 20, Lorenz-Müller-Gasse, werden von der Abteilung selbst geführt. Auf diesen vier Anla¬
gen konnten sich insgesamt 100.966 Personen sportlich betätigen. Seit dem Jahr 1966 führt die Stadt Wien
einen Schleppliftbetrieb in 14, Mauerbachstraße 172(Hohe-Wand-Wiese), durch, der sich bei den Wintersport-
lem größter Beliebtheit erfreut. Im Jahre 1981 wurden auf dieser Schleppliftanlage113.140 Erwachsene und
101.903 Kinder befördert. Auf der Himmelhof-Wiese im 13. Bezirk steht seit dem Jahr 1974 den weniger geüb¬
ten Schifahrern ein Babylift zur Verfügung, auf dem 6.890 Erwachsene und 12.900 Kinder befördert wurden.

Auf dem Cobenzl wird vom Landes-Skiverband Wien eine Langlaufloipe betrieben, die sich zunehmender
Beliebtheit erfreut. Für die Benützer stehen Umkleidekabinenmit Kästchen sowie Brausen bereit. Der Verleih
von Langlaufschiem ergänzt das Service. Auf Grund des großen Interesses am Langlaufsport wurden von der
Stadt Wien mit Winterbeginn 1981 zusätzlich auf der Donauinsel, abwärts der Steinspombrücke, und im Ge¬
lände des Böhmischen Praters in Oberlaa Langlaufloipen präpariert und der Bevölkerung zur Verfügung gestellt.

Die städtischen Turnsäle, Schwimmhallen, Sporthallen und Spielplätze sowie die von der Wiener Stadthalle-
Kiba-Betriebs- und Veranstaltungs-Ges.mbH verwalteten Trainings- und Wettkampfanlagen werden den Sport¬
organisationenkostenlos zur Verfügung gestellt. Trotz der derzeit schlechten budgetären Verhältnisse konnte
eine Erhöhung der Mittel erreicht werden. Neben dieser Sportförderung von insgesamt 134 Millionen Schilling
werden alljährlich Mittel aus dem Erträgnis des Sportgroschens(1981:4,994.000 S) und der Vergnügungssteuer
(1,773.000 S) bereitgestellt.

Mit den Jugendsportaktionen „Sportplatz der offenen Tür“, Jugendeislaufaktion“, „Fahrt zum Schnee“,
Jugendschwimmaktion“, „Talent-Leistungsschwimmen“ und „Talent-Turnen“ wird der direkte Kontakt mit der
Wiener Jugend gesucht. Diese Aktionen wurden in Zusammenarbeitmit dem Verein„Wiener Jugendkreis“ und
diversen Fachverbänden durchgeführt. Die benötigten Anlagen konnten von der Stadt Wien zur Verfügung ge¬
stellt oder zu bestimmten Terminen gemietet werden. Weiters waren die organisatorischen Arbeiten, wie die
Anmeldung und Einteilung der Teilnehmer, vorzunehmen und die Tätigkeit der vom Wiener Jugendkreis und
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den Fachverbänden eingesetzten Mitarbeiter, wie Sportlehrer- und -Studenten sowie Verbandstrainer, zu über¬
wachen.

Beim„Sportplatz der offenen Tür“ haben Kinder und Jugendliche, auf einigen Anlagen auch Erwachsene, am
Abend die Möglichkeit, unter Anleitung erfahrener Sportlehrer Leichtathletikund Ballspiele zu betreiben. Die
Aktion fand vom 11. Mai bis 4. September auf 16 Sportanlagen bei einer Gesamtbeteiligung von 20.809 Jugend¬
lichen und 4.412 Erwachsenen statt. Der „Sportplatz der offenen Tür“ war auch eine Aktion des Wiener Ferien-
spiels und des Wiener Fenen-Glubs.

Bei der Jugendeislaufaktion“ in der Wiener Donauparkhalle wurden Normalkurse, Kleinkinderkurse für
Kinder bis zum sechsten Lebensjahr, Mutter-und-Kind-Kurse für Mütter mit Kindern im Vorschulalter, ein
Perfektionskurs und ein Eishockeykurs angeboten und im Zeitraum vom 10. November 1980 bis 13. März 1981
von insgesamt 28.481 Teilnehmern besucht.

Die „Fahrten zum Schnee“ sind seit vielen Jahren ein fester Bestandteil der außerschulischen Jugendsportför¬
derung. Vom 18. Jänner bis 8. März fanden an acht Sonntagen Fahrten in die nähere Umgebung Wiens statt.
Die Kinder und Jugendlichen im Alter von 6 bis 16 Jahren, die daran teilnahmen, wurden von Sportstudenten
und Sportlehrern in Kursen betreut. Für Begleitpersonen gab es auch wieder die Möglichkeit, an den Fahrten
teilzunehmen. Insgesamt beteiligten sich 2.242 Personen.

In Zusammenarbeitmit dem Landesschwimmverband Wien wurde vom 3. November 1980 bis 6. April 1981
in vier Wiener Flallenbädern die Jugendsportaktion „Talent-Leistungsschwimmen“ durchgeführt. Teilnahmebe¬
rechtigt waren Kinder im Alter von 7 bis 12 Jahren, die bereits schwimmen können mußten. In Fortsetzung
dieser Aktion wurden die besten Schwimmer aus allen vier Bädern ausgesucht und noch bis Ende Juni in einem
Hallenbad betreut. Beim „Spielschwimmen“ hingegen wurden Kinder ab vier Jahren in spielerischerForm in
das Schwimmen eingeführt. An der Aktion „Talent-Leistungsschwimmen“ nahmen 5.280, an der Aktion „Spiel¬
schwimmen“ 2.140 Kinder teil.

In Zusammenarbeitmit dem Fachverband für Turnen wurde die Aktion „Talent-Turnen“ durchgeführt. Die
Auswahl und Aufnahme der Kinder in Leistungsriegen erfolgen jährlich nach der Wiener Meisterschaft. Vier
Trainerinnen und Trainer betreuten an 159 Trainingstagen2.302 Turnerinnen und Turner.

Während der Semesterferien vom 1. bis 5. Februar wurde in Zusammenarbeitmit der Bäderverwaltung, dem
Landes-Skiverband Wien und dem Verein Wiener Jugendkreis ein spezielles Sportprogramm angeboten. In den
städtischen Bädern, Sporthallen, beim Jugendeislaufen in der Wiener Stadthalle und der Donauparkhalle, auf
der Langlaufloipe, auf den Schipisten Hohe-Wand-Wiese und Himmelhof-Wiese sowie bei den täglichen„Fahr¬
ten zum Schnee“ fanden sich insgesamt 11.267 Kinder ein. Anläßlich des Nationalfeiertages am 26. Oktober
führte die Bundessportorganisation wie alljährlich in ganz Österreich Zeitmärscheund Fitläufe durch. Die Ab¬
teilung koordinierte die Veranstaltungenfür den Wiener Raum.

Presse - und Informationsdienst
Die „Rathaus - Korrespondenz“  gab 1981 über das Fernschreibnetzder Austria Presse Agentur

(apa) insgesamt4.887 Meldungen durch. Gegenüber den 4.463 Meldungen des Vorjahres bedeutet das eine Zu¬
nahme von 8,2 Prozent. Die gedruckte Ausgabe der „Rathaus-Korrespondenz“ (rk) umfaßte 3.611 Seiten(1980:
3.741), was einen Rückgang von 3,5 Prozent bedeutet. Zu der Differenz zwischen der Zunahme der Meldungen
und der Abnahme der Seitenanzahl der gedruckten „Rathaus-Korrespondenz“ kam es, weil viele tagesaktuelle
Meldungen zwar über das Fernschreibnetzgesendet, nicht aber in die gedruckte Ausgabe aufgenommenwer¬
den. Die Auflage betrug 850 Stück. Das Nachrichtenmaterialgliedert sich in Meldungen aus dem kommunalen
Bereich, in Lokalmeldungenund in Meldungen aus Politik, Kultur, Wirtschaft und Sport. Es wird sämtlichen
Tageszeitungen, Hörfunk und Fernsehen sowie Wochen- und Monatszeitungen und verschiedenenanderen In¬
stitutionen und Personen weitergegeben. Für die täglichen aktuellen Lokalmeldungen ist die Stammredaktion
der „Rathaus-Korrespondenz“ zuständig, deren diensthabender Redakteur werktags jeweils in der Zeit von 7.30
bis 19.30 Uhr erreichbar ist. Auch Samstag und Sonntag macht ein Redakteur in der „rk“ Dienst, in der übrigen
Zeit werden Anrufe auf Tonband aufgenommen, so daß die „rk“ praktisch Tag und Nacht erreichbar ist.

Das übrige Nachrichtenmaterialaus allen Geschäftsbereichender Stadt Wien wird von den Pressereferenten
des Bürgermeisters und der amtsführendenStadträte erarbeitet. Die Pressereferenten sind auch für die Vorberei¬
tung und Organisierung von Pressekonferenzenund Presseführungenzuständig. Insgesamt wurden 77 Presse¬
konferenzen abgehalten, die meisten davon im Konferenzsaal der Abteilung. Für diesen Zweck werden jeweils
Presseinformationen hergestellt, fallweise auch Photos, Zeichnungen und Pläne sowie andere Presseunterlagen.

Jeden Dienstag mittag nach der Sitzung des Stadtsenates hält Bürgermeister Leopold Gratz  ein Pressege¬
spräch ebenfalls im betreffenden Konferenzsaal ab. Anläßlich der Wiener Volksbefragungen vom 15. bis 17. No¬
vember und vom 9. bis 11. Dezember wurden im Rahmen von Pressekonferenzen laufend die neuesten Ergeb¬
nisse der Presse übermittelt.

Für die täglich von Montag bis Samstag im Regionalprogrammdes Österreichischen Rundfunks gesendete
aktuelle Information wurden die Texte von Redakteuren der „Rathaus-Korrespondenz“ zusammengestellt. Im
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Jahre 1981 konnten erstmals auch Informationender Stadt Wien in Ö 3 gesendet werden. Zu den Arbeiten der
Pressereferenten gehört auch das Verfassen von Artikeln und Reden sowie die Mitarbeit an den im Informa¬
tionsbereich der Abteilung hergestellten Publikationen, Flugblättern, Insertionen und dergleichen. Eine
wöchentlicheZusammenfassungder Meldungen der „rk“ wird ebenfalls von den Redakteurenerarbeitet. Diese
Wochenübersicht „rk-intern“ wurde in einer Auflage von jeweils 1.700 Exemplaren gedruckt. Zum Bezieher¬
kreis zählen vor allem leitende Beamte der Stadt Wien, städtische Funktionäre, aber auch andere interessierte
Stellen im In- und Ausland.

Zu wichtigen Ereignissen, Problemen und Vorhaben erscheint die „rk - spezial “ , die ausführlich Hin¬
tergrundinformationengibt. Im Jahre 1981 erschienen 17 Nummern der „rk-spezial“, die Themen gewidmet wa¬
ren, wie Wiener Gesundheitsstudie(Nummer 1,Jänner); Fußball in Wien (Nummer 2, Februar); Kampagne zum
Jahr der Behinderten (Nummer 3, Februar); Alkoholismus — VolkskrankheitNummer 1 (Nummer 4, März);
Stadtemeuerung in Wien 1981 (Nummer 5, März); Bericht über den Stand des Allgemeinen Krankenhauses
(Nummer 6, April); Kontrollamt — Problematik der Verwaltungskontrolle/MD(Nummer 7, April); Wiener
Drogenbericht 1980 (Nummer 8, April); Ganz Wien trägt Grün — Zwischenbericht (Nummer 9, Juni); Zwei
Jahre erfolgreiche Psychiatriereform(Nummer 10,Juni);Wohnen — Stadtemeuerung(Nummer 11,Juni); Zwi¬
schenbilanz zum Jahr der Behinderten(Nummer 12, August); Gespräche zwischen den Generationen(Nummer
13, Oktober); MD-ADV (Nummer 14, Oktober); Wien — medizinischesZentrum (Nummer 15, November);
Erfolgreiche Psychiatriereform(Nummer 16, November); und Gesundheitsbericht 1980 (Nummer 17, Dezem¬
ber).

Die Betreuung durch das Auslandspresse-Referat kam 87 ausländischen Journalisten zugute, die nicht beim
Bundespressedienst akkreditiert waren, sich also nur vorübergehend in Wien aufhielten. Für sie wurden Rund¬
fahrten nach den jeweiligen individuellenWünschen arrangiert und Interviews mit Kommunalpolitikern er¬
möglicht. Außerdem mußten insgesamt 29 Gruppen ausländischer Journalisten mindestens einen vollen Tag be¬
treut werden. Für ihren Aufenthalt wurden Programme mit kommunalen Themen zusammengestellt. Die Jour¬
nalisten kamen aus Ägypten, aus der Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Bulgarien, Chile, der Volksrepublik
China, Dänemark, der Deutschen Demokratischen Republik, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritan¬
nien, Holland, Israel, Italien, Japan, Nigeria, Norwegen, Portugal, Rumänien, Schweden, der Schweiz, Spanien,
Südafrika, Taipeh, Uruguay, Venezuela, der UdSSR und den USA.

15 Rundfunk- und Fernsehteamsmachten Wien-Reportagen, wobei sie sowohl bei der Erstellung der Dreh¬
pläne als auch bei den Aufnahmen selbst vom Presse- und Informationsdienstunterstützt wurden. Die Teams
kamen aus der BundesrepublikDeutschland, aus Belgien, Kanada, der Deutschen Demokratischen Republik,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Ungarn und den USA.

Für 54 in Wien akkreditierte Auslandsjoumalisten wurden vom Pressedienst Interviewmöglichkeiten geschaf¬
fen, wobei für sie Informationsmaterialzusammengestelltworden ist, das durch Gespräche und beigestelltes
Photomaterial ergänzt wurde.

Briefliche oder telephonische Anfragen von Journalisten außerhalb Österreichs mußten bearbeitet werden,wo¬
für Informationsmaterialzusammengestelltund eventuell auszugsweise in die gewünschte Fremdspracheüber¬
setzt wurde.

Seit 7. Mai 1981 erscheint das „Wien aktuell - Wochenblatt“  als Betriebszeitung für die Mitar¬
beiter und Pensionisten der Stadt Wien und der städtischen Unternehmungen. Die Zeitung wird diesem Bezie¬
herkreis gratis per Post zugestellt, darüber hinaus in Trafiken zum Einzelverkaufspreis von 5 S und im Viertel¬
jahresabonnementum 50 S angeboten. Das„Wien aktuell-Wochenblatt“ bietet aktuelle Informationenaus dem
Bereich der Stadt Wien, Stellungnahmen zu aktuellen Fragen, Reportagen, Berichte aus der Geschichte der
Stadt Wien und Unterhaltung. Es erscheint im Kleinformat, jede Nummer hat in der Regel einen Umfang von
16 Seiten.

Die Zeitschrift „wien aktuell magazin “ , in der gegenwärtigen Aufmachung als repräsentatives
Vierfarbenmagazin seit 1975 vom Presse- und Informationsdienstder Stadt Wien herausgegeben(Medieninha¬
ber und Herausgeber: Stadt Wien), erschien im Jahre 1981 insgesamt sechsmal mit einer Auflage von jeweils
rund 52.000 Stück. Der Umfang betrug pro Heft 32 Vierfarbenseiten und 32 Schwarzweißseiten(„konfrontatio-
nen & Perspektiven“). Die Hauptthemen der sechs „wien aktuell magazin“-Hefte des Jahrganges 1981 waren Be¬
hinderte (Heft I), Literatur(Heft II), Grünes Wien (Heft III), Bedienstete der Stadt Wien (Heft IV), Geschichte
(Heft V) und Wohnbau (Heft VI).

Vom „Amtsblatt der Stadt Wien“  sind insgesamt 53 Nummern in einer Auflage von jeweils
9.400 Stück mit zusammen 2.820 Seiten erschienen, weiters 48 Sonderdrucke.

Vom „Landesgesetzblatt für Wien“  sind 30 Stück mit 104 Seiten herausgegeben worden.
Der „Amtliche Wohnungstausch - Anzeiger“  ist achtmal erschienen und brachte auf 172

Seiten Tauschangebote.
Die Dokumentation  umfaßt den täglichen Pressespiegel, in dem vor allem die auf die Stadtverwal¬

tung bezugnehmenden Artikel in den Wiener Tageszeitungen, in den wichtigsten Bundesländerzeitungen, in
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„profil“, „Wochenpresse“, „Furche“ und „NFZ“ unter Berücksichtigung der Auswertung der „rk“ festgehalten
werden. Der Pressespiegel wird durch Kurzfassungen kommunalpolitischrelevanter ORF-Sendungen ergänzt.
Diese Sendungen werden mit Hilfe vorprogrammierterTonbandgeräte und Videorecorderaufgezeichnet und
im Bedarfsfall einige Zeit gespeichert. Der Pressespiegel dient außerdem der Redaktion der Abteilung als wich¬
tige Informationsquelle.

Im Handarchiv  werden Zeitungsausschnitteund die „rk“ sowie andere Publikationennach Stichwör¬
tern abgelegt. Die Arbeit führt ein Beamter des Wiener Stadt- und Landesarchivs durch.

Die Postwurfsendung „Wien — unsere Stadt “ , die an alle Wiener Haushalte gesendet wird, er¬
schien 1981 sechsmal. Inhaltliche Schwerpunkte waren das Jahr der Behinderten“(Wien aktuell Ia), die Wiener
Naherholungsgebieteund Grünflächen (Wien aktuell lila), der „Tag der offenen Tür“ (Wien aktuell IVa), die
Volksbefragungen im November und Dezember (Wien aktuell Va und Vb) sowie die Sozialeinrichtungen der
Stadt Wien (Wien aktuell Vc).

Im Jahre 1981 wurden folgende Publikationen herausgegeben: 18, Gersthofer Platzl; Rundfahrten„Modernes
Wien 81 ; Bäder der Stadt Wien; Die Stadt Wien hilft; Wien in Zahlen; Wien für biologische Schädlingsbe¬
kämpfer; Wien für Wanderer; Wien für Blumenfreunde; Wien für Baderatten; Wien für Freizeitkapitäne; Wien
für Fischer; Wien für Schwammerlsucher; Wien für Saunafans; Wien für Kinder; Wien für Teens; Wien für
Mütter und Väter; Wien für Energiesparer; Wien für Weinbeißer; Wien für Singles mit Kindern; Wien für
Pflegefamilien; Wien für Nachbarn; Wien für Senioren; Wien für Behinderte; Wien für Patienten; Wien für
Selbsthilfegruppen; Wien für Wohnstraßenfreunde; weiters 100 Jahre Wiener Rettung; Lobau; Lainzer Tiergar¬
ten; Neue Donau; ferner Stadtwanderweg1 — Kahlenberg; Stadtwanderweg2 — Hermannskogel; Stadtwan¬
derweg3 — Hameau; Stadtwanderweg4 —Jubiläumswarte; Stadtwanderweg5 — Bisamberg; schließlich Bud¬
get ’82; Donauuferautobahn; Wien 2000; Pensionistenheim Aiszeile; Pensionistenheim „An der Türken¬
schanze“; Ein schöner Beruf für Wien — Diplomkrankenschwester, Diplomkrankenpfleger; Die Wiener U-
Bahn(U 1, U 2, U 4, U 2/4); U-Bahn-Linie U 1(bis Praterstem) und „Ganz Wien trägt Grün“ — Maßnahmenpa¬
ket.

Mit Flugblättern  wurde die Wiener Bevölkerung unter anderem über Flächenwidmungsänderungen,
Verkehrsmaßnahmen, Stadtemeuerung, Bürgerdienst-Außenstellen, die Aktion „Wien im Blumenschmuck“, die
Eröffnung des Nordabschnittesder Donauinsel und den „Musikalischen Sommer“ informiert.

Ausstellungen  wurden veranstaltet, wie „Linie U 1 bis Praterstem“; „Kennenlemen —Verstehenler¬
nen“, zum Jahr der Behinderten“ in der Wiener Hofburg. Teile dieser Ausstellung wurden auch im Kaufhaus
Herzmansky, in der Aula des Internationalen Zentrums Wien und bei der Behindertenmessein Salzburg ge¬
zeigt. Weiters wurde „Kultur-Information“ als ständige Ausstellung in der Schmidt-Halle gezeigt. „Stadtteilpla¬
nung Wien“ waren Ausstellungen zu Inzersdorf, Leopoldau, Wienerberggründe, Augustinerwald, Heuberg,
Gersthofer Platzl sowie eine Präsentation des GestaltungskonzeptesMeidling. „Ganz Wien trägt Grün“ war eine
Umwelt- und Naturschutzausstellung im Wirtschaftsmuseum, „Neue Donau“brachte den Hochwasserschutz für
Wien anläßlich der Eröffnung des Nordteils der Donauinsel. „Ähnliche Straßen“ wurde in Zusammenarbeitmit
dem KommunalwissenschaftlichenDokumentationszentrumgestaltet, „100 Jahre Wiener Rettung“ in der Wie¬
ner Rettungszentrale gezeigt. Dazu kamen „Freizeit in Wien“ in der ORF-Halle in der Zeit der Wiener Herbst¬
messe, „Wohnbauprojekt Heschweg“ in der U-Bahn-Station Stephansplatz sowie im Donauzentrum, „Bürger¬
dienst“ als Kleinausstellung in der Wiener Stadthalle und schließlich„Historische Gärten in Wien“, eine Aus¬
stellung in Basel, und der „Tag der offenen Tür“, eine Präsentation der Tätigkeit der Geschäftsgruppenauf 720
Laufmetem Ausstellungsfläche.

Der Christkindlmarkt fand wieder auf dem Rathausplatz statt. Gemeinsam mit dem Stadtschulrat für Wien
wurde — wie in den vergangenen Jahren — die Dekoration(Kinderzeichnungen) für die Rückseite der Markt¬
stände organisiert. So haben für diesen Zweck rund 4.000 Kinder aus 168 Schulen etwa 1.000 Zeichnungen an¬
gefertigt. Die 22 am besten gelungenen Zeichnungen wurden prämiiert. Ein Stand des Presse- und Informa¬
tionsdienstes gab in der Zeit vom 21. November bis 24. Dezember den Besuchern des ChristkindlmarktesAus¬
kunft über die Wiener Sozialeinrichtungen.

Weitere Verantaltungen  waren die Eröffnung der Ausstellung„Kennenlernen — Verstehenlernen“
in der Wiener Hofburg am 18. März mit der Sendung „Autofahrer unterwegs“; „Wien im Blumenschmuck“ am
12. Mai, die Eröffnung des Hamerlingparkesam 16. Mai, „Umweltbüro im Grünen“ am 10. Juni, „100 Jahre
Wiener Rettung“ mit Radio Wien am 24. Mai, die Wandertage auf den Stadtwanderwegen am 27. September, 4.,
11., 18., 25. und 26. Oktober, die Eröffnung des Nordteils der Donauinsel am 30. Mai mit rund 200.000 Besu¬
chern, die Eröffnung der Wiener Herbstmesse am 12. September, das Pflegefamilienfest am 29. November und
die „Mobile Sozialberatung“ am Stephansplatz, im Donauzentrum und in der Mariahilfer Straße. Der „Tag der
offenen Tür“ fand am 19. September statt. Im Rathaus wurden 98.400 Besucher registriert; einschließlich der
Besucher der 47 Dienststellen kamen insgesamt 160.000 Personen. An den Rundfahrten „Modernes Wien“ ha¬
ben 126.000 Personen teilgenommen, davon allein 2.348 Personen an den Rundfahrten mit dem Donaubus.

Die Wandzeitung „Wien aktuell“  ist mit acht Ausgaben erschienen, alle im Vierfarbendruck.
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Die Wandzeitung „W i e n i n f o r m i e r t“, die hauptsächlich in Wohnhäusernaffichiert wird, erschien
mit zwölf Ausgaben.

Insgesamt wurden 536 Inserate und PR-Artikel vom Presse- und Informationsdienst verfaßt. Die Beiträge be¬
faßten sich mit den Themen Soziales, Kommunales, Gesundheit, Freizeit, Erholung und Wirtschaft. Schwer¬
punkte bei den Inseraten war die Behindertenhilfe in Wien, die Werbung für die Wiener Erholungs- und Frei¬
zeiteinrichtungen, für den „Tag der offenen Tür“ und die Wiener Sozialeinrichtungen. Weitere Themen waren
unter anderem der Bürgerdienst, die Info-Center, der Musikalische Sommer, das Ferienspiel und der Ferienclub.
Die Veröffentlichungenerfolgten in insgesamt 156 Tages-, Wochen-, Bezirks-, Monats- und Fachzeitungen.

In den Wiener Tageszeitungen und fallweise auch in Bundesländerzeitungen wurden wieder gezielte Einzel¬
inserate zur Personalwerbung eingeschaltet, und zwar für Juristen, Diplomingenieure, Diplomkrankenschwe-
stem sowie für Facharbeiterder verschiedensten Berufssparten und Hilfskräfte zur Anstellung bei der Stadt
Wien und in den Wiener Stadtwerken.

Schließlich wurden die 16-mm-Farbfilme„Wien sind wir alle“ und „100 Jahre Wiener Rettung“, je 25 Minu¬
ten lang, sowie Tonbildschauen gezeigt.

Feuerwehr und Katastrophenschutz
Im Jahre 1981 erreichte die Gesamtzahl der Einsätze der Wiener Feuerwehr mit 24.663 einen neuen absolu¬

ten Spitzen wert. Dieser beträchtlichenMehrbelastung— 13 Prozent gegenüber 1980 für alle Feuerwehrbeam¬
ten — steht lediglich eine Personalaufstockung von 40 Beamten auf insgesamt 1.399 ohne Verwaltungsbeamte
und Wache Rathaus gegenüber. Ein Belastungszuwachs ist jedoch nicht nur durch gestiegene Einsatzzahlen ge¬
geben, auch die immer höher werdenden Anforderungenan den Ausbildungsstand jedes Feuerwehrmannes, be¬
dingt durch die zunehmende Technisierung unserer Umwelt und die Ausbreitung der Schadstoffe im täglichen
Gebrauch, stellen immer höhere Ansprüche an jeden Beamten. Um neuen Anforderungengerecht zu werden
und den Umgang mit neuen Geräten zu perfektionieren, wurde im Jahre 1981 die Anzahl der regelmäßigen
Übungseinheiten im täglichen Dienstbetrieb erhöht. Die Schulung auf den Sektoren „Ölwehr- und Schadstoff¬
dienst“ wurde durch regelmäßige Übungen für die gesamte Mannschaft intensiviert. Auch Großeinsätze auf dem
Wasser wurden unter den Übungsannahmen„Tankschiffbrand auf der Donau“ und „Abgestürzter Hubschrauber
in der Neuen Donau“ geprobt, wobei die Zusammenarbeit mit anderen Einsatzorganisationeneingebunden
wurde.

Wie schon die Bezeichnung„Feuerwehr und Katastrophenschutz“ vermuten läßt, liegt ein weiterer Schwer¬
punkt der Aufgaben dieser Abteilung neben dem „Feuerwehralltag“ beim „Katastrophenschutz“. Gerade recht¬
zeitig war im Dezember 1980 der Alarmplan, der den Einsatz niederösterreichischerFeuerwehren in Wien zur
Unterstützung der Wiener Berufsfeuerwehr bei Großeinsätzen regelt, erstellt und auch übungsmäßig geprobt
worden. Wenige Tage später, am 3. und 4.Jänner 1981, konnte dieses gegenseitige Hilfeabkommenunter Be¬
weis gestellt werden. Rund 2.100 Sturmeinsätze verzeichnete die Feuerwehr an diesen beiden Tagen, wovon 650
auf die Freiwilligen FeuerwehrenNiederösterreichs, die mit 55 Einsatzfahrzeugen und 245 Mann zu Hilfe ge¬
kommen waren, entfielen. Dieser Einsatz hat gezeigt, daß die Übungen in Zusammenarbeitmit den Freiwilligen
FeuerwehrenNiederösterreichs Erfolg gehabt haben. So ist es möglich gewesen, mit ihrem Einsatz die Wiener
Berufsfeuerwehr wesentlich zu entlasten, wodurch der Wiener Bevölkerung rascher geholfen werden konnte.
Als Dank und Anerkennung für diese Hilfeleistung wurden 294 Angehörige der Freiwilligen FeuerwehrenNie¬
derösterreichs durch den Herrn Bürgermeister Leopold Gratz  mit der Einsatzmedaille des Landes Wien ausge¬
zeichnet.

In Vollziehung des mit 10. März 1978 in Kraft getretenen Gesetzes über Maßnahmen zum Schutze der Be¬
völkerung vor Katastrophen(Wiener Katastrophenhilfegesetz, LGB1. für Wien Nr. 8/1978) wurden im Rahmen
der zugeteilten Aufgabenbereiche mit den auf diesen Gebieten freiwillig tätig werdenden Organisationen Kon¬
takte aufgenommen und geprüft, inwieweit ein Verband oder eine Organisation für die Wiener Katastrophen¬
hilfe als Hilfsorganisation in Frage kommt. So wurde in diesem Zusammenhang von der Wiener Handelskam¬
mer ein Bereitschaftsplan erstellt, der bei Unwetter und ähnlichen Großschäden oder Katastrophen die Bereit¬
schaft der Wiener Handwerksinnungen, wie das Bau- und Baunebengewerbe, die Glaser, Schlosser, Dachdecker,
Installateure und Beförderungsunternehmungen, jederzeit gewährleistet. Durch eine zentrale Einsatzleitung der
Wiener Handelskammersoll somit der Wiener Bevölkerung rascher geholfen werden können.

Auf Grund des tragischen Unfalles in Frascati, bei dem der sechsjährige Alfredo Rampi den Tod fand, wurden
alle Rettungsmöglichkeitenaus Schächten, Brunnen und ähnlichen Anlagen überprüft, um optimale Vorausset¬
zungen zu schaffen, damit bei einem derartigen Einsatzfall in Wien wirksam Hilfe geleistet werden kann. Mit
der ÖsterreichischenHöhlenrettungwurden erste Kontakte eingeleitet. In einer gemeinsam durchgeführten Er¬
probungsübung, bei der die zur Verfügung stehenden Geräte sowie Ausbildungsstandund Einsatzmöglichkei¬
ten vorgezeigt wurden, konnte festgestellt werden, daß eine Heranziehungdieser Organisation, wobei bereits ein
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Notrufplan für Wien vorliegt, im Rahmen der Katastrophenhilfedurchaus wünschenswert ist. Gemeinsame
Außenübungen mit der Einsatzstelle Wien der ÖsterreichischenHöhlenrettung sind bereits geplant.

Unter Vorsitz der MD-VO wurde in einer Arbeitsgruppebei der Erarbeitung von Vorkehrungen für den Fall,
daß im Bereich von Wien eine größere Anzahl Obdachloser versorgt werden muß, mitgewirkt.

Auch auf dem Fahrzeug- und Gerätesektor sind bemerkenswerteNeuerungen zur weiteren Verbesserung der
Schlagkraft der Wiener Feuerwehr zu verzeichnen. Eine achte, um 3,3 Millionen Schilling angeschaffte 30-m-
Drehleiter mit Arbeitskorb, die auch vom Korb selbst aus steuerbar eingerichtet ist, vervollständigt vorläufig
den Drehleiterpark. Als Ergänzung dazu wurde auf einem bei der Feuerwehr der Stadt Wien bereits eingeführ¬
ten (Bedienungsgleichheit) inländischen Dreiachsfahrgestell eine Gelenkmastbühne finnischer Herkunft aufge¬
baut. Die Kosten beliefen sich auf 4,7 Millionen Schilling. Diese Gelenkmastbühne soll vor allem zum Errei¬
chen von höher gelegenen Standorten, zum Beispiel von höheren Häusern mit Vorbauten, eingesetzt werden,
die von herkömmlichen Drehleitern nicht erreicht werden können. Die zulässige Korblast beträgt 350 kg. Dies
bedeutet gegenüber den Höchstlasten für DL-Rettungskörbeeine fast doppelt so große Korbkapazität. Eine in
den Gelenkarmen eingebaute Löschleitungermöglicht — in Verbindung mit einem femsteuerbarenWasser¬
werfer — eine Brandbekämpfung bei höher gelegenen Standorten mit Wasserwerfern bzw. mit Schaumrohren.
Als besondere Erleichterung beim Übersteigen in oder aus den Fenstern ist der Rettungskorb horizontal
schwenkbar eingerichtet. Gesteuert kann die Gelenkmastbühne entweder vom Steuerstand am Drehturm (Pri¬
märsteuerung) oder direkt vom Rettungskorb aus werden. Die Gelenkmastbühne wird für Menschenrettung,
Brandbekämpfung, verschiedene technische Einsätze (zum Beispiel Baugebrechen) sowie für Beleuchtungs¬
zwecke verwendet werden.

Um rund 420.000 Schilling wurde ein Puch-GE-6-Geländefahrzeugals „Tauchervorausfahrzeug“ adaptiert.
Dieses relativ kleine, sehr schnelle Fahrzeug ermöglicht ein rasches Erreichen selbst schwierigster Einsatzstellen
mit zwei Tauchern, die sich bereits während der Fahrt adjustieren können. Das Fahrzeug besitzt eine Frontseil¬
winde und führt auf dem Dach ein Schlauchboot samt Außenbordmotor mit.

Des weiteren wurde ein zweites„Geländelöschfahrzeug“ auf Mercedes-Benz-Unimog-Fahrgestell angekauft.
Dieses kleine und extrem geländegängige Fahrzeug hat sich im Jahre 1980 bereits mehrmals in äußerst unweg¬
samem, mit keinem anderen Einsatzfahrzeug befahrbarem Gelände bestens bewährt.

Um 11,7 Millionen Schilling wurden außerdem fünf weitere Basisfahrzeuge in der Ausführung als „Rüst¬
löschfahrzeug“ in den Dienst gestellt und damit die Gesamtanzahl dieser Basisfahrzeuge auf elf erhöht. Um
diese Fahrzeuge bei Bedarf auf„Sonderlöschfahrzeuge“ Umrüsten zu können, wurden um insgesamt 2,14 Millio¬
nen Schilling vier Segmente mit je einer 500-kg-Trockenlöschanlagesowie vier Tragkraftspritzen angekauft.

Etwas mehr als 1 Million Schilling wurde in die Anschaffung weiterer Atemschutzgeräte, 17 Stück 2-h-Kreis-
laufgeräte und 25 Preßluftatmer, investiert. Ein schweres Hydraulikrettungsgerät(Hurst-Spreizer) um knapp
300.000 S vervollständigt die Aufzählung der wesentlichsten Geräteanschaffungen. Erwähnenswert ist weiters
noch die Installierung einer Pulverfüllanlage, die ein rationelles und belästigungsfreies Füllen und Überprüfen
aller Pulverlöscher der Abteilung ermöglicht. Die Kosten betragen 150.000 S.

Auf dem Nachrichtenbausektorsind neben den laufenden Service- und Instandsetzungsarbeitenvor allem
folgende Neuerungen erwähnenswert: Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Zugwache „Liesing“ zu einer
Hauptfeuerwacheerfolgte der Umbau bzw. die Erweiterung der nachrichtentechnischen Einrichtungen dieser
Wache. Ein wesentlicher Teil der Kabelverbindungzur Wache „Liesing“ mußte erneuert werden, um dem
Kommunikationsbedarfder künftigen HauptfeuerwacheRechnung zu tragen. Die Kabellegung erfolgte aus¬
nahmslos in Kabelschutzrohren, um sowohl einen besseren Schutz als auch ein leichteres Auswechseln der Ka¬
beln im Bedarfsfall zu ermöglichen.

Für Einsatzfahrzeuge— insbesondere für die Gruppenfahrzeuge — wurden 50 Handfunkgeräteangeschafft.
Damit soll vor allem an Großeinsatzstellen die Kommunikation zwischen den eingesetztenKräften, aber auch
der Sprechverkehrmit der Funkstelle verbessert und erleichtert werden. 1981 wurden 60 Brandmeldeanlagen
an das „Tonfrequente Übertragungssystem“ (TUS) angeschlossen. Damit sind bereits rund 400 automatische
Brandmeldeanlagen an die Brandmeldezentrale der Wiener Feuerwehr angeschlossen.

Das Sachgebiet„Vorbeugender Brandschutz“ gewinnt auf Grund neuer Techniken und Materialien sowohl in
der Bauwirtschaft als auch auf dem Betriebsmittelsektorimmer größere Bedeutung. Dementsprechend wurde
auch im Jahre 1981 durch intensive Information versucht, sowohl bei den Behörden eine breite Basis für diese
Anliegen zu schaffen als auch bei der Bevölkerung das Sicherheitsdenken in eine dementsprechende Richtung
zu lenken. In einer Seminarreiheüber Zweckmäßigkeit und Zielsetzung des vorbeugenden Brandschutzes im
Rahmen der Verwaltungsakademie wurde mit der Schulung der Beamten der Gruppe Baupolizei begonnen und
hierzu auch ein Skriptum als Lehrbehelf ausgearbeitet.

In gewohnter Weise wurden im Jahre 1981 von der Abteilung zahlreiche brandschutztechnischeFachgutach¬
ten im Zuge bau- und gewerbebehördlicher Verwaltungsverfahren abgegeben. Besonders erwähnenswert in die¬
sem Zusammenhangwäre die 1981 begonnene Überprüfungder Wiener Beherbergungsbetriebe. In dieser soge¬
nannten „Hotelkommission“ arbeiten Beamte der Abteilung gemeinsam mit je einem rechtskundigenund bau-
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technischen Fachbeamten in einem verkürzten Verwaltungsverfahren an der Verbesserung der sicherheitstech¬
nischen Einrichtungen in Hotels, Pensionen und sonstigen Beherbergungsstätten. Außerdem wurde die brand¬
schutztechnische Betreuung von Großprojektenim Stadtgebiet, insbesondere der U-Bahn und des Allgemeinen
Krankenhauses, fortgesetzt. Weitergeführt wurde auch die brandschutztechnische Fachberatung zu einem
neuen Landesgesetz über die Lagerung brennbarer Flüssigkeiten.

Daß die Versuche, den Gedanken eines Selbstschutzes in der Bevölkerung tiefer zu verankern, bereits
Früchte tragen, zeigt der Zuwachs an Betriebsfeuerwehren. Bis 1980 gab es nie mehr als maximal 27 Betriebs¬
feuerwehren in Wien. 1981 erhöhte sich ihr Bestand auf 32. Der Landesverband der Betriebsfeuerwehren von
Wien ist heute in der Lage, allen Ersuchen um Schulung, Ausbildung und Beratung bezüglich des Brandschut¬
zes jederzeit nachzukommen. Der Verbesserung des Brandschutzes dient auch die Schulung von Personen, die
in ihrem Betrieb oder ihrer Dienststelle als Brandschutzbeauftragtetätig sind. In Zusammenarbeit mit der
MD-VA wurden in vier zweitägigen Brandschutzseminaren164 Angehörige des Magistrates, vorwiegend der
MA 17, zu Brandschutzwarten ausgebildet, wodurch in den Krankenanstaltenund Dienststellen des Magistrates
ein wesentlich verbesserter Brandschutz gewährleistet ist. In Zusammenarbeit mit dem Wiener Landes-Feuer-
wehrverband, der Zentralstelle für Brandverhütungund dem WIFI Wien wurden 174 Angehörige aus Betrie¬
ben, Anstalten und Hotels und sonstigen Gewerbebetriebenzu Brandschutzbeauftragtenausgebildet.

In sechs der sieben Brandschutzsektionenwurden ausgebildete Brandschutzbeauftragte in die örtlich zustän¬
dige Hauptfeuerwachezu einem Informationsseminareingeladen, um die persönlichen Kontakte und den In¬
formationsfluß zwischen den Brandschutzbeauftragten, den Offizieren der Brandschutzsektion und dem zustän¬
digen Abschnittsbrandinspektordes Landesverbandes der Betriebsfeuerwehren von Wien aufrechtzuerhalten.
Zu den sechs Informationsseminarenwaren insgesamt 180 Teilnehmer erschienen.

Viele Brand- und Unfallursachen sind im Bereich von Feuerstätten und Rauchfängen angesiedelt. Da darüber
hinaus die Handhabung der Wiener Kehrverordnung in den Kompetenzenbereich der Abteilung fällt, sind in
dieser Abteilung Experten auf diesem Gebiet ständig bemüht, zu einer Verbesserung der einschlägigen Richtli¬
nien, gesetzlichen Bestimmungen und Uberprüfungsmöglichkeitenbeizutragen. In Amtsbesprechungenmit der
MA 35, der Rauchfangkehrerinnungund anderen betroffenen Dienststellen wurde im Jahre 1981 die prinzi¬
pielle Klärung folgender Problemkreise angestrebt, was eine einheitliche Vorgangsweise gewährleisten soll:„Ge¬
meinsamer Abzug von Rauchgas und Schwaden“ (bei Backöfen), „Anschluß mehrerer Feuerstätten an einen
Rauchfang— Fangmindestquerschnitte“. In mehreren Sitzungen wurde der Themenkreis„Offene Kamine“ be¬
treffend Ausführung, Abgasklappe und Bewilligungspflicht behandelt. Eine entsprechende Verordnung darüber
ist in Vorbereitung. Wichtigste Tätigkeit war aber die Entsendung eines Vertreters in den Unterausschußdes
Wiener Gemeinderates, der die Novellierung des Wiener Feuerpolizeigesetzes zur Aufgabe hat („Luftreinhalte-
novelle“). In dieses Gesetz, das am 1.Jänner 1983 in Kraft treten soll, fließen dadurch wesentliche Vorstellungen
der Abteilung ein.

Die unter Mitarbeit der Abteilung erarbeitete ÖNORM B 8250 — „Rauch- und Abgasfänge— Reinigungs¬
verschlüsse“ ist am 1. Mai 1981 in Kraft getreten.

Die folgende Übersicht über die bemerkenswertestenEinsätze im Jahre 1981 dokumentiert die hervorra¬
gende Leistungsfähigkeit und Schlagkraft der Wiener Feuerwehr:

Aus nicht feststellbarer Ursache war es am 6.Jänner in 14, Linzer Straße 432, in einem pharmazeutischenBe¬
trieb zu einer Explosion gekommen, wodurch der rund 300 m2 große zweigeschossige Hoftrakt komplett zer¬
stört und in Vollbrand gesetzt worden war. Der durch die Explosion schwerverletzte Firmenbesitzer war vor un¬
serer Ankunft vom Rettungsdienst in das Krankenhaus überführt worden. Diel.  Löschbereitschaftbekämpfte
den Vollbrand von der Hofseite des Objektes mit vier Rohren, die 2. Löschbereitschaft von der Hofseite des
Nachbarobjektes ebenfalls mit vier Rohren. Von einer Löschgruppe wurde ein Ubergreifen des Brandes auf das
zwischen dem Hauptgebäudeund dem zerstörten Hoftrakt stehende eingeschossige Zwischenobjekt durch Vor¬
nahme eines Rohres unter Atemschutz verhindert. Zur Sicherung der Umgebung wurde im Hof ein Großtank¬
fahrzeug in Stellung gebracht. Der Brand konnte rasch unter Kontrolle gebracht werden. Sämtliche Räume
(Wohnungen) des straßenseitigenHauptgebäudes sowie aller hofseitigen Nebengebäudewurden untersucht, da
auf Grand der Explosion alle hofseitigen Fenster bzw. ein Teil der gassenseitigen Fenster zerstört worden waren
und die Annahme bestand, daß in einem der vorgenannten Räume eine verletzte Person eingeschlossen sein
könnte. Es war jedoch glücklicherweise niemand verletzt worden. Nach Aussage von Augenzeugen bestand der
Verdacht, daß sich vor der Explosion der Buchhalter der Firma in dem zerstörten Gebäude aufgehalten haben
könnte. Im Zuge der Aufräumungs- und Nachlöscharbeiten wurde von der Hundestaffel des Roten Kreuzes mit
vier Hunden nach dem vermeintlich Verunfallten gesucht. Nachdem sich der Gesuchte im wohlbehaltenen Zu¬
stand von seiner Wohnung aus gemeldet hatte, wurde die Suche eingestellt.

Aus nicht feststellbarer Ursache waren am 10.Jänner in 6, Mariahilfer Gürtel 28, 100m2 des Mansardendach¬
stuhles eines viergeschossigen Wohnhauses in Brand geraten. Bei Ankunft der Feuerwehr befand sich das ge¬
samte Gebälk des mit Blech gedeckten Dachstuhles in Vollbrand. Durch den Aufzugsschacht waren glimmende
Holzteile auf die Decke des Abstellraumes eines Möbelgeschäftes gestürzt, wodurch es zur Entstehung eines Se-

187



kundärbrandes in diesem gekommen war. Der Brand begann bereits auf eine Wohnung und auf Büroräume
eines Architekturbüros im 4. Stock überzugreifen. Der Dachbrand wurde umfassend mit sechs Rohren be¬
kämpft, wovon vier unter Atemschutz über das Stiegenhaus und je eines über die Drehleiter/Mariahilfin 6,
Wallgasse 39, und über die Drehleiter/Hemals in 6, Mariahilfer Gürtel 28, vorgenommen wurden. Die Decke
der Wohnung war durch die Brandeinwirkung zum Einsturz gekommen. Die Wohnungsinhaberin wurde in Si¬
cherheit gebracht, die Möbel konnten in einen Abstellraum des Architekturbüros geschafft werden, ln den
Büroräumen wurden vor Beginn der Löscharbeiten die wichtigsten der nicht transportablen Buromaschmen ab¬
gedeckt. Die Gaszufuhr zum Wohnhaus mußte vom Gebrechendienst der Gaswerke gesperrt werden. Die
Löscharbeiten gestalteten sich wegen der Vereisung des Daches durch gefrierendes Löschwasser und durch den
starken Qualm äußerst schwierig. Um in dieser Situation einen Absturz eines Feuerwehrbeamtenhintanhalten
zu können, wurden Rettungsleinen zur Sicherung gespannt und exponiert eingesetzte Feuerwehrbeamtemit
Leinen gesichert. Der Sekundärbrand im Abstellraum des Möbelgeschäftes konnte mit einem Rohr gelöscht
werden.

In dem im Keller gelegenen Heizraum des Gebäudes in 3, Rennweg 25, war am 15.Jänner ein Brand ausge¬
brochen. Da die Türen offenstanden, hatte sich der Qualm des brennenden Öles in alle Stiegenhäuserund
Gänge ausbreiten können. Bei Ankunft der Feuerwehr waren der Keller sowie die Stiegenhäuser und Gänge von
undurchdringlichem Qualm erfüllt. Weiters drang schwarzer Brandrauch aus den hofseitigen Fenstern der
Obergeschosse. Im Zuge der ersten Rettungsmaßnahmenwurde von sechs Atemschutztrupps, die über Stiegen¬
häuser, Drehleiter und Schiebleiter vorgingen, das gesamte Gebäude nach eingeschlossenenPersonen abge¬
sucht. Dabei wurden in einem Zimmer im 2. Stock des straßenseitigen Traktes die 23jährige Tochter und die
63jährige Frau des italienischen Botschafters angetroffen und wohlbehaltenüber die Drehleiter gerettet. Gleich¬
falls in einem Zimmer im 2. Stock des straßenseitigen Traktes wurde ein 24jähriger Mann und dessen gelähmter
62jähriger Vater wohlbehaltenvorgefunden. Die beiden Männer wurden unter Aufsicht eines Rettungstrupps
der Feuerwehr in ihrem Zimmer belassen. Zwei Personen, die in einem Raum im 2. Stock des Gartentraktes
eingeschlossen waren, zeigten sich wohlbehaltenam Fenster. Sie waren keiner unmittelbaren Gefahr ausgesetzt
und wurden lediglich beruhigt. Im Zuge des gleichzeitig vorgetragenen Löschangriffes mußte ein im Innenan¬
griff vorgehender Atemschutztrapp umkehren, da im undurchdringlichenQualm das Vordringen zum Brand¬
herd nicht möglich war. Der Heizraum wurde daraufhin über ein Kellerfenster mit Mittelschaum geflutet und
so der Brand gelöscht.

Wie spätere Untersuchungen ergaben, war am 11. Februar infolge Brandstiftungim Lustspielkinoin 2, Jo¬
hann-Fürst-Platz 1, neben dem Riesenrad ein Brand ausgebrochen. Bei Ankunft der Feuerwehr drang aus der
gesamten Dachkonstruktionmit weicher Dacheindeckungsowie den Fenstern und sonstigen Öffnungen dich¬
ter Rauch. Nach gewaltsamem Eindringen über den Haupteingang und Vornahme von zwei Rohren unter
Atemschutz in den Kinosaal wurden dort mehrere kleine Brandherde festgestellt und abgelöscht. Da durch die
Verqualmung kein Zugang zu den oberen Räumen gefunden werden konnte, wurde ein Wendestrahlrohr über
eine Drehleiter in Stellung gebracht und versucht, das Dach zu kühlen; auerßerdem wurde Alarmstufe2 ausge¬
löst. Nach Sicherung der Wasserversorgung durch Herstellen mehrerer Zubringleitungenwurde ein Wasserwer¬
fer eines Großtanklöschfahrzeuges in Stellung gebracht und der inzwischen durch das Dach gebrochene Brand
bekämpft. Da inzwischen die Gefahr bestand, daß das Dach in den Kinosaal stürzen könnte, wurden die beiden
Rohre zurückgenommenund im Außenangriff bzw. zum Schutz der Umgebung eingesetzt. Von der 2. Löschbe¬
reitschaft wurden nach gewaltsamem Öffnen von Zugängen an der Gebäudelängsseite und an der Vorderfront je
ein Rohr unter Atemschutz vorgenommen. Zwei weitere Rohre, davon eines über eine Drehleiter, verhinderten
ein Übergreifen des Brandes auf das Nebengebäude, und zwar auf die Fortuna-Spielhalle. Mit zwei Wendestrahl¬
rohren über Drehleitern sowie den Wasserwerfern zweier Großtanklöschfahrzeugewurde der Brand am Dach
bekämpft. Von der 3. Löschbereitschaft wurden die Objekte zwischen Johann-Fürst-Platz und Weg 2 mit vier
Rohren vor einem Übergreifen des Brandes durch Funkenflug geschützt. Nach Einsturz des Daches im Bereich
des Kinosaales mußten die Wendestrahlrohre der Drehleitern zurückgenommen und der Betrieb der Werfer
eingestellt werden. Ein weiterer Löschangriff wurde in der Folge über die Seitenstiege zur Galerie bzw. zum
Vorführraum vorgetragen. Um die Wasserversorgungaufrechterhalten zu können, mußten auch mehrere
Hydranten jenseits der Ausstellungsstraßein Verwendung genommen werden. Dadurch war eine Sperre der
Ausstellungsstraße für rund eine Stunde für jeden Verkehr erforderlich. Nach ungefähr zwei Stunden war der
Brand lokalisiert. Die Nachlöscharbeiten, die mit vier Rohren durchgeführt wurden, dauerten jedoch noch meh¬
rere Stunden, da in ihrem Zuge auch das Gebälk des eingestürztenDachstuhles entfernt werden mußte. Insge¬
samt waren zeitweise bis zu 13 Rohre, 3 Wendestrahlrohreüber Drehleitern und drei Wasserwerfer im Einsatz.

Aus von der Feuerwehr nicht feststellbarer Ursache war am 12. April in 16, Landsteinergasse 10, ein großteils
aus Holz gebautes Werkstätten- und Garagengebäude im Ausmaß von insgesamt rund 500 m2 in Brand geraten.
Da zwei Wohnungen im 1. und 2. Stock des Nachbargebäudesvom Brandübergriff bedroht waren, wurde
Alarmstufe2 ausgelöst und in Zusammenarbeitmit der Polizei eine teilweise Evakuierung des Hauses durchge¬
führt. Von der Hauptinspektion wurde Alarmstufe 3 ausgelöst. Der Löschangriff erfolgte mit insgesamt acht
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Rohren, teilweise unter Atemschutz, sowie mit einem Wasserwerfer eines Großtanklöschfahrzeuges. Einige
Rohre wurden über das Nachbargrundstückund durch die benachbarten Wohngebäude in 16, Landsteinergasse
8 und 12, vorgenommen, um einen Brandübergriff zu verhindern. Nach ungefähr eineinhalb Stunden konnte
„Brand aus“ gegeben werden.

Vermutlich durch Brandstiftung waren am 16. Juni Paletten, Bauholz und andere Baumaterialien, die auf
einer Laderampe im Frachtenbahnhof Praterstem entlang einer Lagerhalle gelagert waren, an drei Stellen in
Brand geraten. Bei Ankunft der Feuerwehr stand das hölzerne Vordach über der Rampe in einer Länge von
rund 30 m in Vollbrand. Der Brand hatte bereits durch zwei Holztore auf ungefähr 50 m3 Speditionsgut in die
etwa 15 x 30 m große Halle übergegriffen und bedrohte auch eine zweite Halle und einen angrenzendenzwei¬
stöckigen Bürotrakt. Sofort wurde Alarmstufe2 und in weiterer Folge wegen des starken Windes und des damit
verbundenen Funkenfluges Alarmstufe3 ausgelöst, der Brand mit drei Rohren im umfassenden Angriff und mit
zwei Rohren im Innenangriff unter Atemschutz bekämpft und gelöscht. Mit Hilfe eines Wendestrahlrohres
über Drehleiter konnte ein Übergreifen des Dachbrandes von der Halle auf den Bürotrakt weitgehend verhin¬
dert werden. Nach Einsteigen über eine Schiebeleiter in den 1. Stock des Bürotraktes wurden mit einem weite¬
ren Rohr Glutnester im Dachbodenraumgelöscht.

Vermutlich durch Selbstentzündungvon ölgetränkten Putzlappen auf dem obersten Kernstück der im Bau
befindlichen Müllverwertungsanlage der Rinter AG, in 22, Rautenweg 20, waren am 14. Juni rund 5 m2 der
hölzernen Dachschalung in etwa 60 m Höhe in Brand geraten. Wegen der sich als äußerst schwierig erweisen¬
den Löschaktion und dem herrschenden starken Wind wurde Alarmstufe 2 ausgelöst. Nach Aufsteigen über
eine Steigleiter und Aufziehen einer Schlauchleitungzur Spitze der zeltartigen Konstruktion wurde der Brand
mit einem Rohr bekämpft und gelöscht. Von der zweiten Löschbereitschaft wurde nach Aufsteigen über die
Drehleiter der bis in rund 30 m Höhe reichende untere Teil des Daches im Bereich der Dehnfugen des Sektors
„Nordwest“ bis „Ost“ auf der Außenseite untersucht. Zur Sicherung wurde ein Rohr über die Drehleiter vorbe¬
reitet, in der Dehnfuge „Nord“ angekohlte Telwolle entfernt. Untersuchungen ergaben keine weitere Gefahr
eines Brandes.

Eine entglittene Zigarette, die unter dem Bett gelagertes Zeitungspapierund in weiterer Folge den Teppich
in Brand gesetzt hatte, verursachte nach eigenen Angaben des 48jährigen Wohnungsinhabersam 15. August in
11, Lindenbauergasse 72, einen Zimmervollbrand, durch den die Einrichtung zweier Wohnräume vollständig
vernichtet wurde. Während der Wohnungsinhaber auf den Gang flüchten konnte, wurde durch Verqualmung
des Stiegenhauses mehreren Personen in darüberliegenden Wohnungen der Fluchtweg abgeschnitten. Aus zwei
Wohnungen wurden insgesamt vier Personen über Drehleiter in Sicherheit gebracht. Der Brand konnte über
Trockensteigleitungmit einem Rohr von innen unter Atemschutz sowie mit einem weiteren Rohr von außen
gelöscht werden. Drei Atemschutztrupps wurden zur Durchsuchung und Lüftung des Stiegenhausesund der
Wohnungen über dem Brandgeschoß und zur Beruhigung der Hausbewohnereingesetzt. Ein weiterer Atem¬
schutztrupp stieg über Drehleiter in den Brandraum ein. Zugleich wurde über eine andere Drehleiter in drei
weitere Wohnungen eingestiegen und diese untersucht.

Auf Grund eines menschlichenVersagens war am 17. August der aus Nickelsdorf kommende Personenzug,
bestehend aus einem E-Triebwagen, einem Postwaggon und 10 Personenwaggons, auf Gleis 7 des Bahnhofes
Wien-Süd, Halle Ost, mit einer Geschwindigkeit von rund 20 bis 30 km/h auf den Prellbock aufgefahren. Dabei
war der Gleisabschluß aus Beton bis zum Sicherheitsprellbock verschoben worden. Der erste Waggon, der Post¬
waggon, war aus dem Gleis gehoben und vom ersten Personenwaggon unterfahren worden. Das Ende des zwei¬
ten Waggons war ebenfalls vom dritten Waggon unterfahren worden. Da sich der Zug bereits im Stationsbe¬
reich befand, hatte sich ein Großteil der Fahrgäste zum Aussteigen bereitgehalten. Auf der vorderen Plattform
des ersten Personenwaggons waren beim Unfall fünf Personen zwischen den Eisenteilen, zwei weitere Personen
im Wageninneren, auf der vorderen Plattform des zweiten Personenwaggons vier Fahrgäste in den Wrackteilen
eingeklemmt worden. Beim Eintreffen der 1. Technischen Bereitschaft wurde die oben angeführte Situation
vorgefunden. Nach ersten Erkundungen wurde Alarmstufe 2 ausgelöst. Die ersten Sicherungsmaßnahmenbe¬
standen im Einbremsen sämtlicher Waggons, im Stromlosmachen der Oberleitung und in der Vorbereitung von
zwei Schlauchleitungen. In weiterer Folge konnten die beiden im 1. Personenwaggon auf der ersten Sitzbank
eingeklemmten Fahrgäste mittels Trennschleifer und hydraulischer Rettungsschere aus ihrer Zwangslage befreit
und der Rettung übergeben werden. Bis zu diesem Zeitpunkt waren nach Aussage der Rettung ungefähr 30
Leichtverletzte verarztet und abtransportiert worden. Nach teilweisem Heben des Postwaggons mit OBB-Hy-
draulikwerkzeug und unter Verwendung von zehn Trennschleifern, zwei hydraulischen Rettungssätzen, zwei
hydraulischen Rettungsscheren, eine Hurst-Rettungsschere und zwei Autogen-Schneidgeräten konnten nach
Entfernen der Frontwand des 1. Personenwaggons drei Schwerverletzte, zwei Frauen und ein Mann, aus ihrer
Zwangslage befreit und zwei weitere Personen, ein Mann und eine Frau, tot geborgen werden. Während dieser
Arbeiten konnten von der 2. Technischen Bereitschaft vier Personen, die auf der vorderen Plattform des zweiten
Personenwaggons in den Stahlleitem eingekeilt waren, mit vier Trennschleifem, zwei hydraulischenRettungs¬
sätzen, einer Rettungsschere, zwei Südbahnwinden, 10 t, und einem Autogenschweißgerät aus ihrer Zwangslage
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befreit werden. Die weiteren Aufräumungs- und Bergearbeiten wurden durch die ÖsterreichischenBundesbah¬
nen selbständig durchgeführt. Insgesamt wurden von der Rettung 144 zum Teil schwer verletzte Personen und
drei weitere Personen tot von der Unfallstelle abtransportiert.

Durch die Einwirkungendes Hochwassers war am 1. September ein im Wasserschutzgebiet im Lobauer Ha¬
fen abgestellter 1000-t-Öltankkahn leck geworden. Der Tankkahn war von der EBS-Tankerreinigungals Zwi¬
schenlager für die bei der Reinigung anfallenden Abfallprodukte verwendet worden und in den Kammern 1, 2,
9 und 10 nind 60 cm hoch mit einer pastosen, nicht pumpbaren Bitumen- und Schwerölmasse gefüllt. Reste
dieser Masse befanden sich auch in den Kammern 3 bis 8. Diese Kammern hatten sich durch Wassereintrittin¬
folge der genannten Leckagen zusätzlich mit Wasser gefüllt. Bei einem Ortsaugenschein wurde beschlossen, die
emulgierte Flüssigkeit mit betriebseigenenPumpen der EBS in den Ölabscheiderzu fördern. Nach Eintreffen
eines Spezialfahrzeuges der Feuerwehr im Ölhafen konnten zwei weitere Pumpen zur Verstärkung eingesetzt
werden. Insgesamt konnten somit 350 m3 emulgierte Flüssigkeit aus dem Kahn gepumpt werden.Während der
Pumparbeiten wurde aus Sicherheitsgründeneine Ölsperre um das Schiff gelegt. Nach Durchtrennen der An¬
kerkette mittels Trennschleiferkonnte der Anker mit drei Hebeballons von Feuerwehrtaucherngeborgen und
am Schiff abgelegt werden. Nach Fertigstellen dieser Arbeiten wurde der Kahn mit drei Stahlseilen unterfangen
und seitlich an das Motortankschiff der DDSG, MTS Prottes, beigeheftet und in den Freudenauer Hafen über¬
stellt. Zur Sicherung gegen Eindringen großer Wassermassen waren sechs Unterwasserpumpenund sechs Licht¬
aggregate in Vorbereitungauf dem Schiff aufgestellt. Eine Löschgruppe verblieb während der Uberstellungsfahrt
auf dem Kahn. Während der Fahrt am Strom wurden zur Verkehrssicherheitdas Ölwehrboot und zwei Motor¬
schlauchbooteeingesetzt. Unter Mitwirkung der beiden Schlauchbooteund einer Motorzille konnte der Tank¬
kahn im Winterhafen auf Hellingwagen aufgelegt und mit Stahlseilen gegen das Ufer gesichert werden. Ein
Ausbringen ins Trockene war durch den herrschenden zu niedrigen Wasserstand nicht möglich. Um einer even¬
tuellen Verunreinigung des Hafenbeckens vorzubeugen, wurde das Schiff mit acht Ölsperren, die mit zwei Drit¬
telleinen am Ufer verheftet wurden, eingeschlängelt.

Bei Baggerarbeiten auf einem Baugelände in 23, Akaziengasse 52—54, war durch eine Laderaupe ein im Erd¬
reich befindliches Faß beschädigt worden. Dieses stammte vermutlich aus der Kriegszeit und war mit Chlorsul¬
fonsäure gefüllt. Aus einem rund 10 cm langen Riß war Säure ausgeflossen und in weiterer Folge Nebelgas ent¬
standen. Diese sichtbaren Gasschwaden waren vom Wind bis zu 100 Meter weit getrieben worden. Nach An¬
kunft der Feuerwehr wurde das Gelände gemeinsam mit der Polizei im Umkreis von 50 bis 100 Metern, unter
Berücksichtigung der Windrichtung, abgesperrt. Ein Niederschlagen der zunächst unbekannten Gasschwaden
mittels Wasserstrahles war auf Grund der dabei entstehenden heftigen chemischen Reaktion nicht möglich. Die
Bewohner der angrenzenden Wohnbauten wurden vom dem Notstand in Kenntnis gesetzt und über Megaphon
aufgefordert, die Fenster zu schließen. Der Baggerführer, ein Bauarbeiter sowie eine Anrainerin klagten über
Halsschmerzen und wurden daraufhin von der Rettung untersucht und in häusliche Pflege entlassen. Mit insge¬
samt 150 kg Natriumbikarbonatdes Schadstoffcontainers wurden der verbleibende Faßinhalt sowie die bereits
ausgetretene Säure unter Einsatz eines mit GasschutzanzügenausgerüstetenTrupps neutralisiert.

Von der Raffineriestraße kommend war am 9. Oktober ein Satteltankzug bei der Auffahrt zur A 20 zum Kno¬
ten Kaisermühlenumgestürzt, seitlich über die Leitschienen gerollt und auf der daneben liegenden Fahrbahn
zum Liegen gekommen. Dabei waren sämtliche Domdeckel des Tanks weggerissen sowie mehrere Löcher in
den Tank geschlagen worden. Von den 31.000 1Dieselkraftstoff im Tank flössen ungefähr 23.000 1auf die Fahr¬
bahn, von dort beiderseits über die Straßenböschung, wobei sie sich über eine Fläche von etwa 1.000 m2 Wie¬
sengrund verbreiteten und ins Erdreich einsickerten. Der Fahrer des Satteltankwagens war vor Ankunft der
Feuerwehr vom Rettungsdienst abtransportiert worden. Der auf der Fahrbahn befindliche Dieselkraftstoff
wurde mit Ölbindemitteln und Sägespänen aufgesaugt, ebenso der noch nicht ins Erdreich gedrungene Diesel
in der Wiese. Die noch im Tank befindlichen rund 8.000 1Diesel wurden in ein feuerwehreigenes Tankfahrzeug
umgepumpt. Mittels Seilzug eines Kranfahrzeuges und des Teleskopbergekrans wurde der Sattelschleppzug im
direkten Zug auf die Räder gestellt, der Tankzug einvemehmlich mit der Polizei am mittleren Fahrstreifen der
Brückenauffahrt für den Abtransport durch eine Bergefirma abgestellt.
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Wohnen und Stadterneuerung
Errichtung und Erhaltung von Nutzbauten

Einer der wichtigsten Neubauten im Bereich des Gesundheitswesensist das Sozialmedizinische Zentrum
Ost. Die für 12.Jänner 1982 festgelegte Inbetriebnahmevon 4 der insgesamt9 Stationen des 405 Betten umfas¬
senden Pflegeheimes erfordert eine koordinierte zielorientierte Bauführung insbesondere für den Bereich des
Ausbaues und der Komplettierungder verschiedenen Leistungen. Alle wesentlichen Arbeiten mußten bis Ende
des Jahres fertiggestellt sein, wobei Teilbereiche des Objektes wegen der Durchführung eines Probebetriebes
bereits ab Herbst 1981 betriebsbereit zur Verfügung stehen mußten. Für den Bereich der Pflegeheimküche
wurde am 4. November von der MA 35 eine Teilbenützungsbewilligung erteilt und der Probebetrieb aufgenom¬
men. Derzeit versorgt die Küche die Schülerinnen der Krankenpflegeschuleund des Internats. Mit den Arbei¬
ten am Versorgungskollektor, der das Pflegeheim mit der Krankenpflegeschuleund dem Internat verbindet,
wurde begonnen. Die für 1981 bereitgestellte Baurate in Höhe von 70 Millionen Schilling wurde zur Gänze aus¬
geschöpft und reichte für die Bedeckung der laufenden Abschlußrechnungenaus. Die im Voranschlag 1982 vor¬
gesehene Baurate von 70 Millionen Schilling wird für die Gesamtfertigstellung des Pflegeheimes in allen seinen
Bereichen und für die Abrechnung der Arbeiten im Überwachungsbereichder MA 23, 32 und 34 benötigt.

Nach Abschluß der Vorentwurfsplanungund Genehmigung des Projektes Krankenhaus in der Wirtschaft-
lichkeits- und Projektsbesprechung(8. Bauausschußsitzung am 20. März) wurden die notwendigen Vorbereitun¬
gen für den Planungseinsatz in technischer und organisatorischer Hinsicht getroffen. Die Kosten für die Pla¬
nung und Bauvorbereitung wurden mit 292 Millionen Schilling ermittelt. Der zugehörige Sachkreditantrag ist
von der MA 17 gestellt und in Genehmigung begriffen. Sofort nach Genehmigung des Sachkredites wird der
Vergabeantragfür die Planungsleistungender Architekten gestellt. Die Vergabeanträge für die statisch-kon¬
struktive Bearbeitung, auf Beistellung von geleasten Technikern zur Verstärkung des Planungsbüros der MA 32,
für die Planung der Stark- und Schwachstromanlage, der Fördertechnik und der sanitären Anlagen sind gestellt
und liegen derzeit bei der MA4. Die Gruppe Betriebsorganisation der MA 17 beschäftigt sich mit der Erarbei¬
tung der Grob-Einrichtungsvorschläge im Bereich des OP-Traktes und der Ambulanzen sowie mit der Planung
des Hol- und Bringdienstes. Der von der MA 17 gestellte Sachkreditantrag zur Bedeckung der Planungsleistun¬
gen konnte auf 292 Millionen Schilling gesenkt werden. Mit Genehmigung dieses Sachkredites können alle für
die Planung erforderlichen Aufträge vergeben werden. Mit der im Voranschlag 1982 vorgesehenen Planungsrate
von 40 Millionen Schilling könnte dann der Entwurf des Krankenhauseserarbeitet werden.

Adaptierungsarbeitenwurden vor allem in Krankenanstalten, Pflege-, Erziehungs- und Kindertagesheimen,
aber auch in Versorgungseinrichtungenwie Märkten vorgenommen. Im bestehenden Allgemeinen
Krankenhaus  wird im pathologisch-anatomischen Institut das überalterte Objekt umgebaut und moder¬
nisiert, eine Lüftungsanlage und eine Warmwasserheizung eingebaut. Ferner mußten Fenster, Türen, Fußböden
erneuert und Installationenausgewechselt werden. Die Baukosten betrugen rund 65 Millionen Schilling. Mit
dem Bau wurde am 13. August 1971 begonnen, seine Fertigstellung ist für Frühjahr 1982 vorgesehen.

An der KieferchirurgischenUniversitätsklinik wurde der OP-Trakt umgebaut, ein Aufzug und eine Klima¬
anlage eingebaut. Fenster, Türen und Fußböden instand gesetzt sowie die Installationen erneuert. Am 1. August
1977 wurde mit dem Bauvorhaben begonnen, die Fertigstellung erfolgte am 10.August 1981. Die Gesamtbau¬
kosten betrugen 19,2 Millionen Schilling. In der Universitätsklinik für Arbeitsmedizinkonnte nach Fertigstel¬
lung des Bauloses1 am 1. Dezember 1980 das Baulos2 in Angriff genommen werden. Es handelt sich hiebei
um Adaptierungsarbeitenim Geschoß B, die Schaffung von Krankenzimmern und einer Intensivstation. Die
Fertigstellung des Bauvorhabens ist mit Sommer 1982 vorgesehen. In der II. Medizinischen Universitätsklinik
wurde die Station 94 als Intensivstation mit Kosten von 5,553.000 S erweitert. Die Bauzeit erstreckte sich von 2.
Juli 1979 bis 18. September 1981. Ebenfalls in diesem Bereich wurde im Röntgen als BauteilI die Röntgenein¬
richtung ausgetauscht, wobei Kosten von 1,120.000 S bei einer Bauzeit vom 20. November 1980 bis 2. März
1981 angefallen sind. Der Umbau der ehemaligen Blutersatzstelle der I. Chirurgischen Universitätsklinik
erfolgte in der Zeit vom 3. Dezember 1979 bis 4. März 1981 mit einem Kostenaufwand von rund 6,950.000 S.
Die Sanierung schadhafter Stränge der Erdgasleitungen in Straßen und Objekten des alten Hauses mußte per¬
manent durchgeführt werden. Die Kosten betrugen rund 5 Millionen Schilling. Mit Kosten von 10,500.000 S
sind in der Krankenpflegeschule die Adaptierung eines Hörsaales und die Renovierung an Fenstern, Parapeten,
Terrassen und Lüftungsanlagen vorgesehen. Mit den Arbeiten wurde am 6.Juli 1981 begonnen, mit der Fertig¬
stellung ist im Frühjahr 1983 zu rechnen. Im Erdgeschoß des Direktionsgebäudes wurden einzelne Räume zur
Aufnahme einer Isotopenapothekeadaptiert. Mit den Bauarbeiten wurde am 24. August 1981 begonnen, die
Fertigstellung ist für Sommer 1982 geplant. Das Kostenerfordemis beträgt 2 Millionen Schilling. In der I.
Unfallchirurgischen Universitätsklinik ist der Umbau der Station 42 in einen OP-Trakt geplant. Mit den Arbei¬
ten wurde am 31. März 1980 begonnen, mit der Fertigstellungist im Sommer 1982 zu rechnen. Die voraus¬
sichtlichen Kosten belaufen sich auf 20,5 Millionen Schilling. Neben diesen Bauvorhaben wurde eine Unzahl
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anderer kleinerer Umbauten durchgeführt, wie etwa die Adaptierung zweier Krankenzimmer für Strahlenbetten
in der 1. Medizinischen Universitätsklinik mit Kosten von 2 Millionen Schilling(Fertigstellung Frühjahr 1982),
die Erfüllung feuerpolizeilicherAuflagen mit Kosten von 1,250.000 S (Fertigstellung Frühjahr 1983) sowie
patientenbezogenebauliche Maßnahmen in diversen Objekten des alten Hauses mit rund 3 Millionen Schilling.
Weitere sicherheitstechnischeMaßnahmen bestehen unter anderem im Einbau einer Lüftung in der Apotheke
I, in der Schaffung eines Fluchtweges in der II. Universitäts-Frauenklinik — Hormonlabor und in der Errich¬
tung einer Strahlenschutzwand in der Prüfanstalt. Für diese Maßnahmen sind Kosten von insgesamt 945.000 S
aufgelaufen.

Im neuen AllgemeinenKrankenhaus wurden alle im Jahre 1981 angefallenen Erhaltungsarbeitenim Einver¬
nehmen mit der Direktion mit einem Kreditansatz von 18,5 Millionen Schilling durchgeführt. Im Rahmen die¬
ser Arbeiten wurde auch der Spitalskindergartenvon KP I — IV betraut, ebenso auch die umfangreichen
Außenanlagen. Im Zuge des Neubaues der NeurochirurgischenKlinik wurden alle jene Aufgaben durchgeführt,
die durch den Anbau an KP I ausgelöst wurden und für den derzeit laufenden Betrieb von KP I relevant sind.
Im Kemgebäude konnte das Personal für die kommenden Aufgaben der Technischen Betriebsführung sowie
für die Mitwirkung bei der Planung der Betriebsorganisation eingeschult werden.

Nach der Erneuerung der Telephonzentraleim KrankenhausLainz im Jahre 1979 erfolgten die erforderlichen
Umschaltarbeitenbzw. der Ausbau der Ruf- und Funkanlagen. Der Zubau zum Pavillon III, bestehend aus der
Strahlenbettenstationmit sechs 2-Bett-Zimmem und Nebenräumen im Obergeschoß sowie aus Therapie- und
Untersuchungsräumenim Untergeschoß, ist fertiggestellt. Die Benützung der Räume ab November 1981 ist
möglich. Mit dem Bau des Abklinggebäudes wurde am 5. Oktober begonnen. Ab Jänner 1982 kann die Installa¬
tion der Abklinganlage vorgenommenwerden. Im Pavillon VI wurde mit dem Einbau einer Angiographie im
Vorjahr begonnen. Die Bauarbeiten waren im Juni abgeschlossen, die Montage des Gerätes ist bereits erfolgt.
Die Inbetriebnahme der Anlage wird nach Erteilung der behördlichenGenehmigungvorgenommen. Der Bau¬
abschnitt I, und zwar die Herstellung des schliefbaren Kanales von der Wolkersbergenstraße bis zum Nordende
vom Pavillon II samt der Zuleitungen, ist fertiggestellt. Der 1. Bauabschnitt in der 4. Medizinischen Abteilung,
bestehend aus Herzkathetereinheitund Ambulanz, wurde im April 1981 fertiggestellt. Der Baubeginn für die
Adaptierung der Räume zur Installierung der Herzkatheteranlagekonnte mit September 1981 vorgenommen
werden. Die Montage der Herzkatheteranlage ist mit Jahresbeginn 1982 möglich. Außer der Sanierung der Fas¬
sade und der Fenster am Pavillon VIII wurden eine Reihe kleiner und kleinster Bauvorhaben abgeschlossen, die
als patientenbezogene Maßnahmen, verschiedene bauliche und sicherheitstechnische Maßnahmen und als
Erhaltungsarbeitenbezeichnet wurden. Im Krankenhaus Lainz betrugen die Kosten für bauliche Maßnahmen
im Jahre 1981 insgesamt 41,792.000 S.

Mit der Generalsanierungdes Pavillons 27 im Wilhelminenspital wurde am 11. Juni 1974 begonnen. Das
Gesamtbauvorhabenwurde in zwei voneinander getrennten Bauabschnitten durchgeführt. Der erste Bau¬
abschnitt wurde im Herbst 1978 der MA 17 übergeben. Nach Besiedelung der DermatologischenAbteilung
konnte anschließend der zweite Bauabschnitt begonnen werden. Am 26. November 1981 wurde der Pavillon 27
der MA 17 übergeben, womit die Bauarbeiten im Pavillon 27 beendet sind. Die im Jahre 1982 vorhandene Rest¬
baurate von 3,870.000 S dient als Abrechnungsratebzw. werden damit Arbeiten an den Außenanlagen(Grünflä¬
chen, Beschriftungen usw.) durchgeführt. Der Gesamtkredit für das gegenständliche Bauvorhaben beträgt
92,975.000 S. Für diese Bauvorhaben kann mit dem vorhandenen Sachkredit das Auslangen gefunden werden,
keinerlei Sachkrediterhöhungensind mehr nötig. Die beiden Sachkrediterhöhungenwaren ausschließlich auf
Grund des steigenden Baukostenindex erforderlich. Die lange Bauzeit war darauf zurückzuführen, daß erst nach
Fertigstellung des ersten Bauabschnittesmit dem zweiten Bauabschnitt begonnen werden konnte, da der
Betrieb des Zentrallaborsnicht unterbrochen werden durfte.

Im Pavillon3 des Elisabeth-Spitales wurde im Herbst 1979 mit der Errichtung einer Akutstation begonnen.
Im Mai 1981 wurde die Station der MA 17 übergeben. Die Gesamtbaukosten des Bauvorhabensbetrugen
7,152.000 S. Mit dem genehmigten Sachkredit wurde das Auslangen gefunden. Im Pavillon 1 wurde im Som¬
mer 1981 mit der Errichtung einer postoperativen Station begonnen. Die im Budget 1981 vorgesehene erste
Baurate von 3 Millionen Schilling wurde bis Jahresende verbaut. Die Gesamtbaukostenfür dieses Bauvorhaben
betragen 7,171.000 S. Nach dem derzeitigen Stand des Baugeschehens wird angenommen, daß mit dem
genehmigten Sachkredit das Auslangen gefunden werden kann. Das Bauvorhaben wird im Spätherbst 1982
abgeschlossen und der MA 17 übergeben werden.

Im Franz-Joseph-Spital werden der Umbau und die Erneuerung der Zentraldesinfektionstatt 1981 nunmehr
1982 fertiggestellt. Im Zuge des Umbaues der Elektrizitätsversorgungsleitungenwurde die Straßenhe; tellung
im Bereich der Zentraldesinfektionzurückgestellt und somit die Fertigstellung des Bauvorhabens um ein Jahr
verschoben. Der Einbau von Hausanschlußkästenkonnte fortgesetzt werden, ebenso die Erd- und Baumeister¬
arbeiten für die Errichtung von Kabelziehschächten und Kabelkünetten. Der Eiprofilkanal 70/105 vom
Anstaltsbereich des Franz-Joseph-Spitales mit Anschluß an den öffentlichen Unratskanal 95/137 in der Triester
Straße im Minierungsverfahren wurde fertiggestellt. Die Kanalemeuerungsarbeitenvom Eiprofilkanal Richtung
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Amtsführender Stadtrat Johann Hatzi (Woh¬
nen und Stadtverwaltung ) übergibt die
200.000 . Gemeindewohnung im 16. Bezirk,
Sulmgasse 2—6, ihrer Bestimmung

Städtischer Wohnhausbau

Die neuerrichtete städtische Wohnhausanlage im 18. Bezirk, Gersthofer Straße 125



Wohnhausanlage der Stadt Wien im 12. Bezirk, Am Schöpfwerk

Städtischer Wohnhausbau

Neue städtische Wohnhausanlage im 11. Bezirk, Eisteichstraße



Prosektur (samt Anschluß), Infektionsaufnahmeund Ambulanzgebäudekonnten fortgesetzt werden. Im Zuge
der Errichtung einer Ambulanz im PavillonD waren Baumeister- und Professionistenarbeitendurchzuführen
ebenso auch für die Intensivpflegestation. Für bauliche Maßnahmen im Franz-Joseph-Spital mußten im Jahre
1981 insgesamt 14,990.000 S aufgebracht werden.

Mit den Arbeiten für die Errichtung einer Notstromanlage im Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel
konnte aus technischen Gründen noch nicht begonnen werden. Die Aufstellung eines Containergerätes ist
geplant, dessen Genehmigung durch die Baupolizei noch aussteht.

Im Rahmen eines Gesamterhaltungsaufwandes von rund 14,6 Millionen Schilling wurden in der Krankenan¬
stalt Rudolfstiftung sämtliche für den Betrieb notwendigen Erhaltungs-, Service- und Wartungsarbeitenin allen
Objekten einschließlich der vorgeschriebenen sicherheitstechnischenÜberprüfungendurchgeführt. Unter ande¬
rem wurde der schadhafte Klinkerbelag in der Hauptküche teilweise saniert. Für die Erhaltungsarbeitenwird
voraussichtlich 1982 wieder ein Betrag von rund 15 Millionen Schilling erforderlich sein. Für die Sanierung der
Heizungs- und Elektroinstallationenin der Krankenpflegeschulewurde ein Gesamtkredit von 6,090.000 S
genehmigt, ein Teil der Arbeiten wurde mit einer ersten Baurate von 2,900.000 S durchgeführt. Für den Einbau
eines Computertomographen im Röntgen wurde ein Gesamtkreditvon 1,515.000 S genehmigt, wobei die erste
Baurate 1981 600.000 S betrug. Die Arbeiten stehen vor der Fertigstellung.

Im Rahmen eines Gesamterhaltungsbudgetsvon rund 2,6 Millionen Schilling wurden im Mautner Markhof-
schen Kinderspital sämtliche für den Betrieb notwendigen Arbeiten in allen Objekten einschließlich der vorge¬
schriebenen sicherheitstechnischenÜberprüfungendurchgeführt. Unter anderem wurden umfangreiche Kanal¬
sanierungsmaßnahmenim PWH-Bereich durchgeführt, wegen Leistungserhöhungvom Elektrizitätswerkder
Trafo ausgewechselt und im Warmwasserkesselhaus des Hauptgebäudesbeide Kessel neu berührt.

Im Pavillon 17 des PsychiatrischenKrankenhausesBaumgartnerHöhe soll ein Kinderpavillonfür rund 90
geistig behinderte Kinder untergebrachtwerden. Mit den Bauarbeiten wurde im Jahre 1979 begonnen, die Ende
1982 abgeschlossen werden sollen. Die Baumeister- und Rohinstallationsarbeitenwurden soweit fertiggestellt,
daß die Professionistenarbeitenim Inneren voll einsetzen können. Die Baukosten betragen 72 Millionen Schil¬
ling, wovon bisher 35 Millionen Schilling verbaut worden sind. Nach Fertigstellungstehen den behinderten
Kindern 12 Wohngruppen, bestehend aus einem Wohnraum, einem Schlafraum für 7 Kinder sowie den sanitä¬
ren Nebenräumen zur Verfügung. Außerdem sind ein Kindergarten, eine Schule sowie ein Unterwassertherapie¬
becken mit Nebenräumen untergebracht. Zum Objekt 35, der Therapiewerkstätte, wurden in den Jahren 1980
und 1981 zwei Anbauten errichtet, in denen ein Speisesaal, eine Lehrküche, Garderoben und Therapieräume
untergebracht sind. Die Baukosten betrugen rund 7,260.000 S. Im Sinne des Zielplanes der neuen Psychiatrie
wurden die baulichen Umbauarbeitenin den Pavillons 14, 16, 18, 22 und 24 abgeschlossen, die Arbeiten in den
Pavillons4 und 6 begonnen. Im Jahre 1981 wurden 5,390.000 S verbaut. Im Pavillon 21 wurde ein Turnsaal für
die Pflegerschule mit Kosten von rund 1,3 Millionen Schilling eingebaut. Die Arbeiten für die Errichtung eines
neuen Materialmagazins mit Gesamtkostenvon rund 6,2 Millionen Schilling wurden begonnen. Die Bauvorbe¬
reitungsarbeiten für den Neubau einer Wäscherei sowie den Ausbau des Kesselhauses sind im Gange. Die Pro¬
bebohrungen zur Erschließungdes Baugrundes wurden abgeschlossen, die Vorentwurfsplanungwird durch¬
geführt. Die Abteilung VI des Psychiatrischen Krankenhauses Ybbs wurde mit einem Kostenaufwand von 1,8
Millionen Schilling vollkommen adaptiert und wird für rund 45 Patienten zur Verfügung stehen.

Der PavillonI im Pflegeheim Lainz hat in keiner Weise den baulichen und funktionellen Anforderungenent¬
sprochen. Die notwendigenAdaptierungenwurden, um den Pflegebetrieb nicht zu sehr zu beeinträchtigen, in
mehreren Etappen vorgenommen. Diese bestanden im wesentlichen darin, daß die Sanitärgruppen verlegt bzw.
vergrößert und die Säle der Bettenstation-Mitte zur Verwendung als Diensträume unterteilt wurden. Nach Ver¬
legung des Effektenmagazins in den Pavillon IV konnten diese Räume zu einer Zentralgarderobe ausgebaut wer¬
den. Die dadurch freiwerdenden Räume der Garderoben bzw. der Diensträume in den Obergeschoßen wurden
zu Belagszimmem ausgestaltet. Im Zusammenhang mit diesen funktionellen Umänderungen erfolgte die
Erneuerung der Elektro- und Sanitärinstallation, der Türblätter, der Wand- und Bodenbeläge, der Malerei und
des Anstriches, ebenso wie die Bildung von Brandabschnittendurch Anordnung von rauchhemmenden Porta¬
len in den Gängen. Schließlich wurde die gesamte Beheizungsanlage instand gesetzt. Die Arbeiten sind so weit
fertiggestellt, daß der Sollstand des Belages an Pfleglingen im PavillonI im Jahre 1982 erreicht werden kann. Die
letzte Bauetappe„Einbau eines Stiegenhauses“ in der Mitte des Gebäudes ist für 1982 vorgesehen. Im Pavillon
XVI wurden die Bauarbeiten für den Einbau eines Krankenbettaufzugesfertiggestellt, die Aufzugsanlage wurde
montiert und in Betrieb genommen, die WC- und Leibschüsselspüleranlagen im linken Teil des Gebäudes aus¬
gebaut. Der bauliche Zustand der Anstaltskirche sowie der anschließenden Gebäude A und B war derart
bedenklich, daß zum Schutze der Passanten, die durch herabfallende Verputz- und Fassadenteile gefährdet
waren, Absperrmaßnahmen im Bereich der Kirche erfolgen mußten. Im Innenraum der Kirche traten ferner
beträchtliche Verputzschäden durch die schadhaften Dächer auf. Als erste Sanierungsmaßnahmewurde die
Dachdeckungdes Hauptdaches und der Türme sowie die Verputzinstandsetzungan den Türmen und an den
Übergängen vom A- bzw. B-Gebäude zur Kirche sowie an der Stirnseite vom A- und B-Gebäude vorgenom-
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men. Für patientenbezogene bauliche Maßnahmen standen 21,734.000 S im Pflegeheim Lainz zur Verfügung; für
die baulichen Maßnahmen wurden insgesamt 14,460.000 S ausgegeben.

Die in drei Etappen durchgeführte Adaptierung des Pavillons II im Pflegeheim Baumgarten wurde abge¬
schlossen und der Pavillon der MA 17 übergeben. An der Adaptierung der Wärmeversorgungseinrichtungen,
der Erweiterung der Telephonanlage und der Postkabelverstärkung wird gearbeitet. Die Baurate 1981 belief sich
auf 7,540.000 S. Die Arbeiten am Dachboden des Pflegeheimes St. Andrä/Traisen wurden in acht Brand¬
abschnitte unterteilt, konnten aber 1981 abgeschlossenwerden Die Versorgungsleitungen für Stark- und
Schwachstrom,Telephon, Rundfunk und Fernsehen am Dachboden und die Anspeisung der einzelnen Abteilun¬
gen wurden ausgeführt. Der Brunnen in der Gärtnerei mußte abgesenkt, die Brunnenstube der Wasserversor¬
gungsanlage instand gesetzt werden. Das Dach über K II und K V wurde neu eingedeckt und sämtliche Blech¬
eindeckungen repariert und gestrichen. Die Kantine wurde umgebaut und adaptiert, ein Raum im Stil eines
Wiener Kaffeehauses geschaffen. Die Baurate für 1981 belief sich auf 920.000 S.

Die Bauarbeiten für die Generalinstandsetzungdes Kindertagesheimesin 19, Heiligenstädter Straße 82, im
Karl-Marx-Hof, wurden vorbereitet und in Angriff genommen, ebenso der Innenausbau und die Installations¬
arbeiten. Die Fertigstellung und Wiederinbetriebnahmeist für 1982 vorgesehen. Die Generaluntemehmerarbei-
ten für den Neubau des Kindertagesheimesin 23, Wiener Flur — Basler Gasse, wurden vergeben, mit den Erd¬
arbeiten am 1. September 1981 begonnen, ebenso mit den Arbeiten am Rohbau des Objektes. Die Fertigstel¬
lung und Inbetriebnahme ist für 1982 vorgesehen. Für den Neubau des Kindertagesheimesin 2, Engerthstraße
152a, wurde die Generaluntemehmerausschreibungdurchgeführt, der Baubeginn aus budgetären Gründen statt
auf November 1981 auf Mitte 1982 verschoben. Das Kindertagesheim in 2, Obere Donaustraße 96, wurde
instand gesetzt, insbesondere die Heizungsanlage saniert. Im Kindertagesheimin 21, Josef-Baumann-Gasse 65,
wurden Instandsetzungsarbeitendurchgeführt, im Kindertagesheim in 22, Schüttaustraße 1, die Zentralhei¬
zungsanlage erneuert, im Kindertagesheim in 12, Unter-Meidlinger Straße 67, die Abhängedecken und die
Beleuchtung erneuert, im Kindertagesheim in 2, Wolfgang-Schmälzl-Gasse, drei Gruppenräume instand gesetzt,
ebenso das Kindertagesheimin 5, Stöbergasse 14, das in einen städtischen Wohnhausbau eingegliedert ist.

Im Heim „Stadt des Kindes“ in 14, Mühlberggasse, wurde der Bäderteil im MädchentraktH 2 instand gesetzt,
verschiedeneBauwerkserhaltungsarbeiten durchgeführt und Bauvorbereitungen für die Generalinstandsetzung
des Bädertraktes im MädchentraktM 1 getroffen. Im Jugendheim Scheibbs/Lehenhofkonnten die Arbeiten für
den Einbau der Ölzentralheizungsanlageabgeschlossen werden. Mit den Arbeiten für die Instandsetzung des
Küchentraktes wurde begonnen, die Instandsetzungsarbeiten beim Paradies-Gebäude wurden in Angriff
genommen und abgeschlossen, die Außenanlagen hergestellt und Drainagierungs- und Kanalisationsarbeiten
durchgeführt. Der Dachgeschoßausbauist für 1982 vorbereitet worden. Im Julius-Tandler-Heim wurden die
Arbeiten am Umbau des Karolinen-Kinderspitals fortgeführt, ebenso die Installationsarbeitenund der Innen¬
ausbau. Die Femwärmezuleitungkonnte in Betrieb genommen werden.

Eine neue Stützmauer gegen das Nachbargrundstückwurde im Jugenderholungsheim Gaaden hergestellt,
ebenso wie ein Kanalteilstück. Im Kindererholungsheim Klosterneuburg waren die Außenanlagen und der
Parkplatz instand zu setzen; das Dach mußte saniert bzw. über der ehemaligen Hauskapelle neu hergestellt wer¬
den. Fortgesetzt wurden im KindererholungsheimBiedermannsdorf die Arbeiten an der Fassade. Umfangreiche
Reparaturarbeiten an den Hauskanälen sowie verschiedene Erhaltungsarbeiten an Gebäuden mußten im
Jugenderholungsheim Sulzbach/Ischl durchgeführt werden. Im Adolf-Lorenz-Heim wurde der Einbau eines
Kindertagesheimes für körperbehinderte Kinder fertiggestellt und dieses von der MA 11 in Betrieb genommen.

Auf dem Großmarkt Inzersdorf mußten Straßenrigolen ausgewechselt und instand gesetzt, am Yppenmarkt
im 16. Bezirk das Marktamtsgebäude umgebaut werden. Am Naschmarkt wurde nach einem größeren Brand¬
schaden eine Marktstandgruppewieder instand gesetzt, ferner Kanalreparaturendurchgeführt. Für 1982 sind
Arbeiten an der Kanalisation und der Wasserleitungsanlage geplant. Der Einbau einer Trafostation in das Brük-
kenwaagegebäude erfolgte am Floridsdorfer Markt, Gehsteigsanierungsarbeiten wurden am Schwendermarkt im
15. Bezirk vorgenommen.

In der Hygienisch-bakteriologischen Untersuchungsanstaltin 8, Feldgasse, waren die Instandsetzungsarbeiten
fortzusetzen, in der Desinfektionsanstalt in 3, Hüttenbrennergasse, wurde ein Obergeschoß abgetragen und u. a.
eine Ausnüchterungsstationeingebaut.

Bauvorbereitungsmaßnahmensowie Planungsarbeiten für die weitere Umrüstung und Instandsetzung der
Zentralwäschereiin 14, Steinbruchstraße 35—37, wurden durchgeführt. Ferner mußten als Sofortmaßnahme
nach dem Ausfall der alten Waschmaschinevier Karussellwaschmaschinen durch fünf neue moderne Wasch¬
straßen erneuert werden. In der Rettungszentrale in 3, Radetzkystraße1, wurden Bauarbeiten im Fassaden¬
bereich des Hauptgebäudesund bei den Garagen ausgeführt. Im Inneren des Hauptgebäudeswaren im Zuge
der Umstellung und Modernisierungder Telephonzentralegleichfalls Bauarbeiten vorzunehmen. In den Ret¬
tungsstationen Penzing in 14, Baumgartenstraße11, sowie in Aspern in 22, Wimpffengasse8, wurden bei den
Garageneinfahrten Bauarbeiten durchgeführt. In der Rettungsstation in 14, Baumgartenstraße 11, wurden außer¬
dem noch Sofortmaßnahmenzur Auswechslungeines Holzdeckenfeldesauf Stahlbetondecken getroffen. An
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den übrigen Rettungsstationen erfolgten laufend Instandhaltungsmaßnahmen. Die Generalsanierung des
Hauptgebäudes der Herberge für Obdachlose in 20, Meldemannstraße 25—27, wurde fortgesetzt, für das Zen¬
trallager in der Hasnerstraße im 16. Bezirk wurden Bauvorbereitungsarbeiten zur Erfüllung von Brandschutz¬
maßnahmen getroffen. Im Stadthallenbad erfolgten Bauarbeiten für die Sanierung der Schwimmhalle. Der
Betrieb wurde am 25. September wiederaufgenommen. Mit dem Bau des Bezirkshallenbades Kagran wurde am
5. Mai begonnen. Nach den Erd- und Fundierungsarbeitenwurde das Erdgeschoßmauerwerkaufgestellt, das
Bade-, Lehr- und Seniorenbeckenbetoniert, die Stahlbetondeckeüber dem Erdgeschoß sowie auch das Dach
hergestellt. Mit dem Bezirkshallenbad Brigittenau wurde am 1. September begonnen. Nach der Baustellenein¬
richtung erfolgten die Bodenauswechslung und Verdichtung sowie die Fundamentherstellung. Mit dem Bau des
Bezirkshallenbades Großfeldsiedlung wurde am 1. April begonnen, der Baubeginn des Sommerbades ist für 1.
September 1983 vorgesehen. Im Fleischzentrum in St. Marx mußte nach dem Brand im Marktcafe Seidl der
Schaden behoben werden, so daß es am 11. November wieder eröffnet werden konnte. In der Lebensmittelun¬
tersuchungsanstalt wurde mit den Bauarbeiten für die Schadensbehebungnach einem Brand am 7. September
begonnen. Verschiedene Bau- und Professionistenarbeitenmußten für die Wiederinstandsetzungdurchgeführt
werden.

Die Ausarbeitung eines neuen amtlichen Leistungsverzeichnisses für die laufenden Baumeisterarbeitender
Stadt Wien wurde begonnen, die Verträge der Baumeister- und Dachdeckerkontrahenten um ein Jahr bis
31. Dezember 1982 verlängert.

Der MA 26 obliegen die Errichtung und Erhaltung der Bauwerke für Amtszwecke, unter anderem von Schu¬
len, Sportstätten, Volkshochschulen, Büchereien, ferner von Denkmälern, Museen, Gebäuden der Feuerwehr,
von Jugendgästehäusem, Gebäuden der Stadtforste sowie von Fußgeherzonen. Dazu kommen die Reinigung
und Gebäudeaufsicht im Rathaus und den umliegenden Amtshäusem. Die Abteilung ist auch für die Vorberei¬
tung und Abwicklung von jährlich rund 750 Veranstaltungeninnerhalb und außerhalb des Rathausbereiches
verantwortlich, so für die Wiener Festwochen, für Empfänge, Eröffnungen, für den Concordia-Ball und die
Arkadenhofkonzerte. Der Abteilung obliegt ferner auch die Begutachtung von Subventionen der Stadt Wien,
und zwar in bezug auf ihre Notwendigkeit und wirtschaftliche Verwendung, sofern sie verschiedenenInstitutio¬
nen (Verein Jugendzentren, Sportvereine, Theater usw.) für bauliche Herstellungen zugeteilt werden. Der
Arbeitsumfangwurde mit 102 Beamten und 243 Bediensteten der Rathausverwaltung bewältigt. Pro Monat
wurde auf rund 189 Arbeitsstellen gearbeitet, im Durchschnitt waren 1.057 Arbeiter beschäftigt.

Im Rathaus wurde die Instandsetzungdes ersten linken Seitenturmes abgeschlossen und mit der Instandset¬
zung des zweiten linken Seitenturmes begonnen. Die Instandsetzung und der Umbau des Objektes in Ebendor-
ferstraße4 zu einem Bürogebäude konnten abgeschlossen werden. In den umliegenden Amtshäusem und im
Rathaus selbst wurden außerdem umfangreiche Fassaden- und Dachinstandsetzungen sowie Umbauten von
Amtsräumen durchgeführt. Im Amtshaus in 3, Karl-Borromäus-Platz, wurde die Instandsetzung des Daches
fortgesetzt, die Instandsetzung des Daches des Amtshauses in 10, Laxenburger Straße 43—45, fertiggestellt. Die
Arbeiten zur Erweiterung der Prüf- und Versuchsanstalt in 11, Rinnböckstraße15, konnten abgeschlossen wer¬
den. Die Generalinstandsetzungdes Amtshauses in 15, Gasgasse8—10, wird weitergeführt. Mit den Adaptie¬
rungsarbeitenfür das Bezirksjugendamt in 16, Arnethgasse 84, und in 17, Rötzergasse6, wurde begonnen, im
Amtshaus in 19, Gatterburggasse14, der Einbau einer Kesselanlage mit Gasfeuerung in Angriff genommen
sowie in den Amtshäusern in 20, Brigittaplatz 10, und in 21, Am Spitz 1, die Telephonanlage erneuert. Mit dem
Umbau des Objektes in 20, Dresdner Straße 73—79, für Bürozwecke wurde begonnen, die Restaurierungder
Bezirksmuseen im 21. und 22. Bezirk abgeschlossen.

Für die Wohngemeinschaftbehinderter Jugendlicher mußte das ehemalige Jugenderholungsheim der Stadt
Wien „Villa Kellermann“ in 14, Sofienalpenstraße, umgebaut werden. Die Arbeiten werden 1982 abgeschlos¬
sen. Im Ausbildungszentrumfür Sozialberufe in 21, Schloßhofer Straße 41, wurde mit der Anbringung einer
vorgehängtenFassade begonnen.

Im Jahre 1981 wurde neben den laufenden Erhaltungsarbeitenin allen Schulen in 14 die Malerei erneuert, in
25 wurden die Fassaden instand gesetzt, in 36 die Fenster erneuert bzw. repariert und gestrichen, in 22 Schulen
die Dächer instand gesetzt und in 8 Schulen die Zentralheizungsanlagenverbessert bzw. erneuert. Außerdem
wurden in 12 Gebäuden die WC-Anlagen umgebaut. Die Generalinstandsetzungder Schule in 18, Schopen¬
hauerstraße 81, konnte abgeschlossen werden. Der Neubau der Schule in 7, Zieglergasse, und die zweite Bau¬
stufe des Schulneubauesin 22, Markomannenstraße, wurden weitergeführt, die Schulen in 10, Sahulkastraße
— Projekt Neilreich, und in 15, Reichsapfelgasse, wurden fertiggestellt, ebenso der Tumsaalzubauin 14, Hoch¬
satzengasse. Mit den Tumsaalzubauten in 21, Aderklaaer Straße 2, in 22, Eßlinger Hauptstraße 97, und in 22,
Plankenmaisstraße30, wurde begonnen. Das Modemisierungsprogrammin der 1. Zentralberufsschule in 6,
Mollardgasse 87, wurde 1981 fortgesetzt, ebenso die Generalinstandsetzungund der Neubau im 2. Zentral¬
berufsschulgebäude in 15, Hütteldorfer Straße 7—17, und der Umbau der Schule in 15, Meiseistraße 19, zu
einer Berufsschule für Bürokaufleute. Die Umbauarbeiten im 4. Zentralberufsschulgebäudein der Zieglergasse
wurden abgeschlossen. In den übrigen Berufsschulen waren umfangreiche Arbeiten durchzuführen.
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Die Arbeiten zur Generalinstandsetzungder Sporthalle im Karl-Seitz-Hof im 21. Bezirk wurden fortgesetzt,
auf den Kinder- und Jugendspielplätzendie notwendigenInstandhaltungsarbeitendurchgeführt. Die auf Grund
von Baudurchführungsverträgenvon der Wiener Stadthallen-Kiba-Betriebs- und Veranstaltungsgesellschaft
mbH. durchgeführten Baumaßnahmen wurden laufend von der Abteilung überwacht.

Im InternationalenStudentenheim in Döbling wurden die Arbeiten zur Verbesserung der inneren Sicherheit
fortgesetzt. Mit dem Ausbau und der Generalinstandsetzungder Volkshochschule Brigittenau in 20, Raffael¬
gasse, konnte begonnen werden. Die Restaurierungsarbeitenan der Pestsäule wurden abgeschlossen, ferner
konnte eine große Anzahl von kleineren Objekten instand gesetzt werden. Im Rathausparkmußte die beste¬
hende Gärtnerunterkunft erweitert werden. Mit dem Bau einer Gärtnerunterkunft in 22, Siebeckstraße 14,
wurde begonnen. Ferner waren umfangreiche Erhaltungsarbeiten in den bestehenden Objekten des Stadtgarten¬
amtes durchzuführen. Die Arbeiten zur Errichtung eines Stallgebäudes für die Spanische Hofreitschule stehen
vor dem Abschluß. Die Arbeiten zur Aufstockung der Feuerwache Liesing wurden fortgesetzt, ferner laufend
Modemisierungsarbeiten in verschiedenenFeuerwachen durchgeführt, um die Einsatzbereitschaft der Feuerwa¬
chen jederzeit zu gewährleisten bzw. zu verbessern. Auf dem Zentralfriedhof wurden der Umbau und die Erwei¬
terung der Halle I fortgesetzt, in den Objekten der Landwirtschaftsbetriebe umfangreiche Erhaltungsarbeiten
durchgeführt und Feldberegnungsanlagen errichtet. Im Zuge des U-Bahn-Baues wurde der Neubau der Polizei¬
station auf dem Praterstem fertiggestellt. Im Bereich der Neuen Donau und beim Badeteich in Süßenbrunn
wurden insgesamt 15 Abortanlagen errichtet. Das Aufsichtsgebäude und das Zillendepot der MA 45 in 2, Obere
Augartenstraße4, konnten instand gesetzt werden. Um Grundstücke für Neubebauungen zu erhalten, wurde
eine Reihe von Abbrucharbeiten durchgeführt.

Städtischer Wohnhausbau

Die Bautätigkeit auf dem Sektor des kommunalen Wohnungsbaues wurde kontinuierlich fortgesetzt: Von
den mit 1. Jänner in Bau befindlichen 6.280 Wohnungen wurden 1.757 fertiggestellt. Mit dem Bau von ins¬
gesamt 1.993 Wohnungen auf 28 Baustellen konnte begonnen werden. Somit befanden sich mit 31. Dezember
6.542 Wohnungen auf 78 Baustellen in Ausführung. Die Stadt Wien hat mit der Übergabe im Jahre 1981 nun¬
mehr seit 1945 insgesamt rund 139.200 Wohnungen fertiggestellt.

Anfang Dezember hat Stadtrat Hatzi  den Spatenstich anläßlich des Baubeginnes der 145.000sten Gemeinde¬
wohnung nach 1945 vorgenommen. Diese Wohnung wird sich in einer Wohnhausanlagebefinden, die auf den
ehemaligen MIAG-Gründen in 3, Lechnerstraße 2—4 — Dietrichgasse, errichtet wird. Das Bauvorhaben
besteht aus insgesamt neun Stiegen mit 512 Wohnungen, deren durchschnittliche Größe bei rund 78 m2 liegt.
Für die Unterbringung der Personenkraftwagenist eine Tiefgarage mit 358 Stellplätzen vorgesehen. Die
Gemeindebautender näheren Umgebung aus der Zeit der Ersten Republik zeigen Strukturen mit Hofbildung,
wie z. B. der Hanuschhof. Die neue Wohnhausanlage setzt diese Tendenz fort, wobei durch Schließen der Bau¬
lücken in der Lechnerstraße und Dietrichgasse vom Verkehrslärm abgeschirmte Wohnhöfe entstehen. In Fort¬
setzung des Wegesystemsim Hanuschhof führt ein öffentlicher Durchgang von der Lechnerstraße durch die
Anlage zur Dietrichgasse. Entlang dieses Weges liegen sämtliche Gemeinschaftseinrichtungen, wie Schlechtwet¬
terspielflächen, Hobbyräume, Gemeinschaftsräume, sowie Stiegenhäuser. An der Lechnerstraße wurde weiters
ein Lokal für einen Supermarkt eingeplant, der, in Verbindung mit einer Trafik, die Nahversorgung der neuen
wie auch der umliegenden schon bestehenden Wohnhausanlagensicherstellt. Daran sollen sich eine Mütter¬
beratungsstelle sowie ein Kindertagesheimanschließen. In der Dietrichgasse werden sich im Erdgeschoß eine
Facharztpraxis sowie Räume für betagte Hausbewohner befinden. Im Zentralbereich der Wohnhausanlage wur¬
den 17 Behindertenwohnungenim Erdgeschoß eingeplant. Diese werden, ohne Stufen überwinden zu müssen,
sowohl vom öffentlichen Durchgang als auch aus der Tiefgarage erreichbar sein. Ein behindertengerechterAuf¬
zug wird die Verbindung zum Erdgeschoß hersteilen. Durch die großzügige Anpflanzung von Bäumen soll im
Hofbereich eine Verbesserung des Mikroklimasund eine Verbesserung der Schalldämpfung innerhalb der
Wohnhausanlageerreicht werden.

Im Zuge der Stadterweiterung wurde 1981 auch mit dem Bau der Wohnhausanlagesüdlich „Am Heidjöchl“
begonnen. Es werden 630 Wohnungen, davon sieben für Behinderte, auf 71 Stiegen in 3- bis 4geschossigen
Häusern errichtet. Die Erdgeschoßwohnungenwerden teilweise über eigene Hausgärten verfügen. Für die
Unterbringungder Personenkraftwagen wurden eine Tiefgarage und fünf zweigeschossige Parkpaletten an der
Straße mit insgesamt 455 Stellplätzen eingeplant. Infrastrukturelle Einrichtungen sind in Form von 5 Geschäfts¬
lokalen, 1 Postamt, 3 Magazinen, 2 Kindertagesheimen, 5 Gemeinschaftsräumen, 8 Saunas und 14 Hobbyräu-
men vorgesehen. Die innerhalb der Baukörper dem Fußgeher vorbehaltene Grünzone soll durch Bodenmodel¬
lierung, Abschirmpflanzungenund Alleen aufgelockert werden und parkähnlichen Charakter erhalten.

Von den größeren Bauvorhaben, mit denen im Jahre 1981 begonnen wurde, ist zu erwähnen die acht Stiegen
umfassende Wohnhausanlageim weiteren Bereich der Großfeldsiedlung in 21, südlich Oswald-Redlich-Straße,
mit 329 Wohnungen, 204 Personenkraftwagen-Stellplätzen in einer Tiefgarage, 6 Geschäftslokalen, 1 Gesun-
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denuntersuchungsstelle, 1 Kindertagesheim, 8 Spielräumen, 8 Hobbyräumenund Räumen für betagte Hausbe¬
wohner. Im 10. Bezirk auf dem Areal der ehemaligen Ankerbrotgründe im Bereich zwischen Puchsbaumgasse
—Absberggasse— Quellenstraße wurde mit dem 1. Bauteil einer Anlage, die 407 Wohnungen umfaßt, begon¬
nen.

Das in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht interessanteste Bauvorhaben der Abteilung aus dem Baupro¬
gramm 1981 ist das „Sonnenhaus“ in 14, Flötzersteig 239. Mit diesem Forschungsprojektsoll der Nachweis
erbracht werden, inwieweit im wirtschaftlich sinnvollen Ausmaß eine möglichst große Deckung des Energie¬
bedarfes in Wohnungen durch Nutzung der Sonnenenergiemöglich ist. In Weiterführung der Bemühungen,
alle Möglichkeiteneiner Nutzung der Sonnenenergiefür Raumheizung und Warmwasser zu untersuchen, hat
das Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung nach Erstellung eines weltweiten Überblickes über den
Stand der Entwicklung und die Anwendung ein Projekt für ein österreichisches Sonnenhaus in Auftrag gege¬
ben. Im Anschluß daran hat das Bundesministeriumfür Bauten und Technik dem ÖsterreichischenInstitut für
Bauforschung die Erstellung eines Detailprojektes für ein österreichischesSonnenhaus übertragen. Die Stadt
Wien stellte das Grundstück zur Verfügung, die Planungsarbeitenwurden einem Architekturbüro in Zusam¬
menarbeit mit den zuständigen städtischen Dienststellen übertragen. Die Stadt Wien beabsichtigt, mit der Son¬
nenhausanlage Flötzersteig einen Prototyp einer Wohnhausanlagezu errichten, wobei auch die entsprechenden
Meßgeräte eingebaut werden sollen. Es ist daran gedacht, dieses Objekt als offizielle Sonnenenergiemeßstation
im Raume Wiens dem Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung anzubieten. Damit besi-, t die
große Chance, alle vorher durchgeführten Berechnungen auch in der Praxis zu verifizieren. Die dabei feststell¬
baren Daten sind nicht nur allgemein interessant, sondern stellen auch für die Bauherren und Benützer e
wertvolle Hilfe für weitere Planungen und die energiegerechteNutzung von Wohnhausbauten dar.

Von den im Bau befindlichen Großprojekten in 10, Neilreichgasse, und in 21, Marco-Polo-Platz, konnten
1981 die ersten Bauteile mit 335 bzw. 236 Wohnungen fertiggestellt werden. Auf der Baustelle Marco-Polo-
Platz konnten außerdem eine Kirche, ein Jugendzentrum und eine Ladenzeile übergeben werden. In der Neil¬
reichgasse wurden noch 4 Ordinationen, 1 Child-guard-Klinik, 1 Kindertagesheimund Gemeinschaftsräume
fertiggestellt. Mit der Restübergabe von 226 Wohnungen — insgesamt 824 Wohnungen sind geplant —konnte
auch die Bautätigkeit beim Bauvorhaben in 23, Wiener Flur, 2. Bauteil, beendet werden.

Unter den Wohnhausanlagen, die im Jahre 1981 übergeben wurden, sind zu erwähnen:Auf der Baufläche der
ehemaligen„Scala-Gründe“ in 4, Favoritenstraße8, wurde der 1. Bauteil mit 61 Wohnungen, 4 Geschäftslokalen,
1 Kaffeehaus, 1 Städtische Bücherei, 4 Büros, 1 Kindertagesheimund 2 Tiefgaragen für insgesamt 95 Personen¬
kraftwagen fertiggestellt. Die Wohnhausanlagein 18, Peter-Jordan-Straße 81—91, wurde gleichfalls übergeben.
In diesem Fall konnte 151 Wohnungen, 1 Tiefgarage für 86 Personenkraftwagen, 3 Geschäftslokale und 1 Kin¬
dertagesheimerrichtet werden. Weiters wurde noch das Personalwohnhaus im 16. Bezirk im Bereich des Wil-
helminenspitalsmit 205 Schwestemwohnungenfertiggestellt.

Technisch -wirtschaftliche Prüfstelle für Wohnhäuser , besondere
Angelegenheiten der Stadterneuerung

Im Jahre 1981 war die Zahl der Anträge auf Durchführung von notstandspolizeilichen Maß¬
nahmen und Ersatzmaßnahmen  steigend . Neu langten 66 notstandspolizeiliche Maßnahmen ein,
für 319 Ersatzvornahmen wurden Kostenschätzungen erstellt. Die MA 64 ersuchte um Durchführung von
91 Anträgen, jedoch gab anläßlich der bescheidmäßigen Vorschreibungzur Vorauszahlung der Kosten für die
Ersatzvornahme eine erhebliche Anzahl der Hauseigentümeroder Hausverwalter die baubehördlichbeauftrag¬
ten Instandsetzungsarbeitenselbst in Auftrag. Der Abteilung oblag in diesen Fällen nur mehr die Überwachung
der ordnungsgemäßen Durchführung der Arbeiten sowie die Feststellung, ob dem baubehördlichen Bescheid
entsprochen wurde. Neun Ersatzvomahmenwurden durchgeführt, 41 Vollstreckungsverfügungen erlassen. Zur
Einbringung der Kosten von 248 notstandspolizeilichenMaßnahmen, einschließlich der Abschrankungen und
der Kosten, die den MA 48 und 68 erwuchsen, wurde ein Gesamtbetrag von 827.605 S mittels Bescheid vorge¬
schrieben. Die erlassenen Kostenbescheidefür die neun durchgeführten Ersatzvomahmenlauteten auf insge¬
samt 841.408 S.

Neben der Ausstellung von sieben Gutachten zur Feststellung der Grenze der zulässigen
Mietzinserhöhung  nahmen Amtssachverständige an fünf von der Baupolizei ausgeschriebenen Ortsau¬
genscheinen teil. Weiters wurden 56 Ansuchen um Gewährung zinsenfreier Darlehen der Stadt Wien zur Her¬
stellung von Kanalanschlüssen mit einer überprüften Kostensumme von 21,446.563 S bearbeitet.

455 Förderungsanträgeaus dem Titel der Wohnbauförderung  1968 mit einer Kostensumme von
5.372,403.000 S zum Bau von 14.155 Wohnungen wurden in bautechnischer Hinsicht geprüft. Davon bezogen
sich 132 Anträge auf Mehrwohnungshäuser mit 10.310 Wohnungen; fünf Ansuchen betrafen die Förderung zur
Errichtung von 628 Wohnungen in Heimen. Mit einem veranschlagten Kostenaufwandvon 384,136.000 S
wurde die Wohnbauförderung für 375 Wohnungen in Eigenheimen und Reihenhäusern beantragt. Für zehn
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fertiggestellte Wohnhäuser mit 2.842 Wohnungen waren Rechnungen im Betrag von 1.416,330.000 S zu über¬
prüfen.

Von den Schlichtungsstellen und Gerichten langten 3.990 Anträge gemäß§§ 7 und 8 Mietengesetz zur Erstel¬
lung technischer Gutachten ein, um die ordnungsgemäßenErhaltungsarbeiten, die Angemessenheit der dafür
ausgewiesenenBeträge und die Richtigkeit der Abrechnung zu prüfen. 3.651 Dienststücke wurden im Jahre
1981 erledigt. Bei der Überprüfungvon 865 Anträgen nach § 7 Mietengesetz, von 1.002 Nachträgen und 797
Rechnungenkonnten durch Preis- und AusmaßprüfungenKostenherabsetzungenvon rund 49 Millionen Schil¬
ling erzielt werden. Ferner waren 887 Anträge nach § 8 Mietengesetz bzw. sonstige Anfragen zu behandeln.

Für die Förderung aus dem Altstadterhaltungsfonds  wurden 392 Anträge und Rechnungen
mit einer Kostensummevon rund 60 Millionen Schilling in technischer Hinsicht und preislicher Angemessen¬
heit überprüft.

Die Zahl der Anträge nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz  nahm etwas ab, 843 Ansu¬
chen erforderten die Vorbegutachtung, 13.420 betrafen Verbesserungen. Bei 1.519 von Hauseigentümerneinge-
brachten Anträgen für Verbesserungenwurden die eingereichten Kostensummen von 242 Millionen auf 178
Millionen Schilling berichtigt. Bei 11.480 von Mietern eingelangten Anträgen wurden die beantragten Bau¬
kosten von 721 Millionen auf 587 Millionen Schilling heruntergesetzt. Die beantragten Verbesserungenbetra¬
fen in 26 Fällen Aufzüge, in 5.383 Zentral- bzw. Etagenheizungen, in 2.613 Fällen handelte es sich um die Ein¬
richtung von Bädern und in 839 um die von Wasseraborten. 4.551 hatten die Neuverlegung oder Verstärkung
von Gas-, Wasser- oder elektrischen Leitungen zum Ziele, in 357 Fällen ging es um die Teilung oder
Zusammenlegung von Wohnungen, in 8.394 um Wärme- und Schallschutzmaßnahmen, in 7 um Gemein¬
schaftsantennen, in 162 um Gegensprechanlagenund in 32 um Verbesserungen sonstiger Wohnungsteile.

Für die Bürgschaftsfonds-Ges.mbH Wien wurden im Rahmen einer Sonderaktion zur Errichtung und Verbes¬
serung von Komfortzimmernund Sanitärräumen in Beherbergungsbetrieben314 Anträge für den Einbau von
Bädern, Wasseraborten, Waschtischen usw. bearbeitet, wobei amtlicherseits die technische Aufsicht und die
Überwachung der Einhaltung der Richtlinien durchzuführen waren.

Schließlich wurden gemäß den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 1976, BGBl. Nr.
712/1976, über die Gewährung einer Aushilfe zur Milderung von Härten infolge bestimmter Vermögensverlu¬
ste (Aushilfegesetz) 113 Anträge zur Feststellung von Kriegsschäden bearbeitet.

Auf Grund der beabsichtigten Änderung der Bearbeitung von Mieteranträgen nach dem Wohnungsverbesse¬
rungsgesetz 1969 mit pauschalierten Arbeiten wurden eingehende Kontaktgesprächemit der Magistratsdirek¬
tion-Automatische Datenverarbeitungsowie mit allen an der Vollziehung des Wohnungsverbesserungsgeset¬
zes beteiligten Dienststellen geführt. Weitere Aufgaben waren die Mitarbeit bei der Abfassung von Stellungnah¬
men zu Bundesgesetzen und Landesgesetzen, die technische Belange betrafen.

Erhaltung städtischer Wohnhäuser
Der Gesamtumfang des städtischen Wohnhausbesitzes  hat sich nach Übernahme von weite¬

ren Neubauwohnungensowie nach Ankauf oder Abbruch von Althäusern im Jahre 1981 um 1.345 auf 219.282
Mieteinheitenin 13.671 Stiegenhäusernund 3.736 Stiegen oder Einzelobjektenin Wohnsiedlungen erhöht.

Der ständige Wohnungszuwachs, die fortschreitendeAlterung des gemeindeeigenenWohnhausbesitzes, der
anhaltende Trend, den Wohnkomfort in den Wohnhausanlagender Zwischenkriegszeit und der frühen Nach¬
kriegszeit zu verbessern, aber auch der Beitrag zur Stadtemeuerungund Altstadterhaltungstellten ständig höch¬
ste Anforderungen an die Abteilung. Die Erhaltung des baulichen Bestandes war laufend durch umfangreiche
Instandsetzungsarbeiten sicherzustellen, Versorgungseinrichtungenmußten weiterhin erneuert oder dem Bedarf
entsprechend verbessert werden.

In den Wohnhausanlagen, deren erste Benützung vor dem 1. Juli 1954 liegt, wurden Generalin¬
standsetzungen  unter Anwendung der Bestimmungendes § 2 des Zinsstoppgesetzes durchgeführt, wie
dies bei Althäusem nach dem § 7 des Mietengesetzes gehandhabt werden muß. Aber auch bei Objekten, die
später erbaut worden sind, wurden anfallende Instandsetzungskostenlaut § 19 Mietengesetz den Mietern ange¬
lastet.

In älteren Wohnhausanlagen war durch den Ein- oder Anbau von Personenaufzügen ein Beitrag zur
Modernisierung  zu leisten; der Umbau von überalterten Mietlokalen wurde fortgesetzt.

Wieder mußten abbruchreife Althäuser oder sonstige Gebäude und Gebäudereste demoliert werden, wodurch
bestandsfreie Grundstücke einer Neuverbauungzur Verfügung gestellt werden konnte. Im Rahmen der Alt¬
stadterhaltung  wurde die Revitalisierung von denkmalgeschütztenAlthäusem fortgesetzt.

An Erhaltungsarbeiten konnten im Jahre 1981 auf Grund der vorhandenen finanziellen Mittel in 308 Stiegen
das Rauchfangkopfmauerwerk, in 878 die Dacheindeckungund in 334 Stiegen die äußeren Fenster und Türen
bestandssichemdinstand gesetzt werden. Instand gesetzt oder erneuert wurden ferner die Fassaden in 312 Stie¬
gen, die Malerei in 215 Stiegenhäusemund die Hofgehwege bei 438 Stiegen; 619 Stiegen wurden nach Maß-
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gäbe des § 7 und des § 19 Mietengesetzbzw. § 2 Zinsstoppgesetzgenerell instand gesetzt, in 7.937 Stiegen
waren diverse andere Arbeiten durchzuführen.

Der Gebrechensdienst  behob 10.280 Gebrechen an Gas- oder Wasserleitungen und 6.852 an Elek-
troinstallationen. In Kleinwaschküchenwurden 320 überalterte Einrichtungen gegen moderne Waschgeräte
ausgetauscht und in 83 Stiegenhäusemdie Einrichtungen der Stromversorgung erneuert. Ein Teil des Instand¬
setzungsprogramms1982/1983 mußte bereits 1981 vorbereitet und zur Genehmigung vorgelegt werden. Bei
einem Gesamtstandvon 9 918 in Erhaltung stehenden elektrotechnischenund elektromechanischenEinrich¬
tungen, nämlich von 4.912 Einzelwaschküchen, 3.996 Aufzügen, wo 1.202 nachträglich eingebaut wurden, wei¬
ters von 413 Drucksteigerungsanlagen, 149 Pump- und Hebewerken, 328 Gemeinschaftsantennensowie von
120 elektromechanischenGaragentoren, mußte die Behebung von 19.173 Gebrechen an Waschkücheneinrich¬
tungen, Pumpen- und Drucksteigerungsanlagen sowie an elektromechanischenGaragentoren, von 9 658 Gebre¬
chen an Aufzügen und 388 an Antennenanlagenveranlaßt werden. Darüber hinaus wurden 142 Aufzüge gene¬
rell instand gesetzt und 16 Verstärkeranlagen bei Gemeinschaftsantennenmodernisiert.

Im Jahre 1981 mußten in 170 Häusern Sicherungsarbeiten  durchgeführt sowie 57 Objekte voll¬
ständig und 6 teilweise demoliert werden.

Als Ergänzungs- oder Fertigstellungsarbeiten wurden in neueren Wohnhausanlagengeringfügige Sachverbes-
serungen geleistet.

Der Umbau von überalterten Mietobjekten für neue Verwendungszweckekonnte fortgesetzt werden. So
wurde in der städtischen Wohnhausanlagein 22, Maschlgasse 31, ein Zubau zum bestehenden Kindergarten
errichtet und im städtischen Althaus in 1, Bartensteingasse 16, eine Aufzugsanlage erneuert.

Im Rahmen der Altstadterhaltungwurden durch Revitalisierung  von abbruchreifen, jedoch denk¬
malgeschützten Altobjekten neue Wohnungen gewonnen. Das künstlerisch-architektonische Gesamtbild
konnte hiebei erhalten werden, im Hausinneren entstanden durch völligen Umbau komfortable Mittelwohnun¬
gen. Im „Spittelbergviertel“ wurde das Objekt in 7, Kirchberggasse 17, revitalisiert, wobei 14 Wohnungen und
3 Lokale geschaffen wurden; weitere Bauvorhaben werden vorbereitet. Im Planquadrat 4. Bezirk wurde der
Umbau des Objektes in 4, Mühlgasse 25, abgeschlossen, dabei insgesamt7 Wohnungen und 1 Lokal geschaffen.
Für diese Arbeiten standen Mittel nach dem Wohnbauförderungsgesetzzur Verfügung, darüber hinaus wurden
bei Revitalisierungsbauten zusätzlich Förderungszuschüsse aus dem Altstadterhaltungsfondsangesprochen.

Im Zuge der Verbesserung des alternden Hausbesitzes  wurde in der städtischen
Wohnsiedlung in 16, Spiegelgrund, mit der Erneuerung der Wohnungsfensteraus wärmetechnischenGründen
begonnen, in der städtischen WohnsiedlungSchmelz im 15. Bezirk konnten sowohl Wohnungsfensteraus wär¬
metechnischen Gründen erneuert als auch Wärmeschutzfassadenangebracht werden. Diese Arbeiten werden
auch im Jahre 1982 fortgesetzt. Darüber hinaus wurde das Programm, Personenaufzügefür die meist älteren
Bewohner der Wohnhäuser nachträglich ein- bzw. anzubauen, verstärkt fortgesetzt. Im Jahre 1981 wurden wie¬
der 108 Aufzugsanlagen fertiggestellt, in 100 Stiegenhäusemstanden Aufzugsanlagen im Bau, in 163 wird mit
den Bauarbeiten im Laufe des Jahres 1982 begonnen werden. Ansuchen für den Einbau weiterer 410 Aufzüge
lagen vor, die nach Maßgabe der personellen Leistungsfähigkeit, der Kapazität der Bauwirtschaft und der Auf¬
zugsindustrie sowie nach Maßgabe der Finanzierungsmöglichkeitenin den nächsten Jahren eingebaut werden.

Für die von den Mietern selbst durchgeführten Verbesserungsarbeitenmußte ein umfangreicher Informa¬
tions- und Servicedienst geleistet werden.

Im Jahre 1981 wurden im Monatsdurchschnitt2.546 Arbeitskräfte von 656 Firmen beschäftigt. Die Abtei¬
lung war weiterhin bemüht, die Beschäftigtenzahl auch über die Wintermonate möglichst hoch zu halten.

Durch Rücksichtslosigkeit und Unachtsamkeitder Mieter wurden wieder viele Schäden verursacht.
Den Arbeiten der Abteilung gingen 730 abgeführte Anbotsverhandlungenvoraus; sie wurden durch 237

kommissionelle Abnahmen zum Abschluß gebracht, an denen neben dem Kontrollamt 920 Firmen teilgenom¬
men haben. Dem steigenden Aufgaben- und Arbeitsumfang der Abteilung entsprechend wurden 66.838 Rech¬
nungen zur Anweisung gebracht und 49 785 Geschäftsstücke erledigt.

Maschinentechnik , Wärme -, Kälte- und Energiewirtschaft
Die MA 32 ist für die Planung, Ausschreibung, Bauüberwachung, Abrechnung und Abnahme von heizungs-,

luft-, kältetechnischenAnlagen und Einrichtungen des Sondermaschinenbausim Bereich der Gemeinde Wien
zuständig. Ihr Aufgabengebiet umfaßt auch die laufende Erhaltung dieser Anlagen, wobei ein Schwerpunktbei
der Betriebsführung liegt.

Organisatorisch gliedert sich die Abteilung in acht Gruppen mit den AufgabenbereichenKanzlei, Energie¬
einsparung und Service, Öffentliche Bauten und Heizkontrolle, Wohnhausanlagenund Bäder, Spitalsbetriebe,
Allgemeine Planung, Neubauten und Sonderaufgaben, Behördenwesen sowie U-Bahn-Bau und Verkehrsbau¬
werke. Die Gruppe für Behördenwesen  einschließlich Dampfkesselkommissärewurde infolge
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Übernahme der Kompetenzen durch die MA 36 bzw. die MD-Stadtbaudirektionper X. Oktober 1981 aufgelöst.
Für die Bewältigung der umfangreichenAufgabengebiete sind derzeit 161 Dienstposten systemisiert.

Die Kanzlei  hat im Jahre 1981 rund 11.400 Stück Dienstpost bearbeitet und 230 Materialbestellungen
ausgefertigt. Anbotsunterlagen mit 47.262 Seiten sind für 281 Anbotsverhandlungen mit einem Erlös von
141.786 S verkauft worden. Diese Unterlagen wurden neben der Erledigung des Schriftverkehrshergestellt.
Behandelt wurden 13.799 Rechnungen, darunter 811 für Rauchfangkehrerangelegenheiten, sowie rund 3.800
Bestellscheine. Ferner waren 35 Anträge für den Gemeinderatsausschuß für Wohnen und StaHternenemng mit
einem Gesamtbetragvon 104,210.100S, 55 Anträge für den Stadtrat für Wohnen und Stadtemeuerung mit
einem Gesamtbetrag von 39,243.600 S, 279 Anträge in Abteilungsleiterkompetenzmit insgesamt 50,752.370 S
zu bearbeiten. Für Haftrücklasse wurden 268 Hinterlegungendurchgeführt. Die effektiven Ausgaben für andere
federführende Abteilungen betrugen 273,208.752,90 S.

Von der im zweiten Jahr bestehenden Energiespargruppe  wurden intensiv Messungen an Kessel¬
anlagen durchgeführt. Insbesondere durch Überprüfungen und Überwachungen der feuerungstechnischen
Wirkungsgradeergaben sich erste Verbesserungen. Darüber hinaus liefen Vorbereitungsarbeiten, um isolier-,
regel- sowie anlagentechnische Wirkungsgradezu erfassen. Ferner soll die Größenordnung der Kesselabstrahl-
verluste festgestellt und mittels geeigneter Maßnahmen verringert werden. Der Umfang der Messungen ist auf
die Kesselanlagen der Wiener Stadtwerke (Verkehrsbetriebe, E-Werke, Bestattung), auf die 15 Objekte des
Kuratoriums Wiener Pensionistenheimeund die vielen Anlagen des KuratoriumsWiener Volksbildung ausge¬
dehnt worden. Die Dienstvorschrift für die Schulen wurde überarbeitet und wird demnächst als MD-Erlaß ver¬
öffentlicht.

In den Statistiken für Brennstoffverbrauchund -kosten der Heizkontrolle zeichnen sich bereits Energie¬
einsparungen in den durch die Energiespargruppe betreuten Anlagen ab. Im Zusammenwirkenmit den Unter¬
suchungen des Arbeitskreises Energie waren im Rahmen des MD-Koordinationsbürosebenfalls intensive meß¬
technische Befassungen notwendig.

Zur Erfüllung der dienstlichen Obliegenheitender Servicegruppe  mußten rund 160.000 km an Fahr¬
leistungen zurückgelegt werden, wobei die Servicegruppe im Schichtdienst arbeitet. Im Jahre 1981 wurden wei¬
tere zwei Telealarmanlagen in der Baumschule Eßling sowie zur Kontrolle des „Energieturmes“ in der Wohn¬
hausanlage in 23, Johann-Gottek-Gasse, montiert. Somit sind derzeit ,55 Telealarmanlagenin Funktion. Ver¬
handlungen mit den Kuratorien Wiener Volksbildung und Wiener Pensionistenheimeüber den Anschluß von
Telealarmgeräten sind im Gange.

Der Umfang der Betreuung des Rechenzentrums Forum hat, bedingt durch den Ausbau der Anlage, sehr
stark zugenommen. Aus diesem Grund sind zwei Bedienstete der Servicegruppe zur Betriebsführung abgestellt
worden.

Durch den Ankauf einer Baumschule im 22. Bezirk mußten für die Inbetriebnahme der heizungstechnischen
Einrichtungenumfangreiche Arbeiten geleistet werden.

Eine neue transportableKesselanlage, die von der Abteilung geplant und von der Heizwerkstätte angefertigt
worden ist, hat in der vergangenen Heizperiode den ersten Einsatz erfolgreich bestanden. Die Schaffung eines
Lagerplatzes für die fahrbaren und transportablen Kesselanlagen der Abteilung erleichtern in Zukunft deren
Abstellung und Überholung nach einem Einsatz.

Im Bereich der öffentlichen Bauten  wurden in maschinentechnischerund energiewirtschaftlicher
Hinsicht rund 1.500 Objekte betreut. Die Durchführung der erforderlichen Neu- und Umbauten sowie die
Modemisierungsarbeiten an den Heizungsanlagen waren durch knappe Terminstellunggekennzeichnet. Beson¬
ders bei Schulgebäuden standen für Heizungsarbeitennur die Sommermonate zur Verfügung, jedoch konnte
den Anforderungenentsprochen werden.

In drei Schulen wurden die veralteten Heizanlagen durch neue ersetzt, dabei zwei Schulen von Koks- auf
Gasbetrieb umgestellt. Besonders zu erwähnen sind die Ganztagsschulenin 15, Reichsapfelgasse, die Berufs¬
schule in 15, Hütteldorfer Straße, und die Sportanlage in 21,Jedleseer Straße. Die Baustelle der Ganztagsschule
wird mehrere Jahre bestehen bleiben. Als Energiequelle für die Warmwasserheizung dient Fernwärme über eine
Umformerstation. Der Turnsaal mit Nebenräumen sowie der Speisesaal erhalten eine Be- und Entlüftungsan¬
lage. In der Berufsschule wird die veraltete Heizanlage erneuert und eine Beheizungsmöglichkeit für den Zubau
geschaffen, der bestehende Gebäudekomplexder Sportanlage neu adaptiert und als moderne Sportstätte ausge¬
stattet. Für die Beheizung ist eine Gaszentralheizungvorgesehen. Die Arbeiten werden sich über rund zwei
Jahre erstrecken.

In vier Kindertagesheimensind die Heizungsanlagen umgebaut bzw. modernisiert worden. In zwei Kinder¬
tagesheimenkonnten umweltfreundlicheGaszentralheizungsanlageneingebaut werden. Die Zentralheizungs¬
anlage des Julius-Tandler-Heimes in 9, Lustkandlgasse, wurde erneuert und eine Sub-Umformerstation einge¬
baut. Im Jugenderholungsheim in Scheibbs, Niederösterreich, erfolgte der Einbau einer neuen Ölfeuerungsan¬
lage. Im Amtshaus in 19, Gatterburggasse 14, wurde die Zentralheizung von Koks- auf Gasbetrieb umgebaut. In
zwei Amtshäusem waren neue Gaszentralheizungenzu installieren. Drei Feuerwachen wurden mit Zentralhei-
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zungsanlagen mit Gasfeuerung ausgestattet. In zwei Rettungsstationenerbrachten regeltechnische Verbesserun¬
gen der Anlagen Energieeinsparungen. Im neu errichteten Betriebslokal der MA 30 in 3, Nottendorfer Gasse 15,
wurde eine Gaszentralheizungsanlage eingebaut. In der Rathausgruppesind die Überprüfung und Einregulie¬
rung der Heizungsanlage konsequent weiter fortgesetzt worden.

Im Sinne des Umweltschutzesist bei allen Modemisierungsarbeitengetrachtet worden, entweder Gas als
Brennstoff zu verwenden oder aber bei entsprechender Gegebenheit einen Anschluß an das Fernheizwerk der
Heizbetriebe-Wien Ges. mbH zu realisieren.

Um eine Verminderungdes Energieverbrauches zu erreichen, wurden bei den neu errichteten Heizanlagen,
soweit technisch und wirtschaftlich sinnvoll, Optimierungsgeräteeingebaut. Bei jenen Anlagen, für die im Jahre
1980 die Installation solcher Steuereinrichtungenmöglich war, konnte eine über dem Durchschnittswert von
5,2 Prozent liegende Brennstofferspamis erzielt werden; in Einzelfällen liegt das Ergebnis über der 10-Prozent-
Marke.

Wie wichtig der wirtschaftliche Einsatz der Energieträger für die Wärmeversorgung in den von der Heiz¬
kontrolle  betreuten Objekten der Hoheitsverwaltung geworden ist, ergibt sich aus deren Jahreskosten von
rund 493 Millionen Schilling. Im wesentlichen wurden 32.000 t Heizöl schwer, 6.230 t Heizöl mittel, 10.594 t
Heizöl leicht, 842 t Heizöl extra leicht, 2.640 t Koks, 227.000 MWh Heißwasser-Fernwärme, 212.000 t Dampf-
Fernwärme und 16,557.000 m3 Erdgas verbraucht.

In Objekten der Hoheitsverwaltung mußten auch Rauchfangkehrerangelegenheitenbearbeitet und hierüber
881 Rechnungen mit einem Gesamtbetrag von rund 24 Millionen Schilling zur Anweisung fertiggestellt
werden.

Von der Preisprüfung  wurden sämtliche Nachtragsanboteüber 50.000 S in der Preisprüfungskom¬
mission kontrolliert, außerdem waren freihändige Vergaben über 50.000 S vom Preisreferentenzu überprüfen
und mit einer Stellungnahmean die Stadtbaudirektion — Dezernat 4 weiterzuleiten. Lohn- und Materialpreis¬
erhöhungen wurden ebenfalls vom Preisreferenten überprüft, der außerdem an neuen Verhandlungenüber Ser¬
vice- sowie Regiestundensätze in der Stadtbaudirektion—Dezernat4 gemeinsam mit dem Preisreferenten vom
Bundesministeriumfür Bauten und Technik teilgenommen hat.

Im Wohnhausneubau  wurden Fälle betreffend rund 7.000 Wohneinheiten bearbeitet, wobei diese
Tätigkeit die Planungen, Ausschreibungen, Ausführungen und Abrechnungen bis zu Garantieabwicklungen
umfaßt. Für die Wohnhausanlage in 13, Schrutkagasse—Spohrstraße, ist die Planung für die Fußbodenheizung
bei zwei von vier Stiegen abgeschlossen und die Ausschreibung vorbereitet worden. Die Planung für die Radia¬
torheizung in den beiden anderen Stiegen, die zu Vergleichszwecken vorgesehen ist, wurde ebenfalls fertig¬
gestellt.

Im Bereich der Wohnungsentlüftungen konnte als Fortsetzung der Studien für die Wohnhausanlagein 19,
Pyrkergasse 41, eine zentrale mechanische Wohnungsbe- und -entlüftungsanlagemit Wärmerückgewinnung
geplant und ausgeschrieben werden. Dieses Projekt entspricht einer Entwicklung, die derzeit international und
in Schweden seit 1957 sogar gesetzlich geregelt ist.

Im Programm des nachträglichenEinbaus von Zentralheizungen in bestehende Wohnhausanlagenkonnten
zahlreiche Wohnungen an die Fernwärme angeschlossen bzw. planungs- und ausschreibungsmäßige Vorberei¬
tungen für weitere Zentralheizungseinbauten getroffen werden. In bestehenden Wohnhausanlagen waren
24 Kesselhäuser mit rund 6.500 angeschlossenen Wohnungen, 100 Garagen, 32 Zentralwaschküchenund sämt¬
liche zentrale Entlüftungs- und Warmwasserbereitungsanlagenzu betreuen. Neben den gewöhnlichen Erhal¬
tungsarbeitenund laufenden Betriebs- sowie Wirkungsgradkontrollensind in diversen WohnhausanlagenBren¬
ner erneuert, Kessel saniert, sekundärseitige Rohrnetze und Armaturen adaptiert worden.

Im Bereich der Bäder  erfolgten die Planungsüberprüfungenfür die Heizungen, Lüftungen und Anlagen
der Badewasseraufbereitung der Bezirkshallenbäder Kagran, Brigittenau und Großfeldsiedlung. Ferner waren die
Ausschreibungendurchzuführen und die Arbeiten zu beginnen. Die Arbeiten an der heizungs- und lufttechni¬
schen Anlage dieser Objekte sind planmäßig fortgesetzt worden. Die Filteranlage für sämtliche Schwimm- und
Tauchbecken wurde geplant, ausgeschrieben und arbeitsmäßig begonnen. Eine Sanierung der Fußbodenheizung
im Bereich des Stadthallenbades konnte im Sommer durchgeführt und termingerecht fertigestellt werden. Die
Anlagen zur Wärmerückgewinnungaus dem Duschenabwasser im Theresienbadsind bereits eingebaut und in
Betrieb genommen worden.

Für die Nutzung nichtkonventionellerEnergieträger erfolgte die Fortführung der Installationen an der Solar-
Versuchsanlage in der Wohnhausanlage in 23,Johann-Gottek-Gasse. In diversen Kinderfreibädemsowie in den
Sommerbädem Höpflerbad und Gänsehäufel wurden Solaranlagen in Betrieb genommen bzw. deren Einbau
begonnen. Im Bereich der Hauptkläranlage Wien konnten die Ergänzungsarbeiten durchgeführtund in Zusam¬
menarbeit mit der MA 30 die erforderlichenMaßnahmen für einen wirtschaftlichen und einwandfreien Betrieb
der EntsorgungsbetriebeSimmering geklärt werden.

In den Krankenanstalten und Pflegeheimen  der Stadt Wien wurden umfangreiche Maß¬
nahmen, wie Neuinstallationen,Adaptierungenund Reparaturen an den wärme-, kälte- und lüftungstechnischen
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Anlagen, durchgeführt, um die erforderliche Funktions-, Betriebs- und Versorgungssicherheit zu gewährleisten
oder zu verbessern sowie behördliche Vorschriften zu erfüllen. Im Allgemeinen Krankenhaus waren im Rah¬
men der aufzubauenden zukünftigen technischen Betriebsführung des Kemgebäudes Maßnahmen für die
ersten Teilinbetriebnahmeneinzuleiten und daran mitzuarbeiten. Mit der Mitwirkung an der Lösung vielfältiger
betriebstechnischerund organisatorischer Fragen war ebenfalls zu beginnen. Im bestehenden Teil, das heißt im
Alten Haus und den Neuen Kliniken, wurden Klima- und Heizungsanlagen in der Kieferchirurgie, der Patholo¬
gie, der II. Frauenklinik-Arbeitsmedizinund der I. Medizinischen-Angiologie fertiggestellt, im Operationssaal
42 begonnen; im S-Gebäude wurden die Lüftungsanlage saniert sowie an einigen Stationen Warmwasser-Hei¬
zungsanlagen errichtet. Im Krankenhaus Floridsdorf wurden die Arbeiten an den Heizungs- und Lüftungsanla¬
gen im Bereich der Abteilung Familienplanungabgeschlossen sowie in der Aufwachstation durchgeführt. Im
Sophien-Spital konnte eine für die Rechenanlage erforderlicheKlimaanlage errichtet werden. Die Heizungsan¬
lagen der PavillonsH und I des Franz-Joseph-Spitals sind auf geschlossene Systeme umgestellt worden. Im
Pavillon3 (Strahlenbettenstation), im Pavillon6 (Angiographie) und im Pavillon8 (Herzkatheter) des Kranken¬
hauses Lainz waren Warmwasser-Heizungsanlagensowie lüftungstechnischeAnlagen zu errichten. Die hei¬
zungs- und lüftungstechnischenAnlagen im 2. Bauteil des Pavillons 27 des Wilhelminenspitalssind fertigge¬
stellt und in Betrieb, die zur Femwärmeversorgung des Gebäudes erforderlichenAnlagen (Dampf- und Kon-
densatfemleitung, Umformer) sind neu errichtet worden. Für die Versorgung der Sterilisation mit Dampf auf
Pavillon 28 wurden entsprechende Maßnahmen getroffen. In der Krankenpflegeschuleim Bereich Rudolfstif¬
tung ist mit dem Einbau einer außentemperaturgesteuertenZentralheizungsanlagebegonnen worden. In der
Postoperativen Station im Pavillon1 des Elisabeth-Spitals sind die Arbeiten an der Heizungsanlage angelaufen.
Im Pavillon Austria des Pulmologischen Zentrums Baumgartner Höhe erfolgte die Umstellung der Heizungsan¬
lage auf ein geschlossenes System. In der Kesselanlage der Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik-Zentralkinderheim
wurde mit baulichen Maßnahmen an der Rauchgasseite begonnen, die das Emissionsverhalten sowie den Wir¬
kungsgrad der Anlage verbessern sollen. Im Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel ist die Feuerung der
Dampfkessel für das Küchengebäudevon Braunkohle auf Erdgas umgestellt worden. Im Psychiatrischen Kran¬
kenhaus Baumgartner Höhe sind die Arbeiten an der Neuherstellungder Heizungsanlage für den Pavillon 17
fast abgeschlossen. Im Pavillon 18 wurde die Heizungsanlageauf ein geschlossenesSystem umgestellt. Die
Arbeiten für den Einbau einer Zentralheizungsanlagefür das Psychiatrische KrankenhausYbbs an der Donau
waren weiterzuführen. Im Pflegeheim Baumgarten werden alle drei Warmwasserheizungskessel erneuert; eine
Umschaltmöglichkeit auf Gasbefeuerung ist vorgesehen.

Die betriebsmäßig geführte Heizwerkstätte  hat auch im Jahr 1981 Erhaltungsarbeitenin etwa glei¬
chem Umfang in Objekten der Hoheitsverwaltung durchgeführt. Hiezu gehörten die Störungsbehebung an über
300 Ölbrennem, die Überholung und Konservierung von rund 200 schmiedeeisernenZentralheizungskesseln
nach Ende der Heizperiode sowie die feuerseitige Reinigung von rund 300 Zentralheizungskesseln. Der Ser¬
vicedienst betreute hochwertige technische Anlagen in Spitälern, Schulen, Kindergärten und Amtshäusem
sowie in verschiedenenanderen Anlagen. Weiters wurden in Bau befindliche Anlagen überwacht. Da die auf¬
traggebenden Dienststellen weniger Kreditmittel gegenüber dem Vorjahr zur Verfügung haben, ist mit einer
Umsatzsteigerung nicht zu rechnen. Der Umsatz für 1981 wird mit rund 52 Millionen Schilling angenommen,
was einen Rückgang um rund 2 Millionen Schilling zur Folge hätte. Eine weitere transportable Kesseleinheit
mit Öltank wird in Zusammenarbeit zwischen Planungsgruppeund Heizwerkstättegeplant und ausführungs¬
mäßig vorbereitet.

In der Planungsgruppe  wurden neben diversen technischen Stellungnahmen und Begutachtungen
Planungen für die Adaptierungsmaßnahmenim Bereich des Kesselhauses des Psychiatrischen Krankenhauses
Baumgartner Höhe durchgeführt und die Erarbeitung von Ausschreibungsunterlagenin Angriff genommen.
Der Vorentwurf für das Sozialmedizinische Zentrum Ost — Bauabschnitt Krankenhaus —wurde auf dem Sek¬
tor der wärme- und lufttechnischenAnlagen im ersten Quartal 1981 verstärkt bearbeitet und fertiggestellt. Auf
Grund der Architektenpläne im Maßstab 1 ; 200 konnten die Lüftungs- und Umformerzentralenin den Tech¬
nik-Geschossen planlich situiert und detaillierte Auflistungen mit den energietechnischenAngaben erstellt wer¬
den. Kosten- und Folgekostenschätzungenwaren aus dem Vorentwurf zu errechnen. Ab Mai 1981 hat die Pla¬
nungsgruppe der Abteilung auf Grund der schematischenArchitektenpläne im Maßstab1 : 100 mit dem Ent¬
wurf (Detailplanung) der wärme- und lufttechnischen Anlagen in Kontakt mit den MA 23 und 34 sowie den
Architekten und Statikern begonnen, wobei der Schwerpunkt auf der Detailplanung des OP-Traktes als arbeits¬
intensivsten Abschnitt liegt. Der dritte Bauabschnitt des SozialmedizinischenZentrums Ost — Pflegeheim
wurde mit Ende 1981 baulich fertiggestellt. Die MA 32 —Gruppe 5 hat im Rahmen der städtischen Bauleitung
die Aufsicht über die Errichtung der heizungs-, kühl- und lufttechnischenAnlagen. Das 405 Betten umfassende
Pflegeheim wird heizungstechnischüber zwei Verteilerstationenmit Fernwärme und lufttechnisch über vier
Lüftungszentralenversorgt. In neun Kühlräumen ist für die richtige Lagerungstemperaturder Lebensmittel
gesorgt. Der Leichenkühlraummit neun Boxen wurde nach den Auflagen der Sanitätsbehördeerrichtet und
au3gc3tattct.
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Sämtliche Lüftungsanlagen sind mit Rauchgasmeldemausgestattet und an eine zentrale Brandmeldestelle
angeschlossen. Eine zentrale Gebäudeautomationüberwacht sämtliche Anlagenteile und zeigt den jeweiligen
Betriebszustand an.

Eine Montage von Kücheneinrichtungenerfolgte in den Ganztagsschulen in 3, Paulusgasse, und in 20, Spiel¬
manngasse, sowie im KrankenhausLainz, Bauteil1, und im KindererholungsheimScheibbs-Lehenhof. Kühlan¬
lagen waren im Sozialmedizinischen Zentrum Ost — Pflegeheim(Fleisch- und Gemüsekühlraum), in den Lei¬
chenkühlräumen der Friedhöfe Jedlesee, Heiligenstadt und Gersthof sowie im Krankenhaus Lainz zu installie¬
ren. Ferner wurden druckluftgesteuerteRauchklappenanlagenfür St. Marx(Bauteil 1 — Kühlbox, Bauteil2 —
Schlachthallen, Bauteil3 — Fleischmarkt) geliefert und montiert. Planungen für Heizungs- und Lüftungsanla¬
gen sind erstellt worden für den Wäschereineubauim Psychiatrischen Krankenhaus Baumgartner Höhe, für die
Zentralwäscherei in 14, Steinbruchstraße (Umrüstung Bauteil 2), die AutodesinfektionsanlageSt. Marx, den
Erweiterungsbau der LebensmitteluntersuchungsstelleSt. Marx und für die Küchenentlüftung der Anstaltskü¬
che im Krankenhaus Lainz. Ebenso mußten für diverse Bereiche von einigen KrankenanstaltenKühleinrichtun¬
gen planlich vorbereitet werden. Ferner waren Küchenplanungen für die Anstaltsküche im Franz-Joseph-Spital
und die Ganztagsschulenin 2, Aspemallee, sowie in 10, Carl-Prohaska-Platz, vorzunehmen.

Die Amtssachverständigenfür Heizungs-, Lüftungs- und Kältetechnik bei Bau- und Genehmigungsverhand¬
lungen werden nicht mehr von der Abteilung, sondern von der MA 36 gestellt. Trotzdem mußten im Bereich
des Allgemeinen Krankenhausesrestliche Behördenaufgaben interimsmäßig bearbeitet werden. Auf dem Sektor
der U-Bahn-Bauten sind weiterhin diverse Amtssachverständigenbearbeitungenim Rahmen der Abteilung not¬
wendig.

Die Agenden der amtlichen Dampfkesselüberwachung des Landes Wien werden seit 1.Jänner 1981 entspre¬
chend der Geschäftseinteilungder Stadt Wien von der MD-Stadtbaudirektionwahrgenommen. Die Tätigkeit
gemäß der Dampfkesselverordnung, BGBl. Nr. 82 vom 17. April 1948, und dem Dampfkesselkommissionsge¬
setz, BGBl. Nr. 559 vom 19. Dezember 1980, wird daher von der MD-Stadtbaudirektionkoordiniert.

Bei der U - Bahn - Linie Ul  sind die Arbeiten an der Heizungs- und Lüftungsanlage im Streckenbe¬
reich Praterstem—Kagran einschließlich der Streckenbelüftung und der Be- und Entlüftung in der neuen
Reichsbrücke im Gange. Weiters wurden die Arbeiten an den Heizungs- und Lüftungsanlagen in der Station
Hütteldorf der U-Bahn-Linie U 4 durchgeführt. Die U-Bahn-Stationen Praterstem und Nestroyplatzkonnten
termingerecht fertiggestellt und in Betrieb genommen werden, ebenso die Lüftungsanlagenfür die Strecke
Schwedenplatz—Praterstem. Die Polizeistation Praterstem ist fertiggestellt worden. Die Wärmeversorgung der
Polizeistation über eine Wärmepumpe aus der Tunnelluft wird in der nächsten Zeit in Betrieb genommen.

Schließlich waren laufend Störungsbehebungen und Instandhaltungsarbeitenauf den U-Bahn-Linien U 1,
U 2, U 4, der Gürtellinie, in den Ringpassagen und der Ostbahnunterführungdurchzuführen. Die Installationen
in der Prüf- und Versuchsanstalt der MA 39 in der Rinnböckstraße, 11. Bezirk, wurden nach einer Unterbre¬
chung durch den Konkurs der Firma Klimatechnik wieder aufgenommen. Im internationalen Studentenheim
Döbling erfolgte die Fortführung der Umbauarbeiten im Zuge der Generalinstandsetzung.

Elektro - , Gas - und Wasseranlagen für städtische Objekte
Neben den von der Abteilung vorgenommenen Erhaltungsarbeitenan Elektro-, Gas- und Wassereinrichtun¬

gen in städtischen Objekten kam es, wie folgt, zu weiteren besonderen Arbeiten: Die Gruppe Wohn¬
haus  b a u hatte Ende 1981 im Rahmen des kommunalen Wohnbauprogrammes an 5.565 in Bau befindli¬
chen Wohnungen mitgearbeitet. Im Jahre 1981 wurde mit den Bauarbeiten an 17 Objekten mit 898 Wohnun¬
gen und den dazugehörigen Einrichtungen, wie Garagen, Geschäftslokalen, Waschküchen, Gemeinschafts- und
Kinderspielräumen, begonnen. Im gleichen Zeitraum konnten insgesamt 612 Wohnungen übergeben werden.

In der Gruppe Amts - und Schulhäuser  wurde am 22. Oktober die Volksschule in 23, Aka¬
ziengasse 52—54, eröffnet.

Von der Gruppe Wohlfahrtseinrichtungen  wurden 6 Kindertagesheime, 5 Pensionisten¬
klubs und 2 Heime für Jugendliche generalsaniert, während 3 Kindertagesheimeneu errichtet werden konnten.
Im Kinderheim Scheibbs wurde eine Großküche voll elektrisch ausgestattet. Auf Grund spezieller Anforderun¬
gen wurde in Kindertagesheimeneine besonders wirtschaftliche Warmwasserbereitungsanlage entwickelt, deren
Vorteile im hohen Wirkungsgrad und damit in der besten Energienutzung, in der geringen Störanfälligkeit,
hohen Lebensdauer und leichten Montagen bestehen. Bei gleichen Investitionskostenkönnen gegenüber ande¬
ren Anlagen die Folgekostenum 25 Prozent gesenkt werden. Diese Anlagen sind in der Übergangszeit auch
zum Heizen zu verwenden.

Im Internationalen Studentenheim konnten die aus Sicherheitsgründenerfolgten Auflagen der Baubehörde
im Haus C und E, betreffend die Elektro- und Gasinstallationen, fertiggestellt werden. Der Feuerwehr wurden
fünf transportable Notstromaggregate, die auch in Einsatzfahrzeugeneingebaut werden können, übergeben.
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Die Betriebsgruppe hat in 60 Fällen bei Störungen direkt mit eigenen Monteuren eingegriffen und
die Störungsbehebungdurchgeführt. In sieben Spitälern und Pflegeheimen konnten die vorbereitetenArbeiten
für die Übernahme von Störungseinsätzen abgeschlossen werden. Die Überprüfungenauf Sicherheit der elektri¬
schen Einrichtungenwurden in acht Spitälern und Pflegeheimen durchgeführt. Als weitere besondere Leistun¬
gen sind die Belastungsmessungen, die Zusammenarbeit mit den Elektrizitätswerken bei Wartungsarbeitenin
Mittelspannungsschaltanlagen sowie der Einsatz bei der Volksbefragung zu nennen.

Von der Gruppe U - Bahn - Bau  wurden im Rahmen des U-Bahn-Baues Elektro-, Wasser- und Sani¬
tärinstallationsarbeiten durchgeführt sowie der Einbau von Fahrtreppen, Aufzügen, Pumpanlagenund Trocken¬
löschleitungen vorgenommen. Ferner wurden auf der Linie U 1 im Bereich der Stationen Reumannplatz,
Keplerplatz, Südtiroler Platz, Taubstummengasse, Karlsplatz, Stephansplatz, Schwedenplatzund Nestroyplatz
die in Haftung befindlichen Leistungen periodisch überprüft. Die Behebung von Garantiemängelnmußte ver¬
anlaßt werden. Die Eröffnung der Station Praterstern fand am 28. Februar, rund zwei Monate vor dem ursprüng¬
lich geplanten Eröffnungstermin, statt. Bei den Stationen Vorgartenstraße, Donauinsel, Kaisermühlen, Alte
Donau und Kagran wurden die Arbeiten planmäßig fortgesetzt. Das LüftungsbauwerkSezession wurde nach
der Eröffnung der U 2 wegen der Straßenbahnrampenachträglich fertiggestellt. Die Garantiemängelbehebung
der bereits eröffnetenU 2 mußte veranlaßt werden. In der Schottenpassage am Ring waren Adaptierungsarbei¬
ten auf Grund der Verbindung mit der LinieU 2 durchzuführen. Die Installationsarbeiten in der Station Hüttel-
dorf, Linie U 4, wurden planmäßig abgeschlossen, die Installationsarbeitenan den Trockenlöschleitungenim
gesamten Wiener U-Bahn-Netz fortgesetzt. Die Erhaltung und der Betrieb der elektrischen und sanitären Anla¬
gen sowie der Fahrtreppen in den fünf Ringpassagen und am Landstraßer Markt mußten weitergeführt werden.
Die Anlagen der MA 28, wie Lagerplätze, Stiegenrampen usw., wurden von der MA 34 als Fachabteilung
betreut. Als Fachabteilung hat die MA 34 ferner an den Planungsarbeiten der U 3 und U 6 mitgewirkt. Weiters
erfolgte die Erarbeitung von neuen Ausschreibungsgrundlagenfür Arbeiten der Abteilung am künftigen U-
Bahn-Netz. Planungsarbeiten an den neu zu errichtenden AutobahnmeistereienKaisermühlenund Grinzinger
Straße wurden durchgeführt. Die Kosten für die genannten Arbeiten der Abteilung betrugen für das Jahr 1981
rund 60 Millionen Schilling.

Durch den Einbau selbstschließender Armaturen für Duschanlagen im Hallenbad Simmering und im Stadt¬
hallenbad erfolgte eine Wassererspamisvon 20 Prozent. Auf der Donauinsel hat die Gruppe Kultur
mobile Pumpenaggregate installiert, die, unabhängig vom städtischen Trinkwasserversorgungsnetz, die Bewässe¬
rung der Grünflächen ermöglichen. Zur Pflege des Wiener Baumbestandes wurde in 14, Hadikgasse, versuchs¬
weise eine spezielle Baumbewässerungsanlage installiert. Da sich dieser Versuch als erfolgversprechend erwies,
kann dieses Bewässerungssystem nun verstärkt eingesetzt werden.

Für das Stadtgebiet von Wien wurde von der Gruppe Nachrichtentechnik  ein Warn- und
Alarmierungsprojekt erstellt. In den Amtshäusern 21 und 20 mußten die alten Telephonanlagendurch moderne
Anlagen ersetzt werden.

Allgemeine und rechtliche Angelegenheiten des Wohnungswesens
sowie der Wohnbauförderung und der Wohnungsverbesserung
Im Jahre 1981 wurden in der Abteilung 17.118 Wohnungsansucheneingebracht. 7.495 Fälle konnten in Vor¬

merkung genommen werden, von denen 1.110 wegen bestehender oder drohender Obdachlosigkeit, 4.483
wegen Überbelages ihrer Wohnungen, 264 wegen gesundheitsschädlicher Wohnungen und 330 wegen getrenn¬
ten Haushaltes von Ehegatten berücksichtigt wurden. 796 Parteien konnten ihres Alters oder ihres Gesund¬
heitszustandeswegen ihre in einem höheren Stockwerk gelegene Wohnung nicht mehr erreichen, 424 Ehe¬
paare wohnten in Untermiete und in 88 Fällen handelte es sich um die Räumung von Dienstwohnungen
infolge Pensionierung. Am Ende des Jahres 1981 standen 22.994 Wohnungssuchende in Vormerkung, unter
denen sich 1.738 sogenannte Notstandsfälle befanden; diese Personen waren obdachlos oder von der Obdach¬
losigkeit bedroht. Die 18 Außenstellen der Vormerkungsgruppehatten im Jahre 1981 26.024 Ansuchen von
neuen sowie von bereits vorgemerkt gewesenen Wohnungswerbem in 27.432 Erhebungen zu überprüfen.
Außerdem haben 97.608 Parteien vorgesprochen.

In der Zeit von Jänner bis Dezember 1981 erfolgten 7.088 Zuweisungen  von Gemeindewohnungen
an Wohnungswerber. Von diesen zugewiesenen Wohnungen wurden 1.762 in Neubauten erstmals vergeben,
darunter 37 in Vorvergabe, das heißt, sie wurden noch vor ihrer Fertigstellung zugewiesen. 4.217 Wohnungen in
Gemeindebautenwurden neuerlich vermietet und weitere 972 bereits einmal bezogene Wohnungen gegen Ent¬
richtung eines Baukostenbeitrages wieder vermietet. Die meisten Mieter, nämlich 2.107 oder 29,7 Prozent,
kamen aus überbelegtenWohnungen, bei 1.453 Einzelpersonenoder 20,5 Prozent der Zuweisungen handelte
es sich in erster Linie um Polizisten, Zuwanderer, Krankenschwestern, Studenten, um Personen aus Herbergen
und überbelegtenWohnungen sowie um Geschiedene.
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In 593 Fällen oder bei 8,4 Prozent der Vergaben nahm man Bedacht auf Behinderungen durch Krankheit.
538 Mieter (7,6% der Zuweisungen) kamen aus Häusern, die wegen Assanierung oder Bauvorhaben der
Gemeinde Wien freigemacht wurden. 328 Ehepaare(4,6% der Zuweisungen) lebten bisher in Untermiete, wei¬
tere 155 (2,2%) in getrennten Haushalten. 174 Familien (2,5%) waren obdachlos oder unmittelbar von der
Obdachlosigkeit bedroht, 176(2,5%) kamen aus gesundheitsschädlichenWohnungen. Bei 435 Fällen(6,1%) lag
ein Wohnungswechselin eine größere Wohnung vor, 131 (1,9%) betrafen Familienzusammenführungen, 204
(2,9%) Wohnungszusammenlegungen, 75 (1,1%) den Zuzug aus anderen Bundesländern. In 121 Fällen (1,7%)
waren es Mieter, die aus Dienstwohnungenkamen. In 249 Fällen(3,5%) erfolgte die Vergabe nach Delogierun¬
gen wegen Selbstverschuldens, wegen Kündigung infolge Zinsrückstandesbei meist zu hoher Miete, oder es
waren Jugendamtsfälle und dergleichen, bei 71 (1,0%) lagen Krankheitsfälle vor, die laut ärztlichem Attest Was¬
ser, WC oder Bad in der Wohnung benötigen. In 35 Fällen(0,5%) handelte es sich um Behinderte, 21 Fälle oder
0,3 Prozent der Vergaben betrafen Krankenschwestern, Politessen sowie Polizisten, die in Kasernen wohnten,
oder es waren Herbergsfälle. In 19 Fällen (0,3% der Vergaben) kam es zur Zuweisung nach einem Räumungs¬
auftrag des Gesundheitsamteswegen offener Tuberkulose, in 4 Fällen lag die Verpflichtung vor, die Freima¬
chung von Superädifikaten durchzuführen, oder es waren Mieter, die aus gemeindeeigenen Abbruchhäusern
kamen und denen von der Gemeinde Wien gemäß § 21 a Mietengesetz eine Wohnung angeboten werden muß.
In 130 Fällen(1,8%) waren es Hauswarte aus Gemeindewohnungen, in 67 Fällen(0,9%) lagen Hauswartbestel¬
lungen vor. Bei 60,1 Prozent der insgesamt zugeteilten Wohnungen wurden 4.261 junge Ehepaare berücksich¬
tigt. Die Ausweisung der sozialen Stellung der Wohnungswerber, die 1981 eine Gemeindewohnungerhielten,
zeigt auf, daß es sich überwiegend um Arbeiter, Angestellte und öffentlich Bedienstete handelte. Unter ihnen
fanden sich 2.099 (29,6%) Arbeiter, 1.681 (23,7%) Angestellte, 1.323 (18,7%) öffentlich Bedienstete sowie 1.188
(16,8%) Pensionisten. 473 (6,7%) im Haushalt Tätige, 156(2,2%) Studenten, 120(1,6%) freischaffend oder selb¬
ständig Erwerbstätige sowie 48 Ärzte (0,7%) waren gleichfalls unter den bedachten Wohnungssuchenden.

Im Referat für Wohnbeihilfe  war wieder eine starke Zunahme des Arbeitsanfalles zu verzeichnen, da
im Laufe des Jahres 1981 drei Außenstellen in Betrieb genommen worden sind, und zwar im Februar in 22,
Schrödingerplatz, im Mai in 21, Am Spitz, und im Juni in 12, Am Schöpfwerk. Da die Dezentralisierungkeine
bloße Regionalisierung für die Einreichung und Bearbeitung der Wohnbeihilfenbedeutet, wird den Parteien die
Möglichkeit gegeben, Einreichungenunabhängig vom Wohnort vorzunehmen. Mit dieser Maßnahme wird vor
allem auf die Bedürfnisse des einzelnen, insbesondere auf seinen Arbeitsplatz, Rücksicht genommen. Durch die
Dezentralisierung hat sich auch die seit Jahren bestehende schwierige Situation in der Zentrale der Wohnbei¬
hilfenstelle insofeme entschärft, als die Wartezeiten erträglich wurden.

Insgesamt wurden 78.327 bescheidmäßigeErledigungen, wie Zuerkennungen, Änderungen, Ablehnungen
und Einstellungen, durchgeführt, was im Vergleich zum Vorjahr eine Zunahme um rund 30 Prozent bedeutet.
Unter den angeführten Erledigungen waren 30.868 Zuerkennungsbescheide, und zwar 7.318 Erstanträge und
23.550 Verlängerungsanträge. In 1.710 Fällen erfolgte die Abweisung von Anträgen wegen zu hohen Familien¬
einkommens oder wegen Nichtbezahlungder Annuität, oder es konnte nach dem Wohnbauförderungsgesetz
1968 keine Förderung gewährt werden. In einigen Fällen handelte es sich bei den Antragstellern nicht um
österreichischeStaatsbürger. Aus diesen Gründen mußten in weiteren 1.455 Fällen Wohnbeihilfen eingestellt
werden. Außerdem waren in 44.294 Fällen Änderungsbescheidezu verfassen.

In der Informationsstelle für Wohnbeihilfe, die gleichzeitig auch Einreich- und Bearbeitungsstelle für Wohn¬
beihilfe ist, sprachen in der Zeit vom 1.Jänner bis 31. Dezember 40.889 Mieter, Nutzungsberechtigte, Woh¬
nungseigentümeroder Personen vor, die ihre Wohnung nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz1969 verbes¬
sert hatten oder verbessern wollten und beabsichtigten, für die Rückzahlung des Wohnungsverbesserungskredi¬
tes Wohnbeihilfezu beantragen. TelephonischeAuskünfte wurden 34.248 Personen erteilt.

Die Bearbeitung von Stundungen  und Ratenzahlungender Baukostenbeiträge, Ausfallshaftungen von
zinsenlosen Wohnbaukrediten (Wiener Wohnbaufonds und Wiener Wohnbauförderungszuschußfonds), von
Wohnungstäuschensowie von Abschreibungenvon ausständigen, uneinbringlichen zinsenlosen Wohnbaukre¬
diten und Eigenmittelersatzdarlehen war gleichfalls durchzuführen. Von den Ende des Jahres noch abhängigen
6.579 Stundungsaktenmußten 1.093 einer Neubemessung bzw. Überprüfung unterzogen werden.

Im Jahre 1981 lag der Schwerpunkt der aufsichtsbehördlichenTätigkeit gemäß den Bestimmungen des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes (WGG ), BGBl. Nr. 139/1979, bei der Beobachtung
der wirtschaftlichen Entwicklung der gemeinnützigen Bauvereinigungen insbesondere im Hinblick auf die Bau¬
tätigkeit. Durch die auf Grund steigender Baupreise exorbitant hoch verzinsten Mittel des Kapitalmarktesund
den daraus resultierenden Anstieg der Subjektförderungsind die für den Wohnungsneubau zur Verfügung ste¬
henden Wohnbauförderungsmittelnoch knapper geworden. Somit bestand die Gefahr, daß der Bereich der Bau¬
verwaltung unwirtschaftlich wird, da der interne Aufbau vieler Bauvereinigungen auf die früher intensivere Neu¬
bautätigkeit ausgerichtet war. Dazu kommt die Beschränkungder überwälzbaren Bauverwaltungskostenmit
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3 Prozent der Gesamtbaukostengemäß der Entgeltrichtlinienverordnung, BGBl. Nr. 522/1980. Die vordring¬
lichste Aufgabe war es daher, geeignete Maßnahmen im Einvernehmen mit dem Österreichischen Verband
gemeinnützigerBauvereinigungen-Revisionsverband zur Anpassung der Unternehmen an die geänderten Vor¬
aussetzungen herbeizuführen. Eine endgültige Aussage über den Erfolg dieser Maßnahmen wird erst im Zuge
der weiteren Entwicklung gemacht werden können.

Bemerkenswert ist weiters, daß die Zahl der Beschwerden von Wohnungsinhabem und Wohnungswerbem
über gemeinnützige Bauvereinigungen sprunghaft abgenommen hat, da jene die Verfolgung ihrer Rechte nun¬
mehr vermehrt im Wege eines Antrages gemäß § 22 WGG bei der Schlichtungsstelle vornehmen. Die Anpas¬
sung der Genossenschaftsverträge(Gesellschaftsverträge, Satzungen) gemäß § 39 Abs. 2 WGG, zu der die Bau¬
vereinigungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes auf Grund der Bestimmungendes
Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen vom 23.Juli 1940, deutsches RGBl. I 1012, als
gemeinnütziges Wohnungsuntemehmen anerkannt waren, innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage des
Inkrafttretensder Bestimmungendieses Bundesgesetzes, verpflichtet sind, konnten im Jahre 1981 nahezu lük-
kenlos einer Genehmigung zugeführt werden. Für jene unter Aufsicht der Abteilung stehenden Bauvereinigun¬
gen, für die noch keine Genehmigung im Jahre 1980 erteilt worden war, konnte im Hinblick auf die Vollzie¬
hungsbestimmungdes Artikels IV Abs. 2 Ziff. 1 WGG 1979 mangels einer entsprechenden Delegation gemäß
§132 Abs. 1 der Wiener Stadtverfassung mit Bescheiden unter Zugrundelegung der Beschlüsse der Wiener
Landesregierung vom 24. März bzw. 9-Juli 1981, Pr. Z. 709 bzw. 1913, die Genehmigung der Änderung gemäß
§ 39, Abs. 2 WGG erteilt werden.

In Erfüllung des Punktes 10 der Wohnbauförderungszusicherungwurden von 52 geförderten Bauvorhaben
mit insgesamt3.369 Wohnungen durch Verhandlungenmit den Wohnungsuntemehmen (Förderungswerbern)
922 Wohnungen dem Wohnungsberatungszentrumzur Vergabe an Wohnungssuchendezur Verfügung gestellt.
Die höhere Zahl der zu vergebenden Wohnungen gegenüber den Vorjahren ergibt sich aus dem Umstand, daß
bei Bauvorhaben, deren Förderung nach dem 1. Oktober 1980 zugesichert wurde, nunmehr 25 Prozent statt frü¬
her 10 Prozent der Nutzfläche zur Verfügung gestellt werden müssen.

Im Rahmen der aufsichtsbehördlichenTätigkeit über gemeinnützige Wohnungsunternehmen wurden 55
Prüfungsberichte, 48 Stellungnahmen zu Prüfungsberichten, 73 Bilanzen und Geschäftsberichteund 100 Ver¬
sammlungsprotokollebearbeitet. 53 Gebarungs- und Gemeinnützigkeitsbestätigungensowie 2 Ausnahmege¬
nehmigungenwurden ausgefertigt, 7 Baupausen durchgeführt, 27 Satzungs- bzw. Gesellschaftsvertragsänderun¬
gen beantragt und 3 Fusionierungen sowie2 Sitzverlegungen überprüft. Neben der Teilnahme an 20 Versamm¬
lungen wurden 95 Besprechungen mit Vertretern von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen und 24 mit
Vertretern des Verbandes bzw. der Finanzlandesdirektion geführt. 41 Berichte, Antwortentwürfeund Stellung¬
nahmen waren an Vorgesetzte Dienststellen abzufassen und 37 Anfragen von Gerichten und anderen Behörden
zu beantworten. In 33 Fällen mußten Anfragen an andere Behörden und an den Prüfungsverband, in weiteren
46 Anfragen, Anweisungenund Aufforderungenan gemeinnützigeWohnungsuntemehmen gerichtet werden.
Ferner waren 45 Eingaben und Anfragen von gemeinnützigenWohnungsuntemehmen und 19 Eingaben und
Beschwerden von Parteien abzuhandeln sowie 157 Vorsprachen von Parteien anzuhören. 50 Verhandlungenmit
Förderungswerbemdienten der Festlegung jener Wohnungen, für die der Stadt Wien ein Vorschlagsrecht ein¬
zuräumen ist. Schließlich mußten in 42 Fällen der Prüfungsbeginn, in weiteren 46 der Prüfungsabschluß und in
94 Änderungen im Vorstand, in der Geschäftsführungoder im Aufsichtsrat angezeigt werden.

Im Jahre 1981 wurden 13.375 Begehren um Gewährung von Förderungsmaßnahmennach dem Woh¬
nungsverbesserungsgesetz  eingebracht. In insgesamt 12.791 Fällen, darunter 11.287 Mieter, 1.489
Eigentümer und 15 Fälle der Stadt Wien, wurde ein Darlehen von 783,543.528 S zugesichert. In Einzelanlagen
wurden 1.667 Wasser-, 1.362 Strom- und 1.203 Gasinstallationen gefördert, ebenso wie die Einrichtung von
Heizungen in 5.341, von Badeanlagen in 2.589 und von WC-Anlagen in 827 Wohnungen. 351 Fälle von Woh¬
nungszusammenlegungen, 2 Wohnungsteilungen, 399 Änderungen der Grundrißgestaltungsowie6.295 Schall¬
und Wärmeisolierungenkonnten gefördert werden. In Gemeinschaftsanlagen waren es 101 Wasser-, 72 Strom-
und 100 Gassteigleitungen, ferner die Errichtung von 35 Aufzügen, 9 Zentralheizungensowie 136 Maßnahmen
zur Schall- und Wärmeisolierung, für die das Wohnungsverbesserungsgesetzin Anspruch genommen wurden.
Insgesamt waren 17.486 Wohnungen von der Förderung betroffen.

Im Rahmen der Wohnbauförderung  hat der Beirat in 3 Sitzungen bzw. durch einen Rundlauf
5.402 Wohnungen, 65 Lokale und 839 Ledigenräume positiv begutachtet. Gleichzeitig genehmigte die Landes¬
regierung Darlehen in der Höhe von 115,590.200 S für die Errichtung von 5.530 Wohnungen, 50 Lokalen,
4 Ordinationen und 708 Ledigenräume, einschließlichnachträglicher Flächenerweiterungund Erschwernisse,
und einen Gesamtbetrag von 667,105.300 S als Nachtragsdarlehen zum Abfangen der Zinssteigerung der Hypo¬
thekardarlehenund der Baukostensteigerung durch 5prozentige Anhebung der Landesdarlehen bei gleichzeitig
5prozentiger Anhebung der Gesamtbaukosten. Für die Sanierung von 31 Wohnungen und die Errichtung von
106 Aufzügen wurden im Rahmen der Wohnbauförderungzur „Durchführung von Verbesserungen größeren
Umfanges“ von der Landesregierung Darlehen in Höhe von 48,867.600 S genehmigt und auch zugesichert. Im
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Rahmen der Förderungsaktion zum Ausbau von Dachböden für Wohnzwecke wurden mit Gemeinderatsbe¬
schluß vom 16. Dezember 1976, Pr. Z. 4426, 24 Wohnungen mit 4,952.700 S finanziert. Weiters konnten zur
Erleichterung der Eigenmittelaufbringungin 2.969 Fällen Eigenmittelersatzdarlehenmit einem Gesamtbetrag
von 102,3 Millionen Schilling gewährt werden. Zur Auszahlung gelangten an Wohnbauförderungsdarlehen
2.953,699 000 S, an Annuitätenzuschüssen727,171.000 S, an Darlehen für Verbesserungen gemäß Wohnbauför¬
derungsgesetz1968, § 1 Abs. 1 lit. d., 28,670.000 S sowie zinsenfreie Darlehen zur Erleichterung der Eigenmit¬
telaufbringung in der Fföhe von 97,624.000 S. Um die Annuität herabzusetzen, wurden im Rahmen des Wiener
WohnbauförderungszuschußfondsAnnuitätenzuschüssevon rund 83,6 Millionen Schilling geleistet.

Am 7.Juli 1981 hat die Wiener Landesregierung beschlossen, die ab dem 2. Halbjahr 1981 zu leistenden
Annuitätenzuschüssegemäß § 15a Wohnbauförderungsgesetz1968 mit 50 Prozent der für die Hypothekardar¬
lehen jeweils zu leistenden tilgungsmäßigenAnnuitäten zu bemessen. Für die Berechnung des jeweiligen
Zuschusses ist die zweifache Zinsfußdifferenz vom 1. Halbjahr auf das 2. Halbjahr 1981 heranzuziehen und zu
dem ursprünglichenZinsfuß laut Erstzusicherung zu addieren. Ebenso ist bei einer allfälligen Zinssatzerhöhung
zwischen dem 2. Halbjahr 1981 und 1. Halbjahr 1982 zu verfahren, wobei ein Zinssatz von 11,75 Prozent nicht
überschritten werden darf.

Der Wohnbauförderungsbeirathat in seiner 37. Geschäftssitzung beschlossen, bei der Zustimmung zur Wei¬
terveräußerung von im Rahmen der Wohnbauförderung1954 und 1968 geförderten Eigentumswohnungendie
Übernahme des noch aushaftendenDarlehens vom Verwandtschaftsverhältnis bzw. vom Vorliegen eines Sozial¬
falles abhängig zu machen. So kann nur im ersten Fall des Darlehen uneingeschränktübernommen werden, im
zweiten Fall ist die Hälfte des Darlehens zurückzuzahlen, wobei der Annuitätenzuschußfür das restliche Darle¬
hen aufrecht bleibt. Sollte keiner der beiden Fälle vorliegen, ist das aushaftende Darlehen zur Gänze zurückzu¬
zahlen. In der 39. Geschäftssitzung wurde vom Beirat beschlossen, daß im Falle der Errichtung von Eigentums¬
wohnungen das Landesdarlehen gemäß § 11 Abs. 1 Wohnbauförderungsgesetz1968 60 Prozent der angemesse¬
nen Gesamtbaukosten, im Fall der Errichtung von Miet- und Genossenschaftswohnungensowie Heimen 65
Prozent und im Falle der Errichtung von städtischen Wohnbauvorhaben70 Prozent zu betragen hat. Für alle in
den Jahren 1979 und 1980 zugesicherten und noch nicht endabgerechnetenBauvorhaben wird eine Nachförde¬
rung unter Berechnung einer Erhöhung von höchstens 5 Prozent der in der ursprünglichenZusicherung enthal¬
tenen Gesamtbaukosten gewährt. Im Anschluß daran erfolgt für die in den Jahren 1979 und 1980 zugesicherten
und noch nicht endabgerechnetenBauvorhaben eine nachträgliche Anhebung des Landesdarlehens im Ausmaß
von 5 Prozent des neu berechneten Finanzierungsplanes. Im gleichen Ausmaß ist das Hypothekardarlehenzu
verringern. In seiner 40. Geschäftssitzung hat der Beirat weiter festgesetzt, auch für die im Jahr 1979 zugesicher¬
ten Darlehen die Lohnerhöhungen nachzufördern.

Im Rahmen der Tätigkeit des Revisionsdienstes wurden 799 Objekte auf ihre widmungsgemäße Verwendung
überprüft, davon 762 Wohnungen in Mehrwohnungshäusemund 37 Eigenheime. Bei insgesamt 154 Wohnun¬
gen kam es zu Beanstandungen; schließlich wurden 55 Fälligstellungen ausgesprochen, in 7 weiteren Fällen
Annuitätenzuschüsseeingestellt. Auf Grund dieser Revisionen wurden 20,5 Millionen Schilling im Jahre 1981
fälliggestellt und zurückgefordert, wovon ein Betrag von rund 2 Millionen Schilling auch bereits vereinnahmt
wurde.

Im Rahmen des Rückzahlungsbegünstigungsgesetzeswurden 1981 insgesamt 903 Anträge eingebracht,
wovon 541 einer positiven Erledigung zugeführt werden konnten. Dadurch sind rund 44,5 Millionen Schilling
an Wohnbauförderungsmittelnzurückgeflossen.

Inder Zentralen Schlichtungsstelle  betrug der Gesamteinlauf515 Geschäftsstücke gegen¬
über einem Gesamtauslauf von 469 Geschäftsstücken. Mit 1. September 1975 trat das Wohnungseigentumsge¬
setz 1975, BGBl. Nr. 417/1975, in Kraft. Nach diesem Gesetz wurden die Eigenanteile nicht mehr in Form von
Mietwerten 1914, wie dies nach dem im Jahre 1948 beschlossenen Wohnungseigentumsgesetzvorgesehen war,
festgesetzt, sondern nach Nutzwerten auf Grund der jetzigen Erfahrungen. Die Bestimmungen des alten Woh¬
nungseigentumsgesetzes gelten auch weiterhin für jene Fälle, in denen zumindestensein Objekt im Wohnungs¬
eigentum bis 31. August 1975 eingetragen bzw. der Antrag auf Verbücherung vor diesem Termin gestellt wurde.
Nach der ständigen Rechtssprechungist vor der Entscheidung gemäß der §§ 3 und 5 des Wohnungseigentums¬
gesetzes zwingend eine mündliche Verhandlungabzuhalten(LG f. ZRS vom 20.Jänner 1977, ZI. 41 R 719/76).
Außerdem sind gemäß § 26 Abs. 2 Ziff. 1 Wohnungseigentumsgesetz1975 alle Miteigentümerund alle Woh¬
nungseigentümer Partei. Dieser Umstand bewirkt einen erhöhten Arbeitsaufwand, dem aber keine erhöhte
Anzahl von Erledigungen gegenübersteht.

Ein Großteil der Wohnungseigentumsbewerberstellt telephonische Anfragen und spricht im Parteienverkehr
vor. Die Verhandlungenselbst sind in den meisten Fällen langwierig, da die Wohnungseigentumsbewerberauch
ihre zivilrechtlichenWünsche, wie Verkauf von Kfz-Abstellplätzen, Vorbringen, wobei sie natürlich auf den
Zivilrechtsweg verwiesen werden müssen. Eine Neuerung durch die Mietengesetznovelle 1974 ist die Möglich¬
keit der vorläufigen Mietzinserhöhung, die schon bei der ersten Grundsatzentscheidungbewilligt werden kann.
Von dieser Möglichkeit wird zur Vermeidung von Zwischenzinsenfast immer Gebrauch gemacht. Durch diese
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Gesetzesänderungwurde auch eine Mietzinsbeihilfe für Mieter, deren Mietzins gemäß § 7 des Mietengesetzes
um mehr als das Vierfache erhöht wird, eingeführt. Im Jahre 1981 wurden 949 derartige Bescheinigungen für
Mietzinsbeihilfe zur Verwendung bei den Finanzämtern ausgestellt.

Durch die Änderung der Geschäftseinteilungdes Magistrates der Stadt Wien wurde die Zuständigkeit der
Abteilung mit der Überwachung der Mietzinsbildung gemäß§ 32 Abs. 7 des Wohnbauförderungsgesetzes1968
und den Entscheidungengemäß§§ 7 und 12 des Mietengesetzes im Zusammenhangmit § 32 Abs. 5 des Wohn¬
bauförderungsgesetzes 1968 sowie um die Entscheidungengemäß § 12 des Mietengesetzes im Zusammenhang
mit § 6 Abs. 6. Ziff. 2 des Wohnungsverbesserungsgesetzes erweitert. 1981 wurde kein Antrag gemäß § 6 Abs. 6
Ziff. 2 des Wohnungsverbesserungsgesetzes gestellt, jedoch 3 Anträge gemäß § 32 Abs. 5 des Wohnbauförde¬
rungsgesetzes eingebracht. Da die Bauten nach dem Wohnbauförderungsgesetznoch relativ neu sind, gibt es
derzeit keine große Anzahl von Anträgen, doch wird die Zahl dieser Anträge im Laufe der Zeit zunehmen.
Diese Erweiterung kann als echte Verbesserung des Bürgerservices bezeichnet werden, weil sich nunmehr
sowohl die Akten bezüglich Wohnbauförderung als auch die hinsichtlich Wohnungsverbesserungsowie die
dazu gehörenden Schlichtungsaktenbei einer Dienststelle sind, nämlich der Abteilung befinden, wodurch die
Schlichtungsverfahren rascher als in der Zeit, in der die Zuständigkeit bei den magistratischenBezirksämtern
gelegen war, abgewickelt werden können.

Mit Wirksamkeit vom 1.Jänner 1980 können nun Nutzungsberechtigte, Mieter und Wohnungseigentumsbe¬
werber einer gemeinnützigenBauvereinigung gemäß§ 22 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzesdie Schlich¬
tungsstelle anrufen und Entscheidungen hinsichtlich der Feststellung der Zulässigkeit des von der Bauvereini¬
gung gemäß § 14 begehrten Entgeltes, hinsichtlich der Erhöhung der Rückstellungsbeträge wegen Durchfüh¬
rung von ordnungsgemäßenErhaltungsarbeiten nach § 14 Abs. 2, hinsichtlich der Feststellung des von der Bau¬
vereinigung begehrten Preises gemäß§ 15, ferner in bezug auf die jährliche Abrechnung gemäß § 19 und auf die
Höhe des nach § 17 zurückzuzahlenden Betrages bei Ausscheiden eines Wohnungsinhabers begehren. Die
Anträge werden zunächst vermutlich aus Unkenntnis nur zögernd eingebracht: So wurden im Jahre 1981 nur
18 Anträge vorgelegt. Das Ermittlungsverfahren ist umfangreich und mit den vorhandenen Amtssachverständi¬
gen, etwa für Buchhaltungsfragen, nicht durchzuführen, da der Magistrat der Stadt Wien keine derartigen Amts¬
sachverständigen besitzt. Es könnte daher sein, daß dann Privat- bzw. Gerichtssachverständigeherangezogen
werden müssen, deren Kosten aufzuerlegen sind. So kann es sich ergeben, daß das an sich kostenfreie Schlich¬
tungsverfahren mit vielleicht erheblichen Kosten verbunden ist.

Aus dem Bereich des Referates für den Wohnhaus-Wiederbau sind folgende Verfügungen zu berichten:
Durch das sogenannte Neuvermietungsgesetz (NVG), Bundesgesetz vom 3. Dezember 1956, BGBl. Nr.
225/1956, wurde gemäß dessen § 14 die Bewirtschaftung aller unter Zuhilfenahme von Mitteln des Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds errichteten Wohnungen normiert, sofeme es sich nicht um gemäß § 4 dieses Gesetzes aus¬
genommene Großwohnungen, Eigentumswohnungenusw. handelt. Mietverträge über bewirtschaftete Wohnun¬
gen bzw. alle sonstigen Verfügungen des Hauseigentümersohne Zustimmung der Gemeinde — im Falle von
Wien die Abteilung —sind gemäß§ 5 Abs. 3 NVG nichtig. Neue Wohnungen unter Zuhilfenahmevon Mitteln
des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds werden nicht mehr errichtet, weil seit 1.Jänner 1968 die öffentliche Wohn¬
bautätigkeit, sofeme Bundesmittel zur Verfügung gestellt werden, durch das Wohnbauförderungsgesetz1968
geregelt wird. Unter die Bewirtschaftungsbestimmungendes Neuvermietungsgesetzesfallen daher keine Erst¬
vermietungenvon Wohnhaus-Wiederaufbauwohnungenmehr, sondern nur mehr die sogenannten Zweit- oder
weiteren Vermietungennach Ende der Innehabung von Wohnungen.

Verwaltung der städtischen Wohn - und Amtsgebäude
Im Jahre 1981 wurden weitere Verbesserungen in städtischen Wohnhausanlagendurchgeführt. Den größten

Anteil an den finanziellen Mitteln hatten die Aufwendungenfür den nachträglichenEinbau von Aufzügen. Die
Abteilung hat weitere 192,178.000 S an Förderungsmittelnfür 192 Aufzüge in 44 Wohnhausanlagenbeantragt.
In neun Wohnhausanlagenwurden 36 Aufzüge generalinstandgesetzt.

Die Wohnhausanlage in 2, Handelskai 214, wurde an das Femwärmenetz angeschlossen, die Arbeiten werden
anfangs 1982 beendet sein. Dafür wurden Wohnungsverbesserungsmittelin der Höhe von 1,954.000 S verwen¬
det. Vorarbeiten für den nachträglichen Einbau von Zentralheizungsanlagenin 10, Laxenburger Straße 92, mit 4
Stiegen und 61 Wohnungen, und in 20, Brigittenauer Lände 138—142, mit 3 Stiegen und 60 Wohnungen, wur¬
den geleistet. Ferner konnten in elf Wohnungen unter Inanspruchnahme von Wohnungsverbesserungsmitteln
Heizungen eingebaut werden; die Kosten hiefür betrugen 280.480 S.

Ferner wurde in vier Wohnhausanlagenmit dem Austausch von Fenstern begonnen, das heißt, es wurden
Kunststoffensteroder Schallschutzfenster eingesetzt. Für diesen Zweck wurden Wohnungsverbesse¬
rungsmittel  in der Höhe von 28,689.389 S beantragt. Um eine Wärmedämmungherzustellen, wurde mit
der Einmantelungeiner Wohnhausanlagemit 68 Stiegen begonnen. Die Gesamtbaukosten, für die Wohnungs¬
verbesserung beantragt worden sind, machten 27 Millionen Schilling aus. Die Arbeiten werden sich auf vier
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Die erste Zweigstelle des Wohnungsberatungszentrumswurde im Amtshaus des 22. Bezirks, Schrödingerplatz1, in Be¬
trieb genommen

Wohnungsamt
Maschinentechnik, Wärme-, Kälte- und Energiewirtschaft

Anzeigetafel für Störmeldungenin der Funkzentraleder Heizwerkstätte



Abwasserhebewerk für den Aspemer Sammelkanal

Kanalisation

Einbau der Fertigteilrohre in den Entlastungskanal für den Rechten Hauptsammelkanal



Jahre erstrecken. Für den Einbau von Fall- und Steigsträngenin zwei städtischen Althäusem konnten Woh¬
nungsverbesserungsmittelin der Höhe von 702.000 S beantragt und auch zugesichert werden.

Für die Revitalisierung von denkmalgeschütztenAlthäusem in 7, Burggasse 11, wurden 10,330.333 S, in 8,
Lenaugasse 19, Stiege 4, 15,253.899 S und in 13, Trautmannsdorffgasse18, 12,209.974 S an Wohnbauförde¬
rungsmittel beantragt und zugesichert.

Die Hausinspektoren  mußten 56,8 Millionen Schilling an Mietzinsrückständen und sonstigen
Beträgen kassieren. Das mobile Team der Hausinspektorenwurde in den ersten drei Monaten des Jahres im
Aufträge des amtsführenden Stadtrates der Geschäftsgruppe Wohnen und Stadtemeuerungschwerpunktmäßig
zur Kontrolle der Hausbesorgerarbeiten in großen Wohnhausanlagendes 2., 10., 11., 21. und 22. Bezirkes einge¬
setzt. Ungefähr 100 Hausbesorger, die rund 300 Stiegenhäuser betreuen, wurden zweimal monatlich kontrol¬
liert. Außer diesen Kontrollen haben die mobilen Teams die notwendigen Erhebungen auf Grund von
Beschwerden durchgeführt. Diese Teams wurden mit insgesamt 3.879 Erhebungen beauftragt, wobei immer
wieder festgestellt werden konnte, daß es die Mieter begrüßen, auch in den Abendstunden ihre Probleme an Ort
und Stelle erörtern zu können.

Die Abteilung hatte bereits im Jahre 1981 Vorbereitungsarbeitenzur Vollziehung des ab 1.Jänner 1982 in
Kraft getretenen Mietrechtsgesetzes zu leisten. Da die gesamte Mietzinsberechnungüber EDV erfolgt, waren
entsprechende programmtechnische Änderungen bzw. Ergänzungen notwendig, die, soweit der Inhalt des
neuen Gesetzes bekannt war, durchzuführen waren.

Mit 1.Jänner 1981 wurde die Verwaltung und der Betrieb der Herbergen für Obdachlose von der MA 12 in
die Verwaltung der Abteilung übergeben. Insgesamt suchten 237 Familien und acht Einzelpersonen um Auf¬
nahme in eine Unterkunft der Familienheimein 12, Kastanienallee2, und 3, Gänsbachergasse3, an. Hievon
haben 82 Familien Gebrauch gemacht: 6 Familien oder 18 Personen wurden von der MA 50, 76 Familien von
der MA 52 — Herbergenverwaltung eingewiesen. Somit wurden insgesamt 270 Personen in die Familienheime
aufgenommen. Dort kamen zwölf Kinder zur Welt. Im gleichen Zeitraum haben 76 Familien bzw. 272 Perso¬
nen die beiden Familienheimeverlassen, 31 Familien bzw. 116 Personen erhielten eine Gemeindewohnung,
45 Familien oder 156 Personen haben sich selbst eine Unterkunft gefunden.
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Kanalisation

Laut Gemeinderatsbeschluß vom 27. November 1978 wurde für das Jahr 1981 die Abwassergebühr mit 2,4 S
je Kubikmeter festgelegt.

Im Jahre 1981 konnte wieder eine Reihe von Kanalbauten  verschiedener Größenordnungenprojektiert
und ausgeführt werden. Größere Straßenkanäle mußten für die Aufschließung von Betriebsbaugebie¬
ten  errichtet werden, so insbesondereder Aspemer Sammelkanal im 22. Bezirk zur Aufschließung größerer
zusammenhängenderFlächen, die für die Ansiedlung von Industriebetrieben(z. B. Flughafen Aspern) gedacht
sind. Ebenso wurde der Kanal in 22, Rautenweg, errichtet. Im Zuge dieser Aufschließung konnten im einzelnen
die vier gleichzeitig durchgeführten Baulose des Aspemer Sammelkanals einschließlich zweier Hebewerke ter¬
mingerecht fertiggestellt und in Betrieb genommen werden. Dieser neue Schmutzwasserkanal dient als Vorflut
für das gesamte Gebiet von Aspem bis Eßling, insbesondere für das General-Motors-Werk. Mit dem Bau des für
die Entwässerung des Betriebsbaugebietes in 11, Hafen Albern, erforderlichen Kanals wurde begonnen. Die
Arbeiten werden 1982 beendet werden.

Der Umbau des aus der Zeit der Jahrhundertwende stammenden untersten Teiles des Rechten Hauptsam¬
melkanals, der sich zwischen Knoten Prater und der alten Ausmündung unterhalb des Elektrizitätswerkes Sim¬
mering befindet, auf ein Doppelprofil aus Fertigteilen 0 4,30m wurde am 30. März begonnen. Die schwierig¬
sten Abschnitte, nämlich die Kreuzungsbauwerke mit der Kühlwasserver- und -entsorgung des Elektrizitätswer¬
kes Simmering, konnten bereits im Jahre 1981 fertiggestellt werden. Im Bereich des Linken Donausammelka¬
nals wurden die Arbeiten zur definitiven Ein- bzw.Anbindung der Sammelkanäle an denselben abgeschlossen.

Ebenfalls zu Ende geführt wurden die Planungsarbeiten für die Umleitung des derzeit noch in das Ziegelwas¬
ser ausmündenden Liesingtal-Sammelkanals zum Kanalnetz des Kaiserebersdorfer Sammelkanals. Im Zuge des
Netzausbaues und für die Entsorgung städtischer Wohnhausanlagenbzw. Nutzbauten wurden Kanäle im 13.,
14., 15., 17., 19., 21., 22. und 23. Bezirk verlegt.

Die Länge der Straßenkanäle hat Ende 1981 1,666.140m erreicht, an Kanalneubautenwurden 10.956 m und
an Kanalumbauten 1.736 m hergestellt.

Im Zuge der Bemühungen um einen verbesserten Hochwasserschutz konnten die Arbeiten für das Projekt
WABAS 80 im Jahre 1981 mit der Herstellung der endgültigen Einmündung des Strebersdorfer, des Brünner-
Straßen- und des Leopoldauer Sammelkanals in den Linken Donausammelkanal abgeschlossen werden. Gleich¬
zeitig konnte in diesen Bereichen das bestehende Kanalnetz durch den Bau von Teilstücken des Strebersdorfer
Sammelkanals(Uberfuhrstraße, Weißenwolffgasse) und des Brünner-Straßen-Sammelkanals(Dammfuß der Flo-
ridsdorfer Hauptstraße bis Fännergasse) an den Linken Donausammelkanalangeschlossen werden.

In der Hauptkläranlage traten im Jahre 1981 keine Betriebsschwierigkeiten auf, die die geforderte Reini¬
gungsleistung beeinträchtigthätten. Im Spätsommer wurde eine Revision der Beckengruppe Süd durchgeführt.
In diesem Zusammenhang wurden die Stahlplatten unter den Kreiseln in den Belebungsbeckenzusätzlich
befestigt. Um eine allfällige Umweltbelastung weitgehend zu verringern, wurden an den Kreiseltischen Abdeck¬
schürzen montiert. Diese sollen eine eventuell auftretende Aerosolbelastung der Luft weitgehend ausschließen
und den Geräuschpegelsenken. Eine größere Betriebssicherheit der Räumer in den Nachklärbeckenkonnte
dadurch erreicht werden, daß sie paarweise zusammengehängtwurden. Um einen gleichmäßigenSchlammab¬
zug zu den EBS zu gewährleisten, wurde nach jedem Eindicker eine Mengenmessung installiert. Zur Hintanhal¬
tung allfälliger Geruchsbelästigungenim Bereich des Eindickerverteilbauwerkes wurden Abdeckungen mon¬
tiert. Zur Optimierung des Energiebedarfes wird eine Automatik, die die Kreiseldrehzahl nach dem jeweiligen
Sauerstoffbedarf regelt, probeweise betrieben. Zur Gewährleistung der FeSO<-Zugabe auch im Winter wurde
im Eisensulfatbecken-Süd eine Heizung eingebaut. Aus klärtechnischerSicht kann festgestellt werden, daß im
ersten Halbjahr 1981 der von der Hauptkläranlage geforderte Kläreffekt voll erbracht wurde. Zeitweise kam es
jedoch zu Schwierigkeiten im Schlammkreislauf mit den EntsorgungsbetriebenSimmering. Bei nicht günstigen
Betriebsbedingungenmit zuviel Schlamm im Kreislauf wurde auf Wunsch der Wiener Holding vom 6. bis
12. April ein Kontrollversuch von der dazu beauftragten Firma VBB-SWECCO durchgeführt, der ebenfalls das
Funktionierender Hauptkläranlage bestätigte. Der zweite Versuch der VBB-SWECCO vom 22.Juni bis 17.Juli
fand bei besseren Bedingungen statt und bestätigte die Ergebnisse der früheren Versuche. Die Reinigungslei¬
stung der Hauptkläranlagewird von der MA 15 überwacht. Laut Wasserrechtsbescheidder MA 58 werden
neben der Biologie der Anlage auch die Einflüsse des Ablaufes auf den Vorfluter beobachtet. Im Zusammenhang
mit dem Labor der Hauptkläranlage sowie in Übereinstimmungmit der Technischen Universität Wien werden
die entsprechenden Konrollanalysen durchgeführt.

Im Jahre 1981 wurden in der Hauptkläranlage rund 156 Millionen Kubikmeter Abwasser mechanisch-teilbio-
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logisch gereinigt, wobei trotz der im ersten Halbjahr auftretenden Schwierigkeiten bei der Schlammbeseitigung
und trotz der Maßnahmen im Verlauf der Schwedenversuche ein mittlerer Reinigungseffekt von 83 Prozent
erreicht wurde. Dem Abwasser wurden auch 10.280 m3 Rechengut und 14.318 m3 Sandfang- und Schotterfang¬
gut entnommen.

Im Interesse einer gemeinsamen Betriebsführung wurden mit 15.Juli die Betriebsanlagen der EBS von der
Stadt Wien gepachtet; ab diesem Zeitpunkt hat die Betriebsführung dieser Anlage die Abteilung übernommen.
In der ersten Phase der Übernahme mußte die Organisation des Betriebes in die Geschäftsgebarung der Stadt
Wien eingegliedert werden. Gleichzeitig wurde durch das Anordnen entsprechender Maßnahmen bei der
Betriebsführung auf der Schlammseite eine Verminderung der Geruchsentwicklungbei den Stapelbehältern
erreicht. Es wurden die knapp unterhalb der Krone der Stapelbehälter einmündenden Schlammrohrebis knapp
über die Sohle der Behälter verlängert, so daß eine ungestörte und ruhige Oberfläche ständig erhalten bleibt.
Außerdem wurde nur mehr jeweils ein Stapler betrieben. In der zweiten Phase wurden bereits Maßnahmen
gesetzt bzw. eingeleitet, um eine technische bzw. wirtschaftliche Verbesserung der Anlage zu erreichen, außer¬
dem zahlreiche Ersatzteile beschafft und Reparaturen durchgeführt. Als Beispiel für eine technische Verbesse¬
rung darf der Einbau einer Absprühanlagebei den Schlackenförderbändernangeführt werden, wodurch eine
ständige Reinigung dieser Bänder und damit ein Hintanhalten des Verschleißes erfolgen. Ferner wurde die Aus¬
schreibung für die Abdeckung der Stapelbehältervorbereitet, das Projekt einer elektrischen Verbindung zwi¬
schen Hauptkläranlage und den EBS durch die dafür zuständige Fachabteilung, die MA 34, ausgearbeitet und
die Ausschreibung für die Herstellung der Zentralleitungvon den EBS bis zu den Belebungsbecken der Haupt¬
kläranlage vorgenommen. Seitens der Firma INOR wurden bei einer der drei Mahltrocknerstraßen wesentliche
Umbauten durchgeführtund in der Zeit von Mitte November bis Mitte Dezember mit dieser Straße ein Probe¬
betrieb gefahren. Dabei wurden jedoch nach wie vor die Garantiewerte nicht erreicht, so daß bezüglich dieser
Anlagenteile weitere Gespräche zwischen der Geschäftsführung der EBS und dem Generaluntemehmer dieser
Firma erforderlich sind. Die Leistung der Anlage im Zeitraum vom 15.Juli bis zum Ende des Jahres bezüglich
Beseitigung des in Fässern angelieferten oder lagernden und in Tankwagen zugeführten Sondermülls sowie des
Klärschlammes kann aus nachfolgender Tabelle ersehen werden:

Zeitraum

15. bis 31.Juli
August .
September . . .
Oktober .
November . . .
Dezember . . .
Insgesamt

Fässer in Stück

258
270

1.631
4.373
6.457
5.470

18.459

flüssige Abfallstoffe
in Tonnen

813
825
923
755
638
660

4.614

Schlamm in Kubikmeter
(Trockensubstanz 4—5 %)

30.000
53.123
69.862
71.258
80.973
80.891

386.107

In baupolizeilichen Angelegenheiten  waren 6.200 neue Akten, davon 3.330 Kanalbe¬
funde, zu bearbeiten sowie5.130 Planbegutachtungengrößerer Hauskanalanlagen im Parteienverkehrdurchzu¬
führen. 3.500 unerledigte Kanalinstandsetzungs- und Anschließungsaufträge aus früheren Jahren wurden über¬
wacht.

Der Einsatzdienstder Abteilung im Kanalbetrieb  hat in den ersten zehn Monaten 9.424 Einsätze
erledigen müssen. Die Materialförderung aus allen Teilen des gesamten Kanalbetriebes war im Jahre 1981
wesentlich höher als in allen vorhergegangenen Jahren. So wurden 25.846 m3 geräumt. Im einzelnen wurden
aus den Schotterfängen 5.042 m3, aus dem Hauptsammelkanalbetrieb 2.903 m3, aus den Straßenkanälen
1.490 m3, aus der Kläranlage Blumental2.569 m3, aus der Hauptkläranlage14.318 m3 und aus dem Pumpwerk
Linker Donausammler524 m3 geräumt. Durch Hochdruckwagenräumungwurden 561.079 m Rohrkanäle und
eine wesentlich größere Strecke als früher an Profilkanälen, nämlich 900.802 m, geräumt.

Von den alten Hochwasserpumpwerkenist nur mehr das in Kaiserebersdorfin Betrieb, das an 29 Tagen
Pumpbetrieb hatte. Sechs Kanalhebewerkeförderten in den ersten zehn Monaten eine Abwassermenge von
2,426.800 m3, acht Regenwasserpumpwerke rund 99.600 m3. In der Kläranlage Blumental wurden
22,809.000 m3 Abwasser gereinigt, wobei der Energieverbrauch 3,938.500 kWh ausmachte. Der Rechengutanfall
betrug 4.195m3. Der Durchschnittan Schmutzfracht beim Zulauf war 202 mg/1 BSBj, der Schnitt beim Ablauf
16 mg/1 BSBs.

Der Bestand an Senkgruben ist auf 31.620 angestiegen. Die Zahl der Senkgrubenräumungenbetrug 20.393,
die Gesamtaushubmenge113.829 m3. Ferner waren 1.266 Abscheiderräumungendurchzuführen, wobei sich ein
Gesamtaushub von 2.024 m3 ergab. Das Pumpwerk Linker Donausammler war fortlaufend schmutzwasserseitig
und fallweise regenwasserseitigin Betrieb. Der Energieverbrauch betrug 33,815.040 kWh für sämtliche
WABAS-Objekte einschließlich Hauptkläranlage. An Rechengut wurden 2.574 m3 abgeführt.
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Für den weiteren Ausbau des Fahrzeugfunknetzeswurden vier weitere Funkgeräte in Fahrzeuge eingebaut.
Für den erweiterten Einsatzwagenfunk wurde die Zentrale mit einem 5-Ton-Selektivruf ausgestattet. Zur Ein¬
bindung der Aspemer Hebewerke in die automatische Funküberwachungder Zentrale wurden zwei weitere
Funkgeräte angeschafft.

Auf Grund des altersbedingtenZustandes mußten drei Fäkalsaugwagen sowie ein Hochdruckwagen erneuert
werden. Der Hochdruckwagen, der erst gegen Jahresende ausgeliefert wurde, wurde erstmals in einer lärmge¬
schützten Ausführung entwickelt, wobei nur ein Lärmpegel von 80 dB erreicht werden wird. Das Fahrzeug wird
somit auch im verbauten Gebiet bei Nachteinsätzen besser eingesetzt werden können. Weiters mußten ein Uni-
mog mit Kran sowie drei Mannschaftsfahrzeuge ebenfalls erneuert werden. Für den Schlauchtransportbei gro¬
ßen Uberlängen bei der Senkgrubenräumungwurden zum Transport zwei Schlauchanhängergekauft. Weiters
jvurde, um Senkgrubenräumungenin Kleingärten besser durchführen zu können, ein weiterer 3-m3-Wagen
nach Genehmigungdurch die Magistratsdirektion-Verwaltungsorganisation gekauft und zum Einsatz gebracht.

Im Zuge der Industrie - und Gewerbeabwasserprüfung  wurden im Jahre 1981 wesent¬
lich weniger Abwasserproben gezogen und verarbeitet als im Vorjahr, was sowohl durch Personalausfall als auch
durch den Einsatz in der Hauptkläranlage verursacht worden ist. So konnten nur 1.142 Abwasserproben gezo¬
gen werden. Bei den vorgenommenen Kontrollen waren 180 negative Ergebnisse festzustellen. In 50 Fällen
mußte zusätzlich Strafanzeige erstattet werden.

In Verfolgung des unbedingt notwendigen Sicherheitsgedankens im Abwasserwesen wurden bereits
21 Sicherheitskoffer(Aluminiumkoffer) den Kanalbetrieben übergeben. In diesen befinden sich jeweils ein
Atemschutzgerät, ein Gasspürgerät, ein Explosimeter, ein Erste-Hilfe-Kasten und ein schnell montierbares
Dreibein mit Flaschenzug und Stahlseil zum Aufziehen Bewußtloser. Darüber hinaus wurde vorerst eine grö¬
ßere Anzahl an Sicherheitshosenbei der MA 54 bestellt und 1981 noch geliefert.

Von den Fahrzeugen der Abteilung wurden in den ersten zehn Monaten rund 954.300 km zurückgelegt,
davon vom Funkwagen 86.600 km, vom Hochdruckwagen88.400 km, von den Senkgrubenräumfahrzeugen
336.300 km; die anderen Fahrzeuge legten 443.000 km zurück.

Insgesamt 50 Führungen wurden durchgeführt, an denen 2.129 Personen teilgenommen haben.

Wasserwerke

Das Wetter des Jahres 1981 zeichnete sich durch eine gleichmäßige Verteilung der Niederschlägeaus,
wodurch sich ein gleichmäßig gutes Wasserdargebotaus allen Quellen ergab. Die Wassergewinnungan den
eigenen Grundwasserwerken an der I. Wiener Hochquellenleitungbetrug 889.200 m3(1980 : 1,361.300 m3). Im
Rahmen der Verbundwirtschaft an der I. Wiener Hochquellenleitungwurden an niederösterreichische Gemein¬
den 1,729 700 m3 Wasser abgegeben, im Vergleich zu 2,003.100m3 im Jahre 1980, an der II. Wiener Hochquel¬
lenleitung an Gemeinden und sonstige Abnehmer außerhalb Wiens 249.700 m3 Wasser(1980:246.500 m3). Der
Gesamtverbrauch sank gegenüber 1980 um 2,760.000 m3; das sind 1,7 Prozent.

Im Jahre 1981 wurden 160,63 Millionen Kubikmeter Wasser aufgebracht. Davon wurden von den Hochquel¬
lenleitungen 79,1 Prozent, der Grundwasserförderung16,7 und der Oberflächenwasseraufbereitung 1,6 Prozent
geliefert. Von der bezogenen Wassermengewurden 2,521.700 m3 an auswärtige Abnehmer und Verbundge¬
meinden, 155,428.000 m3 an das Wiener Rohmetz und 86.600 m3 an die Triestingtal- und Südbahngemeinden
abgegeben. 2,598.200 m3 gingen durch Überfälle und Ableitungen verloren.

Die durchschnittlicheTagesabgabe an das Wiener Rohrnetz betrug 425.830 m3. Das Tagesmaximum wurde
am 2.Juni mit 594.200 m3 erreicht, das Tagesminimumam 1. Jänner mit 312.300 m3 gemessen. Zur Entkei¬
mung der gesamten dem Verbrauch zugeführten Wassermenge wurden insgesamt 35.158 kg Chlorgas und
43.610 kg Natriumchlorit sowie 3.550 1Hypochlorit verwendet. Der äquivalente Chlorverbrauchbetrug daher
53.900 kg, was einem durchschnittlichen Zusatz von 0,34 mg Chloräquivalentpro Liter Wasser entsprach.

Von den Wasserleitungskraftwerken  an den beiden Außenstreckenwurden 48,274.303 Kilo¬
wattstunden an elektrischer Energie geliefert. Davon erzeugten die Werke in Wildalpen und Weichselboden
II ,186.196 kWh. Von den übrigen Einzelwerken lieferten Gaming 35,869.528 kWh, Hirschwang 746.069, Naß-
wald-Reithof 324.800, Kaiserbrunn 61.630 und Hinternaßwald 81.573 kWh.

Unter den Neubauten und Bauvorhaben  konnten die Fernleitungender III. Wiener Wasserlei¬
tung, insgesamt 21 km lang, betriebsbereit fertiggestellt werden. An den Transportleitungen innerhalb Wiens
wurden die Arbeiten am Rohrstrang DN 1200 mm beim Behälter Unterlaa im Versorgungsgebiet Laaer Berg im
März begonnen. Der etwa 500 m lange Abschnitt in der Schemmerlstraße zwischen Swatoschgasse und Hasen¬
leitengasse konnte fertiggestellt werden. In diesem Bereich wurde auch der Versorgungsrohrstrang DN 250 mm
neu verlegt. Ferner waren in diesem Leitungsabschnittdie Errichtung einer Regelkammersowie die Querung
der Bahnbrücke bei der Swatoschgasse in einem Schutzrohr DN 1600 mm notwendig. Zur Einbindung der
III.Wiener Wasserleitung ins westliche Stadtrohmetz wurden Planungsarbeitenmit dem Ziel der Errichtung
einer Regelkammer in der Wittgensteinstraßebetrieben.
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Zur Klärung offener Probleme bei einzelnen Detailprojekten wurde am 3. April der wasserwirtschaftliche
Versuch in der freien Natur mit betriebsmäßiger Ableitung des Pumpgutes nach Wien aufgenommen.Während
einer sechswöchigenPeriode mußte das Grundwasser teilweise, und zwar vom Brunnen Moosbrunn II, zur
Erprobung der Piestingdichtungin die örtlichen Gewässer rückgeleitet werden. Der nachfolgende Hauptver¬
such, der auf mehrere Jahre anberaumt war, mußte am 16. Juli nach Aufhebung des Bewilligungsbescheides
durch den Verwaltungsgerichtshof abgebrochen werden. In den insgesamt 105 Pumptagen wurden 6,7 Millio¬
nen Kubikmeter Grundwasser gefördert, wovon 1,9 Millionen in die örtlichen Gewässer rückgeleitet wurden.
Der Versuch hatte eine Intensivierungaller Beweissicherungsarbeiten zur Folge. Die mit dem Pumpversuch
gleichzeitig eingetretene sommerliche Trockenperiodesowie das Abfallen der Grundwasserstände hatte in den
Orten Ebreichsdorf, Weigelsdorf und Unterwaltersdorf eine große Zahl von Schadensforderungen seitens priva¬
ter Brunneneigentümer zur Folge, wobei auf Grund eines Übereinkommens zwischen den Gemeinden Wien
und Ebreichsdorfbei über 200 gemeldeten Schäden nach kommissionellerPrüfung 153 Schadensfälle abge¬
handelt wurden. Als Notstandsmaßnahmewurden 45 Brunnen finanziell abgelöst, 93 private Brunnen durch
Schlagen, Bohren und Schachten durch die Stadt Wien vertieft und die Installationenentsprechend geändert.
Für die hydrologische und landwirtschaftliche Beweissicherung wurden Wasserstands- und Temperaturmessun¬
gen in Grundwassersonden, weiters Wasserstands-, Temperatur- und Abflußmessungenan Oberflächengewäs-
sem durchgeführt sowie die Messung der Schnee- und Eisverhältnisse im System Piesting/Fischavorgenom¬
men. Ferner waren die landwirtschaftlichenBeregnungsanlagenim Absenkbereich evident zu halten. Im
Behälterareal Moosbrunn wurden Garagen für Betriebsfahrzeuge errichtet. Mit der MA 47 und der MA 49 muß¬
ten in Schutzgebieten Aufforstungsarbeitendurchgeführt werden. Detailprojektierungenwurden unter Ein¬
schaltung der MA 15 und der MA 41 fortgesetzt.

Die Arbeiten am letzten, etwa 3 km langen Teilstück der Ringwasserleitung Ost, mit denen 1980 begonnen
wurde, konnten planmäßig weitergeführt werden. Der etwa 1,3 km lange Bereich St. Marx wurde fertiggestellt,
so daß mit Ende des Jahres der provisorische Betrieb der neuen Leitung zwischen dem Anschluß bei der Sim-
meringer Hauptstraße und dem DN-400-mm-Rohrstrang in der Erdbergstraßemöglich ist. Innerhalb dieses
Leitungsteiles wurden zwei Regelkammem und ein Rohrkanal zur Querung des künftigen U-Bahn-Betriebs-
bahnhofes errichtet. Der Verladebahnhof St. Marx wurde mittels einer Pressung, Preßrohrdurchmesser
1800 mm, unterfahren. Für die Querung des Donaukanales im Tragwerk der Erdberger Brücke wurden die Pla-
nungs- und Vorarbeiten abgeschlossen. Im Herbst konnte mit den Montagearbeitenin der Brücke begonnen
werden.

Die Arbeiten am erdverlegten Teil des BrückenrohrstrangesNordbrücke, der vom rechten Donauufer(Han¬
delskai) über die Nordbrücke bis nach Floridsdorf, Am Spitz, führt, konnten abgeschlossen werden. Als letzter
Teil wurden die Regel- und Anschlußkammeran der Kreuzung Schwaigerstraße—Am Spitz im Sommer fertig¬
gestellt, gleichzeitig die Planungs- und Vorarbeiten für den eigentlichen, etwa 900 m langen Brückenrohrstrang
DN 600 mm betrieben, so daß Anfang Herbst 1981 mit den Montagearbeiten in der Brücke selbst begonnen
werden konnte.

Beim Bau der Auffahrtsrampen zur Brigittenauer Brücke kam es zwischen den im Handelskai liegenden Was¬
serrohrsträngen DN 1200 mm und DN 300 mm und den Rampenfundamentenzu Kollisionen, so daß beide
Rohrstränge umgelegt werden mußten. Der DN 300 mm wurde für den Wasserleitungsbetriebschon 1980 in
die Engerthstraßeumgelegt, der DN-1200-mm-Rohrstrang 1981 auf einer Länge von etwa 500 m am Handels¬
kai selbst weiter landseitig verlegt. Bei der Umlegung mußte auch eine Regelkammer neu errichtet werden. Die
Arbeiten wurden abgeschlossen.

Die Arbeiten am letzten, etwa 650 m langen Teilstück der Ringleitung Süd, DN 1000 mm, das die Behälter
Unterlaa und Laaer Berg verbindet, wurden abgeschlossen. Der Rohrstrang konnte auf seiner vollen Länge in
Betrieb genommen werden.

Die im Jahre 1980 begonnenen Arbeiten am 2.500 m3 fassenden Behälter Buchberg wurden planmäßig fort¬
gesetzt. Das Bauvorhaben konnte bis auf wenige, durch die Witterung verursachte Ausnahmen im Jahre 1981
fertiggestellt werden. Der Behälter wurde noch im Jahre 1981 voll in Betrieb genommen.

Zur Erhöhung der Versorgungssicherheit im Gebiet 23, Anton-Krieger-Gasse—Maurer Lange Gasse soll der
derzeit 400 m3 fassende Behälter Georgenberg auf 1000m3 Inhalt erweitert werden. Für diesen Ausbau wurden
die Planungsarbeiten durchgeführt und die notwendigenrechtlichen Verfahren eingeleitet.

Für den Aufstauversuch Kühwörther Wasser wurden die Wehrbauarbeitenan der Kühwörther Traverse fer¬
tiggestellt und die Wehrverschlüsse, die Limnigraphenstationsowie die Einfriedung des Geländes hergestellt.
Der Aufstau konnte nach dem Augusthochwasserin Betrieb genommen werden, außerdem wurden laufend
hygienische und hydrologische Beobachtungen durchgeführt. Der Übergang vom Oberflächenwasserins
Grundwasserfeld wurde durch Wiederholung des Versuches bei gleichzeitigemUferfiltratsgewinn geklärt. An
den Betriebs- und zusätzlichen Versuchsbrunnenwurde mit den Tests im Dezember 1981 begonnen.

Im GrundwasserwerkNußdorf wurde entsprechend den bisherigen Versuchsergebnissendie Pilotanlage
umgebaut. Das Verfahrenskonzeptkonnte vereinfacht werden, jedoch wurden Alternativenuntersucht. Ferner
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wurde eine Vergleichsführung von Kiesfiltem (2-Schicht, 3-Schicht) hinsichtlich des Betriebsverhaltens vorge¬
nommen und ein Überlastungsversuch von Aktivkohlengemacht, um die maximalen und minimalen Beauf¬
schlagungen zu ermitteln. Schad- und Störstoffe wurden dosiert. Weiters erfolgten Messungen und die Doku¬
mentation der Ergebnisse, Proben und Daten wurden den Gutachtern in der MA 15 und der MA 39 zur Verfü¬
gung gestellt.

Bei der Entleerungsleitung Lobau wurde die oberirdische (provisorische) Dammquerung beseitigt und die
gesamte Leitung unter Terrain verlegt, weiters mit dem Auslaufbauwerk an der Donau sowie der Schalt- und
Meßkammer begonnen. Im Markethäufel war eine Aufbereitungsanlage zu errichten, mußten ferner Haftungsar¬
beiten sowie die Endabrechnung(Konkursverfahren) durchgeführtund an den BrunnengebäudenSanierungen
vorgenommen werden. Hinsichtlich der Staustufe Hainburg wurden Planungsarbeiten ausgeführt. An der
AnreicherungsleitungSchillerwasser waren Rohrlegungsarbeitenvorzunehmen.

Für die Donauinsel Nord wurden Planungsarbeitenhinsichtlich der Staustufe Hainburg und Wien gemacht,
Projektierungen gemäß den Versuchsergebnissen bei den Filterversuchen Nußdorf durchgeführt sowie Bau- und
Betriebskosten geschätzt. Für die Donauinsel Süd waren Planungsarbeitenhinsichtlich Umlegung der Abwas¬
serkanäle OMV-RAG zu leisten. Die MA 45 wurde bei der Beurteilung der hygienischen Beschaffenheit des
Schüttmaterials für die Donauinsel unterstützt.

Unter den Erhaltungsarbeiten  sind vor allem die sechs Abkehren an der I. Wiener Hochquellen¬
leitung anzuführen. Die bisher vorherrschendenGewölbeschleifputzarbeiten wurden bis auf kleine Reststücke
abgeschlossen, wobei im Jahre 1981 noch rund 1.900 m2 ausgeführt wurden. Demgegenüber traten Maßnahmen
für Bauwerksinstandsetzungenin den Vordergrund und werden in zunehmendem Maß das Baugeschehen
beherrschen. Dazu gehören vorwiegend Regiearbeiten zur Behebung von Mauerwerks- und Verputzschäden. So
wurden in Perchtoldsdorf rund 200 m2 schadhaftes Gewölbe durch Abschrämen schadhafter Teile und durch
Einbau einer bewehrten Spritzbetonschale von innen saniert. An zahlreichen Stellen wurden Verputzausbesse¬
rungen, Rißabdichtungenund Bauwerksverfestigungen durch Injektionstechnik ausgeführt, wobei schwierige
Aufgaben von eigenen Arbeitsgruppen vorgenommen und Maurerarbeitenmit allgemein üblichen Vorausset¬
zungen an Firmen vergeben wurden. Die 1980 begonnene Abdeckung des Aquäduktes Mauer mit Stahlbeton¬
fertigteilen der Gesamtlänge von 220 m wurde fertiggestellt. Schutzmaßnahmenfür die I. Wiener Hochquellen¬
leitung waren beim Ausbau der Laaber Straße, B 13, in Perchtoldsdorf zu treffen: Zwischen den Stationen 215
und 218 in Perchtoldsdorf wurde der Leitungskanal auf einer Länge von 125m durch eine tragfähige Stahlbe¬
tonkonstruktion ersetzt, der neue Leitungskanalteil bei der Abkehr 2/81 von 27. bis 30. April angeschlossen
und anschließend das ursprüngliche abgetrennte Kanalstück abgetragen. Bauträger war die Bundesstraßenver¬
waltung des Landes Niederösterreich. Die im Herbst 1980 begonnene Rohrlegung von der Pfannbauernquelle
bis zum geplanten Stollenportal Wetterin-West in einer Gesamtlänge von rund 1.700 m wurde mit der Verfül¬
lung der Künette und den Rekultivierungsarbeiten abgeschlossen.

Im Quellgebiet I wurden am Projekt Sieben Quellen in den SchneealpenstollenNord und Süd die elektro¬
technischen Einrichtungen im Wasserschloß Reißtal und die Station Karlgraben fertiggestellt. Zusätzlich muß¬
ten eine 20-kV-Kompensationsdrosselund Überspannungsableiterfür das 20-kV-Stollenkabel montiert, der
Rohrsockel von der Mittelsektion zwischen Station 0—480 hergestellt werden. Die Stollensohle war bei der
Süd-Station 580—1930 zu reinigen und zu waschen. Ferner erfolgte der Austausch von zwei schadhaften Schie¬
bern mit dem Durchmesser von 300 mm. Im Kraftwerk Hinternaßwald wurde am 26. März mit dem Bau
begonnen. Das gesamte Objekt, rund 1.700 m3 umbauter Raum, konnte baumeistermäßig fertiggestellt werden.
Ferner wurden die Zulauf- und Ablaufrohrleitungen hergestellt sowie die gesamten Kabelverlegungen im Kraft¬
hausbereich durchgeführt. Mit der elektrotechnischen Montage wurde begonnen, die 20-kV-Schaltanlage und
die Trafos(500 und 50 kVA) wurden aufgestellt, die Kranbahn wurde montiert und die hydraulischeEinrich¬
tung (Turbine, Regler, Synchronauslaßusw.) angeliefert. Im E-Werk Reithof mußte die Generatorkupplung
erneuert, eine Eigenversorgungsanlage für die städtischen Magazine und Werkstätten hergestellt werden. Das
Aufseherhaus Reithof erhielt eine neue straßenseitige Einfriedung. In Naßwald wurden rund 3.000 m2 Bitukies-
decke im Bereich der Forstverwaltung, in Hinternaßwaldim Bereich der Quellfassung Schütterlehne sowie der
Auffahrt zum Schneealpenstollenhergestellt. Die Quellfassungen im Bereich Naßwald wurden einheitlich mit
Standrohren und Wasserstandsanzeigern auf Schwimmerbasis ausgestattet. Eine wasserstandsabhängige Regelung
des Durchflusses in der Druckrohrleitung in Naßwald von der Kammer B—C zum StollenX wurde eingerich¬
tet. Im Stollen IV mußte ein Ablaufgerinne der Straßenentwässerung zur Schwarza aus Beton-Halbschalen her¬
gestellt werden, um den Stollenzugang zu sichern. Im Museum Kaiserbrunn wurde ein Radbrunnen in der Frei¬
lichtschau aufgestellt. In den Werkstätten Naßwald und Hirschwang waren Schlosserarbeiten für die Schnee¬
alpenstollen Nord und Süd durchzuführen, wurden Tore für Garagen und die Einfahrten zu den Dienstobjekten
hergestellt. Für die Wasserentnahme am Karl-Ludwig-Haus mußte bei der Talstation der Materialseilbahn im
Prciner Gscheid Wasser zugeleitet werden.

An der Ortswasserleitung Knappenberg wurde die bestehende Quellfassung saniert, eine neue Quelle gefaßt
und der Behälter beim Glockenhaus instand gesetzt. Ferner waren Abkehrarbeitenzu leisten. So wurde im Stol-
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len VII ein Beruhigungsrechenfür die Meßstelle eingebaut, in den Stollen II bis VI ein zwanzigpaariges
Betriebstelephonkabelverlegt, bei der Station 109/110 der Absturz zur Erhöhung der Durchleitfähigkeitdes
Leitungskanals erhöht. In Payerbach mußte im Bereich Anton-Wieser-Straße—Bahngasse die Hochquellenlei¬
tung durch den Ortskanal Payerbach unterfahren, in der Station 117/120 Ausblühungen und Verputzschäden
im Leitungskanal saniert und ein Hochbord sowie eine Bitukiesbefestigung zum Schutz des Leitungskanals her¬
gestellt werden. Am Hochschneeberg war für den Quellschutz eine Dolineneinzäunung herzustellen. Ferner
wurden die Senkgrubeninhalte auf Schneeberg, Rax und Schneealpe abtransportiert, Öltransporte sowie der
Forststraßenbau kontrolliert. Im gesamten Quellschutzgebieterfolgten regelmäßig Kontrollbegehungen.

An der II. Wiener Hochquellenleitungwurden im Zuge von Rutschhangentwässerungenauf der Bäckerwiese
1.700 m Künetten fertiggestellt, die Entwässerungsowie Horizontalbohrungen bei T 54 vorgenommen. Der
Harlandaquäduktmußte saniert, ein Schutzgewölbe über die II. Hochquellenleitungim Zuge des Ausbaues der
S 25 errichtet werden. Im WAG-Stollen wurden Injektionsarbeitenmit 151m3 Zementmörtel und 56 lfm Boh¬
rungen durchgeführt; fünf Abkehrungen mußten an der II. Hochquellenleitungmit insgesamt 49 Einsatz- und
Baustellen saniert werden. Risse wurden mit Aquapaint auf einer Länge von 342,9m, mit Waterplug auf
721,9m ausgebessert. Eine Aquapaintbeschichtungin Eigenregie war auf 1.238 m2 vorzunehmen, Gewölbe¬
schleifputz wurde auf 2.192,2m2, Gewölbedichtputz mit Thoroseal auf 407,6m2 hergestellt, 8 Dükerentlee¬
rungsschieber wurden gegen Dichtklappen ausgewechselt, 372 m2 Kunststoffolie wurden eingebaut.

Im Quellgebiet II wurden in der PfannbauemquelleRohre zwischen Aschbachdükerund Stollanschlagpunkt
im Jagabauerngraben verlegt. Beim Zugang 4 war ein neues Stollenportal nach Verlegung eines VOEST-Durch-
lasses zu errichten. Im Wasserleitungsmuseumkonnten die Adaptierungsarbeitenfortgesetzt werden. Ausbau-
und Asphaltierungsarbeitenwurden an der Schreier- und Siebenseestraße sowie an diversen Vorplätzen vorge¬
nommen, außerdem wurde eine Zufahrt zum Zugang 8 a hergestellt. Diverse Gebäude mußten mit Eternit ein¬
gedeckt werden, ferner waren Schnee- und Sturmschäden auszubessem. In Weichselbodenwurden die Dienst¬
wohnung und die Edelbodenhütte fertiggestellt. Im Salzaaquädukt konnte die Steinauswechslungfortgesetzt
werden. An der 20-kV-Freileitung zwischen Brunn und Gschöder mußten Masten ausgewechselt, ein betriebs¬
eigenes und ein Femmeldekabel in Gschöder verlegt werden. Mehrere Trenn- und Leistungsschalter waren in
den Hochspannungsräumenauszuwechseln, diverse Niederspannungskabel zu verlegen. In Ortswasserleitungen
wurden Wasserzähler zur Eichung ausgetauscht sowie einige Rohrgebrechen behoben. An vier Abkehren an der
I. und II. Hochquellenleitung wurde mitgearbeitet, eine Abkehr im Quellgebiet II durchgeführt. Schließlich
wurden Wassermengen- und Temperaturmessungenbei den gefaßten und eingeleitetenQuellen sowie bei der
Pfannbauern-, Antenkar-, Kräuterbrunnen-, Brunnseequelle und am Aschbach oberhalb der Pfannbauemquelle
durchgeführt.

Unterhalb des 900-mm-DruckrohrstrangesN-Kammer — KW 22 war im Bereich Hopfgarten eine Drainage
vorzunehmen. Im Einzugsgebiet der Wetterin und des Tonion wurden an 17 Meßstellen einmal wöchentlich
Mengenmessungenzur Beweissicherung für den Bau des Wetterinstollens durchgeführt, am Siebensee- und
Schreierrohrstrang Annubar-Meßeinrichtungen eingebaut und für den Einbau vor dem Salzaaquädukt und beim
Zugang 7 a Vorbereitungengetroffen.

In den Anlagen in Wien konnte nach Beendigung des Umbaues auf Drehzahlregelung und Vollautomatik das
Pumpwerk Wienerberg in Betrieb genommen werden. In den VersorgungsgebietenFaniteum und Klein
Cobenzl wurden Druckreduzierungsventileeingebaut, um möglichst konstante Druckverhältnissezu erzielen.
Beim Zufluß zur Kammer III des Behälters Laaerberg wurde ein 400-mm-NW-Druckreduzierventileingebaut.
In der DruckentlastungskammerMauer mußten an Stelle der alten Keilovalschieber zwei neue Sperrklappen
900-mm-NW eingebaut werden. Bei der Behälterabgangsleitung Hungerberg wurden die zwei alten Keiloval¬
schieber gegen zwei neue Sperrklappen 900-mm-NW ausgewechselt. Der Umbau der hydroelektrischen Anlage
des Pumpwerkes Neustift am Walde wurde geplant, mit den Arbeiten begonnen. Die Planungsarbeitenfür die
ChlordioxydanlageMauer, betreffend den Umbau der Anlage, konnten in Angriff genommen werden. Das
Grundwasserwerk Wasserpark mußte infolge des Baues der Autobahn A 22 stillgelegt werden. In 13, St.-Veit-
Gasse, wurden im Bereich zwischen Hietzinger Kai und Hietzinger Hauptstraße die Steuerkabeln verstärkt.
Kabelverlegungen erfolgten ferner über die neue Reichsbrücke, im Salzatal zwischen Zugang 16 und Gschöder
sowie im Stollen der I. Hochquellenleitungvon Kaiserbrunn bis Zugang 7. Je ein Fernwirkgerät wurde zwi¬
schen Naßwald und der Betriebsleitung Hirschwang mit Alarmanlage sowie zwischen Wolfersberg und Amts¬
haus Grabnergasse in Betrieb genommen. Im Amtshaus 6, Grabnergasse6, wurde der zweite veraltete Heizkes¬
sel gegen einen neuen Hochleistungskesselausgetauscht, wodurch der Heizölverbrauchnoch weiter herabge¬
senkt werden konnte.

Im städtischen Rohrnetz wurden in der Einsiedeleigasse im 13. Bezirk die Arbeiten zur Behebung der Druck¬
mangelerscheinungenfortgesetzt. In der Himmelstraßeim 19. Bezirk, bei DruckmangelgebietNr. XIV, wurde
mit den Arbeiten zur Behebung der Druckmangelerscheinungenbegonnen. Auch im Jahre 1981 konnte den
durch die Grundwasserabsenkungbzw. Grundwasserverunreinigungin der Schwarzlackenau betroffenen Sied¬
lern durch Verlegung eines rund 200 m langen Rohrstranges, der die Anlieferung von einwandfreiem Trinkwas-
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ser gewährleistet, geholfen werden. In der Eichenstraße im Abschnitt zwischen Längenfeldgasse und Steinacker¬
gasse wurden vor den StraßeninstandsetzungsarbeitenRohrstränge der Dimension 80, 525 und 870 (je 320 m)
gegen DN 150, 500 und 1000 ausgewechselt. Ausgelöst durch Bauvorhaben der MA 28 — Bundesstraßenver-
waltung wurden Rohrstränge der Dimension 150, 200 und 250 in einer Gesamtlänge von rund 1.150m verlegt.
Über Antrag privater Interessenten und auf Grund von Verpflichtungen zum teilweisen Kostenrückersatz
gemäß§ 6 des WVG 1960 wurden, insbesondere im 10. Bezirk in der Heimkehrersiedlungund in der Hardegg¬
gasse im 22. Bezirk, Rohrstränge in einer Gesamtlänge von rund 860 m verlegt. Die im Jahre 1980 gestartete
Aktion, den Bestand an unterirdischen Kammern und Schächten aufzunehmen sowie deren Standsicherheit zu
beurteilen, wurde weiter fortgesetzt.

Für den Ausbau des städtischen Rohrnetzes sowie zur Versorgung wurden 4.938 m Neurohrlegungendurch¬
geführt, außerdem 31.123 m Rohre ausgewechselt. Am öffentlichen Rohrnetz konnten 830 Schadenstellen ent¬
deckt und deren Behebung durchgeführt werden. An Armaturen entstanden 743 Schäden. Zur Hilfeleistung bei
Gebrechen an Wasserleitungseinrichtungenwaren 2.135 Einsätze erforderlich, wobei von drei Einsatzfahrzeu¬
gen 33.680 km zurückgelegt wurden. Bis Jahresende wurden 531 Neuherstellungenvon Abzweigleitungen und
T-Abzweigleitungengetätigt, dabei 16.815 m Rohre verlegt, außerdem 483 Wasserzählerneu eingebaut. An
Abzweigleitungen traten 3.874 Gebrechen auf. Im Rahmen des turnusmäßigen Auswechslungsdienstes wurden
21.713 Wasserzähler ausgewechselt und in der betriebseigenen Werkstätte 21.421 Wasserzähler repariert.
53 Verstärkungen von Abzweigleitungen sowie 145 Ergänzungen mußten vorgenommen werden. Im Zuge der
Kontrolltätigkeit waren 2.334 Installationsüberprüfungendurchzuführen; dabei wurden 448 Gebrechen fest¬
gestellt. Durch deren Behebung konnte eine Wassermenge von 7.109m3 pro Tag eingespart werden.

Auf rechtlichem Gebiet waren für verschiedene Projekte Verhandlungen zu führen. Für die Grundwasser¬
gewinnungsanlage Markethäufel konnte nach Abschluß der behördlichen Verfahren die Eintragung im Wasser¬
buch mit dem diesbezüglichenBescheid der MA 58 erwirkt werden. Im Zusammenhang mit Wasserbauvor¬
haben der Abteilung waren die Einleitung, Abwicklung und Finalisierung von zahlreichen behördlichen Verfah¬
ren erforderlich, so für das Hebewerk Rosenhügel, die Chlordioxydanlage Rosenhügel, die Rohrbrücke über den
Mauerbach und für den WasserbehälterBuchberg. Im Jahre 1981 wurde für das WasserleitungsprojektPfann-
bauemquelle das Grundbenützungsübereinkommenmit den Österreichischen Bundesforsten, die den größten
Anteil der durch das Projekt berührten Grundflächen verwalten, abgeschlossen. Von den zahlreichen anderen
Projekten, an denen seitens der Rechtsabteilung verwaltungsmäßig mitgearbeitet wurde, sind erwähnenswert die
Sanierung der Brunnen 1, 2, 4 und 5 des Grundwasserwerkes Wollersdorf, die Abänderung der Ablaßeinrich¬
tung und der Einmündung der Stixensteiner Leitung in Temitz, der Bau eines Entleerungskanals der Stixenstei-
ner Leitung und der Einstiegschachtin Baden, ferner die Erhöhung des Brunnengebäudesund die Gelände¬
anpassung beim Brunnen B des Grundwasserwerkes Matzendorf, der Eichkogelstollen, der Umbau des Aufse¬
hergebäudes Gumpoldskirchenund die Verlegung des Leitungskanals in Perchtoldsdorf im Zuge des Umbaues
der B 13. Zahlreiche Projekte der II. Wiener Hochquellenleitungwurden in administrativer Hinsicht neu einge¬
leitet, weitergeführt bzw. abgeschlossen, wobei die Rutschhangsanierungen Scheibbs — Schacherlsiedlung,
Neustift bei Scheibbs— Turm 54 und Kreisbach(Wilhelmsburg—Bäckerwiese) besonders zu erwähnen sind.

Mit Bescheid des Bundesministersfür Land- und Forstwirtschaft vom 19. März 1981 wurde der Antrag der
Stadt Wien auf eine Vornahme eines wasserwirtschaftlichen Versuches in der freien Natur wasserrechtlich
genehmigt. Auf Grund der Beschwerde der Wasserwerksgenossenschaft an der Fischa-Dagnitz, der Piesting,
dem Jesuiten- und dem Reisenbach vom 5. Mai 1981 wurde diese Bewilligung vom Verwaltungsgerichtshof
wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrens Vorschriften mit Entscheid vom 14. September 1981
aufgehoben.

Bei 43 Wasserrohrgebrechen wurden Schadenersatzforderungen gestellt. Außerdem wurden auch für aus den
Vorjahren laufende Schadensfälle Beträge von insgesamt 600.000 S an Schadenersatzleistungenzur Auszahlung
gebracht. 320 Schadensakte im Zusammenhang mit Beschädigungen von Wasserleitungsanlagen konnten abge¬
schlossen werden. Die teilweise anstandslos, andererseits im Klagewege hereingebrachten Beträge beliefen sich
auf 2,070.000 S.

Zuzählungsanträgefür die Förderung aus dem Wasserwirtschaftsfonds wurden für die III. Wiener Wasserlei¬
tung, Bauabschnitt III, in der Höhe von 1,568.000 S eingereicht. Für die Ringwasserleitung Ost belief sich der
Betrag auf 2,478.000 S, für die Philadelphiabrückeauf 2,727.000 S und für den Behälter Laaer-Berg, Bauab¬
schnitt II, auf 320.000 S.

40 Verwaltungsstrafverfahren nach dem Wasserversorgungsgesetz waren anhängig.
Im Zusammenhangmit der Verwaltung des Grundbesitzes sowie der Sicherung des Bestandes und Betriebes

aller Wasserleitungsanlagen war es erforderlich, 70 Bestand-, Gestattungs- und sonstige Verträge neu abzuschlie¬
ßen. Außerdem mußten 150 Wasserlieferungsverträge auf Grund der mit 1. Jänner 1981 eingetretenen Tarif¬
regulierung abgeändert werden. Hiezu kommt noch die Ausstellung von 150 Fischereilizenzen für den Wiener¬
waldsee samt Zuflüssen. 460 behördliche Verfahren, bei denen die Stadt Wien als Partei betroffen war, wurden
einer lagerbuchmäßigen Bearbeitung zugeführt.
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Für die im Interesse der Stadt Wien gelegenen Vorhaben Fremder wurden Kostenzuschüsse durch die verfas¬
sungsmäßig zuständigen Organe der Stadt Wien genehmigt, und zwar für die Freiwillige Feuerwehr Wildalpen
und den Fremdenverkehrsverein Wildalpen je 50.000 S, für die Gemeinde St Egyden/Steinfeld40.000 S, für
die Freunde des Neuberger Münsters 25.000 S; je 7.500 S für die Steirische Berg- und Naturwacht, Bezirksstelle
Mürzzuschlag sowie Gußwerk, ferner für den österreichischen BergrettungsdienstLandesstelle Wien-Nieder¬
österreich; schließlich6.600 S für die Naturfreunde-Österreichs und 5.000 S für die Steirische Berg- und Natur¬
wacht, Bezirksleitung Bruck an der Mur. Schließlich wurden 166 Fälle bezüglich der Gebarung mit Haftrückläs-
sen abgewickelt.

Technische Grundstücksangelegenheiten
Das Referat für Liegenschaftstransaktionen hat die Aufgabe, die Zweckmäßigkeit des An- und Verkaufes, der

Nutzung und Verwertung von Liegenschaften für die Stadt Wien und ihre Fonds zu begutachten und diese Lie¬
genschaften zu bewerten. So konnte die Abteilung im Jahre 1981 wieder mitwirken, daß einerseits den „grund¬
verbrauchenden“ Dienststellender Stadt Wien die erforderlichenGrundstücke zeitgerecht zur Verfügung ste¬
hen und daß andererseits der Boden der Stadt Wien seiner widmungsgemäßen Verwertung, wie sie im Betriebs-
ansiedlungsprogramm, im Siedlungsprogramm, in der Verkehrskonzeptionund nicht zuletzt im Entwurf des
Stadtentwicklungsplanes konzipiert ist, zugeführt wird.

Der Ankauf von Grundstücken für zukünftige Wohnbauvorhaben  samt Nebeneinrichtungen, wie
Sammelgaragen oder öffentlich zugängliche Grünflächen, erfolgte fast zur Gänze im dicht verbauten Stadtge¬
biet, das heißt durchwegs für die Stadterneuerung. Als Beispiele sind anzuführen der Erwerb der Grundstücke
in 6, Gumpendorfer Straße 40—44, 10, Hofherrgasse, 12, Niederhofstraße(ehemaliges Pfann’sches Bad), in 17,
Elterleinplatz 11, 19, Hardtgasse 10 und in 23, Oldenburggasse— Don-Bosco-Gasse — Kinskygasse. Die An¬
käufe in den Außenbezirken, in denen bisher landwirtschaftlich genutzte Grundstücke einer Aufschließung und
Bebauung zugeführt werden sollen, erfolgten durchwegs für zukünftige Betriebsansiedlungen. Ein Schwerpunkt
lag im Bereich des Motoren- und Getriebewerkes der Firma General Motors Austria im 22. Bezirk, ln diesem
Fall hat die Stadt Wien es übernommen, die Arrondierung dieser bundeseigenen Liegenschaft durchzuführen,
das heißt, die im Privatbesitz befindlichen Flächen durch Tausch oder Kauf zu erwerben und dann an die Repu¬
blik Österreich im Tauschwege zu veräußern. Im Jahre 1981 wurden rund 540.000 m2 von der Stadt Wien er¬
worben und 512.000 m2 im Tausch veräußert. Im 11. Bezirk, an der Alberner Hafenzufahrtsstraße, konnten in
mehreren Verträgen 40.000 m2 an unbebauten Grundstücken für zukünftige Betriebsansiedlungenangekauft
werden.

In den verschiedenen Stadtgebieten konnten gezielte Grunderwerbe abgeschlossen werden, so z. B. für Park¬
anlagen in 10, Paltramplatz 10 und in 11, Kopalgasse 43; für Schulbauten in 2, Adambergergasse5 und 4, Karo¬
linengasse 15; für den Straßenbau in 14, Mariabrunn, 23, Breitenfurter Straße 289 und Erlaaer Straße 71; für ein
Pensionistenheimin 5, Arbeitergasse 47; für die Wasserwerke im 21. Bezirk am Bisamberg sowie das Baumgart¬
nerhaus am Schneeberg; für Deponierzwecke in Markgrafneusiedl, Niederösterreich; für die U 3 in 3, Erdberg¬
straße für den Betriebsbahnhof; für eine Baumschule des Stadtgartenamtes in 22, Eßling und für eine Kleingar-
tenansiedlungin 10, Eibesbrunnergasse. Besonders zu erwähnen ist der Ankauf zweier Gebäude, die als Amts¬
häuser verwendet werden sollen, und zwar der Bürohausneubau in 8, Lerchenfelder Straße4 sowie das denkmal¬
geschützte Palais Harrach in 1, Freyung 3. In beiden Fällen waren die Begutachtung und Bewertung arbeitsauf¬
wendig und schwierig; die Abteilung mußte mit mehreren anderen Dienststellen, wie der Magistratsdirektion-
Verwaltungsorganisation und der MA 26, laufend Zusammenarbeiten.

Durch die abgeschlossenen Verkäufe, Baurechtsbestellung und Bestandgaben wird die Stadtentwicklungin
die richtigen Bahnen gelenkt und die Realisierung der Planung ermöglicht. Als Beispiele aus dem Jahre 1981
seien genannt der Verkauf eines Bauplatzes in Vösendorf an die Postverwaltung für ein Wählamt, das auch Teile
des 23. Bezirkes versorgen wird. Im Rahmen des Siedlungsprogramms wurden Bauplätze für Einfamilienhäuser
in 21, Großfeldsiedlung, 22, Mühlhäufel sowie im 13., 14., 19., 22. und 23. Bezirk zum Teil an Personen veräu¬
ßert, die das Grundstück bereits im Baurecht nutzten. Baurechtsbestellungen wurden für Wohnbauzweckein
mehreren Bezirken, für ein Jugendheim in 13, Amalienstraße, für ein Pensionistenheim des Kuratoriums der
Wiener Pensionistenheimein 13, Schrutkagasse und für ein Altenheim des Vereins„Altenhilfe“ in 23, Haymo-
gasse 92, vorgenommen. Das „Deutschmeisterpalais“ in 1, Parkring 8, wurde dem OPEC-Fonds für Entwick¬
lungshilfe verkauft, wodurch die Erhaltung und Revitalisierung dieses Ringstraßenpalais gewährleistet ist. Wei¬
tere Verkäufe erfolgten für Betriebsansiedlung in 3, Modecenterstraße, in 10, Eibesbrunnergasse, in 11, Schem-
merlstraße und in 23, Heizwerkstraße. Mehrere Veräußerungen wurden an die Republik Österreich — Bundes¬
gebäudeverwaltung1, an die Bundesstraßenverwaltung und die Österreichischen Bundesbahnendurchgeführt.
Leider muß festgestellt werden, daß diese Vertragsabschlüsse erst viele Jahre nach der tatsächlichen Inanspruch¬
nahme der Grundstücke durch die Bundesdienststellenrealisiert werden konnten.

Eine besondere Aufgabe erwuchs der Abteilung aus der im Spätherbst 1981 beschlossenenGründung des
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Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, wobei die Stadt Wien Grundflächen von über 700.000 m2 in verschiedenen
Teilen Wiens in den Fonds einbringt. Die Abteilung war im Laufe des Jahres 1981 monatelang damit beschäf¬
tigt, im Zusammenwirkenmit anderen Dienststellen betreffende Liegenschaften im Besitz der Stadt Wien zu
begutachten und auf ihre Eignung zu prüfen. Schließlich mußten die einzelnen Grundstücke planlich sowie da¬
tenmäßig erfaßt werden, wobei sich im Laufe der Vorberatungenimmer wieder Änderungen ergaben. Trotzdem
wurde auf Genauigkeit bei den aktuellen Plänen an den Grundstückslistengrößter Wert gelegt.

Erwähnenswert sind auch die am 1.Juli 1981 erfolgten organisatorischen und personellen Änderungen in der
Stadtbaudirektion. Zu den Geschäften des Stadtbaudirektors, dem die Abteilung untersteht, gehört nunmehr
auch die „Mitwirkung bei der Beschaffung von Grundstücken und bei anderen Liegenschaftstransaktionen“.
Weiters wurde die Gruppe Planung in der MD-Stadtbaudirektiongeschaffen, in der die Abteilungen der Ge¬
schäftsgruppe Stadtplanungmit der MA 40 zusammengefaßt sind. Zu den Geschäften der Gruppe gehören un¬
ter anderem die Mitwirkung und Koordinierung in allen Angelegenheiten der Nutzung städtischer Grund¬
stücke, die Mitwirkung bei Grundtransaktionen der Stadt Wien sowie die enge Kooperation mit der MA 69.

Die Aufgaben der Abteilung umfassen auch die Beobachtung des Realitätenmarktes in Wien und die Prüfung
der Preisangemessenheit von Grundstücken nach dem Wohnbauförderungsgesetz1968, dem Wohnungsverbes¬
serungsgesetz und dem Ausländergrunderwerbsgesetz. Von dieser Tätigkeit ist zu berichten, daß die Zahl der
Liegenschaftstransaktionen in Wien im Jahre 1981 geringer war als in den Vorjahren, da die Nachfrage offen¬
sichtlich gesunken ist. Als Ursache sind die hohen Kreditzinsen zu vermuten. Dies müßte eigentlich zu einem
Sinken der Grundstückspreiseführen, was aber nicht beobachtet werden konnte. Relativ zahlreich sind die Ver¬
käufe unbebauter Bauplätze durch einen Wohnbauträgeran einen anderen, wobei hohe Preise verlangt und er¬
zielt werden mit der Begründung, daß die Selbstkosten des Verkäufers— im wesentlichen durch Darlehenszin¬
sen entstanden — eben so hoch wären. Diese Entwicklung wird bedauert, man nimmt aber an, daß dieser Um¬
schichtungsprozeßmehr oder weniger abgeschlossen ist. Generell ist zu sagen, daß derzeit in Wien sowohl für
Wohnbauzwecke wie für Betriebsansiedlungen genügend unbebaute Grundstücke zur Verfügung stehen, so daß
in dieser Hinsicht für die zukünftige Neubautätigkeitkeine Schwierigkeiten bestehen dürften.

Besonders erwähnenswert ist die Aktion »Anwendung des § 43 der Bauordnung für Wien“. Diese Bestim¬
mung sieht vor, daß die Eigentümer von Baulücken und von nicht widmungsgemäßgenutzten Bauplätzen
durch die Baubehörde aufgefordert werden können, innerhalb eines Jahres selbst bauklassenmäßig zu bauen. Bei
Nichterfüllungdieser Aufforderung kann die Stadt Wien oder jeder andere Bauwillige dieses Baugrundstück
enteignen, um es widmungsgemäßzu nutzen. Auf Veranlassung der Abteilung sowie auf Antrag der MA 69
wurde im Jahre 1981 eine größere Anzahl solcher Aufforderungsbescheide erlassen. Der Erfolg hat sich insoweit
eingestellt, als einige dieser Liegenschaften, die jahrelang brachlagen, an gemeinnützigeWohnbauträger verkauft
wurden; bei anderen stehen die Verhandlungen zum Verkauf an die Stadt Wien vor dem Abschluß.

Im Sonderreferat Miet - und Nutzwertberechnung  umfaßten rund 90 Prozent der an¬
gefallenen Agenden die Begutachtung von Anträgen gemäß § 12 des WEG 1975 und die Verfassung von Gut¬
achten über die Nutzwertermittlungzur Begründung von Wohnungseigentum. Bei der Mehrzahl dieser Akten
(rund 75%) handelte es sich um Neubauten, während sich der restliche Teil auf Altbauten bezog. Die Bearbei¬
tung der Akten betreffend Altbauten braucht infolge der seit der Errichtung eines solchen Hauses eingetrete¬
nen, meist umfangreichenbaulichen Abänderungen einen wesentlich größeren Zeitaufwand. Rund 10 Prozent
der angefallenen Akten bezogen sich auf die Parifizierung von Friedensmietwerten1914 für Schlichtungsstellen
und Gerichte, wobei sich der Großteil der Akten meist aus anhängigen Verfahren nach § 7 des MG ergab. Der
Akteneinlauf betrug 625 Dienststücke, was gegenüber dem Vorjahr eine Abnahme um 74 Stücke bedeutet.

Mit den grundtechnischen Vorarbeiten zur Einleitung von Verhandlungen über den Ankauf von Grundflä¬
chen für die Errichtung der U-Bahn-Linien U 6 und U 3 wurde begonnen, in einzelnen Fällen sind bereits auch
Gutachten ausgearbeitet worden. Des weiteren hat die Abteilung an den Gesprächen des ArbeitskreisesU-Bahn
in der MA 18 teilgenommen.

Im Zusammenhang mit der am 1.Jänner 1980 beim Finanzamt angelaufenen Hauptfeststellung für das land-
und forstwirtschaftlich genutzte Grundvermögen hat die Zentrale Liegenschaftsevidenz  die
Überprüfung von etwa 400 Einheitswertbescheidenfortgesetzt bzw. deren Daten in Evidenz genommen. Viel¬
fach konnten magistratsintem Richtigstellungen, zum Beispiel hinsichtlich der Verwaltungszuständigkeiten,
durchgeführt werden. Bestandsverträge wurden gleichzeitig mit den Neueinmessungenauf den letzten Stand
gebracht, wobei bei den Buchhaltungsabteilungenzum Teil auch eine wesentlich bessere Umlegung der Be¬
standszinse auf Pächter städtischer Grundflächen erzielt werden konnte. Gerade im Sinne der derzeit ange¬
spannten Finanzlage ist die Abteilung bemüht, gemeinsam mit den grundverwaltendenund den städtischen Fi¬
nanzdienststellentiefgreifende Maßnahmen zu setzen, um einerseits die Grundsteuer lückenlos den Pächtern
anzulasten, andererseits diese nicht mit überhöhten Forderungen zu konfrontieren. Auf Grund der in den letz¬
ten Jahren gesammelten Erfahrungen hat es sich erwiesen, daß die in den verschiedenen Abteilungen auftreten¬
den Schwierigkeiten sich nur durch zentrale Koordinierungbeheben lassen. Das Referat hat einem Auftrag zu¬
folge einen Katalog zur einheitlichen Festlegung der Verwaltungszuständigkeitenfür sämtliche städtische
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Grundflächenmit allen seinen Problemen zusammengestellt. Dieser wurde der Magistratsdirektion zur weiteren
Behandlung vorgelegt. Um die Weitergabe von liegenschaftsbezogenen Daten zwischen sämtlichen damit befaß¬
ten Abteilungen zu verbessern, hat die Abteilung zuletzt auch ablauforganisatorische Verbesserungenvorge¬
schlagen.

Auf Grund der generellen Durchsicht des städtischen Grundeigentums, die für weite Teile des Stadtgebietes
abgeschlossen ist, konnte die Abteilung bei Überarbeitungendes Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes der
MA 21 wertvolle Hilfe anbieten.

In der Karteianlage des Schriftoperates wurden im Hinblick auf die für 1982 angekündigte EDV-mäßige Er¬
fassung der Liegenschaftsdaten weitestgehend die Eintragungen mit Daten ergänzt, die bei der Durchsicht erho¬
ben wurden.

Im Zuge der begonnenen Umstellung der Grundbücher auf automationsunterstütztenBetrieb(EDV) hat die
Abteilung im April begonnen, die EDV-Eintragungen der Bezirksgerichte Innere Stadt, Favoriten, Hietzing und
Liesing zu überprüfen und allfällige Fehleintragungen beim Grundbuch zur Berichtigung angezeigt. Ein beson¬
deres Augenmerk mußte auf die intabulierten Pfandrechte gelegt werden. Die Fortsetzung dieser Arbeiten wird
im Jahre 1982 einen bedeutenden Teil der Tätigkeit einnehmen.

Städtische Friedhöfe
Mit Beschluß des Wiener Gemeinderatesvom 30. Oktober 1981, Pr.Z. 2676/81, wurden die Arbeitsentgelte

des TeilesB des Tarifes für die Bestattungsanlagen der Stadt Wien auf Grund der laufend steigenden Kosten für
Betriebsmittel um 12 Prozent angehoben, wobei auch die LohnsteigerungenBerücksichtigung gefunden haben.

Im Jahre 1981 wurden in den Wiener städtischen Friedhöfen insgesamt 25.410 Beerdigungen durchgeführt,
was gegenüber dem Jahre 1980 eine geringfügige Steigerung um 354 Fälle oder um 1,4 Prozent bedeutet. Insge¬
samt wurden 20.901 Erd- und 4.639 Urnenbestattungenvorgenommen. Die Zahl der Erdbestattungenist somit
gegenüber dem Vorjahr um 108 Fälle zurückgegangen, die der Urnenbestattungen hat um 158 Fälle zugenom¬
men. So stieg auch der Anteil der Urnenbeisetzungenan der Zahl der Gesamtbeerdigungenvon 16,2 auf 18,3
Prozent. Von den insgesamt 25.410 Beerdigungen entfielen 20.799 oder 81,9 Prozent auf Beilegungen in Erd-
und Umengräbern, 2.164 oder 8,5 Prozent auf Neubelegungenin heimgefallenen Grabstellen, 1.690 (6,6%) auf
Neubelegungenauf Erweiterungsflächen und 757 (3,0%) auf Beerdigungen in einfachen Gräbern.

Die Anzahl der Deckplattenbewilligungenist gegenüber 1980 um 772 Geschäftsfälle zurückgegangen. Uber
einen längeren Zeitraum betrachtet, hat nun auch die Zahl der Bewilligungen eine eher leicht sinkende Ten¬
denz. In 19.333 Fällen wurden die Benützungsrechte an Grabstellen verlängert, in 1.994 Fällen insgesamt5.660
Leichen exhumiert bzw. zusammengelegt. In dieser Zahl sind die Exhumierungen, die nach dem Einziehen von
verfallenen Grabstellen von Amts wegen durchgeführtwerden mußten, jedoch nicht enthalten.

Auf dem baulichen Sektor wurden vorwiegend Erhaltungsarbeiten durchgeführt, während sich die Investitio¬
nen auf den Ausbau der Erweiterungsflächen beschränkten. Die Umbauarbeiten der Halle 1 im Wiener Zentral¬
friedhof sind durch den schlechten Bauzustand erforderlich geworden und werden planmäßig weitergeführt. Mit
einer Beendigung der Arbeiten ist im Jahre 1983 zu rechnen. Im Zuge der Reaktivierung von Sperrfriedhöfen
wurden in den Friedhöfen Heiligenstadt, Altmannsdorfund Gersthof gekühlte Beisetzkammem eingebaut, wo¬
bei im Falle des Friedhofes Gersthof umfangreichereUmbauten erforderlich waren.

In den Eigenregiefriedhöfen wurden 3.047 Grabstein- und 2.131 Einfassungsfundamente hergestellt, wobei in
ungünstigem Gelände 425 Piloten geschlagen werden mußten. 5 Grüfte, 37 Grabkammern und 3 Urnengrab-
kammem wurden neu errichtet, 12 Grabkammem waren zur Wiedervergabeinstandzusetzen. Auf Erweite¬
rungsflächen in verschiedenen Wiener städtischen Friedhöfen wurden 1.424 m2 neue Straßen und 813 m2 neue
Wege hergestellt, während 16.114m2 Straßen und 118.640 m2 Wege erneuert werden mußten. Bei der Anlage
neuer Flachgräbergruppenwurden 1.351 m fundierte Kantsteineinfassungenund 420 m neue Wasserleitungs¬
rohre verlegt, bei der Behebung von 58 Wasserrohrgebrechen580 m Wasserleitungsrohreausgewechselt. Um
die wilden Müllablagerungen in den Friedhöfen hintanzuhalten, mußten neun neue Abfallbehälter aufgestellt
werden.

Auf gartentechnischem  Gebiet wurde wie in den vergangenen Jahren die Begrünung weiterge¬
führt, um die Friedhöfe parkähnlicher zu gestalten. So steht der Rodung von 98 überalterten und abgestorbenen
Bäumen die Neuanpflanzung von 120 Bäumen, den Heckenrodungen im Ausmaß von 700 m die Neuanpflan¬
zung von 2.200 m gegenüber. Zusätzlich wurden 600 Zier- und Ballenpflanzen gesetzt. Die erforderlichen
Schnitte zur Auslichtung bzw. Formung wurden an 432 Bäumen und 95.000 m Hecken vorgenommen. Die
Mäharbeitenauf Friedhofsflächenund verwahrlostenGrabstellen erstreckten sich auf 2,200.000 m2, die Un¬
krautbekämpfungauf Wegen und Plätzen auf 418.000 m2.

Die Gräber von verdienten Persönlichkeitenwurden als Ehrengräber  gewidmet : Es waren dies am
Wiener Zentralfriedhofdie Grabstätten von Dr. h. c. Felix Slavik,  ehemaliger Bürgermeister der Stadt Wien,
und von DDr. Franz Mikolsicb,  Univ.-Professor, Slawist und Linguist; am Friedhof Döbling das Grab von Julius
Schlegel,  Oberstleunant, Landtagsabgeordneter und Gemeinderat; am Friedhof Ottakring jene von Prof. Heinrich
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Schoof  Chormeister und Komponist, Albert Sever,  Landeshauptmann, sozialdemokratischerPolitiker, und von
Franz Schuhmeier,  sozialdemokratischerPolitiker, Arbeiterführer; am Friedhof Baumgarten die Grabstätte von
Dr. Gerhard 1Veissenberg,  Bundesminister für soziale Verwaltung, und am Friedhof Neustift jenes von Willy
Forst,  Schauspieler und Regisseur.

Die städtische Friedhofsgärtnerei  konnte trotz weiterer Zunahme der Zahl der Deckelgrä¬
ber ihren Auftragsstand gegenüber dem Jahre 1980 halten. Auf Grund der laufend steigenden Kosten wurde
vom Preisunterausschuß der paritätischen Kommission mit Wirksamkeit Jänner 1981 eine Erhöhung der Preise
für friedhofsgärtnerischeLeistungen im Ausmaß von 6 Prozent für das Jahr 1981 zur Kenntnis genommen.
Neben den Grabschmückungenund der Herstellung von Kranzgebinden wurde die Aufzucht von rund 2,75
Millionen Blütenpflanzenfür den Eigenbedarf durchgeführt. Die Schmückung der Ehrengräber, der Krieger¬
und Opfergräber erfolgte unter Beistellung des erforderlichenPflanzenmaterials.

Landwirtschaftsbetrieb
Der Landwirtschaftsbetrieb ist überwiegend mit der Verwaltung und Bewirtschaftung der stadteigenenÖko¬

nomien und der hinzugepachteten Bundesdomäne Eßling betraut. Hinsichtlich des Aufgabenbereichesergab
sich insofern eine Veränderung, als zum früheren, ausschließlich nach kommerziellenGesichtspunkten geführ¬
ten Produktionsbetriebneue Agenden, die zunehmend für Teilbereiche der kommunalen Stadtverwaltung von
Bedeutung sind, hinzukamen. Dazu gehörten die Grundverwaltung von stadteigenen, aber nicht selbst bewirt¬
schafteten landwirtschaftlichenFlächen, die Reservehaltung von landwirtschaftlichenGrundstücken für den
Straßen- und Wohnungsbau, weiters für die nächsten Ausbaustufen des Sozialmedizinischen Zentrums-Ost und
im besonderen Maße die Bereitstellung von Betriebsbaugründenin Zusammenarbeit mit dem Wiener Wirt¬
schaftsförderungsfonds, der mit Gemeinderatsbeschlußvom 20. November 1981 gegründet wurde. Im Bereich
des Grundwasserwerkes Mittemdorfer Senke—Moosbrunn bewirtschaftet bzw. betreut der Landwirtschaftsbe¬
trieb 116 ha des Schutzgebietes. Umweltschutz, die Entrümpelung von wilden Deponien, der Ausbau und die
Erhaltung von Erholungsgebietensind zusätzliche im Dienste der Allgemeinheitnotwendige Aufgabengebiete
der Abteilung. Die Stadtgüter Cobenzl, Magdalenenhof am Bisamberg und Lobau sind mit der Landschafts¬
pflege sowie der Betreuung von Spiel- und Liegewiesen befaßt. Der geschaffene Kleintierzoo beim Weingut
Cobenzl wurde von den Besuchern dieses Ausflugsgebietes positiv aufgenommen. Durch die Preisentwicklung
auf dem Treibstoffsektorwerden diese Naherholungsgebieteverstärkt frequentiert, was wiederum bei den
Buschenschenken des Weingutes Cobenzl und des Stadtgutes Magdalenenhof höhere Umsätze mit sich brachte.

Die landwirtschaftliche N u t z f 1ä c h,e, insgesamt 1.811 ha, gliedert sich in 623 ha Winterweizen, 195 ha
Winterroggen, 153 ha Wintergerste, 72 ha Sommerweizen, weiters in 225 ha Sommergerste, 48 ha Hafer, 98 ha
Raps, 51 ha Mais, 42 ha Grünerbsen, 27 ha grüne Bohnen; ferner in 24 ha Gemüse, 215 ha Zuckerrüben, 19 ha
Kartoffeln und in 19 ha Rotklee. Die Fläche an Weingärten betrug 25 ha, davon 3 ha Neuanlage ohne Ertrag.

Getreide nahmen 1.316 ha oder 72,7 Prozent, Hackfrüchte 234 ha oder 13,0 Prozent, Ölfrüchte 98 ha oder
5,4 Prozent, Hülsenfrüchte 69 ha oder 3,8 Prozent und Mais 51 ha oder 2,8 Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche ein.

Für die Entwicklung der einzelnen Kulturarten waren bestimmte Faktoren maßgebend: Trotz tiefer Tempe¬
raturen gab es bei den Wintersaaten keine nennenswerten Schäden durch Kahlfröste, da zeitweise eine schüt¬
zende Schneedecke vorhanden war. Trockenschäden im Frühjahr und Hitze im Juni, die den Reifeprozeß
beschleunigte, führten zu dem schlechten Ergebnis bei Getreide. Raps und Erbsen litten ebenfalls unter Nieder¬
schlagsmangel, bei letzteren traten außerdem Frostschäden auf. Besonders arg traf es den Weinbau. Frostschä¬
den Ende April und fehlende Feuchtigkeit führten zu einem weit unter dem bisherigen Durchschnitt liegenden
Ertrag, wobei bei einzelnen Sorten bis zu 60 Prozent Einbußen zu verzeichnen waren. Als bescheidener Ersatz
ist dafür die Qualitätsverbesserung anzuführen. Lediglich einige Gemüsesorten brachten gegenüber dem Vor¬
jahr Ertragssteigerungen, wie z. B. Radies, Frühkartoffeln und Bohnen. Auch die Zuckerrübe konnte trotz
Aufgangsschwierigkeiten durch verstärkten Einsatz künstlicher Bewässerung im Sommer noch aufholen; die
hohen Niederschläge im September kamen ihr ertragsmäßig zugute.

Nachstehend die Hektarerträgevon Getreide, Mais und Zuckerrübe in dt im Vergleich zu den Jahren 1980
und 1979:

Winterweizen . . . .
Winterroggen . . . .
Wintergerste.
Sommerweizen. . .
Sommergerste. . . .
Hafer.
Getreide insgesamt
Mais.
Zuckerrübe . . . . . .

1981 1980 1979
35.62 44,08 33,33
26,57 32,50 25,92
31,72 52,05 26,59
25,11 48,55 30,00
32,06 43,44 35,88
35,16 49,96 34,01
32.63 42,85 32,33
40,03 62,75 53,57

460,42 499,06 436,72

220



Im Jahre 1981 wurden 2.401 t Weizen, davon 106t Hartweizen, 518 t Roggen, 1.205 t Gerste, 170t Hafer,
203 t Mais, ferner 9.914 t Zuckerrüben, 222 t Raps, 166t Grünerbsen, 354 t grüne Bohnen, 20 t Spinat, 336 t
Kartoffeln, 102t rote Rüben, schließlich 174.000 Bund Radies, 95 t Zwiebeln, 167t Karotten, 73 t Gurken und
441 hl Wein produziert. Der Feldgemüsebau, bei dem Sellerie, Salat, Zucchini, Petersilie, Tomaten, Porree,
gelbe Möhren, Kraut, Wirsingkohl, Kohlrabi, Kohlsprossen, Chinakohl, Karfiol, Paprika und Radicchio angebaut
werden, brachte insgesamt einen Ertrag von rund 74 t. Der Feldgemüsebau gewinnt durch die angespannte Ener¬
giesituation immer mehr an Bedeutung, da die Gemüseproduktion in geheizten Glashäusern in Frage gestellt
sein wird. Die Produktionsfläche für grüne Bohnen am Wallhof—Abnehmer ist die Industrie —wird erweitert
werden können.

Insgesamt waren 17(1980: 22) Angestellte, 42 (1980: 56) ständige Arbeiter sowie 21 (1980: 27) Saisonarbeiter
und nichtständige Arbeiter beschäftigt. Saisonarbeiter und nichtständigeArbeiter sind auf Jahresdurchschnitt
gerechnet. Bei den Vergleichszahlen für das Jahr 1980 ist zu berücksichtigen, daß in diesen das Personal der
nach Ablauf des Pachtvertrages mit Ende 1980 ausgeschiedenen Bundesdomänen Rutzendorf, Orth und
Schloßhof enthalten ist. Mit 1. März 1981 trat für Arbeiter eine Lohnerhöhungvon 7 Prozent, ab 1.Juli 1981 für
Angestellte eine Gehaltserhöhungvon 6,9 Prozent in Kraft. Wegen der Personaleinsparungenstieg die Lohn-
und Gehaltssumme jedoch nur um 3,4 Prozent.

Die baulichen Aufwendungen  umfaßten vor allem die Fertigstellung der Saisonarbeiterquartiere
in Eßling, die Zusammenlegungbzw. Umbauten von überalterten Landarbeiterwohnungeneinschließlich Was¬
ser-, Gas- und Elektroinstallationen, den Umbau einer Garage für Traktoren in der Lobau, den Ausbau einer
Scheune am Wallhof für die Lagerung von losem Handelsdünger — erste Ausbaustufe —, die Erneuerung der
Fassade einschließlich der Fenster des Buschenschankgebäudes am Cobenzl, die Beleuchtungsanlage des dorti¬
gen Gästegartens, die Errichtung eines Laborraumes für die Kellerwirtschaft und eines Lagerraumes für das Büf¬
fet, die Schaffung von zwei Feldbrunnen in der Lobau für künstliche Bewässerung, die Erneuerung der Brause-
und WC-Anlagen für Arbeiter am Wallhof sowie zahlreiche Instandsetzungsarbeitenan alten Ziegeldächern,
Kaminen und Dachrinnen. Die für den Bausektor zur Verfügung stehenden Mittel reichen bei weitem nicht
aus, um die notwendigenRestaurierungendurchführen zu können.

An Maschinen und Fahrzeugen  wurden ein LastkraftwagenÖAF/MAN-Kipper für den
Gesamtbetrieb, ein Steyr-Traktor 8140 mit Allradantrieb für Eßling, eine Fahr-Hochdruckpresse, ein Proland-
Stalldüngerstreuer und ein Vakuumfaß für die Lobau, ein Vibro-Crop-Hackgerät mit Einwalzkrümler für Laxen¬
burg, ein Laubschneidegerät für die Weinanlagen und ein Rau-Schälgrubber für Magdalenenhof, fünf Weinla¬
gertanks für Cobenzl, ein Rührwerk für 300 1Präparat, ein Vakuumfaß für Eßling und eine Holzspaltmaschine
Posch für Lindenhof angekauft. Außerdem war die Anschaffung einiger Kleingeräte, Werkzeuge und Ergänzun¬
gen für Bewässerungsanlagen erforderlich.

Die Übernahme der MarchfelddomänenRutzendorf, Orth und Schloßhof durch das Bundesministeriumfür
Land- und Forstwirtschaft mit 1.Jänner 1981 brachte eine Verringerungder landwirtschaftlichenNutzfläche
und somit der Wirtschaftsbasis um rund 34 Prozent mit sich.

Der biologische Landbauversuch  mit einer eigenen Vermarktungsstelleam Schaffierhof in
Eßling ist eine weitere Komponente in der Tätigkeit des Landwirtschaftsbetriebes mit einer bemerkenswerten
Interessenbekundungdurch zahlreiche in- und ausländische Exkursionen. Im vergangenen Jahr konnten sich
Besuchergruppen aus dem agrarwirtschaftlichen Bereich von Niederösterreich, Burgenland und Oberösterreich,
ferner solche von den Volkshochschulen aus Wien-Nord und Temitz, von den Wiener Berufsschulen, aber auch
Interessenten aus Deutschland, Ungarn und Japan über die Arbeit informieren.

Stadtreinigung und Fuhrpark
Die Gesamtzahl der Beschäftigten einschließlichder jugoslawischen Gastarbeiter betrug am 31. Dezember

1981, den Personenkraftwagenbetriebausgenommen, 2.722. Wieder war es notwendig, Gastarbeiter einzuset¬
zen: Zum Jahresende beschäftigte die Abteilung insgesamt 313 Gastarbeiter, die hauptsächlichaus Jugoslawien
kamen. Davon wurden 264 vertragsmäßige Arbeiter des Fuhrwerkbetriebes, und zwar 228 bei der Straßenreini¬
gung, 19 im Fuhrpark, 9 in der Hauptwerkstätte, 8 in der Müllverbrennung sowie 50 Saisonbedienstete verwen¬
det.

An rechtlichen Angelegenheiten  mußten vor allem die Vertretung der Stadt Wien in ver¬
sicherungsrechtlichenBelangen sowie die Entfernung-unzulässig abgestellter Fahrzeuge wahrgenommen wer¬
den. Die Kraftfahrzeuge der Stadtverwaltung waren im Jahre 1981 an 1.013 Schadensfällen beteiligt. An Scha¬
denersatzforderungenwurden von den Haltern der gegnerischenFahrzeuge von deren Haftpflichtversicherung
1,200.448 S hereingebracht, für die Beschädigung an Betriebsmitteln, wie Müllgefäßen, Sanddächem und
Papierkörben, durch dritte Personen 131.646 S einbringlich gemacht.

Durch die Abschleppgruppe mußten 7.870 kennzeichenlose Kraftfahrzeuge gemäß § 89 a der Straßenver¬
kehrsordnung von öffentlichen Verkehrsflächenentfernt werden. Davon wurden 3.930 Abschleppungen auf
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Grund von Verzichtserklärungenvorgenommen. Ferner waren 11.576 verkehrsbehindemd abgestellte Kraft¬
fahrzeuge kostenpflichtig von öffentlichen Verkehrsflächen zu entfernen.

Im Bereich der Straßenpflege  machten die ständig steigende Verkehrsdichte und Verparkung eine
weitere Intensivierung der händischen Reinigung notwendig. Gleichzeitig wurde durch Kehr- und Hochdruck¬
waschmaschineneine wesentliche Steigerung im maschinellen Einsatz erzielt. Für die händische Reinigung
standen im Durchschnitt 850 ständige Bedienstete der Straßenpflege zur Verfügung, während die zwei- bis drei¬
mal wöchentlich aufgenommenenTaglöhner bzw. Schneearbeiter, insgesamt 37.576, zusätzlich 300.608 Arbeits¬
stunden leisteten. Die maschinelle Reinigung wurde von 33 Kehrmaschinen durchgeführt, von denen nachts
sechs auf 20 abwechselnd zu befahrenden Planrouten, die übrigen im Tageinsatz Verwendung fanden. Von den
33 Kehrmaschinen wurden bei 5.469 Einsätzen 221.897 km Straßen gereinigt. Das Waschen der Fahrbahnflä¬
chen besorgten 28 Hochdruckwaschmaschinen, die bei 4.235 Einsätzen 223.739 km Straßen gewaschen haben.
Von diesen Fahrzeugen waren neun auf 17 Planrouten im kontinuierlichen Nachteinsatz, zusätzlich wurden
noch 15 Kleinwaschfahrzeuge für die Straßenwaschung verwendet. Der Austausch der alten, rund 20 1fassen¬
den Papierkörbe gegen 50-1-Plastikgefäße wurde fortgesetzt. Insgesamt konnten davon 6.114 Stück, weiters 690
Altstadtabfallkörbesowie 9 Betonabfallkörbe mit Einsatz montiert werden. Für den Winterdienst 1980/81
waren 134 betriebseigeneFahrzeuge sowie 143 Lastkraftwagen von privaten Fuhrwerksunternehmenbereitge¬
stellt. Auf planmäßigen Routen waren 166 Fahrzeuge mit Schneepflug und Streueinrichtungeingeteilt, die übri¬
gen wurden dem örtlichen Bedarf entsprechend eingesetzt. Für die Bestreuung waren 49.492 t Streuriesel und
12.960 t Auftaumittel erforderlich. Neun Salzsilos ermöglichten eine rasche Beladung der Streufahrzeuge. Die
Gesamtschneehöhe betrug im Winter 1980/81 106 cm, was eine Schneeabfuhr im Ausmaß von rund
116.000 m3 mit sich brachte. Auf Grund von Anforderungen der MA 28, 30, 31, der Elektrizitäts- und Gas¬
werke sowie anderer Abteilungen und Privatpersonen mußten vom Bereitschaftsdienst für notstandspolizeiliche
Maßnahmen 15.143 Ausfahrten gemacht werden, bei denen unter anderem Abschrankungenund Maßnahmen
zur Beleuchtung durchgeführt wurden.

Der eingesammelte Müll  ist gegenüber dem Vorjahr gewichtsmäßig um 1,8 Prozent auf 514.000 t gestie¬
gen, volumsmäßig um 2,8 Prozent auf rund 5,175.000 m3, was einem mittleren Raumgewicht von 0,099t m3
entspricht. Zusätzlich mußten rund 70.000 t Müll von Privatanlieferem deponiert werden. Der eingesammelte
Müll wurde zu 61,3 Prozent in den beiden MüllverbrennungsanlagenFlötzersteig und Spittelau sowie in der
SondermüllverbrennungsanlageEntsorgungsbetriebeSimmering verbrannt. 3,2 Prozent sind in der Biomull-
Anlage zu Kompost verarbeitet, 2,4 Prozent der Firma Rinter zur Wiederverwertungzugeführt worden. Der
Rest von 33,1 Prozent wurde auf den Ableerplätzengeordnet gelagert. Durch weiteren Einsatz kombinierter
Schüttsysteme für 120-1- und 240-1-Gefäße (Anteil im Dezember 1981 20,1%) konnte die Anzahl der
Müllsammelstreckenum zwei auf insgesamt 169 mit 481 Mann (1980: 490) Ladepersonal verringert werden.
Auf die 110-1- und 120-1-Gefäße entfielen 39,0 Prozent der Entleerungen, auf die 240-1-Gefäße 25,2, auf die
l,l -m3-Großcontainer21,3, ferner auf die 50-1-Gefäße 11,7, auf die 770-1-Gefäße 2,5 und auf die 12-m3- bzw.
16-m3-Behälter 0,3 Prozent. Das entleerte Gefäßvolumen betrug 5,654.817 m3, was eine Steigerung von 2,7 Pro¬
zent gegenüber 1980 bedeutet. Die angefallene Gesamtmüllmenge und deren Abtransport verteilten sich im
Dezember zu 70,5 Prozent auf 770-1-Gefäße und l,l -m3-Großcontainer in 96 Müllwagen, zu 20,1 Prozent auf
120-1- und 240-1-Gefäße in 43 Müllwagen und zu 5,4 Prozent auf 110-1-Gefäße in 20 Müllwagen. Der Rest
wurde von 240-1- und 50-1-Gefäßen in 10 Müllwagen abtransportiert. Auf den in Betrieb stehenden Ableerplät¬
zen mußten rund 509 000 t Müll, Schutt, Aushubmaterialund Schlacken der Müllverbrennungsanlagen depo¬
niert werden. In der städtischen Müllgefäße-Reparaturwerkstätte und Kübelwäscherei wurden insgesamt 61.000
Müllgefäße gewaschen und überholt sowie alle laufend anfallenden Reparaturen an Geräten durchgeführt.
Neben der maschinellenReinigung der 100-1-Ringtonnen werden durch den Einsatz einer neuen Waschanlage
auch die 1,1-m3- und 770-1-Großgefäße maschinell gereinigt. Die Plastikgefäße mit 50-1- und 120-1- und 240-1-
Inhalt müssen weiterhin händisch gereinigt werden.

Bei der seit 14. November 1977 laufenden Aktion zur Einsammlung von Altglas  wurden insge¬
samt 16.317 t, im Jahre 1981 allein 4.388 t Altglas eingesammeltund der Glasindustriezur Wiederverwertung
zur Verfügung gestellt. Insgesamt sind 800 Sammelbehälter für Weiß- und Buntglas aufgestellt worden, die mit
einem Zweikammer-Sammelfahrzeug entsorgt wurden.

In der Müllverbrennungsanlage am Flötzersteig  wurden 118.400 t Haus- und privater
Gewerbemüll verbrannt, weiters 205.895 t Dampf erzeugt, 1.925 t Eisenschrott und 47.638 t Schlacke abgeführt
sowie 740.000 kWh Strom an das öffentliche Stromnetz geliefert. Die Verdampfungsziffer betrug im Jahresmit¬
tel 2,10. Am Tag der offenen Tür konnten 2.100 Personen die Anlage besichtigen.

Der Fahrzeugstand im Fuhrpark  veränderte sich gegenüber 1980 unwesentlich. Der Ersatz alter, repara¬
turunwürdigerFahrzeuge durch neue wurde fortgesetzt. Der Fahrzeugstand umfaßte mit Ende 1981 im Unter¬
nehmerbereich 210 Müllwagen, 4 Multilifttransporter, 1 zweiachsigen Multilifttransportermit Waschaufbau,
8 Planier- und Ladegeräte, 5 Gabelstapler, 1 Kranrüstwagen, 5 Lastkraftwagen(Kübeltauschwagenund Regie),
je zwei Toilettenanhängerund Toilettencontainer, je einen Tieflader und Glasmüllwagen, 2 Spitalmüllwagen,
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1 Bergtrac und 330 Multiliftcontainer . Im Hoheitsbereich waren es 55 Lastkraftwagen und 28 Unimog mit Pflug¬
anbauvorrichtung , 27 Kehrmaschinen , 2 Unimog -Vorbaubesen , 16 Waschmaschinen , 10 Waschaufbauten , die
im Sommer auf Winterdienst -Lkw montiert werden ; ferner 3 Lastkraftwagen zur Fahrzeugabschleppung , 6
Schlammsaugwagen , davon drei explosionsgeschützt , 18 Radlader und Stapler , 4 Omnibusse für den Transport
körperbehinderter Kinder , 1 Unimog für Schneeräumung , 68 Fahrzeuge für die Straßenpflege (Multi , Multicar),
5 Vespa-3-Räder gleichfalls zur Straßenpflege , 261 Streuanhänger , 336 Schneepflüge , 1 Schneefräse , 27 Aufbau¬
streuer , 4 Einachsanhänger und 1 Spezialabschleppanhänger . Zu diesen Fahrzeugen und Geräten kamen noch
die diversen Kleinlastkraftwagen , Kleinbusse , Anbaugeräte , Personen - und Kombinationskraftwagen , Leichtan¬
hänger sowie die Fahrzeuge des Dienstkraftwagenbetriebes . Weiters wurde eine Reihe von Kehrmaschinen,
Winterdienstgeräten und diversen Spezialfahrzeugen teils zu Versuchszwecken , teils zur Abdeckung des Spit¬
zenbedarfes angemietet.

Von den Fahrzeugen des Untemehmerbereiches (Müllabfuhr ) wurden 3,703 .004 km , von den Fahrzeugen des
Hoheitsbereiches 2,686 .858 km und von den Fahrzeugen des Dienstkraftwagenbetriebes 1,158.302 km zurück¬
gelegt . Von allen Fahrzeugen wurden 2,745 .701 1Diesel , 498 .505 1Vergasertreibstoffe , 46.977 1Motoröl , 8.258 1
Getriebeöl , 11.818 1 Hydrauliköl und 3.951 1 Frostschutzmittel verbraucht . An Treibstoffen wurden gegenüber
1980 bei Diesel um rund 0,8 Prozent weniger , bei Vergasertreibstoffen um rund 2 Prozent weniger verbraucht.
Der gesamte Treibstoffverbrauch sank im Schnitt um rund 1 Prozent , obwohl die gesamte Kilometerleistung
um 2,3 Prozent zunahm . Dies ist auf das Ansteigen der Kilometerleistung im Hoheitsbereich und das Zurück¬
gehen dieser im Untemehmerbereich zurückzuführen . Im Hoheitsbereich wird der Kraftstoff in weit höherem
Maße für die eigentliche Fortbewegung des Fahrzeuges verbraucht als im Unternehmerbereich , in dem die
Müllsammelfahrzeuge den Treibstoff vor allem für den Beladevorgang verbrauchen . Mit den Waschmaschinen
wurden 4.507 Einsätze gefahren , dabei 237 .518 km zurückgelegt und 141.572 m3 Wasser verbraucht . Von den
Kehrmaschinen wurden bei 5.723 Einsätzen 231.534 km zurückgelegt.

Für den Winterdienst wurde eine neue Fahrzeugtype eingeführt . Es handelt sich um einen Lastkraftwagen
der Type Steyr 791 mit abnehmbarem Heckkran . Im Winterdienst wird der Heckkran abgesetzt und ein Groß¬
raum -Streuaufbau auf das Plateau montiert . Durch diese Konstruktion konnte die Nutzlast für den Winter¬
dienst erhöht und der Hydraulikkran vor Salzangriff geschützt werden . Die Umrüstung der Winterdienstfahr¬
zeuge der Abteilung auf Hydraulikpflugbetrieb mittels Kompaktanlage konnte abgeschlossen werden . Weiters
wurde eine neue Kleinkehrmaschinentype eingeführt . Es handelt sich um eine saugende Kehrmaschine mit
zwei Motoren (Schörling M-TTVII ). Die Zahl der in Fahrzeugen eingebauten Funkgeräte nahm von 178 auf 206
Geräte zu.

Für andere Abteilungen wurden 155 Bestellungen durchgeführt . Es handelt sich dabei um 31 Personenkraft¬
wagen , 29 Kleinlastkraftwagen und Kombi , 13 Lastkraftwagen über 3,5 t Gesamtgewicht , 35 Traktore und
Kleintraktore und 58 diverse Fahrzeuge wie Anhänger , selbstfahrende Arbeitsmaschinen . Schließlich wurden
1.500 Fahrzeuge und Geräte für diese Abteilungen gemäß § 55 KFG 1967 überprüft . Durch die Abteilung wur¬
den im gesamten Magistrat 244 Fahrzeuge und Geräte , unter anderem Schneepflüge , Streuer und Mulden , skar-
tiert und an Private , Firmen sowie an die VOEST verkauft . Dabei konnte ein Erlös von 2,749 .610 S ohne Mehr¬
wertsteuer erzielt werden.

1981 mußten von den Garagen insgesamt 1.545 Sondereinsätze gefahren werden . Die Einsatzgründe waren
unter anderem die Beseitigung von Straßenverunreinigungen , Brandresten , Schmieraktionen und ähnlichem,
der Transport von Trinkwasser sowie der Abtransport von Öl bzw. ölgetränktem Erdreich und von anderen
gefährlichen Stoffen . Die Zahl der Sondereinsätze hat gegenüber 1980 um rund 10 Prozent zugenommen.

In der Hauptwerkstätte  wurden 1.030 Reparaturen an abteilungseigenen , 331 Reparaturen an abtei¬
lungsfremden Fahrzeugen , 1.050 Stück -, 554 Pflug- und 637 Streureparaturen durchgeführt.

In Wien standen 169 öffentliche Bedürfnisanstalten,  30 Pissoirs und 19 Trockenaborte der
Öffentlichkeit zur Verfügung . Ferner wurden vier neue öffentliche Bedürfnisanstalten , und zwar in 2, Prater¬
stern —U-Bahn, in 14, U-Bahn-Station Hütteldorf , in 20, Friedrich -Engels -Platz , in 21, Hoßplatz , sowie sechs
Trockenaborte im Nordteil der Neuen Donau fertiggestellt . Die drei fahrbaren Toilettenanlagen waren insge¬
samt 62 Tage eingesetzt worden , die sechs transportablen Toilettenanlagen verzeichneten 775 Einsätze auf
diversen Lagerwiesen.

An größeren baulichen Herstellungen,  die 1981 durchgeführt wurden , sind im Bereich der
Straßenpflege die Errichtung eines Salzsilos auf dem Lagerplatz in 17, Richthausenstraße 2 —4, die Sanierung
des Betriebsgebäudes der Kübelwäscherei in 20, Traisengasse 8, und des Salzschuppens in 23, Blumental , ferner
in der Garage 5 die Errichtung einer Hochspannungsstation , in der Garage 17 der Umbau eines Mannschafts¬
und Lenkerbades , im Amtshaus der Abteilung die Erneuerung der Aufzugssteuerungsanlage sowie die Verstär¬
kung der Elektroanspeisung zu nennen . In der Hauptwerkstätte wurde eine Zentralheizungs - und Warmwasser¬
aufbereitungsanlage für die Objekte Dreherei , Schmiede und Waschanlage hergestellt . In der Müllverbren¬
nungsanlage I mußten die Speicherbunkerwände , der 100 m hohe Schornstein , die Blitzschutzeinrichtungen
und die Heizkanäle saniert werden . Weiters wurden Erhaltungsarbeiten in den Objekten der Straßenpflege , des
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städtischen Fuhrparks, in der Hauptwerkstätte, in der MüllverbrennungsanlageI und in den öffentlichen
Bedürfnisanstalten durchgeführt. In Wien wurden 19 Straßen neu benannt, 613 schadhafte Benennungstafeln
ausgewechselt und ergänzt, 10 Orientierungstafelnvon Amts wegen ausgetauscht und 23 Hinweistafelnmon¬
tiert. Zur Erhaltung und besseren Lesbarkeit mußten weiters 2.245 Straßentafeln saniert und gereinigt werden.

Zur Unterstützungder Personalverwaltung für rund 2.700 Bedienstete wurde in der Abteilung ein dezentraler
Mikro-Computer DEC PDP 11/70 mit 4 Bildschirmterminalsinstalliert. Neben der automatischen Nebenge¬
bührenanforderung erfolgt auch die Personalverwaltung im Online-Verfahren. Organisationsarbeitenfür den
Bereich der Referatseinteilungwurden in Zusammenarbeit mit der MD-ADV und der MA 3 sowie für den
Bereich Absenzenverwaltung vorrangig behandelt.

Marktamt
Im Jahre 1981 traten folgende gesetzliche Bestimmungen  in Kraft, die vom Marktamt bei sei¬

ner Tätigkeit zu beachten waren:
Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 3. Dezember 1980 über den Befä¬

higungsnachweis für das gebundene Gewerbe der Abdichter gegen Feuchtigkeit und Druckwasser, BGBl. Nr.
87/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 3. Dezember 1980 über den Befä¬
higungsnachweis für das gebundene Gewerbe der Asphaltierer, BGBl. Nr. 88/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11. Februar 1981 über die Durch¬
führung der Meisterprüfung für das Handwerk der Dachdecker(Dachdecker-Meisterprüfungsordnung), BGBl.
Nr. 96/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 24. Februar 1981 über die Durch¬
führung der Meisterprüfung für das Handwerk der Optiker (Optiker-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr.
114/1981.

Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 5. März 1981, mit der die Lebens¬
mittel-Importmeldeverordnunggeändert wird, BGBl. Nr. 136/1981.

Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 9- März 1981, mit der die Verord¬
nung über die Einfuhr von Eipräparaten geändert wird, BGBl. Nr. 137/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8.Jänner 1981 über den Befähi¬
gungsnachweis für das gebundene Gewerbe der Steinholzleger und Spezialestrichhersteller, BGBl. Nr.
151/1981.

Verordnung des Bundesministersfür Handel, Gewerbe und Industrie vom 16. März 1981, mit welcher die
Verordnung, mit der die Herausgabe von Preisempfehlungen untersagt wird, geändert wird, BGBl. Nr.
153/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 12.Jänner 1981 über die Durch¬
führung der Meisterprüfung für das Handwerk der Karosseriebauer(Karosseriebauer-Meisterprüfungsordnung),
BGBl. Nr. 164/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. März 1981 über Mindestvor¬
schriften für Einrichtung, Ausstattung und Betriebsführung von Gastgewerbebetrieben, BGBl. Nr. 176/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 25. März 1981 über die äußere Ge¬
schäftsbezeichnung und Ausübungsvorschriftenfür das Drogistengewerbe, BGBl. Nr. 177/1981.

Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 24. März 1981, mit der die Dampfkesselver¬
ordnung abgeändert wird, BGBl. Nr. 181/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 29- März 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Kupferschmiede (Kupferschmied-Meisterprüfungsordnung),
BGBl. Nr. 190/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 29. März 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Spengler (Spengler-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr.
191/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. April 1981 über den Befähi¬
gungsnachweis für das konzessionierteGewerbe der Berufsdetektive, BGBl. Nr. 222/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 19- Mai 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Keramiker (Keramiker-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr.
271/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. Mai 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Hafner(Hafner-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr. 272/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 21. Mai 1981 über die Durchfüh-
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rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Platten- und Fliesenleger(Platten- und Fliesenleger-Meisterprü¬
fungsordnung), BGBl. Nr. 273/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11.Juni 1981 über die Kennzeich¬
nung der Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge, BGBl. Nr. 287/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 22.Juni 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Glaser (Glaser-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr. 321/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 22.Juni 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Glasschneider einschließlich der Glasbeleger(Glasschleifer-Mei¬
sterprüfungsordnung), BGBl. Nr. 322/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8. Juli 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfungfür das Handwerk der Friseure und Perückenmacher (Friseur-Meisterprüfungsord¬
nung), BGBl. Nr. 326/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8. Juli 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfungfür das Gewerbe der Messerschmiede einschließlich der Erzeugung von Hieb- und
Stichwaffen(Messerschmied-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr. 327/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8. Juli 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das konzessionierteRauchfangkehrergewerbe(Rauchfangkehrer-Meisterprüfungs¬
ordnung), BGBl. Nr. 328/1981.

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft vom 15.Juni 1981, mit der die Weinverord¬
nung geändert wird, BGBl. Nr. 346/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Mai 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfung für das Handwerk der Metallschleifer und Galvaniseure(Metallschleifer-Meisterprü¬
fungsordnung), BGBl. Nr. 348/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 11.Juni 1981 über die Durchfüh¬
rung der Meisterprüfungfür das Handwerk der Uhrmacher (Uhrmacher-Meisterprüfungsordnung), BGBl. Nr.
349/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 10. September 1981 über die Ver¬
wendung des Wortes „Konditorei“ in der äußeren Geschäftsbezeichnung, BGBl. Nr. 434/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. Oktober 1981 über die Kenn¬
zeichnung von Elektro-Haushaltstiefkühlgerätenund Elektro-Haushaltsgefriergeräten, BGBl. Nr. 470/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. Oktober 1981 über die Kenn¬
zeichnung von Elektro-Haushaltskühlgeräten, BGBl. Nr. 471/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. Oktober 1981 über die Kenn¬
zeichnung von Elektro-Haushaltswarmwasserspeichern, BGBl. Nr. 472/1981.

Bundesgesetz vom 15. Oktober 1981, mit dem das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz, das Güterbeförderungsge¬
setz und die Gewerbeordnung 1973 geändert werden, BGBl. Nr. 486/1981.

Bundesgesetz vom 11. November 1981, mit dem das Patentgesetz und das Markenschutzgesetz geändert wer¬
den (Patentgesetz- und Markenschutzgesetz-Novelle 1981), BGBl. Nr. 526/1981.

Verordnung der Bundesminister für soziale Verwaltung und für Handel, Gewerbe und Industrie vom 2. Okto¬
ber 1981 über die Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Jugendliche, BGBl. Nr. 527/1981.

Verordnung des Bundesministersfür Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. November 1981 über die
Durchführung der Meisterprüfung für das konzessionierteGewerbe der Erzeugung, Bearbeitung und Instand¬
setzung nichtmilitärischer Waffen und nichtmilitärischerMunition(einschließlich der Tätigkeit der Büchsenma¬
cher), BGBl. Nr. 578/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 10. Dezember 1981, mit der die
Waschmittelkennzeichnungsverordnung1974 geändert wird, BGBl. Nr. 579/1981.

Bundesgesetz vom 15. Dezember 1981, mit dem die Gewerbeordnung 1973 geändert wird (Gewerbeord¬
nungs-Novelle 1981), BGBl. Nr. 619/1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. Februar 1981 betreffend Preis¬
bestimmung für Milch, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 50 vom 1. März 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. März 1981 betreffend Preisbe¬
stimmung für Zucker, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 62 vom 15. März 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. März 1981, mit der die Verord¬
nung vom 27. Februar 1981 betreffend Preisbestimmungfür Milch geändert wird, Amtsblatt zur Wiener Zei¬
tung Nr. 75 vom 31. März 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 26.Juni 1981, mit der Motor- und
Getriebeöle befristet von der Preisregelung ausgenommenwerden, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 148 vom
30.Juni 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 26.Juni 1981, mit der feste mine-
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ralische Brennstoffe befristet von der Preisregelung ausgenommen werden, Amtsblatt zur Wiener Zeitung
Nr. 148 vom 30. Juni 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 17.Juli 1981 mit der die Verord¬
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 23.Juli 1980 betreffend Regelung der Er¬
zeugerpreise und der Handelsspannen für Roggen und Weizen geändert wird, Amtsblatt zur Wiener Zeitung
Nr. 164 vom 18.Juli 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 17.Juli 1981 mit der die Verord¬
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 23.Juli 1980 betreffend Preisbestimmungen
für inländischen Durumweizen und für importierten Dummweizen geändert werden, Amtsblatt zur Wiener
Zeitung Nr. 164 vom 18. Juli 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 31.Juli 1981 betreffend Preisbe¬
stimmung für Mahlprodukteaus Roggen und Weizen, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 176 vom 1. August
1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 31. Juli 1981 betreffend Preisbe¬
stimmung für Steinmetzmehlaus Roggen und Weizen sowie für Steinmetz-Spezialmehl aus Roggen und Wei¬
zen, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 176 vom 1. August 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 31. Juli 1981 betreffend Preisbe¬
stimmung für Vollkomschrotaus Roggen, Vollkornschrot aus Weizen und Grahammehl, Amtsblatt zur Wiener
Zeitung Nr. 176 vom 1. August 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 3. August 1981, mit der Fahrben¬
zin und Superfahrbenzinbefristet von der behördlichen Preisregelungausgenommen werden, Amtsblatt zur
Wiener Zeitung Nr. 178 vom 4. August 1981.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 3.August 1981 betreffend Preisbe¬
stimmung für Schwarzbrot, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 179 vom 5. August 1981.

Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 3. August 1981 betreffend Preisbestimmungfür Rind¬
fleisch, Selchfleisch und Wurstwaren, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 183 vom 9. August 1981.

Verordnung des Bundesministersfür Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. Oktober 1981 über die Er-
sichtlichmachungder Preise für bestimmte Treibstoffe bei Tankstellen, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 252
vom 31. Oktober 1981.

Erlaß des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 3. Mai 1981, ZI. 35.231/10-111/4/81, Aus¬
zeichnung gemäß § 68 Gewerbeordnung 1973, Auszeichnungsvoraussetzungen, Umfang der Führung des
Staatswappens.

Gesetz vom 27. März 1981, mit dem das Wiener Veranstaltungsgesetz geändert wird, LGB1. für Wien Nr.
17/1981.

Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 5. März 1981 betreffend Preisbestimmung für Rind¬
fleisch, Selchfleisch und Wurstwaren, Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 58 vom 11. März 1981.

Verordnung des Wiener Gemeinderates vom 1.Juli 1981, MA 63 —Allg. 155/81, betreffend die Abänderung
des Marktgebührentarifes1980, Amtsblatt der Stadt Wien vom 30.Juli 1981, Heft 31.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 9. April 1981, MA 63 —Allg. 208/81, mit der die Marktge¬
biete und Markttage der im Jahre 1981 stattfindenden Kirchweihmärktefestgelegt werden (Kirchweihmärkte¬
verordnung 1981), Amtsblatt der Stadt Wien vom 14. Mai 1981, Heft 20.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 15. September 1981, MA 63 — Allg. 255/81, mit der die
Marktordnung 1976 geändert wird, Amtsblatt der Stadt Wien vom 22. Oktober 1981, Heft 43.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 3. November 1981, MA 63 — Allg. 673/81, mit der die
Marktgebiete der Adventmärkte im Stadtgebiet von Wien für das Jahr 1981 festgelegt werden (Adventmärkte¬
verordnung 1981), Amtsblatt der Stadt Wien vom 10. Dezember 1981, Heft 50.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 3. November 1981, MA 63 — Allg. 660/81, mit der die
Marktgebiete für bestimmte Gelegenheitsmärktefestgelegt werden (Christbaum-, Weihnachts- und Neujahrs¬
märkteverordnung1981), Amtsblatt der Stadt Wien vom 10. Dezember 1981, Heft 50.

In Wien bestanden im Jahre 1981 rund 19.000 Betriebe, auf die lebensmittelrechtlicheVorschriften anwend¬
bar waren. Die Revisionstätigkeit der Lebensmittelpolizei  orientierte sich grundsätzlich nach dem
Revisions- und Probenplan des Bundesministeriumsfür Gesundheit und Umweltschutz. 47.038 Revisionen
wurden durchgeführt, davon 4.328 vom Veterinäramt. Auf Grund des Lebensmittelgesetzes wurden 20.155 Pro¬
ben, davon 2.296 durch das Veterinäramt, von Lebensmitteln, Verzehrprodukten, Zusatzstoffen, kosmetischen
Mitteln und Gebrauchsgegenständengezogen. 5.343 Warenproben, davon etwa 60 Prozent Importwaren, wur¬
den über Ersuchen der Gewerbetreibendengezogen, wodurch diese Waren noch vor ihrer Inverkehrsetzung
einer Untersuchungzugeführt werden konnten. Von der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchungund -for-
schung sowie von der Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien wurden 6.579 Proben beanstandet.
Diese Beanstandungen bezogen sich teilweise noch auf Probenentnahmen aus dem Jahre 1980. Dabei wurde in
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812 Fällen der Verdacht auf Gesundheitsschädlichkeit , in 1.775 der auf Verdorbenheit , in 184 der auf der Nach¬
machung , in 1.944 der auf Verfälschung , in 808 der auf Falschbezeichnung , in 303 Fällen der auf Wertminde¬
rung , in 1.689 der auf Übertretung der Lebensmittelkennzeichnungsverordnung und in 784 Fällen der Verdacht
auf Übertretung sonstiger lebensmittelrechtlicher Vorschriften ausgesprochen . Oft mußten hiebei Proben aus
mehreren Gründen beanstandet werden . Wie in den vorangegangenen Jahren ergaben sich die meisten Bean¬
standungen , nämlich 2.256, bei Fleisch- und Wurstwaren.

Wegen des Verdachtes strafbarer Handlungen nach dem Lebensmittelgesetz wurden an die Staatsanwalt¬
schaft bei den zuständigen Gerichten 2.401 und bei Verwaltungsbehörden 2.000 Anzeigen erstattet . Im Jahre
1981 sind Verurteilungen mit einem Strafbetrag von insgesamt 3,068 .920 Schilling durch Gerichte , in Verwaltungs¬
strafverfahren Bestrafungen von 280 Personen mit Geld in der Höhe von 606 .644 Schilling bekannt geworden.

Großbetriebe wurden vorwiegend unter Verwendung der drei der Abteilung zur Verfügung stehenden Kraft¬
fahrzeuge revidiert . Bei insgesamt 656 Fahrten wurden 5.074 Proben im Sinne des Lebensmittelgesetzes (LMG)
gezogen und auf Grund unmittelbarer Wahrnehmungen 1.032 Anzeigen an die Bezirksverwaltungsbehörden er¬
stattet . Gemäß § 20 des Lebensmittelgesetzes 1975 mußten wegen hygienischer Mißstände 239 Organstrafman¬
date verhängt werden . Lebensmittelbetriebe wurden weiterhin in den Abendstunden , Gastgewerbebetriebe , Bu¬
schenschenken und Nachtwürstelstände auch in den Nachtstunden kontrolliert.

Im Rahmen eines Schwerpunktprogramms wurden nach dem Lebensmittelgesetz 1975 von Fleischspeisen
und Waren in Betrieben der Gemeinschaftsverpflegung 266 Proben entnommen , 60 davon beanstandet . Von
den gleichgenannten Produkten wurden in Gastgewerbebetrieben 242 Proben gezogen und 83 davon bean¬
standet . 234 Proben wurden von Fleischwaren in Würstelständen entnommen , 84 beanstandet . Von Spezialwür¬
sten in Fleischhauereien und im Lebensmittelhandel wurden wegen Verdachtes auf Verfälschung 107 Proben
gezogen , 28 mußten beanstandet werden . Wild wurde in einschlägigen Betrieben wegen Verdachtes auf Verdor¬
benheit in 82 Proben geprüft , 5 davon beanstandet . Fische wurden zur Weihnachtszeit wegen Verdachtes auf
Befall von Nematoden bzw. auf Verdorbenheit in 252 Proben kontrolliert , 26 Proben waren zu beanstanden . In
32 Proben wurden spanische Fisch- und Gemüsekonserven wegen Verdachtes auf Gesundheitsschädlichkeit
einer Prüfung unterzogen , wobei es zu keiner Beanstandung kam . Ferner wurden in 32 Proben Suppenartikel
wegen Verdachtes auf Verfälschung überprüft , 4 Proben mußten beanstandet werden . In 60 Proben wurden
Krapfen in Bäckereien und Konditoreien wegen Verdachtes auf Verfälschung geprüft , 23 Proben davon bean¬
standet . Speiseöl und Speisefette wurden in den gleichgenannten Betrieben in 57 Proben kontrolliert , 21 Pro¬
ben beanstandet . Von Schnittbrot wurden in einschlägigen Betrieben wegen Verdachtes auf Uberkonservierung
bzw. Verdorbenheit 106 Proben entnommen , jedoch nur eine beanstandet . Studentenfutter , Nüsse und Trok-
kenobst wurden in einschlägigen Betrieben wegen Verdachtes auf Verdorbenheit in 135 Proben kontrolliert,
wovon 4 zu beanstanden waren . In 66 Proben wurden Biowaren wegen Verdachtes auf Verfälschung geprüft , 8
davon mußten beanstandet werden . Von Gemüse wurden 97 Proben wegen Verdachtes auf überhöhten Gehalt
an Spritzmitteln gezogen , 5 beanstandet . Von Tafeltrauben wurden 128 Proben aus denselben Gründen ent¬
nommen , es war jedoch keine zu beanstanden . Kulturpflanzen neben stark befahrenen Straßen wurden wegen
Verdachtes auf Kontamination mit Blei und Cadmium in 62 Proben kontrolliert , wobei es zu keiner Beanstan¬
dung kam . Im Zuge einer Schwerpunktaktion wurden außerdem nach der Lebensmittelkennzeichnungsverord¬
nung 1973 Schokoladewaren in Phantasieform zur Osterzeit in 52 Proben geprüft , davon mußten 12 beanstan¬
det werden . Nach der Lebensmittel -Importmeldeverordnung wurden bei Importeuren 138 Revisionen vorge¬
nommen , wobei es jedoch zu keiner Verwarnung kam . Nach dem Qualitätsklassengesetz schließlich wurden
Eier in 938 Revisionen einer Kontrolle unterzogen , dabei mußten 97 Verwarnungen ausgesprochen werden.
Außerdem wurden 12 Proben zur radiologischen Untersuchung abgenommen . Im Rahmen der Betriebskontrol¬
len wurden nach dem Qualitätsklassengesetz 418 , dem Bazillenausscheidergesetz 1.298, der Lebensmittelkenn¬
zeichnungsverordnung 1.128 und der Speiseeisverordnung 22 Anzeigen an die Bezirksverwaltungsbehörden er¬
stattet . In der Zeit von 0 bis 24 Uhr mußten alle lebensmittelführenden Betriebe mit Revisionen des Marktam¬
tes rechnen.

Im Laboratorium des Marktamtes wurden 129 Proben für die MA 54 begutachtet , bei kommissio-
nellen Überprüfungen 693 Wurst - und 259 Weinproben einer Voruntersuchung unterzogen . Auf Grund
der Begutachtung wurden nur solche Proben der Untersuchung durch die Bundesanstalt für Lebensmittelunter¬
suchung und -forschung bzw. durch die Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Stadt Wien zugeführt , die vor¬
aussichtlich zu beanstanden waren . In hohem Ausmaß wurde bei den ständigen Kontrollen des Marktamtes
weiterhin auf die Hygiene im Lebensmittelverkehr Bedacht genommen . So mußten 1.514 Verwarnungen ausge¬
sprochen , 1.079 Organstrafmandate verhängt und 259 Anzeigen an die Verwaltungsbehörden erstattet werden.

Da Geflügel häufig mit Salmonellen kontaminiert ist, wurde besonderes Augenmerk der gemeinsamen Inver¬
kehrsetzung von Geflügel und anderem Fleisch geschenkt . Bei Kontrollen im Rahmen eines Schwerpunktpro¬
gramms war besonders auf die getrennte Lagerung von Fleisch (Fleischwaren ) und Geflügel , auf eigene Arbeits¬
flächen und Bestecke für Geflügel und für Fleisch (Fleischwaren ) sowie auf eigene Wischtücher für jede Arbeits-
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fläche zu achten. Bei 1.534 Revisionen wurden 171 Organstrafmandate verhängt und 52 Anzeigen an die Ver¬
waltungsbehördenerstattet.

Weiterhin wurden mit Vertretern des Gesundheitsamtes, des Veterinäramtes, der Lebensmitteluntersu¬
chungsanstalt der Stadt Wien und der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchungund -forschung gemeinsam
Revisionen durchgeführt. Auf Grund telephonischer Verständigungen der Bezirksgesundheitsämter, daß in
LebensmittelbetriebenSalmonellenausscheider festgestellt wurden, erfolgten durch die zuständigen Marktamts¬
abteilungen unverzüglich entsprechende Kontrollen. Bei 77 Revisionen wurden 70 Proben entnommen,
wovon keine mit Salmonellen kontaminiert war. Durch die Amtstierärzte der MA 60 wurden 310
Fleischhauereibetriebe, vor allem auf die Einhaltung der Bestimmungen des § 20 Lebensmittelgesetz1975 hin,
überprüft. In 109 Betrieben konnten keine Hygienemängel festgestellt werden. In 201 Betrieben mußten Bean¬
standungen ausgesprochen werden, die, je nach Lage des Falles, sofort oder nach festgesetzten Fristen — mit
Ausnahme derjenigen Fälle, deren Fristablauf im Jahre 1982 liegt — behoben wurden. In 3 Fällen wurden An¬
zeigen wegen Übertretung des § 20 Lebensmittelgesetz1975 erstattet. Mit den Amtstierärztenwurden 28 Kon¬
trollen gemeinsam vorgenommen. Vom Marktamt wurden 78 Beschlagnahmen gemäß § 39 Abs. 7 LMG 1975
und 27 gemäß § 40 LMG 1975 vorgenommen. Auf Grund von Beschlagnahmen und über Ersuchen von Par¬
teien wurden 20.695,47 kg animalische Lebensmittel, 286.695,60 kg vegetabilische Lebensmittel, 586,40 kg
Pilze und 73.889,15 kg sonstige Lebensmittel außer Verkehr gesetzt.

Auf Märkten mußten in 2.155 Amtshandlungen 52.161 kg Pilze beschaut werden. Das Jahr 1981 wurde als
Folge des feuchtwarmenHerbstes zu einem ausgesprochenen„Schwammerljahr“ mit einer nicht häufig auftre¬
tenden Vielfalt von Pilzarten. Dementsprechendgroß war der Ansturm von ratsuchenden Pilzsammlern bei den
Dienststellendes Marktamtes. Für diese Privatparteien wurden 8.975 Pilzbegutachtungendurchgeführt, dabei
rund 2.580 kg Pilze beschaut. 528 Fälle mit Giftpilzen und 2.937 mit ungenießbaren, wertlosen oder verdorbe¬
nen Pilzen konnten festgestellt werden.

Im Jahre 1981 traten zwei Massenlebensmittelvergiftungen auf: Nach dem Verzehr eines Menüs, bestehend
aus Frittatensuppe, gefüllten Tomaten, Tafelspitz, Röstkartoffeln, Schnittlauchsauceund Apfelstrudel, in einem
Restaurant der Wiener Innenstadt erkrankten am 22. Mai und an den folgenden Tagen 130 Teilnehmer eines
Kongresses der GewerkschaftDruck und Papier. Die Ursache der Erkrankungen dürfte die verdorbene und
stark keimhältige Schnittlauchsauce gewesen sein. Der Fall ist bei Gericht anhängig. Am 18. November erlitten
34 Schulkinder nach Einnahme eines Menüs, bestehend aus Karfiolsuppe, Pasta asciutta und Kaltcreme, Erkran¬
kungen, die sich in Erbrechen und zusätzlich in Einzelfällen in Durchfall äußerten. Der Krankheitsverlauf war
als kurz und äußerst mild zu bezeichnen. Die Ursache der Erkrankungen ist nicht bekannt.

Reges Interesse bestand weiterhin für die ständige Ausstellung des Marktamtes. 31 Vorträge machten 553
Personen, darunter Pflegepersonal städtischer Krankenhäuser, Angehörige des Clubs der Wiener Fleischer, Leh¬
rer der berufspädagogischen Akademie des Bundes in Wien und Hauptschullehrer, ferner Schüler frauenwirt¬
schaftlicher Anstalten und Lehrlinge der Stadt Wien mit den Aufgaben des Marktamtes wie mit den Problemen
und der Hygiene im Lebensmittelverkehrvertraut.

Im Rahmen des Österreichischen Städtebundeswurde am 28. und 29. April in St. Pölten und am 15. und
16. September in Wiener Neustadt über aktuelle lebensmittelpolizeilicheProbleme und Angelegenheiten der
Marktverwaltung beraten. Im Rahmen der Verbindungsstelleder Bundesländer beim Amt der Niederösterrei¬
chischen Landesregierung fanden am 14. Mai in Wien und am 5. November in Bregenz Expertenbesprechun¬
gen statt, an denen Vertreter des Landes Wien teilnahmen.

Das Marktamt veranstaltete in der Zeit vom 2. bis 4. März im Heim der Gewerkschaft der Gemeindebedien¬
steten in Seewalchen am Attersee den dritten Fortbildungskurs, an dem 23 Marktamtsbediensteteteilnahmen.
Gegenstände des Kurses bildeten rechtliche Probleme des Lebensmittelgesetzes1975 und der Lebensmittel¬
kennzeichnungsverordnung1973 auf Grund der neuesten Rechtsprechungund der für die Volksgesundheit so
bedeutenden Küchenhygiene.

Das Marktamt verfügt bei vollem Personalstand über 94 gemäß § 35 Lebensmittelgesetz1975 bestellte Auf¬
sichtsorgane. Bewirkt durch verstärkte Personalabgänge, stand —wie auch schon in den Jahren 1979 und 1980
— dem Marktamt diese Zahl von ausgebildeten Aufsichtsorganen nicht das ganze Jahr über zur Verfügung. Mit
August hatten in den Reihen der Marktamtsbeamtenbis zur Abhaltung des Ausbildungskurses für Aufsichtsor¬
gane im Herbst wieder 17 Bedienstete keine entsprechende Ausbildung nach dem LMG 1975.

Der im Jahre 1972 für die FachbeamtenzusammengestellteIndex der für den Dienst im Marktamt wichtig¬
sten Rechtsnormen wurde neuerlich, und zwar bis 31. Dezember 1981, ergänzt.

Um die Lehrlingsausbildung zu intensivieren, wurden insgesamt acht Lehrlinge über die Tätigkeit des Markt¬
amtes informiert und mit ihnen die Einrichtungen des Großmarktes Wien-Inzersdorf besichtigt.

Im Zuge der Preisbeobachtung und Preisüberwachung  sowie anderer Maßnahmen des
Konsumentenschutzeswurden neben den ständig durchgeführten Kontrollen hinsichtlich der Einhaltung der
Bestimmungen des Preisgesetzes im Jahre 1981 im Aufträge des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie zusätzlich Preiserhebungenund -Überprüfungen zum Teil gemeinsam mit der Wirtschaftspolizei vor-
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genommen. Im Jänner wurden in 77 Chemisch-Putzereien Preiserhebungen durchgeführt, dabei mußten 19
Anzeigen nach dem Preisgesetz gemacht werden. Im Februar erfolgten Preiskontrollen in 181 Blumenklein¬
handelsbetrieben, wobei es zu 15 Anzeigen kam. Im selben Monat wurden in 41 BuschenschenkenPreiskon¬
trollen vorgenommenund dabei 5 Abmahnungen ausgesprochen. Zu Preiserhebungenund -kontrollen kam es
im April in 652 Fleischerbetrieben, dabei mußten 54 Anzeigen getätigt werden. Im Mai erfolgten Preiskontrol¬
len bei Röstkaffee in 266 Lebensmittelkleinhandelsbetrieben, wobei 3 Anzeigen erstattet wurden. Ferner wur¬
den 385 Blumenkleinhandelsbetrieberevidiert, dabei kam es zu 12 Anzeigen. Im Juni wurden Preiserhebungen
und -kontrollen bei Wurstwaren in 760 Lebensmittelkleinhandelsbetriebendurchgeführt; die Zahl der dabei
vorgenommenenAnzeigen betrug 52. Im Juli kam es bei Preiserhebungenin 669 Gastgewerbebetrieben(Gast¬
häusern, Restaurants und Diskotheken) zu 41 Anzeigen. 471 Parfümerienund Geschäfte mit Drogeriewaren
wurden im September kontrolliert, wobei 31 Anzeigen erstattet werden mußten. Im November erfolgten Revi¬
sionen bei Wildbret in 70 Betrieben, dabei wurde nur eine Anzeige getätigt. Im Dezember kam es schließlich
wieder bei Kontrollen der Preisauszeichnung in 993 Betrieben in Hauptgeschäftsstraßen zu 45 Anzeigen. Insge¬
samt wurden 1.100 Anzeigen, das sind rund 10 Prozent mehr als 1980, wegen Übertretung des Preisgesetzes an
die Wirtschaftspolizei erstattet.

Die für die Erstellung des Marktamtsausweises erforderlichenPreiserhebungenwurden wöchentlich in einer
für die Preissituation in Wien repräsentativen Anzahl von Lebensmittel- und Fleischerbetriebenaurchgeführt,
und zwar in rund 170 Lebensmittel- und 135 Fleischerbetrieben sowie zusätzlich in rund 140 auf den großen
Wiener Märkten etablierten Marktviktualienbetrieben. Monatlich mußten außerdem in weiteren 305 Betrieben
die für die Berechnung des Verbraucherpreisindex benötigten Verbraucherpreise für verschiedenste Warenp
tionen im Aufträge des ÖsterreichischenStatistischen Zentralamtes bzw. der MA 66 erhoben werden. Weitero
wurden gezielte vergleichendePreiserhebungenauf Wiener Märkten und in im weiteren Umkreis dieser Be¬
zirksmärkte etablierten gleichartigen Betrieben durchgeführt. So wurden im April in rund 90 betrieben des
3. Bezirkes sowie des Landstraßer Marktes derartige Erhebungen vorgenommen, die ergaben, daß der Landstra-
ßer Markt auch in preislicher Hinsicht eine außerordentlich günstige Einkaufsmöglichkeit darstellt. Weitere ver¬
gleichende Preiserhebungen betrafen den FloridsdorferMarkt (Jänner 1981) sowie alle Wiener Detailmärkte
hinsichtlich der dort etablierten Fleischerbetriebe.

VerschiedeneUnzukömmlichkeitenund Mißstände, die sich im Zusammenhang mit den im Raum 2, Me¬
xikoplatz, etablierten Kleinhandelsbetriebenergaben, machten auch 1981 eine Intensivierungder marktamtli¬
chen Kontrollen in diesem Bereich notwendig. Von einer aus fünf Fachbeamtendes Marktamtes bestehenden
Einsatzgruppe wurden in den Monaten Mai bis September insgesamt8 zusätzliche Kontrollaktionen durchge¬
führt, in deren Verlauf es zu zahlreichen Beanstandungen, und zwar auch im Sinne des Preisgesetzes, kam. Von
den insgesamt erstatteten 61 Anzeigen betrafen 26 Zuwiderhandlungengegen die Bestimmungendes Preisge¬
setzes.

An den vom Bundesministeriumfür Handel, Gewerbe und Industrie veranstalteten Frühjahrs- und Herbst¬
tagungen der Landespreisbehörden, und zwar am 29. und 30. April in Wien sowie am 22. und 23. Oktober in
Krems, nahm auch ein Vertreter des Marktamtes teil. Uber Vorschlag des Marktamtes wurden im Verlaufe die¬
ser Tagungen auch verschiedeneFragen der Preisbeobachtungund Preisbewachung ausführlich diskutiert. Ne¬
ben der Preisbeobachtung wurden diverse Kontrollen im Sinne des Konsumentenschutzesdurchgeführt. In der
Folge mußten unter anderem 10 Anzeigen wegen Zuwiderhandlunggegen die auf Grund des § 32 UWG erlas¬
senen Verordnungen (z. B. Schuhkennzeichnungsverordnung, Textil- und Textilpflegekennzeichnungsverord¬
nung, Waschmittelkennzeichnungsverordnungusw.) erstattet werden.

Im Jahre 1981 wurden auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf rund 208.280 t Viktualien angeliefert, das sind
um 996 t (+ 0,48%) mehr als 1980. Im einzelnen zugenommen haben die Zufuhren  an Agrumen um
1.246 t (rund 3,8%) auf 34.373 t, die an Obst um 2.546 t (3,0%) auf 86.572 t, die an Gemüse um 1.119t (2,0%)
auf 57.388 t und die an Pilzen um 25 t (1,9%) auf 1.324 t. Zurückgegangensind die Zufuhren an Zwiebeln und
Knoblauch um 1.262 t (— 13,3%) auf 8.192t sowie die an Kartoffeln um 2.679 t (— 11,6%) auf 20.430 t.

Insgesamt waren 486 Straßenstandangelegenheiten  anhängig . Im Zuge des Ermittlungsver¬
fahrens wurden 195 Augenscheinsverhandlungendurchgeführt. Die Gesamtzahl der vom Marktamt genehmig¬
ten transportablen Straßenständeauf öffentlichen Verkehrsflächenverringerte sich im Jahre 1981 von bisher
421 auf 419, wobei die Anzahl der Würstelständeund Straßenbüffets mit 166 unverändert geblieben ist. Einige
Bewilligungen wurden neu erteilt.

Da jedoch Bewilligungen von Standinhabern wegen schlechten Geschäftsganges zurückgelegtoder wegen
Nichtbetriebesvon Amts wegen gelöscht wurden, blieb die Gesamtzahl der transportablen Straßenständena¬
hezu unverändert. Die Erlangung einer Bewilligung für die Aufstellung eines transportablenStraßenstandes auf
öffentlichen Verkehrsflächen, ohne daß vorher eine zurückgelegt worden ist, ist bereits sehr schwierig geworden,
da sich einzelne Bezirksvorstehungen grundsätzlich gegen die Stattgebung solcher Ansuchen aussprechen oder
es kaum mehr Standorte gibt, bei denen sich die Antragstellereinen wirtschaftlichenErfolg erhoffen und auf
Grund der örtlichen Gegebenheiten die Erteilung einer Bewilligung in Frage kommt.
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In den Monaten Jänner und Februar 1981 wurden alle Wiener Würstelständeeinschließlich der Straßen- und
Stehbüffets(insgesamt 184 Betriebe) genauestens revidiert. Dabei wurden 105 Verwaltungsstrafanzeigen erstat¬
tet und 9 Organstrafverfügungen verhängt, weiters 234 Lebensmittelprobengezogen und der Lebensmittelun¬
tersuchungsanstalt der Stadt Wien übermittelt. Im Zuge dieser Kontrollaktionenkam es in allen revidenten Be¬
trieben außerdem auch zu Preiserhebungenfür 24 verschiedeneLebensmittel.

Auf dem Gebiet der Gewerbeangelegenheiten  wurden zur Prüfung der Bedarfslage im Mietwa¬
gengewerbe mit Pkw und Kleinbussen im Juli und August in 230 einschlägigen Betrieben Erhebungen durch¬
geführt. Im Zuge der gewerbepolizeilichen Überwachung und Überprüfung der einschlägigen Betriebe wurden
insgesamt 2.587 Anzeigen erstattet.

Die im eichpflichtigen  Verkehr verwendetenMaße, Gewichte und Meßgeräte wurden im Rahmen
der normalen Kontrolltätigkeitüberprüft. Wegen Übertretung der Bestimmungendes Maß- und Eichgesetzes
mußten 384 Strafanzeigen(1980: 356) erstattet werden.

Auf dem Gebiet der Marktplanung  ist anzuführen, daß beim Umbau des Stationsbereiches Gersthof
der Vorortelinie mit der damit verbundenen verkehrstechnischen Umgestaltung des Gersthofer Platzls im
18. Bezirk termin- und planmäßig begonnen wurde. Drei Marktstände des Gersthofer Marktes müssen nach
Fertigstellung des südlichen Brückentragwerkes der neuen und längeren Eisenbahnbrückeüber die Gentzgasse
auf ein ÖBB-Grundstück noch umgesiedelt werden. Die projektierte provisorische Umsiedlung der betroffenen
Marktparteien während der Bauzeit in ein Provisorium in der Gersthofer Straße war dank eines Entgegenkom¬
mens der Österreichischen Bundesbahnen und der ausführenden Bauuntemehmung bisher nicht notwendig
und dürfte sich auch weiterhin erübrigen. Der Umstand, daß der Baubeginn der U 3 im StreckenabschnittStadt¬
park—Erdberg um ein Jahr hinausgeschobenwurde, änderte nichts daran, daß die Planungsarbeitenin vollem
Umfang fortgesetzt wurden. Die von diesem Großprojekt betroffenen Detailmärkte, der Landstraßer Markt und
der Augustinermarkt, haben insofern eine gewisse Problematik aufgeworfen, als es beim Landstraßer Markt
darum geht, die derzeit auf der projektiertenTrasse der U 3 liegenden und im sogenannten„Hasenraum“ unter¬
gebrachten Kühl- und Tiefkühlräume — womöglich definitiv — zu verlegen. Der Augustinermarkt soll wäh¬
rend der Bauarbeiten umgesiedelt werden. Für beide Märkte konnten im Jahre 1981 entsprechende Varianten
— wobei nicht zuletzt versorgungstechnischeMomente zu berücksichtigen waren — ausgearbeitet werden.
Schließlich hat das Marktamt bei allen Planungsbesprechungenauf die Notwendigkeiteiner Anbindung des
Landstraßer Marktes an das stark frequentierte unterirdische Umsteigegeschoß in der künftigen U-Bahn-Station
Landstraße, etwa in Form eines Schnellaufzuges, hingewiesen.

Nach Auflassung eines temporären Marktes umfaßte der Verwaltungsbereich des Marktamtes mit Jahresende
1981 den Großmarkt Wien-lnzersdorf einschließlich Blumenhalle, 24 Detailmärkte(offene Märkte und Markt¬
hallen), 5 temporäre Märkte und den Flohmarkt sowie die jährlich wiederkehrendenMärkte(Fasten-, Allerheili¬
gen-, Christkindlmarkt) und die Gelegenheitsmärkte (Firmungs-, Kirchweih-, Advent-, Christbaum-, Weih-
nachts- und Neujahrsmärkte).

Mit Jahresende 1981 standen vier städtische Brückenwaagen in Betrieb.
Die Marktordnung für die Stadt Wien, Marktordnung 1976, mußte wegen der Vergrößerung des Flohmarktes

einmal abgeändert werden. Wegen Übertretung der Bestimmungender Marktordnungfür die Stadt Wien wur¬
den 2.211 Strafanzeigen(1980: 2.666) erstattet.

Die Marktstände (Bestandobjekte) auf dem Großmarkt Wien - lnzersdorf  einschließlich der
Marktstände in der Blumenhalle waren wieder zur Gänze vergeben. Zwar hat die angespannteWirtschaftslage
auch auf dem Großmarkt erste Opfer gefordert, doch konnten nach Insolvenzen bisher alle Objekte wieder ver¬
geben werden. Für die kleineren Objekte, Normstände der Type C mit 60 m2, sind noch Bewerber vorgemerkt.
Für die größeren Objekte ist die Zahl der echten Bewerber gesunken. Die Bestandobjektedes Großmarktes
Wien-lnzersdorf waren an insgesamt 125 Großhandels- und Importfirmen vergeben, die sich auf 88 Markt¬
stände für Obst und Gemüse, 10 für Kartoffeln und Zwiebeln, 6 für Pilze, 5 für Eier und Geflügel, 1 für Molke¬
reiprodukte, 2 für Süßwaren, 2 für Fleisch- und Wurstwaren, 2 für Obst- und Gemüsekonserven, 4 für Lebens¬
mittel und auf 5 Stände für andere Waren verteilten.

Der Anschlußbahnbetriebdes Großmarktesverzeichnete mit 3.685 Einheiten ein gegenüber 1980 um 586
Einheiten niedrigeres Waggonaufkommen. Die Rangiergleise der Anschlußbahnanlagedes Großmarktes wur¬
den von einer Waggonleihanstaltmit 7.878 Verrechnungseinheiten(1980: 4.290 Einheiten) mitbenützt.

Auf den größeren D e t a i 1m ä r k t e n ist die Nachfrage nach freien Marktständen, vor allem von seiten
ausländischer bzw. neu eingebürgerter Bewerber, weiterhin rege. Das auch von der Öffentlichkeit registrierte
verstärkte Auftreten von Ausländern auf Märkten bringt zwar gelegentlich Schwierigkeiten sprachlicher Art bei
der Erfüllung von Verwaltungsaufgaben, verschafft jedoch andererseits den davon betroffenen Märkten durch
Aussehen und exotisches Angebot eine internationale Note. Dem nach wie vor bestehenden Mangel an Park¬
raum in der Umgebung vieler Märkte konnte auf dem Naschmarkt im 4. Bezirk durch Schaffung weiterer Kurz¬
parkzonen auf dem Marktgebiet und im Zuge der Wienzeile, auf dem Kutschkermarktim 18. Bezirk durch Ver¬
kleinerung des Marktgebietes unter gleichzeitiger Freigabe von StraßenabschnittenRechnung getragen werden.
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Für ein weiteres, die Verwaltung der Märkte stark belastendes Problem zeichnet sich ebenfalls eine Verbesse¬
rung ab. Da die Höhe des Müllanfalls auf Märkten ständig steigende Kosten verursacht, wurde bereits im Jahre
1974 versucht, durch Verdichtung eine Verringerung des Müllvolumens zu erreichen. Die dafür notwendige
schwerfällige Anlage konnte die Erwartungen nicht befriedigen. Im Jahre 1981 wurde eine neu entwickelte mo¬
bile Müllpreßanlage in Containerformauf dem Viktor-Adler-Markt im 10. Bezirk erprobt. Die überzeugenden
Vorteile dieser Pilotanlage führten im Herbst zur Errichtung einer weiteren Anlage auf dem Yppenmarkt im
16. Bezirk.

Da auch in diesem Fall die Vorteile für die Marktreinigung augenscheinlich waren, werden im Jahre 1982 wei¬
tere Märkte mit Müllpreß-Containem ausgestattet.

Die temporären Märkte nehmen seit Jahren je nach Standort eine sehr unterschiedlicheEntwicklung. Wäh¬
rend die Märkte in Liesing und in der Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost konsolidiert sind und der Markt in
22, Quadenstraße, wegen seiner günstigen Lage auf Wunsch der Händlerschaft sogar in einen ständigen Markt
umgewandeltwerden soll, kämpfen die im Einzugsbereich des Donauzentrums gelegenen Märkte in 22, Ber-
noullistraße und Rennbahnweg, mit ständigen Schwierigkeiten. Der temporäre Markt in 11, Thümlhofstraße,
der in diesem Neubaugebiet eine der ersten Einrichtungen in der Nahversorgung war, wurde nach Abänderung
des Flächenwidmungsplanes aufgelassen und an seiner Stelle mit der Errichtung eines Einkaufszentrumsmit
weiteren Nahversorgungsbetriebenbegonnen. Zur Abrundung dieses neuen Versorgungsschwerpunktesist es
gelungen, die bisherigen Marktstände in nächster Nähe als Straßenstände weiter zu belassen.

Die Anziehungskraftdes Flohmarktes  auf Käufer und Verkäufer nimmt weiter zu. Die Zahl der in-
und ausländischen Bewerber, die auf diesem für die Verwaltung mit vielen Problemen verbundenen Markt
einen Verkaufsplatz zugewiesen erhalten wollen, steigt ständig an. Im Jahre 1981 wurde durch eine Vorverle¬
gung des Ausgabetages für Tagesplätze das Problem des nächtlichen Anstellens vor dem eigentlichen Markttag
(Samstag), das den Anrainern Gelegenheit zu vielfacher Kritik bot, entschärft. Dem weiterhin unveränderten
großen Andrang um Tagesplätze wurde 1981 mit einer geringfügigen Vergrößerungdes Marktgebietes durch
Einbeziehung einer ehemaligen Marktfläche neben der U-Bahn-Station Kettenbrückengasse, die seit Übersied¬
lung des Großmarktes ungenützt ist, Rechnung getragen. Sorgen bereitet der überaus hohe Anteil an Auslän¬
dem, der diesen Markt zunehmend zum Treffpunkt ausländischer Volksgruppenmacht und damit Kritik der
einheimischen Bevölkerung nach sich zieht. Infolge der liberalen Gesetzeslage ist jedoch eine Einschränkung
des Ausländeranteiles nicht möglich.

Im Jahre 1981 hat neuerlich ein Wiener Detailmarkt unter Anteilnahme der Bezirksbevölkerung ein rundes
Jubiläum gefeiert:Anfang Oktober feierte der Sonnbergmarkt  im 19. Bezirk seinen 60jährigen Bestand.

In Fortsetzung des langfristigen Investitionsprogrammesfür die Wiener Detailmärkte wurden 1981 folgende
Arbeiten durchgeführt:

Auf dem Schwendermarkt  im 15. Bezirk wurde als weitere Etappe der Revitalisierung dieses Mark¬
tes mit der Herstellung der marktseitigen Gehsteigflächen begonnen. Auf dem Naschmarkt  im 4. Bezirk
wurden die Einbauten für Wasser und Kanal fortgesetzt. Auf diesem Markt wurde die im Jahre 1980 abge¬
brannte Standgruppe 32 originalgetreu wiederaufgebaut und den früheren Standinhabem übergeben. Auf dem
Yppenmarkt  im 16. Bezirk konnte das Marktamtsgebäude saniert werden. Auf dem Floridsdorfer
Markt  im 21. Bezirk wurde durch den Bau einer Trafo-Station die Versorgung des Marktes mit elektrischer
Energie entscheidend verbessert. Bei der Erfassung der Betriebskosten für den neuen Landstraßer
Markt  im 3. Bezirk, der am 22. März 1979 eröffnet worden ist, zeigte sich im Jahre 1981 immer deutlicher,
daß der finanzielle Aufwand für einen modernen Hallenmarkt mit hohem Ausstattungsstandard(Klimatisie¬
rung, Heizung, Rolltreppen, Aufzüge usw.) ganz erheblich über den Kosten für einen offenen Markt in Kiosk¬
oder Reihenbauweise liegt.

Veterinäramt , Lebensmitteluntersuchungsanstalt , Markt-
und Schlachtbetrieb St . Marx

Von den gesetzlichenBestimmungendes Jahres 1981, die auch direkte Auswirkungenauf die Tätigkeit der
Abteilung haben oder deren Kenntnis für die amtliche Kontroll- und Beratungsfunktion von Bedeutung ist, wä¬
ren zu nennen die Futtermittelverordnungsnovelle1981, BGBl. Nr. 127/1981, die Änderung der Futtermittel¬
verordnung 1976, BGBl. Nr. 291/1981, die Arzneibuchverordnung, BGBl. Nr. 238/1981, die Abänderung des
Bangseuchengesetzes, BGBl. Nr. 214/1981, die Viehwirtschaftsgesetznovelle1981, BGBl. Nr. 342/1981, die
2. Viehwirtschaftsgesetznovelle 1981, BGBl. Nr. 562/1981, das Veterinärabkommen zwischen Österreich und
der Tschechoslowakei, BGBl. Nr. 510/1981, sowie das Bundesgesetz über die VeterinärmedizinischenBundes¬
anstalten, BGBl. Nr. 563/1981. Zahlreiche Erlässe des zuständigen Bundesministeriumsfür Gesundheit und
Umweltschutz regelten veterinärbehördliche, lebensmittelrechtlicheoder andere einschlägige Belange. Die Tier¬
seuchenbekämpfung betrafen die Änderung der vom Bund zu zahlenden Untersuchungskostenfür Tierärzte bei
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den periodischen Untersuchungen auf Rindertuberkulose, Maßnahmen gegen die Einschleppung der Varroa-
tose der Bienen nach Österreich, die Zulassung von Wutimpfstoffen für Hunde, weiters Schutzmaßnahmenge¬
gen das Auftreten der PferdekrankheitMetritis contagiosa equina in Österreich, neue Verfahrensrichtlinienfür
die Bekämpfung der Rindertuberkulose, die Feststellung tuberkulosepositiverSchlachtbefunde, die Erfassung
der Bestände zur Bekämpfung der Rinderleukose, die Erhöhung der Ausmerzbeihilfenfür Tuberkulosereagen-
ten und die Vergütung bei Verdienstentgangnach dem Tierseuchengesetz. Die Fleischuntersuchungbetrafen
die Verlängerung der Bewilligung für die Trichinenuntersuchungnach der Verdauungsmethodefür den Markt-
und Schlachtbetrieb St. Marx bis 31. Dezember 1983 und die Beurteilung von Fleisch nach dem Nachweis von
Hemmstoffen. Die Ein- oder Ausfuhr betrafen die Rückstandsuntersuchungenvon Fleisch aus Niederösterreich
für den Export nach Italien in der Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien, Impfungen von Exportrin-
dem gegen Maul- und Klauenseuche bei der Ausfuhr in die BRD, weiters die Neuregelung der Bestimmungen
über die Einfuhr von Hunden und Hauskatzen in die BRD, die Einfuhr von Schaf- und Ziegendärmen, wobei
eine pH-Messung an der Grenze vorgenommenwird, ferner den Export von Pferdefleisch nach Italien, die Aus¬
fuhr von Tieren, Fleisch und tierischen Produkten nach Italien, die Bieneneinfuhrverordnungder BRD, die Zu¬
lassung der Verdauungsmethodebei der Untersuchungauf Trichinen für den Export von Schweinefleisch in die
BRD, Tiertransportenach Italien, die Zulassung für den Export von Fleisch und Fleischwaren nach Schweden
und Dänemark, die Zusammenarbeit mit den Zollbehörden bei der Einfuhr von Fleisch und Fleischwaren so¬
wie neue Gesundheitszeugnissebei der Ausfuhr von Fleisch in die EG. Die Lebensmittelkontrollebetrafen
Richtlinien für Wursthüllen, ferner Haltbarkeitsfristen, die Auskunftserteilungnach dem Lebensmittelgesetz in
Tiermastanstalten, der wechselweise Transport von Chemikalien und flüssigen Lebensmitteln, Richtlinien für
Würste sowie für Tierschauen und Tierausstellungenin Speisebetrieben, die Durchführung des Bazillenaus¬
scheidergesetzes und die Vergütung des Verdienstentgangesnach dem Bazillenausscheidergesetz. Weitere Er¬
lässe waren die Richtlinien über die Beschaffenheit von tierärztlichenOrdinationen und privaten Tierspitälem,
die Ausführung zur Suchtgiftverordnung1979, und zwar im besonderen die mißbräuchlicheVerwendung von
suchtgifthältigen Spezialitäten sowie die Auslegung der Catgutverordnung.

Die MA 60 gliedert sich in das Veterinäramt, die Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien und den
Markt- und SchlachtbetriebSt. Marx. Ein Teil der veterinäramtlichenAgenden wird sowohl vom Veterinäramt
als auch vom Markt- und SchlachtbetriebSt. Marx durchgeführt.

Dazu zählen vor allem die Tierseuchenbekämpfung, die Ein- und Ausladeuntersuchungenvon Tieren, wei¬
ters die Vieh- und Fleischbeschau sowie die Überbeschau und Auslandsfleischbeschau.

Im Jahre 1981 sind wieder zahlreiche anzeigepflichtige Tierseuchen  aufgetreten , trotz An¬
wendung vorbeugender Seuchenschutzmaßnahmenund rückläufiger Tierzahlen. Zunächst ist die Räude der
Einhufer anzuführen, die zuletzt in Wien 1953 aufgetreten ist. Im Jahre 1981 wurde diese ehemalige Kriegsseu¬
che als Einzelfall bei einem Pferd diagnostiziert. Nach Durchführungdes vorgeschriebenenBehandlungsverfah¬
rens und nachfolgender Desinfektion konnte die Seuche bald als erloschen erklärt werden. Rotlauf der
Schweine trat wie alljährlich sowohl bei Nutztieren als auch bei Schlachttieren auf. Rotlauf der Schweine bei
Nutztieren wurde in drei Bezirken in fünf Gehöften festgestellt; von der Seuche waren dabei insgesamt zehn
Schweine betroffen, der infektionsfähige Tierbestand betrug 45 Tiere. Bei Schlachttieren wurde Rotlauf der
Schweine im Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx in 33 Fällen ermittelt mit insgesamt 42 bakteriologisch rot¬
laufpositiven Schweinen, davon 22 an verendeten Tieren. Der infektionsfähige Tierbestand zählte 1.847
Schlachtschweine. In zwei Gehöften in zwei verschiedenen Bezirken wurden in größerem zeitlichem Abstand
Geflügelpest(Newcastle Desease) diagnostiziert. 104 Tiere waren erkrankt, der infektionsfähige Geflügelbestand
betrug 214 Hühner. Die verseuchten Bestände wurden gekeult und unschädlich beseitigt, das gefährdete Geflü¬
gel der Umgebung einer Schutzimpfungunterzogen. Nach Durchführung der strengen veterinärpolizeilichen
Sperr- und Desinfektionsmaßnahmenblieben diese Seuchenherde auf die zwei Einzelbeständebegrenzt. Die
Psittakose, eine Krankheit der Papageien und Sittiche, die auch auf den Menschen übertragen werden kann,
zählt seit dem Jahre 1978 zu den anzeigepflichtigen Tierseuchen. Seither werden regelmäßig alljährlich einige
Seuchenfälle diagnostiziert. Meist wird die Krankheit an bereits verendeten Tieren als Todesursache festgestellt.
Im Jahre 1981 waren in fünf Bezirken fünf Tierbestände befallen, die Zahl der erkrankten Tiere betrug ebenfalls
fünf — davon waren vier verendet — bei einem ansteckungsverdächtigenTierbestand von sechs Psittaciden.
Die veterinärbehördlichenMaßnahmen bestanden in der Bestandssperre, in der Behandlung der verbliebenen
Tiere, in der Desinfektion sowie in der Aufklärung der Tierhalter. Myxomatose trat bei Hauskaninchen in sechs
Bezirken in sieben Gehöften auf. 21 Tiere waren erkrankt oder verendet, der infektionsfähige Tierbestand zählte
120 Kaninchen. In einem Fall wurde auch Myxomatose bei Wildkaninchen ermittelt. 42 infolge der Krankheit
verendete Tiere wurden aufgefunden. Als am 2. März in Thalheim, Niederösterreich, in einem Schweinebestand
und am 6. März in Pönning, unweit von Thalheim, bei einem Rind die Maul- und Klauenseuche festgestellt
wurde, waren auch in Wien die Verfügungenüber das Verbot des Verbringens von Klauentieren und Fleisch
aus diesem Gebiet genau zu überwachen, die Autodesinfektionverschärft durchzuführenund Seuchenteppiche
im Markt- und SchlachtbetriebSt. Marx anzulegen. Weitere Tierseuchen geboten ebenfalls besondere Vorsicht
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und Aufmerksamkeit, so vor allem die Wutkrankheit, deren Schwerpunkt derzeit in der mittleren und nördli¬
chen Steiermark liegt und die auch schon im südwestlichenTeil Niederösterreichsmanifest ist. Obwohl die
Parvovirusseuche der Hunde, eine neue Krankheit dieser Tiere, die 1979/80 auch vermehrt in Wien auftrat und
die Hundehalter sehr beunruhigte, keine anzeigepflichtige Tierseuche darstellt, wurden die Amtstierärzte von
der Bevölkerung häufig darüber um Auskunft ersucht.

Bei der Beförderung von Einhufern, Wiederkäuernund Schweinen mit Kraftfahrzeugen, Eisenbahnen, Flug¬
zeugen oder Schiffen ist bei der Ein- oder Ausladung eine tierärztliche Untersuchung, die Kraftfahrzeuge und
Bahnbeschau, gesetzlich vorgeschrieben. Es sollen dabei Tierseuchen rechtzeitig erkannt, eine Weiterverbrei¬
tung verhindert, kranke oder sonstwie transportunfähigeTiere von der Beförderung ausgeschlossen sowie eine
sach- und tierschutzgerechteVersendung der Tiere gewährleistet werden. Insgesamt wurden in Wien von den
Amtstierärzten296.882 Tiere diesbezüglich untersucht, davon 287.587 Schlachttiere im Markt- und Schlachtbe¬
trieb und weitere9.295 Zucht-, Nutz- und Schlachttiere in den Bezirken. Darüber hinaus waren im Zusammen¬
hang mit der Ausfertigung von Tierpässen zahlreiche weitere landwirtschaftliche Haustiere auf ihren Gesund¬
heitszustandund ihre Seuchenunbedenklichkeithin zu untersuchen: 867 Tierpässe wurden ausgestellt, davon
555 am Viehmarkt St. Marx.

Eine der wichtigsten Maßnahmen des angewandten vorbeugendenKonsumentenschutzesstellt die Untersu¬
chung des gesamten in Wien gewerblich in den Verkehr gebrachten Fleisches dar. Diese von den Amtstierärz¬
ten vorgenommenen Untersuchungenund Begutachtungen erfolgen bei den Schlachtungen in Form der Vieh-
und Fleischbeschau, bei den Inlandszufuhren von Fleisch als Überbeschau und bei Auslandszufuhren von
Fleisch als Auslandsfleischbeschau. Sie dienen der veterinärpolizeilichen Seuchenerkennung, der Gesunderhal¬
tung der Menschen, dem Schutz des Verbrauchers vor Übervorteilung sowie der Lebensmittelhygiene.

Die Vieh - und Fleischbeschau  wird im öffentlichen Schlachthof des Markt- und Schlachtbe¬
triebes St. Marx, in einigen privaten gewerblichen Schlachtstättenin den Bezirken und bei Hausschlachtungen,
bei denen Fleisch gewerblich abgegeben wird, durchgeführt. Im Jahre 1981 wurden in Wien insgesamt 872
Pferde, 26.611 Rinder, 2.266 Kälber, 264.817 Schweine und 19 Stück sonstiges Stechvieh von den Tierärzten
der Stadt Wien untersucht und beurteilt. Der überwiegendeTeil davon, nämlich 436 Pferde, 26.301 Rinder,
2.234 Kälber und 258.804 Schweine, wurde im städtischen Schlachthof St. Marx geschlachtetund untersucht.
Von diesen stammten 85 Pferde, 1.000 Kälber und 169 089 Schweine aus dem Ausland, Oststaaten, die übrigen
Schlachttiere waren inländischer Herkunft. In privaten gewerblichen Schlachtstätten in den Bezirken sind 436
Pferde, 306 Rinder, 31 Kälber, 5.718 Schweine und 16 Stück Stechvieh geschlachtet und untersucht worden,
4 Rinder, 1 Kalb, 295 Schweine und 3 Stück sonstiges Stechvieh waren untersuchte Hausschlachtungen. Auf
Grund der vorgenommenenUntersuchungenwurden 374 ganze Tierkörper und 259-446 kg Tierkörperteile, In¬
nereien usw., außerdem 3.599 Stück Mägen und 3.327 Stück Därme beanstandet und konfisziert. Von den aus
dem Lebensmittelverkehrgezogenen Tierkörpem gelangten 3 Pferde, 21 Rinder, 8 Kälber und 207 Schweine
als minderwertig sowie 14 Schweine als bedingt tauglich beurteilt, letztere nach erfolgter Brauchbarmachung,
über die Freibank zum Verkauf. Weitere 46 schwach finnig befundene Rinder wurden dem vorgeschriebenen
Gefrierverfahren unterzogen. Als untauglich beurteilt erhielt die Tierkörperverwertungsanstalt2 Pferde, 7 Rin¬
der, 66 Schweine, dazu kamen die angeführten Teilkonfiskate, Mägen und Därme, um unschädlich beseitigt und
verwertet zu werden. Unter den beanstandetenTieren befanden sich 3 Schweine mit Salmonellose, 1 Schwein
mit Coliseptikämie und 20 Schweine mit Rotlauf. Einige weitere Gründe zur Beanstandung, die zur Untauglich¬
keit führten, waren Hemmstoffe in der Muskulatur, Leukose, hochgradige Sarcosporidiose, hochgradige bakte¬
rielle Durchsetzung, hochgradige Gelbsucht sowie hochgradige Geruchs- und Geschmacksabweichungen. Meh¬
rere Schweine mit PSE-Veränderungen wurden minderwertig erklärt. Aus Notschlachtungen stammten 586
Tiere, davon 18 Pferde, 19 Rinder, 1 Kalb und 548 Schweine. Zu Notschlachtungen führten am häufigsten
Knochenbrüche, Mattigkeit, Marschunfähigkeit, Kreislaufschwäche, Kolik, Festliegen, Fremdkörper und
Schwergeburten. Alle geschlachteten Schweine wurden auch der Trichinenschau unterzogen, die seit 1972
einen obligaten Bestandteil der Fleischbeschau bildet.

Die Uberbeschau  wird bei außerhalb von Wien gewonnenem Fleisch bei der Einbringung auf den
Fleischgroßmarkt, in der zentralen Überbeschaustelle des Fleischzentrums St. Marx sowie in den amtlichen und
anderen zugelassenen Stellen in den Bezirken vorgenommen. Auslandsfleischbeschaustellen
sind die jeweiligen Bestimmungsorte, die für solche Untersuchungen geeignet und eingerichtet sein müssen.
Für Gefrierware sind dies die großen Kühllagerhäuserfür Fleisch. Einen Einblick in die Art und Mengen der
bei der Überbeschau und Auslandsfleischbeschau untersuchten Ware gibt folgende Übersicht:

Tierkörper und Untersuchte Davon aus dem
Tierkörperteile Ware Ausland zugeführt

in Stück
Rinderviertel. 331.326 63.220
Kälber . 41.091 9.687
Schweinehälften. 1,259.746 30.918
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Tierkörper und
Tierkörperteile

Pferdeviertel
Fohlen.
Schafe.
Ziegen.
Lämmer.
Kitze.
Ferkel .

Zerteiltes Fleisch,
Innereien, Fleischwaren usw.

Rindfleisch.
Kalbfleisch .
Schweinefleisch.
Pferdefleisch.
Schaffleisch.
Ziegenfleisch .
Lammfleisch.
Kitzfleisch.
Rohspeck, -fett.
Innereien.
Knochen.
Därme.
Würste.
ZubereitetesFleisch
ZubereitetesFett.
Konserven.

Untersuchte
Ware

8.996
10

1.755
123

39.120
1.254
7.768

in Stück

Davon aus dem
Ausland zugeführt

8.302

688

32.046

Untersuchte
Ware

6,062.679
172.178

9,542.267
447.216

1.832
79

35.101

Davon ausländische

in Kilogramm
Ware

746.133
32.141

636.950
432.738

31.054

2,488.845
3,821.130

334.268
1,859.970
5,036.687
2,702.374

18.563
295.547

684.470
2,779.990

1,518.343
370.534

10.747

295.547

Auf eine einheitliche Kilogrammbasis gebracht, beträgt die gesamte untersuchte Ware 121,285.617 kg, davon
stammten 16,469-313 kg aus dem Ausland. Darüber hinaus wurden fast 3,5 Millionen Kilogramm weitere Ware,
wie Rindfleisch im Transitverkehr, Schweineschwarten für technische Zwecke, Wild und Tierfutterkonserven,
im Rahmen der veterinärbehördlichenEin- und Durchfuhruntersuchungen amtstierärztlichkontrolliert oder
überwacht.

Bei der Durchführung der Uberbeschau beanstandeten und konfiszierten die Amtstierärzte 499 Tierkörper
und 64.685 kg Fleisch, Innereien, Fleischwarenu. dgl. 334 Tierkörper davon waren als minderwertig, 17 Tier¬
körper als bedingt tauglich beurteilt worden und kamen über die Freibank zum Verkauf. 148 Tierkörper sowie
die angeführten Teilkonfiskate übernahm die Tierkörperverwertungsanstalt. Bei der Abwicklung der Auslands¬
fleischbeschau wurden 22 von 1.875 abgefertigten Sendungen mit 119.196 kg Fleisch beanstandet und größten¬
teils wieder ins Ausland gebracht.

Da durch die Fleischbeschau, Uberbeschau und Auslandsfleischbeschau das gesamte in Wien gewerbsmäßig
in den Lebensmittelverkehr gelangende Fleisch erfaßt wird, erhält man nach Umrechnung der Stückzahlen in
Kilogramm einen Überblick über die gesamte Fleischaufbringung  in Wien. Im Jahre 1981 ergab die
Summe des untersuchten Fleisches 151,7 Millionen Kilogramm und war um 23,7 Prozent höher als sich aus
dem Pro-Kopf-Verbrauch der österreichischen Ernährungsbilanz 1980/1981 berechnen läßt. Daraus läßt sich
die bedeutende Stellung Wiens im überregionalen Versorgungsgeschehen erkennen, die durch Exportschlach¬
tungen, Transitschlachtungen, den Fleischgroßmarkt, den Umschlag ausländischerWare und durch die be¬
trächtliche Fleischwarenproduktionbedingt ist. Diese 151,7 Millionen Kilogramm setzten sich aus 30,4 Millio¬
nen Kilogramm in Wien erschlachtetemFleisch, aus 104,8 Millionen Kilogramm von den Bundesländern zuge¬
führtem Fleisch und aus 16,5 Millionen Kilogramm aus dem Ausland importiertem Fleisch zusammen. Aus
dem Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx kamen insgesamt 117,7 Millionen Kilogramm, also 77,6 Prozent der
Fleischaufbringung Wiens. Diese Summe ergibt sich aus 29,7 Millionen Kilogramm im Schlachthof erschlach¬
tetem Fleisch, 38,4 Millionen Kilogramm dem Fleischgroßmarkt zugeführtem und dort umgesetztem sowie aus
49,6 Millionen Kilogramm in der zentralen Uberbeschaustelle St. Marx untersuchtem Fleisch.

Die Amtstierärzte in den Veterinärabteilungen der magistratischen Bezirksäm¬
ter  haben neben den bereits angeführten Aufgabenbereichender Tierseuchenbekämpfung, den Transportun¬
tersuchungen, der Fleischbeschau, Überbeschau und Auslandsfleischbeschau noch viele weitere Amtshandlun-
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gen oder Dienstleistungen im tierärztlichen Fachbereich zu verrichten. Eine Reihe von veterinären Maßnahmen
diente dem vorbeugenden Seuchenschutzmit dem Ziel, das Auftreten von Tierseuchen oder Tierkrankheiten
zu verhindern oder deren Einschleppung nach Österreich hintanzuhalten. Dazu zählen vor allem die von Amts¬
tierärzten vorgenommenen Schutzimpfungen von 1.136 Wiederkäuern gegen die Maul- und Klauenseuche,
weiters die Malleinisierung und Blutabnahmen bei 95 Einhufern zur serologischen Untersuchung, um Rotz, bei
weiblichen Tieren auch Beschälseuche, feststellen zu können. Weiters ist die Observation von importierten Tie¬
ren und die Vornahme des Schalmtestes auf Euterkrankheitenbei Kühen anzuführen. Im Jahre 1981 wurde von
154 untersuchungspflichtigenRindern in 56 Beständen Blut entnommen und dieses serologisch auf Brucellose
der Rinder, das heißt, auf ansteckendesVerwerfen, untersucht. Von weiteren Impfungen, die von freiberuflich
tätigen Tierärzten vorgenommenwurden, sind die Wutschutzimpfungenan 16.752 Hunden und 1.844 Katzen
zu nennen, was insbesondere bei den Hunden bei einem Gesamtbestandvon 58.226 eine hohe Immunisie¬
rungsquote ergibt.

Als Begleitpapiere für Auslandsreisen, Tierausstellungen oder den Export von Tieren stellten die Bezirkstier¬
ärzte 8.678 amtstierärztliche Ursprungs- und Gesundheitszeugnisse aus, und zwar für 7.829 Hunde, 620 Katzen
und 3.178 andere Tiere. Für landwirtschaftlicheNutztiere waren als Transportbescheinigung102 Ursprungs¬
und Gesundheitszeugnisse, 312 Tierpässe und 298 Abtriebscheine auszufertigen. Für Fleisch, Fleischwaren,
Wild, Molkereiprodukte, tierische Produkte und Rohstoffe wurden 16.183 amtstierärztlicheBegleitscheine, Be¬
fundscheine, Ursprungs- und Gesundheitszeugnisseoder Ursprungszeugnisse, zum Teil für den Transport die¬
ser Waren ins Ausland, ausgestellt.

Nach dem Wiener Landestierschutzgesetz wurden 72 Anzeigen schriftlich begutachtet, womit örtliche Erhe¬
bungen verbunden waren. Darüber hinaus erfolgten zahlreiche Interventionen und Beratungen in Tierhaltungs¬
und Tierschutzangelegenheitensowie Überprüfungen von Tierhaltungen im Zusammenhang mit sanitären
Ubelständen. In zahlreichen Fällen haben Amtstierärzte bei einschlägigen gewerberechtlichenoder anderen
Amtshandlungen als Amtssachverständigemitgewirkt, so bei Betriebsanlagen für Fleischhauer, Tierstallungen
und Veranstaltungsstättenbei Veranstaltungen mit Tieren. Durch die fachliche Kompetenz sind die Amtstier¬
ärzte in die Bewilligungsverfahren zur Haltung bestimmter Tiere (Raubsäugetiere, Großechsen und Schlangen)
sowie bei der Genehmigung und Kontrolle von Versuchstierhaltungennach dem Tierversuchsgesetzeinge¬
schaltet. Alle öffentlichen Veranstaltungen mit Tieren, wie Tierausstellungen, Tierschauen, Zirkusse, werden ve¬
terinärbehördlichüberwacht und betreut; im Jahre 1981 waren es 34. Die drei in Wien bestehenden und veteri¬
närbehördlich bewilligten Tierschutzhäuserund Katzenheime unterliegen ebenfalls einer ständigen amtstier¬
ärztlichen Kontrolle. Im Zusammenhang mit Tieren, der Tierhaltung, dem Tierhandel, der Erzeugung von Fut¬
termitteln oder tierischen Produkten wurden insgesamt 1.290 Kontrollen, Überwachungenoder Beratungen
vorgenommen.

Von den Veterinärämternwerden die freiberuflich tätigen Tierärzte evident gehalten, Seuchen- und Impfmel¬
dungen entgegengenommen sowie teilweise im Zusammenwirkenmit anderen Stellen die tierärztlichenOrdi¬
nationen auf den vorgeschriebenenMindeststandard und die tierärztlichenHausapotheken periodisch kontrol¬
liert.

Im Rahmen der Überwachung hinsichtlich Fleischbeschau, Überbeschau, Auslandsfleischbeschau sowie der
Kontrolle von Betriebsstätten mit Lebensmitteln tierischer Herkunft nach dem Lebensmittelgesetz führten die
Amtstierärzte, einschließlich des Markt- und Schlachtbetriebes St. Marx, 3.642 Revisionen vor allem in Fleisch¬
hauereien, Fleischverkaufsstellen, bei Fleischwarenherstellem, von Marktständen sowie in Großküchen, Gast¬
stätten, Wild-, Geflügel- und Fischhandlungen durch. Außerdem erfolgten zur Überprüfung, ob die Hygienebe¬
stimmungen gemäß § 20 Lebensmittelgesetzeingehalten wurden, in 310 größeren Fleischverarbeitungsbetrie¬
ben 532 niederschriftlich festgehaltene Betriebsrevisionen. Die dabei ausgesprochenenBeanstandungen wurden
in der Regel sofort oder nach gesetzten Fristen behoben, so daß diese gezielten Aktionen eine wesentliche Ver¬
besserung des hygienischenStandards dieser Betriebe und des Hygieneverständnisses der Betriebsangehörigen
mit sich brachten. Nur in drei Fällen mußte eine Anzeige erstattet werden. 24 weitere Hygienekontrollenwaren
im Zusammenhangmit der Verleihung des Wiener Gütesiegels für Fleischwaren vorzunehmen. Von den Amts¬
tierärzten der Abteilung wurden in Ausübung der Lebensmittelkontrolleinsgesamt 213 amtliche Lebensmittel¬
proben, ferner 2.062 Fleischprobenzur Untersuchung auf das Vorhandenseinvon Antibiotika gezogen. Anzei¬
gen nach dem Lebensmittelgesetz wurden in 28 Fällen erstattet.

Von der Tierkörperverwertungsanstalt und Thermochemischen Fabrik,  die
unter veterinärbehördlicherÜberwachung steht, sind 12.817 Stück verendete, getötete oder nach der Schlach¬
tung genußuntauglichbefundene Tierkörper sowie andere Konfiskate und tierische Abfälle mit einem Gesamt¬
gewicht von 3,061.217 kg eingeholt und zu 663.925 kg Tierkörpermehlund 336.850 kg Tierkörperfettverarbei¬
tet worden. Aus tierseuchenpolizeilichenGründen wurden an 252 angelieferten Tieren Sektionen vorgenom¬
men, wobei 34 Proben zu eingehenden Laboruntersuchungen, vorwiegend auf Wutkrankheit, an die Bundesan¬
stalt für Tierseuchenbekämpfnnggeschickt wurden

Auf dem Viehmarkt des Markt - und Schlachtbetriebes St . Marx  wurden 3.762
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Rinder , 1.055 Kälber und 186.926 Schweine vermarktet , davon waren 1.000 Kälber und 169.088 Schweine aus¬
ländischer Herkunft . Weiters gelangten 437 Pferde , 22.508 Rinder , 1.179 Kälber und 71.720 Schweine , die für
die schlachthofbenützenden Finnen direkt bestimmt waren , ohne Vermarktung zur Anlieferung . Davon stamm¬
ten 84 Pferde aus dem Ausland . Diese Schlachttiere wurden in 3.826 Waggons , 5.984 Autos und 670 Anhän¬
gern zugeführt . Nach dem Mastkreditgesetz sind am Viehmarkt 1.863 Rinder empfändet worden . Bei 457
Schweinen , 1 Rind und 1 Kalb , die während des Transportes oder im Stall verendeten , wurden zur Feststellung
der Todesursache Sektionen vorgenommen . Die meisten Schweine verendeten an Herz -Kreislauf -Schwäche , in
22 Fällen an Rotlauf , in Einzelfällen ergaben sich andere , seltener vorkommende Befunde . In der Autoreini-
gungs - und Desinfektionsanlage St. Marx wurden 7.415 Kraftfahrzeuge oder Anhänger nach Tier- oder Fleisch¬
transporten gereinigt und desinfiziert . Außer den bereits angeführten Tierpässen waren 132 amtliche Schlach¬
tungsbestätigungen auszustellen . Der bei der Reinigung angefallene Stalldünger von insgesamt 1,462.809 kg
wurde an der Düngerstätte gepackt , gelagert , gekalkt und entgeltlich abgegeben . Wegen eines Gebrechens auf
der Bahnlinie konnten am 26.Juli die ausländischen Schweinewaggons nicht bis St. Marx einfahren . Insgesamt
1.536 Schweine aus 34 Waggons mußten am Bahnhof Erdberg entladen und mit Lastkraftwagen der Bundes¬
bahn im Ersatzverkehr auf den Viehmarkt St. Marx gebracht werden.

Im Schlachthof St . Marx  schlachtete das gemeindeeigene Fachpersonal 436 Pferde , 26.301 Rin¬
der , 2.234 Kälber und 258 .804 Schweine . Die Schlachtanlage ist für die wichtigsten Exportländer zugelassen
und wird des öfteren von Veterinärbeamten dieser Länder kontrolliert . Im Jahre 1981 wurde vor allem Rind¬
fleisch nach Italien , und zwar 1,605.881 kg, vom Schlachthof ausgeführt , weiters 536 kg Rinderalbumin und
9.134 kg Bauchspeicheldrüsen in die Bundesrepublik Deutschland . Bei den importierten Schlachtkälbern wur¬
den stichprobenweise Kotproben an die Bundesanstalt für Vimsseuchenbekämpfung zur Untersuchung auf ver¬
botene Anwendung von Oestrogenen eingesendet . Von den Exportschlachtrindern wurden periodisch Muskel -,
Schilddrüsen - und Nierenproben zur Erfüllung der italienischen Gesundheitsbescheinigungen an die Bun¬
desanstalt geschickt , um das Vorkommen von Oestrogenen , Thyreostaticis und Hemmstoffen im zu exportie¬
renden Rindfleisch auszuschließen . Für die Abfuhr von Fleisch und Schlachtnebenprodukten im Inland oder
ins Ausland waren 224 Beschauscheine oder Gesundheitsbescheinigungen für Frischfleisch auszustellen . Auf
Grund des Qualitätsklassengesetzes wurden 41.404 Schweinekörper von Bediensteten der Abteilung und 19 688
Schweine von anderen dazu berechtigten Prüfern nach dem LSQ-Verfahren (Lendenspiegelquotient ) auf die
Qualität hin beurteilt . Auf schlachttechnischem Gebiet wurde eine Peitschenmaschine den Enthaarungsautoma¬
ten vorgeschaltet und zwei weitere Schweinehalbierungssägen angeschafft , so daß alle drei Schlachtbänder mit
diesen Sägen ausgerüstet sind . Im Wartestall wurden weitere Freilaufrinderboxen errichtet , da die Zahl der zu¬
gelieferten Freilaufrinder ständig im Steifen begriffen ist. Dem Schlachthof angegliedert ist die Trichinenschau¬
stelle , die im Jahre 1981 264 .134 Schweine und 1.546 Wildschweine auf das Vorkommen von Trichinen unter¬
sucht hat . Bei 62 .895 Schweinen gelangte die Digestionsmethode zur Anwendung . An die Freibank wurden 971
Tierkörper mit einem Gewicht von 85.515 kg angeliefert , davon 70.534 kg der Verkaufsstelle abgegeben.

Der Fleischgroßmarkt  St . Marx verzeichnete einen Fleischumsatz von 53,3 Millionen Kilogramm.
Davon kamen 35,4 Millionen Kilogramm aus den Bundesländern (Landware), 3,0 Millionen Kilogramm aus
dem Ausland und 14,9 Millionen Kilogramm stammten von Schlachtungen des Schlachthofes St. Marx. In der
direkten Überbeschaustelle in St. Marx belief sich die untersuchte Ware auf 49,6 Millionen Kilogramm . Am
Fleischgroßmarkt werden auch alle marktbehördlichen Agenden wahrgenommen , wobei dem Revisions - und
Probenplan entsprechend sämtliche Verkaufs - und Lagerstätten des Marktes laufend überwacht und die vorge¬
sehenen Proben gezogen werden . Die Behebung des durch einen Brand im Marktcafe vom 1. auf 2. Dezember
1980 entstandenen Schadens erstreckte sich praktisch über das ganze Jahr 1981.

Im Jahre 1981 gestaltete sich die Preisentwicklung  folgendermaßen : Am Lebendviehmarkt betrug
der Durchschnittspreis pro Kilogramm für Rinder 24,52 (1980 : 21,43) S, für Inlandsschweine 21,90 (19,32) S,
für Importschweine 21,25 (21,04) S. Am Fleischgroßmarkt notierten durchschnittlich Rinderviertel Landware
42,43 (39,22) S, Rinderviertel Wiener Ware 44,63 (41,05) S, Schweinehälften Landware 29,66 (26,47) S, Schwei¬
nehälften Wiener Ware 31,94 (29,65) S. Die Kälber Inland stiegen von 56,12 im Vorjahr auf 57,03 S, die Kälber
Ausland (Holland ) auf 62,97 (58,75) S.

Im Jahre 1981 fanden 34 Führungen durch den Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx statt , darunter waren 19
Auslandsdelegationen . Außerdem war der Betrieb zum „Tag der offenen Tür“ der Öffentlichkeit zugänglich und
wurde von 3.050 Personen besichtigt.

Zur Sicherstellung der Kälteversorgung mußten in der Energiezentrale zwei Kältemaschinen ersetzt werden.
Seit 1979 werden die Ratten im Markt - und Schlachtbetrieb St. Marx auch mit Ultraschall bekämpft . An einem
Zentralgerät sind Ultraschallabstrahler angehängt . Diese bewährte Anlage wurde mit weiteren 22 Schallabstrah-
lem ergänzt.

Der Wirkungskreis der Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Stadt Wien  umfaßt
die veterinäramtlichen Untersuchungen , Lebensmitteluntersuchungen und sonstige Untersuchungen und Tätig¬
keiten ; die Anstalt ist außerdem die Zentrale der Hygienekontrollen.
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Veterinäramtliche Untersuchungen werden für die Abteilung im Rahmen der Fleischbe¬
schau, Uberbeschau, Auslandsfleischuntersuchungund Tierseuchenbekämpfungdurchgeführt. Diese Untersu¬
chungen sollen Fleischvergiftungserreger und Tierseuchen ausschließen und Fleisch auf seine Verwertbarkeit als
Lebensmittel prüfen. Im Jahre 1981 fielen 1.866 bakteriologischeUntersuchungen an, davon 726 bei der
Fleischbeschau und 1.140 bei der Auslandsfleischuntersuchung. Im Zusammenhang damit sind 737 Proben
vom Muskel- oder Nierengewebe mittels eines biologischen Hemmstofftestsauf das Vorhandenseinvon Anti¬
biotika oder Sulfonamiden überprüft worden. Weiters wurden an Fleischproben 18 Gallenfarbstoffbestimmun¬
gen, 1.486 Kochproben und 2.487 pH-Wert-Messungen vorgenommen. TierseuchendiagnostischeUntersu¬
chungen, wie bakteriologische, pathologisch-anatomische, histologische, serologische und parasitologische Un¬
tersuchungen, wurden in 793 Fällen angewendet. Unter anderen konnten dabei in 3 Fällen Salmonellen, in 63
Fällen Rotlauf der Schweine, in 7 Fällen Coliseptikämie, in 47 Fällen Rinderfinnen und bei 97 Proben Hemm¬
stoffe(Antibiotika), davon 22 in Muskelproben, die übrigen in den Nieren, festgestellt werden.

Lebensmitteluntersuchungen  und Begutachtungen nach dem Lebensmittelgesetzwurden
bei insgesamt8.124 Lebensmittelprobentierischer oder nichttierischerHerkunft, die vom Marktamt, Veterinär¬
amt, von Privatpersonen, Herstellern, Importeuren usw. eingesendet wurden, vorgenommen. Von diesen waren
7.325 Proben tierischer und 799 Proben nichttierischerHerkunft. Von amtlich vorgenommenen Probenziehun¬
gen nach dem Lebensmittelgesetz entstammten 5.630 Proben, 2.494 entfielen auf privat eingebrachte Proben.
Nach der Art der Proben entfielen 2.358 auf Fleisch, 2.375 auf Fleischwaren, 35 auf Fleischkonserven, 9 auf
Tiefkühlkost, 384 auf Gasthausspeisen, 151 auf Geflügel, 157 auf Wild, 548 auf Fische, 41 auf Fette, ferner 969
auf Gefrier- und Trockenei, 298 auf sonstige tierische Lebensmittel, 136 auf Brot, 69 auf Feinbackwaren, 52 auf
Teigwaren, 401 auf Obst, 101 auf Gemüse, 31 auf Öle und 9 auf sonstige Lebensmittel nichttierischerHerkunft.
Die große Zahl der Fleischprobenergibt sich aus einer zeitlich begrenzten Untersuchungsaktionvon 2.062
Schweinen und Kälbern auf Antibiotika durch das Veterinäramt. Von den insgesamt 3.513 Proben mit abge¬
schlossener Beurteilung waren 900 Proben tierischer Herkunft (36,0%) und 73 Proben nichttierischerHerkunft
(11,2%) lebensmittelrechtlichals gesundheitsschädlich, verdorben, verfälscht, wertgemindert, falsch bezeichnet
oder nachgemacht zu beanstanden. Außerdem gab es Beanstandungen nach § 20 (Hygienebestimmungen) und
§ 28 (Gebrauchsgegenstände) des Lebensmittelgesetzes sowie der Lebensmittelkennzeichnungsverordnungund
des Futtermittelgesetzes. Da es sich teilweise um vorbegutachtete oder auf Grund von Verdachtsfällen gezogene
Proben handelt, kann aus dem Ergebnis nicht der Schluß gezogen werden, daß die im Handel befindlichen Le¬
bensmittel im selben Prozentsatz zu beanstanden wären. Als besonders wirksam haben sich, wie schon in den
Vorjahren, die gemeinsam mit dem Marktamt schwerpunktmäßigdurchgeführten Untersuchungsaktionener¬
wiesen. Sie betrafen Schnittbrot, Krapfen und Fritterfett, Trockenfrüchte und Nüsse, Gemüse auf Cadmium
und Blei, Gemeinschaftsverpflegung, Nachtwürstelstände und Landparteien. Als Bundesaktionen wurden Wein¬
trauben auf Dithiocarbamate, Tomaten auf Bromide sowie Tierkörpermehle, Geflügel und Eier auf Tetrachlor¬
kohlenstoff untersucht. Bei Lebensmittelprobenund Ei-Importuntersuchungenwaren 25 Salmonellenfundezu
verzeichnen.

Das Gütezeichen der Stadt Wien besitzen derzeit sechs Firmen für 34 Wurstsorten. Voraussetzung dafür ist
eine vierteljährliche Qualitätskontrolleder Produkte, Hygienekontrollendes Betriebes und der Nachweis, daß
das Fleisch überwiegend von Wiener Schlacht- oder Markteinrichtungenstammt. Weiters anzuführen sind die
ständige Kontrolle einer Fertigmenüfabrik und Warentests für den Verein für Konsumenteninformation.

Schon die Untersuchungen des Jahres 1980 haben ergeben, daß von zahlreichen Firmen neben Blutplasma,
Separatorenmaterial usw. ein kombiniertes Verfälschungsmittel, zuletzt unter der Bezeichnung„Pikala“verkauft,
bei der Wursterzeugungverwendet wird. Der Anstalt gelang es, über die Bestandteile Milcheiweiß, Hefe und
einem typischen mikroskopischenBefund eine Methode aufzubauen und dieses Fremdeiweißproduktnachzu¬
weisen. In der Nacht vom 10. auf 11. Februar wurde, nachdem die Fernsehsendung„Argumente“ diese Wurst¬
verfälschungen behandelte, in der Lebensmitteluntersuchungsanstaltein Brand gelegt, der die gesamte Fleisch¬
warenchemieund Serologie vernichtete. Dieser Anschlag warf die Leistungskapazität der Anstalt weit zurück.
Ob allerdings die einen Teil der Fleischwarenherstellerbelastenden Fremdeiweißuntersuchungenoder die
gleichzeitig vorgenommenenUntersuchungenvon Wild, Fleisch und Abfällen, die für die Wirtschaftspolizei er¬
folgten und zur Aufdeckung umfangreicher krimineller Handlungen beitrugen, letztlich zur Brandstiftung in
der Anstalt geführt haben, ist nicht nachgewiesen worden.

Die Lebensmitteluntersuchungsanstaltist auch die Zentrale der Hygienekontrollen  des Ve¬
terinäramtes über etwa 500 größere Fleischwarenbetriebe, Geflügelschlächtereien, Wildsammelstellen, Schlacht¬
anlagenu. dgl., weiters die Zentrale der speziellen Hygiene und Betriebskontrolle für Großküchen und der Kon¬
servenindustriesowie der Hygiene- und Produktenkontrolle im Rahmen des Gütesiegels der Stadt Wien für
Fleischwaren.

Von den umfangreichen Untersuchungen und Tätigkeiten  der Anstalt sind noch
die Wasseruntersuchungenfür Exportbetriebe, die Verbreitung einschlägiger wissenschaftlicherErkenntnisse,
die Mitwirkung an der Aus- und Fortbildung der Lebensmittelpolizeiorganeund an der Physikatsprüfung der
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Ärzte und Tierärzte zu nennen. Einige Angehörige der Anstalt hielten Vorträge, waren bei Fortbildungskursen
tätig oder gehören einschlägigen Kommissionenoder Beiräten an. Außerdem wurden mehrere Artikel und wis¬
senschaftliche Arbeiten veröffentlicht.

Beteiligungen an privatwirtschaftlichen Unternehmungen ,Gewerbe¬
wesen und rechtliche Angelegenheiten des Ernährungswesens

Auf legistischem  Gebiet wirkte die gewerbliche Fachabteilung unter anderem in Form von Stellung¬
nahmen zu Gesetz- und Verordnungsentwürfenmit und konnte auf diese Weise nicht nur vielfach die Interes¬
sen des Landes Wien wahren, sondern auch zahlreiche Anregungen beitragen.

Zur Begutachtung standen die Entwürfe der Gewerbeordnungs-Novelle 1981, der Patent- und Markenschutz¬
gesetznovelle 1981, des Schicht-, Nacht- und Schwerarbeitsgesetzes, des Zweiten Antikorruptionsgesetzes, der
Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 1981, des Vergabegesetzes, des Gesetzes über GemeinwirtschaftlicheAktienge¬
sellschaften, der Reinhalteverordnung 1981, der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten; weiters Entwürfe
zur Verordnung betreffend Änderungen von Ausbildungsvorschriften für Lehrberufe, zur Prüfungsordnungfür
den Lehrberuf Former und Gießer, zur Verordnung über den Nachweis der Fachkenntnisse für die Vorberei¬
tung und Organisation von bestimmten Arbeiten unter elektrischer Spannung über 1 kV, zur Verordnung be¬
treffend Neuregelung des Befähigungsnachweises für das Gewerbe der Immobilienmaklerund der Immobilien¬
verwaltung, zur Verordnung betreffend Änderung der Lehrberufsliste, zu zehn Verordnungen über die Durch¬
führung von Meisterprüfungenfür einzelne Handwerke; ferner zur Verordnung über die Kennzeichnung von
Elektro-Haushaltswarmwasserspeichem, von Elektro-Haushaltskühlgeräten, von Elektro-Haushaltstiefkühlgerä-
ten und von Elektro-Haushaltsgefriergeräten, zur Verordnung über die Kennzeichnung der Beschaffenheit tex¬
tiler Fußbodenbeläge, zur Änderung der Waschmittelkennzeichnungsverordnung1974, zur Arbeitsstoff-Kenn¬
zeichnungsverordnung; schließlich zur Verordnung betreffend Änderung der Fachgruppenordnung, zur Verord¬
nung betreffend Änderung der Handelskammer-Wahlordnung, zur Grundpreisauszeichnungsverordnung; zur
Änderung der Qualitätsklassenverordnung, zur Verordnung über die Verwendungdes Wortes „Konditorei“ in
der äußeren Geschäftsbezeichnung, zur Verordnung über die Ersichtlichmachungder Preise für Sachgüter auf
Messen und messeähnlichenVeranstaltungen, zur Änderung der Weingütesiegelverordnung, zur 10. Rinder¬
mastförderungsverordnung, zur Änderung der Verordnung über die Untersagung der Herausgabe von Preis¬
empfehlungen, zur Kundmachung über die Anerkennung der zur Ausfertigung von Weineinfuhrzeugnissener¬
mächtigten Untersuchungsanstaltendes Auslandes sowie zur Verordnung über die Lagerung von Druckgaspak-
kungen in gewerblichenBetriebsanlagen.

An Tarifen, die im Jahre 1981 auszuarbeiten waren, sind der Fremdenführertarifund der Kehrtarif 1982 zu
nennen. Zur Abgeltung der gestiegenen Lebenshaltungskostenwurde der Fremdenführertarif 1978 durch die
Verordnung des Landeshauptmannes von Wien vom 16. November 1981, LGB1. für Wien Nr. 31/1981, um 5,96
Prozent angehoben. Dieses Ergebnis fand die Zustimmung aller dazu gehörten Interessenvertretungenund
Dienststellen. Der Kehrtarif 1982 ist mit Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 17. Dezember
1981, LGB1. für Wien Nr. 34/1981, erlassen worden und sah eine Anhebung der Tarifansätze von allgemein7
und 9 bzw. 10 Prozent für die Stundensätze vor, um die gerade beim Kehrtarif besonders ins Gewicht fallenden
Lohnkostenerhöhungender letzten Zeit abzugelten. Somit kann darauf verwiesen werden, daß auf dem Sektor
der gewerblichen Tarife im Jahre 1981 äußerste Zurückhaltung bewahrt worden ist.

Auf dem Sektor des Marktrechtes war gleichfalls ein großer Arbeitsaufwand zu verzeichnen. So wurde der
Marktgebührentarif 1980 nach Erzielung des Einvernehmenszwischen den betroffenen Interessenvertretungen
durch die Verordnung des Wiener Gemeinderates vom 1. Juli 1981 abgeändert, verlautbart im Amtsblatt der
Stadt Wien Nr. 31/1981. Die Marktordnung 1976 wurde am 15. September 1981, Amtsblatt der Stadt Wien
Nr. 43/1981, wegen Vergrößerung des im 5. Bezirk gelegenen Flohmarktes um etwa 60 Tagesplätze geändert.
Ferner wurde am 9. April 1981 die Kirchweihmärkteverordnung1981, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 20, erlas¬
sen. Darin sind die sich jährlich ändernden Marktgebiete und Markttage der Kirchweihmärkte im Gebiet der
Stadt Wien festgelegt. Durch die Christbaum-, Weihnachts- und Neujahrsmärkteverordnung1981 und die Ad-
ventmärkteverordnung1981, beide vom 3. November 1981, wurden die Marktgebiete für die genannten Gele¬
genheitsmärkte, die jährlichen Änderungen unterliegen, listenmäßig erfaßt und für das gesamte Stadtgebiet fest-
gelegt.

Auf dem Gebiet des Preisrechtes sind die Landeshauptmännerauf Grund einer bereits im Jahre 1974 erfolg¬
ten Delegierung durch den Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie ermächtigt, die höchstzulässi¬
gen Verbraucherpreisefür Fleisch, Fleischwaren und Schlachtprodukte zu bestimmen. Mit Blickrichtung auf
diese Kompetenz hat die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Wien im Jahre 1981 zwei Anträge auf Neu¬
festsetzung der amtlich geregelten Höchstpreise für Rindfleisch, Selchfleisch und Wurstwaren gestellt. Die Ver-
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Ordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 5. März 1981 betreffend Preisbestimmungfür Rindfleisch,
Selchfleisch und Wurstwaren, verlautbart im Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 58, sah eine Erhöhung um
durchschnittlich4,94 Prozent vor. Mit der Verordnung des Landeshauptmannes von Wien vom 3. August 1981,
verlautbart im Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 183, wurden die Verbraucherpreise für die amtlich geregelten
Fleisch- und Wurstwaren um durchschnittlich 7,4 Prozent angehoben.

Im Bereich des gewerblichen Prüfungswesens  war wieder eine umfangreicheVerwaltungstätigkeit
zu verzeichnen. In den Gewerben Berufsdetektive, Reisebürogewerbe, Waffengewerbe, Bewachungsgewerbe
und Personalkreditvermittlungwurde je ein Prüfungsterminangesetzt, für den Bereich der Immobilienverwal¬
tung und der Immobilienmaklerje zwei und für den Bereich der konzessioniertenGastgewerbe vier Prüfungs¬
termine festgesetzt. Die Prüfungen sind vor Kommissionenabzulegen, die vom Landeshauptmannzu bestellen
sind. Die Kommissionenbestehen üblicherweise aus einem mit einschlägigen Angelegenheitenbefaßten Beam¬
ten des höheren Verwaltungsdienstes und, je nach der Zahl der besonderen Fachgebiete des Gewerbes, aus zwei
bis fünf anderen Fachleuten, von denen mindestens zwei Personen im betreffenden Gewerbe tätig sein müssen.
Vor der bescheidmäßigenZulassung der Kandidaten muß in jedem einzelnen Fall das Vorliegen der Zulas¬
sungsvoraussetzungen geprüft werden. Dies ist bei den vorangeführtenGewerben im Jahre 1981 in insgesamt
743 Zulassungsverfahren geschehen. 557 Kandidaten traten zu den schriftlichenund mündlichen Prüfungen
an. Davon kam der größte Teil, nämlich 433 Kandidaten, aus dem Gastgewerbe. Von den angetretenen Kandi¬
daten haben knapp zwei Drittel die Prüfung bestanden.

Im Zentralgewerberegister  wurden 7.013 neu begründete Gewerberechte eingetragen und in
6.412 Fällen eine Endigung vorgemerkt. Änderungen an bestehenden Gewerberechten, wie Verlegungen des
Standortes, weitere Betriebsstätten, Geschäftsführerbestellungenund -änderungen, Übertragungenan Pächter,
Weiterbetriebeund Nebenbetriebe, haben sich in 27.368 Fällen ergeben. Im handelsrechtlichenBereich wurden
9.957 Zentralblattverlautbarungenbehandelt. Insgesamt waren 27.438 schriftliche Beantwortungen von Anfra¬
gen vorzunehmen, davon 6.392 auf handelsrechtlichemGebiet. Der Sozialversicherungsanstalt wurde in 2.683
Fällen Rechtshilfe gewährt. Im Verwaltungsstrafkataster kam es zur Neuaufnahme von 15.696 Personen, aus
den Aufzeichnungenwurden 17.681 Auskünfte gegeben. Für die Verlautbarungim Amtsblatt der Stadt Wien
mußten 6.290 Bescheide bearbeitet und druckreif gemacht werden. Im Zusammenhang mit gerichtlichenVer¬
urteilungen wurden bei 3.297 Personen Nachforschungen angestellt, ob sie im Besitz einer aufrechten Gewerbe¬
berechtigung sind, um gegebenenfalls ein Gewerbeentziehungsverfahrenin die Wege zu leiten.

Rechtliche und administrative Grundstücksangelegenheiten
Der Aufgabenbereich der MA 69 umfaßt Grundtransaktionen, Grundfreimachungenund die Verwaltung von

Liegenschaften.
Die Haupttätigkeit auf dem Gebiet der Grundtransaktionen  umfaßt den Grundan- und -verkauf,

die Vergabe von Baurechten an Genossenschaftenund Gewerbebetriebe, die Transaktionen im Zuge von Bau¬
reifmachungenprivater Liegenschaften und die Sicherstellung des zügigenU-Bahn-Baues durch den Abschluß
von Käufen, Servitutsverträgen und Entschädigungen. Im Jahre 1981 wurden diesbezüglich den beschlußfassen¬
den Organen 140 Anträge für Transaktionen, 26 für Baurechtsbestellungenzur Genehmigung vorgelegt und
131 Anträge gemäß § 105 der Wiener Stadtverfassung abgeschlossen. Von dem laut Voranschlag 1981 ein¬
schließlich Überschreitungengenehmigten Kredit von 447,973.000 S wurden per Ende des Rechnungsjahres
Ausgaben in der Höhe von 447,412.600 S getätigt, so daß die Restsumme 560.401 S beträgt.

Den Schwerpunkt der Grunderwerbstätigkeitbildeten nach wir vor die Transaktionenfür den Wohnbau, die
Betriebsaufschließung, den Tiefbau, für die infrastrukturellenEinrichtungen, wie Schulen, Spitäler, Kindergär¬
ten, Pensionistenheimeusw. und die Schaffung von notwendigemBauland bzw. Grundreserven. Insgesamt wur¬
den 408.000 m2 angekauft. Die Beschaffung von Grundstücken für das Wohnbauprogramm, besonders im ver¬
bauten Gebiet, stößt auf immer größere Schwierigkeiten, da bei den Grundeigentümern in den meisten Fällen
geringe Verkaufswilligkeit herrschte und die geforderten Preise meist überhöht waren.

Eine der wesentlichsten Aufgaben der Abteilung bestand auch darin, die zunehmenden Aktivitäten der Stadt
Wien auf dem Gebiet der Stadterneuerungzu bewältigen, soweit Grundtransaktionendamit verbunden waren.
Primär betroffen waren die bereits beschlossenen Assanierungsgebiete Ottakring und das Bezirkszentrum Hern¬
als sowie die projektierten Assanierungsgebiete„Gumpendorf“ im 6., „Wilhelmsdorf“ im 12., „Storchengrund“
im 15. Bezirk und die Untersuchungsgebieteim 7., 9. und 18. Bezirk. Dazu kamen noch einige andere im dicht
verbauten Gebiet gelegene Blöcke, die ebenfalls einer Sanierung zugeführt werden sollten oder über die nach
Maßgabe der Möglichkeiten künftig ebenfalls die Assanierungsverordnung verhängt werden wird. In Ottakring
war die Abteilung bis 31. August 1980 mit der Überwachung der Tätigkeit des dort eingesetzten Gebietsbetreu¬
ers befaßt, dessen Aufgabe es war, die von der Bevölkerung unmittelbar herangetragenenProbleme im Einver¬
nehmen mit der Abteilung selbst bzw. mit den davon betroffenen Dienststellendes Magistrates einer Lösung
zuzuführen. Mit den Eigentümern einer Ergänzungsfläche für den bereits weitgehend fertiggestellten Park und
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einer Erweiterungsfläche für den städtischen Wohnbau in 16, Eisnergasse 15—19, sind die Verhandlungen im
wesentlichen abgeschlossen worden . In den übrigen Assanierungsgebieten wurden auf Grund von Anregungen
der MA 21 die Verhandlungen mit den betroffenen Grundstückseigentümern geführt , im 6. Bezirk die Ver¬
handlungen mit insgesamt 22 Liegenschaftseigentümern eingeleitet . Der Ankauf der Liegenschaft in Millergasse
Nr. 39 wurde genehmigt . Die Abschlüsse über den Ankauf von drei weiteren Liegenschaften stehen bevor , der
Ankauf der Liegenschaft in Garbergasse 20 und 20 a wurde bereits bewilligt . Im 12. Bezirk wurde der Ankauf
der Liegenschaft Bendlgasse 20 genehmigt , mit 19 Eigentümern wird derzeit verhandelt . Im 15. Bezirk konnten
die Ankäufe der Liegenschaften in Storchengasse 22 und Rauchfangkehrergasse 23 —25 sowie der Ankauf einer
Teilfläche der Liegenschaft Sechshauser Straße 55—57 abgeschlossen werden . In den Gebieten im 7., 9. und
18. Bezirk ist begonnen worden , die Ankaufsmöglichkeiten der Stadt Wien zu prüfen.

Im Frühjahr 1979 wurde die Abteilung beauftragt , die zur Arrondierung des Geländes des ehemaligen Flug¬
platzes Aspern notwendigen Flächen zu erwerben . Davon sind insgesamt 14 Grundeigentümer betroffen , deren
Grundstücke zu verschiedenen Terminen der Republik Österreich übergeben werden müssen , um diese in die
Lage zu versetzen , ihre gegenüber General Motors eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen . Durch die Tätig¬
keit der Abteilung wurde es möglich , daß die für den Baubeginn für die General -Motors -Werke notwendigen
Flächen durch abgeschlossene Ankäufe bzw. vorzeitige Benützungsübereinkommen termingerecht übergeben
werden konnten . Darüber hinaus wurden weitere 22.000 m2 für die sogenannte „Optionsfläche “ angekauft . Die
Verhandlungen über weitere rund 16.000 m2 sind abgeschlossen worden.

Einen weiteren wichtigen Aufgabenbereich der Transaktionsabteilung betrifft die Vergabe von Baurechten für
Wohnzwecke und für gewerbliche Betriebe , den Abschluß von Servitutsverträgen und Entschädigungsüberein¬
kommen für den U-Bahn-Bau. Zur Sicherstellung des U-Bahn-Baues wurden Transaktionen durchgeführt , die
auf den Erwerb von Grundeigentum , von Grunddienstbarkeiten und anderen sehr vielfältigen Benützungsbe¬
rechtigungen abzielen . Dazu gehören ebenso Berechtigungen zur temporären Inanspruchnahme fremder Lie¬
genschaften in unmittelbarem Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau wie begleitende Schutzmaßnahmen zur
Sicherung von Baulichkeiten im Bereich fremder Liegenschaften . Diese Tätigkeit ist zwar mit einem verhältnis¬
mäßig geringen Kostenaufwand verbunden , aber dennoch sehr arbeitsintensiv . Wie bei den meisten Transaktio¬
nen für den U-Bahn-Bau waren die Verhandlungen nicht im Korrespondenzweg allein , sondern auch an Ort
und Stelle durchzuführen . Da die Liegenschaften meistens im grundbücherlichen Miteigentum von mehreren
Personen stehen , mußten Zustimmungserklärungen auf sehr mühsame und zeitaufwendige Weise eingeholt
werden , wenn die Gebäudeverwalter oder Rechtsanwälte sich nicht bereit erklärten , alle Eigentümer zu vertre¬
ten . Für den Ausbau der U-Bahn wurde ein Bestandsvertrag mit dem Chorherrenstift Klosterneuburg , betref¬
fend 22, An der oberen Alten Donau , sowie die Erweiterung eines Dienstbarkeitsvertrages mit dem Eigentümer
der Liegenschaft , 22, Attemsgasse —Prandaugasse , abgeschlossen . Mit den Österreichischen Bundesbahnen wur¬
den ein Übereinkommen über die Führung einer Fernheizleitung im Bereich Praterstem sowie ein Servitutsver¬
trag, betreffend die Errichtung des Lüftungsbauwerkes in 2, Radingerstraße , für die U 1 abgeschlossen . Der
Abschluß eines Servitutsvertrages , betreffend die Integrierung des provisorischen Lüftungsbauwerkes Neuer
Markt , im Haus 1, Neuer Markt 8 a, konnte abgeschlossen werden . Für die Sicherstellung der Flächen für die
künftigen U-Bahn-Linien U 3 und U 6 wurden Kontaktgespräche aufgenommen . Ein Kaufvertrag für den
Erwerb der Liegenschaft in 3, Landstraßer Hauptstraße 11, wurde dem Gemeinderat vorgelegt und genehmigt.

Die Tätigkeit im U-Bahn-Referat ist jedoch nach Abschluß des Vertrages , im Gegensatz zu einer gewöhnli¬
chen Transaktion , nicht beendet . Vielmehr fungiert die Abteilung während der gesamten Baudauer im Bereich
der vom Baugeschehen betroffenen Liegenschaften auf Grund ihrer während der Verhandlungen aufgebauten
Kontakte zu den Grundeigentümern als vermittelndes Organ zwischen den technischen Dienststellen und den
Liegenschaftseigentümern.

Der ständige Ausbau des städtischen Straßennetzes bringt es mit sich, daß für diese Zwecke eine größere
Anzahl von Transaktionen abgeschlossen werden muß . In mehreren Fällen war die Stadt Wien gezwungen,
gegen jene Grundeigentümer ein Enteignungsverfahren einzuleiten , die zu einer freiwilligen Veräußerung der
Straßengrundflächen nicht bereit waren oder einen übermäßig vom Verkehrswert abweichenden Preis gefordert
hatten . Die Behörde ist aber im Zuge des Enteignungsverfahrens gesetzlich verpflichtet , den Parteien eine gütli¬
che Einigung vorzuschlagen , die in vielen Fällen von den Grundeigentümern akzeptiert wurde , so daß die Zahl
der tatsächlich ergangenen Enteignungsbescheide verhältnismäßig gering war. Für den Ausbau der Verkehrsflä¬
chen wurden rund 22.000 m2 Grundflächen erworben.

Zur Sicherstellung der infrastrukturellen Einrichtungen konnten Transaktionen getätigt werden , ie den
Ankauf von Gründen für Schulplätze , Kindergärten , Müllablagerung , Wasserschutz , Pensionistenheime usw.
zum Gegenstand hatten . Das Ausmaß der für diese Zwecke erworbenen Flächen betrug 286.000 m2.

Im Zuge der Durchführung des verbesserten Hochwasserschutzes wurden 1981 zwei Ankäufe von Teilflä¬
chen privater Liegenschaften für den Donaugrabendamm Langenzersdorf und ein Dienstbarkeitsvertrag mit der
Republik Österreich abgeschlossen . Die Verhandlungen mit den Österreichischen Bundesbahnen über den
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Amtsführender Stadtrat Josef Veleta (Vermögensverwaltung , städtische Dienstleistungen , Konsumentenschutz ) besich¬
tigt den Viktor -Adler -Markt im 10. Bezirk

Marktamt

Die Anziehungskraft des Flohmarktes auf Käufer und Verkäufer nimmt weiter zu



Auf dem Gelände des 150.000 Kubikmeter fassenden Wasserbehälters der I. Wiener Hochquellenleitungauf dem
Rosenhügel wurde eine neue Chlordioxidanlage errichtet

Wasserwerke

Das Pumpwerk Hungerberg II im 19. Bezirk wurde umgebaut und mit drehzahlgesteuertenMotoren sowie vollauto¬
matischer Steuerung ausgestattet



Ankauf von Flächen für den Rechten Donaudamm sind noch im Gange, konnten jedoch zufolge der Schwierig¬
keiten dieser Verhandlungen noch nicht zum Abschluß gebracht werden.

Die für die Schwechatregulierung erforderlichenGrundstücke — die Regulierungsteilnehmersind die Stadt
Wien und die Stadtgemeinde Schwechat —konnten zum größten Teil erworben werden. Für die für die Regu¬
lierung in Anspruch genommenen Flächen, bei denen ein Erwerb bisher nicht möglich war, wurde ein Grund¬
benützungsabkommen abgeschlossenbzw., weil die Enteignungsverfahrenbeim Amt der Niederösterreichi¬
schen Landesregierung noch immer nicht zum Abschluß gebracht wurden, die bescheidmäßigeErmächtigung
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft zum Eingriff in fremde Rechte nach dem Wasserrechts¬
gesetz 1959 erwirkt.

Die wirtschaftliche Lage und die fortschreitendeGeldentwertungbringen es mit sich, daß immer mehr Ver¬
tragspartner nur dann zum Abschluß einer Transaktion bereit sind, wenn ihnen geeignete Tauschgrundstücke
zur Verfügung gestellt werden. Die Abteilung versucht daher, auch Grundstücke zu erwerben, die für Tausch¬
zwecke oder zur Verwendung im Rahmen des Siedlungsprogramms der Stadt Wien herangezogen werden kön¬
nen.

Die Grundverkäufe  beliefen sich auf rund 196.000 m2 und gliedern sich zum größten Teil in Ver¬
käufe für Betriebsansiedlungen, Baureifmachungen und Übertragungenvon Baurechtsgründenins Privateigen¬
tum. Für Baureifmachungen privater Grundstücke wurden rund 18.500 m2 verkauft oder gegen Entgelt dem
öffentlichen Gut zugeschrieben. Die Veräußerung von Betriebs- und Industriegrundstückenumfaßte insgesamt
eine Fläche von rund 17.000 m2.

Eine Reihe von Ankäufen  im Jahre 1981 ist besonders hervorzuheben, so der Kauf der Liegenschaft in
22, Oldenburggasse—Don-Bosco-Gasse, im Ausmaß von 18.174m2 für den sozialen Wohnbau. Für den Garten¬
bau und einen Baumschulbetrieb des Stadtgartenamtesin 22, Wolfgang-Mühlwanger-Straße, erfolgte der Kauf
einer Liegenschaft im Ausmaß von 98.892 m2, für die Betriebsansiedlung, den Straßenbau, die Verbesserung der
Infrastruktur durch Erweiterung der bestehenden Hauptkläranlage in 11, Alberner Hafenzufahrtsstraße—Haide¬
querstraße, im Ausmaß von 30.904 m2. Der Erwerb der Liegenschaft in 6, Gumpendorfer Straße 40—44, im
Ausmaß von 3.382 m2 wurde getätigt für die Errichtung einer Wohnhausanlage und Tiefgarage samt den öffent¬
lich zugänglichenFreiflächen. Für die Errichtung einer Mülldeponie wurden in der KatastralgemeindeMark¬
grafneusiedl Flächen von insgesamt 67.030 m2 gekauft, für den Bau eines Bürohauses in 1, Freyung, 2.847 m2
sowie für den Bau eines Amtshauses zur Unterbringung städtischer Dienststellen und eines Pensionistenklubs
in 8, Lerchenfelder Straße 2 A—4, insgesamt 1.673 m2.

Verkauft  wurden Liegenschaften im Ausmaß von 17.007 m2 in 3, St. Marx—Döblerhofstraße, für den
Autobahnbau, außerdem 2.133m2 in 1, Parkring 8, an den OPEC-Fonds für Internationale Entwicklungzur
Errichtung eines Amtssitzes in Wien

Getauscht  wurden mit der Republik Österreich erstens Liegenschaften im Ausmaß von 510.614 m2 in
22, östlich Flugplatz Aspern, für die Errichtung der General-Motors-Werke Austria. Die Gegenleistung der
Stadt Wien bestand in der Zurverfügungstellungvon 512.032 m2 im Gelände des Flugplatzes Aspern. Der
zweite Tausch wurde mit der Urbanbau durchgeführt und umfaßte Liegenschaften im Ausmaß von 20.516 m2
im Gebiet in 21, Weißenwolfgasse—Uberfuhrstraße—Liesneckgasse—Audorfgasse. Als Gegenleistung stellte
die Urbanbau Liegenschaften von 8.485 m2 in 12, Block Niederhofstraße-Mandlgasse—Amdtstraße—Grießhof¬
gasse, zur Verfügung. Die Liegenschaften wurden für das Projekt StadterneuerungWilhelmsdorfbenötigt.

Die Aufgabe der Freimachung  städtischer Liegenschaften von Bestand- und Nutzungsrechten zur
Durchführungder Hoch- und Tiefbauvorhaben sowie anderer Kommunalvorhabenwurde in den letzten Jahren
auch durch gesetzliche Novellierungen wesentlich erschwert. Nach der Mietengesetznovelle1974 haben nun¬
mehr die Mieter einen Rechtsanspruch auf eine Natural- oder Geldleistung. Weitere Schutzbestimmungensind
im Landpachtgesetz sowie im Bundesgesetz über das Kleingartenwesenenthalten. Bei der Freimachung von
Bestandsobjekten, die von Handels- oder Gewerbebetriebengenutzt wurden, konnte die Stadt Wien oft nicht
ein nach Lage und Beschaffenheit geeignetes Ersatzobjekt zur Verfügung stellen. Die betroffenen Bestandneh¬
mer müssen dann meistens auf den privaten Sektor verwiesen werden, um sich selbst geeigneten Ersatz zu
beschaffen, wobei ihre Rechte in Form einer finanziellen Entschädigungabgegolten werden. Weiters war zu
prüfen, ob eine Freimachung im ordentlichen Rechtsweg termingerechtzu erreichen war. In diesem Fall mußte
der Rechtsweg beschritten werden, um die Stadt Wien leistungsfrei zu halten. Derartige Verhandlungenwurden
oft unter starkem Zeitdruck geführt, wenn die Stadt Wien zur Durchführungdes geplanten Bauvorhabens noch
weitere Liegenschaften erwerben mußte und die Freimachung erst nach erfolgter Übernahme dieser Liegen¬
schaften durchgeführtwerden konnte. Im Jahre 1981 mußten für 85 FreimachungsvereihbarungenAnträge auf
Genehmigunggestellt werden; hiefür wurden Gesamtkostenvon 14,182.749 S notwendig^

Zur Durchführungdes städtischen Wohnbauprogramms, für den Straßenbau, Schulbau sowie für die Assanie¬
rung mußten Geschäftsmieter und Gewerbebetriebe umgesiedelt oder auch Gärtnereibetriebeaufgelöst werden,
damit die Flächen einer Verbauung zugeführt werden konnten. Ferner mußte mit einigen Wohnungsmietern
eine Vereinbarung über die Auflösung ihrer Rechte getroffen werden.
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Für das Projekt des verbesserten Hochwasserschutzes konnten die zur Durchführung des Bauvorhabens not¬
wendigen Freimachungsvereinbarungengetroffen werden.

In den Rahmen der Tätigkeit der Grundfreimachungfällt auch die Bewertung der Kulturen und Anlagen auf
jenen Kleingartenflächen, die zur Durchführung von Bauvorhaben der Stadt Wien notwendig sind sowie auf
jenen städtischen Liegenschaften, die in der Folge für den Ausbau von Bundesstraßen beansprucht werden. So
mußten 1981 die Bewertungen der Kleingartenlose durchgeführt werden. Sie bildeten die Grundlage für eine
vergleichsweise Regelung für die Auflösung der Bestandsrechte mit dem Zentralverbandder Kleingärtner, Sied¬
ler und KleintierzüchterÖsterreichs. Die von den einvernehmlichbestellten gerichtlich beeideten Sachverstän¬
digen ermittelten Werte wurden in einem Kündigungsverfahren außer Streit gestellt. In der Mehrzahl der Fälle
war sie jedoch die Basis für die vergleichsweise Regelung der Auflösung des Generalpachtvertragesmit dem
Zentralverband der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter Österreichs und den Unterpachtverträgen,
wodurch die Einbringung einer Kündigung nicht erforderlich war und eine rasche Räumung der Fläche durch
die Unterbestandnehmererreicht werden konnte. Im Zuge des beabsichtigten Erwerbes von Liegenschaften mit
den sich darauf befindlichen Bauwerken und den zum Teil zahlreichen und verschiedenartigenBestandverhält¬
nissen wurden die voraussichtlich zu erwartenden Kosten berechnet bzw. geschätzt, die mit der Auflösung des
Bestandrechtes unter Annahme der derzeitigen Rechtslage und der zum Zeitpunkt des Erwerbes beabsichtigten
künftigen Verwendung verbunden sind.

Die Abteilung hat gemäß der Geschäftseinteilungfür den Magistrat der Stadt Wien die Verwaltung aller
Grundstücke zu führen, die der Stadt Wien allein oder im Miteigentumgehören, soferne nicht eine andere
Magistratsabteilung ausdrücklich im Einzelfall als fachbezogen verwaltende Dienststelle zuständig ist.

Bei den von der Abteilung im Rahmen der Allgemeinen Liegenschaftsverwaltung  verwalteten
Grundstücken, Praterparzellen und Verpachtungenan Weinhauer ausgenommen, handelt es sich in der Regel
um Grundflächen, die entweder für Tauschzwecke oder in Hinblick auf den Flächenwidmungs- und Bebauungs¬
plan für eine Nutzung und Verwaltung durch andere Magistratsabteilungen in Zukunft vorgesehen sind. Da
diese Grundstückeeinerseits jederzeit frei verfügbar sein sollen, dieser Zweck aber meist nur durch unprodukti¬
ves Brachliegen erreicht wird, andererseits wirtschaftlichbedeutsame Pacht- und Mietzinse nur bei entspre¬
chender Beschränkung der freien Verfügbarkeit erzielbar sind, ist es Aufgabe der Liegenschaftsverwaltung, in
Hinblick auf die Regelungen des § 84 Abs. 2 Wiener Stadtverfassung und des § 38 Abs. 1 und 2 der Geschäfts¬
ordnung der Stadt Wien, laufend in jedem Einzelfall genau abzuwägen, welcher Nutzung ein Grundstück zuge¬
führt werden soll. Dabei ist unter anderem auch zu berücksichtigen, daß die in ein Grundstück getätigten Auf¬
wendungen, wie zum Beispiel für Rodung, Begrünung und Einzäunung, durch den im voraus meist nicht fest¬
stehenden Zeitraum bis zu einem Abtausch oder bis zu einer Zuführung zu einem gemäß Flächenwidmungs¬
und Bebauungsplan vorgegebenenEndzweck oft trotz aller aufgewandter Sorgfalt einen Verlust darstellen. Aus
diesem Grund strebt die Liegenschaftsverwaltung— zumindest bei den Grundstücken, deren direkte Verwer¬
tung durch eine andere fachbezogen verwaltende Dienststelle zeitlich fixiert ist —eine rasche Verwaltungsüber¬
gabe an diese Dienststelle an.

Die Liegenschaftsverwaltung beginnt in der Regel ab dem Erwerb eines in ihre Zuständigkeit fallenden
Grundstückes. Sie hat die Aufgabe, den für die Stadt Wien wirtschaftlich, rechtlich und verwaltungstechnisch
optimalen Zustand herzustellen, da vielfach eine bloße Fortsetzung der Verwaltung, wie sie der bisherige Eigen¬
tümer praktizierte, den Bestimmungen des § 84 Abs. 2 Wiener Stadtverfassungund des § 38 Abs. 1 der
Geschäftsordnung der Stadt Wien widerspräche. So gelang es auch 1981 in zahlreichen Fällen, sofort nach dem
Ankauf geordnete Verhältnisse, vor allem auf abgabenrechtlichem Gebiet, herzustellen oder rechtlich nicht völ¬
lig haltbare Nutzungsverträge nicht nur zu sanieren, sondern dabei auch das Entgelt anzuheben. In der Folge
waren die das jeweilige Grundstück betreffenden Daten nicht nur evident zu halten, sondern bei Änderungen
sofort zu berichtigen. Durch die umfangreiche Bautätigkeit Privater sowie der öffentlichen Hand änderten sich
primär zwar nur die Grundstücksausmaße, zwangsläufig wurde dadurch aber ein gewaltiger Verwaltungsaufwand
hervorgerufen, da alle bestehenden Unterlagen einschließlich der Verträge, Steuerbescheide, Versicherungen
usw. berichtigt werden mußten, um die Stadt Wien vor Nachteilen zu bewahren. Zu dieser Evidenthaltung
gehören an sich auch eine regelmäßige Besichtigung der Grundstücke sowie eine Revision langjährig unverän¬
derter und damit unkontrollierter Daten. Bedingt durch den Arbeitsanfall und die Weitläufigkeit mancher
Bezirke konnte eine Besichtigung nur stichprobenweise erfolgen. Im Jahre 1981 wurde weiter daran gearbeitet,
eine sowohl für die in der Abteilung zu vergebenden als auch für alle im gesamten Magistrat abzuschließenden
Nutzungsberechtigungeneinheitliche Bemessungsgrundlage für den Bestandzins zu fixieren, die neben der ört¬
lichen Lage auch den Nutzungszweckberücksichtigt und bei einer Minimierung des Verwaltungsaufwandes
einen maximalen Ertrag in Hinblick auf Angebot und Nachfrage bringt.

Neben solchen generellen Maßnahmen wurde auch jede sich bietende Gelegenheit benützt, um bestehende
Bestand- bzw. prekaristische Benützungsübereinkommenso umzuwandeln, daß sie dem § 84 Abs. 2 Wiener
Stadtverfassung und § 38 Abs. 1 Geschäftsordnung der Stadt Wien entsprechen. So wurden zahlreiche Bestand¬
zinse wesentlich angehoben und erstmals einer Wertsicherungsklauselunterworfen. Diese Bemühungen um
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höhere Einnahmen haben insofeme Erfolg gehabt, als die Einnahmen aus der Vielzahl der Flächenvermietun¬
gen den Budgetansatz übersteigen, obwohl der Budgetansatz für 1981 gegenüber dem für 1980 bereits um 16,8
Prozent höher angesetzt wurde.

Auf Grund des mit der Wienerberger Baustoffindustrie AG abgeschlossenenKaufvertrages, in der Fassung
1972, war die Firma berechtigt, das vertragsgegenständlicheAreal weiter abzubauen und dann wieder anzu¬
schütten; vertraglich ist vorgesehen, daß die Stadt Wien erst ab 1.Jänner 1979 von dem Vertragspartner die Ein¬
stellung dieser Arbeiten verlangen kann. Das weitläufige Gelände war Gegenstand eines mehrstufigen städte¬
baulichen Wettbewerbes. Da der Herr Bürgermeister dem Wunsch der Jury zustimmte, jegliche weitere Gelän¬
deveränderungim Hinblick auf eine gedeihliche Planung zu unterbinden, hat die Abteilung ihr vertragliches
Recht so ausgeübt, daß ab 1.Jänner 1979 Schüttungen und sonstige Geländeveränderungengestoppt wurden.
Die von der WienerbergerBaustoffindustrie AG gewählten Geländeformensowie die sichtbaren Risse im Erd¬
reich führten zu einer genauen technischen Untersuchung seitens des Magistrates, deren Ergebnis durch ein pri¬
vates Sachverständigengutachtenuntermauert und bestätigt wurde. Danach ist die Geländeveränderungver¬
tragswidrig nicht fachgemäß vorgenommenworden, so daß akute Rutschgefahr in lebensgefährlichem Ausmaß
besteht. Da die Firma Wienerberger nicht bereit war, aus eigenem den Ubelstand zu beheben, ist es der Abtei¬
lung im Jahre 1981 gelungen, die zur Sicherung nötigen Geldmittel, voraussichtlich6 Millionen Schilling im
Wege eines Zuschußkrediteszu erwirken, so daß nunmehr diese unbedingt notwendigen Sanierungsarbeiten
durch die Stadt Wien in Auftrag gegeben werden konnten. Nach Vorliegen der Schlußrechnung wird die Abtei¬
lung versuchen, und sei es im Prozeßweg, diese Kosten von der Firma hereinzubringen.

Um der Parkplatznot im innerstädtischen Bereich besser begegnen zu können und doch die jederzeit freie
Verfügbarkeit der städtischen Grundstücke halbwegs sicherzustellen, wurde 1981 die Aktion fortgesetzt, den
beiden Kraftfahrervereinigungen ARBÖ und ÖAMTC zu günstigen Konditionen geeignete leere Liegenschaf¬
ten, wie zum Beispiel Baulücken, bis zur Wiederbebauungmit der Auflage in Nutzung zu geben, darauf Park¬
plätze einzurichten. Da die von den beiden Organisationengewünschten Flächen vornehmlich im innerstädti¬
schen Bereich liegen, diese aber entsprechend dem Revitalisierungskonzeptder Stadt Wien sofort nach
Abbruch des Altgebäudes dem nach dem Flächenwidmungsplan vorgesehenen Zweck zugeführt werden, ist der
Vermietungsumfangderzeit rückläufig.

Die Abteilung hat im Jahre 1981 wieder zahlreiche sanitäre Ubelstände im Sinne der Magistratskundma¬
chung, betreffend die Reinhaltung von Grundstücken, beseitigen lassen. Der im Budget für 1981 angesetzte
Betrag wurde aber nicht voll ausgeschöpft. Dies hat seine Ursache vor allem darin, daß es der Abteilung wieder
in vielen Fällen gelungen ist, entweder die Sanierung zu günstigen Konditionen zu bewerkstelligen oder auf
Grundflächen, die bekannterweise als wilde Mistablagerungsstätten dienen, gezielte Maßnahmen zur Vorbeu¬
gung zu setzen. Soweit von der Abteilung verwaltete Liegenschaften von der Verpflichtung zur Säuberung und
Betreuung der Gehsteige und Gehwege im Sinne des § 93 Straßenverkehrsordnungbetroffen waren, wurde die¬
ser Pflicht wieder durch Heranziehen von Gewerbetreibendenund privaten Einzelpersonen nachgekommen.
Auch wurde dabei getrachtet, die kostengünstigerenBetreuer zu ermitteln und zu beauftragen. Da die Preise
gestiegen sind, konnte 1981 mit den zur Verfügung stehenden Mitteln nicht das Auslangen gefunden werden.

Neben der genannten Verwaltung von an sich unbebauten Grundstücken war auch die Verwaltung der städti¬
schen Gast- und Schankgewerbekonzessionensamt den dazugehörigen Baulichkeiten sowie die von Flächen,
die Mineralölkonzemenfür Tankstellen, der Heizbetriebe-Wien Ges.mbH in Benützung gegeben und mit deren
Superädifikaten bebaut sind, nach gleichen Grundsätzen zu besorgen. Im Jahre 1981 wurden fünf Konzessio¬
nen (Gaststätten) von der Abteilung verwaltet; davon sind zwei in städtischen Wohnhäusern und zwei in Amts-
häusem untergebracht, so daß sich eine Übergabe in die Verwaltung der MA 52 anbietet. Da für das Restaurant
Bellevue vorerst keine Wiederverwendungals Gaststätte in Betracht gezogen wird, erscheint es denkbar, daß
Ende 1982 die Abteilung keine Konzession mehr verwalten wird.

Die Konzession in Vösendorf ist erloschen. Das baufällige Gebäude kann nunmehr — nach Obsiegen der
Stadt Wien im Kündigungsprozeßgegen die seinerzeitige Konzessionspächterin — abgebrochen werden;
außerdem ist beabsichtigt, das Areal an die Gemeinde Vösendorf zu verkaufen. Die Verwaltung des an die
WIGAST vermieteten gastronomischenInventars, welche bisher durch die Abteilung erfolgte, wurde im Jahre
1981 beendet, da dieses Inventar nunmehr der WIGAST verkauft worden ist. Weiters wurde das von der Stadt
Wien nicht mehr benötigte Inventar im Restaurant Bellevue sowie im „GemeindegasthausMauer“ an Interes¬
senten verkauft. Unter Mitwirkung der Abteilung wurde im Jahre 1981 ein Vertrag erarbeitet, zu dem ein Wie¬
ner Gastronom bereit wäre, das von der MA 52 verwaltete Restaurant„Am Cobenzl“ zu revitalisieren und zu
betreiben.

Mit Wirkung vom 1. Juli 1981 hat die Stadt Wien zentral eine „Haftpflichtversicherungfür die politische
Gemeinde“ abgeschlossen, die auf dem Verbesserungsvorschlag eines Referenten der Abteilung fußt. Die bishe¬
rigen Einzelversicherungenvon bestandsfreien und von der Abteilung verwalteten Grundflächen werden
dadurch eingespart. Gemäß Mitteilungen der BuchhaltungsabteilungXV betragen die Einsparungen rund
66 Prozent der vorjährigen Pramiensumme.
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Im Jahre 1981 hat die Abteilung mehrere Berufungen, betreffend Kammerbeiträgeund Umlagen für land-
und forstwirtschaftlich genutzte Grundflächen, eingebracht, die unter anderem auch den gänzlichen Wegfall
dieser Beträge zum Ziel haben. Wird diesem Begehren stattgegeben, so wird es auch auf ähnliche Fälle ange¬
wendet werden, woraus für die Abteilung gegebenenfalls jährliche Einsparungen von rund 600.000 S resultieren
könnten.

Alle der Stadt Wien gehörenden Gast- und Schankgewerbekonzessionen, in denen Inventar beigestellt wird,
unterliegen der Körperschaftssteuerund wurden durch die MA 5 in einer Körperschaftssteuererklärungverei¬
nigt, unabhängig davon, welche Dienststelle die Verwaltung tatsächlich führt. Budgetmäßig werden die Ausga¬
ben zur Körperschaftssteuererklärungaber bei der Abteilung veranschlagt. Im Jahre 1979 wurden dafür
52.374 S zur Gebühr gestellt, im Jahre 1981 waren es 51.459 S. Die im Jahre 1981 beendete Betriebsprüfung
durch das Finanzamt ergab, daß enorme Nachzahlungen zu leisten sind; die Forderungen des Finanzamtes
gegen die Abteilung belaufen sich auf rund 3,600.000 S. Da die Körperschaftssteuer rund 50 Prozent der Pacht¬
einnahmen beträgt, erhebt sich die Frage, ob es nicht angezeigt wäre, das die Steuer verursachendeInventar den
Konzessionspächtemzu veräußern oder laufend Investitionen zu tätigen, die als Steuerabzugsposten herangezo¬
gen werden können.

Die Allgemeine Grundverwaltungerstreckte sich per 31. Dezember 1981 auf 38,805.222 m2. Am 1. Jänner
1981 waren es 39,648.742 m2. Während des Jahres gab die Abteilung 1,385.650 m2 ab und nahm 542.130 m2
neu in Verwaltung. Die Zahl der Mieter, Pächter und prekaristischen Benützer betrug am 1.Jänner 19813.227,
am 31. Dezember 1981 2.994. Außerdem wurden in Anwendung des § 105 Wiener Stadtverfassung
193 Bestandsverträge abgeschlossen. Vom Gemeinderatsausschußfür Vermögensverwaltung, Dienstleistungen
und Konsumentenschutz wurden zwölf prekaristischeBenützungsübereinkommengenehmigt.

Die Baurechtsverwaltung betrifft alle Liegenschaften, die von der Stadt Wien für Wohnzwecke an gemeinnüt¬
zige Wohnungsunternehmen, wie Genossenschaftenbzw. Gesellschaften, und an physische Personen im Bau¬
recht vergeben wurden, ferner jene Flächen, die für gewerbliche Zwecke an Gewerbe- und Handelsbetriebezur
Verfügung gestellt wurden. Ende 1981 wurden 623 genossenschaftliche und 2.169 Einzelbaurechte im Ausmaß
von 6,356.121m2 sowie 101 gewerblich genutzte Baurechte mit einem Gesamtausmaß von 783.071 m2 verwal¬
tet. Im Rahmen der Baurechtsverwaltung wurden 194 Ansuchen von Baurechtsinhabern auf Bauzinsermäßigung
behandelt und zur Genehmigung vorgelegt sowie 31 Siedlerdarlehenin der Höhe von insgesamt 1 Million
Schilling zur Verfügung gestellt. Rund 340 Erhebungen und Kontrollen von Baurechtsgründenwurden durch¬
geführt, die vor allem der Überprüfung des vertragsgemäßen Zustandes von Baurechtsflächen, den Umschrei¬
bungen und Übertragungenvon Siedlerrechten im Sinne der Siedlungsordnungin genossenschaftlichenBau¬
rechtssiedlungen sowie den Besichtigüngen der für Baurechtsbestellungen vorgesehenen Grundflächendienten.
Ferner wurde an rund 210 Verhandlungenteilgenommen. Überdies mußte eine große Anzahl von Anregungen,
Beschwerdenund Wünschen von Baurechtsinhabern behandelt werden. Schließlich wurden 6.771 m2 Bau¬
rechtsgrund an acht Baurechtsinhaber verkauft. Der Erlös aus diesen Verkäufen betrug 8,025.800 S.

Die Kleingartenverwaltung betreute zum Jahresende 1981 6,686.136m2 Flächen als Kleingärten, das sind
20.881 Kleingartenlose. Dabei wurden im Rahmen der örtlichen Überprüfungen565 Beanstandungen baulicher
und gärtnerischer Art festgestellt; die Beseitigung dieser Mängel wurde veranlaßt. Sachverständige mußten zu
rund 1.523 baupolizeilichen Verhandlungen entsendet werden. In der Ernteverwaltung konnten einige Reduk¬
tionen gegenüber dem Jahr 1980 erzielt werden. Demnach belief sich das von der Stadt Wien zu verwaltende
Emteland auf 215.115m2, das sind 1.093 Lose. Auf Grund einer Umwidmung von Schutzgebiet Park auf Erho¬
lungsgebiet-Kleingartengebiet in 2, Kleingartenanlage„Sonnenschein“, wurden die seinerzeit an Einzelpersonen
prekaristisch überlassenen Ernteländer dem Zentralverband der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter
Österreichs zur kleingärtnerischenNutzung in Bestand gegeben. Im Jahre 1981 erfolgte durch Flächenmaßbe¬
richtigungen, die durch Neuvermessung bzw. Umwandlung von Einzelpachtverträgen und prekaristisch überlas¬
senen Flächen in Generalpachtverträge, durch Freimachungenvon kleingärtnerisch genutzten Flächen im 10.
und 12. Bezirk sowie durch Verkauf bzw. Baurechtsbestellung im 22. Bezirk in der Kleingartenanlage„Mühl¬
häufel“ bedingt waren, ein Zugang von 40.249 m2 kleingärtnerisch genutzten Flächen. Dem Landesverband
Wien des Zentralverbandesder Kleingärtner, Siedler und KleintierzüchterÖsterreichs konnten drei Darlehen
mit einer Laufzeit von drei Jahren in der Höhe von insgesamt 3,400.000 S gewährt werden. Für den Restbetrag
von 1,600.000 S wurden bereits zwei Anträge eingereicht. Die Pachtschillingeingänge im Rahmen der Kleingar¬
tenverwaltunghaben zufolge der Wertsicherungsvereinbarungmit dem Zentralverband im Jahre 1981 eine
Erhöhung auf rund 29 Millionen Schilling erfahren. Aus diesen Eingängen ist ein Betrag von insgesamt6 Mil¬
lionen Schilling für die Erhaltung bestehender, die Aufschließung neuer Anlagen und für Fertigstellungsdarle¬
hen zur Verfügung gestellt worden.
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Straße , Verkehr und Energie
Straßenverwaltung und Straßenbau

Der Abteilung oblag im Jahre 1981 die Verwaltung und Erhaltung von 2.648 km öffentlichen Straßen, von
denen 143 km Bundesstraßenund 24 km Autobahnen waren. Im Gemeindestraßennetz wurden 450.000 m2
Fahrbahnen instand gesetzt und 250.000 m2 Fahrbahnen neu hergestellt oder erneuert. Bei einer mittleren
Breite von 8,5 m ergibt dies 53 km an instand gesetzten bzw. 29 km an neu hergestellten oder erneuerten Fahr¬
bahnen. An Autoabstellflächen wurden 25.000 m2 instand gesetzt und 35.000 m2 neu hergestellt. Auf Gehstei¬
gen wurden 85.000 m2 instand gesetzt und 55.000 m2 ereuert oder neu hergestellt. Bei einer mittleren Breite
von 3 m ergibt das eine Strecke von 29 km instand gesetzter und 18 km neu hergestellter oder erneuerter Geh¬
steige.

Für die Erhaltung der öffentlichen Verkehrsflächen sowie für den Ausbau der Siedlungsstraßen waren an ge¬
meindeeigenen Geräten 12 Straßenwalzen, 16 Gehwegwalzen, 2 Vibrationswalzen, 2 Motorgrader, 1 Pneu-
Walze, 9 Straßenreparaturfahrzeugeund 1 Lastkraftwagen(Wasserwagen) eingesetzt, die insgesamt 5.436 Ar¬
beitsschichten leisteten. Die Straßenreparaturfahrzeugeermöglichten eine rasche Behebung von Schäden in
leichten, bituminösen Straßendecken, wobei sie eine Strecke von 48.069 km zurücklegten. Für die Neuherstel¬
lung oder Instandsetzung von Versorgungsleitungen und Kanälen wurden an öffentliche Dienststellen sowie an
private Bauwerber 15.080 Aufgrabungsbewilligungen erteilt. In 57 Fällen waren in verkehrsreichenStraßen an
Stelle von Aufgrabungen4 Bohrungen und 53 Minierungen durchzuführen.

Für die Überprüfung von Aufgrabungen, Baustellenabsicherungenund Lagerungen auf öffentlichen Ver¬
kehrsflächen wurden wieder die beiden Funkwagen eingesetzt. 1.041 Inspektionen und Sondereinsätze mußten
vorgenommenwerden, hiebei wurden 23.679 km zurückgelegt. Bei 16 Prozent aller Inspektionenwurden Män¬
gel festgestellt und deren unverzügliche Behebung veranlaßt. Da die Beanstandungen in allen Fällen zum Erfolg
geführt haben, ist beabsichtigt, auch in Zukunft diese Kontrollfahrtenfortzusetzen, um eine möglichst klaglose
Abwicklung der Aufgrabungsarbeiten im Interesse der Öffentlichkeitzu erreichen.

Gemeinsam mit der MA 39 wurden wieder laufend stichprobenweiseDruckversuche mit Lastplatten wäh¬
rend der Zuschüttung und auf den zugeschütteten Künetten durchgeführt. Bei den insgesamt 535 Versuchen
wurden an 346 Stellen positive Ergebnisse erzielt, das heißt, die Zuschüttung und Verdichtung der Künetten
wurden ordnungsgemäßdurchgeführt. Bei den übrigen 189 Stichproben, also bei 35 Prozent, wurde mangel¬
hafte Verdichtungfestgestellt. In diesen Fällen wurden die bauausführendenFirmen beauftragt, durch Nachver¬
dichtungen den Mangel zu beheben. Ferner wurde die Ausrüstung der Autobahnmeisterei Inzersdorf durch 2
Lkw, Type ÖAF 19.240 und 32.240, 1 Unimog, Type 406, 2 Salzstreuautomaten, 2 Schneepflüge der Type
STS 340 und 1 Schneepflug der Type DS 280 ergänzt. Weiters wurde zur Kanalreinigung ein absetzbarer Hoch¬
druckspül- und Schiammansaugaufbau angeschafft. Der Straßenmeisterei Stockerau, die vorläufig die Betreuung
der A 22 —Donauuferautobahnübernommen hat, wurden, entsprechend dem mit dem Amt der NÖ Landesre¬
gierung abgeschlossenen Verwaltungs-Übereinkommen, 2 Lastkraftwagen mit Schneepflügen und Streuautomat
sowie ein Unimog mit Schneepflug zur Verfügung gestellt.

In den Hauptverkehrsstraßen  diverser Bezirke wurde eine Reihe von Straßenbauarbeiten durch¬
geführt: So erfolgte im 2. Bezirk in der Oberen Augartenstraße von der Rembrandtstraße bis zur Unteren
Augartenstraße im Zuge eines Umbaues der zweiten Fahrbahnhälfte die endgültige Belagsaufbringung. Am Pra¬
terstern wurden die Straßenbauarbeiten zur Gänze abgeschlossen. Im 14. Bezirk konnte in der Linzer Straße von
ONr. 204 bis 284 der endgültige Belag aufgebracht werden. Im 22. Bezirk erfolgte die Instandsetzung von
schadhaften Betonfeldern in der Raffineriestraße und in der Finsterbuschstraße zwischen Autobahnknoten Kai¬
sermühlen und dem Ölhafen Lobau.

Im 9. Bezirk wurde mit dem Umbau der Althanstraße von ONr. 1 bis 53 und der Augasse von ONr. 1 bis 25
im Zusammenhang mit der Errichtung des Universitätszentrums begonnen; diese Bauarbeiten werden voraus¬
sichtlich Ende 1982 abgeschlossen sein. Im 10. Bezirk erfolgte der Umbau der Laxenburger Straße vom Südtiro¬
ler Platz bis zur Landgutgasse. Der Umbau des Südtiroler Platzes im Bereich der Eisenbahnbrücke, der Johanni¬
tergasse von der Favoritenstraße bis zur Sonnwendgasse, der Reisingergasse von der Favoritenstraße bis zur
Sonnwendgasse sowie der Huppgasse von der Favoritenstraße bis zur Laxenburger Straße wurde in Angriff ge¬
nommen. Im 17. Bezirk wurde mit dem Umbau der Jörgerstraße nach der Gleisverlegung begonnen. Im Rah¬
men des ersten Bauabschnittes erfolgte die Neuherstellung der Fahrbahn vom Währinger Gürtel bis zur Rötzer-
gasse und die der beidseitigen Gehsteige vom Hemalser Gürtel bis zur Palffygasse. Der Ausbau wird 1982 fort¬
gesetzt werden.

In den Straßen örtlicher Bedeutung  wurden im 2. Bezirk auf dem Fußweg vom Messepark¬
platz bis zur Zufahrtstraßeund in der Lessinggasse von der Springergasse bis Volkertplatz, im 3. Bezirk in der
Arsenalstraße und in der Ghegastraße von der Arsenalstraße bis zum „Post-Turm“, im 9. Bezirk in der Hörigasse
von der Liechtensteinstraßebis zum Schlickplatz Arbeiten durchgeführt; im 11. Bezirk in der Grillgasse von
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ONr . 1 bis 9, in der Sedlitzkygasse von ONr . 37 bis 49, im 12. Bezirk in der Edmund -Reim -Gasse von der Sag-
edergasse bis zur Biedermanngasse sowie in der Endergasse von der Defreggerstraße bis zur Karl -Kraus -Gasse,
im 13. Bezirk am Eustachiusweg und in der Rohrergasse sowie in der Nebenfahrbahn der Hietzinger Haupt¬
straße zwischen der Costenoblegasse und der Schrutkagasse , im 14. Bezirk in der Sarravagasse von ONr . 1 bis 7
und in der Hiitteldorfer Straße von der Reinigasse bis zur Hägelingasse , im 15. Bezirk in der Diefenbachgasse
von ONr . 21 bis 27, im 16. und 17. Bezirk in der Sandleitengasse von der Lobmeyrgasse bis zur Güpferling-
straße, im 17. Bezirk in der Dornbacher Straße von ONr . 109 bis 111 und im Kreuzungsbereich Ottakringer
Straße —Ortliebgasse , tm 19- Bezirk in der Heiligenstädter Straße von der Barawitzkagasse bis zur Gallmayer-
gasse Straßenarbeiten ausgeführt , gleichfalls im 20. Bezirk in der Wehlistraße ONr . 25 bis 29 und in der Ley-
straße von ONr . 114 bis 118, im 22. Bezirk in der Kraygasse von der Polletstraße bis zur Steigenteschgasse , in
der Schiffmühlenstraße von der Schödlbergergasse bis zur Berchtoldgasse und im 23. Bezirk in der Gsellhofer-
gasse von der Brandströmgasse bis Ende , in der Gaargasse von der Gsellhofergasse bis Ende , in der Gebirgsgasse
von der Schillingergasse bis zum Fußweg , in der Schillingergasse sowie in der Sobotagasse von der Purkytgasse
bis zur Goldhammergasse und in der Trentinigasse von der Reiffensteingasse bis zur Kronfeldgasse . ln zahlrei¬
chen Straßen der äußeren Bezirke wurden wieder Oberflächenbehandlungen im Gesamtausmaß von rund
180.000 m2 durchgeführt.

Im Zuge der Generalinstandsetzungen von Straßenbelägen wurden im 1. Bezirk die Zedlitzgasse von ONr . 1
bis 11, der Opemring —Gehallee gegenüber ONr . 9 bis ONr . 23, das Plateau Schottengasse —Schottenring , die
Bäckerstraße vom Lugeck bis Dr .-Ignaz -Seipel-Platz, im 3. Bezirk die Dapontegasse von Ungargasse bis Danne-
bergplatz , im 4. und 5. Bezirk die Margaretenstraße von Heumühlgasse bis Ziegelofengasse , im 5. Bezirk die An¬
zengrubergasse von Gassergasse bis Wiedner Hauptstraße , im 6. Bezirk die Brückengasse von Mollardgasse bis
Gumpendorfer Straße und die Fillgraderstiege , im 7. Bezirk der Kreuzungsbereich Schottenfeldgasse —Seiden¬
gasse, die Kaiserstraße von Burggasse bis Lerchenfelder Straße , im 8. Bezirk die Alser Straße ONr . 7 bis 9 und
der Hamerlingplatz von ONr . 3 bis 10, im 9. Bezirk die Liechtensteinstraße ONr . 121 bis 123, die Währinger
Straße von Maria-Theresien -Straße bis Hörigasse , die Aiserbachstraße von Liechtensteinstraße bis Julius -Tand-
ler-Platz und die Alser Straße von ONr . 6 bis ONr . 22 mit neuen Belägen versehen ; im 10. Bezirk waren es der
Fußweg von Windtenstraße bis Gußriegelstraße , im 11. Bezirk der Bereich Werkstättenweg —Geiereckstraße , die
Simmeringer Hauptstraße vom Weichseltalweg bis Etrichstraße , im 12. Bezirk die Oswaldgasse im Bereich Brei-
tenfurter Straße —Johann -Hoffmann -Platz (Gehallee ), iml3 . Bezirk die Gusindegasse von Slatingasse bis Ende,
im 14. Bezirk die Hütteldorfer Straße von Pfaffenbergengasse bis Emst -Bergmann -Gasse, im 15. Bezirk der
Kreuzungsbereich Brunhildengasse —Walkürengasse , die Dreihausgasse von ONr . 25 bis 29 und die Mariahilfer
Straße zwischen Rustengasse und Kauergasse , im 16. Bezirk die Amethgasse von ONr . 43 bis 73 und die Gaulla¬
chergasse von ONr . 1 bis 19, im 17. Bezirk die Hemalser Hauptstraße von ONr . 33 bis 67 und 76 bis 82 und die
Rosensteingasse von ONr . 58 bis 90, im 19. Bezirk der Bereich Zuckerkandlgasse von ONr . 46 bis gegenüber 65
und der Aussichtsweg an der Heiligenstädter Straße von ONr . 129 bis 131. Im 21. Bezirk waren es ferner der
Strebersdorfer Platz von ONr . 3 bis 5, das Plateau Irenäusgasse —Roggegasse , die Strebersdorfer Straße zwischen
Lieleggweg und Hasswellgasse und die Überfuhrstraße von Weißenwolffgasse bis Georgistraße , im 22. Bezirk die
Josef -Baumann -Gasse zwischen Donaufelder Straße und Finsterergasse , die Weingartenallee von Süßenbrunner
Hauptstraße bis Ostbahn , die Straßäckergasse ONr . 71 bis 103, die Industriestraße von Paulitschkegasse bis Zei-
sigweg, die Heustadelgasse zwischen Biberhaufenweg und Lobaugasse , die Arztgasse zwischen Lannesstraße und
Flugfeldstraße , der Efeuweg von ONr . 5 bis 23 sowie die Kratochwjlestraße von der Einfahrt „VIC“ bis Arbeiter¬
strandbadstraße und im 23. Bezirk die Schloßparkgasse.

Im Bereich von städtischen Wohnhausanlagen konnten im 2. Bezirk in der Wehlistraße von Wachaustraße bis
Mexikoplatz , im 3. Bezirk in der Kärchergasse vom Landstraßer Gürtel bis Kölblgasse , im 4. Bezirk im Bereich
der Wohnhausanlage Paulanergasse —Favoritenstraße —Mozartgasse , im 5. Bezirk in der Ziegelofengasse von
ONr . 22 bis 28 Arbeiten durchgeführt werden . Im 10. Bezirk waren von Ausbauarbeiten betroffen die Colum-
busgasse von ONr . 111 bis 117 und die Trambauerstraße von ONr . 1 bis 7, im 11. Bezirk die Kaiserebersdorfer
Straße von ONr . 116 bis 260, im 13. Bezirk der Bereich der Wohnhausanlage Biraghigasse —Versorgungsheim¬
straße —Anton -Langer-Gasse , im 14. Bezirk die Nobilegasse von ONr . 1 bis 5, die Utendorfgasse von Linzer
Straße bis Lindheimgasse , der Friedrich -Lieder-Weg von ONr . 1 bis 19 und der Hlavacekweg . Im 15. Bezirk be¬
traf es die Weiglgasse zwischen Anschützgasse und Jheringgasse und die Goldschlagstraße von ONr . 61 bis 63
und 70 bis 72, im 17. Bezirk die Dornbacher Straße von ONr . 6 bis 12, im 18. Bezirk den Weißdornweg von
ONr . 1 bis 9, den Türkenschanzplatz und die Scherffenberggasse , Rimpiergasse und Waldeckgasse , wobei die
Sandberggründe im Zusammenhang mit der Errichtung der Wohnhausanlage in der Peter -Jordan -Straße ver¬
baut worden sind , sowie im 19. Bezirk die Hardtgasse von ONr . 14 bis 16 und im 23. Bezirk die Stuppöckgasse.

Bei privaten Wohnhausanlagen und sonstigen Neuanlagen wurden Straßenbauarbeiten beendet oder weiter¬
geführt sowie neue Bauarbeiten in Angriff genommen , und zwar im 2. Bezirk im Zusammenhang mit dem Bau
des Zentralen Anstaltsgebäudes der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten in der Wehlistraße von ONr.
136 bis 148 sowie von ONr . 172 bis 178 und von der Haussteinstraße bis zur Schalichgasse und in der Fried-
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rich -Hillegeist -Straße von ONr . 2 bis 4, in der Weschelstraße von ONr . 3 bis 5 sowie in der Venediger Au von
Ausstellungsstraße bis Lassallestraße , im 3. Bezirk in der Radetzkystraße von Vorderer bis Hinterer Zollamts¬
straße und in der Uchatiusgasse von ONr . 2 bis 6, im 5. Bezirk in der Gießaufgasse von ONr . 16 bis 28, in der
Johannagasse von ONr . 24 bis 38 und im Bereich der Schönbrunner Straße von ONr . 14 bis 16, in der Wehr¬
gasse 14 und in der Einsiedlergasse von Gießaufgasse bis Margaretenstraße , im 9. Bezirk in der Wilhelm -Exner-
Gasse von ONr . 4 bis 8 und 14 bis 18, in der Tendiergasse von ONr . 10 bis 12 sowie in der Schubertgasse von
ONr . 1 bis 7. Im 11. Bezirk betraf es die Wildpretstraße bis zur 9. Haidequerstraße , im 12. Bezirk die Aßmayer¬
gasse von Niederhofstraße bis Amdtstraße , die Oppelgasse von Malfattigasse bis Schallergasse , die Wolfgang¬
gasse von Amdtstraße bis Tichtelgasse sowie die Amdtstraße von der Wolfganggasse bis Fockygasse , im 13. Be¬
zirk den Furtwänglerplatz von der Fehlingergasse bis ONr . 8 und die Jodlgasse von Dommayergasse bis Ende;
im 14. Bezirk die Felbigergasse von Lützowgasse bis Mitisgasse und die Dr .-Heckmann -Straße, Karl -Leeder-
Gasse und die Anzbachgasse von Einfahrtsstraße bis Sonnenweg , im 18. Bezirk die Pötzleinsdorfer Straße bei
der Geroldgasse , im 19. Bezirk die Würthgasse von ONr . 9 bis 11 sowie die Flotowgasse von Arbesbachgasse bis
einschließlich Umkehrplatz , die Scheibeireitergasse von An den Langen Lüssen bis Umkehrplatz . Im 20. Bezirk
waren es die Pappenheimgasse von ONr . 54 bis 56, im 22. Bezirk die Markomannenstraße und „unbenannte
Gasse“ nächst Markomannenstraße sowie die Zschokkegasse von ONr . 14 bis 48, im 23. Bezirk die Tullnertal-
gasse von Schmiedlergasse bis Atzgersdorfer Straße, die Fürst -Liechtenstein -Straße von Ambrosweg bis Ketzer¬
gasse, die Wilhelm -Erben -Gasse von Danilovatzgasse bis Brandströmgasse , die Wohnparkstraße , die Stipcak-
gasse von Anton -Freunschlag -Gasse bis Wettengelgasse , die Leo-Mathauser -Gasse von Stipcakgasse bis Zwerg¬
grabengasse sowie die Zwerggrabengasse von Anton -Freunschlag -Gasse bis Akaziengasse , die Paminagasse —
Brandströmgasse und die Maurer Lange Gasse.

Nach der Winterperiode 1980/81 waren wieder Frostschäden zu beheben . So wurden unter anderem im
I . Bezirk die Fahrbahnen des Dr .-Karl-Lueger -Ringes , im 2. Bezirk die der Fugbachgasse und der Springergasse,
im 3. Bezirk der Hintzerstraße , Hohlweggasse , Hyegasse und der Mohsgasse , im 4. Bezirk der Wohllebengasse,
im 5. Bezirk der Anzengrubergasse , im 9. Bezirk der Berggasse, Latschkagasse , Porzellangasse , Schwarzspanier¬
straße, ferner im 10. Bezirk der Geliertgasse , im 11. Bezirk der Dopplergasse , der Rinnböckstraße , im 13. Bezirk
der Jagdschloßgasse , Veitingergasse , der Prehausergasse und der Schweizertalstraße , im 14. Bezirk der Schanz¬
straße, Utendorfgasse und der Wahlberggasse , im 15. Bezirk der Schmelzbrückenrampe und der Weiglgasse , im
19- Bezirk der Feilergasse , Grinzinger Straße , Himmelstraße und der Kreindlgasse , im 21. Bezirk der Schillgasse,
im 22. Bezirk der Konstanziagasse , Hardeggasse , Heustadelgasse , der Schaffierhofstraße und Industriestraße so¬
wie des Telefonweges und der Weingartenallee , im 23. Bezirk des Dr .-Jakob -Neumann -Steiges der Josef -Bühl-
Gasse und der Lechthalergasse , Carlbergergasse (ONr . 6 bis 28), der Maurer Lange Gasse und der Sobotagasse teil¬
weise bzw. vollkommen erneuert und frostsicher ausgebaut.

Straßenbauten in Siedlungen wurden durchgeführt , und zwar : im 10. Bezirk in der Heuberggstättenstraße , im
II . Bezirk „Am Kanal “ und in der Reimmichlgasse , im 13. Bezirk in der Adolfstorgasse und am Wilhelm-
Karczag-Weg , im 16. Bezirk am Paulinensteig , im 21. Bezirk in der Nordmanngasse , im 22. Bezirk in der Ro-
michgasse , am Zwerchäckerweg , am Campingplatzweg , in der Deindorfstraße , der Englisch -Feld-Gasse, Greinz-
gasse, Hessegasse , Kiwischgasse , Schukowitzgasse , Wiethestraße sowie in der Gundackergasse , Kloepferstraße
und am Hofstättenweg . Insgesamt wurden 25.000 m2 Siedlungsstraßen hergestellt und hiebei ebenfalls zahlrei¬
che Frostschäden behoben.

Die Erhaltung der Fußgeherpassagen konnte fortgesetzt werden , wobei im 1. Bezirk eine Fahrtreppe im Ver¬
kehrsbauwerk Babenberger Passage neu installiert wurde . Umbauarbeiten der elektrischen Anlagen sowie di¬
verse Steinmetzarbeiten wurden in etlichen Ringpassagen durchgeführt . In der Albertinapassage und der Schot¬
tenpassage mußte ein PVC-Fußbodenbelag verlegt werden.

Im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau wurden nach Auflassung der Straßenbahnlinien E 2, H 2 und G 2
im Bereich Karlsplatz —Sezession —Wiedner Hauptstraße Gehsteige und Fahrbahnen nach Entfernung der
Gleisanlagen wieder instand gesetzt . Im 2. Bezirk wurde nach dem Ausbau der U-Bahn und nach Ent¬
fernung der Straßenbahngeleise die definitive Wiederinstandsetzung bzw. Neugestaltung der Praterstraße und
der Aspembrückengasse zwischen Praterstem und Untere Donaustraße fortgeführt . Ebenso wurden die im
Jahre 1980 begonnenen Wiederinstandsetzungsarbeiten nach dem U-Bahn-Bau in der Ofnergasse von der Vor¬
gartenstraße bis zur Radingerstraße sowie in der Radingerstraße von ONr . 9 bis 11 beendet . Der Vollausbau der
Lassallestraße wird erst nach Fertigstellung der U-Bahn-Linie mit Anschluß an die neue Reichsbrücke und mit
dem Wegfall der Straßenbahntrasse voraussichtlich Ende 1982 möglich sein. Der Umbau und die Neugestal¬
tung des Pratersterns wurden abgeschlossen . Im 1. bzw . 8. Bezirk in der Landesgerichtsstraße von der Floriani-
gasse bis zur Universitätsstraße und im 8. und 9. Bezirk am Frankhplatz (Alser Straße) von der Landesgerichts¬
straße bis zur Wickenburggasse wurde nach Auflassung der Straßenbahnlinien E 2, H 2 und G 2 die Rampe
beim Landesgericht geschlossen und somit in diesem Bereich, einschließlich des erforderlichen Ausbaues des
Plateaus Universitätsstraße sowie des Frankhplatzes , der Ausbau der Richtungsfahrbahnen durchgeführt . Im
14. Bezirk wurde mit den Umbauarbeiten des Bahnhofvorplatzes in Hütteldorf zu einem Autobusbahnhof mit
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Bussteigen und Halte - bzw . Parkplätzen im Zuge der Inbetriebnahme der U-Bahn-Linie U 4 begonnen . Gleich¬
zeitig wird auch die angrenzende Kreißlergasse bis zum Weststadion und stadtauswärts bis zur Bergmillergasse
ausgebaut werden . Im 22. Bezirk wurde zur Anbindung der U-Bahn -Endstelle — Zentrum Kagran — an das öf¬
fentliche Verkehrsnetz mit dem Ausbau der Fahrbahnen , der Abstellflächen sowie den Geh - und Radwegen im
Bereich der Siebeneckstraße , Prandaugasse , Anton -Sattler -Gasse und der verlängerten Attemsgasse begonnen.
Im Bereich des Stationsbauwerkes Kaisermühlen (U-Bahn-Linie U 1) wurden die Bauarbeiten zur Oberflächen¬
ausgestaltung einschließlich der Busanbindungen an die Wagramer Straße in Angriff genommen.

Im Zuge der Aufschließung von Betriebsbaugebieten  wurden wieder umfangreiche
Straßenbauten durchgeführt . Im 11. Bezirk im Betriebsbaugebiet „Hafen Albern “ wurden die Straßenbauarbei¬
ten in den Aufschließungsstraßen „B“ und „C“ begonnen . Im 22. Bezirk im Betriebsbaugebiet „Aspern “ wurde
die Neuherstellung der Fahrbahn am Biberhaufenweg von der Raffineriestraße bis zum Siegesplatz in Angriff
genommen und wird voraussichtlich Ende 1982 fertiggestellt werden . Des weiteren wurden der Ausbau der
Flugfeldstraße und der Großenzersdorfer Straße und die Querung mit der Flugfeldstraße beendet . Im Be¬
triebsbaugebiet „Haschagründe “ wurde der Ausbau der verlängerten Lavaterstraße nächst Aspernstraße ONr . 71
beendet ; im Industriepark Nord erfolgte in der verlängerten Obachgasse von der Wagramer Straße bis zum Rau¬
tenweg der Ausbau für die Entsorgungs - und Müllverbrennungsanlage . Im 23. Bezirk wurde im Betriebsbauge¬
biet „Östlich des Großgrünmarktes “ der Straßenbau in der Aufschließungsstraße Nr . 5983 in Angriff genommen.

Die Schaffung von „Verkehrsberuhigten Zonen “ und die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen sowie
die Belagsaufbringung erfolgten im 7. Bezirk am St.-Ulrichs -Platz sowie im 15. Bezirk in der Künstlergasse von
ONr . 7 bis 9. In der Stiegergasse von der Graumanngasse bis zur Diefenbachgasse kam es zur Errichtung einer
Lärmschutzwand . In der Reichsapfelgasse von ONr . 25 bis 33 und in der Oelweingasse zwischen Reichsapfel¬
gasse und Braunhirschengasse wurde mit den Straßenbauarbeiten begonnen.

Im Zuge der Ausgestaltung von Fußgeherzonen  wurde im 1. Bezirk am Franz -Josef -Kai
vom Morzinplatz bis zum Schottenring mit dem Umbau eines fußgeherfreundlichen Bereiches begonnen , der
Anfang 1982 fertiggestellt werden wird . Die Ruprechtsstiege wurde umgebaut bzw. saniert . Im 12. Bezirk war
die Rosasgasse bis Ehrenfelsgasse als Fußgeherzone im Bau, im 18. Bezirk wurde am Bischof-Faber -Platz die
Fußgeherzone ausgestaltet.

Im Rahmen der Verbesserung der Verkehrssicherheit  an Unfallschwerpunkten wurden
entsprechende Umbauten , wie unter anderem Fahrbahnteiler , Gehsteig - und Haltestellenherstellungen , Ver¬
kehrsinseln , Leitschienen , „Wiener Schwellen “, Aufstellen von Geländern , durchgeführt . Im 1. Bezirk wurden im
Bereich Opemring 27 —Opemgasse ein Fahrbahnteiler und eine Gehallee hergestellt . An der Kreuzung Schot¬
tenring —Wipplingerstraße mußte der Fußgehecübergang verschmälert werden . In der Philharmonikerstraße so¬
wie Kärntner Straße und Reitschulgasse wurden Betonpoller aufgestellt . Im 3. Bezirk in der Erdbergstraße waren
gegenüber ONr . 1 Hohlräume zu beseitigen , im 6. Bezirk wurde am Plateau Gumpendorfer Straße —Lehärgasse
eine Fußgeherinsel errichtet , mußten außerdem die Gehsteige verbreitet werden . Im 7. Bezirk wurden in der
Neustiftgasse 1 beim Volkstheater die Gehsteige instand gesetzt , ebenso im 9. Bezirk im Bereich der Augasse—
Althanstraße . In der Fuchsthallergasse von der Nußdorfer Straße bis zur Fluchtgasse wurden die Fahrbahnen
verbreitert , am Julius -Tandler -Platz Verkehrsinseln hergestellt . Im 13. Bezirk mußte im Bereich Hietzinger
Hauptstraße —Testarellogasse —Rohrbacherstraße der Kreuzungsbereich aus Sicherheitsgründen geändert wer¬
den.

Die Ausgestaltung von Radwegen  an der sogenannten Nußdorfer Uferpromenade im Verlaufe der B 14
wurde im Zuge der Erfüllung des Radwegprogramms fortgesetzt . Außerdem wurden in Teilen des Pratersternes
und in der Lassallestraße neue Radwege angelegt , desgleichen beim Umbau des Biberhaufenweges vom Schilf¬
weg bis Siegesplatz.

Im 1. Bezirk wurden die Gehsteige umgebaut in der Ebendorferstraße bei ONr . 4, in der Mahlerstraße bei
ONr . 4 bis 8, am Opemring bei ONr . 7, in der Reitschulgasse bei ONr . 1 und am Morzinplatz von Rotenturm-
straße bis Marc-Aurel -Straße ; im 2. Bezirk waren es die Gehsteige in der Darwingasse bei ÖNr . 16 bis 32, in der
Paffrathgasse bei ONr . 2 bis 6, in der Engerthstraße von Hillerstraße bis Jungstraße einschließlich der Belagauf¬
bringung auf der Fahrbahn , in der Hillerstraße von Vorgartenstraße bis Engerthstraße gleichzeitig mit der Fahr¬
bahnherstellung in der Jungstraße von Vorgartenstraße bis Engerthstraße , in der Karmelitergasse von ONr . 1 bis
7, in der Lassallestraße bei ONr . 42 bis 46, in der Lessinggasse bei ONr . 22 bis 24 mit der Belagsaufbringung auf
der Fahrbahn , weiters am Mexikoplatz von der Reichsbrücke bis Handelskai , in der Schiffamtsgasse bei ONr . 14
bis 20, in der Schönngasse bei ONr . 2, in der Sturgasse bei ONr . 4 bis 6 und in der Scholzgasse bei ONr . 1 bis
15, in der Großen Sperlgasse bei ONr . 10 bis 28, am Max-Winter -Platz und in der Springergasse bei ONr . 12 bis
32 mit dem Umbau der Fahrbahn . Im 3. Bezirk wurden am Klopsteinplatz rund um den Park die Gehsteige neu
hergestellt , im 6. Bezirk in der Stumpergasse von 8 bis 18 mußte die Fahrbahn verbreitert werden . Im 7. Bezirk
wurde der Belag auf der Fahrbahn aufgebracht in der Hermanngasse bei ONr . 1 bis 9, in der Kandlgasse bei
ONr . 15 bis 19 sowie in der Lindengasse bei ONr . 38 bis 40 und in der Zieglergasse bei ONr . 12 bis 16. Im 9.
Bezirk wurde der Umbau der Fahrbahn durchgeführt in der Ayrenhoffgasse bei ONr . 6 bis 14, ebenso wie im
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10. Bezirk in der Siccardsburggasse bei ONr . 59 bis 61 . Neu hergestellt wurde die Fahrbahn im 11. Bezirk in der
Kappgasse bei der Firma Denzl , in der Sedlitzkygasse bei ONr . 37 bis 49 . Ein Teppichbelag auf der Fahrbahn
wurde aufgebracht in der Sedlitzkygasse bei ONr . 37 bis 49 und in der Reischekgasse bei ONr . 5 bis 31. Die
Gehsteige umgebaut wurden im 15. Bezirk in der Goldschlagstraße bei ONr . 61 bis 67, in der Gemotgasse bei
ONr . 1 bis 9, in der Guntherstraße bei ONr . 8 bis 10, in der Walkürengasse bei ONr . 7 bis 9, in der Wurzbach¬
gasse bei ONr . 10 bis 16. Umgebaut wurde die Fahrbahn in der Graumanngasse bei ONr . 16 bis 18, in der Jhe-
ringgasse bei ONr . 11 bis 15, im 16. Bezirk wurden die Gehsteige umgebaut in der Effingergasse bei ONr . 21 bis
25, in der Friedrich -Kaiser -Gasse bei ONr . 9 bis 27 und 6 bis 16, in der Wichtelgasse bei ONr . 42 bis 48. Die
Fahrbahn wurde umgebaut in der Hippgasse bei ONr . 1 bis 19, ebenso wie im 16. und 17. Bezirk in der Sandlei¬
tengasse bei ONr . 20 bis 40 . Im 17. Bezirk wurde der Belag aufgebracht in der Schuhmanngasse bei ONr . 56 bis
62 und 80 bis 102, in der Amundsenstraße von der Villa-Roth -Brücke bis rund 400 m nach dem Schottenhof in
Richtung Edenbad , in der Blumengasse von der Ranftlgasse bis zur Kalvarienberggasse als Umleitungsstrecke
für das Großbauvorhaben Jörgerstraße “. Im 19. Bezirk wurde die Fahrbahn regeneriert in der Weinberggasse
von der Friedigasse bis zur Sollingergasse sowie in der Sollingergasse von der Krottenbachstraße bis zum Trau-
tenauplatz . Der Belag wurde aufgebracht am Sulzweg bei ONr . 2 bis 12, die Fahrbahn umgebaut in der
Würthgasse bei ONr . 7 bis 11. Im 20. Bezirk mußten die Gehsteige umgebaut bzw. neu hergestellt werden in
der Leystraße bei ONr . 134, in der Engerthstraße bei ONr . 90 bis 146, in der Pöchlamstraße bei ONr . 12 bis 14,
in der Donaueschingenstraße bei ONr . 23 bis 27. Zum Umbau der Fahrbahn bzw. der Abstellflächen kam es in
der Karl -Meißl-Gasse bei ONr . 1 bis 11, in der Pappenheimgasse bei ONr . 54 bis 56, am Kapaunplatz bei ONr.
1 bis 9 und in der Pasettistraße von der Hellwagstraße bis zum Allerheiligenplatz , wobei außer der Fahrbahn
dort auch die Gehsteige umgebaut wurden . Im 21. Bezirk wurde die Fahrbahn neu hergestellt in der Überfuhr¬
straße bei ONr . 11 bis 33. Mit dem Umbau , der Neuherstellung bzw. der Oberflächenbehandlung der Fahrbahn
wurde begonnen im 22. Bezirk in der Siebeneckstraße von nördlich der U-Bahn bis Wagramer Straße , in der
Markomannenstraße von Breitenleer Straße bis Hochmuthgasse , am Mohnblumenweg von ONr . 5 bis 17, in der
Brockhausengasse vom Biberhaufenweg bis zur Saltengasse . Umgebaut wurde die Fahrbahn bzw. deren Oberflä¬
chen erneuert im 23. Bezirk in der Jakob -Sommerbauer -Straße von Breitenfurter Straße bis Zanglerstraße , in der
Anton -Freunschlag -Gasse bei ONr . 59 bis 107, in der Geßlgasse bei ONr . 1 bis 19. Die Gehsteige umgebaut
bzw. neu hergestellt wurden in der Kronfeldgasse bei ONr . 2 bis 12, in der Reiffensteingasse bei ONr . 2 bis 14
und in der Trentinigasse bei ONr . 2 bis 14.

Asphaltbetonbeläge wurden hergestellt auf der Fahrbahn im 6. Bezirk in der Ägidigasse 12, in der Mittelgasse
17 bis 21, in der Otto -Bauer-Gasse 2 bis 28; im 9. Bezirk in der Nußdorfer Straße von 11 bis 15 und von 92 bis
94 ; im 11. Bezirk in der Pachmeyergasse von der Rinnböckgasse bis zur Doplergasse , in der Römersthalgasse
9 bis 13 und in der Schneidergasse von 1 bis 15 sowie im 15. Bezirk in der Toldgasse von ONr . 1 bis 7.

Fahrbahnregenerierungen wurden vorgenommen im 6. Bezirk auf der Linken Wienzeile von 106 bis 180; im
9. Bezirk in der Garnisongasse von 9 bis 15 und in der Währinger Straße von 2 bis 8; im 19. Bezirk in der Strehl-
gasse von der Starkfriedgasse bis zur Zuckerkandlgasse , in der Amalgergasse von 9 bis 21, in der Dollingergasse
von 2 bis 12, in der Eisenbahnstraße von 61 bis 95, in der Kahlenberger Straße von 21 bis 45 und in der Silber¬
gasse von 52 bis 60 ; im 22. Bezirk in der Marangasse von 29 bis 77.

Teppichbeläge auf Fahrbahnen wurden aufgebracht im 6. Bezirk in der Barnabitengasse 2 bis 16, im 8. Bezirk
in der Pfeilgasse 8 bis 18 und im 10. Bezirk in der Raaber Bahn-Gasse 1 bis 15.

Im Rahmen des Behindertenprogramms wurden Gehsteigabsenkungen bei Fußgängerübergängen durchge¬
führt , und zwar im 6. und 7. Bezirk in der Mariahilfer Straße vom Getreidemarkt bis zum Mariahilfer Gürtel , in
der Schadekgasse 20 und in der Amerlingstraße 10; im 9. Bezirk auf der Spittelauer Lände Kreuzung Alserbach-
straße und auf der Roßauer Lände Kreuzung Spittelauer Lände sowie im 20. Bezirk im Kreuzungsbereich Brigit-
tenauer Lände —Wallensteinplatz und bei B 302 — Donaukanalschnellstraße.

Unter den Arbeiten auf Bundesstraßen  sind im Zuge der Wiener Straße B 1 in der Vorderen Zoll¬
amtsstraße von der Uraniastraße bis Landstraßer Hauptstraße im 3. Bezirk Vorbereitungsarbeiten und die Verle¬
gung von Einbauten zu nennen . Auf der Linken Wienzeile im 4. Bezirk wurde von der Pilgrambrücke bis zum
Margaretengürtel der Belag erneuert , im 14. Bezirk auf der Hauptstraße vom Josef -Palme -Platz bis zur Landes¬
grenze der Belag aufgebracht und im Bereich Hietzinger Kai —Schönbrunner Schloßstraße von der Dommayer¬
gasse bis zur Schloßbrücke der Belag erneuert . Ferner wurde im Zuge der Donaustraße B 3 im 21. Bezirk der
Bereich Donaufelder Straße —Patrizigasse von der Josef -Baumann -Gasse bis zur Freytaggasse voll ausgebaut und
fertiggestellt , die Erzherzog -Karl-Straße von der Zschokkegasse bis zur Konstanziagasse voll ausgebaut und die
Herstellung der Fahrbahn und der Gehsteigbeläge endgültig fertiggestellt . Der Bereich von Murmanngasse bis
Zschokkegasse wurde gleichfalls voll ausgebaut , einschließlich der BTS-Tragschichte ohne Belag fertiggestellt
und dem privaten Verkehr freigegeben . In der Donaustadtstraße von der Erzherzog -Karl -Straße bis zur Wagra¬
mer Straße kam es zur teilweisen Belagserneuerung . Die im Zuge der Angerer Straße B 8 liegende Praterstraße
im 2. Bezirk wurden von der Tempelgasse bis zum Praterstern nach der Aufnahme des U-Bahn-Betriebes end¬
gültig gestaltet , der Bereich Praterstern —Lassallestraße wiederhergestellt , die Lassallestraße halbseitig ausgebaut
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und die Beleuchtung wieder errichtet . Am Mexikoplatz konnten die Fußgeherbauwerke durch die MA 29 und
die Anschlußrampen durch die Abteilung selbst fertiggestellt werden . Im 22. Bezirk wurde auf dem Anschluß¬
stück an die Reichsbrücke im Bereich des Knotens Schüttau der Belag aufgebracht . Beim Internationalen Amts¬
sitz- und Konferenzzentrum Wien wurde die Nebenfahrbahn von der Schüttaustraße bis zur Arbeiterstrandbad¬
straße nach Fertigstellung der Einbauten und der Radwegführung endgültig ausgebaut . Die Wagramer Straße
wurde von Schrickgasse bis zur Julius -Ficker -Straße voll ausgebaut ; außerdem waren nach erfolgter Grundfrei¬
machung Vorarbeiten zu leisten . Auf dem im Zuge der Budapester Straße B 10 liegenden Handelskai wurde im
Bereich von der Floridsdorfer Brücke bis zur Donaueschingenstraße der Belag aufgebracht , ebenso auf der Freu-
denauer Hafenstraße von km 10,920 bis zur Hafenbrücke . Die Eichenstraße , die im Zuge der Breitenfurter
Straße B 12 liegt, wurde im 12. Bezirk von der Hanauskagasse bis Steinackergasse im Verein mit Gleisregulie¬
rungen und einer Spurzulegung umgebaut . Auf der Klostemeuburger Straße B 14 wurde der Brückenbau im
Zuge der Hochstraße Nußdorf , Objekt 1958, fortgeführt und mit dem Brückenbau , Objekt 1959, begonnen.
Auf der Nußdorfer Lände wurde das Sekundämetz im Bereich der Hochstraße angelegt , ferner wurden Rad¬
wege und Zufahrtsstraßen errichtet . Im Zuge der Wiener Gürtelstraße B 221 waren umfangreiche Betonfelder-
emeuerungen in den Bezirken 5 bis 9, 12 und 15 bis 19 vorzunehmen . Auf dem Landstraßer Gürtel wurde im 3.
Bezirk von der Hohlweggasse bis zur Prinz -Eugen -Straße der Belag erneuert . Auf der Wiener Vorortestraße
B 222 kam es im 18. und 19. Bezirk im Bereich der Hartäckerstraße —Hans -Richter -Gasse —Peter -Jordan -Straße
von Cottagegasse bis Dänenstraße zur Belagsaufbringung . In der Sandleitengasse im 16. Bezirk wurde von der
Lobmayergasse bis zur Wilhelminenstraße in Zusammenhang mit Gleisregulierungen die Fahrbahn ausgebaut.
Im Zuge der Wienerbergstraße B 225 kam es auf der Haidestraße von Unter der Kirche bis zur A 4 zum Voll¬
ausbau , weiters wurden die Gleisverlegung einer Industriebahn und Vorbereitungen für den Ausbau getroffen.
Auf der Ersatzstraße für die Donaukanalschnellstraße B 302 wurden im Bereich Franz -Josefs -Kai von der Augar¬
tenbrücke bis zur Dominikanerbastei die Galerieverkleidung sowie die dritte Spur fertiggestellt . Nach der Fer¬
tigstellung der U-Bahn-Arbeiten im Bereich Radetzkystraße —Julius -Raab-Platz —Franz -Josefs -Kai wurde das
Straßenstück von der Vorderen Zollamtsstraße bis zur Dominikanerbastei voll ausgebaut . Mit dem Bau der Roß-
auer Brücke wurde im November begonnen . Im Zuge der Donaukanalschnellstraße S 2 wurden an der An¬
schlußstelle B 3, an der 1. Ausbaustufe , die Arbeiten für den Lärmschutz , die Gehsteige und den Grünverbau
fertiggestellt.

Die Schwerpunkte der Arbeiten zum Ausbau der Bundesstraßen A — Autobahnen  in Wien
lagen an der A3 — Süd-Ost -Autobahn in Favoriten , an der A4 — Ost -Autobahn in Simmering , an der A 20 —
bei der Wiener Gürtelautobahn —Brigittenauer Brücke , weiters an der A 22 — Donauuferautobahn in Florids¬
dorf und an der A 23 — Autobahnverbindung Wien Süd in Favoriten.

Im Zuge des Ausbaues der Autobahnen  wurden an der A 3 die Flächen unter den Hochstraßen im Be¬
reich Geiereckstraße —Knoten Arsenal sowie eine Stützmauer für die Fahrbahn 400 fertiggestellt . An der A 20
mußten im Bereich Simmeringer Hauptstraße —Leberstraße eine Lärmschutzeinrichtung sowie eine Rechtsab-
biegespur zur Neuhaufenstraße angelegt werden . An der A 22 war im Bauabschnitt Nord und am Abschlußpro¬
visorium im Bauabschnitt Mitt I Erd- und Straßenbauarbeiten , Lärmschutzdämme sowie Brückenbauarbeiten
auszuführen . Weitere Lärmschutzanlagen wurden neu errichtet im Zuge der A 23 am Wienerfeld West und Ost
sowie im Bereich Blumental im 10. Bezirk und am Kirchenplatz im 23. Bezirk. Auf der Fahrbahn Wien —Wie¬
ner Neustadt , und zwar auf dem Uberführungsobjekt über die Pottendorfer Linie im 10. Bezirk, wurden die Be¬
tondecken saniert.

Fortgeführt oder neu begonnen wurden an der A 2 auf der Überführung über die Badnerbahn , am Brücken¬
objekt ES 6, Isolierungs - und Belagsemeuerungen . An der A 3, an der Straße an der Ostbahn , im 10. Bezirk,
mußte für die Fahrbahn 1000 eine Stützmauer errichtet werden . Im Zuge der A 4 wurden im Erdbaulos Simme¬
ring zwischen der 1. Haidequerstraße und der Hochstraße Kaiserebersdorf Erd- und Straßenbauarbeiten sowie
die Herstellung von Stützmauern , im Baulos Kaiserebersdorf Erd- und Straßenbauarbeiten sowie Brückenbauar¬
beiten an der Hochstraße Kaiserebersdorf , an der Mannswörther Straße und an der Alberner Straße durchge¬
führt . Im Zuge der A 20 wird die Brigittenauer Brücke gebaut , im Zuge der A 22 müssen Lärmschutzmauern
entlang der Donauuferautobahn im Bauabschnitt Nord hergestellt werden.

Brückenbau und Grundbau
Im Bereich des Brückenbaues  wurde der Fußgehertunnel am Praterstem , Objekt 0218 , für die Füh¬

rung eines Radfahrweges umgebaut und fertiggestellt.
Der Braunschweigsteg über den Wienfluß und den Hietzinger Kai konnte neu errichtet und für den Fußgän¬

gerverkehr freigegeben werden . Dies brachte auch den Benützem der stadteinwärts liegenden U-Bahn-Halte-
stelle Braunschweiggasse eine niveaufreie Querung des Hietzinger Kais . Ferner wurde die Rampenmauer
Engelsplatz restauriert , eine neue Stiegenanlage von der Rampe Engelsplatz zum Handelskai errichtet und von
der Floridsdorfer Brücke zum rechten Donauhochwasser -Schutzdamm eine Wendelrampe für Fußgänger und
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Radfahrer gebaut. Dadurch ist neben der Erreichbarkeit des zukünftigen Erholungsgebietes rechter Donauhoch¬
wasser-Schutzdammauch die gefahrlose Querung des Handelskais für Fußgänger gewährleistet. Im November
wurde mit den Bauarbeiten für die Roßauer Brücke begonnen, die den 9. mit dem 20. Bezirk verbindet und ver¬
kehrsorganisatorisch nach ihrer Fertigstellung den Einbahnverkehr in stadteinwärtigerRichtung aufnehmen
wird, während die Augartenbrückedann gänzlich für den Einbahnverkehrstadtauswärts zur Verfügung stehen
wird. Als ein Brückenbauvorhaben kleineren Umfanges ist die Steinbruchbrückeüber die Dürre Liesing anzuse¬
hen, deren Errichtung im Jahre 1981 erfolgte.

Im Rahmen von Bundesbauvorhaben  wurden die Arbeiten an der Hochstraße Kaiserebersdorf im
Zuge der Ostautobahn, Objekt 1104, fortgeführt. Begonnen wurden im Zuge der Ostautobahn die Arbeiten für
die Überführung der A 4 über die Alberner Straße(Objekt 1121) sowie die Arbeiten für den Fußgängertunnel
im Zuge der MannswörtherStraße(Objekt 1117). Die Arbeiten im Knoten Nußdorf (Objekt 1958), 3. Bauab¬
schnitt, der die Verlängerung der Klostemeuburger BundesstraßeB 14 in Richtung Nordbrücke mit Querung
der Franz-Josefs-Bahn vorsieht, wurden fortgeführt. Für die Inbetriebnahmedes VerkehrsknotensNußdorf sind
noch die Objekte der Bauabschnitte4 bis 6 zu errichten. Mit diesen Bauarbeiten wurde Ende 1981 begonnen.
Die Fertigstellung dieser Objekte wird zusammen mit den Objekten des 3. Bauabschnittes eine große Entla¬
stung dichtbewohnterGebiete vom Straßenverkehr mit sich bringen. Die Arbeiten an der Brigittenauer Brücke
über die Donau (Objekt 2015) wurden 1981 fortgesetzt, das Tragwerk konnte geschlossen werden. Ebenso wur¬
den die Arbeiten im Knoten Donaupark, der die linksufrige Einschleifungder BrigittenauerBrücke in die
Donauufer-Autobahn vorsieht, fortgesetzt. Im Zuge der Donauufer-Autobahn wurden im Abschnitt von der
niederösterreichischenLandesgrenze bis Floridsdorfer Brücke zwei Grünbrücken (Objekte 2132 und 2133), eine
Reihe von Fußgängerstegen(EN 10, 11, 14, 18A, 22), Brücken über die Autobahn (EN 1, 2, 3) bzw. Einschlei¬
fungen von der Nordbrücke in die Autobahn (EN 16, EN 18, EN 19) sowie Verbindungsbauwerkevon der
Autobahn zur Nordbrücke (EN 17) und Stützmauern errichtet. Weiters wurde eine Brücke beim Zubringer
Strebersdorf über den künftigen Marchfeldkanal errichtet (EN 9). Von den genannten Objekten der A 22 wur¬
den im Jahre 1981 alle Objekte mit Ausnahme der Objekte 16, 18A und 19 dem Verkehr übergeben. Ferner
wurden noch Restarbeitenan der Reichsbrückeüber den Donaustrom durchgeführt, deren Verkehrsfreigabe
bereits im November 1980 erfolgt war.

Im Rahmen der Brückenerhaltung  wurden die Generalinstandsetzungsarbeitenam Objekt 0901,
Friedensbrückeüber den Donaukanal, fortgesetzt. Es erfolgte die Erneuerung der Fahrbahn- und Gehwegbe¬
läge, der Isolierung, der Gehwegbohlen, des Korrosionsschutzes, der Instandsetzung der Entwässerung, der
Zuganker und der Widerlagerkammem. Die Restaurierungsarbeiten an den Ziergliedern, Portalen und Gehweg¬
konstruktionen der Hohen Brücke über den Tiefen Graben, Objekt 0120, wurden abgeschlossen, ebenso die
Instandsetzungsarbeitenim Fahrbahn- und Gehwegbereichder Aspembrücke über den Donaukanal, Objekt
0106. In diesem Fall mußten Isolierung, Belag und Gehwegbohlenerneuert werden. Die Instandsetzungsarbei¬
ten wie die Erneuerung der Isolierung, des Belages und des Korrosionsschutzes bei den Geländern konnten am
Hackinger Steg über den Wienfluß, Objekt 1315, fertiggestellt werden. Am Objekt 2002, Nordbrücke über den
Donaustrom im Zuge der S 2, wurden im Tragwerk über das EntlastungsgerinneKontroll- bzw. Bedienungs¬
stege errichtet. Die Auswechslung von Dilatationen an der Praterbrücke über den Donaustrom im Zuge der
A 20, Objekt 0214, wurde abgeschlossen. Die Erneuerung der Fahrbahnbeläge und die Auswechslungvon
Dilatationen konnte am Objekt 2215 und 2216, an den Auf- und Abfahrtsrampenvon und zur A 20 bzw. S 20
der Mühlwasserbrücken gleichfalls beendet werden. Am Objekt 2314, der Hochstraße im Zuge der A 23, der
AutobahnverbindungWien Süd über die Triester Straße, die Liesing und den Bahnhof Inzersdorf(ES 6) werden
die Isolierung und der Belag zur Gänze erneuert. Am Objekt 1911, der Nußdorfer Brücke im Zuge der S 2 über
den Donaukanal, erfolgte die Beendigung der Lagerkorrekturarbeitenund der Herstellung der Lagerkammer.
Mit der Erneuerung des Korrosionsschutzes am Tragwerk der Nordwestbahnbrückeim Zuge der B 3 — Donau
Straße, Objekt 2111, wurde begonnen.

Aus der Vielzahl der städtischen Bauvorhaben, die 1981 grundbautechnisch  beraten oder für die
Gründungskonzepte erarbeitet und die Gründungsarbeitenüberwacht wurden, werden folgende Projekte her¬
vorgehoben:

Auf der A 22 — Donauufer-Autobahn konnte Ende Oktober der 4,5 km lange Wiener Bauabschnitt der A 22
von der Landesgrenze bis zur Floridsdorfer Brücke baumäßig fertiggestelltwerden. Damit ging in diesem
Bereich auch eine umfangreiche geotechnische Tätigkeit im wesentlichen ihrem Ende entgegen, die sich von
den Aufschlußbohrungenüber die gründungstechnischeProjektsberatungund Begutachtung bis hin zur grün¬
dungstechnischenHerstellungsüberwachungerstreckte. Die Objekte, die im Zuge der A 22 grundbautechnisch
bearbeitet wurden, umfaßten eine Vielzahl verschiedener Brücken, tunnelartige Bauwerke(Grünbrücken), Stütz¬
mauern, Lärmschutzwände, Dichtwände und Dammschüttungen. Den verschiedenartigenBauwerken, den ver¬
schiedenen Anforderungenund Zwangspunkten, aber auch den wechselndenUntergrundverhältnissenentspre¬
chend kam eine Vielzahl von Gründungsarten und Gründungsverfahrenzur Anwendung. Es begann mit Flach¬
gründungen mittels Einzel- oder Streifenfundamentenauf gewachsenem Boden, auf Bodenauswechslungen aus
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verdichtetem Kies oder Beton, auf tiefenverdichtetemanstehendem oder ausgewechseltemUntergrund und
reichte bis hin zu Tiefgründungenmit Bohr- bzw. Großbohrpfählenim alluvialen Kies bzw. in das Liegende,
und zwar im Flysch im Norden sowie im Wiener Tegel im Süden. Die für die A 22 im Bereich der Nordbrücke
notwendige Dichtwand im Hochwasserschutzdammwurde entsprechend den örtlichen Gegebenheiten zum
Teil als Spundwand, zum Teil als unbewehrte Schlitzwand, zum Teil als hochverdichteteKies-Sand-Wand nach
dem Rütteldruckverfahrenhergestellt.

Durch die Intensivierung der Wohnbautätigkeit im dichtverbauten innerstädtischen Bereich treten neben
den eigentlichen gründungstechnischen Aufgaben noch zusätzlich Probleme wie die Sicherung benachbarter
Bauten und Verkehrsflächen auf, wobei beengte Platzverhältnisse und oft vorhandener alter Baubestand noch
als erschwerendhinzukommen. Mit Hilfe von modernen Gründungstechnologiengelingt es aber, auch diese
Probleme technisch und wirtschaftlich zufriedenstellend zu bewältigen. Als jüngstes Anwendungsbeispiel einer
solchen modernen Gründungstechnologiekann die Ausführung schlanker, bewehrter Ortbetonverpreßpfähle
(Wurzelpfähle) auf der städtischen Baustelle in 3, Wällischgasse 10—12, genannt werden, auf der es unter zum
Teil sehr beengten Platzverhältnissen gelang, in den erst tief unter dem Kellemiveau anstehenden tragfähigen
Donaukiesen einzubinden, wobei massige Unterfangungsfundamentkörperder alten Verbauung erschütterungs-
und weitgehend lärmarm durchbohrt wurden. Zur Sicherung des Nachbarhauses an der Front der Gestetten-
gasse wurde erstmals in Wien eine Wand aus fast Mann an Mann stehenden Ortbetonverpreßpfählenprojektiert
und ausgeführt. Ebenso außergewöhnlich war die biegefeste Einspannungder zur Sicherung der Gestettengasse
verbliebenen Kelleraußenmauerdes Altbestandes im Baugrund mit Hilfe vertikal durch die Mauer gebohrter
Wurzelpfähle, wodurch andere aufwendigere Sicherungsmaßnahmennicht mehr notwendig waren.

Im Jahre 1981 schrieb eine Wiener Tageszeitung von einem „Versinken“ des neuen Hochhauses der städti¬
schen Wohnhausanlage„Am Schöpfwerk“ im 12. Bezirk. Zur Klarstellung ist zu sagen, daß die Bauwerkssetzun¬
gen des mit einer 1,5m dicken Stahlbetonplatte im verwitterten Wiener Tegel gegründeten Hochhauses zwar
relativ groß sind, die zulässigen und von der MA 29 —Gruppe Grundbau schon vor Baubeginn prognostizierten
maximalen Setzungswerte von 20 bis 25 cm werden aber, wie aus den periodischen, zur Kontrolle durchgeführ¬
ten Setzungsmessungen abgeleitet werden kann, auch in Zukunft nicht überschritten werden.

Im Rahmen der grundbautechnischen Beratung wurde bei der Erarbeitung des generellen Projektes für die
U-Bahn-Linien U 3 und U 6 sowie bei der zum Teil begonnenen Ausschreibungsplanungfür die U-Bahn-Linie
U 6 mitgearbeitet. Die Anlageverhältnisse der U 6 sind wesentlich durch die ausgeprägten Morphologien dieser
Region geprägt. Bedingt durch vorhandene Bahnlinien, Brückenbauwerke, den Wienfluß und die dichte Ver¬
bauung ist es notwendig, zahlreiche Abschnitte dieser Strecke in geschlossener Bauweise zu errichten. Infolge der
Untergrundverhältnisseund der vorgegebenenNivellette werden dabei zahlreiche geotechnische Probleme zu
bewältigen sein. Ein Schwerpunkt der geotechnischen Überlegungenbetraf daher den Komplex der „Neuen
österreichischenTunnelbauweise“ und die Möglichkeit, mit ihrer Hilfe einige der Probleme sicher und wirt¬
schaftlich zu lösen.

Als erste Vorarbeit für das Ausschreibungsprojekt der U-Bahn-LinieU 3 sind die für die MA 38 ausgeführten
Pumpversucheim zukünftigen Baubereich Station Landstraße(Landstraßer Hauptstraße, Ecke Beatrixgasse) zu
werten, wobei konkrete Aussagen über die Art und den Umfang der Wasserhaltungsmaßnahmenfür diese
Großbaustelle erwartet werden. Im Laufe des Monats Dezember wurden 50 verschiedene Pumpstufen gefahren.
Die Beobachtungen erstreckten sich sowohl auf die Wasserstände im Brunnen als auch auf die in den umliegen¬
den Grundwasserbeobachtungsstellen. Die Versuche werden 1982 ausgewertet und in einem weiteren Brunnen
im Stadtpark fortgesetzt, wobei jetzt schon feststeht, daß die abgepumpten Mengen insbesondere aus den tertiä¬
ren Sanden bedeutend größer sind, als vermutet wurde. Der Abschlußberichtwird seinen Niederschlag im geo¬
technischen Teil des Ausschreibungsprojektesfür den Abschnitt Landstraße finden.

Im Auftrag der Magistratsdirektion-Stadtbaudirektion wurden die Heizbetriebe Wien-Ges. mbH beim Bau der
2 km langen Versorgungsleitung vom Mexikoplatz zur Kleinen Marxerbrücke grundbautechnisch beraten und
die Vortriebsarbeiten der Rohrvorpressungen und der Minierungsprofile überwacht. Zur Sicherung der
abbruchreifen Häuser in 2, Tempelgasse ONr. 2 und ONr. 7, wurde ein kostengünstigerVorschlag den Heizbe¬
trieben Wien-Ges.mbH und der Arge Fernwärmeleitung-Bau in Form von Injektionspfählen unterbreitet. Dieser
Vorschlag gelangte zur Ausführung und die Setzungen der Gebäude bleiben trotz geringem Seitenabstand des
Rohrkanals zu den Objekten und weicher,wasserführenderUntergrundverhältnisseunbedeutend.

Für eine große Anzahl von Hoch- und Tiefbauvorhaben der Stadt Wien wurden Baugrunduntersuchungen
durchgeführt. Hervorzuhebensind die Probebohrungen für die U 3 im Abschnitt 3, Kundmanngasseund für
die U 6 im Abschnitt 12, Tscherttegasse bis Sechshauser Gürtel. Im Rahmen der Baugrunduntersuchungenfür
den U-Bahn-Bau wurden auch die Fundamentuntersuchungender im Trassenbereich gelegenen Gebäude abge¬
wickelt. Probebohrungengrößeren Umfangs wurden im Jahre 1981 auch für die A 24 —Autobahnverbindung
Wien Ost sowie für die städtischen Wohnbauvorhabenin 3, Lechnerstraße2—4 und in 10, Puchsbaumgasse—
Quellenstraße(ehemalige Ankerbrotgründe) durchgeführt.

Nennenswert ist die grundbautechnische Sanierung der Böschungenam nördlichen Rand der ehemaligen
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Tongrube der Wienerberger-AG in 10, östlich der Triester Straße. Als Folge des jahrzehntelangenTonabbaues
und der späteren Verwendung des Geländes als öffentliche Deponie befanden sich die Böschungen in einem
äußerst bedenklichen Zustand. Durch ihre große Steilheit war ständig die Gefahr von Rutschungen gegeben,
außerdem bot das verwahrloste Aussehen den Anreiz zu weiteren „wilden“ Ablagerungen. Im Auftrag der
MA 69 wurde von der Gruppe Grundbau ein Sanierungsprojekt erstellt, wobei Ziele, wie die Schaffung stabiler,
rutschsichererBöschungen, möglichste Wirtschaftlichkeitund Berücksichtigung der Ergebnisse des Architek¬
tenwettbewerbes über die WienerbergerGründe, anzustreben waren. Die gesamte Ausschreibung, die Vergabe
und Überwachung der noch nicht abgeschlossenen Bauarbeiten wurden ebenfalls von der Abteilung durchge¬
führt. Das Projekt umfaßt Erdbewegungen im Ausmaß von rund 180.000 m3 und verursacht Kosten in der Höhe
von rund 2,8 Millionen Schilling. Als Besonderheit sei erwähnt, daß die Abrechnung an Hand von Luftbildauf¬
nahmen des Geländes erfolgt. Die Bedeutung der Arbeiten besteht darin, daß mit relativ bescheidenenfinanziel¬
len Mitteln nicht nur die akute Gefahr beseitigt wurde, sondern gleichzeitig die Grundlage für die spätere Aus¬
gestaltung und Nutzung des Geländes als Erholungsgebiet geschaffen worden ist.

Der im Rahmen der Bund-Bundesländer-Kooperation auf dem Gebiet der Rohstofforschung begonnene Pro¬
jektsabschnitt des Fortsetzungsprojektes„Geologische Erfassung und Untersuchung des Untergrundes von
Wien“ konnte termingemäßund zufriedenstellendabgeschlossen werden. Die Erarbeitung einer synoptischen,
baugeologischen Karte von Wien im Maßstab1 : 10.000 ist hierbei besonders zu erwähnen. In Verhandlungen
mit dem Bundesministeriumfür Wissenschaft und Forschung ist es trotz angespannter Budgetlage gelungen,
wieder erhebliche Geldmittel zur Fortführung weiterer Projektabschnitteflüssig zu machen.

Der Baugrundkataster  wurde auch im Jahre 1981 wieder durch eine große Anzahl neuer Einlagen
erweitert.

Im Jahre 1981 wurden im Rahmen der Brückenüberprüfungen  134 Hauptprüfungen und 1.687
periodische Überwachungen und Befahrungen an Wiener Brücken und an den gleichfalls von der Abteilung zu
überprüfenden Brücken in den Quellschutzgebieten, wie in Naßwald, Stixenstein und Wildalpen, durchgeführt.
Bei einer Hauptuntersuchungwird eine Brücke in ihrer Gesundheit auf Funktionstüchtigkeitder Lager, Dilata¬
tionen usw., die Tragfähigkeit, den Erhaltungszustandund die Verkehrssicherheithin kontrolliert. Hauptprü¬
fungen werden in einem Zeitraum von zwei bis sechs Jahren, je nach Konstruktion der Brücke, durchgeführt.
Periodische Überwachungen werden jährlich oder je nach Zustand der Brücke öfter durchgeführt. Dabei wird
die Funktionstüchtigkeitkontrolliert. Die öfter durchgeführten Befahrungen dienen der Überwachung der Ver¬
kehrssicherheit. Zur ordnungsgemäßenDurchführung der Überprüfungenstehen der Abteilung ab 1981 zwei
Brückenbesichtigungsgeräte zur Verfügung. Ein Gerät wurde von der Stadt Wien mit einem Kostenaufwand
von 1,3 Millionen Schilling angeschafft und ist ein „Ruthmann UK 100“, das auf einem geländegängigen Last¬
kraftwagen der Marke UNIMOG montiert ist. Es besitzt eine Reichweite nach oben von rund 12m. Das zweite,
größere Gerät wurde vom Bund finanziert und dient der Prüfung von größeren Objekten, vor allem von Bundes¬
brücken. Es besteht dabei die Möglichkeit, auch langsam auf der Brücke fahrend mit dem Arbeitskorb unter die
Brücke zu reichen. Dadurch können die meisten Einrustungen von Brücken entfallen.

Öffentliche Beleuchtung
Im Bereich der öffentlichen Beleuchtung  wurden im Zuge des Neu- und Umbaues von Stra¬

ßenbeleuchtungsanlagen sowie von Großinstandsetzungsarbeitenim Jahre 1981 rund 6.500 Lichtstellen bearbei¬
tet. Mit Jahresende waren 129 667 Leuchten mit insgesamt 221.051 Lampen installiert. Der Anschlußwertder
öffentlichen Beleuchtung betrug 14.271 kW, der Stromverbrauch53,417.627 kWh.

Aus der Vielzahl der Arbeiten werden im folgenden nur einige wenige hervorgehoben: Im Zuge der Neuge¬
staltung des Bahnhofvorplatzes in Hütteldorf durch die MA 28 war die Neuerrichtungder öffentlichen Beleuch¬
tung notwendig geworden. Da die Straße platzartig verläuft, wurde ein Beleuchtungsprojektmit Hochmasten
und Großflächenleuchtenvorgesehen. Nach der rechnerischen Überprüfung und Festlegung der Standorte für
die Maste konnte dieses Projekt nicht realisiert werden, weil eine Hochspannungsleitungden Platz quert. Zur
Ausführung gelangte vielmehr eine Lichtständerbeleuchtungmit Leuchtstoffleuchten2 x 40 Watt.

Nach Abbruch des UNIDO-Gebäudes am Weghuberparkmußte durch die MA 42 ein neues Parkprojekt für
den Weghuberparkerstellt werden. In diesem Zusammenhang hatte die Abteilung ein neues Beleuchtungspro¬
jekt zu erarbeiten. Zur Ausführung gelangte eine Kandelaberbeleuchtungder Type Altstadt, bestückt mit
Natriumhochdrucklampen70 Watt, deren Lichtfarbe der Museumstraßenbeleuchtungangepaßt wurde.

Die öffentliche Beleuchtung in der Ausstellungsstraße war auf den Spanndrähten der Wiener Stadtwerke—
Verkehrsbetriebemontiert. Auf Grund eines notwendigen Spanndrahttausches, den die Wiener Stadtwerke—
Verkehrsbetriebe vornehmen mußten, sowie eines bereits vorliegenden Straßendetailprojektes der MA 28 konn¬
ten bereits vor den Straßenbauarbeitendie bestehenden Masten durch höhere ersetzt und die öffentliche
Beleuchtungsanlage sowie die der Wiener Stadtwerke—Verkehrsbetriebe in zwei Ebenen neu errichtet werden.

253



Um eine zweireihige Leuchtenanordnung , die durch die vorhandenen Nebenfahrbahnen notwendig geworden
wäre, zu vermeiden , wurde nach eingehender Berechnung ein neuer Leuchtentyp , nämlich Natriumhochdruck¬
leuchten 2 x 70 Watt , in einreihiger Anordnung ausgeführt.

190 öffentliche Uhren  wurden betreut , und zwar 77 Würfel -, 9 Springzifferuhren , 73 Uhren auf
Kirchen , 18 auf Amtshäusem und Schulen sowie 13 auf sonstigen Objekten . Davon wurden 155 auf dem Funk¬
wege ferngesteuert , 73 Uhren erhielten das Steuersignal vom Uhrenfunksender der Abteilung , Frequenz 445,2
MHz , 82 Uhren wurden über den Zeitzeichensender DCF 77 der Deutschen Bundespost , Frequenz 77,5 kHz,
synchronisiert.

An größeren Arbeiten wären zu nennen : Die Zifferblätter und die elektrische Anlage der Turmuhr in der
Pfarrkirche Hietzing sowie die Erdungsanlage für die Turmuhr der Haydnkirche mußten instand gesetzt wer¬
den . Ferner waren 40 Steuereinheiten für die automatische Umstellung auf Sommerzeit anzufertigen und einzu¬
bauen.

Unter den im Jahre 1981 im licht - und elektrotechnischen Versuchsraum  durchge¬
führten Untersuchungen , Messungen und lichttechnischen Projektierungsarbeiten sind vor allem die Lichtmes¬
sungen in der Tiefparkgarage des Allgemeinen Krankenhauses (AKH ) zu nennen . Die Magistratsdirektion - Ver¬
waltungsorganisation war bei einer Begehung der Tiefparkgarage des AKH zu der Auffassung gelangt , daß das
Beleuchtungsniveau der Zufahrtswege und der Stellplätze überaus hoch ist und somit eine Reduzierung aus
wirtschaftlichen Gründen dringend geboten wäre. Die Abteilung wurde daraufhin ersucht , in der AKH -Garage
sowie zu Vergleichszwecken in der Forumgarage Lichtmessungen durchzuführen . Das Ergebnis bestätigte den
subjektiven Eindruck insofeme , als die mittlere Beleuchtungsstärke in der AKH -Garage bei 75 Lux, jene in der
Forumgarage bei 57 Lux liegt . Die Magistratsdirektion -Verwaltungsorganisation hat daher vorgeschlagen , durch
systematisches Wegschalten von Leuchten das Niveau um ein Drittel zu senken.

Mit Hilfe der Rechenanlage der Abteilung wurde wieder eine Reihe von Beleuchtungsprojekten erstellt,
wobei jeweils unter mehreren Varianten die wirtschaftlichste und lichttechnisch günstigste zu ermitteln war. So
wurden vor allem Berechnungen für die A4 — Ostautobahn , die Roßauer Brücke und die Eibesbrunnergasse
durchgeführt.

Einige Anstrahlungsanlagen mußten in wesentlichen Teilen erneuert und umgebaut werden . Besonders
erwähnenswert erscheinen folgende Objekte : Die Anlage für die Kirche Maria am Gestade war komplett
instand zu setzen ; neu errichtet wurden die Anlagen für die Pestsäule und das Volkstheater , bei jener für das
Lueger-Denkmal war die elektrische Anspeisung zu erneuern.

U - Bahn - Bau

Im Bauabschnitt I der U 1, U 2 und U 4 (Karlsplatz ) wurden die Trockenlöschleitung in der U-4-Station , das
Wende - und Abstellgleis sowie der Bedienungssteg östlich der U 4-Station fertiggestellt . Die Rohbau - und Aus¬
bauarbeiten an der Rampenschließung Secession samt Einbau eines Lüftungsbauwerkes konnten zum Abschluß
gebracht werden . Nach Einstellung der USTRAB -Linie wurden die Gleisanlagen im Bereich der Rampe bei der
Secession demontiert und entfernt . Wieder instand gesetzt wurden die Richtungsfahrbahn am Getreidemarkt
neben der ehemaligen Straßenbahnrampe nach ihrer Auflassung sowie die ehemaligen Gleisflächen am Karls¬
platz, die nach Auflassung der Straßenbahnlinien E 2, G 2 und H 2 entfernt wurden.

Im Bauabschnitt II, Baulos A der U 1 (Paulanergasse — Theresianumgasse ), wurde die Trockenlöschleitung
montiert und das Leitsystem dem neuen Endpunkt der U 1 am Praterstern angepaßt . Im Bauabschnitt II, Baulos
B der U 1(Theresianumgasse — Columbusplatz ),wurden noch restliche Schlußfeststellungen einzelner Innenaus¬
bauleistungen durchgeführt . Die Restarbeiten im Haus Favoritenstraße ON 41 (Überdachung eines Kellerab¬
ganges) konnten nach erfolgter Montage des Aufzuges rechtzeitig fertiggestellt werden . Die im Jahre 1980
begonnene Montage der Trockenlöschleitung wurde schwerpunktmäßig im Jahre 1981 fortgesetzt . Im Bauab¬
schnitt II, Baulos C der U 1 (Columbusplatz — Gellertgasse ), mußte im Bereich des Straßenbahnexpedites Sta¬
tion Reumannplatz eine Wandverkleidung montiert werden . Ferner wurden Trockenlöschleitungen in den Sta¬
tionen Reumannplatz und Keplerplatz montiert.

Im Bauabschnitt III der U 1, U 3 und U 4 (Stephansplatz — Schwedenplatz — Nestroyplatz ) wurden Wieder¬
instandsetzungsarbeiten in der Praterstraße vom Donaukanal bis zur Rotenstemgasse durchgeführt . Im einzel¬
nen waren in bezug auf den Straßenbau Arbeiten für die definitive Wiederinstandsetzung der Praterstraße von
der Aspernbrückengasse bis zur Rotenstemgasse auszuführen . Hinsichtlich der öffentlichen Beleuchtung muß¬
ten Änderungsarbeiten an der Abspannung der Straßenbeleuchtung vorgenommen werden . In der Verkehrsor¬
ganisation erfolgte die Anpassung der Ampelanlagen Aspernbrückengasse — Praterstraße bzw. Rotenstemgasse
— Praterstraße an das Baugeschehen einschließlich der erforderlichen Bodenmarkierungen . Schließlich mußten
die Gleisanlagen der Straßenbahn zwischen Nestroyplatz und Rotenstemgasse entfernt werden.

Im Bauabschnitt IV der U 1 (Rotenstemgasse — Praterstern ) wurde der Innenausbau der Station Praterstern
termingemäß abgeschlossen . Die Eröffnung mit anschließender Aufnahme des Linienbetriebes erfolgte am
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28. Februar. Das zwischen der verlängerten Überdachungdes Aufganges Praterstern-Mitte und der Kassenhalle
des Bahnhofes Wien-Nord im November 1980 in Auftrag gegebene Flugdach konnte ebenfalls rechtzeitig bis zur
Eröffnung fertiggestellt werden. In den SommermonatenJuni bis August wurde die an der Baulosgrenze im
Bereich Wolfgang-Schmälzl-Gasse auf dem ÖBB-Gelände des Nordbahnhofes situierte Schieneneinbringöff-
nung geschlossen. Im Anschluß daran konnten die von der Abteilung seit Rohbaubeginnin Anspruch genom¬
menen Servitutflächen wieder den ÖsterreichischenBundesbahnen zurückgegebenwerden. An Stelle des zur
Freimachung der U-Bahn-Trasse provisorisch zurückversetztenZaunes entlang des Sportplatzes Venediger Au
in der Lassallestraße wurde ein definitiver4 m hoher Aluminiumzaun mit einem zweiflügeligen Einfahrtstor
hergestellt. Der im Oktober 1980 begonnene Neubau der Polizeistation am Praterstem wurde fertiggestellt und
am 7. November der Bestimmung übergeben. Nach Entfernung der Gleisanlagen einschließlich der Oberleitun¬
gen in der Praterstraße ab Rotenstemgasse konnte mit dem definitiven Ausbau der Praterstraße auf der Seite der
ungeraden Orientierungsnummem begonnen werden, ebenso konnten die Radwege am Praterstem fertigge¬
stellt und der Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden. Die gärtnerische Ausgestaltung des Pratersterns
sowie die Humusierung und Baumpflanzungen auch im Bereich Lassallestraße wurden weitgehend abgeschlos¬
sen.

Im Bauabschnitt VI der U 2 (Landesgerichtsstraße— Deutschmeisterplatz) wurden mechanische Wärmezäh¬
ler und Abschottungen in der Lüftungszentrale Schottentor eingebaut und die Umbauarbeiten(Elektroarbeiten)
in der alten Schottenpassage beendet. Ein Musterbrandschutzplan wurde hergestellt, die FM-Anlagen(Telephon)
konnten fertiggestellt werden. Außerdem sind Straßenbauarbeiten im Plateau Alser Straße — Universitätsstraße
und Landesgerichtsstraße vom Friedrich-Schmidt-Platz bis zur Universitätsstraße sowie die Grünflächenherstel¬
lungen im Bereich der abgetragenen USTRAB-Rampe beim Landesgericht anzuführen. Die öffentliche
Beleuchtung der Landesgerichtsstraße von der Alser Straße bis Felderstraße wurde nach der Rampenschließung
wieder instand gesetzt, die Verkehrslichtsignalanlage im Plateau Landesgerichtsstraße— Universitätsstraße nach
dem Umbau wieder hergestellt und angepaßt. In der Umleitungsstreckemußten auf Baudauer provisorische
Verkehrslichtsignalanlagen aufgestellt werden.

Im BauabschnittX der U 1, Verlängerung Kagran (Lassallestraße— Mexikoplatz), wurde mit der definitiven
Wiederinstandsetzungder Ofnergasse bzw. teilweise der Radingerstraße seitens der MA 28 noch Ende 1980
begonnen; die Arbeiten werden bis zum Frühjahr 1982 abgeschlossen werden. Auch die restliche Gehsteigsa¬
nierung im Bereich des Lüftungsbauwerkes Radingerstraße konnte bis Herbst 1981 fertiggestellt werden. Die
Herstellung des ÖBB-seitigen Rad- und Gehweges ist erst nach endgültiger Klärung der Grundinanspruch¬
nahme des derzeit noch den ÖsterreichischenBundesbahnen gehörenden Teiles ausführbar. Bezüglich der Her¬
stellung des 2. Bauteiles am Lüftungsbauwerk Radingerstraße konnte nach langwierigen Verhandlungenmit den
Österreichischen Bundesbahnenein Rechtsübereinkommenerzielt werden. Mit den dafür notwendigen Roh¬
bauarbeiten wurde seitens der Abteilung Mitte Mai 1981 begonnen. Im Herbst 1981 konnten diese bereits fer¬
tiggestellt werden. Im Anschluß daran wurde mit der Ausrüstung des Lüftungsbauwerkes begonnen, unter ande¬
rem mit dem Einbau der Ventilatoren. Die Arbeiten werden Anfang 1982 fertiggestellt. Die restlichen Innenaus¬
bauarbeiten im Haus Lassallestraße 19, im U-Bahn-Unterwerk, wurden Anfang 1981 zur Gänze abgeschlossen,
die Ausbauarbeiten in der Station Vorgartenstraße seitens der Abteilung im wesentlichen fertiggestellt. Diese
bestanden in der Stationsauskleidung, in Verkleidungsarbeitenbei den Stiegenaufgängen, im Montieren von
Lamellendeckenund Handläufen sowie in Natursteinarbeiten. Anfang 1982 sind lediglich nur mehr restliche
Malerarbeiten sowie die Guß-Asphaltarbeiten im Perronbereich auszuführen. Die unterirdischenGleisbauarbei¬
ten (Station und Strecke) konnten 1981 zur Gänze von den Wiener Stadtwerken—Verkehrsbetriebenfertigge¬
stellt werden. Schwerpunkte waren weiters die Arbeiten zur elektrischen Streckenausrüstungmit der Strom¬
schienenmontage, der Schaltstation und den nachrichtentechnischenAnlagen. Ab Juni 1982 ist die Aufnahme
des Schul- bzw. Probebetriebes vorgesehen. Weiters erfolgte die Fortsetzung des Installationsausbaues in elek¬
trotechnischerund sanitärer Hinsicht im gesamten Stationsbereich, ebenso wurde der Einbau der Trockenlösch¬
leitungen fast zur Gänze fertiggestellt. Sämtliche noch auszuführende Restarbeiten, die in den X. Bauabschnitt
betreffen, liegen innerhalb der erstellten Terminpläne und werden rechtzeitig vor der U-Bahn-Eröffnung im
September 1982 vollendet. Das Vertragsbauende der Reichsbrücke war am 8. März 1981. Bis zu diesem Zeit¬
punkt fanden an den Außenflächen der Brücke diverse Komplettierungsarbeiten statt. Im Anschluß daran
wurde der zweite Gehweg freigegeben. In den U-Bahn-Hohlkästen der Reichsbrücke waren das ganze Jahr
Gleisbau- und Ausrüstungsarbeitenim Gange.

Im Bauabschnitt XI der U 1, Verlängerung Kagran(Hubertusdamm —Arbeiterstrandbadstraße), wurden die
Roharbeiten Anfang April 1981 fertiggestellt, die Ausbauarbeiten in den Stationen Kaisermühlenund Donauin¬
sel durchgeführt und weitgehend abgeschlossen. Oberflächenvorarbeitenwurden im Bereich Station Kaiser¬
mühlen vorgenommen, die Heizungs- und Lüftungsanlagenin der Station Kaisermühlen fertiggestellt. Die
Streckenlüftung in den Tunnelröhren der Reichsbrücke einschließlich Stationsbereich Donauinsel konnte mon¬
tiert werden. Sanitär- und Elektroinstallationsarbeiten wurden in den Stationen Kaisermühlenund Donauinsel
durchgeführt, außerdem Trockenlöschleitungenin den Stationen verlegt. Im Gleisbau wurden rund 300 m
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Schotteroberbauhergestellt, 300 m Stahlbeton-Fertigteile für die Aufnahme des mittleren Schallschutzes ver¬
legt und die Schlußschweißungen einschließlich der erforderlichen Gleisbauarbeiten für das Ent- und Verspan¬
nen der Gleise im gesamten Bauabschnitt durchgeführt. Ferner mußten U-Bahn-Schwellen imprägniert, Ober¬
baumaterialien angeschüttet und Hölzer für Schutzwegübergängesowie Weichenersatzteile (einfache Herz¬
stücke mit I-Stoß) für diverse Weichen verlegt werden. Nach Abschluß der Gleisabsteckungwurden Vermes¬
sungsarbeiten durchgeführt.

Im Bauabschnitt XII der U 1, Verlängerung Kagran(Arbeiterstrandbadstraße—Zentrum Kagran), wurde der
Ausbau der Station Alte Donau fortgesetzt. Weiters erfolgte die Rückbaggerungder provisorischen Damm¬
schüttung aus der Alten Donau. Der Ausbau der Station Zentrum Kagran einschließlichder Bahnmeisterei
wurde fortgeführt. Mit den Straßenbauarbeiten im Bereich des Bahnhofvorplatzes einschließlich der Herstellung
des Autobusbahnhofessowie der Straßenbahnanbindungder Station Zentrum Kagran an die Wagramer Straße
wurde begonnen. Die E-Werks-, Wasser-, Fernwärme-, Telephon- und Kanalanschlüsse in den Stationen Alte
Donau und Zentrum Kagran konnten hergestellt werden. Der U-Bahn-Gleisbau und die Montage des Schall¬
schutzes im gesamten Bauabschnitt wurden abgeschlossen.

Im Bauabschnitt XIII der U 1, Verlängerung Kagran(Abstell- und Wendeanlage), kam es zum termingerech¬
ten Abschluß der Rohbauarbeiten der U-Bahn-Abstellhalle trotz der nachträglich beschlossenen Errichtung
einer Straßenbahnabstellhalleunter den U-Bahn-Tragwerken 13—15 und der U-Bahn-Abstellhalle. Mit den
Ausbauarbeiten, wie Fassaden-, Maler-, Gewichtsschlosserarbeiten, wurde begonnen. Ein Hydraulikaufzug
wurde montiert. Der Gleisbau auf dem Tragwerk 15 und der Halle, ausgenommendie Stromschienenmontage,
konnte fertiggestellt werden.

Für die Linien U 3 und U 6 wurden die Probebohrungen und Hauszustandsfeststellungenim gesamten
Bereich der zukünftigen Linien weitergeführt. Mit der Ausschreibungsplanungfür einige Bauabschnitte konnte
begonnen werden.

Verkehrsorganisation und technische Verkehrsangelegenheiten
Wie bereits im Jahre 1980 darauf hingewiesen wurde, konnte die Neuorganisationder Abteilung über die

Einführungsphasehinaus in die funktionelle Realisation umgesetzt werden. Im Jahre 1981 sind vor allem die
Installierung der EDV in der Landesfahrzeugprüfstelle durch die Stabstelle und deren praktischer Einsatz mit
den dortigen Mitarbeiternhervorzuheben. Andere Teilbereiche der Abteilung werden 1982 EDV-unterstützt
besser und rascher arbeiten können. Der weitere Einsatz moderner Arbeitsmethoden und die organisatorischen
Feinstrukturänderungensollen eine Leistungssteigerung bringen.

Die innerhalb der Abteilung installierte Informationsstelle,  der auch die Dienstaufsichtüber die
Permanenzstelleobliegt, ist als Zentralstelle dieser Abteilung für die Terminüberwachungund Endredaktion
von Vorlageakten und Anfragen zuständig. Der Informationsstelle obliegen die zentrale und daher koordinierte
Redaktion von Vorlageberichtenbei gleichzeitiger Terminüberwachungder Berichte sowie die umfassende
Bearbeitung von Anfragen und Hinweisen mit allfällig erforderlicherWeiterleitung an die zuständigen Sach¬
bearbeiter innerhalb der Abteilung.

Im Jahre 1981 wurden von der Informationsstelle853 Vorlageberichte entweder auf Grund der Ergebnisse
der in solchen Fällen zumeist notwendigen Ermittlungsverfahren oder auf Grund von Erhebungen ausgearbeitet
und der jeweils anfordemden Dienststelle übermittelt. Weiters wurden aus 207 Bezirksjournalen der Bezirke1
bis 23 sowie aus rund 1.700 Tageszeitungenetwa 2.000 Artikel, die das Arbeitsgebietder Abteilung betrafen,
entnommen und den jeweils damit befaßten Sachbearbeiter mit der Information über die weitere Vorgangs¬
weise zur Kenntnis gebracht. Bei verkehrsbehördlichaufklärungsbedürftigen Fällen wurden die erforderlichen
Ermittlungsverfahren eingeleitet. Zu einer Vielzahl verkehrstechnischer Anfragen aus Bevölkerungskreisen wur¬
den jeweils die entsprechenden Auskünfte mündlich oder schriftlich erteilt.

Der innerhalb der Abteilung installierten Verkehrspermanenzstelle  obliegt es, einen Dienstbe¬
trieb mit jeweils drei Bediensteten der Gruppe 2 — Straßenverkehrsbehörde von Montag bis Freitag werktags in
der Zeit von 7 bis 18 Uhr im Amtsgebäudein 12, Niederhofstraße 23, aufrechtzuerhalten. Dieser Verkehrsper¬
manenzdienstumfaßt von der Gruppe 2 konzipierte Aufgabengebiete, wie die Erledigung von Anträgen betref¬
fend Aufgrabungen im Straßenbereich sowie Verkehrszeichen-Aufstellungen(maßgeblich kurzfristige Haltever¬
botszonen), die eine Abwicklung im kurzen Wege zulassen und soweit dies aus Termingründen erforderlich ist.
Insgesamt 1.624 diesbezügliche Bescheide wurden ausgestellt. Die Verkehrspermanenzstelleist weiters befaßt
mit der Entgegennahmevon Gebrechensmeldungensowie der Veranlassung der erforderlichenMaßnahmen im
Straßenbereich, ferner mit der Entgegennahmevon Terminen, betreffend den Baubeginn und das Bauende von
Arbeiten auf oder neben der Straße. Sie hat weiters Unterlagen der Polizei über vorläufige Fahrtunterbrechun¬
gen bei Fahrzeugen, die gefährliche Güter transportieren, für die Gruppe 4 sowie Meldungen der Polizei über
schwere Unfälle im Raume Wiens für die Stabstelle, Referat für Verkehrssicherheit, entgegenzunehmen, ebenso
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Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky, Bürgermeister Leopold Gratz und AmtsführenderStadtrat Heinz Nittel "f (Straße,
Verkehr und Energie) bei der Eröffnung des neuen U-Bahn-AbschnittesNestroyplatz—Praterstem

U-Bahn-Bau

Das letzte Teilstück dei U-Bahn-LinieU 4 von Hietzing bis zur Endstation in Hütteldorf konnte in Betrieb genommen
werden.



Das erste 10,5 Kilometer lange Teilstück der Donauuferautobahnkonnte seiner Bestimmung übergeben werden

Straßenbau
Brückenbau

Zusammenschluß der Brigittenauer Brücke über dem Donaustrom



wie Meldungen über die Beschädigung von Verkehrsleiteinrichtungen. Ferner werden Auskünfte jeglicher Art,
soweit diese den Geschäftsbereich der Abteilung betreffen, erteilt, weiters alle in nächster Zeit geplanten und
der Abteilung bekannten Baustellen zur Koordinierung der Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehensowie
alle gemäß § 90 der Straßenverkehrsordnung(StVO) bewilligten Baustellen mit wesentlicher Verkehrsauswir¬
kung im Raume von Wien planlich erfaßt. Schließlich wird eine Ablage zur Erfassung aller Verkehrsbehinde¬
rungen im Raume Wien geführt. Darin werden alle von der Abteilung gemäß § 90 StVO bewilligten Baustellen,
alle von der MA 35 — G bewilligten Baustellen und alle von den Dienststellenmittels „Rosa Formular“ durch¬
geführten Bauarbeiten bezirksweise und alphabetisch nach Straßennamen eingereiht. Außerdem obliegt der
Verkehrspermanenzstelledie Betreuung des Telekopierers der Abteilung, die Verständigungder mit Metro-
pagem ausgerüsteten Bediensteten der Abteilung im Bedarfsfälle sowie die direkte Kommunikationsmöglich¬
keit der MD-Verwaltungsrevision(Sofortmaßnahmen) über Funk.

Die Tätigkeit des Referates für Verkehrssicherheit  war im Jahre 1981 besonders auf die
standortbezogene, das heißt lokale, wie auch auf die normative Verkehrssicherheitsarbeit ausgerichtet. Innerhalb
der Abteilung konnte eine weitere Konsolidierung der verwaltungsorganisatorisch integrativen Arbeitsabläufe in
Fragen Verkehrssicherheiterreicht werden, so daß seitens des Referates viele Initiativen in enger Abstimmung
mit den einzelnen Gruppen gesetzt werden konnten.

Die standortbezogeneVerkehrssicherheitsarbeitumfaßte größtenteils die direkte Unfall- und Gefahrenstel¬
lensanierung, welche unmittelbar vom Referat in die Wege geleitet wurde, sowie die integrative Verkehrssicher¬
heitsarbeit der Verkehrsbehörde, wobei in wichtigen Fragen die Rückkoppelungder Tätigkeit der Gruppe 1 und
Gruppe 2 mit dem Referat für Verkehrssicherheiterfolgte. Durch diese fachliche Rückkoppelung mit den
Daten des Unfallgeschehens in Form von Kollisionsdiagrammen über einen bestimmten Zeitraum, von Aussa¬
gen über Unfalltypen, Häufigkeitsangaben über ganz bestimmte Entwicklungstendenzendes Verkehrssicher¬
heitsgeschehensund Aussagen über sicherheitstechnischespezifische Erfahrungen kann der gesetzlichen Ver¬
pflichtung aus § 96 Absatz 1 StVO ungleich besser entsprochen werden als früher.

Im Zuge der normativen Verkehrssicherheitsarbeit durch Erstellung von Richtlinien, Arbeitskreisen, Schu¬
lungen und sonstige Weiterbildungist es gelungen, 1981 einige wichtige fachliche Themenbereicheabzuschlie¬
ßen bzw. die verkehrstechnischenReferenten der gesamten Abteilung direkt über wichtige Zielvorstellungen
der Verkehrssicherheitzu informieren. So konnte innerhalb der Stadtverwaltung die Richtlinie„Verkehrstechni¬
sche Einplanung von Radwegen“ abgeschlossen werden, mit neuen Maßnahmen für die Hebung der Verkehrs¬
sicherheit bei Lichtsignalanlagen wurde begonnen. Über einige Themenbereiche, wie Baustellenabsicherungen,
Halteverbote und Ladezonen, wird derzeit noch diskutiert.

Ferner ist es auch erstmals gelungen, für Wien die Verkehrssicherheitsmaßnahmenzu quantifizieren und
über den Erfolg eine Dokumentation zu erstellen. Die Auswertungen von Vorher-, Nachheruntersuchungenan
Stellen, an denen das Referat gezielte Maßnahmen gesetzt hat, bestätigen die Richtigkeit der Forderungen der
Verkehrssicherheit. So konnte nachgewiesen werden, daß an sanierten Unfallstellen pro Jahr 350 Personenscha¬
denunfälle mit 500 Verletzten verhindert werden konnten, wodurch ein volkswirtschaftlicher Schaden von min¬
destens 40 Millionen Schilling pro Jahre eingespart wurde. Als weiterer Erfolg der Bemühungendes Referates
kann der Beschluß der EDV-Kommissionzur Einführung der EDV für den Bereich Verkehrssicherheit gewer¬
tet werden, wodurch eine weitere Qualifizierung und bessere Quantifizierungmöglich sein werden.

Die Tätigkeit der Gruppe 1 — Verkehrsorganisation und Planung erstreckt sich auf die Erarbeitung
regionaler Verkehrskonzepteund -Organisationen(Referat 1) sowie auf die Ausarbeitung von Plänen für Ein¬
richtungen zur Regelung und Sicherung des Straßenverkehrs(Referat 2) im Rahmen der vom Gemeinderat
beschlossenen Verkehrskonzeption.

Das Referat Verkehrsorganisation  erarbeitet Verkehrskonzeptefür Bezirke und Bezirksteile
aus unter Berücksichtigungdes bestehenden Straßennetzes und den Zielsetzungen der vom Gemeinderat
beschlossenen Verkehrskonzeptionfür Wien. Weiters legt es Neuplanungenhinsichtlich der Linienführung des
Individualverkehrs und des öffentlichen Verkehrs vor und wirkt bei der Festlegung neuer städtischer Autobus¬
linien bzw. bei der Änderung bestehender Linienführungen mit. Ferner überarbeitet das Referat das Straßennetz
unter Berücksichtigung geänderter Verkehrsgegebenheitennach Freigabe einzelnerU-Bahn-Teilabschnitte oder
nach der Inbetriebnahme neuer U-Bahn-Linien, bearbeitet das „bevorzugte Straßennetz“ und hält es evident. Es
wirkt mit bei der Planung von Fußgängerzonen bzw. von verkehrsberuhigtenBereichen und führt im Arbeits¬
kreis „Wohnstraßen“ die Planung und Realisierung provisorischer und definitiver Wohnstraßen in sämtlichen
Wiener Bezirken durch. Weiters hat es mitzuwirken bei der Erstellung und Realisierung des Radwegekonzep¬
tes, in verkehrstechnischenBelangen in sämtlichen Wiener Stadterneuerungsgebieten, bei Planungen bezüglich
Neuorganisation des ruhenden Verkehrs sowie bei der Erstellung von Bezirksverkehrskonzeptender Stadtpla¬
nung. Weiters mußten 268 Gutachten zu Gerichtsanfragen und Stellungnahmender Verkehrsbehördebei Ver¬
waltungsstrafsachen erstellt werden, 48 Begutachtungenvon Entwürfen zum Flächenwidmungs- und Bebau¬
ungsplan wurden durchgeführt; ferner waren Gutachten zur Verkehrsaufschließung bei Großbauvorhabenund
Industrieansiedlungensowie verkehrstechnischeBegutachtungen von Garagenprojektenzu verfassen. Das Refe-
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rat ist schließlich die Geschäftsstelle des Beirates für Verkehr . Es hat die Koordination und Redaktion bezüglich
der Vorschläge der Verkehrsbehörde zur Novellierung der StVO über und arbeitet in diversen Arbeitskreisen,
wie dem für Ladezonen und dem für Radwege , mit.

Im einzelnen wurde die Verkehrsorganisationdes innerstädtischen Busverkehrs hinsichtlich Dauerabstell¬
plätze sowie Ein- und Aussteigstellen neu geregelt, die schleifenförmige Verkehrsführung im Bereich des Innen¬
ringes sowie im Bereich des Petersplatzes und die Fußgängerzone Judengasse—Seitenstettengasse realisiert. Neu
gestaltet wurden die Verkehrsführung im Textilviertel und der ruhende Verkehr im Bereich Am Heumarkt—
Lothringerstraße, geplant die Verkehrsordnung im Bereich des Hotelneubaus „Gartenbau“ und der ruhende
Verkehr am Josefsplatz. Im 2. Bezirk war die Verkehrsführungim Bereich Elderschplatzneu zu organisieren
und die Verkehrsordnungfür die Praterstraße, den Mexikoplatz und das Czeminviertelneu zu planen sowie die
Verkehrsführungund -Ordnung im Stuwerviertel zu revidieren. Im 3. Bezirk wurden die Verkehrsberuhigung
für den Kolonitzplatz sowie flankierende Maßnahmen zur Linienführung der U 3 und der verkehrsfreie Bereich
Weyrgasse geplant. Bezüglich VerkehrsberuhigungHofmannsthalgasse wurde eine Untersuchung durchgeführt.
Im 4. Bezirk wurden der verkehrsfreie Bereich um den St.-Elisabeth-Platz und die Planung für die Verkehrs¬
beruhigung Mozartplatz, im 5. Bezirk die Planung für den Bereich Gürtel Süd und im 6. Bezirk weitere Maßnah¬
men im StadterneuerungsgebietGumpendorf organisiert. Im 7. Bezirk waren es die Verkehrsberuhigungim
Bereich der Altlerchenfelder Kirche sowie weitere Maßnahmen im Stadtemeuerungsgebiet Spittelberg, im
8. Bezirk verkehrsberuhigendeMaßnahmen im Bereich Hamerlingsplatz, im 9. Bezirk die Verkehrsorganisation
im StadtemeuerungsgebietHimmelpfortgrund sowie weitere Planungen zur Umorganisationdes Verkehrs im
Bereich Lichtental. Eine neue Verkehrsorganisation wurde im Bereich Raxstraße— Triester Straße —Quellen¬
straße — Laxenburger Straße(Bereich Gußriegelstraße) im 10. Bezirk geplant, ebenso wie eine neue Verkehrs¬
führung im Bereich der Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost. Im Bereich der Eschenallee wurde der Verkehr umor¬
ganisiert, im Bereich der Per-Albin-Hansson-Siedlung West—Wienerfeldsiedlung Ost sowie des Columbusplat-
zes—Südtiroler Platzes eine neue Verkehrsführung realisiert. Im 12. Bezirk mußte die Verkehrsführung im Stadt¬
erneuerungsgebiet Wilhelmsdorf neu gestaltet und die Fußgängerzone Dörfelstraße sowie Canalettogasse
geplant werden. Weiters waren Maßnahmen für die neue Linienführungdes städtischen Busses7 A sowie für
die Planung hinsichtlich des Bereiches Gürtel Süd zu treffen. In weiteren Teilbereichen des 15. Bezirkes wurde
die Umorganisation des Verkehrs geplant. Diverse Maßnahmen wurden getroffen für das Stadterneuerungsge¬
biet Storchengrundund für die FußgängerzoneReichsapfelgasse. Im 16. Bezirk wurden weitere Verkehrsmaß¬
nahmen für das StadtemeuerungsgebietOttakring geplant, im 17. Bezirk für die Fußgängerzone Dr.-Josef-
Resch-Platz durchgeführt. Auf den 17. und 18. Bezirk erstreckte sich die Verkehrsführung in der Martinstraße
zwischen Hemalser Hauptstraße und Währinger Straße. Im 18. Bezirk wurde die Verkehrsorganisation für die
Fußgängerzone Kutschkergasse, im 20. Bezirk die Planung für den verkehrsfreien Bereich Leipziger Platz
durchgeführt. In weiteren Bereichen der Großfeldsiedlung mußte der Verkehr umorganisiertund die Planung
für eine neue Verkehrsführungim Bereich der Schwarzen Lackenau vorgenommenwerden.

Das Referat Planung  hatte auf dem Gebiet der generellen Projektierung und Festlegung von Ver¬
kehrslichtsignalanlagen einschließlichder dafür notwendigen Verkehrserhebungen55 Fälle, auf dem der ver¬
kehrstechnischenBegutachtung von Projekten des Straßen-, Gleis- und Brückenbaues, einschließlich der Aus¬
arbeitung von Vorschlägenfür Bauabänderungsplänezur Verbesserungder Verkehrssicherheit, Verkehrsfüh¬
rung oder der Ordnung des ruhenden Verkehrs, 180 Fälle zu behandeln; in bezug auf die Ausarbeitung von Pro¬
jekten für Wegweiser, Verkehrszeichen und Bodenmarkierungenauf BundesstraßenA und S sowie auf die
Durchführungdes Ermittlungsverfahrens und die Einreichung zur Genehmigungdurch das zuständige Bundes¬
ministerium fielen 16 Fälle an. Im Zuge der Mitarbeit an der generellen Projektierung und Festlegung von
Langzeitprovisorienbei Verkehrslichtsignalanlagen(gegebenenfalls auch für eine oder mehrere Baustufen),
wofür für den Endausbau bereits ein Definitivum festliegt, wurden vier Fälle behandelt. Außerdem waren Amts¬
sachverständige in Angelegenheitenniveaugleicher Eisenbahnkreuzungenbeizustellen sowie Aufträge an Zivil¬
ingenieure zu vergeben und zu betreuen. Die Detailprojektierungzum Wiener Wegweiserkonzeptwurde 1981
für rund die Hälfte des hochrangigen Straßennetzes abgeschlossen, die Arbeiten werden 1982 fortgesetzt.

Die Gruppe 2 — Straßenverkehrsbehörde befaßte sich in 2.698 Fällen entsprechend der Geschäftseintei¬
lung mit der Verordnung und Festlegung definitiver Verkehrsmaßnahmensowie der periodischenÜberprüfung
der bestehendenVerkehrsmaßnahmen. Als Urheber für diese Behördentätigkeit traten die Bezirksvorstehungen,
die Magistratsdirektion-Verwaltungsrevision, der Bürgerdienst, die Bundespolizeidirektion-Verkehrsamt und
private Stellen in Erscheinung. Zu den von außen an die Behörde herangetragenen Anträgen kamen die als amt¬
licher Anlaß bezeichneten Fälle, die von der Abteilung selbst aufgegriffen und erledigt wurden. Den Haupt¬
anteil an diesen Fällen betrafen Anpassungenvon bereits länger bestehenden Verkehrsmaßnahmenan die heu¬
tigen Erfordernisse sowie Verbesserungender Sicherheitsverhältnisse, der Parkraumsituationund der Lebens¬
qualität. Dazu kamen Fälle bezüglich Anpassung bestehender Ladezonen an geänderte Betriebsbedingungen,
neue Ladezonen, Kurzparkzonen und begleitende Maßnahmen zum Beschleunigungsprogrammder öffentli¬
chen Verkehrsmittel.
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Hinsichtlich der Bewilligung von Arbeiten auf oder neben der Straße und der Festlegung der dafür erforderli¬
chen Verkehrsmaßnahmenwurden 8.148 Fälle bearbeitet. Gegenüber 1980 konnte eine Zunahme um 1.143
Fälle oder 16,3 Prozent registriert werden. Als Antragsteller erschienen hauptsächlich die MA 28, 29, 30, 31, 33
und 42, die Wiener Stadtwerke sowie das Kabelbauamt, die Heizwerke, das Telekabel und private Stellen auf.

Im Jahre 1981 wurden unter anderem folgende Großbaustellen, die oft nur als ein Fall aufscheinen, betreut:
So wurde der Ausbau der Erzherzog-Karl-Straße, der im Zuge der Aufschließung von Aspern vorgenommen
wurde, betreut; weiters der Ausbau der Donaufelder Straße(B 3), die Brückenumbautenim Zusammenhangmit
dem Ausbau der Vorortelinie, die Sanierung der Praterbrücke und der Donaustadtstraße, der Neubau der Brigit-
tenauer Brücke, der Ausbau der Landesgerichtsstraße—Universitätsstraße sowie der der Eichenstraße zwischen
Längenfeldgasse und Steinackergasse, die Belagsarbeiten am Hietzinger Kai und der Schienenersatzverkehrfür
die U 4 von Hietzing bis Hütteldorf; schließlich die Verlängerung der B 14 zur S 2—B 10, die Sanierung der Frie¬
densbrücke, die Fertigstellungsarbeitenim Bereich Franz-Josefs-Kai — Julius-Raab-Platz, die Sanierung der
inneren Mariahilfer Straße, Maßnahmen für die Freigabe der A 22 sowie großflächige Gasrohrsanierungenim
gesamten Wiener Raum.

Darüber hinaus waren Ausnahmegenehmigungenvon bestehenden definitiven Verkehrsmaßnahmensowie
von der winterlichen Gehsteigbestreuungspflichtzu erteilen, Anfragen der Gerichte und der Verwaltungsbehör¬
den zu beantworten und Verkehrsgutachtenbei Verhandlungen der MA 35 — G, 59, 64 und 70 abzugeben.
Weiters wurde die Verkehrspermanenzstellewährend des gesamten Jahres werktags zwischen7 und 18 Uhr von
drei Angehörigen der Gruppe betreut. Die Anzahl der in der Verkehrspermanenzstelleerledigten Fälle betrug
1.624, die Zahl der übrigen Fälle belief sich auf rund 1.300. In dieser Zahl sind die besuchten Verhandlungen
der MA 35 — G und die bearbeiteten Fälle in der Permanenzstelle nicht enthalten.

Die Tätigkeit der Gruppe 3 — Errichtung , Betrieb und Erhaltung von Verkehrseinrichtungen umfaßt
alle für die Vergebung von Leistungen notwendigen Verwaltungsarbeiten, wie die Aufstellung und Ausführung
der Voranschläge, die Ausschreibung und Einholung von Angeboten, die Bauüberwachung, Kollaudierung,
Rechnungsprüfung, die Führung der Sach- und Referatskredite, die Abrechnung sowie die Karteiführungund
Lagerhaltung. Im einzelnen betrugen die von der Abteilung verwalteten Budgetmittel57,200.000 S für Betrieb
und Erhaltung von Verkehrsanlagen auf Gemeindestraßen, 94,158.000 S für Errichtung von Verkehrsanlagen
auf Gemeindestraßen, 47,739.000 S für Errichtung und Erhaltung von Verkehrsanlagenauf BundesstraßenB
und S, 18,779.000 S für Errichtung und Erhaltung von Verkehrsanlagen auf BundesstraßenA und 5,931.000 S
für Umbauten und Umleitungen im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau.

Das Referat „Detailplanung und Errichtung von Verkehrslichtsignalan¬
lagen “ (VLSA)  war mit der Neuerrichtung und Fertigstellung von 22 automatischen, zum Großteil
koordinierten Anlagen unter besonderer Berücksichtigung des VerkehrskonzeptesWien (zentrale Regelung,
Straßenbahnbeschleunigung, eigene Fußgängersignale, teilverkehrsabhängige Regelung usw.) befaßt. 37 Projekte
mit mehrjähriger Bauzeit, meist im Zusammenhang mit der MA 28, wurden begonnen, Vorarbeiten für spätere
VLSA an 20 Örtlichkeiten geleistet sowie 242 Verkehrslichtsignalanlagen wesentlich umgebaut oder entspre¬
chend der geänderten Verkehrslage umprogrammiert. 40 größtenteils komplizierte provisorische Verkehrs¬
lichtsignalanlagen wurden im Zusammenhang mit §-90-Maßnahmen projektiert, kommissioniert, in Betrieb
genommen und laufend den geänderten Umleitungsverhältnissen angepaßt. Weiters war das standardisierte Lei¬
stungsverzeichnisfür VLSA-Arbeiten fertigzustellenund die Ausschreibung von 324 VLSA-Arbeiten sowie
Anbotsdurchrechnungenbei öffentlichen Ausschreibungenmittels EDV vorzunehmen. Von der Detailprojek¬
tierung wurden 324 VLSA-Projekte für Neu- bzw. Umbauten durchgeführt, im Detailzeichenbüro400 Neuan¬
fertigungen von Transparentoriginalenim Zusammenhang mit der VLSA-Detailprojektierungsowie 155 Plan¬
änderungen, vorwiegend Bodenmarkierungs- und Phasenverteilungspläne, ausgearbeitet. Die Mikroverfilmung
von FBM-Plänen, Einbautenplänenusw. sowie die Beschriftung in öfacher Ausfertigung und die Eintragung im
UbersichtsplanM 1 : 12.500 wurden weitergeführt. Ferner war das Referat mit der Lehrlingsausbildung zweier
Lehrlinge beschäftigt. Der Arbeitskreis über die Erweiterung der Verkehrsleitzentralein der Roßauer Kaserne
wurde beendet, die Ausschreibungsgrundlagenkonnten fertiggestellt werden.

Im Referat „Betrieb und Erhaltung von Verkehrslichtsignalanlagen und
Verkehrsleitzentrale“  waren mehr als 600 gerichtliche Anfragen im Straf- und Zivilverfahrenzu
beantworten, ferner entsprechende Planunterlagen im Zusammenhang mit Verkehrsunfällenim Bereich von
Verkehrslichtsignalanlagen beizustellen, außerdem etwa 60 Anfragen zu beantworten und mehr als 80 Gutach¬
ten in Verwaltungsstrafverfahren zu erstellen. An den in Betrieb stehenden 776 Verkehrslichtsignalanlagen und
102 Blinkanlagen wurden die Durchführung der erforderlichen Erhaltungsarbeiten, die Wartung der Steuer¬
geräte, die Instandsetzungsarbeitenvon Schäden sowie der ordnungsgemäße Betrieb ständig überwacht und
überprüft. Durch konzentrierte Überwachungwie durch exakte Wartung der Steuergeräte ist eine deutliche
Abnahme der Störhäufigkeit von Verkehrslichtsignalanlagenund damit eine Hebung der Verkehrssicherheit
eneiclil wuiden.

Besonders zu erwähnen sind eine turnusmäßige zweimalige Wartung der Schaltgeräte, eine turnusmäßige
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zweimalige Reinigung der Signalgeber mit generellem zweimaligem Lampentausch sowie die dafür erforder¬
liche Lampenbeistellung , die Behebung von etwa 1.020 Störungen an den Steuergeräten und die damit verbun¬
dene anschließende Prüfung dieser Anlagen ; weiters die Wartungs - und Instandhaltungsarbeiten an den in
Betrieb stehenden 32 Femsehbeobachtungsstellen sowie an allen Einrichtungen der Verkehrsleitzentrale und
der Datenverarbeitungsanlage . Dazu kamen die laufenden verkehrstechnischen Funktionskontrollen an den in
Betrieb stehenden genannten Einrichtungen sowie die Überprüfung des Erhaltungszustandes gemeinsam mit
den Wiener Stadtwerken — Elektrizitätswerken , ferner die Überprüfung der aufgetretenen Lampenausfälle , vor
allem in den letzten zwei Monaten , der Austausch von neun Steuergeräten , die auf Grund des Alters den
technischen und Sicherheitsanforderungen nicht mehr gerecht wurden ; schließlich die Behebung von Gewitter¬
schäden an Steuergeräten , wie an Übertragungsleitungen , und damit verbundene Erneuerungen , die Über¬
wachung und technische Prüfung des Einsatzes der zwei in Betrieb stehenden Überwachungsgeräte für Rot¬
lichtüberfahrungen und die Information über den technischen Stand der Geschwindigkeitsmeßgeräte für Fahr¬
zeuge (Radargeräte ).

An Einrichtungen zur Leitung und Sicherung des Verkehrs im Zusammenhang mit neuen Verkehrsverord¬
nungen oder Verkehrsmaßnahmen wurden vom Referat „Straßenverkehrszeichen und
Wegweiser“  1 .836 Straßenverkehrszeichen und 1.248 Eisenständer aufgestellt . Im Bereich der Donauufer¬
autobahn wurden 10 Überkopfwegweiserbrücken und 16 Überkopfwegweiser , 10 Vorwegweiser , 39 beleuchtete
Verkehrszeichen , 1 Verkehrsleuchtsäule , 3 beleuchtete Wegweiser (2.200 mm ) sowie 26 beleuchtete Wegweiser
(2.920 mm ) errichtet , am Praterstern die vorhandenen Signalbrücken mit 15 Großtafeln bestückt . Im Zuge der
Erhaltungsarbeiten , wie z. B. nach Unfällen , nach Beschädigungen und bei Schäden infolge Alterung , mußten
3.028 Straßenverkehrszeichen , 1.816 Zusatztafeln , 1.676 Eisenständer und 185 Kettenständer erneuert werden.
Im Jahre 1981 waren insgesamt 58.394 Verkehrszeichen in Email - und Scotchliteausführung , 2.069 beleuchtete
Verkehrszeichen und 532 Verkehrsleuchtsäulen zu erhalten und zu betreuen . 60 beleuchtete Verkehrszeichen
und 36 Verkehrsleuchtsäulen wurden neu aufgestellt , 44 beleuchtete Verkehrszeichen und 19 Verkehrsleucht¬
säulen entfernt . Für die vorübergehenden Verkehrsmaßnahmen des Friedhofverkehrs zu Allerheiligen mußten
außerdem 220 transportable Straßenverkehrszeichen mit Eisenständern aufgestellt werden.

Auf Straßen , die von der Gemeinde Wien erhalten werden , wurden vom Referat „Bodenmarkie¬
rung  e n“ für die neu festgelegten Maßnahmen und zur Erhaltung der bestehenden Markierungen 85 .370 m
Strichmarkierungen für Leit-, Sperr -, Rand - und Begrenzungslinien angebracht . 30.173 m2 Flächenmarkierun¬
gen bezogen sich auf Schutzwege , Sperrflächen , Haltelinien , Richtungspfeile und sonstige Markierungen . Auf
den Bundesstraßen B und S im Bereich des Landes Wien wurden 179.625 m Strich - und 8.533 m2 Flächenmarkie¬
rungen , auf den Autobahnen (Bundesstraßen A) 151.013 m Strichmarkierungen und 2.343 m2 Flächenmarkie¬
rungen für Pfeilsymbole usw.angebracht . Insgesamt erreichte das Ausmaß der Strichmarkierungen 416.008 m und
das der Flächenmarkierungen 41.049 m2, davon waren 181.328 m und 13.530 m2 Kurzzeitmarkierungen.

Die Gruppe 4 — Sondertransporte und Kfz -Werkstätten befaßte sich mit Gutachten in Bau-, Gewerbe -,
Luftfahrt -, kraftfahrrechtlichen und straßenpolizeilichen Angelegenheiten ; ist ferner die Geschäftsstelle für die
Lenkerprüfung und die Lehrbefähigungsprüfung für Fahrschullehrer und Fahrlehrer und hat außerdem über
Sondertransporte zu entscheiden.

Da die Gruppenleitung strikt dieselben Sprechstunden wie die Baupolizei einhält , hat es sich eingebürgert,
daß zahlreiche (etwa 500 im Jahr ) Planverfasser ihr Projekt noch vor Einreichung vorlegen , um es vom Ver¬
kehrsstandpunkt begutachten zu lassen. Wenn die Voraussetzungen gegeben sind , wird die Vidende erteilt und
evident gehalten , so daß sich dann die Entsendung eines Sachverständigen zur Verhandlung erübrigt.

Zur Sprechstunde werden auch alle jene Führerscheinaspiranten bzw . Führerscheininhaber geladen , bei
denen eine Beobachtungsfahrt vor Abgabe eines Sachverständigengutachtens notwendig ist. In besonders
schwierig gelagerten Fällen wird die Beobachtungsfahrt gemeinsam mit dem Chefarzt der Bundespolizeidirek¬
tion Wien absolviert . Bei der Begutachtung von körperbehinderten Kfz-Lenkern werden fast nur Gutachten
zum Erlangen eines „bedingten “ Führerscheins verfaßt , was für den Führerscheininhaber den Vorteil hat , daß er
mit allen Fahrzeugen fahren darf, die der in seinem Führerschein eingetragenen Bedingung entsprechen . Bei
einem Fahrzeugwechsel muß er sein neues Fahrzeug nicht mehr vorführen , es muß lediglich der Bedingung im
Führerschein entsprechen . Abgesehen von der Erleichterung für den Führerscheininhaber bringt dieses Vorge¬
hen auch eine große Verwaltungsvereinfachung mit sich . Um den gehbehinderten Kfz-Lenkem das Aufsuchen
des Amtshauses zu erleichtern , wurde aus Anlaß des Jahres der Behinderten “ vor dem Amtshaus eine Behin¬
dertenzone verordnet und kundgemacht . Leider wird sie fast ständig mißachtet , so daß oft Fahrzeuge von Len¬
kern abgestellt werden , die nicht gehbehindert sind.

Als Geschäftsstelle für die Lenkerprüfung sowie die Lehrbefähigungsprüfung für Fahrschullehrer und Fahr¬
lehrer hat die Gruppe 4 die technischen Sachverständigen bereitzustellen sowie deren tägliche Nominierung
durchzuführen , während für die juridischen Sachverständigen das Verkehrsamt der Bundespolizeidirektion
Wien verantwortlich ist. Durch diese Zweiteilung ist die gesetzlich geforderte Geheimhaltung der personellen
Zusammensetzung der Prüfungskommission besonders gut gewährleistet.
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Im Frühjahr fand eine Besprechung zwischen den technischen Omnibuslenkerprüfemund den Omnibuslen¬
kerausbildern statt, bei der festgelegt wurde, daß vor Beginn der Prüfungsfahrt am Fahrzeug Fragen gestellt wer¬
den sollen.

Im Jahre 1981 wurden vom Referat „Sondertransporte“  insgesamt 440 Fälle in §-42-Angelegen-
heiten, das sind Ausnahmen vom Wochenend- und Feiertagsfahrverbot, bearbeitet. Gegenüber dem Jahre 1980
ergab sich somit eine Zunahme von mehr als 10 Prozent. Da etwa die Hälfte der Fälle auch andere Länder
betrafen, waren umfangreiche Ermittlungen, die aus Termingründen überwiegend fernschriftlichabgewickelt
werden mußten, notwendig.

Bei den Routengenehmigungen, die Sondertransporteund die eingeschränkten Zulassungen von selbstfah¬
renden Arbeitsmaschinen, wie unter anderem Autokräne, Straßenbaumaschinen, landwirtschaftliche Maschinen
sowie die Verwendung von nicht zum Verkehr zugelassenen Anhängern umfassen, nahm die Zahl der Fälle auf
1.743 zu. Einen besonderen Anteil an dieser Zunahme hatten die Großbaustellenim Raume Wiens. So wurde
z. B. die BrigittenauerBrücke nur mit vorgefertigten Teilen (Länge eines Teiles rund 16m, Breite bis 5,6 m,
Höhe bis 3,9m und Gewicht bis 35 t) errichtet. Die Transporte dieser Teile, die in drei Wochen erzeugt wur¬
den, waren alle an Routengenehmigungengebunden. Neben den notwendigen Routenerhebungen mit Ermitt¬
lungsverfahren über die Tragfähigkeit von Straßen(Fahrbahndeckenund -einbauten) und Brücken mußten auch
für bestimmte Fälle begleitende Bescheide auf der StVO-Ebene, wie Ausnahmen von Geschwindigkeitsbe¬
schränkungen oder Verordnungen für Halteverbotszonenzur Freihaltung schmaler Straßen oder enger Kurven
vom ruhenden Verkehr, erlassen werden. Bei Transporten, die sich über den Wiener Bereich erstreckten, mußten
laufend Kontakte mit dem Land Niederösterreichwegen der Koordinierung der Übernahmestellengepflogen
werden.

Uber Antrag der ÖsterreichischenBundesbahnenwurde für insgesamt fünf gefährliche Güter, die in Kessel¬
waggons der Bahn gefüllt oder auf Spezialfahrzeugen verladen waren, eine Ausnahme nach § 25 GGSt. erteilt.
Für die Erteilung waren umfangreiche Ermittlungen, die unter anderem Probefahrtenund Verkehrszählungen
umfaßten, notwendig.

Für das Referat „K raftfahrzeugangelegenheiten“  ist das Gesetz über die Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (GGSt.) von besonderer Bedeutung. Ein Teil der Vollziehung des 1980 in
Kraft getretenen GGSt. liegt beim Landeshauptmann, in Wien auf Grund der Geschäftseinteilung des Magistra¬
tes der Stadt Wien bei der Abteilung. Die MA 46 — Gruppe 4 konnte nach einem intensiven Ermittlungsver¬
fahren über Ermächtigung des Bundesministeriumsfür Verkehr eine Bauartmustergenehmigung(Typengeneh¬
migung) über glasfaserverstärkte Kunststofftankszur Beförderung von Säuren, Laugen und chemisch aggressi¬
ven Flüssigkeiten ausstellen. Im Zusammenhang mit der Überwachung von Transporten, die unter das GGSt.
fallen, wurden dem Landeshauptmann im Jahre 1981 11 Fälle, die vorläufige Untersagung des Transportes
betreffend, vorgelegt. In diesen Fällen war zu entscheiden, ob bzw. unter welchen Auflagen und Bedingungen
die Fahrt fortgesetzt werden kann.

Bei der Revision von Werkstätten, die zur Durchführung der wiederkehrenden Begutachtung gemäß § 57 a
KFG und der wiederkehrendenÜberprüfung gemäß § 57 Abs. 4 KFG ermächtigt sind, ist festzustellen, ob die
für die ursprüngliche Ermächtigung notwendigen rechtlichen und technischen Voraussetzungen noch gegeben
sind. Die Revisionen, die von zwei gemäß § 125 KFG bestellten Sachverständigen entsprechend den von der
Magistratsdirektion genehmigten Richtlinien durchgeführtwerden, sollen dazu führen, daß vorhandene Mängel
bei der Begutachtungstätigkeit beseitigt werden und daß die gesetzlichenVorschriften, die zur Durchführung
dieser Begutachtungs- bzw. Überprüfungstätigkeiterlassen worden sind, von den mit dieser Tätigkeit betrauten
Personen eingehalten werden. Eine weitere Zielsetzung ist die korrekte und einwandfreieDurchführung der
Begutachtung bzw. Überprüfung, um einen möglichst hochstehenden technischen Standard der einzelnen Fahr¬
zeuge zu erreichen und somit einen wesentlichen Beitrag zur allgemeinen Verkehrssicherheitzu leisten.

Die Notwendigkeit von Revisionen bei den ermächtigtenVereinen und Gewerbetreibendenbesteht insofern
zu Recht, als hiedurch vorliegende Mängel umgehend beseitigt bzw. bei schwerwiegendenVorfällen die
Ermächtigungen widerrufen werden können. Es hat sich weiters gezeigt, daß die meisten Firmen die Revisionen
durchaus begrüßen, um selbst einen besseren Überblick über die gesetzlichen Bestimmungen und deren
Anwendung bei der Begutachtung bzw. Überprüfung zu bekommen. Einige große Werkstätten haben nach
Bekanntwerden des Revisionsergebnisses selbst die Ermächtigung zur Durchführung der wiederkehrenden
Begutachtung und Überprüfung zurückgelegt und, um einerseits ihr Personal besser schulen und andererseits
eine einwandfreie Durchführung der Begutachtung gewährleisten zu können, eine innerbetrieblicheUmstruktu¬
rierung (Personalumschichtung) vorgenommen.

Mit Stichtag 31. Dezember 1981 sind 276 Firmen bzw. Vereine gemäß § 57 a KFG und 13 gemäß § 57
Absatz 4 KFG ermächtigt, Begutachtungen bzw. Überprüfungen durchzuführen. Im Jahre 1981 wurden
62 Werkstätten und Vereine neu ermächtigt. Bei 24 Betrieben ist derzeit das Verfahren noch nicht abgeschlos¬
sen. 42 Gewerbetreibendenwurde die Ermächtigung versagt oder die Gewerbetreibendentraten vom Ansuchen
zurück, da kein qualifiziertes Personal oder die erforderlichenEinrichtungen vorhanden waren. Im Jahre 1981
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wurden 96 ermächtigte Gewerbetreibendeund Vereine einer Revision unterzogen. Sämtliche Revisionen wur¬
den unangesagt und routinemäßig bzw. auf Grund von Anzeigen der Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge und
der Bundespolizeidirektion Wien durchgeführt. Auch der Hinweis verschiedenerFirmen auf die Vergabe von
Begutachtunsplakettenan nicht betriebs- und verkehrssichereFahrzeuge wurde zum Anlaß genommen, Revi¬
sionen durchzuführen. Insgesamt 18 Firmen wurde bisher die Ermächtigungentzogen, da infolge der Vielfalt
der bei der Revision festgestellten schwerwiegenden Mängel die Vertrauenswürdigkeit nicht mehr gegeben war.
So fehlten unter anderem Begutachtungsplaketten, unbrauchbare Plaketten wurden selbst vernichtet oder es
wurden Plaketten an nicht betriebs- und verkehrssichereFahrzeuge vergeben. Im Jahre 1981 wurde neun Fir¬
men die Ermächtigungwiderrufen; weitere sechs Werkstätten haben auf Grund des Revisionsergebnisses die
Ermächtigungzur Durchführung der Begutachtungselbst zurückgelegt und damit keinen Widerruf erhalten.
Somit verloren 15 der 96 revidierten Firmen die Ermächtigung. Einem Großteil von Betrieben wurde für den
Wiederholungsfalldie Entziehung der Ermächtigung angedroht, da verschiedene Mängel bei der Begutach¬
tungstätigkeit Vorgelegen sind. So ergaben sich Beanstandungenbeim Ausfüllen der Gutachten, beim Führen
des Verzeichnisses, bei der Lochung der Plaketten (nicht nach Erstzulassung), bei der Aufbewahrung der Begut¬
achtungsplakettenund der Ablieferung der verlochten bzw. unbrauchbaren Plaketten. Weiters kam es zu Bean¬
standungen bei der Übermittlungder Durchschriftender Gutachten an das statistische Zentralamt und bei der
Handhabungbzw. Auslegung des „Mängelkataloges“

Die Durchführungder Revisionen bei ermächtigtenWerkstätten und Vereinen soll in einem Rhythmus von
24 bis 36 Monaten, der Nachrevision von hiebei beanstandeten Firmen innerhalb von 8 bis 12 Monaten erfol¬
gen. Die Erreichung dieser Zielsetzung würde die Zahl der jeweiligen Beanstandungen stark reduzieren und zu
einer wesentlichen Verbesserung der Begutachtungstätigkeitführen. Es ist geplant, für die Bescheiderstellung,
Evidenzhaltung und Revisionshilfe die EDV einzusetzen.

Im Jahre 1981 wurden 73 Ermittlungsverfahren für die Ermächtigung zum Führen von Blaulicht und Folge¬
tonhorn durchgeführt, wobei kein Antrag abgewiesen werden mußte. Für Filmaufnahmen waren 326 bescheid¬
mäßige Bewilligungen zu erteilen. Im Zusammenhang mit Filmaufnahmenwurden 541 kurzfristige Verkehrs¬
maßnahmen, wie Ladezonen usw., und 65 Ausnahmen gemäß§§ 42 und 45 StVO, wie unter anderem Wochen¬
endfahrverbot und Einfahrt in Fußgängerzonen, bewilligt. Für 403 „dauernd stark gehbehinderte Personen“
wurde gemäß § 29 b StVO ein Behindertenausweis ausgeteilt, 169 Ansuchen mußten mangels fehlender gesetz¬
licher Voraussetzung abgelehnt werden. Für Kinder zwischen dem 10. und 12. Lebensjahr wurden 23 Erlaub¬
nisse für Radfahren ausgestellt. Ein Ansuchen mußte abgewiesen werden. Schließlich wurden 38 sportliche Ver¬
anstaltungen auf öffentlichen Verkehrsflächenbehandelt, 149 Fahrzeuge auf ihre Eignung als Fahrschulfahr¬
zeuge geprüft.

In der Gruppe 5 — Landesfahrzeugprüfstelle wurden insgesamt 18.504 Fälle behandelt. Darunter betrafen
15.963 Einzelgenehmigungenvon Kraftfahrzeugenund Anhängern sowie technische Änderungen, und zwar
von 8.967 Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen, 3.083 Lastkraftwagen, Spezialkraftwagen, selbst¬
fahrenden Arbeitsmaschinen, Zugmaschinen, Feuerwehrfahrzeugensowie Gelenkkraftfahrzeugen, weiters von
1.450 Motorrädern, Kleinmotorrädernund Motorfahrrädern, 1.351 Anhängern, 64 Omnibussen, 54 Tankkraft¬
wagen, 34 Tankanhängern, 491 sonstige kraftfahrtechnischeBegutachtungsfälle bzw. Bearbeitungsfälle sowie
469 Rückbauten der „Fiskal-Lkw“. Bei insgesamt rund 20 Prozent dieser Fälle sind auf Grund von Mängelfest¬
stellungen bei der Erstbegutachtungdieser Fahrzeuge zusätzlich Nachbegutachtungennotwendig geworden.

Als komplizierte Fälle sind zu nennen Personenkraftwagenmit wahlweisem Flüssiggasantrieb, Lastkraft¬
wagen und Anhänger für die Beförderung von flüssigen Gasen und gefährlichen Stoffen, Omnibusse neuester
Bauart sowie selbstfahrende Arbeitsmaschinen, wie Autokräne, Bagger, Schaufellader, Saug- und Kehrmaschi¬
nen, Müllsammelfahrzeugeund Tieflader. In zahlreichen Fällen waren Ausnahmegenehmigungen nach
Ermächtigung durch das Bundesministeriumfür Verkehr zu erteilen.

Insgesamt 1.619 Gutachten wurden für die wiederkehrendeund besondere Überprüfung für die Bundespoli¬
zeidirektion Wien-Verkehrsamt als Behörde abgegeben. Darunter waren 967 Erstgutachten sowie 652 Zweit¬
gutachten auf Grund von Mängelfeststellungen bei der Erstbegutachtung. Die Anzahl der Begutachtungenist
im Vergleich zu 1980 um etwa 20 Prozent gestiegen. Bei 67,4 Prozent der Fahrzeuge wurden Mängel fest¬
gestellt, so daß Zweitgutachten nötig waren. Weiters sind 786 kraftfahrzeugtechnischeGutachten im Verwal¬
tungsstrafverfahren in Berufungsfällen für die MA 70 erstellt worden. Im Vergleich zu 1980 ist die Gutachter¬
tätigkeit um 37,4 Prozent angestiegen. Außerdem wurden 106 Duplikate(1980: 140) von Einzelgenehmigungen
angefertigt, 30 amtliche Motor- und Fahrgestellnummern neu festgelegt und am Fahrzeug bezeichnet. Drei
Sachverständige der Kraftfahrzeugtypenprüfunggaben 186 Gutachten für die Typengenehmigungsbehörde, das
Bundesministerium für Verkehr, ab. 75 Gutachten wurden mit dem Bundesministeriumfür Verkehr nach Aus¬
landsprüfungen erstellt. Das ergibt eine Zunahme um 50 Prozent gegenüber 1980. Vier Sachverständige für die
Einzelprüfung von Kraftfahrzeugenund Anhängern wurden im Hinblick auf § 125 KFG eingeschult. Ferner
wurden 8 Koordinationsbesprechungenfür die §-125-KFG-Sachverständigen abgehalten. In der Landesfahr-
zeugprüfstelle wurden im Jahre 1981 Einnahmen durch Verwaltungsabgaben gemäß der Bundesverwaltungsab-
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gabenverordnung1968 in der Höhe von 3,879.310 S erzielt, durch BundesstempelEinnahmen von 2,674.000 S
erreicht.

Im Sinne einer bürgemahen Verwaltung wurde der Parteienverkehrzusätzlich auf die Zeit am Donnerstag
von 15.30 bis 17.30 Uhr erweitert.

Wiener Stadtwerke

Das Wirtschaftsjahr 1981 war vor allem durch wachsende weltwirtschaftliche Schwierigkeiten gekennzeich¬
net, was auch in der Zahl von 30 Millionen arbeitslosen Menschen in den westlichen Industriestaatenseinen
Niederschlag gefunden hat. Obwohl die wirtschaftliche Entwicklung in Österreich im Vergleich dazu mit einer
wesentlich besseren Beschäftigungslage und relativ niedriger Inflationsrate bei weitem günstiger war, darf nicht
übersehen werden, daß auch die österreichische Wirtschaft von Jahr zu Jahr einer stärkeren Beeinflussung durch
die globale Entwicklung unterliegt. Dies gilt in besonderem Maße für den Bereich der Energieversorgung.

Die wirtschaftliche Rezession des Jahres 1981 —von Fachleuten tiefgreifender als jene des Jahres 1975 beur¬
teilt —hat es in Zusammenwirkenmit einer äußerst milden Witterung sowie dem sich verstärkt abzeichnenden
Sparwillen der Bevölkerung mit sich gebracht, daß der Strombedarf um 0,3 Prozent und die Gasabgabe an Tarif¬
abnehmer um 9,8 Prozent hinter den Werten von 1980 zurückgebliebenist. Bei der Fernwärme, dem dritten
leitungsgebundenen Energieträger, war die Tendenz ähnlich. Die Abgabe von Fernwärme aus der Primärener¬
gie sparenden Kraft-Wärme-Kupplung der Elektrizitätswerke hingegen ist mit einem Plus von 33 Prozent aller¬
dings sehr stark gestiegen. Es wäre jedoch verfrüht, aus diesen Ergebnissen des Jahres 1981 voreilig Schlüsse zu
ziehen, zumal keineswegs absehbar ist, ob die Neigung zur Sparsamkeit im Umgang mit Energie längerfristig
anhalten wird.

Ein Eckpfeiler der Wiener Energiepolitikwar auch im Jahre 1981 im Interesse der Versorgungssicherheit
eine konsequente Vorsorge- und Vorratspolitik, die allerdings kapitalintensive Maßnahmen erfordert hat. Somit
verfügen die Wiener Stadtwerke — Elektrizitätswerke und — Gaswerke auch in strengen Wintern sowie bei
Schwierigkeiten in der Heizöl- bzw. Erdgasanlieferung über Reserven in einem üblicherweise selten gegebenen
Ausmaß. Im Hinblick auf die für die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Wien grundlegende Bedeutung einer
gesicherten Energieversorgung muß die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Wiener Stadtwerke eine vordring¬
liche Aufgabe bleiben. Aus diesem Grund ist es unumgänglich notwendig, daß sich die Strom- und Gastarife an
der jeweiligen, von äußeren Einflüssen abhängigen Kostenentwicklungorientieren. Wie auch in den vergange¬
nen Jahren stand das Jahr 1981 im Zeichen weiterer Verteuerungen der Rohenergie. Obwohl auf dem Rohöl¬
markt eine gewisse Stabilisierung erkennbar war, hat sich der Bezugspreis für schweres Heizöl während des Jah¬
res 1981 in zwei Abschnitten um rund 20 Prozent gegenüber dem Stand von Ende 1980 erhöht. Der Einstands¬
preis für Erdgas ist im Laufe des Jahres 1981 ebenfalls in mehreren Etappen insgesamt um rund 42 Prozent
gestiegen. Diese unerfreuliche Entwicklung hat die Wiener Stadtwerke dazu gezwungen, ihre Tarife für Strom
und Gas ebenfalls anzuheben. Am 1.Jänner 1981 trat eine Strompreiserhöhungum 7,2 Prozent in Kraft. Mit
Wirksamkeit vom 1.Juli 1981 erfolgte eine weitere Anhebung der Strompreise als Sofortmaßnahme zur teilwei-
sen Abdeckung der gestiegenen Brennstoffkosten um einheitlich 7 g je Kilowattstunde. Unberücksichtigtblieb
dabei jedoch die Steigerung aller übrigen Kosten, die im Laufe des Jahres 1981 eingetreten ist. Die Elektrizitäts¬
werke mußten deshalb in dieser Situation neuerlich Überlegungen bezüglich der Tarife anstellen und Verhand¬
lungen mit der Preisbehörde einleiten, die schließlich zu einer weiteren Erhöhung der Strompreise per 1.Jänner
1982 um durchschnittlich 13,2 Prozent geführt haben. Die Gaswerke mußten —ebenso wie andere Landesfem-
gasgesellschaften— gleichfalls eine Anhebung, und zwar per 1.Juni 1981 um 6,5g je Kilowattstunde, vorneh¬
men, was eine Erhöhung des Haushaltstarifes um 14,8 Prozent und des Gewerbe- und Industrietarifesum
15,5 Prozent bedeutet hat. Diese von der Preiskommission des Bundesministeriumsfür Handel, Gewerbe und
Industrie genehmigte Erhöhung berücksichtigte jedoch nur die Mehrkosten, die aus den Preissteigerungen
beim Erdgasbezug resultierten. Die Steigerung aller übrigen Kosten, wie Personalkosten und vor allem Fremd¬
kapitalzinsen, blieb wie bei der Preiserhöhungvom 1. November 1980 unberücksichtigt.

Im Bereich der Verkehrsbetriebezeigten sich auch im Jahre 1981 wieder die positiven finanziellen Auswir¬
kungen der mit 19. November 1979 vom Wiener Gemeinderat beschlossenen finanziellen Entlastung dieser
Teilunternehmung der Wiener Stadtwerke. Von seiten der Hoheitsverwaltungfloß den Verkehrsbetriebenein
Betriebskostenzuschuß im Betrage von 1.390,2 Millionen Schilling zu, der eine Verbesserung des Jahreserfolges
in gleicher Höhe bewirkte. Gleichzeitig wurde ihnen eine Kapitalaufstockung im Betrag von rund 558 Millio¬
nen Schilling gewährt, die der Finanzierungvon Investitionen dienen sollte. 55 Millionen Schilling aus dem
Nahverkehrszuschuß und 117,8 Millionen Schilling aus der Bundeskraftfahrzeugsteuer waren Bestandteile die¬
ser Kapitalaufstockung. In Befolgung des genannten Gemeinderatsbeschlusseszur Entlastung der Verkehrsbe¬
triebe hat die Hoheitsverwaltung somit im Jahre 1981 rund 1.948 Millionen Schilling den Verkehrsbetrieben
zugeführt (1980: 1.861 Millionen Schilling). Auch aus dem Bereich der Wiener Stadtwerke selbst wurden die
Verkehrsbetriebewieder mit namhaften Beträgen unterstützt. Elektrizitätswerkeund Gaswerke, die im Zuge
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der Entlastung der Verkehrsbetriebe die Tilgungen der bis Ende 1978 aufgelaufenen Schulden zu tragen haben,
leisteten 1981 aus diesem Titel 704,5 Millionen Schilling. Darüber hinaus floß den Verkehrsbetriebenim Rah¬
men des wirtschaftlichen Querverbundes, wie seit vielen Jahren, eine erfolgwirksame Subvention von 190 Mil¬
lionen Schilling durch die Elektrizitätswerke zu. Alle diese Maßnahmen zusammen bewirkten, daß der öffentli¬
che Nahverkehr im Jahre 1981 in Wien mit einer gesunden finanziellen Basis arbeiten konnte. Die Entlastung
der Verkehrsbetriebe darf nicht zur Ansicht verleiten, daß nun auch die Problematik der überaus stark steigen¬
den Kostenentwicklungbei dieser Teiluntemehmung der Wiener Stadtwerke ein für allemal bewältigt wäre.
Obwohl der Personalstand der Verkehrsbetriebedurch Rationalisierungsmaßnahmen, insbesondere im Fährbe¬
trieb, laufenden Reduktionen unterliegt, steigt der Personalaufwand als einer der dominierenden Kostenposten
nach wie vor. Ohne die im folgenden erwähnten ertragssteigerndenMaßnahmen hätten die Erträge aus der
Beförderung etwa im Jahre 1982 daher nur mehr 76,3 Prozent des Personalaufwandes gedeckt. Dieses Verhält¬
nis hätte sich bei Gleichbleiben der Erträge aus der Beförderung von Jahr zu Jahr noch weiter verschlechtert, so
daß die durch Beförderungserlöse nicht abgedeckten finanziellen Mehrbelastungen von Jahr zu Jahr mit größer
werdendem Anteil auf die Hoheitsverwaltungentfallen wären. Es erwies sich deshalb als notwendig, auch die
Tarife der Verkehrsbetriebeeiner Revision zu unterziehen, da nur eine sinnvolle und gerechte Verteilung der
Lasten des öffentlichen Nahverkehrs auf dessen Benützer einerseits und auf die Trägerkörperschaft andererseits
eine ausreichende Finanzierung der für unsere Stadt lebensnotwendigen Leistungen der Verkehrsbetriebe
gewährleisten kann. Mit Beginn des Jahres 1982 wurde deshalb ein neuer Tarif festgesetzt, der zwei grundle¬
gende Zielsetzungenhat: einerseits durch eine Umgestaltung der Tarife die Attraktivität der öffentlichen Ver¬
kehrsmittel zu heben, andererseits gleichzeitig eine Anpassung der Tarifeinnahmenan die allgemeine Kosten¬
entwicklung vorzunehmen. Diese Tarifregelung stellt eine echte Reform dar, mit deren Hilfe starke Akzente in
Verkehrs-, familien- und sozialpolitischer Hinsicht gesetzt worden sind. In erster Linie werden die längerfristi¬
gen Netzkarten verbilligt, wodurch sich vor allem für häufige Benützer öffentlicher Verkehrsmitteleine Verbes¬
serung ergibt. Außerdem wurden neue, preisgünstige Netzkarten für einkommensschwächerePensionisten auf¬
gelegt. Zusätzliche Verbesserungen gab es für Schüler durch die Einfühmng einer Nachmittags-Bildungskarte.

Die Elektrizitätswerke  verzeichneten im Vergleich zum Jahre 1980 eine geringfügige Abnahme
des Gesamtbedarfes an elektrischer Energie um 0,3 Prozent auf 6,150.846 MWh. Davon erzeugten die eigenen
Kraftwerke 3,374.290 MWh, während 2,776.556 MWh aus dem österreichischen Verbundnetz bezogen wurden.
Die Belastungsspitze ergab sich am 22. Dezember mit 1.121 MW. An diesem Tag wurde auch der größte Tages¬
bedarf an elektrischer Energie mit 24.719 MWh registriert. Die gesamte Wärmelieferung aus der Kraft-Wärme-
Kupplung des Blockkraftwerkes 1/2 im Dampfkraftwerk Simmering in das Femwärmenetz der Heizbetriebe-
Wien Ges. mbH betrug 344.551 MWh, was im Vergleich zum Jahre 1980 einer Steigerung von 33 Prozent ent¬
spricht. Die höchste Belastungsspitze ergab sich am 14. Dezember mit 260 MW, wodurch in der Leistung eine
wärmeseitige Auslastung der Kraft-Wärme-Kupplung mit 93 Prozent gegeben war. Die größte Tagesabgabe an
Wärme erfolgte am 18. Dezember mit 5.299 MWh (1980: 3.666 MWh). Mit der Umschaltungdes Netzgebietes
im Bereich des Kraftwerkes Simmering konnte die langjährige Umstellung der Verteilspannung von 5 auf
10 kV im Wiener Versorgungsgebiet als wesentlicher Abschnitt des Netzausbauprogrammes abgeschlossen wer¬
den. Im Zusammenhangmit dem im Jahre 1980 begonnenen Bau einer Heizkesselanlage zur Hilfsdampfversor¬
gung wurden die Montagen der maschinellen und Kessel-Einrichtungen begonnen und im November abge¬
schlossen. Im Zuge des Kraftwerksausbaues der Wiener Elektrizitätswerke im Rahmen des koordinierten Kraft¬
werksausbauprogrammes der österreichischenElektrizitätswirtschaft wurden Vorprojektierungsarbeitenfür die
Errichtung eines weiteren Blockkraftwerkes des Kraftwerkes Donaustadt durchgeführt. Im Gasturbinenkraft¬
werk Leopoldau wurde eine planmäßige Kurz-Revision vorgenommen, im Umspannwerk Kendlerstraße am
2. Oktober der dritte Umspanner 380/110 kV in Betrieb genommen. Weiters wurden wichtige Um- und Aus¬
bauten in den UmspannwerkenNord, Wiener Neudorf, Weißgerber, Süd, Michelbeuernund Liesing, die vom
110-kV-Netz auf 20 bzw. 10 kV abspannen, in Betrieb genommen. Das neue Umspannwerk Aspern, das der
Anspeisung des Werkes von General Motors Austria in Aspern dient, konnte am 10. September den Betrieb
aufnehmen. Im Unterwerk Niernbergergasse wurde die veraltete 10-kV-Schaltanlage durch eine neue ersetzt.
Die Betriebsaufnahme erfolgte am 12. Oktober. Für die Stromversorgungder Verkehrsbetriebewurden 1981
weitere Gleichrichter in den Stützpunkten Dornbach und Winkeläckerstraße aufgestellt, im UmspannwerkFlo¬
ridsdorf eine neue Schaltanlage für die Gleichstromversorgungin Betrieb genommen und im Umspannwerk
Währing die alten Gleichrichterdurch moderne Einheiten ersetzt. Für die Stromversorgung der U-Bahn wurde
in den Unterwerken Vorgartenstraße, Hietzing, Ober St. Veit und Hacking der Betrieb aufgenommen. Entspre¬
chend dem Gesamtausbauprogrammder Wiener Elektrizitätswerke mußte auch der Netzausbau weitergeführt
werden. Die Anzahl der im Versorgungsgebiet der Wiener Elektrizitätswerke angeschlossenen Zähler nahm im
Jahre 1981 von 1,299.810 auf 1,304.575 Stück zu.

Von den Gaswerken  wurden im Jahre 1981 rund 610 Millionenm3 Erdgas an Tarifabnehmerabgege¬
ben. Dies entspricht gegenüber 1980 einem Rückgang um 9,8 Prozent. Die maximale Tagesabgabe an Tarifab¬
nehmer wurde am 21. Dezember mit 4,39 Millionenm3 verzeichnet. An die Sonderabnehmerwurden rund 144
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Millionenm3, etwa die gleiche Menge wie im Vorjahr, abgegeben. Der Rückgang der Abgabe gegenüber dem
Vorjahr ist vor allem auf die ungewöhnlichmilde Witterung sowohl in den ersten als auch in den letzten Mona¬
ten des abgelaufenen Jahres zurückzuführen. Einen Schwerpunkt der Ausgaben bilden im Bereich der Gasver¬
sorgung nach wie vor die Aufwendungenfür das Rohmetz. So wurden 122 km Rohrleitungenverlegt und etwa
74 km saniert. 6 Gebietsregleranlagen wurden neu errichtet, 2 fertiggestellt, 8 umgebaut und 2 derartige Anla¬
gen demontiert.

Außerdem wurden elf Firmenregleranlagen in Betrieb genommen und ein Schrankreglerzur Gebietsversor¬
gung montiert. Auf dem Gelände der Dienststelle Simmering wurde mit dem Bau des Fittings- und Armaturen¬
lagers begonnen. Im Bereich der Versorgung von Sondervertragsabnehmemstieg deren Zahl gegenüber 1980
um 13 Prozent, bei der Gruppe der Blockheizwerke um 17 Prozent an. Als markanteste Anlage ist hiebei das
General-Motors-Werk in Aspern mit einer Vertragsabnahmemenge von 1.000 m3/h zu erwähnen. Weitere tech¬
nisch interessante Neuanschlüsse waren das Zoologische Institut im Universitätskomplex in 9, Althanstraße, der
Zentralverschubbahnhofder ÖBB in 11, Kledering, das ÖBB-Zentralstellwerk im 16. Bezirk und eine Bitumen¬
produktionsanlageim 23. Bezirk. Die Zahl der erledigten Heizgasanträge betrug insgesamt 19.076 mit einem
Anschlußwert von 469 MW, wovon lediglich vier Anträge mit einem Anschlußwert von 2,5 MW abgelehnt wur¬
den. Die Erdgasaufbringung ist durch den zunehmenden Einsatz von Importgas gekennzeichnet. Im Jahre 1981
hat der Anteil aus der inländischen Gasförderung19 Prozent, jener der Importe 81 Prozent betragen. Bekannt¬
lich muß der Ausfall der ab 1981 gedacht gewesenen Iran-Gaslieferungen und der Rückgang der Inlandsförde¬
rung bis zum Anlaufen eines nun beabsichtigten vierten Erdgas-Importvertrages mit der UdSSR im Jahre
1984/85 überbrückt werden. Für dieses Problem haben die Wiener Stadtwerke und die übrigen Landesferngas¬
gesellschaften schon 1979 ein mittelfristigesGasversorgungskonzept erstellt, auf Grund dessen eine Erweite¬
rung der Speicherkapazitäten für überjährige Speicherungendurchgeführtwurde. Mittels der bereits 1979 und
1980 in diesen Speichern von den Wiener Stadtwerken — Gaswerken angesparten Gasmengen konnten daher
die im ersten Quartal 1981 angelaufenen geringeren Lieferungen aus der UdSSR ausgeglichen werden, so daß
die Versorgung der Kunden der Wiener Stadtwerke— Gaswerke problemlos gewährleistet war. Ab Jahresmitte
1981 hat die UdSSR nicht nur die Fehlmengen nachgeliefert, sondern über die Vertragsmenge hinaus zusätzli¬
che Gasmengen angeboten. Im Interesse der Versorgungssicherheit wurden auch diese Mengen bezogen, aller¬
dings mußte hiebei nicht nur der Kauf dieser zusätzlichen Mengen finanziert, sondern es mußten auch die
Kosten für die hiefür notwendigen, von der ÖMV kurzfristig bereitgestellten zusätzlichen Untertagespeicher
übernommen werden. Bezüglich des großen UdSSR-IV-Importvertrages, der Österreich ab 1984/85 langfristig
zusätzliches Erdgas bringen soll, konnten die Verhandlungenzwischen der ÖMV und der Sowjetunion bis Jah¬
resende noch nicht abgeschlossen werden.

Der in der Generaldirektion der Wiener Stadtwerke zur Koordinierung  der leitungsgebundenen
Energieträger Strom, Gas und Fernwärme eingerichtete„Arbeitskreis für die Koordinierung
der Energieversorgung (AKE ) “ hat im Jahre 1981 insgesamt 204 Empfehlungen, davon 107 für
insgesamt fast8.500 Wohnungen,abgegeben. Der Anschußwert aller Empfehlungenbeträgt 376 MW. Es ist dies
der höchste Jahres-Anschlußwert seit Gründung des AKE im Jahre 1972. Als Großprojekte sind unter anderen
das WohnbauprojektWienerberggründe, die Bebauung der „MIAG-Gründe“ sowie die Betriebsbaugebiete Dra-
schegründe West II, Hausfeldgründe und Allissen zu erwähnen. Im Jahre 1981 wurden weiters 291 Wohnbau¬
förderungsansuchenzur Errichtung von mehr als 7.600 Wohnungen im Hinblick auf die im Wohnbauförde¬
rungsgesetz festgelegten Erfordernissedes Umweltschutzesbei der vorgesehenen Heizung überprüft. Dabei
mußte in drei Fällen mit zusammen 103 Wohnungen Einspruch erhoben werden. Zusätzlich wurden sieben
Ansuchen positiv erledigt, für die nach einem Einspruch bei einer früheren Überprüfung,die Planung auf eine
umweltfreundliche Heizung geändert wurde. In diesem Zusammenhang wurde die vom Energiewirtschaftli¬
chen Referat der Generaldirektion im Vorjahr erstmals vorgelegte Analyse über die Energieversorgung geförder¬
ter Wohnbauvorhabenin Wien für das Jahr 1980 weitergeführt. Der bisher aufgezeigte Trend eines abnehmen¬
den Heizölanteiles setzte sich weiter fort. Ebenso wurde im Jahre 1981 die Energieversorgung von 41 Unterneh¬
men im Rahmen der Wiener Strukturverbesserungsaktionüberprüft, um sicherzustellen, daß die auf diese
Weise geförderten Bauvorhaben den energiepolitischenIntentionen der Stadt Wien entsprechen.

Es gibt derzeit in Wien mehr als 0,5 Millionen Autos, und in den öffentlichen Verkehrsmitteln sind täglich
weit mehr als eine Million Fahrgäste zu befördern. Bekanntlich kann die zur Verfügung stehende Straßenfläche
nicht beliebig vermehrt werden, so daß „Verkehrsinfarkte“ zwangsläufig entstehen müssen, falls nicht Wege
gefunden werden, den Kampf jeder gegen jeden um Verkehrsfläche in ein sinnvolles„Miteinander“ aller Ver¬
kehrsteilnehmer umzuwandeln. Wenn man von der Tatsache ausgeht, daß der Individualverkehrgegenüber
dem öffentlichen Verkehr ein Vielfaches der zur Verfügung stehenden Verkehrsflächen beansprucht, aber nur
rund 40 Prozent des Verkehrsaufkommensin Wien bewältigt, dann zeigt sich, daß die Verkehrsproblemeunse¬
rer Stadt vor allem durch die Förderung des öffentlichen Verkehrs bewältigt werden können. Maßnahmen mit
dieser Zielrichtung stellen sowohl die verschiedenen, von Autofahrern und Geschäftsleuten oft nur äußerst
widerwillig akzeptierten Beschleunigungsprogrammedar als auch die laufende Modernisierung des Wagenpar-
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kes, der Ausbau des Kundendienstes der Verkehrsbetriebe , die Schaffung von einzelnen Bezirks-Verkehrskon¬
zepten und dergleichen mehr.

Im Jahre 1981 ergaben sich bei den Verkehrsbetrieben  rund 451 Millionen Beförderungsfälle , um
1,9 Prozent mehr als im Vorjahr . Die hiezu nötige Fahrleistung betmg rund 86 Millionen Wagenkilometer . Um
das Beförderungsangebot aufrechtzuerhalten , mußten auf dem Sektor der Erneuerung des Fahrparkes wieder
große Anstrengungen unternommen werden . Insgesamt wurden 12 U-Bahn-Doppeltriebwagen , 8 Stadtbahn-
Zweirichtungs -Gelenktriebwagen , 7 dazugehörige Beiwagen, 2 Straßenbahntriebwagen , 10 Gelenkbusse und 27
Normalbusse angeschafft.

Nach Abschluß der Bauarbeiten konnte der Betrieb auf der Linie U 1 am 28. Februar vom Nestroyplatz bis
Praterstern verlängert werden . Nach Einstellung des Stadtbahnverkehrs im Bereich Meidling Hauptstraße bis
Hütteldorf wurden die notwendigen Arbeiten zur Umstellung auf U-Bahn -Betrieb teilweise abgeschlossen , so
daß die Linie U 4 am 31. August von der Station Meidling Hauptstraße bis Hietzing verlängert werden konnte.
Für den Abschnitt Hietzing —Hütteldorf wurde ein Schienenersatzverkehr eingerichtet . Ab 7. September wurde
an Werktagen in den Spitzenzeiten jeder zweite Zug der U 2 unter Bezeichnung U 2/4 über die Station Schot¬
tenring hinaus auf den Gleisen der U 4 zurück zum Karlsplatz und weiter bis Hietzing geführt . Das Experiment
dieses Mischbetriebes hat sich jedoch nicht bewährt und wurde ab 28. September wieder eingestellt.

Die Linie U 4 im Streckenabschnitt Hietzing —Hütteldorf konnte nach Beendigung der Umstellungsarbeiten
am 20. Dezember vorzeitig eröffnet werden . Im ursprünglichen Terminplan war die Verlängerung der U 4 bis
Hütteldorf für April 1982 vorgesehen gewesen . Durch die Entscheidung , den Stadtbahnbetrieb zwischen Hiet¬
zing und Hütteldorf bereits ab Ende August einzustellen und vorübergehend einen Autobus -Ersatzverkehr ein¬
zurichten (der sich übrigens ausgezeichnet bewährt hat), war es möglich , den Zeitpunkt für die Verlängerung
der U 4 bis Hütteldorf um vier Monate vorzuverlegen.

Folgende Arbeiten wurden für den weiteren U-Bahn-Bau (U 1, U 3 und U 6) im Jahre 1981 durchgeführt:
Der U-Bahn-Oberbau (U 1) in der Reichsbrücke bzw. die Gleisbauarbeiten zwischen Reichsbrücke und Kagran
wurden abgeschlossen , die Arbeiten an der Abstellhalle Kagran begonnen . Die Planungsarbeiten für den
Betriebsbahnhof Erdberg (U 3) wurden fortgesetzt , die Planungen für die Station Michelbeuem (U 6) konnten
abgeschlossen werden.

Die Verkehrsbetriebe verfügten Ende 1981 über 721 Straßenbahn -Triebwagen , 642 Beiwagen, 63 Stadtbahn-
Triebwagen , 61 Beiwagen , 132 U-Bahn-Doppeltriebwagen und 386 Autobusse . Wieder wurden zahlreiche Maß¬
nahmen zur Beschleunigung der öffentlichen Verkehrsmittel gesetzt : So erhielt die Linie 2 einen eigenen
Gleiskörper in der Jörgerstraße , in der Aiserbachstraße wurden Schwellen für die Linie 5 verlegt , die in diesem
Bereich Fahrzeitverkürzungen um rund 50 Prozent brachten , zahlreiche Verkehrsampeln wurden im Sinne
einer Beschleunigung für den öffentlichen Verkehr umgebaut bzw. besser koordiniert , darunter unter anderem
an der Kreuzungjosefstädter Straße —Albertgasse , Favoritenstraße —Pichelmayergasse ,Troststraße —Laxenburger
Straße . Rund 400 Straßenbahnzüge konnten mit einer Schnellabfertigung bei der Türsteuerung ausgestattet wer¬
den.

Der Bestattung  wurde die Durchführung von 21.866 Bestattungen übertragen , wovon der auf Krema¬
tionen entfallende Anteil 18,2 Prozent oder 3.967 Fälle betmg . Außerdem wurde das Unternehmen im Jahre
1981 mit der Durchführung von 1.997 Exhumierungen und Wiederbeerdigungen sowie mit 727 Überführun¬
gen in das In- und Ausland beauftragt . Dazu kamen noch verschiedene andere Leistungen , so daß der Städti¬
schen Bestattung insgesamt 29.507 (1980 : 29.408) Aufträge erteilt wurden . Der Fahrpark hat eine Fahrleistung
von rund 777 .000 km zu verzeichnen , was eine tägliche Fahrleistung von ungefähr 3.050 km bedeutet . Im Sarg¬
erzeugungsbetrieb wurden 48.892 (1980 : 47.485) Särge erzeugt . Ein Teil der Sargproduktion ist für den Verkauf
in den Bundesländern bestimmt . Auf dem Friedhof Altmannsdorf wurde am 8. Mai die umgebaute Aufbah¬
rungshalle wieder in Betrieb genommen . Es war die erste Halle , die nach Aufhebung des Sperrfriedhof-
Beschlusses durch den Gemeinderat einer Umgestaltung unterzogen wurde . Zum Jahresende konnten die
Umbauarbeiten der Aufbahrungshalle auf dem Friedhof Großjedlersdorf abgeschlossen werden . Es wurden hier
erstmals Installationen geschaffen , die das Abspielen von Tonbandmusik ermöglichen . Die Umbau - bzw.
Instandsetzungsarbeiten an der Aufbahrungshalle auf dem Friedhof Nußdorf wurden ebenfalls mit Ende des
Jahres 1981 abgeschlossen . Die Umbauarbeiten der seit 4. Februar 1980 gesperrten Aufbahrungshalle 1 auf dem
Wiener Zentralfriedhof konnten plangemäß fortgesetzt werden . Auf Grund des Baufortschrittes kann angenom¬
men werden , daß die Arbeiten bis Ende 1983 bzw. Anfang 1984 abgeschlossen sein werden.

Die Notwendigkeit des Einsatzes hoher Fremdkapitalbeträge war wieder unvermindert gegeben , da die
Selbstfinanzierungskraft der Wiener Stadtwerke nicht ausreichte , die rapide Entwicklung der Rohenergiekosten
und daneben noch die äußerst großen Investitionen abzudecken . Diese Situation ist hauptsächlich darauf
zurückzuführen , daß die Tarife der Teiluntemehmungen der Wiener Stadtwerke immer wieder nach sozialpoli¬
tischen bzw. volkswirtschaftlichen und nicht nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten festgesetzt werden,
so daß der Mittelzufluß aus den Erlösen jeweils hinter den tatsächlichen finanziellen Bedürfnissen zurückbleibt.
Von dem von der Bundeshauptstadt Wien im Jahre 1981 aufgenommenen Fremdkapital entfielen auf die Elek-
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trizitätswerke und die Gaswerke zusammen rund 2,1 Milliarden Schilling, während den Verkehrsbetriebenim
Sinne der Entschuldungsregelungnur mehr Eigenkapital zufloß. Über ihren Anteil an den Mitteln aus der
Anleihe hinaus mußten die Elektrizitätswerke zur Finanzierung des Baues der 380-kV- Leitung ein Darlehen
von rund 92 Millionen Schilling in Anspruch nehmen.

Das Gesamtvolumen der von der zentralen Einkaufsabteilung  im Jahre 1981 durchgeführten
Bestellungen betrug 1.192 Millionen Schilling und war damit um etwa 1,3 Prozent höher als im Jahre 1980.
Bestellungen für Investitionen und Bauvorhaben, die die Teiluntemehmungen der Wiener Stadtwerke im eige¬
nen Wirkungsbereich tätigen, sind in diesem Betrag nicht enthalten. Von der zentralen Kollaudierungsabteilung
wurden Bauarbeiten mit einer Kostensumme von 748,5 Millionen Schilling überprüft. Im Zuge der körperli¬
chen Stichtagsinventurenwurden von der zentralen Materialbewirtschaftung 83.213 Warenposten aufgenom¬
men. Der Inventurwert der Vorräte, ohne Halbfabrikateund Emballagen, in den Haupt- und Zentrallagem
betrug 774 Millionen Schilling.

Im Bereich der Organisation , Revision und Datenverarbeitung  hat der Gesamtum¬
fang der vom Rechenzentrum zu bewältigenden Aufgaben abermals beträchtlich zugenommen. Die Zahl der
von verschiedenen Bereichen an das Rechenzentrum herangetragenenAnforderungen betrug insgesamt 197.
Hervorzuheben wären die EDV-Projekte der Jahresnetzkartenverwaltungfür die Verkehrsbetriebe und die
diversen Strom- und Gastarifänderungen, die unter großem Termindruck bewältigt werden mußten. Die
zunehmenden Arbeiten machten Systemumstellungensowie Erweiterungen bei der Hard- und Software erfor¬
derlich. So wurden beispielweise die Installation eines Anschlußprozessors und eine Erweiterung der Plattenka¬
pazität vorgenommen. Auf dem Gebiet der mittleren Datentechnik ergaben sich organisatorische Aufgaben im
Bereich der Verkehrsbetriebe und der zentralen Materialbewirtschaftung. Weiters wurden Ausschreibungenfür
ein Datenerfassungssystem und für sämtliche Kopiergeräte im Einvernehmenmit dem Magistrat durchgeführt.
Bei dem EDV-Projekt für die Zentralwerkstätte konnte das Fahrzeugdateninformationssystemin Betrieb
genommen werden.

Im Rahmen der Vorschlagsaktion der Stadt Wien wurden 39 Verbesserungsvorschläge eingebracht. In zwei
Sitzungen konnte der Ausschuß für das Vorschlagswesen sieben Vorschläge mit einer Gesamtsumme von
55.000 S prämiieren.

Von der Abteilung für Innenrevision wurden 76 Ordnungs-, Organisationsprüf- und sonstige Berichte vorge¬
legt. Besonders erwähnenswert sind die 1981 wirksam gewordenen Ergebnisse aus den von der Abteilung für
Innenrevision bereits in den Vorjahren vorgelegten Organisationsvorschlägen zur Intensivierungund Verbesse¬
rung von Fahrgastkontrollenbei den Verkehrsbetrieben.

Mit 31. Dezember 1981 waren bei den Wiener Stadtwerken 14.871 aktive Bedienstete ohne Berücksichtigung
der Lehrlinge beschäftigt. Der Personalstand  ist damit gegenüber dem gleichen Zeitpunkt des Vorjah¬
res um 172 gestiegen. Alle vier Teiluntemehmungen hatten 1981 eine Zunahme der Zahl der Bediensteten zu
verzeichnen. Bei den Elektrizitätswerken betrug der Zugang 12 Bedienstete, bei den Gaswerken1, bei den Ver¬
kehrsbetrieben 138 und bei der Städtischen Bestattung 21. 1981 wurden 1.157 Mitarbeiter neu aufgenommen
und 400 in den Ruhestand versetzt. In 692 Fällen wurde das Dienstverhältnis durch Kündigung, Dienstentsa¬
gung oder Tod gelöst. Die Gesamtzahl der Pensionsparteien betrug am 31. Dezember 1981 15.053 und lag
somit um 356 niedriger als 1980.

Im Wirtschaftsplan 1981 wurde der Sollstand für die vier Teiluntemehmungen der Wiener Stadtwerke ein¬
schließlich Generaldirektion und Zentralverwaltung mit 15.689 festgesetzt. Es standen somit um 13 Planstellen
weniger als 1980 zur Verfügung. Diese Reduktion ergibt sich als Saldo aus 309 Vermehrungen, bedingt durch
Rohrnetzsanierungder Gaswerke, Erweiterung des U-Bahn-Betriebes und Linieneröffnungender Verkehrsbe¬
triebe, sowie aus 322 Einsparungen, insbesondere durch Rationalisiemngenbei den Verkehrsbetrieben. Der
Unterstand betrug am 31. Dezember 818 Mitarbeiter. Offene Stellen standen vor allem im Fahrdienst und bei
Hilfskräften zur Verfügung. Durch geeignete Werbemaßnahmengelang es jedoch, Engpässe zu vermeiden. Ein¬
zelne offene Stellen für besonders qualifiziertes Personal konnten nach Inseraten in Tageszeitungen stets besetzt
werden.

Die Wiener Stadtwerke boten für Lehrlinge  Ausbildungsplätze in den Berufen Bürokaufmann, techni¬
scher Zeichner, Starkstrommonteur, Elektromechanikerfür Schwachstrom, Maschinenschlosser und Gas- und
Wasserleitungsinstallateur an.Anfang 1981 standen 341 Lehrlinge in Ausbildung,davon werden 109 zu kaufmän¬
nischen Lehrlingen, 105 zu Starkstrommonteuren, 54 zu Elektromechanikern, 49 zu Maschinenschlossern, 14 zu
Gas- und Wasserleitungsinstallateuren und 10 zu technischen Zeichnern ausgebildet. Im September 1981 wur¬
den 36 Bürokaufmannlehrlingeund 3 technische Zeichnerlehrlinge aufgenommen. Weiters erfolgte die Auf¬
nahme von Lehrlingen im Bereich der Lehrwerkstätte, und zwar für die Berufe Elektromechaniker für Schwach¬
strom (15), Starkstrommonteur(21), Maschinenschlosser(13) und Gas- und Wasserleitungsinstallateur(14). Ihre
Lehrzeit beendeten 49 kaufmännische Lehrlinge, 1 technischer Zeichner, 28 Starkstrommonteur-, 15 Elektro¬
mechaniker- und 12 Maschinenschlosserlehrlinge. Ende 1981 betrug die Gesamtzahl der Lehrlinge bei den
Wienei SladLweiken 335. In einem umfangreichen Jugendbetreuungsprogramm, das die Stadt Wien alljährlich

267



für die Lehrlinge und jugendlichenAngestellten durchführt, um sie mit den kommunalen Einrichtungen ver¬
traut zu machen, wurden Exkursionen und Vorträge veranstaltet.

Nach den Bestimmungen des Zivildienstgesetzes wurden den Verkehrsbetrieben4 Zivildienstpflichtige zuge¬
wiesen, die zu Tätigkeiten in den Revisionswerkstätten und für den Gleisbau herangezogen werden. Ende 1981
waren bei den Verkehrsbetrieben insgesamt 100 Gastarbeiter beschäftigt, wovon 85 aus Jugoslawien und 15 aus
Tunesien kamen.

Im Rahmen des Ausbildungswesens wurden die Bediensteten in internen Lehrveranstaltungen mit den neue¬
sten Erkenntnissen vertraut gemacht. In zahlreichen Vorbereitungskursen wurden sie im Schulungszentrumder
Wiener Stadtwerke auf die nach den Dienstrechtsvorschriftenerforderlichen Dienstprüfungenvorbereitet. Im
Rahmen dieser Vorbereitungskurse wurden auch Seminare aus soziologischen und psychologischen Wissensge¬
bieten angeboten. Diese Veranstaltungen werden von der Verwaltungsakademie der Stadt Wien in Zusammen¬
arbeit mit Instituten der Universität Wien gestaltet. 30 Mitarbeiter bestanden die Dienstprüfung für Fachbeamte
des Verwaltungsdienstes, davon einer mit Auszeichnung. 17 Fachbeamte des technischen Dienstes legten ihre
Dienstprüfungenab, davon 2 mit Auszeichnung. 131 Mitarbeiter absolvierten die Dienstprüfung für Fachbe¬
amte des Kanzleidienstes, davon 9 mit Auszeichnung.

Als Anerkennung für langjährige Dienstzeit haben 161 Mitarbeiter für das 40jährige und 265 für das 25jäh-
rige Dienstjubiläum das vom Bürgermeister unterfertigte Diplom und als Jubiläumsgabe Remunerationenerhal¬
ten. Ferner wurde ein Mitarbeiter der Wiener Stadtwerke durch ein Ehrenzeichen, das ihm vom Herrn Bundes¬
präsidenten verliehen wurde, für seine Verdienste um die Republik Österreich ausgezeichnet.

Im Jahre 1981 gab es für die Bediensteten aller Teilunternehmungenwesentliche Maßnahmen, die eine mate¬
rielle Besserstellung bewirkten. Es waren dies vor allem die 19. Novelle zur Besoldungsordnung1967 bzw. eine
analoge Änderung der Vertragsbedienstetenordnung1979. Durch diese Novellen wurden die Bezüge der Beam¬
ten und Vertragsbediensteten ab 1.Jänner 1981 um 6,2 Prozent erhöht. Gleichzeitig erfuhren die Ausgleichszu¬
lagen für Bedienstete der Schemata II/IV und die Zulage für Werkmeister, Betriebsbeamte und vergleichbare
Bedienstetengruppeneine Erhöhung um den gleichen Prozentsatz. Für die Wiener Stadtwerke ergaben sich
dadurch jährliche Mehrkosten von etwa 244 Millionen Schilling. Durch die 20. Novelle zur Besoldungsordnung
1967 bzw. die 3. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung1979 wurde mit Wirksamkeit 1.Juli 1981 die 1.
Etappe der Besoldungsreform verwirklicht. Schwerpunktedieser Besoldungsreform sind die Zusammenlegung
der bisherigen DienstklassenI bis III im Schema II zu einer gemeinsamen Dienstklasse III. Im Schema I wur¬
den die Verwendungsgruppen3 F und 5 aufgelassen. Für einzelne Bedienstetengruppen wurden auch Aufstiegs¬
regelungen in höhere Verwendungsgruppenvorgesehen. Im Schema I und im Schema II, Verwendungsgruppe
E, erfuhr die Dienstalterszulage eine neue Gestaltung. Gleichzeitig wurden die bis dahin in den ersten drei
Gehaltsstufen gleich hohen Gehaltsansätze aufgelöst und dadurch das System der Biennalvorrückung auch fak¬
tisch wieder auf die ersten sechs Laufbahnjahre ausgedehnt. Die 1. Etappe der Besoldungsreform verursacht
jährliche Mehrkosten von 54 Millionen Schilling. Als Folge der 1. Etappe der Besoldungsreform waren mit
Wirksamkeit1.Juli 1981 auch eine Änderung der Reisegebührenvorschrift der Stadt Wien sowie eine Neurege¬
lung der Amtstitel erforderlich. Gleichfalls mit Wirksamkeit vom 1.Juli 1981 wurde eine Verbesserung der
besoldungsrechtlichenStellung der Bediensteten der VerwendungsgruppeB in den DienstklassenV bis VII
durchgeführt. Die jährlichen Mehrkosten dieser Neuregelung betragen rund 4,6 Millionen Schilling. Auf Grund
der 21. Novelle zur Besoldungsordnung1967 wurde mit 1.Juli 1981 eine Überleitung der Pensionsparteienin
das neue Besoldungssystem vorgenommen. Die Mehrkosten dieser Überleitung betragen 14,5 Millionen Schil¬
ling jährlich.

Ferner kam es bei den Teiluntemehmungen zu weiteren Verbesserungen für einzelne Bedienstetengruppen,
wie durch die Änderung der Anlage 1 zur Besoldungsordnung1967. Dadurch wurde die Verwendungszeit für
Arbeiter mit besonderer Verwendung in der Zentralwerkstätte, Oberbauwerkstätte, in der Abteilung für elektri¬
sche Anlagen, in der Erhaltungsstelle für Hochbau und der Abteilung für Gleisbau als Voraussetzung für die
Einreihung in die Verwendungsgruppe3 von bisher 10 auf nunmehr 3 Jahre herabgesetzt. Ab 1.Jänner 1981
wurden eine Bereitschaftsdienstzulage für Werkmeister der U-Bahn-Wagen-Revisionswerkstättensowie eine
Prämie für Kontrollorgane der Verkehrsbetriebe, die Fahrgästen ohne gültigen Fahrausweis eine Mehrgebühr
vorschreibenoder Zeitkarten wegen mißbräuchlicherVerwendung abnehmen, geschaffen. Ab 1.Jänner 1981
wurde auch eine Anpassung der U-Bahn-Bauzulage für Bedienstete der Elektrizitätswerke und Verkehrsbetriebe
an die geänderten Verhältnisse vorgenommen, ab 1. Februar 1981 eine Ausdehnung der Fahrdienstzulage der
Verkehrsbetriebe auf die Fahrer—Lehrer der U-Bahn. Eine Erschwerniszulage wurde mit Gültigkeit 1. Februar
1981 für die zum Verschub eingesetzten Bediensteten der Zentralwerkstättefür das Führen bzw. Schleppen der
gestörten Fahrbetriebsmittel mit Spezialfahrzeugen geschaffen. Ab 1. Mai 1981 wurden die Technikerder Kraft¬
werke und die Gruppe für Kabel- und Freileitungsnetzesowie die Techniker und Betriebsbeamtender Orts¬
netze der Elektrizitätswerke in die bereits für einige Bedienstetengruppender Elektrizitätswerke bestehende
Schmutzzulage einbezogen. Gleichfalls mit 1. Mai 1981 erfolgte die Anpassung von Zulagen für Bedienstete der
Gaswerke, und zwar der Zulage für Arbeitsplatzeinflüsse sowie der Zulage für Rohrlegermonteure, deren Auf
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sicht und Helfer an geänderte Gegebenheiten. Mit 1.August 1981 wurde die Schmutzzulage für Bedienstete der
Abteilung für Gleisbau geändert, mit 1. November 1981 die Zulage für Schweißer der Rohrlegung und Rohrle¬
germonteure sowie deren Aufsicht und Helfer der Gaswerke. Außerdem waren Stellenplanänderungenin eini¬
gen Bereichen der Wiener Stadtwerke vorzunehmen.

Bei zahlreichen Gesetzes- und Verordnungsentwürfenaus den Bereichen Arbeits- und Sozialrecht wirkte die
Sektion für Personalangelegenheiten im Begutachtungsverfahren mit. Es wurden z. B. Stellungnahmenabgege¬
ben zum Entwurf einer Änderung der Anlage 1 zur Besoldungsordnung1967, der 20. und 21. Novelle zur
Besoldungsordnung1967, der 3. und 4. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung1979; weiters zum Entwurf
eines Bundesgesetzes, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz geändert wird, eines zweiten Antikorrup¬
tionsgesetzes, einer 37. Gehaltsgesetzesnovelle, einer 30. Vertragsbedienstetengesetzesnovelle, ferner zum Ent¬
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitnehmerschutzgesetz, das Arbeitsverfassungsgesetzund das
ASVG geändert wird, eines Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes, einer 36. und 37. ASVG-Novelle, einer
10. Novelle des Beamten-, Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes sowie zum Entwurf eines gemeinwirt-
schaftlichen Aktiengesetzes.

Im Jahre 1981 wurden sechs Ausgaben der Zeitschrift„24 Stunden für Wien“ mit Informationsmaterial, ins¬
besondere mit einem Liniennetzplan der Wiener Verkehrsbetriebe, an jeweils 900.000 Haushalte im Stadtgebiet
namentlich versendet. Des weiteren wurden die zwei Kurzfilme „Senioren in der U-Bahn“ und „Umgang mit
der U-Bahn“ zur Vorführung in betriebseigenenInformationszentrenbzw. im Verleihweg für Filmstellen und
Klubs erstellt. Von den Druckschriften erwähnenswert sind der Informationsfalter der Elektrizitätswerke
„Sicherheit“ und der der Gaswerke„Die unsichtbare Gefahr“. Zusätzlich entstand für die Verkehrsbetriebeein
„Geschichte“-Prospekt, und zwar „Die Geschichte der O- und anderer Linien“. An Kampagnen wurde eine
gegen „Schwarzfahrer“ und eine für „Neue Tarife bei den Verkehrsbetrieben“ durchgeführt, wobei jeweils Bro¬
schüren, Plakate, Betriebsmittelkleberund Rundfunksendungen kombiniert zum Einsatz gelangten. Im Jahre
1981 waren weiterhin rund 1.200 Anliegen von Kunden aus diversen Bereichen der Stadtwerke direkt zu
behandeln.

Elektrizitätswerke

Die Elektrizitätswerkeverzeichneten für das Jahr 1981 im Vergleich zum Jahre 1980 eine Abnahme des
Gesamtenergiebedarfes um 0,3 Prozent, das heißt, von 6,169.065 MWh auf 6,150.846 MWh. Davon erzeugten
die kalorischen Kraftwerke 3,279.376 MWh und die eigenen Wasserkraftwerke94.914 MWh. Die kalorische
Eigenerzeugung war somit im Jahre 1981 um 10,0 Prozent kleiner als im Vorjahr und um 2,8 Prozent kleiner
als im Jahre 1979. Die höchste Belastungsspitze konnte am 22. Dezember mit 1.121 MW registriert werden; sie
war um 43 MW niedriger als im Jahre 1980 und um 11 MW höher als im Jahre 1979- Den größten Tagesbedarf
an elektrischer Energie wies der 22. Dezember mit 24.719 MWh auf. Die gesamte Fernwärmeabgabe betrug im
Jahre 1981 344.551 MWh. Die höchste Belastungsspitze ergab sich am 14. Dezember mit 260 MW. Die größte
Tagesabgabe an Wärme erfolgte am 18. Dezember mit 5.299 MWh.

Das abgelaufene Wirtschaftsjahr 1981 war — bedingt durch die allgemeinen Rezessionserscheinungenwie
auch durch die zum Teil erfolgreiche Entkoppelung des Energieverbrauchs vom Wirtschaftswachstum—durch
eine weitere Abschwächungder Energieverbrauchsraten gekennzeichnet. Diverse Verlautbarungenüber Ener¬
gieeinsparungen wurden als Erfolge der bereits in den Vorjahren angelaufenen Energiesparappelle mit Genugtu¬
ung zur Kenntnis genommen. Diese hinsichtlich der quantitativen Verbrauchsentwicklungdurchaus erfreuli¬
chen Einsparungserfolge können allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Fortsetzung der bereits im
Vorjahr nicht zur Gänze verkrafteten Preisauftriebstendenzen auf dem Primärenergiesektor zu erheblichen wirt¬
schaftlichen Belastungen geführt und damit die mengenmäßigenEinsparungserfolge weitaus überkompensiert
hat. Der im Jahre 1981 anhaltend heftige Preisaufschwung bei den Primärenergieträgemhat die Elektrizitäts¬
wirtschaft schwer in Mitleidenschaft gezogen, wobei die Belastungen auf die einzelnen Landesgesellschaften je
nach der Verfügbarkeit hydraulischer Energiequellen unterschiedlich verteilt waren. Demgemäß waren die Elek¬
trizitätsversorgungsunternehmungenim Osten Österreichs von der Brennstoffverteuerungwesentlich stärker
betroffen als die übrigen Gesellschaften. Dies trifft in besonderem Maße auf die Wiener Stadtwerke—Elektrizi¬
tätswerke zu, die in der Eigenerzeugungim wesentlichen von den kalorischen PrimärenergieträgemHeizöl
schwer und Erdgas abhängig sind. Demgemäß konnten die Preissprünge bei den Rohstoffen, die bei den
Wiener Stadtwerken — Elektrizitätswerken im Vergleich zu den übrigen Landesgesellschaften einen ungleich
deutlicheren Niederschlag finden, in Anbetracht der zähen und langwierigen Strompreisverhandlungennur mit
Schwierigkeiten und äußerster Mühe verkraftet werden. Die enge Zusammenarbeit der Wiener Elektrizitäts¬
werke mit der übrigen österreichischenElektrizitätswirtschaft wurde 1981 erfolgreich fortgesetzt. Das gemein¬
sam erstellte und beschlossene koordinierte Ausbauprogrammfür Kraftwerke wurde neu überarbeitet. Weiters
wurden Verhandlungen mit der Verbundgesellschaftfür eine Vereinbarung von Strombezugsrechtenan den
noch zu errichtenden Donaukraftwerksstufengeführt.

Der Anteil der Energieerzeugung mit Wärmekraft und mit Wasserkraft in den eigenen Anlagen ist gegenüber
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1980 leicht gesunken bzw.gestiegen. Die Monate des größten Energiebedarfes waren der Jänner, Dezember und
November. Nähere Angaben über die Stromerzeugung, die Energieabgabe nach Verbrauchergruppensowie die
zeitliche Verteilung sind dem Kapitel 9 „Energiewirtschaft“ des „Statistischen Jahrbuches der Stadt Wien“ zu
entnehmen.

Im Zuge von Ausbau - und Erhaltungsarbeiten an Betriebsanlagen wurde im
Dampfkraftwerk Simmering die Umstellung der Verteilspannung von 5 auf 10 kV im Jahre 1981 abgeschlossen.
Die Heizkesselanlage zur Hilfsdampfversorgung konnte bis zum Jahresende für den Probebetriebbereitgestellt
werden. Im Zuge des Umbaues des Rechten Hauptsammelkanals im Bereich des Kraftwerkes Simmering durch
die MA 30 wurden in der ersten Jahreshälfte die Aufträge für die Umlegung der Kühlwasserversorgungsleitun¬
gen und die Kabelumlegungvergeben, die Arbeiten anschließendplanmäßig durchgeführt. In der Netzwarte
wurden die durch die Auflassung der 28-kV-Verteilspannungund die Einbindung des 5,25-kV-Eigenbedarfs-
ringes notwendigenUmbauarbeitenfertiggestellt. Im Blockkraftwerk 1/2 wurden an der Gasturbine Revisions¬
arbeiten durchgeführt, an der Dampfturbine war der Austausch der Hohlleitschaufeln, eine Garantiearbeitder
Lieferfirma, notwendig. Entsprechend dem Revisionsprogramm wurden die erforderlichen Arbeiten an den
Blockkraftwerken3, 4 und 5 sowie eine Kurzrevision am Blockkraftwerk6 durchgeführt. Im Blockkraftwerk4
mußte eine große Anzahl von Rohrschlangendes Schottenüberhitzerserneuert werden.

Im Dampfkraftwerk Donaustadt  wurden die 1980 begonnenen Arbeiten für die Erweiterung
des Magazingebäudes durchgeführt und abgeschlossen. Für die Versorgung des Kühlwasserbauwerkes an der
Donau mit Hochquellwasser wurde eine Rohrleitung vom Abwasserbauwerk der MA 30 auf der Donauinsel
zum Kühlwasserentnahmebauwerkverlegt. An den beiden Blockkraftwerken1 und 2 wurden die für 1981 vor¬
gesehenen Revisionsarbeiten planmäßig durchgeführt. Bei beiden Kesselanlagen wurde die Rauchgastempera¬
turmessung auf ausfahrbare Temperaturmeßlanzenumgebaut. Bei den Turbosätzen wurden die Impulsleitungen
zum Kondensatorschutzgeändert, um bei Kondensatorschädenein rascheres Abschalten der Maschinensätze
zu gewährleisten. Im Zuge des geplanten Kraftwerksausbaues der Wiener Elektrizitätswerke wurden Vorprojek¬
tierungsarbeiten für die Errichtung eines weiteren Blockkraftwerkes auf dem Gelände des Kraftwerkes Donau¬
stadt durchgeführt. Hiezu waren umfangreiche Vorgespräche mit verschiedenenDienststellen des Bundes und
der Stadt Wien zu führen. So wurde unter anderem für die Kühlwasserversorgung eine wasserrechtliche Einrei¬
chung ausgearbeitet und die Zustimmung der grundverwaltendenDienststelleneingeholt.

Im Gasturbinenkraftwerk Leopoldau  wurde eine planmäßige Kurzrevision vorgenommen,
wobei auch diverse Arbeiten an der Kaminklappe durchgeführtwerden konnten.

Im Bereich der Umspannwerke , Unterwerke und Schaltstationen  wurde im
Umspannwerk Kendlerstraße ein dritter Umspanner 380/110 kV am 2. Oktober in Betrieb genommen. Das
Umspannwerk Aspern, das das Motorenwerkvon General Motors Austria anspeist, konnte am 10. September
den Betrieb aufnehmen. Die Anlage wurde so konzipiert, daß später die Erweiterung auf ein Umspannwerkfür
die öffentliche Versorgung möglich ist. Im Umspannwerk Nord wurde 1981 die 110-kV-Gruppe B für eine
Kurzschlußleistung von 7,5 GVA verstärkt. Nach der Fertigstellung Anfang November konnten die Provisorien
aufgelassen werden; die zweite Bauetappe, die Verstärkung der Gruppe A, ist für 1982 geplant. Im Umspann¬
werk Wiener Neudorf erfolgte Anfang Juni die Inbetriebnahme der ersten Gruppe der neuen verstärkten 110-
kV-Anlage. Unmittelbar anschließend wurde der Rest der alten Anlage demontiert, mit der zweiten Umbau¬
etappe begonnen. Seit August ist auch die Montage des zweiten Teiles der 20-kV-Anlage im Gange. Im
Umspannwerk Weißgerber wurde der Umbau Anfang August mit der Inbetriebnahme des Regelumspanners2
und der 110-kV-Petersenanlage abgeschlossen. Im UmspannwerkMariahilf wurde der dritte Regelumspanner,
110/10 kV, im August in Betrieb genommen, die 10-kV-Anlage wird auch hier in den Räumen der ehemaligen
30-kV-Anlage erweitert. Mit den entsprechenden Arbeiten wurde im Jahre 1981 begonnen. Im Umspannwerk
Süd wurden die Montagearbeiten der neuen 110-kV-SF6-Innenraumschaltanlagesoweit abgeschlossen, daß
noch im Jahre 1981 mit der Verlegung der 110-kV-Kabel begonnen werden konnte. Weiters wurden die Pla¬
nungsarbeiten für die Errichtung einer 380-kV-Schaltanlage durchgeführt und die SFs-Schaltanlage ausgeschrie¬
ben und vergeben. Im Umspannwerk Michelbeuernwurden zur Versorgung des Allgemeinen Krankenhauses
zwei Umspanner, 110/10 kV, aufgestellt. Die notwendigen Vorarbeiten konnten im Jahre 1981 weitgehend
abgeschlossen werden. Im Umspannwerk Liesing wurde ein weiterer 110/20-kV-Umspanner, 40 MVA, instal¬
liert. Im Umspannwerk Währing wurde die Erweiterung der 10-kV-Anlage im Mai in Betrieb genommen und
mit den Arbeiten für die 10-kV-Eigenbedarfsumspanner- und -Petersenanlagebegonnen. Im Umspannwerk
Eisenstadtplatz wurde in den Räumen der ehemaligen 30-kV-Anlage mit der Errichtung weiterer 10-kV-Schalt-
felder begonnen. Die Arbeiten sind im Gange. Im Unterwerk Niernbergergasse wurde die veraltete 10-kV-
Schaltanlage durch eine neue ersetzt. Die Betriebsaufnahme erfolgte am 12. Oktober 1981. Im Umspannwerk
Gaudenzdorf mußte für die Erweiterung der 10-kV-Schaltanlage ein Gebäudezubaudurchgeführt werden. Die
Hochbauarbeitensind mit Jahresende weitgehend abgeschlossen, mit der Elektromontagewurde im November
begonnen. Im Wasserkraftwerk Opponitz wurde zur Verbesserung der Versorgung des Ybbstales die Planung
für eine neue 20-kV-Anlage zum Abschluß gebracht.
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Für die Stromversorgungder Straßenbahn wurden 1981 im wesentlichen folgende Arbeiten durchgeführt:
Für die Betriebsaufnahme der Linie 2 mußte im Gleichrichterstützpunkt Dombach ein weiterer Gleichrichter
aufgestellt werden. Im Unterwerk Floridsdorf wurde am 7. August eine neue Schaltanlage für die Gleichstrom¬
versorgung in Betrieb genommen, im GleichrichterstützpunktWinkeläckerstraße im März ein zweiter Gleich¬
richter, 1.000 A, aufgestellt. Im UmspannwerkWähring wurden die alten Gleichrichterdurch moderne Einhei¬
ten ersetzt. Für die Stromversorgungder U-Bahn wurde die Errichtung von Unterwerken fortgesetzt. Das
Unterwerk Vorgartenstraße(U 1) konnte bereits im Februar den Betrieb aufnehmen. In den Unterwerken
Kagran-Zentrum und Kaisermühlen wurde im Jahre 1981 mit den Elektromontagearbeitenbegonnen. Die
Unterwerke Hietzing, Ober Sankt Veit und Hacking haben im Dezember den Betrieb aufgenommen(U 4).

Im Zuge der Arbeiten an den Hoch - und Mittelspannungsnetzen  wurden beim 380-kV-
Netz die bei den Revisionsarbeiten aufgetretenen Fehler der Mantelerdung am System 505 als Garantieleistung
behoben. Für das neue Bauvorhaben Unterwerk Kendlerstraße— Unterwerk Süd wurden die Vorbereitungsar¬
beiten soweit abgeschlossen, daß bis Jahresende die beiden Kabelsystemebestellt und die öffentlichen Aus¬
schreibungen für die Erdarbeiten und das Kühlrohrsystemerfolgen konnten. Alle im Jahre 1981 vorgesehenen
110-kV-Ölkabellegungen konnten termingemäßdurchgeführtwerden. Das Umspannwerk Aspern wurde in das
110-kV-Netz eingebunden, im UmspannwerkSüd waren die Kabelarbeiten für die Einbindung in die neue 110-
kV-SFö-Schaltanlage Ende 1981 noch im Gange. Im UmspannwerkNord mußten im Zusammenhang mit der
Verstärkung der 110-kV-Schaltanlage umfangreicheKabelarbeiten durchgeführt werden. An 81,5 km 110-kV-
Freileitungen wurden Revisionsarbeiten durchgeführt, wobei auch 34 Maste mit einem neuen Rostschutzanstrich
versehen werden mußten. Im Zusammenhang mit Industrieaufschließungen und dem Straßenbau wurden grö¬
ßere Kabellegungen, 20 kV, im 11., 21., 22. und 23. Bezirk durchgeführt. Darüber hinaus ergaben sich umfang¬
reiche Legungen im Raume von Fischamend, Langenzersdorf, Gerasdorf, Großenzersdorf und Schönau. Im
Freileitungsnetzwurden zur Versorgung von Industriegebieten, Firmen, Siedlungen und Wohnhausanlagen
10,5 km Freileitungen und 1,9 km isolierte Freileitungen neu gebaut, bei 25,8 km die Leiterseile getauscht
sowie 2,1 km Freileitungen abgetragen. Zur Verbesserung der Stromversorgung, zur Versorgung von Woh¬
nungsneubautensowie in Verbindung mit dem Straßenbau waren insbesondereim 10., 11. und 21. Bezirk grö¬
ßere Kabellegungen, 10 kV, notwendig. Weitere Legungen mußten für Industrieaufschließungenund die Erwei¬
terung der Umspannwerke durchgeführt werden. Im Jahre 1981 konnte mit der Umschaltungdes Netzgebietes
im Bereich des Kraftwerkes Simmering die Umstellung der Verteilspannungvon 5 auf 10 kV im Wiener Ver¬
sorgungsgebiet zum Abschluß gebracht werden. Auch im Versorgungsgebiet von Mödling wurde die Umschal¬
tung der Verteilspannungvon 5 auf 10 kV abgeschlossen, die Vorbereitungsarbeitenim Bereich des Versor¬
gungsgebietes Baden wurden zügig fortgesetzt. Es ist damit zu rechnen, daß 1982 die Umschaltungabgeschlos¬sen werden kann.

Der Ausbau der Niederspannungsnetze  wurde , vor allem im Zuge von Mittelspannungskabelle¬
gungen, weitergeführt. Zur Erhöhung der Versorgungssicherheitwurden in zunehmendem Maße an beiden
StraßenseitenNiederspannungskabel verlegt und Trennanschlußkästeneingebaut. Weiters wurden 9,2 km Nie¬
derspannungsfreileitungenneu errichtet bzw. neu übernommen und bei 32,8 km Niederspannungsfreileitungen
die Leiterseile getauscht. Im Zusammenhang damit wurden 43 Mastschalter getauscht und 81 neu eingebaut. In
fünf Häusern erfolgte die Umschaltung von 3 x 220V auf 3 x 380/220V. Bei 69 Häusern wurde die Versorgung
von Freileitungs- auf Kabelanschlüsse umgestellt.

Was das Bahnkabelnetz  betrifft , so wurde in den Straßenbahn-Unterwerken Währing und Florids¬
dorf der Bahnkabeleinlauf komplett erneuert, während im Unterwerk Niembergergasse diese Arbeiten nur für
die Bahnrückpunktedurchgeführtwerden mußten.

Für die U-Bahn-Unterwerke Vorgartenstraße, Hietzing, Ober Sankt Veit und Hacking sowie für die Stationen
Schönbrunn, Braunschweiggasse und Unter Sankt Veit konnten im Jahre 1981 die Kabellegungen termingemäß
abgeschlossen und die Anlagen in Betrieb genommen werden.

Der systematischeAusbau des Femwirknetzes wurde fortgesetzt. In der Direktion der Elektrizitätswerke
mußte ein neuer Verteiler für die Aufschaltung der Femwirkkabel zu den Telephon- und Femwirkeinrichtungen
installiert werden.

Im Jahre 1981 wurden im 10-kV-Netz 66  und im 20-kV-Netz 85 neue Transformatorenstationenerrichtet;
im gleichen Zeitraum wurden 120 Netzstationen von 5 auf 10 kV, 6 Stationen von 5 auf 20 kV sowie2 Statio¬
nen von 20 auf 10 kV umgeschaltet. Zum Jahresende standen im gesamten Versorgungsgebietder Wiener
Stadtwerke — Elektrizitätswerke8.422 Netzstationen mit 9-948 Netztransformatorenmit einer Nennleistung
von zusammen 4,160.483 kVA in Betrieb.

Im Bereich der öffentlichen Beleuchtung  wurden 3.099 Lampen und Leuchtstoffröhrenneu in
Betrieb genommen. Insgesamt sind im Wiener Stadtgebiet einschließlich der Verkehrsleuchtenund Verkehrs¬
signale 252.208 Lampen und Leuchtstoffröhrenmit einem Anschlußwert von 16.027 kW angeschlossen, deren
Wartung den Wiener Elektrizitätswerkenanvertraut ist.

Der kaufmännische Dienst  der Wiener Elektrizitätswerke hatte sich im Jahre 1981 neben den
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vielen Routinearbeiten vor allem mit den Vorbereitungen der Strompreisanträge und Strompreisverhandlungen
auseinanderzusetzen. Die per 1. Jänner 1981 in Kraft getretene Strompreisanhebung um durchschnittlich
7,2 Prozent basierte lediglich auf der Berechnung der Brennstoffkostensteigerungen, wobei allerdings die am
25. November 1980 eingetretene Preiserhöhungauf 2.950 S/t für Heizöl schwer nicht mehr in die Ermittlung
der Brennstoffkostentangenteeinbezogen werden konnte. Um dem rasanten Preisauftrieb bei Heizöl schwer in
einer möglichst kurzen Zeitspanne begegnen zu können, wurde damals von einem langwierigen Preisverfahren
auf Vollkostenbasis Abstand genommen. Die Strompreisregulierung vom 1.Jänner 1981 war demnach als eine
dringliche Sofortmaßnahmezu verstehen, durch die zumindest ein Teil der in kurzer Abfolge aufgelaufenen
Kostenbelastung egalisiert werden sollte. Kurz nach dem Inkrafttreten der neuen Strompreise erfuhren die Pri¬
märenergiekosteneinen neuerlichen Auftrieb. So wurde bereits am 26. Februar 1981 der Raffinerieabgabepreis
für Heizöl schwer auf 3.383 S/t bzw. auf 3.503 S/t für Heizöl schwer mit einem Schwefelgehalt bis 2 Prozent
angehoben. Darüber hinaus sind die Preise für Erdgas gegenüber den dem letzten Strompreisantrag zugrunde
gelegten Preisansätzen mit Wirksamkeit ab 1.Juni 1981 um rund 30 Prozent gestiegen.

In Anbetracht dieser massiven Rohstoffverteuerungenund der übrigen Kostensteigerungen, wie etwa der
bereits in einem erheblichen Ausmaß angewachsenen Zinsenbelastung, haben die Wiener Stadtwerke — Elek¬
trizitätswerke unter nachdrücklichem Hinweis auf die zur Aufrechterhaltungder Versorgungssicherheiterfor¬
derlichen Investitionen am 15. April 1981 einen auf einer Vollkostenrechnungbasierenden Antrag auf Erhö¬
hung ihrer Strompreise eingebracht. Wie allerdings in der Folge im Rahmen des Vorprüfungensverfahrens zu
erkennen war, konnten die von insgesamt 15 Elektrizitätsversorgungsunternehmungeneingebrachten Anträge
nicht jener zügigen Behandlung zugeführt werden, die angesichts der Dringlichkeiteiner Strompreisanpassung
an die gestiegenen Rohenergiekosten geboten wäre. Die zunehmende Verschärfung der Liquiditätssituation ver-
anlaßte schließlich die Wiener Stadtwerke — Elektrizitätswerke, zwischendurcheinen gesonderten Antrag auf
Erhöhung ihrer Strompreise unter Zugrundelegung einer Brennstofftangentenrechnungbei der Preisbehörde
einzubringen. Die Wiener Stadtwerke — Elektrizitätswerke haben hiebei klargestellt, daß durch diesen interi¬
mistischen Tangentenantrag der auf der Vollkostenrechnung beruhende Antrag vom 15. April 1981 nicht
ersetzt, sondern nur eine finanzielle Zwischenentlastungherbeigeführt werden soll. Nach Abschluß des diesbe¬
züglichen Strompreisverfahrens am 26.Juni 1981 hat das Bundesministeriumfür Handel, Gewerbe und Indu¬
strie mit Wirksamkeit ab 1. Juli 1981 eine Anhebung der Strompreise als Sofortmaßnahme zur teilweisen
Anpassung an die gestiegenen Brennstoffkosten um einheitlich 7 g je Kilowattstundegenehmigt.

Eine neuerliche, schon am 10.Juli 1981 in Kraft getretene Erhöhung der Raffinerieabgabepreise auf 3.533 S/t
für Heizöl schwer bzw. auf 3.653 S/t für Heizöl schwer mit einem Schwefelgehalt bis 2 Prozent hat wieder ein¬
mal deutlich gemacht, daß die Strompreisentwicklung selbst im Falle eines lediglich mit der Brennstofftangente
gestellten Antrags mit dem sprunghaften Anstieg der Primärenergiekostennicht Schritt halten kann. Dieser
zusätzliche Kostenschub, der eine Nachreichung modifizierter Kalkulationsunterlagenerforderte, hat in der
Folge eine weitere Erschwernis der ohnehin zäh geführten Strompreisverhandlungenmit sich gebracht. Neben
den Rohenergiekosten stellten die im Jahre 1981 in einem bislang unbekannten Ausmaß gestiegene Zinsenbela¬
stung einen weiteren Kostenschwerpunkt dar, der bei der Abhandlung des auf Vollkostenbasis eingebrachten
Antrags mit zu berücksichtigenwar. Der langwierige und zähe Verhandlungsverlauf ist jedoch unter anderem
auch darauf zurückzuführen, daß im Zuge der StrompreisregulierungenschwerwiegendeProbleme bezüglich
der Tarifgestaltung aufgetreten sind, die ihre Ursache vor allem in den unzureichend niedrigen, weit unter den
vergleichbaren Ansätzen der benachbartenElektrizitätsversorgungsunternehmungenliegenden Haushaltsgrund¬
preisen der Wiener Stadtwerke — Elektrizitätswerkehaben. Nach Abschluß des Strompreisverfahrensam
18. Dezember 1981 hat das Bundesministeriumfür Handel, Gewerbe und Industrie mit Wirksamkeit ab 1.Jän¬
ner 1982 eine Anhebung der Strompreise um durchschnittlich 13,2 Prozent genehmigt, wobei anläßlich dieser
Strompreisregulierungder erste Schritt in Richtung einer möglichst einheitlichen Tarifgestaltung in der Ostre¬
gion Österreichs unternommen worden ist. Um dieser in der Sitzung des Gemeinderatsausschusses für Straße,
Verkehr und Energie vom 6. November 1981 formulierten Zielsetzung entsprechen zu können, mußte auf
Grund der in unterschiedlicher Höhe genehmigten Anhebungssätze die Tarifanpassung an die Ansätze der
benachbarten Elektrizitätsversorgungsunternehmungenzum Teil auch über die Grundpreise der Wiener Stadt¬
werke —Elektrizitätswerke erfolgen. Hinsichtlich der organisatorischen Bewältigung von Strompreisregulierun¬
gen sei auf die Problematik ihrer termingerechtenAbwicklung aus der Sicht der Gas- und Stromverrechnung
verwiesen, die im Wirtschaftsjahr1981 neben den eingetretenen Gas- und Strompreisänderungenauch noch die
Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes von 8 auf 13 Prozent zu verkraften hatte. Im übrigen soll hervorgehoben
werden, daß auch die verschiedenenanderen Aufgabenbereiche im Rahmen der kaufmännischen' estion und
des Rechnungswesens bewältigt werden mußten, um einen ungestörten Betriebsablauf zu gewährleisten.

Im Jahre 1981 war der Kundendienst  mit einer Reihe von technischen und kaufmännischenProble¬
men befaßt. Im Versorgungsgebiet der Wiener Elektrizitätswerke betrug die Anzahl der zum Jahresende ange¬
schlossenen Elektrizitätszähler1,304.575, wobei sich eine Zunahme um 4.765 Stück ergab. 17.142 Anlagen
wurden neu angeschlossen; wegen Nacheichung mußten 114.948 Zähler getauscht weiden. Die Anzahl der neu
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Bürgermeister Leopold Gratz und Amtsführender Stadtrat Ing. Fritz Hofmann (Straße, Verkehr und Energie) besich¬
tigen die Zentralwerkstätte der Wiener Verkehrsbetriebe in Simmering

Wiener Stadtwerke—Verkehrsbetriebe

Arbeitstriebwagen der Wiener Stadtwerke—Verkehrsbetriebe



Die neuerrichtete 110-kV-Freiluftschaltanlage im Umspannwerk Nord

Wiener Stadtwerke—Elektrizitätswerke
Wiener Stadtwerke—Gaswerke

Gasrohrpressung im 11. Bezirk, Kaiserebersdorfer Straße



angeschlossenen Elektroherde betrug 8.536 Stück (1980:8.487 Stück); die Zahl der anzuschließendenHeißwas¬
serspeicher zeigte nach wie vor eine rückläufige Tendenz. Bei den Elektrizitätswerken wurden 185 Anfragen
bezüglich eines Anschlusses von Wärmepumpen eingereicht, wovon 170 positiv erledigt werden konnten. In
der Beratungsstelle Mariahilfer Straße wurde ein Bildschirmterminal für Abfragen und Eingaben der Steigleitun¬
gen aufgestellt. In der Zählerwerkstätte sind 64.275 Zähler repariert, davon 2.850 Stück auf eine höhere Strom¬
stärke umgebaut worden. Für die Großabnehmeranlagenwurde der Einbau der Maxiprint-Codedrucker, ebenso
der Einbau von Rundsteuerempfängemund der Umtausch von Stromwandlem gegen solche mit höherer Kurz¬
schlußfestigkeit fortgesetzt. Die wegen der Einführung der Sommerzeit notwendige zweimalige Umschaltung
der Schaltuhren konnte klaglos durchgeführtwerden. Mit den Bauarbeiten für das neue Kundendienstzentrum
in der Spitalgasse konnte im Sommer 1981 begonnen werden. Für den Neubau des Büro- und Garagentraktes
in der Rummelhardtgasse wurden die Einreichungsunterlagenfür die Baubehörde erstellt. Die Bauverhandlung
wurde durchgeführt; die Baugenehmigung steht derzeit noch aus. Der 1980 begonnene Neubau der Betriebs¬
stelle Purkersdorf wurde 1981 fortgesetzt.

Im Jahre 1981 sind bei einem Personalstandvon 4.194 Bediensteten, einschließlich jener des Rechenzen¬
trums und der Lehrlinge, 112 Dienstnehmer durch Unfälle  zu Schaden gekommen. Die Zahl der Unfälle
verringerte sich gegenüber dem Vorjahr um 6. 20 Unfälle ereigneten sich auf dem Weg von bzw. zur Dienst¬
stelle. Von den 30 schweren Unfällen ereigneten sich 23 im Betrieb. 7 schwere Unfälle sind sogenannte Wegun¬
fälle. Die Wegunfälle sind ein besonderes Problem, da diese Art von Arbeitsunfällen und deren Ursachen außer¬
halb des Wirkungsbereichesdes sicherheitstechnischenDienstes liegen.

Da sich als häufigste Unfallursache nach wie vor „Unachtsamkeit“ herausstellte, war der sicherheits¬
technische Dienst  der Elektrizitätswerke vor allem bemüht, durch Vorträge, Filme über Unfallverhü¬
tung und Aufklärungsschriften auf die Gefahren und deren Vermeidung hinzuweisen. Weiters wurden gemein¬
sam mit dem Betriebsärztlichen Dienst, dem Unfallverhütungsdienstder Allgemeinen Unfallversicherungsan¬
stalt und dem Arbeiter-Samariter-Bund vier Erste-Hilfe-Kurse abgehalten.

Von den gemäß Arbeitnehmerschutzgesetzeingesetzten Sicherheitsausschüssen hielten die Ausschüsse für
die Kraftwerke Simmering und Donaustadt je drei Sitzungen ab. Der zentrale Sicherheitsausschuß der Wiener
Stadtwerke—Elektrizitätswerke trat einmal zusammen.

Im Jahre 1981 kam es in den Anlagen der Wiener Elektrizitätswerke zu fünf Bränden, wovon vier durch eige¬
nes Personal und einer mit Hilfe der Wiener Feuerwehr gelöscht werden konnte. Die meisten Objekte wurden
mehrmals, teilweise gemeinsam mit der Wiener Feuerwehr und dem Arbeitsinspektorat, auf Feuersicherheit
überprüft und in Ordnung befunden. Alle Handfeuerlöscherwurden entsprechend der Önorm von den Erzeu¬
gerfirmen überprüft.

Das chemische Laboratorium als staatlich autorisierte Prüfstelle' für Isolieröle führt außer den Untersuchun¬
gen für den Bedarf der werkseigenen Anlagen gegen Bezahlung der festgesetzten Honorarsätze auch solche für
fremde Firmen durch. Im Jahre 1981 wurden 8.010 Analysen durchgeführt. Zur Untersuchunggelangten Mine¬
ralölprodukte, vorwiegend Isolieröle(Neu- und Betriebsöle). Diese Untersuchungenwerden durchgeführt, um
die Einhaltung der vorgeschriebenenSpezifikationen, die Beurteilung der richtigen Eigenschaften, die Ver¬
wendbarkeit bzw. Betriebstauglichkeit zu kontrollieren. Außerdem wurden sämtliche im Bereich der Elektrizi¬
tätswerke ausgeführten Konservierungs- und Anstreicherarbeiten und die zur Verwendung gelangenden
Anstrichmittel überprüft, kontrolliert und beaufsichtigt.

Das physikalische Laboratorium ist ebenfalls staatlich autorisierte Prüfstelle und außerdem Prüfstelle des Ver¬
bandes der Elektrizitätswerke Österreichs. Es hat insgesamt6.620 Betriebsmittelprüfungen für die Wiener Elek¬
trizitätswerke und 1.340 für fremde Firmen durchgeführt. Ferner waren noch 590 Prüfungen an Verbrauchsge¬
räten, 730 Prüfaufträge für Installationsmaterial und 175 Prüfungen von Glühlampen, Leuchten und Zubehör
vorzunehmen sowie 9.811 Prüfzeichen und 2.823 Prüfzeichenurkundenauszugeben. Die für fremde Firmen
durchgeführten Prüfungen an Elektrogeräten, Installationsmaterial, Leuchten usw. dienten der Erlangung des
ÖsterreichischenPrüf- und Qualitätszeichens.

Gaswerke

Der Erdgasbezug der Wiener Stadtwerke betrug im Jahre 1981 1.202,043.896 m3, wovon 312,260.494 m3 ein¬
gespeichertesUdSSR-Erdgas abgezogen und 158,905.994 m3 UdSSR-Speicher-Entnahme zugerechnet werden
müssen. Die Abgabe ins Netz betrug 609,652.400 m3, der Meßverlust mit 3,2 Prozent 19,509.000 m3. Die nutz¬
bare Gasabgabe belief sich somit auf 590,143.400 m3, wobei bei einem Selbstverbrauch von 607.000 m3 an die
Tarifabnehmer insgesamt 589,536.400 m3 verkauft worden sind. Das sind um 9,8 Prozent weniger als 1980.

Im Jahre 1981 lag die tägliche Durchschnittstemperaturan 261 Tagen unter 16°C, was3.190 Gradtagszahlen
ergab. Die größte Stundenabgabean Tarifabnehmerbetrug 223.800 m3 und war am 21. Dezember von 7 bis
8 Uhr bei einer Tagesdurchschnittstemperaturvon —9,8°C zu verzeichnen. Zur größten Gasabgabe an Tarifab¬
nehmer innerhalb von 24 Stunden kam es gleichfalls am 21. Dezember mit 4,392.800 m3. Der stärkste Abgabe¬
monat war der Jänner. Die durchschnittliche Gasabgabe an Tarifabnehmer betrug 802 m3 je Konsument,
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845 m3 je Wohnungszähler, 361 m3 je Einwohner im Versorgungsgebiet. Der nutzbare Behälterraum erhöhte
sich auf Grund der Inbetriebnahme der beiden Kugelgasbehälter in Leopoldau um 280.000 m3 auf
1,696.000 m3. Der geometrische Behälterraum beträgt 1,722.000 m3.

Im Jahre 1981 wurde das MeßgebietW, bestehend aus 14. Bezirk — Hadersdorf-Weidlingau und aus Pur¬
kersdorf(NÖ), vermessen und die Grundeinstellungerrechnet. Somit können derzeit Kapazitätsberechnungen
für das gesamte Versorgungsgebiet mit Ausnahme des 1. Bezirkes durchgeführt werden. Für das Gebiet des
1. Bezirkes wurden die Vorarbeiten für die Ermittlung der Grundeinstellungvorgenommen. In einem großen
Teil der Gebietsregler des MeßgebietesA, Gebiet nördlich der Donau, wurden Quantometer mit Belastungs¬
schreibern eingebaut, um bessere Daten bezüglich Mengenverteilung, Belastungsspitzen usw. zu erhalten.

Im Zuge des Ausbaues der Betriebsanlagen  wurde im Werk Simmering  die Eigen¬
stromnotversorgungsanlage fertiggestellt. Der Ausbau der Erdgasgroßregelstation wurde beendet,gleichfalls jener
der Erdgasinjektoranlage als Ersatz für Gasfördereinrichtungen. Der Meßwertcomputer für den Erdgaslastvertei¬
ler konnte in Betrieb genommen werden. Die Odorisierungseinrichtungfür die Erdgashochdrucktransportlei¬
tung „West“ wurde bestellt und wird 1982 in Betrieb genommen. Im Zuge eines Neubaues einer Lagerhalle des
Hauptlagers für Fittings, Rohre, Bau- und Installationsmaterial wurden die Bauabeiten fast abgeschlossen, so daß
mit einer Inbetriebnahme im Frühsommer 1982 gerechnet werden kann. Im Werk Leopoldau  wurde
die Vorwärmeeinrichtungfür Erdgas aus der Erdgashochdruckleitung„Nord“ samt Gebäude in Betrieb genom¬
men. Der Ausbau der Vorregelstation sowie die Errichtung einer Regelstation für die Kugelgasbehälter wurden
beendet, die Anlage konnte in Betrieb genommen werden. In der Erdgasgroßregelstation wurden ferngesteuerte
Regelklappen eingebaut. Die Produktions- und Magazinsräume der ehemaligen Erdgasluftspaltanlage wurden
zu Räumen für den Gebrechendienstumgebaut. Die beiden Kugelgasbehälter wurden fertiggestellt und konn¬
ten in Betrieb genommen werden. Ferner wurden rund 1,3 km Hochdruckleitungenverlegt, und zwar in den
Bereichen West-Leitung (Kledering—Wienerberg), Süd-1-Leitung sowie die Leitungen zur Aufschließung des
Industrieparkes Wien-Nord und des Alberner Hafens.

Im Hauptrohrnetz für Erdgas  wurden 28.469 m Leitungen neu verlegt, davon 16.434 m Hoch-
und Mitteldruckrohrleitungenund 12.035 m Niederdruckrohrleitungen. Im Zuge der Rohrnetzsanierungwur¬
den 73.711 m Rohrnetz nach verschiedenen Verfahren saniert. Die Sanierungen erfolgten hauptsächlichim 2.,
9. und 14. bis 21. Bezirk. Aus Versorgungs- und Sicherheitsgründen und wegen Straßenbauten mußten
93.284 m Hauptrohrleitungengewechselt werden; davon waren 5.370 m Hoch- und Mitteldruckrohrleitungen
und 87.914 m Niederdruckrohrleitungen.

Außerdem wurden 235 m Hoch- und Mitteldruckrohrleitungen, 7.265 m Niederdruckrohrleitungen, insge¬
samt 7.500m, vorwiegend aus Sicherheitsgründenaußer Betrieb genommen. Die Konsumenten wurden über
andere Rohrstränge versorgt. Die Gesamtlängedes Rohrnetzes, einschließlichErdgas-Hochdrucktransportlei¬
tungen, betrug Ende 1981 2,880.378 m; davon entfielen 460.688 m auf das Hoch- und Mitteldruckrohrnetzund
2,419 690 m auf das Niederdruckrohmetz. Der Rauminhalt wurde mit 167.252 m3 beziffert; davon entfielen
61.955 m3 auf das Hoch- und Mitteldruckrohmetzund 105.297 m3 auf das Niederdruckrohrnetz.

Die Bauaufsicht  prüfte 1981 26.194 fremde Aufgrabungen. Im Zuge dieser Arbeiten wurden 2.603
Stellen am Hauptrohmetz und 6.204 Zuleitungen freigelegt. Insgesamt wurden 61 durchgerosteteStahlrohre,
153 Rohrbrüche, 1.614 undichte Muffen, 549 undichte Zuleitungen, 303 undichte Rohrschellen und
144 undichte Armaturen aufgefunden und die Schäden behoben.

Ende 1981 standen insgesamt 291 Druckregleranlagen  in Betrieb. Druckreduzierstationenzwi¬
schen den Transportleitungen und den Transportanschlußleitungenbestehen in Süßenbrunn, in der Ketzer¬
gasse, bei der Zentralwerkstätteder Verkehrsbetriebesowie in den Werken Simmering und Leopoldau.

Bei den Behältern und Gasförderanlagen  Baumgarten , Brigittenau und Wienerberg waren
laufend Erhaltungs-, (jberholungs- und Ausbauarbeitendurchzuführen. 954 Zuleitungen  wurden neu
hergestellt und 2.712 instand gesetzt, vom Gashauptrohmetz 249 Zuleitungen getrennt. Anläßlich der Herstel¬
lung von neuen Straßenbelägen mußten 133 Untersuchungen an Zuleitungen durchgeführtwerden. Insgesamt
bestanden am Jahresende 98.821 Zuleitungen.

Die Zahl der Gaszähler  hat sich im Jahre 1981 durch 6.583 Neuaufstellungen und 8.925 Wegnahmen
um insgesamt2.342 auf 759.464 mit einer maximalen Durchflußmengevon 6,340.107m3/h verringert. Davon
waren am Jahresende 720.227 oder 94,8 Prozent Wohnungszähler. Außerdem wurden 5 Münzgaszähler neu auf-
gestellt und 227 abmontiert. Am Jahresende standen in Waschküchen 5.591 Münzgaszähler, davon 3.742 in
Gemeindebautenund 1.849 in Privatbauten, außerdem 263 Hochleistungsgaszähler in Benützung. In den eige¬
nen Werkstätten wurden 83.846 Gaszähler untersucht, davon 2.200 wegen innerer Fehler oder gewaltsamer
Beschädigungeiner Generalreparatur unterzogen. 15.508 Stück wurden justiert und 19-775 der amtlichen
Eichung zugeführt. Außerdem waren noch an weiteren 13.878 Gaszählern kleinere Reparaturen durchzuführen.
Bei verschiedenenGaszähler-Erzeugerfirmenwurden auf Kosten der Gaswerke 3.333 Zähler repariert, 1.078
mußten kostenlos instand gesetzt werden, daß die Garantiefristder Firmen noch nicht abgelaufen war. 1981
wurden 52.010 Gaszählerfilter eingebaut, die einen sofort spürbaren Rückgang der Störungsanfälligkeit durch
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Staubeinwirkung bei den Gasgeräten bewirkten. An 32.413 von zuständigen Fachfirmen verlegten Leitungsanla¬
gen wurden von den Gaswerken Dichtheitsprüfungen  durchgeführt , wobei sich in 993 Fällen Bean¬
standungen ergaben. Der Hausdienst  wurde unter anderem zu 83.496 Zählerstandsablesungen, 20.351
Zählerüberprüfungennach Reklamationen sowie zu 50.140 Ausstellungen von Benützungsbewilligungen heran¬
gezogen. Außerdem wurden 70.877 (1980: 56.102) Funktionsüberprüfungenin Haushalten sowie Gewerbe- und
Industriebetrieben vorgenommen. Die Zunahme gegenüber dem Vorjahr resultiert hauptsächlich aus der
schwerpunktmäßigin bestimmten Gebieten durchgeführten Überprüfung von 5-1-Gasdurchlaufwasserheizem
ohne Abgasanlage, die vorgenommen wurde, um die Sicherheit beim Kunden zu gewährleisten. Ende 1981 ver¬
wendeten 13.423 Gewerbe- und 6.418 IndustriebetriebeGas. Die Gasgeräte und Gasfeuerstättenvon 37.086
Anlagen wurden überprüft und nach Möglichkeit instand gesetzt. Wo größere Arbeiten zur Behebung von Män¬
geln erforderlich waren, wurden die Inhaber aufgefordert, die Instandsetzungdurch Fachfirmen durchführen zu
lassen. Danach wurden die Geräte neuerlich überprüft.

Im Jahre 1982 wurden 19.076 Anträge mit einer Nennbelastungvon unter 500 kW erledigt, davon 19 072
mit einer Gesamtnennbelastungvon 466.577,01 kW genehmigt und 4 mit einer Gesamtnennbelastungvon
2.472 kW abgelehnt. Eine Nennbelastungüber 500 kW lag bei 31 Anträgen vor, wobei alle mit einer Gesamt¬
nennbelastung von 82.711,23 kW genehmigt wurden. Auf Grund der erteilten Genehmigungenkonnten 14.673
Gasheizkessel, 5.841 Strahler und Radiatoren, 1.308 Außenwandheizöfenund 89 Speicheröfen an das Gasnetz
angeschlossen werden.

Dem Gebrechenbehebungsdienst  gingen 106.672 Störungsmeldungen zu. Zu den 36.691
behobenen Störungen und Gebrechen kamen 743 Fälle, in denen Zuleitungen mit CO2 und Vakuum zu reini¬
gen waren. 69.238 Fälle betrafen Ein- und Abschaltungen sowie Untersuchungender Anlagen. Von den Störun¬
gen und Gebrechen entfielen unter anderem 11.487 auf Haushalts- und Gewerbegeräte, 19 337 auf Gaszähler
und Gaszählerverbindungen und 5.092 auf Zu- und Steigleitungen. Der Rostanfall bei den mit Erfolg durchge¬
führten Vakuumreinigungenvon 743 Zuleitungen ergab ein Gewicht von 96 kg.

Im Jahre 1981 ergaben sich insgesamt 68 Gasunfälle. Die Todesfälle waren 15 Unfälle durch Abgase und 4
Unfälle mit zweifelhafter Ursache. In 91 Fällen erkrankten Personen, und zwar 67 durch Abgase, 14 durch
Zündschläge, weitere 7 bei zweifelhaften Unfällen sowie 3 bei Selbstmordversuchen.

Der Werbe - und Beratungsdienst  mit der Informationsstellein der Mariahilfer Straße wurde
von 12.858 Personen besucht. Anläßlich der Ausstellung „senior aktuell“ vom 6. bis 10. Mai in der Wiener
Stadfhalle war ein Beratungsdienst eingerichtet, der 178mal beansprucht worden ist.

Die „Behördlich autorisierte Versuchsanstalt für Gas- und Feuerungstechnikder Wiener Stadtwerke— Gas¬
werke“ hat 120 Gasgeräte und Armaturen geprüft. Weiters wurden im Versorgungsgebiet 29 Anlagen zur Ertei¬
lung von Einzelgenehmigungenüberprüft sowie zahlreiche andere Prüfungen und Versuche, Heizwertbestim¬
mungen und Arbeiten verschiedener Art vorgenommen.

Die Entwicklung im Bereich der Sonderabnehmer zeigte im Jahre 1981 den gleichen positiven Trend wie im
Vorjahr. Der Schwerpunktdes Zuwachses lag dabei wieder bei den Blockheizwerken, und zwar mit 19 Anlagen
für Wohnbauten und 15 Anlagen für Betriebe und öffentliche Institutionen. Es konnten wieder mit einer Reihe
von IndustriebetriebenGaslieferverträge abgeschlossen werden. Als Sonderabnehmerwurden 46 Industrieanla¬
gen, 55 Gärtnereien und 237 Blockheizanlagen betreut, wobei 937 Erhebungen und 1.930 Geräteüberprüfungen
sowie 89 Erhebungen für Heizgasanträge über 500 kW Nennwärmebelastungerfolgten. Insgesamt 257 Anlagen
mit Gebläsebrennem waren am Aufstellungsort zu überprüfen, außerdem 216 Abgassammler und 224 Einzel¬
fänge mit insgesamt 1.513 Geräteanschlüssen. Dabei wurden 258 schadhafte Geräte festgestellt, 301 Abgasklap¬
pen mußten erneuert werden. Zur Behebung von Zugstörungen war die Errichtung von 8 Beistellfängen, die
Montage von 79 Fangaufsätzen und die Sanierung von 248 Abgassammlemerforderlich.

Verkehrsbetriebe

Die Fahrgastfrequenz im Gesamtbetrieb(Straßenbahn, Stadtbahn, U-Bahn und Autobus) ist gegenüber dem
Vorjahr um rund 1,9 Prozent auf 450,8 Millionen gestiegen. Der Vergleich mit den Ergebnissen des Jahres 1980
ist jedoch im Zusammenhangsowohl mit den Auswirkungen der Tariferhöhung per 1.Jänner 1980 als auch mit
jenen der Tarifreform per 1.Jänner 1982(Rückkauf bzw. Nachkauf, Minderkauf bzw. Mehrkauf) zu sehen. Bei
vorsichtigem Abwägen aller damit verbundenen Faktoren kann nunmehr auch langfristig mit einer günstigeren
Entwicklung gerechnet werden. Die Verkehrsverbesserungen, insbesondere durch die U-Bahn, und die sehr effi¬
ziente Fahrgastkontrollelassen in zunehmendem Maße gleichfalls positive Auswirkungenauf die Fahrgastfre¬
quenz erwarten. Die Wagennutzkilometer sanken im Gesamtbetrieb gegenüber 1980 um 5,823.642 km auf
86,167.554 km. Dieser Rückgang ist im wesentlichen auf die Reduzierung des Stadtbahnbetriebes zurück¬
zuführen.

Die Frequenz im Schienenbetrieb(Straßenbahn, Stadtbahn und U-Bahn) ist im Jahre 1981 um 2,6 Prozent
auf 367,7 Millionen gestiegen, die Wagen-Nutzkilometerleistungum 8,2 Prozent auf 67,9 Millionen Kilometer
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zurückgegangen. Im Jahre 1981 konnten durch Rationalisierungsmaßnahmeninsgesamt 87 Fahrbedienstete
eingespart werden. Per Jahresende wurden 18 Straßenbahnlinien ganztägig und 15 Straßenbahnlinien im
Abend-, Samstag- bzw. Sonn- und Feiertagsverkehr im Einmannbetriebgeführt, auf 30 Straßenbahnlinienan
Werktagen ganztägig schaffnerlose Beiwagen eingesetzt. Die StadtbahnlinienG und GD konnten am Jahres¬
ende bereits zu 55 Prozent mit Zügen der Wagentype E6 (cö) betrieben werden.

Eine Reihe von Betriebsmaßnahmen mußte auch 1981 getroffen werden-Um die Verlängerung bis zum Pra-
terstem zu ermöglichen, wurde die U-Bahn-Linie U 1 vom 31. Jänner bis 6. Februar zwischen Reumannplatz
und Stephansplatz kurzgeführt. Ab 16. Februar war das neue Verbindungsgleis von der Universitätsstraße zum
Dr.-Karl-Lueger-Ring für die künftige Straßenbahnlinie 2 befahrbar. Ab 21. Februar konnte der Strecken¬
abschnitt Nestroyplatz—Praterstern für den Probebetrieb freigegeben werden. Gleichzeitig wurde das Expedit
der U-Bahn-Linie U 1 in der Station Praterstern eröffnet. Am 28. Februar wurde der Fahrgastbetrieb zwischen
Nestroyplatz und Praterstem aufgenommen. Ab 1. März wurde im Zuge der Verlängerungder U-Bahn-Linie
U 1 das Oberflächennetz neu gestaltet. Die LinienA, Ak, B, Bk, 25 R/k und 43 wurden eingestellt. Neue Linien
sind die Linie 1 von Stadlauer Brücke über Taborstraße—Ring—Kai—Taborstraße zur Stadlauer Brücke; Linie
2 von Neuwaldegg über Ring—Kai nach Neuwaldegg; Linie 22 von Kaisermühlen zum Praterstem. Mit geän¬
derter Linienführung fährt die Linie 25 von Leopoldau zum Praterstem und die Linie 26 von Stadlau gleichfalls
zum Praterstem. Die LinieO wurde an Werktagen während der Früh- und Abendverkehrsspitzeab Praterstem
zum Elderschplatz verlängert. Ebenfalls ab 1. März befuhren die Züge der Linien N, 1 und 2 die neue Gleisan¬
lage am Julius-Raab-Platz.Am 8. Mai wurde im Gedenken an das Ableben des Herrn Stadtrates Heinz Nittel  in
der Zeit von 15 bis 15.05 Uhr der gesamte Verkehr der Wiener Stadtwerke — Verkehrsbetriebe für fünf
Gedenkminuten stillgelegt. Am 16. Mai wurde anläßlich der Eröffnung der Wiener Festwochen der Ringver¬
kehr in der Zeit von 14 bis ungefähr 23 Uhr im Bereich zwischen Stadiongasse und Schottentor eingestellt. Am
23. und 24. Mai mußte für die Linien 40 und 41, bedingt durch Arbeiten am Brückentragwerk der Vorortelinie
Gentzgasse, ganztägig ein Schienenersatzverkehrmit Autobussen eingerichtet werden. In diesem Zusammen¬
hang konnte auch die Linie9 an diesen beiden Tagen nur zwischen Mariahilfer Straße und Antonigasse verkeh¬
ren. Für den restlichen Streckenteil wurde ein Schienenersatzverkehr mit Autobussen eingerichtet. Am 30. Mai
wurde die Straßenbahnhaltestelle„Donauinsel“ auf der Floridsdorfer Brücke eröffnet. Am 6. Juni konnte am
Karlsplatz die Wendeanlage für die U-Bahn-LinieU 4 in Betrieb genommen werden.Ab 4.Juli, Betriebsbeginn,
mußten wegen Umbauarbeitenfür den U-Bahn-Betrieb der provisorische Abfahrtsbahnsteig, der Zugang vom
ÖBB-Bahnsteig und das Expedit in Hütteldorf aufgelassen werden. Am 28. August wurde für die Dauer der
Umstellungsarbeiten von Stadtbahn- auf U-Bahn-Betrieb zwischen Hütteldorf und Karlsplatz ein Schienener¬
satzverkehr mit Gelenkbusseneingerichtet. In diesem Zusammenhang mußten auch die Linien G und GD im
Streckenteil Währinger Straße—Meidlinger Hauptstraße sowie die U-Bahn-Linie U 4 zwischen Karlsplatz und
Meidling eingestellt werden. Mit gleichem Datum wurden die neuen Gleise in Seitenlage in der Jörgerstraße
zwischen Gürtel und Bergsteiggasse in Betrieb genommen. Am 31. August wurde die U-Bahn-Linie U 4 bis
Hietzing verlängert, die StadtbahnlinieW aufgelassen und ein Schienenersatzverkehrzwischen Hietzing und
Hütteldorf eingerichtet. Mit gleichem Datum konnte die neue Wendeanlagein der Station Meidling-Haupt¬
straße in Betrieb genommen werden. Ab 7. September wurde an Werktagen in den Spitzenzeiten jeder zweite
Zug der U-Bahn-Linie U 2 unter der BezeichnungU 2/4 über die Station Schottenringhinaus auf den Gleisen
der U 4 zurück zum Karlsplatz und weiter bis Hietzing geführt. Das Experiment dieses Mischbetriebes hat sich
jedoch nicht bewährt, so daß es am 28. September wieder eingestellt wurde. Am 26. September wurde anläßlich
des Festzuges„90 Jahre Ottakring bei Wien“ die Linie 46 in der Zeit von 14 bis 17.20 Uhr eingestellt. Ab
13. Dezember wurde im Streckenteil Hietzing—Hütteldorf der Probebetriebaufgenommen. Die Züge der U-
Bahn-Linie U 4 wurden ab Hietzing bis zur Endstelle Hütteldorf ohne Fahrgäste geführt. Ab 20. Dezember
wurde das letzte Teilstück der Linie U 4 von Hietzing bis Hütteldorf in Betrieb genommen. Im Zuge des
Beschleunigungsprogrammskonnten ab 31. Dezember die BetriebsgleisbögenSimmeringer Hauptstraße—
Gottschalkgasse—Sedlitzkygasse befahren werden.

Anläßlich der Wiener Frühjahrs- und Herbstmesse, der Wiener Festwochen, des Muttertages, von Veranstal¬
tungen im Wiener Stadion und auf den übrigen Sportplätzen, in der Wiener Stadthalle, auf dem Renn- und
Trabrennplatz und in der Kurhalle Oberlaa war ein vermehrter Wageneinsatz erforderlich. Veranstaltungenim
Radrennstadion, dem Praterfest, dem „Tag der offenen Tür“, der Wiener Festwocheneröffnung, dem Allerheili¬
genverkehr, dem Vorweihnachts-, Weihnachts- und Silvesterverkehr sowie dem Bäder- und Ausflugsverkehr
mußte ebenfalls durch ein verbessertes Platz- und Intervallangebot Rechnung getragen werden. Für den Schü¬
lerverkehr war die Straßenbahnlinie10 verstärkt zu führen.

Die größte Fahrleistung auf der Straßenbahn, ausgenommen jene am 1. November, wurde am Dienstag, dem
20. Jänner, mit 163.660 Wagennutzkilometern, auf der Stadtbahn am Dienstag, dem 27. Jänner, mit 46.287
Wagennutzkilometernund auf der U-Bahn am Mittwoch, dem 16. Dezember, mit 31.502 Wagennutzkilome¬
tern erzielt. Die saisonbedingten, periodischen Frequenzzählungen  durch die Schaffner wurden auch
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im Jahre 1981 wie üblich durchgeführt. Weiters erfolgten zu Verrechnungszwecken im März,Juli und Oktober
Fahrgastzählungen auf der S-Bahn.

Die Betriebsüberwachung  hat mit Hilfe von 118 Revisoren, 66 Kontrollorenund von 196 zusätz¬
lich geschulten Fahrscheinprüfem insgesamt 466.301 Wagenkontrollen (1980: 325.422) mit 125.575 melde¬
pflichtigen Vorgängen(70.589) durchgeführt. Es wurden hiebei 4,776.776 Fahrgäste(1980: 3,197.180) kontrol¬
liert und in 123.684 Fällen (59.784) Mehrgebühren eingefordert bzw. eingehoben. Vom 1. Oktober bis ein¬
schließlich 12. Dezember wurde eine spezielle Kontrollaktionmit dem Titel „Keine Schonzeit für Schwarzfah¬
rer“ durchgeführt, wobei 702.062 Fahrgäste kontrolliert und in 23.044 Fällen Mehrgebühren eingefordert bzw.
eingehoben wurden.

Neben dem normalen Dienst zu den Hauptverkehrszeitenwaren die Beamten der Betriebsüberwachung bei
verschiedenen Sonderveranstaltungen, wie zum Beispiel bei Ringablenkungen im Zusammenhang mit Demon¬
strationen, bei kirchlichen Umzügen, Sportveranstaltungenim Stadion und in der Stadthalle, tätig. Wieder hat
sich der betriebseigeneFunkwagendienstim Einsatz bei Verkehrsunfällenund Betriebsereignissen sowie bei
Störungsbehebungengut bewährt.

Im Lastenverkehr wurden für die Verkehrsbetriebeund private Baufirmen insgesamt4.361 Fahrten geleistet.
Im Jahre 1981 konnten 428 Männer und 51 Frauen für den Fahrdienst aufgenommen werden. Dem steht ein

Abgang durch Kündigung, Pensionierung oder Tod von insgesamt 287 Bediensteten gegenüber. 660 Bedien¬
stete wurden einer Grundausbildung zugeführt, davon 374 Bedienstete für den Fahrdienst und 286 für den
Schaffnerdienst. Außerdem wurden 2.623 Bedienstete als Stellwerkswärter, für den Zentralfriedhofsverkehr, als
Staplerfahrer und als Fahrscheinprüfer in Wiederholungsschulenund Seminaren ausgebildet, darunter 1.929 als
Fahrer und 694 als Schaffner, Fahrer und Lenker mit Schaffnerschule. Am Jahresende standen 35 Straßenbahn¬
linien, 2 Stadtbahnlinienund 3 U-Bahn-Linien in Betrieb.

Die Fahrgastfrequenz ist im Autobusbetrieb um 1,1 Prozent auf 83,1 Millionen Beförderungsfälle gesunken,
die Wagen-Nutzkilometerleistungum 1,5 Prozent auf 18,3 Millionen Kilometer gestiegen.

Im einzelnen wurden folgende wesentliche Betriebsmaßnahmen getroffen: Ab 1. März wurde aus kunden¬
dienstlichen und betriebstechnischenGründen die in Tarifgemeinschaft mit den Wiener Stadtwerken —Ver¬
kehrsbetriebe geführte Autobuslinie 46 B der Firma Dr. Richard im Linienteil Maroltingergasse—An der Schei¬
benwiese mit dem neuen Liniensignal 45 B betrieben. Für den Streckenteil Maroltingergasse—Wilhelminen¬
berg—Maroltingergasse blieb das Liniensignal 46 B erhalten. Insgesamt wurden 3 Haltestellen aufgelassen, 19
neu errichtet, 13 für ständig verlegt und 5 in Doppelhaltestellenfür Autobus- und Straßenbahnbetriebumge¬
wandelt. Vorübergehende Verlegungen sind in diesen Zahlen nicht enthalten. Ein Autobusersatzverkehrwurde
für 31 Linien der Straßenbahn, Stadtbahn und U-Bahn eingerichtet. Außerdem mußten zahlreiche Sonderfahr¬
ten auf Bestellung durchgeführt werden. 156 Bedienstete wurden einer Grundausbildungzugeführt, und zwar
119 für den Autobuslenkerdienstund 37 für den Verschublenkerdienst. Ferner wurden 816 Bedienstete auf
anderen Gebieten, und zwar 559 als Lenker für Sondertypen und mit Wiederholungsschulungen257 als Lenker
im allgemeinen, ausgebildet. Der Wagenpark für den Linien- und Mietwagenverkehr bestand mit Jahresende
aus 386 Autobussen. Die größte Fahrleistung im Autobusbetriebwurde am Montag, dem 14. Dezember, mit
55.121 Wagennutzkilometernerzielt. Ende 1981 standen 40 Autobuslinien in Betrieb.

Die Abteilung für Betriebsangelegenheiten und elektrische Streckenausrü¬
stung  der U-Bahn hat 1981 folgende Arbeiten durchgeführt: Nach Beendigung der Montagearbeiten für die
betriebstechnischeund elektrische Streckenausrüstungkonnte der Streckenabschnittder Linie U 1 zwischen
Nestroyplatz—Praterstern am 28. Februar eröffnet werden. Nach Abschluß der umfangreichenUmstellungsar¬
beiten konnte der U-Bahn-Betrieb am 31. August zwischen Meidling-Hauptstraße und Hietzing aufgenommen
und am 20. Dezember bis Hütteldorf erweitert werden. In enger Zusammenarbeitmit den Magistratsdienststel¬
len, den Elektrizitätswerken sowie den Zivilingenieurenwurden Linienvarianten der U 3 und U 6 untersucht
und beurteilt, außerdem Stationsplanungen für beide Linien durchgeführt. Für den zu errichtenden Bahnhof
Erdberg sind verschiedene Untersuchungenüber Varianten bezüglich Wagenabstellkapazität ausgearbeitet wor¬
den. Weiters ist ein ausführlicher Organisationsplan für die erforderlichen Umbauphasendes Oberbaues bei der
Linie U 2 erstellt worden. Die Traktionsstromanlagen, die Stromschienen, Verkabelungen sowie die Errichtung
von Schaltanlagen wurden für die Betriebsaufnahmender U 1 bis Praterstem und der U 4 bis Hütteldorf ter¬
mingerecht fertiggestellt. Dies gilt auch für die notwendige Niederspannungs- und Notstromanlage. Für die in
Betrieb genommenen Stationen konnten auch die Fernwirkanlagen in der Leitstelle und in den Stationsüberwa¬
chungen betriebsbereit zur Verfügung gestellt werden. Die Stromversorgungsanlagen wurden baufortschreitend
auf der Linie U 1 vom Praterstern bis nach Kagran fortgesetzt. Für die in Betrieb gegangenen Stellwerke und
Sicherungsanlagen Praterstern und Hütteldorf erfolgten termingerecht die Überprüfungenund somit auch die
Betriebsbewilligungen durch die Aufsichtsbehörde. Die Projektierung und Montage des Stellwerkes Kagran
wurden dem Baufortschritt angepaßt. Die Montage der Stationsüberwachungen, der Fernsehüberwachung, des
Funkes, der Telephonanlagen, Notrufstellen, Uhren- und Zugzielanzeigeranlagenwurde in den in Betrieb
gegangenen Teilabschnitten rechtzeitig abgeschlossen. Im Teilabschnitt der Linie U 1 (Praterstern—Kagran)
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wurde die Installation der femmeldetechnischenAnlagen fortgesetzt. Die maschinellenEinrichtungen der U 1
und U 4 wurden von der Aufsichtsbehörde genehmigt und in Betrieb genommen. Zu dem von der MA 32 vor¬
gelegten Bericht über die Tunnellüftungsanlagen wurden die Planungen für den Ausbau der Schwallüftungsan-
lagen für weitere Linien ausgearbeitet. Die Femsteuerwarte der Stromversorgung wurde für die Inbetriebnahme
der Teilabschnitte der U 1 und U 4 fertiggestellt, an der Erweiterung der Anlage bis Kagran gearbeitet und die
zentrale Stationsüberwachungauf die eröffneten Teilabschnitte ausgedehnt. Das Zentralstellwerk Karlsplatz
Wurde für die in Betneb gegangenen Teilabschnitte der Linien U 1 und U 4 weiter ausgebaut.

Die Abteilung für bautechnische Angelegenheiten  der U-Bahn hat 1981 folgende Arbeiten
durchgeführt: Auf der Linie U 1 wurden in der Station Praterstem vor der Eröffnung am 28. Februar die restli¬
chen Oberbauarbeitendurchgeführt, der U-Bahn-Oberbau bei der Reichsbrücke bzw. die Gleisbauarbeiten zwi¬
schen Reichsbrücke und Kagran abgeschlossen und in der Abstellhalle Kagran die restlichen Gleise verlegt. Im
Bereich der U-Bahn-Linie U 2 wurden Rest- und Ausbesserungsarbeitendurchgeführt. Auf dem U-Bahn-
Betriebsbahnhof Wasserleitungswiese wurde mit dem Bau von zusätzlichen Nebengebäudenbegonnen. Weiters
konnten im Bereich Julius-Raab-Platz die Tiefbauarbeiten für das Abzweigungsbauwerk zur U 3 abgeschlossen
werden. Die bereits im Vorjahr begonnenen Arbeiten zur Herstellung einer Wende- und Abstellhalle am Karls¬
platz wurden weitergeführtund abgeschlossen. Die Gleis- und Tiefbauarbeiten wurden sowohl im Streckenab¬
schnitt Meidling und Braunschweiggasse als auch in den Wendeanlagen Meidling und Hietzing abgeschlossen,
so daß«am 31. August die U 4 bis Hietzing verlängert werden konnte. Weiters mußten noch die Bahnsteige in
Meidling, Schönbrunn und Hietzing gehoben werden. In den Stationen Braunschweiggasse, Unter St. Veit und
Ober St. Veit wurden die Baumeisterarbeiten abgeschlossen und die Bahnsteige bis auf Restarbeiten fertigge¬
stellt. Auch die Arbeiten an den Aufnahmegebäudenin den Stationen Unter St. Veit und Ober St. Veit wurden
weitgehend abgeschlossen, der Innenausbau konnte bis auf Restarbeiten vollendet werden. Nach Einstellung
des Stadtbahnbetriebes konnten die Arbeiten für die Bahnhofsanlagen Hütteldorf in vollem Umfang aufgenom¬
men werden. Für den Bereich des Aufnahmegebäudes, des Bahnsteiges einschließlich Stellwerk und Expedit
sowie für das Unterwerk und diverse Betriebsräume wurden die Baumeisterarbeiten abgeschlossen. Die Bauar¬
beiten für die Gleise 1 und 2 einschließlich ihrer Verbindung zwischen Hütteldorf und Ober St. Veit konnten
ebenfalls termingerecht beendet werden. Mit den Arbeiten an der Hallenkonstruktion für die zukünftige
Abstellhalle wurde begonnen. Die Abteilung für bautechnischeAngelegenheiten der U-Bahn hat im eigenen
WirkungsbereichPlanungsarbeitenfür den U-Bahn-Betriebsbahnhof Erdberg, die Stationen Michelbeuern und
Längenfeldgasse(U 4 und U 6) durchgeführt, wobei das Projekt Michelbeuem abgeschlossen werden konnte.
Weiters hat die Abteilung an den Planungsarbeiten der MA 18 und MA 38 mitgearbeitet.

Der Wagenpark der Straßenbahn , Stadtbahn und U - Bahn  umfaßte Zujahresbeginn 1981
einen Gesamtstand von 1.737 Personenfahrzeugen, der sich in 760 Straßenbahn-Triebwagen und 637 Straßen¬
bahn-Beiwagen, in 92 Stadtbahn-Triebwagen und in 108 Stadtbahn-Beiwagen sowie in 120 U-Bahn-Doppel-
triebwagen gliedert. Wegen Überalterung, Fahruntauglichkeit bzw. Übernahme in den Stand der Hilfsfahrzeuge
wurden 15  Triebwagen der TypenreihenLj, L4, T2, Ci und Ni sowie 69 Beiwagen der Typenreihen ci, 1, I3 und
n2 ausgeschieden. 2 Einmann-Gelenktriebwagender Reihe E2, 8 Zweirichtungs-GelenktriebwagenE«. und 7
Gelenkbeiwagender Type C6 sowie 12 U-Bahn-Doppeltriebwagenwurden angeschafft. Somit umfaßte der
Wagenpark zum Jahresende 1.624 Personenfahrzeuge, und zwar 721 Straßenbahn-Triebwagen und 642 Straßen¬
bahn-Beiwagen, 68 Stadtbahn-Triebwagen und 61 Stadtbahn-Beiwagen sowie 132 U-Bahn-Doppeltriebwagen.
Beim Straßenbahnbetriebbeträgt der Stand an sechsachsigen Gelenktriebwagenderzeit 483 Wagen, das sind
67 Prozent aller Straßenbahn-Personentriebwagen; beim Stadtbahnbetrieb beträgt der Stand an sechsachsigen
Gelenktriebwagenderzeit 26 Wagen (38 Prozent aller Stadtbahn-Personentriebwagen) und an sechsachsigen
Gelenkbeiwagen derzeit 17 Wagen (28 Prozent aller Stadtbahn-Personenbeiwagen). Insgesamt standen somit
698 Triebwagen und 642 Beiwagen für den schaffnerlosen Beiwagenbetrieb zur Verfügung, wobei von den
Triebwagen 393 Gelenkzüge für den Einmannbetriebverwendbar sind.

Im Wagenpark der Autobusse  wurden im Jahre 1981 10 Gelenkzugautobusseder Type GU
230/54/69/A und 27 Normalautobusse der Type GS LU 200/M 11 in Betrieb genommen. Die neuen Autobusse
sind für den Einmannbetrieb mit Funk- und Tonbandgerätensowie mit automatischen Rollbandapparatenzur
Fahrtzielanzeige in Front und an der Seite ausgestattet. Sowohl die Normalautobusseals auch Doppeldeck¬
autobusse werden mit einem reinen Flüssiggasmotor betrieben, die Gelenkzugautobussesind hingegen mit
einem Motor für Flüssiggasmischbetrieb ausgerüstet. Im Jahre 1981 wurden 22 Normalautobusse, 9 Gelenkzug¬
autobusse und 1 City-Bus ausgeschieden. An Sonderfahrzeugen wurden zwei Lastkraftwagen(ausgestattet mit
Kipper, Kran und Schneepflug), zwei Schweißwagen, ein Oberleitungs-Rüstwagen mit Gelenksteiger, ein Ober¬
leitungs-Revisionswagen mit Scherenhubbühneund ein Pritschenwagen mit Ladebordwand in Betrieb genom¬
men. Mit der Anschaffung eines dritten Universalrüstwagens wurde das Emeuerungsprogrammder Rüstwagen
fortgesetzt. Für die Garage Spetterbrückewurde ein zweiter Flüssiggasbehälter angeschafft. Weiters konnte das
Erneuerungsprogrammder Bremsprüfständemit der Inbetriebnahme des letzten Prüfstandes in der Garage
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Vorgarten abgeschlossen werden. Insgesamt standen 386 Autobusse zur Verfügung, davon sind 67 Doppeldeck¬
autobusse, 144 Gelenkzugautobusse, 154 Normalautobusse und 21 City-Busse.

Unter den Hochbauarbeiten  sind die Bauarbeiten zur Errichtung eines Stationsgebäudes und von
vier Wartehallen im Bereich der Haltestelle der Straßenbahnlinien132 und 331 am Friedrich-Engels-Platz zu
nennen, die im Juli planmäßig abgeschlossen wurden. Für das Fahrpersonal der Straßenbahnlinien40 und 41
wurden die Gaststättenräumein 18, Simonygasse 12, in den Monaten August bis September zu Wagenabferti¬
gungsräumen umgebaut und im Oktober in Betrieb genommen. Das ehemalige Wagenabfertigungsgebäude
mußte im Zuge des Ausbaues der Vorortelinie abgetragen werden. In der Garage Raxstraße wurde im Septem¬
ber mit dem Neubau einer zusätzlichen Abstellhalle für Autobusse begonnen, in der Zentralwerkstätte eine
Flüssiggas-Tankanlage mit einer Zapfsäule und einem Flüssiggasbehälter für 4.800 Liter errichtet. In den Statio¬
nen Braunschweiggasse bis Hütteldorf wurden die Sanitär-, Heizungs- und Lüftungsinstallationen sowie Reini¬
gungsarbeitendurchgeführt. Die Bauarbeiten für die Generalinstandsetzungeiniger Wohnhausanlagenim 10.
und 19. Bezirk nach § 7 des Mietengesetzes konnten abgeschlossen werden.

Bedingt durch die Betriebsaufnahme der U 1 bis Praterstem und der damit verbundenen Linienänderungen
der Straßenbahn wurde die definitive Gleisanlage  am Julius-Raab-Platz in Betrieb genommen. Auf
Grund des Umbaues der Kreuzung Landesgerichtsstraße—Universitätsstraße wurde die Doppelgleistrasse im
Kreuzungsbereich Universitätsstraße bis Frankhplatz den örtlichen Gegebenheitenangepaßt. Durch den Neubau
des Universitätszentrums und die Überbauung des Franz-Josefs-Bahnhofes sowie durch den damit verbundenen
Straßenumbau wurde eine Umlegung der Gleistrasse in der Althanstraße notwendig. Zur Verbesserungder
Umsteigemöglichkeitenzwischen den Linien 6, 15A und 71 und zur Schaffung einer zusätzlichenUmkehr¬
möglichkeit für die Linie 71 wurde die Schleife Gottschalkgasse—Sedlitzkygasse—Grillgasse umgebaut. Die
notwendige Gleisemeuerungin der Jörgerstraße im Bereich Gürtel bis Elterleinplatz wurde zum Anlaß genom¬
men, die Doppelgleistrassein Seitenlage als selbständigen Gleiskörper zu verlegen. Im Bereich Grinzinger
Allee—An den langen Lüssen wurde die Doppelgleistrasse verlegt, um die dort herrschende Verkehrssituation
zu entschärfen. Im Zusammenhang mit der Erweiterung der U-Bahn-Linie U 1 bis Kagran konnten die Vorar¬
beiten für den Anschluß der Straßenbahnlinien25 und 26 an das U-Bahn-Netz abgeschlossen werden. Weiters
erfolgten noch einige größere Gleiserneuerungenund Ergänzungen sowie an 52 Stellen im Gleisnetz kleine
Gleisbauten. Mehrere Haltestelleninseln wurden verlängert bzw. neu gebaut.

In der Zentralwerkstätte  mußten insgesamt1.481 Schienenfahrzeuge(943 Triebwagen und 538 Bei¬
wagen), 2.247 Kraftfahrzeuge(davon 1.115 Autobusse) und 1.052 Drehgestelle repariert werden. Im Rahmen
des Beschleunigungsprogramms konnte die Ausrüstung der Wagentypen Ee, Eie , c, C2, cs und er mit „Schnell¬
abfertigung“ abgeschlossen werden. Somit sind alle Einmannzüge, die mit den Triebwagen der Type Ee und
Eie und den dazugehörigenBeiwagen geführt werden, für das beschleunigte Abfertigungsverfahren eingerich¬
tet. Die Hauptuntersuchungen an U-Bahn-Wagen wurden ab September 1981 im zweiwöchigen statt dreiwö¬
chigen Rhythmus durchgeführt.

Bis zum Jahresende ereigneten sich im Straßenbahn-, Stadtbahn- und U-Bahn-Betrieb insgesamt4.088, im
Autobusbetrieb 1.124 Unfälle.  An Haftpflichtentschädigungenund Renten für Körperverletzungensowie
Entschädigungen für Sachschäden mußten insgesamt 11,5 Millionen Schilling gezahlt werden. Schadenersatzan¬
sprüche wurden in der Höhe von 17,0 Millionen Schilling geltend gemacht.

Städtische Bestattung

Der Städtischen Bestattung wurden im Jahre 1981 21.866 Bestattungen zur Durchführung übertragen, wobei
der auf Kremationen entfallende Anteil 3.967 Fälle oder 18,2 Prozent betrug. Weitere Aufträge betrafen 1.997
Exhumierungenund Wiederbeerdigungensowie 727 Überführungen in das In- und Ausland. Überführungen
im Wege des Flugtransportes wurden nach Ägypten, Australien, Bulgarien, in die Bundesrepublik Deutschland,
nach Griechenland, Großbritannien, Irak, Iran, Israel, Italien, Jordanien, Norwegen, Schweden, Syrien, in die
Türkei und in die USA übernommen. Überführungen auf dem Landweg wurden in die Bundesrepublik
Deutschland, CSSR, nach Italien,Jugoslawien, Rumänien, in die Schweiz und nach Ungarn durchgeführt. Ein¬
schließlich verschiedener anderer Leistungen wurden der Städtischen Bestattung im Jahre 1981 insgesamt
29.507 (1980: 29.408) Aufträge erteilt. Davon hat das Unternehmen 624 zu eigenen Lasten durchgeführt, weil
Hinterbliebene fehlten, die für die Kosten aufgekommenwären.

Der Anteil, den das Unternehmen an Wiener Bestattungen hat, lag bei 95,3 Prozent, den Rest besorgten
Pächter von Konzessionender Städtischen Bestattung in den an Wien angrenzenden Gemeinden oder Erfül¬
lungsgehilfen des Unternehmens. Mit 2.893 Fällen wurden im Jänner die meisten Aufträge übernommen, wäh¬
rend die niedrigste Auftragszahl im September mit 2.195 Fällen zu verzeichnen war.

Der Fuhrpark  hatte eine Fahrleistung von rund 777.000 km zu verzeichnen, das sind um 12.000 km
weniger als im Vorjahr. Auf den einzelnen Auftrag entfielen etwa 26 km, wobei die tägliche Leistung von etwa
3.050 km der Entfernung von Wien nach Gibraltar entspricht.
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Das Unternehmen verfügte Ende 1981 über 20 Fourgons, 15 Glas- und Blumenwagen, 8 Konduktwagen
sowie über 17 sonstige Fahrzeuge für Wirtschafts-, Mannschafts- und Kurierfahrten.

Im Sargerzeugungsbe trieb  wurden 48.892 Särge, und zwar um rund 1.400 mehr als im Vorjahr,
hergestellt. Ein Teil der Sargproduktionist für den Verkauf an Bestatter in den Bundesländern bestimmt.

Die Anzahl der dem Unternehmen erteilten Aufträge für künftige Bestattungen(Lebzeitenaufträge) verrin¬
gerte sich gegenüber dem Jahre 1980 um 0,5 Prozent auf 2.519.

Am 25. März wurde auf dem Friedhof Großjedlersdnrf Hip Aufbahrungohallc wegen Inslaiidseizungsarbeiten
für Bestattungen gesperrt. Im Zuge der Neugestaltung des Aufbahrungsraumes wurde auch die Möglichkeit zur
Abhaltung von Kremationsfeiem geschaffen, außerdem eine Anlage zur Wiedergabe von Tonbandmusik instal¬
liert. Für die Zeit des Umbaues stand eine provisorische Aufbahrungshallezur Verfügung. Auf dem Friedhof
Altmannsdorf wurde am 8. Mai die nach den Plänen von Prof. Dipl.-Ing. Erich Boltenstern  umgebaute Aufbah¬
rungshalle wieder in Betrieb genommen. Bei der Innenausgestaltung der Halle wurden jene Überlegungen, die
für alle umgebauten AufbahrungshallenGeltung haben, beibehalten. Die Aufbahrungshalleauf dem Friedhof
Altmannsdorf war die erste Halle, die nach Aufhebung des Sperrfriedhofbeschlusses durch den Gemeinderat
einer Umgestaltungunterzogen wurde. Die vorgesehenen Renovierungs- und Instandsetzungsarbeitenin den
Aufbahrungshallen auf den Friedhöfen Grinzing, Hietzing, Ober St. Veit, Südwest, Erlaa, Hernals, Heiligenstadt
und Nußdorf wurden plangemäß durchgeführt. Ebenfalls renoviert wurde die in der Zentrale des Unterneh¬
mens untergebrachte Anmeldestellefür Todesfälle(Filiale4), die nicht mehr den für den Kundendienst gelten¬
den Grundsätzenentsprach. Instandsetzungsarbeitenkleineren Umfanges wurden in den Filialen8 und 13 und
in den Betriebsstellen 11 und 21 durchgeführt. Die Umbauarbeiten an der seit 4. Februar 1980 gesperrten Auf¬
bahrungshalle 1 auf dem Wiener Zentralfriedhof konnten termingerecht fortgesetzt werden. Auf Grund des
Baufortschrittes ist anzunehmen, daß die Arbeiten bis Ende 1983 bzw. Anfang 1984 abgeschlossen sein werden.
Seit 7. September werden in der Feuerhalle Stammersdorf bis auf weiteres keine Kremationen mehr vorgenom¬
men, sondern alle Einäscherungen in der Feuerhalle Simmering durchgeführt. Das Unternehmen beobachtet
laufend, ob sich dadurch Mehrbelastungen ergeben bzw. ob sich diese in vertretbaren Grenzen halten.

Die für Wien überaus schwierige Regelung bezüglich der Blumenspenden bei Kremationenwurde auf Grund
von Anregungen aus dem Kreise der Hinterbliebenen abgeändert. Die Änderung besteht darin, daß Blumen¬
spenden auch auf ein auf demselben Friedhof vorhandenes Urnengrab gebracht werden. Im Hinblick auf den
sehr beschränktenPlatz können allerdings höchstens drei Kränze oder die entsprechende Anzahl von Blumen¬
sträußen, deren Auswahl die Hinterbliebenen treffen, auf dem Umengrab abgelegt werden. Blumenspenden,
über die nicht verfügt wird, werden von der Städtischen Bestattung der Friedhofsverwaltung übergeben, die sie
ihrem natürlichen Vergehen zuführt.

Mit Jahresbeginn 1981 wurde die Hauptbuchhaltungan die im Oktober 1980 neu installierte Datenverarbei¬
tungsanlage angeschlossen. Ab diesem Zeitpunkt werden sämtliche Daten der Finanzbuchhaltung sowie der
Betriebsabrechnung und Kalkulation in Form einer kontenlosen Buchführung abgewickelt.

Die im Jahre 1971 installierte ortsfeste Funkanlage, die dazu dient, die Abholung Verstorbener wirtschaftlich
und rasch durchzuführen, mußte auf Grund häufiger Störungen durch eine neue Anlage ersetzt werden. Diese
wurde im Dezember 1981 in Betrieb genommen.

Wie alljährlich wurden am 1. November in den Aufbahrungshallen auf verschiedenen Wiener Friedhöfen von
den Religionsgemeinschaften Totengedenkfeiem abgehalten und bei den Mahnmalen für die Gefallenen der
beiden Weltkriege von diversen Verbänden Gedenkfeiern veranstaltet. Zu diesen Feiern stellte das Unterneh¬
men Aufbahrungsgegenständeund Personal zur Verfügung.

In der Schriftenreihe über das österreichische Bestattungswesen wurde der dritte Teil mit dem Titel ^Aus¬
zeichnungen und Ehrungen“ herausgebracht. Dieses Buch, das als Hilfsmittel für die Anordnung der Orden und
Ehrenzeichen bei einer Trauerfeier bzw. in den Trauernachrichtendienen soll, ist als Arbeits- und Schulungsbe¬
helf für die Mitarbeiter des Unternehmens, aber auch für die Berufskollegen in den Bundesländern bestimmt.
Als vierter Teil wurde in derselben Schriftenreiheein Fragenkatalog für die im Rahmen des Befähigungsnach¬
weises abzulegende Prüfung veröffentlicht, der dem Prüfungswerber die Möglichkeit bieten soll, sein Wissen zu
kontrollierenund zu vervollständigen.

Der Preisunterausschußder Paritätischen Kommission hat den Sargerzeugemam 17.Juni eine Preiserhö¬
hung bei den Hartholzsärgenum maximal 8 Prozent und bei Weichholzsärgenum maximal 6 Prozent zuer¬
kannt. Ebenfalls mit Genehmigung des Preisunterausschusses der Paritätischen Kommission wurden die einge¬
tretenen Lohn- und Gehaltserhöhungen in Entsprechung der Personaltangente auf die Verkaufspreisefür
Metallsärge und Einsätze umgelegt. Die Erhöhung betrug durchschnittlich 2,5 Prozent.

Die Mitarbeiter des Unternehmens, insbesondere jene, die, in welcher Funktion immer, mit Hinterbliebenen
in Kontakt kommen, werden —unabhängig von der ersten Einschulung— immer wieder Schulungen unterzo¬
gen. Auf diese Weise soll der Gefahr der Abstumpfung entgegengewirkt und das kundenfreundlicheVerhalten
auf jenem Niveau erhalten werden, das vom Unternehmen seit jeher angestrebt wird und auch vielfach Aner¬
kennung findet. Im Rahmen der betrieblichen Fort- und Weiterbildungwurden im März von Herrn Universi-
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tätsprofessor Dr. Sorantin  vom Institut für Strahlenschutz des österreichischen ForschungszentrumsSeibersdorf
zwei Vorträge zum Problemkreis der Abholung kontaminierter Verstorbener abgehalten.

Das im Zentralgebäudedes Unternehmens untergebrachte Museum wurde im Jahre 1981 von 643 Personen
besucht, davon waren rund 280 Ausländer aus neun europäischenund fünf außereuropäischenStaaten.

Im Jahre 1981 wurden die bestehenden internationalen Kontakte mit anderen Bestattungsuntemehmungen
und Vereinigungenintensiviert. So ist es erstmals gelungen, daß der Direktor der Städtischen Bestattung und
dessen Vertreter in ihrer Funktion als Präsident bzw. Generalsekretät der EuropäischenBestatter-Union an der
Mitgliederversammlung der Association Europeene de Thanatologie, des zweiten großen europäischen Bestat¬
terverbandes, teilnehmen konnten. Dabei wurde nicht nur die angestrebe Annäherung der beiden Verbände
erreicht, sondern auch festgelegt, daß die Vertreter der beiden Verbände bei den Versammlungendes jeweils
anderen Verbandes anwesend sein werden. Zum Wohle der Hinterbliebenen muß versucht werden, daß die der
Association Europeene de Thanatologie angehörenden Bestatterverbände die Unterzeichnung des Straßburger
Übereinkommens über die Leichenbeförderungbei ihren Regierungenbefürworten. So wichtige Staaten wie
Frankreich, Spanien, Großbritannien und die Bundesrepublik Deutschland sind diesem Abkommen bisher
nicht beigetreten.

Im Rahmen eines Festaktes wurde am 21. Dezember im Beisein des Herrn Bürgermeisters der scheidende
Direktor des Unternehmens, Herr OSR Dr.Jerusalem,  mit Wirkung ab 31. Dezember 1981 verabschiedet und
der neue Direktor, Herr SR Dkfm. Knispel,  mit Wirkung ab 1.Jänner 1982 in sein Amt eingeführt.

Das Unternehmen wurde 1981 mit folgenden Bestattungsfeiern besonderer Art, in der Reihenfolge ihres zeit¬
lichen Ablebens, betraut: Dr. Robert Pollak,  Sektionschef im Bundesministerium für Finanzen; Lieselotte
Krauspe-Medelsky,  Burgschauspielerini. R., Dr. Stefan Wirlander,  Generaldirektor-Stellvertreteri. R. der Öster¬
reichischen Nationalbank; Dipl.-Brau-Ing. Dr. nat. techn. h. c. Manfred Mautner-Markhof;  Gustav Hessing,  aka¬
demischer Maler, Leiter der Meisterschule für Malerei an der Akademie der bildenden Künste in Wien; Profes¬
sor h. c. Robert Fuchs,  akademischerMaler; Dipl.-Ing. Alois Joklik,  Direktor i. R. des Gaswerkes Wien-Simme-
ring; General der Infanterie i. R. Johann Freihsler,  Bundesminister a. D.; Paul Hörbiger,  Volksschauspieler;
Dr. Erich Thanner,  Schriftsteller; Adrian Hoven(Wilhelm Hofkirchner), Schauspieler; Karl Friedrich,  Kammer¬
sänger; Dr. Franz Glück,  Gründer und Leiter des Historischen Museums der Stadt Wien; Domkapitular Prälat
Dr. Franz Gstaltmeyr,  Pfarrer von Rudolfsheim; Professor Leo Lehner,  Gründer der Chorvereinigung „Jung
Wien“; AmtsführenderStadtrat Heinz Nittel;  Erster Vizepräsident der OesterreichischenNationalbank, Dr. Karl
Mantler,  Generaldirektor der Zentralsparkasse und Kommerzialbank Wien a. D.; Regierungsrat Friedrich
Seipelt,  Vorsitzenderder UEFA-Schiedsrichterkommission; Dr. jur. et mag. pharm. Emil van Tongel,  Abgeord¬
neter zum Nationalrat a. D.; Exhumierung und Wiederbeerdigungvon Pater Anton Maria Schwartz  zwecks
Rekognoszierungim Sinne des Kirchenrechtes; Wilhelm Weber,  Bezirksvorsteher a. D.; Peter Freiherr von
Tschugguel zu Tramin,  Schriftsteller; Prälat Hofrat Dr. Franz Denk,  Ehrenbruderder Barmherzigen Brüder; Karl
Bosse,  Schauspieler; Kaplan Friedrich Pechtl,  Seelsorger der österreichischenSportler bei Olympischen Spielen
und Weltmeisterschaften; Ferry Wilhelm Gebauer,  Dichterkomponist und Marschkönig; o. Universitätsprofes¬
sor Dr. med. Wilhelm Auerswald,  Vorstand des Institutes für Medizinische Physiologie; Antonia Platzer;
Gemeinderata. D. und Mitglieda. D. des Wiener Landtages; Dr. Wilfried Platzer  a. o. und bev. Botschafteri. R.,
ehern. Generalsekretär für Auswärtige Angelegenheiten; UniversitätsprofessorDr. Leopold Breitenecker,  Sek¬
tionschef, ehemaliger Vorstand des Institutes für Gerichtliche Medizin der Universität Wien; Rudolf Prack,
Filmschauspieler; P.Alois Joseph Bischof  SJ,Jesuitenpater; P. Dr.Anton Vogel  SJ,Jesuitenpater;Oberstudienrat
ProfessorP. Aegid Josef Traunmüller  OSB und Pfarrer Volkmar Rogier,  Landessuperintendenti. R.
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Fremdenverkehrsverband für Wien
Das Fremdenverkehrsjahr 1980/81 übertraf in seinem Ergebnis sogar noch das Rekordjahr

1980 um fast 1,1 Prozent; im Kalenderjahr 1981 betrug die Zunahme sogar 2,2 Prozent gegenüber dem Vor¬
jahr. Bemerkenswert ist allerdings die Tatsache, daß bei steigenden Ubernachtungszahlendie Zahl der Ankünfte
erstmals seit 1975 rückläufig war. Besonders deutlich ist dieser Trend der rückläufigen Zahl an Ankünften in
den gewerblichenBeherbergungsbetriebenmit minus 1,3 Prozent ausgeprägt. Insgesamt besuchten im Frem¬
denverkehrsjahr1980/81 1,683.000 Gäste unsere Stadt und verbrachten 4,650.000 Nächte.

Außer dem Tourismus aus dem Inland (+ 2,8%) nahm auch die Übemachtungszahlder Besucher aus der
BundesrepublikDeutschland nochmals um fast 1 Prozent zu. Die eigentlichen „Renner“ waren allerdings die
Gäste aus Frankreich (+ 7,6%) und aus Belgien(+ 12,5%). Der sicherlich wirtschaftsbedingteRückgang der
Gästezahl aus Großbritannien(—11,7%) wurde durch italienische Besucher(+ 7,6%) wettgemacht. Erstmals seit
Jahren gab es wieder einen ansehnlichen Zuwachs bei den Fremden aus der Schweiz(+ 10,7%) und aus Schwe¬
den (+ 15,7%). Unter den überseeischenHerkunftsländern fallen die einheitlich rasant steigenden Zahlen auf
dem lateinamerikanischenMarkt besonders auf. Spitzenreiter war Mexiko mit einem Zuwachs von mehr als 46
Prozent.Japan erreichte ein Plus von 18,5 Prozent. Was die Vereinigten Staaten betrifft, so war erwartungsge¬
mäß nach dem Oberammergau-Boom des Jahres 1980 ein Rückgang(—22%) zu verzeichnen. Diese Zahlen lie¬
gen allerdings bereits über den Zahlen des Jahres 1979, so daß für 1982 mit einem Gleichbleiben bzw. leichtem
Steigen der Gästezahl aus den Vereinigten Staaten zu rechnen ist.

Die besten Ergebnisse erzielten wieder die Fünf- und Vierstembetriebe(früher KategorieA 1 und A), auf die
bereits über 52 Prozent der Wiener Nächtigungen entfallen. Während in der Dreistern-Kategorie (früher B)
noch ein Plus von 0,8 Prozent aufscheint, gingen die Ubernachtungszahlenin den Zwei- und Einstern-Hotels
(früher KategorieC und D) um fast 3,5 Prozent zurück.

In Kooperation mit der Wiener Fremdenverkehrswirtschaft wurde im Fachbeirat für Ausstellungen die Betei¬
ligung des Fremdenverkehrsverbandes(FW ) an einer Reihe von Fach - und Publikumsveran¬
staltungen  empfohlen und durchgeführt. Bei diesen Veranstaltungenwar der Fremdenverkehrsverband
jeweils durch Hostessen bzw. Marktbetreuer vertreten, die auch den anwesenden Vertretern der Wiener Frem¬
denverkehrsbranchean die Hand gingen und Kontakte vermittelten.

Drei große Reisebüroveranstaltungen  fanden 1981 in Wien statt: Die Generalversammlung
des NiederländischenReisebüroverbandes wurde hier abgehalten. Der „IUI-100%-Club“ belohnte seine besten
Mitarbeiter mit einer Incentive-Reise nach Wien. Im Dezember 1981 schließlich führte die Deutsche Bundes¬
bahn in Wien eine Schulung ihrer Counterkräftedurch. Diese Schulung fand in Form einer amüsanten Rätsel-
Rallye statt, bei der Wien in seiner Vielfalt präsentiert werden konnte. Bei der Tourismusmesse in Triest wurde
ein Wiener Kaffeehaus aufgestellt. Die historische Verbindung zwischen Wien und Triest spiegelte sich in der
überaus starken Frequentierung dieses Lokales wider.

Aus Kostengründen wurde die Zahl der Studiengruppen,  die in Zusammenarbeitmit der Österrei¬
chischen Fremdenverkehrswerbung(ÖFVW) bzw. den Austrian Airlines (AUA) nach Wien reisten, reduziert.
Im Jahre 1981 wurden 39 Studiengruppen mit etwa 480 Teilnehmern vom Wiener Fremdenverkehrsverband
betreut. Außerdem gab es einige Studienreisen, die vom Verband selbständig durchgeführt wurden: Besonders
zu erwähnen sind zwei Gruppen, und zwar eine, die mit Air France(Reisebüro und Reiseleiter) kam, sowie eine
Programmstudienreise, die unter dem Titel „Potpourri Viennois“gemeinsam mit dem großen belgischen Veran¬
stalter Skytours durchgeführtwurde. Sichtbarer Effekt dieser Studienreisen ist der sehr günstige Tarif Vacances
zwischen Paris und Wien für 1.050 Francs. Ein ähnliches Programm ist für das Jahr 1982 mit Swissair geplant.
Eine besonders enge Zusammenarbeitergab sich auch im Jahre 1981 mit den ÖsterreichischenBundesbahnen
und mit der Deutschen Bundesbahn.

Das Kongreßgeschäft  war 1981 für Wien sehr zufriedenstellend. Acht Kongresse mit mehr als
2.000 Teilnehmernwurden im FW registriert, acht Kongresse zählten zwischen 1.000 und 1.600 Teilnehmern.
Insgesamt wurden 509 Kongresse, Messen, Tagungen und ähnliche Veranstaltungen, darunter 66 internationale
Kongresse, gemeldet, wobei jedoch zu berücksichtigenist, daß in diesen Zahlen auch sämtliche Seminare und
Tagungen der internationalenOrganisationen enthalten sind. Etwa 120.000 bis 130.000 Personen besuchten im
Jahre 1981 Wien unter dem Motiv eines Kongresses. Dabei gelang es, durch die Terminisierung der Kongresse
tatsächlich Saisonschwächen auszugleichen und eine Verlängerung der Hauptsaison — insbesondere im Früh¬
jahr — zu erreichen.

Mit PTMI und GTU, zwei großen amerikanischen Incentive- und Special-Interest-Büros, wurden„Fam-Trips“
für ausgewählte Gruppenreise-Veranstalter organisiert. Ein besonderer Akzent wurde von den Lebensversiche¬
rungen in den Vereinigten Staaten gesetzt: Im Sommer 1981 fand eine Studienreisevon zehn ausgesuchten
Entscheidungsträgernaus der Versicherüngsbranchenach Wien statt. Im Herbst nahmen Vertreter des FW
Wien mit einer großen Wiener Delegation an der Generalversammlungder Life Insurance Management Re¬
search Association in Dallas teil. Von besonderer Bedeutung war eine Gruppe, die von AUA London mit Confe-



rence Promotions organisiert wurde und zehn Top-Entscheidungsleuteaus Großbritannien mit dem Wiener
Kongreßangebot bekannt machte.

Auch der  Verein „Vienna Med Congress “ , in dessen Exekutivausschuß der FW Wien maß¬
geblich mitentscheidet, konnte erfolgreich tätig werden. Der Weltpsychiatrie-Kongreß 1983 wurde für Wien
endgültig fixiert, auch der Weltkongreß für Chemotherapie wird 1983 in Wien stattfinden. Im Frühjahr wurde
vor potentiellen Wiener Kongreßveranstaltem eine Präsentation über die Kongreßstadt Wien durchgeführt und
im Herbst eine ähnliche Veranstaltung vor Entscheidungsträgem in der Medizin aus den USA wiederholt.
Dabei konnte die Kongreß-Diashow des Verbandes mit viel Erfolg eingesetzt werden. Diese 20-Minuten-Schau
wurde im Rahmen des Verbandes selbst produziert und liegt nun in den Sprachen Deutsch, Englisch, Franzö¬
sisch, Italienisch und Spanisch vor. Die Kongreßfibel„Leitfaden für Kongreßveranstalter“ konnte 1981 plange¬
mäß fertiggestellt werden.

Am Beginn der Auslandsveranstaltungen,  die vom FW Wien im Namen und auf Rechnung
der Stadt Wien veranstaltet werden, stand 1981 eine große Wien-Präsentation in Lissabon. Sie fand vom
24. April bis 17. Mai in einem Pavillon des Botanischen Gartens der Stadt Lissabon statt. Zusätzlich gab es kuli¬
narische Wochen im Hotel Ritz-Intercontinental, wozu ein Zitherspieler aus Wien eingeflogen wurde. Im
StadttheaterS. Luiz wurde die Ausstellung„Österreichische Graphik der Jahrhundertwende —Klimt—Schiele“
gezeigt. Weitere Programmpunktewaren ein Strauß-Konzert unter der Leitung von Hans Graf, österreichische
Filmwochen und in den Räumen des Goethe-Instituts eine Ausstellung über Robert Musil. Die Wien-Wochen
verliefen äußerst erfolgreich und waren seit Jahren die bedeutendste Präsentation eines Landes in Lissabon. Alle
Veranstaltungen fanden großes Interesse bei der Öffentlichkeit, was sowohl die Besucherzahl als auch die vielen
begeisterten Berichte in den Massenmedien zeigten. Die Ausstellung„Wien in Lissabon“, in der den Besuchern
nicht nur ein Eindruck vom Stadtbild und vom reichen Kulturleben der österreichischen Bundeshauptstadt,
sondern auch mit Erfolg die Atmosphäre Wiens vermittelt wurde, verzeichnete einen Rekord von über 30.000
Besuchern. Sie wurde von Bürgermeister Gratz, der aus diesem Anlaß Lissabon offiziell mit einer Delegation der
Stadt Wien besuchte, gemeinsam mit dem Lissaboner Bürgermeister und dem österreichischenBotschafter am
24. April eröffnet.

Die zweite Veranstaltung fand vom 22. August bis zum 27. September in Palma de Mallorca  statt.
Die Wien-Austeilung wurde dem einheimischen und internationalen Publikum in der sogenannten „Lonja“,
einem spanisch-gotischen Gebäude, präsentiert. Der Besucherdrang übertraf die Erwartungen bei weitem: Mehr
als 170.000 Menschen haben „Viena se presenta“gesehen. Auch in Palma gab es ein Wiener Kaffeehaus, in dem
ein Zuckerbäcker der Konditorei Oberlaa „Wiener Patisserie“ anfertigte. Die Ausstellung wurde von Finanz¬
stadtrat Hans Mayr in Anwesenheit einer Delegation aus Wien, des Bürgermeisters und des Kulturstadtrates
von Palma eröffnet.

Den Abschluß der Veranstaltungenfür 1981 bildete die Wien-Ausstellung in der „Galerie des Beaux-Arts“ in
Bordeaux.  Die Exposition wurde am 6. November in Anwesenheit von Bürgermeister Jacques Chaban-Del-
mas, dem langjährigen französischen Ministerpräsidentenbzw. Präsidenten der Nationalversammlung, und des
österreichischen Botschafters in Paris eröffnet. Sie war bis zum 22. November 1981 geöffnet und wurde von den
Gastgebern als großer Erfolg bezeichnet.

In allen drei Städten wurde jene Wien-Präsentation eingesetzt, die schon 1980 in Paris und Straßburg das
Publikum begeistert hat. Auf rund 800 m2 Fläche wird das Wien von gestern und heute dargestellt. Ein speziel¬
ler Teil der Ausstellung befaßt sich mit Wien als Musikstadt. Auch dem Kunstgewerbeund seinen hochwerti¬
gen Produkten ist ein eigener Teil gewidmet. Als Blickfang und Zentrum fungiert ein großes Modell der Wiener
Innenstadt, in dem von den Besuchern historische Gebäude auf Knopfdruck beleuchtet werden können.
Anfang 1982 wird diese Ausstellung in Lyon zu sehen sein.

Anläßlich des Weltkongresses der COTAL, des lateinamerikanischenReisebüroverbandes, wurde in Malaga/
Torremolinos im Hotel Castillo de Santa Clara in der Zeit vom 24. bis 30. Mai ein Kaffeehaus eingerichtet. Ein
Wiener Patissier hat an Ort und Stelle Spezialitäten zubereitet.

Auch 1981 war es möglich, durch die Betreuung von Reisejournalisten  aus aller Welt viel
Publizität für Wien zu erreichen. Wiederum zumeist in bester Zusammenarbeit mit den Zweigstellen der
ÖFVW konnten zahlreiche Medienvertreter nach Wien eingeladen und hier betreut werden. Insgesamt kamen
314 Medienvertreter, von denen etwa ein Drittel auf Kosten des FW in Wien logierte. Am größten war das
Interesse an Wien in den beiden Hauptherkunftsländem der Wien-Besucher, der Bundesrepublik Deutschland
und den USA.

Neben den Berichterstattern für Zeitungen und Zeitschriften kamen auch diverse Fernseh - und
Hörfunkteams  nach Wien. AVRO-TV (Niederlande) drehte — bereits zum dritten Mal — eine Musik¬
sendung in Wien, wiederum mit Marion Lambriks(„Wien, Wien, nur du allein . . .“). Ein deutsches Team gestal¬
tete eine Reportage über die DB-Städtereisen nach Wien; eine ähnliche Sendung entstand für das belgische
Fernsehen. Kanadische TV-Teams befaßten sich mit dem Riesenrad und der Spanischen Reitschule. TV Suisse
Romande drehte für die Serie„Europäische Städte“. Aus Japan waren Reportageteams von Nihon TV und Nip-
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pon TV zu Gast. Für Hörfunkstationen in Deutschland wurden Sendungen zu den Themen „Vorstadtballaden“,
„Opernball“, „Neues aus Wien“ und „Wiener Dorotheum“ aufgenommen. NHK Tokio nahm für das „Album
berühmtester Musikwerke“ auf.

Unter den registrierten Berichten in der Presse sind Alan Levys ausführliche Wien-Artikel in der „Internatio¬
nal Herald Tribüne“, ein „Zeit“-Bericht über den Wiener Jugendstil, ein großer Bericht in der Lateinamerika-
Ausgabe von „Geo“, eine Farbdoppelseitein „Berlingske Tidende“ (Kopenhagen), „Art, Music and Fabnlous
Foods“ in „Toronto Life“, eine „Epoca“-Reportage über den Flohmarkt, ein Shopping-Bericht in „Travel& Lei¬
sure“ (USA), Artikel in der „Schönen Welt“ (Deutschland), im „Guardian“ (England) und im Jewish Herald“ zu
nennen.

Neben der Betreuung von Reisejoumalistenin Wien wurden die Redaktionen auch regelmäßig mit neuen
Meldungen versorgt, wie mit Pressediensten„Wien informiert“, „Vienna calling“, „Ici Vienne“, „Aqui Viena“ und
„wiener szene“.

Die Aktion „Freundlicher Wiener “ wurde 1981 bei der Frühjahrs- und der Herbstmesse sowie
während der Festwochen fortgesetzt. Die Verteilung von Zehntausenden Klebern „Ich bin ein freundlicher
Wiener“ wurde mit „Freundlichkeitstests“ von Kurt Votava(ORF) ergänzt.

„W ien — eine Stadt stellt sich vor“  ist das Motto jener 200 Tafeln an bedeutenden Gebäuden,
die dem Gast Namen und Baudaten vermitteln. Die dazugehörige, bisher unter dem gleichen Titel erschienene
Broschüre wurde ab Herbst 1981 einvemehmlich mit dem Kulturamt einer völligen Neubearbeitung und
-gestaltung unterzogen und wird im Frühjahr 1982 unter dem neuen Titel „W ien von A bis Z“ erschei¬
nen. Die Redaktion der Neuauflage wurde im Pressereferat besorgt. Die Hauszeitschrift des Verbandes, „ren-
dezvous wien “ , ist 1981 vierteljährlich erschienen. Das Heft 4/81 war bereits dem Haydnjahr 1982
gewidmet und brachte eine umfangreiche Dokumentation über Haydns Beziehungen zu Wien in Bild und Text.

Wie bisher wurden in der Veranstaltungsredaktion  wieder die Unterlagen für die monatlichen
Programme des FW Wien sowie für zwei Jahresvorschauengesammelt. Die Daten wurden auch im täglich
außer Sonntag um 7.45 Uhr von Radio Wien ausgestrahlten„Tip des Tages“ für Wien-Besucher sowie für den
Tonbanddienst unter der Telefonnumer 15 15 verwendet. Mit schriftlichenAnfragen um Auskunft wandten
sich 1981 mehr als 10.500 Interessenten an den Verband. Wie bisher war die möglichst individuelle Beantwor¬
tung dieser Anfragen das Ziel der damit befaßten Mitarbeiterinnen.

Das Wiener Fremdenverkehrskonzept  1980/81 wurde im Frühjahr 1981 nach einer
Schlußredaktion gedruckt und allen Stellen, die es wünschten, wie auch dem Wiener Landtag vorgelegt. Im
Herbst 1981 begannen Vorarbeiten für die Gewichtung der touristischen Statistik über den Umsatz pro Gast
(Projekt Gästebewertung ) , um aussagekräftigere Daten als die bloße„Kopfstatistik“ zu gewinnen.

In den fünf Informationsstellen  wurden insgesamt rund 500.000 Besucher betreut. Die meisten
Gäste konnten in der Opernpassage (263.500) registriert werden, gefolgt von den InformationsstellenWest
(140.000), Flughafen(70.000), Süd (25.000) und DDSG (1.500).

Am 27.Juni wurde die Informationsstelle Süd,  die bis dahin als Langzeitprovisorium in einem
ehemaligen Eisenbahnwaggon untergebracht war, in neue Räume an der Triester Straße 149 verlegt. Diese Aus¬
kunftsstelle bietet auf 30 m2 neben dem Info-Center, einer Litfaßsäule, Plakatwändenund einer Jugendecke
auch ein eigenes Gästetelephonund Gäste-WC. Vor dem Gebäude stehen zehn reservierte Gästeparkplätze zur
Verfügung. Die wesentlich günstigere Lage des neuen Gebäudes und die schon an der Südautobahn beginnende
Beschilderung hatten bereits positive Auswirkungen auf die Frequenz. Gegenüber 1980 konnten um 10.000
Besucher mehr betreut bzw. rund 600 Zimmervermittlungenmehr vorgenommen werden.

Auch die Informationsstellein der DDSG - Schiffsstation  erhielt ein modernes „Gesicht“. Zur
Betreuung der mit dem Schiff ankommenden Wien-Besucher steht nun in der Passagierhalle des im Juni 1981
eröffneten neuen Schiffahrtszentrums ein Informationsschalterzur Verfügung.

Im Jahre 1981 konnten die Verhandlungen zur Errichtung einer Informationsstellein der Autobahn¬
station Wien - Auhof  trotz komplizierterVertrags- bzw. Besitzverhältnisse abgeschlossen werden. Mit
den Bauarbeiten wurde im Oktober 1981 begonnen, die Fertigstellung bzw. der Umzug vom Novotel in den
neuen Informationspavillon ist für Ende Februar/AnfangMärz 1982 vorgesehen.

Im Flughafen  ist nach Absprache mit der Flughafenverwaltung geplant, eine neue Informationskoje
einzurichten. In den bereits erstellten Plänen ist eine Benützung in zwei Bereichen vorgesehen, so daß unsere
Kunden auch innerhalb und außerhalb des „Zollauslandes“ betreut werden können. Mit den Bauarbeiten kann
nach Klärung der Finanzierungsfrage begonnen werden.

Die Einnahmen aus der Ortstaxe sind die Grundlage des Budgets  des FW Wien. Im Voranschlag 1981
wurden hiefür 29,5 Millionen Schilling angesetzt, von den Betrieben jedoch rund 33,9 Millionen Schilling abge¬
führt. Infolge dieser erfreulichen Entwicklung konnte die Fremdenverkehrskommissionnoch im Jahre 1981
zusätzliche Werbemaßnahmenbeschließen. Für die Herausgabe von repräsentativen Publikationensowie für die
Durchführungder offiziellen Auslandsveranstaltungenund der auf dem gegenseitigen Tausch beruhenden Ver¬
anstaltungen wurde von der Stadtverwaltung ein Sonderbudgetzur Verfügung gestellt. Die Stadt Wien und die
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Wiener Handelskammerstellten paritätisch Mittel für den Auskunftsdienst(je 0,8 Millionen Schilling) und für
die Kongreßförderung(je 2,5 Millionen Schilling) zur Verfügung. Wie auch in den vergangenen Jahren hat die
Wiener Handelskammer die Hälfte der Druckkosten für die Hotellisten und die Gastronomieverzeichnisse
übernommen. Der Fremdenverkehrsverbandhat 1981 32 ständige Mitarbeiter sowie 28 Hostessen, die vorwie¬
gend nur während der Sommersaison tätig waren, beschäftigt.
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Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten
der Stadt Wien

Die bereits seit mehreren Jahren zu beobachtende Zunahme der Zahl der von der Krankenfürsorgeanstalt
der Bediensteten der Stadt Wien (KFA) betreuten Personen hielt auch im Jahre 1981 an. Im einzelnen nahm
die Zahl der aktiven Beamten im Jahresdurchschnitt gegenüber dem Vorjahr um 993 auf 36.596 zu, während
die der Bezieher von Ruhe- und Versorgungsgenüssen um 234 auf 22.240 zurückging. Die Zahl der anspruchs¬
berechtigtenAngehörigen nahm um 515 zu und betrug damit im Jahresdurchschnitt 38.585. Die Gesamtzahl
der geschützten Personen war daher mit 97.421 um 1.274 höher als im Vorjahr.

Die finanzielle Situation  der Anstalt entwickelte sich entgegen den ursprünglichen Prognosen
weiterhin günstig, was darauf zurückzuführenwar, daß einerseits die Gelderträgnisse(Zinsen) überdurchschnitt¬
lich hoch waren, andererseits aber auch die Ausgabepositionen weniger als erwartet angestiegen sind. Dazu kam
noch, daß das Sanatorium Hera mit den Ambulanzenüberdurchnittliche Erträge zu verzeichnen hatte, was vor
allem auf die Verträge mit der Wiener Gebietskrankenkasse und den Privatversicherungen zurückzuführenist.
Dies alles führte dazu, daß im Jahre 1981 ein positiver Gebarungsabschlußmöglich war. Der voraussichtliche
Gebarungsüberschuß von etwa 32 Millionen Schilling soll zu einem Teil der Allgemeinen Rücklage zugeführt,
zum anderen Teil zur Dotierung der Pensionsrückstellungherangezogenwerden.

Für Leistungen an Anstaltsmitgliederund deren Angehörige wurden 589,4 Millionen Schilling ausgegeben,
das sind um 43,2 Millionen Schilling oder 7,9 Prozent mehr als im Vorjahr. Der Anteil der Leistungen an den
Gesamtausgaben betrug 92,9 Prozent.

Die Kostenentwicklungder einzelnen Leistungssparten war unterschiedlicherals in den Vorjahren und zeigte
folgendes Bild: Die Ausgaben für ärztliche Hilfe sowie für Zahnbehandlung und Zahnersatz stiegen gegenüber
dem Jahr 1980 um 10,5 bzw. 8,2 Prozent. Zugenommen hat gegenüber dem Vorjahr die Steigerungsrate für An¬
staltspflege um 12,1, die für die erweiterte Heilfürsorge um 12,5 Prozent. Eine weiter sinkende Tendenz wiesen
die Kosten für Heilmittel auf. Während im Jahre 1980 die Steigerungsrate noch 12,3 Prozent betrug, sank sie
1981 auf 10,1 Prozent. Die Kosten für die Gesundenuntersuchungenhaben sich um 14,7 Prozent erhöht, wobei
die Anzahl dieser Untersuchungen auf 2.452 (+ 5,5%) angestiegen ist.

Im Sanatorium Hera nahm die Zahl der Verpflegstage gegenüber dem Vorjahr um 395 auf 50.114 zu. Intern
gesehen, zeichnete sich hiebei eine Zunahme der Zahl an Operationen sowie an geburtshilflichen Fällen ab. Das
Ansteigen der Zahl der Privatpatienten, und zwar um 1.003 Verpflegstage, hielt an. Die Gesamtzahl der Unter¬
suchungen und Behandlungen in den Ambulatorien der verschiedenen Fachrichtungen lag mit 442.557 um
22.564 oder 5,4 Prozent höher als im Vorjahr. Hievon entfielen 150.931 auf die Zahnambulatorienund 291.626
auf die sonstigen Fachambulatorien.

Im ErholungsheimRaxblick waren insgesamt 1.249 Patienten an zusammen 21.107 Verpflegstagen unterge¬
bracht. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies eine Abnahme um 20 Patienten bzw. einen Anstieg um 366 Ver¬
pflegstage. Der Anteil der Selbstzahler an der Gesamtpatientenzahlfiel von 25,6 Prozent im Jahre 1980 auf 25,1.
Außerdem wurden im Rahmen der erweiterten Heilfürsorge weiteren 1.156 Personen — das sind um 181 Per¬
sonen mehr als im Vorjahr — Zuschüsse für Erholungsaufenthalteim Gesamtausmaßvon 20.785 Tagen ge¬
währt. Bei 1.965 Fällen mit 44.109 Verpflegstagen erfolgte die Unterbringung in Vertragseinrichtungender
KFA, während in 482 Fällen mit 10.036 Verpflegstagen Zuschüsse gewährt wurden.

Das KindererholungsheimSeebenstein, das in den Sommermonaten immer als Saisonbetrieb geführt wurde,
mußte 1981 stillgelegt werden. Der hauptsächlicheGrund besteht darin, daß die Wiener Gebietskrankenkasse,
die bisher mehr als die Hälfte der im Heim untergebrachten Kinder stellte, die Ferienaktionenfür die Kinder
ihrer Versichertennach Seebenstein einstellte. Da ein Heimbetrieb nur mit Kindern von Mitgliedern unserer
Anstalt wirtschaftlich nicht vertretbar ist und sich an dieser Situation vermutlich auch in den nächsten1 Jahren
nichts ändern wird, mußte das Heim geschlossen werden. Der Vorstand der KFA hat daher auch in seiner Sit¬
zung am 11.Juni beschlossen, die gesamte Liegenschaft Seebenstein zum Verkauf anzubieten. Mit dem Verkauf
wurde ein Immobilienbüro beauftragt. Es sind wohl bereits einige Interessenten aufgetreten, doch sind diese
vom Kauf des Grundstückesaus Geldmangel wieder zurückgetreten. Für den Ausfall des Erholungsheimes See¬
benstein wurde für die Kinder unserer Mitglieder ein Ausgleich gesucht. So ist es unserer Anstalt gelungen, im
Jahre 1981 53 Kinder zu einer Meereskur, die von der Gebietskrankenkasse für Niederösterreich in Milano Ma¬
ritima organisiert wurde, zu schicken. Darüber hinaus wurden die Zuschüsse für Kinder zu freigewählten Land¬
aufenthalten von 30 auf 50 S pro Tag erhöht.

Wie in den Vorjahren setzte die KFA auch im Jahre 1981 wieder beträchtliche Mittel zur Fortführung ihrer
Investitionstätigkeitein. Im Sanatorium Hera ergaben sich bei der Planung des Operationstraktes insofeme
Schwierigkeiten, als die ursprünglich vorgeseheneVerlegung der aseptischen Operationssälein den 1. Stock
nicht durchführbar ist, weil die erforderliche Raumhöhe für die Installation der Versorgungsleitungen nicht aus¬
reicht. Es mußten daher neue Lösungsmöglichkeiten gesucht werden. Nunmehr besteht die berechtigte Hoff-
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nung, dieses Projekt durch den Ausbau des Dachgeschosses verwirklichen zu können. Die Planungen durch ein
Architektenbüro sind voll im Gange. Weiters wurden der Umbau und die Neueinrichtung des Röntgeninstitu¬
tes vollendet, so daß nunmehr ein auf dem letzten Stand der Technik stehendes Institut zur Verfügung steht.

Der Neubau des Zahnambulatoriumswurde plangemäß weitergeführt, die Inbetriebnahme kann wie vorgese¬
hen in der ersten Jahreshälfte 1982 erfolgen. Durch die Übersiedlung des ZahnambulatoriumsFloridsdorf in das
Gebäude in 21, Franz-Jonas-Platz 8, war es auch erforderlich, dieses Ambulatoriumneu zu gestalten. Die Inbe¬
triebnahme erfolgte im Oktober.

Im Erholungsheim Raxblick wurde die Modernisierung der Patientenzimmer fortgesetzt, umfangreiche An¬
streicherarbeitenmußten vorgenommenwerden.

Da die Erkrankungen des rheumatoiden Formenkreisesständig zunehmen und die derzeitigen Unterbrin¬
gungsmöglichkeitenin Badgastein und Bad Hofgastein äußerst mangelhaft sind, war schon seit einiger Zeit an
die Errichtung einer eigenen Kuranstalt gedacht. Der Anstalt wurde Ende 1981 in Badgastein ein Grundstück
in zentraler Lage mit einem Servitut zur Benützung des Thermalwassers zum Kauf angeboten. Der Vorstand hat
in seiner Sitzung am 10. Dezember 1981 diesem Kauf zugestimmt. In den nächsten Jahren soll ein Kurheim in
der Größenordnung von 40 bis 50 Betten mit allen für den Kurbetrieb erforderlichenmedizinischen Einrich¬
tungen errichtet werden.

In den verschiedenenKurorten standen für die Unterbringung und Betreuung der von der KFA entsandten
Patienten wieder die bereits in den Vorjahren bewährten Vertragseinrichtungenzur Verfügung.
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